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Beschluss des Bundeskabinetts zum 
Berufsbildungsbericht 2000 

Das Bundeskabinett nimmt den Berufsbildungsbericht 2000 
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung zustim- 
mend zur Kenntniss und stellt dazu fest: 

1 . 1999 haben sich die Ausbildungschancen der Jugendlichen verbessert: Bundesweit 
wurden rund 18.500 neue Ausbildungsverträge mehr als 1998 abgeschlossen. Die 
Anzahl der Ende September 1999 noch nicht vermittelten Bewerber und Bewerberin- 
nen ist gegenüber 1998 um fast 18 % auf knapp 29.400 gesunken. In den alten 
Ländern war erstmals seit 1996 die Zahl der noch unvermittelten Bewerber und 
Bewerberinnen. Jedoch ist das betriebliche Ausbildungsangebot in einer größeren 
Zahl von Regionen noch unzureichend. Auch in den neuen Ländern war die Ausbil- 
dungsbilanz unter Einschluss der noch verfügbaren Plätze in Sonderprogramm Ende 
September 1999 nahezu ausgeglichen. 


2 . Diese Verbesserungen der Ausbildungsbilanz ist allerdings auf die Ausweitung der 
öffentlich finanzierten Ausbildung, insbesondere auf das Sofortprogramm der 
Bundesregierung zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, Qualifizierung 
und Beschäftigung Jugendlicher zurückzuführen. Das Angebot an betrieblichen 
Ausbildungsplätzen ist nach wie vor nicht befriedigend. Die damit verbundene 
Verschiebung von Ausbildungslasten auf die öffentliche Hand ist nicht akzeptabel. 
Die Bundesregierung appeliert an Wirtschaft, Länder und Kommunen, ihr 
Ausbildungsplatzangebot im Jahr 2000 deutlich auszuweiten. Sie hat ihr Ausbil- 
dungsplatzangebot im Bereich der Bundesverwaltung bereits 1999 erhöht und die 
Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge um rund 12 % gesteigert. 


3. Die im Rahmen des vom Bundes für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit 
im Juli 1999 beschlossenen Ausbildungskonsensens vereinbarten regionalen 
Ausbildungskonferenzen und Nachmittlungsaktionen sind von den Bündnispartnern 
mit Unterstützung der Arbeitsämter erfolgreich durchgeführt worden: Die Anzahl der 
unvermittelten Bewerber und Bewerberinnen sank in den alten Ländern von rund 
19.600 am 30. September 1999 um fast 70 % auf rund 5.900 am 29. Februar 2000. In 
den neuen Ländern sank die im gleichen Zeitraum um rund 78 % von knapp 9.800 
auf rund 2.200. Die Bundesregierung hat dies mit dem bis Ende 2000 verlängerten 
Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit, wofür einschließlich der 
Mittel aus dem Europäischen Sozialfonds erneut zwei Mrd. DM bereit gestellt wer- 
den, in den alten und neuen Ländern bis zum 29. Februar 2000 nach der Ausbil- 
dungsvermittlungsstatistik mit rund 3.500 außerbetrieblichen Ausbildungsplätzen 
unterstützt. In den neuen Ländern hat dazu ferner der Einsatz noch freier Sonderpro- 
grammplätze beigetragen, während das betriebliche Ausbildungsangebot dort nahezu 
ausgeschöpft war. Bundesweit suchten damit Ende Februar 2000 noch rund 8.200 der 
am 30. September 1999 unvermittelten Bewerber und Bewerberinnen einen Ausbil- 
dungsplatz, das sind 27 % weniger als im Februar 1999. 


4 . Die Zahl der neuen betrieblichen Ausbildungsverhältnisse war in den neuen Ländern 
erneut deutlich rückläufig, obwohl ein erheblicher Teil von ihnen mit unterschiedlich 
hohen Beträgen staatlich subventioniert wurde. Ziel einer zukunftsgerichteten 
Ausbildungspolitik in den neuen Ländern muss es sein, so rasch wie möglich ein aus- 
reichendes, von den Betrieben, Praxen und Verwaltungen selbst getragenes und finan- 
ziertes betriebliches Ausbildungsplatzangebot zu erreichen. Aufgrund der Wirtschaft- 
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liehen Ausgangslage kann dieses Ziel nur schrittweise realisiert werden. Dazu ist 
angesichts des Umfangs und der Vielfalt der staatlichen Ausbildungsplatzförderung 
in den neuen Ländern eine bessere Abstimmung der Förderkonzepte notwendig. 


5. Für die Zukunftschancen der Jugend, die dauerhafte Beschäftigungsfähigkeit der 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen und die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft sind die Sicherung der Ausbildungschancen der jungen Generation sowie 
die Modernisierung des dualen Systems der Berufsausbildung und der beruflichen 
Weiterbildung von besonderer Bedeutung. 


Mit den im Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit vereinbarten 
Leitlinien und Maßnahmen sind die Grundlagen für eine nachhaltige Modernisierung 
des Ausbildungssystems durch aktualisierte und neue Ausbildungsberufe sowie mehr 
Flexibilität und Differenzierung verbessert worden. Darüber hinaus wurden im 
Bündnis weitreichende Aktivitäten und Leitlinien zur Sicherung eines ausreichenden 
Ausbildungsplatzangebotes insbesondere in den neuen Ländern, zur Förderung von 
Jugendlichen mit schlechteren Startchancen, zur Früherkennung von neuem 
Qualifikationsbedarf sowie zur strukturellen Weiterentwicklung der dualen 
Berufsausbildung und der beruflichen Weiterbildung vereinbart. Diese Vereinbarun- 
gen müssen in 2000 weiter zügig umgesetzt werden. Die Bündnispartner stehen in 
einer gemeinsamen Verantwortung dafür. Die Bundesregierung wird ihren Beitrag 
dazu leisten. 


6. Die berufliche Bildung ist ein wesentlicher Bestandteil des Bildungssystems. Die 
Sicherung der Qualität und der Zukunftsfähigkeit des deutschen Bildungssystems im 
internationalen Vergleich ist eine grundlegende gesellschaftliche Aufgabe und erfor- 
dert einen breiten nationalen Dialog. Auf Initiative der Bundesregierung wurde des- 
halb das „Forum Bildung“ eingerichtet. Ziel des Forums ist es, Empfehlungen zu 
Bildungszielen, -Inhalten und -methoden zu erarbeiten, um Jugendliche und auch 
Erwachsene auf neue Herausforderungen besser vorzubereiten und zur Übernahme 
von Verantwortung im persönlichen und gesellschaftlichen Leben, in Arbeit und 
Beruf, in Kultur und Politik zu befähigen. 




Berufsbildungsbericht 2000 


Herausgegeben vom 

Bundesministerium für Bildung und Forsehung 



Vorbereitung des Berufsbildungsberichtes 

Die Aufbereitung der statistisehen Daten sowie wesentliehe Beiträge zu Teil II des Berufsbildungsberiehtes 2000 (Informationen 
und Daten zur berufliehen Bildung) wurden vom Bundesinstitut fär Berufsbildung im Rahmen seiner gesetzliehen Aufgaben geleistet 
(vgl. Liste der beteiligten Mitarbeiter im Anhang). Die Bundesanstalt fär Arbeit und das Institut fär Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forsehung haben ebenfalls an der Erstellung des Beriehtes mitgewirkt. Die Stellungnahme des Hauptaussehusses des Bundesinstituts 
fär Berufsbildung ist in die Überlegungen einbezogen worden. Die Verantwortung fär den Berufsbildungsberieht liegt beim 
Bundesministerium fär Bildung und Forsehung. 


Grafik: MFC Agentur für Untemehmeskommunikation, Münehen 
Druek: Druekpartner Moser, Druek + Verlag GmbH, Rheinbaeh (Mai 2000) 
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Teil I Berufsbildungsbericht 2000 

Ausbildung für alle - 
neue Ausbildungschancen für 
Jugendliche und Betriebe 

Ein modernes Berufsausbildungssystem mit leistungsfähigen 
Strukturen, das zugleich Übergangsmöglichkeiten in andere 
Bildungsbereiche ermöglicht, muss Grundlagen schaffen für 
individuelle berufliche Entfaltungsmöglichkeiten, für Innova- 
tions- und Wettbewerbsfähigkeit, für eine zukunftsorientierte 
Gestaltung der Arbeitswelt. Berufliche Bildung ist Bildung, 
Persönlichkeitsentwicklung, Standortsicherung und Beschäfti- 
gungsforderung zugleich. 

Bundesregierung, Wirtschaft und Gewerkschaften haben sich 
mit dem Ausbildungskonsens des Bündnisses für Arbeit, Aus- 
bildung und Wettbewerbsfähigkeit zum Ziel gesetzt, jedem jun- 
gen Menschen, der will und kann, eine Berufsausbildung zu 
ermöglichen. Viele Betriebe engagieren sich nachhaltig in der 
Ausbildung. Wirtschaft und Verwaltungen müssen aber insge- 
samt ein der Nachfrage entsprechendes Ausbildungsplatzange- 
bot sicherstellen. Strukturelle Erneuerung und Modernisierung 
der dualen Berufsausbildung müssen vorangetrieben werden. 
Dabei sind alle Beteiligten gefordert: Wirtschaft, Gewerkschaf- 
ten, der Bund und die Länder. 

Die Bundesregierung hat auch als Beitrag zur Sicherung 
eines ausreichenden Ausbildungsplatzangebotes 1998 u.a. das 
„Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit - Aus- 
bildung, Qualifizierung und Beschäftigung Jugendlicher“ ge- 
schaffen. Die große Resonanz auf dieses Sofortprogramm hat 
die Leistungsbereitschaft und den Willen zur Qualifizierung 
auch von Jugendlichen unterstrichen, die bisher keine Möglich- 
keit hatten, dies unter Beweis zu stellen. 

Ausbildung für alle bedeutet auch, dass sowohl für Jugendliche 
mit schlechteren Startchancen als auch für besonders leistungs- 
bereite Auszubildende adäquate Förderangebote vorhanden 
sein müssen. Mädchen und jungen Frauen müssen ihren Inter- 
essen und Neigungen entsprechend gleichberechtigte Chancen 
auf eine qualifizierte Berufsausbildung eröffnet werden. Der 
Rückstand von Migranten und Migrantinnen beim Zugang zu 
beruflicher Bildung muss aufgeholt werden. 

Durch die Nähe der betrieblichen Ausbildung zum aktuellen 
Arbeitsmarktbedarf wird der Übergang der Auszubildenden in 
eine erste Berufstätigkeit erleichtert und zugleich der aktuelle 
Qualifikationsbedarf der Betriebe gedeckt. Durch Förderung 
der Motivation und der Fähigkeit zur persönlichen und beruf- 
lichen Weiterentwicklung während des ganzen Berufslebens 
soll die dauerhafte Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen gesichert und zugleich dem sich konti- 
nuierlich wandelnden Qualifikationsbedarf der Betriebe durch 
flexibel und vielseitig ersetzbare Fachkräfte entsprochen wer- 
den. Orientierung am aktuellen Qualifikationsbedarf der Betrie- 
be, Persönlichkeitsbildung und Vermittlung fachübergreifender 
Schlüsselqualifikationen sind deshalb gleichgewichtige Ziele 
der Berufsausbildung. 

Bei der Weiterentwicklung und Modernisierung der dualen 
Berufsausbildung geht es um den Ausgleich von Qualifizie- 
rungs- und Bildungsinteressen von Jugendlichen, Betrieben, 
von Gesellschaft und Wirtschaft insgesamt. Eine fortlaufende 
Verständigung über Ziele und Aktivitäten zwischen Arbeitge- 
bern, Gewerkschaften und Politik ist deshalb für die Funktions- 
fähigkeit der dualen Berufsausbildung unerlässlich. Die Bera- 


tung der Bundesregierung in grundsätzlichen Fragen der Be- 
rufsbildung gehört zu den Aufgaben des Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung, in dem Arbeitgeber, Ge- 
werkschaften, Bund und Länder paritätisch vertreten sind. 

Ab 1999 konnten zudem in der Arbeitsgruppe „Aus- und Wei- 
terbildung“ im Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbe- 
werbsfähigkeit bereits eine Reihe von Vereinbarungen getrof- 
fen werden, die jetzt Schritt für Schritt umgesetzt werden. Dies 
gilt für den bundesweiten Ausbildungskonsens und die weite- 
ren Aktivitäten zur Sicherung eines ausreichenden Ausbil- 
dungsplatzangebotes insbesondere in den neuen Ländern, für 
die zur Förderung von Jugendlichen mit schlechteren Start- 
chancen beschlossenen Leitlinien und die gemeinsamen Grund- 
lagen und Orientierungen zur strukturellen Weiterentwicklung 
der dualen Berufsausbildung. 

Die Ausbildungschancen der Jugendlichen haben sich 1999 
verbessert. Dies ist allerdings vor allem auf den verstärkten 
Einsatz öffentlich finanzierter Programme zurückzuführen. Ein 
von der Wirtschaft getragenes ausreichendes Ausbildungsplatz- 
angebot konnte noch nicht erreicht werden. Dies gilt insbeson- 
dere für die neuen Länder. Die aus der schwierigen wirtschaft- 
lichen und wirtschaftsstrukturellen Lage resultierenden Be- 
schäftigungsprobleme haben zur Folge, dass die Wirtschaft dort 
ein für die geburtenstarken Jahrgänge ausreichendes Ausbil- 
dungsplatzangebot noch nicht bereitstellen kann. Deshalb sind 
auch in den kommenden Jahren ergänzende öffentlich finan- 
zierte Ausbildungsplatzprogramme erforderlich. 

Insgesamt bleibt die Wirtschaft gefordert, ihr Ausbildungsen- 
gagement weiter zu verstärken. Die duale Berufsausbildung 
muss weiterentwickelt und auf die Anforderungen einer Ar- 
beitswelt im Wandel orientiert werden, in der dauerhafte Arbeit 
im Rahmen des erlernten Berufs nicht mehr die Regel sein 
wird. Das duale System hat sich bewährt, es steht zugleich in 
einer Bewährungsprobe. 

1. AusbUdungssituation 1999 

In der gesetzlichen Definition nach §3 Abs. 2 BerBiFG ergibt 
sich das Angebot aus der Zahl der am 30. September neu abge- 
schlossenen Ausbildungsverträge sowie der bei der Bundesan- 
stalt für Arbeit gemeldeten unbesetzten Ausbildungsplätze. Die 
Nachfrage errechnet sich aus der Zahl der am 30. September 
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge sowie der bei der 
Bundesanstalt für Arbeit gemeldeten noch nicht vermittelten 
Bewerber und Bewerberinnen. Es gibt darüber hinaus Nachfra- 
ge und Angebote bei Ausbildungsplätzen, die in diesen Ab- 
grenzungen nicht erfasst werden und statistisch nicht nachweis- 
bar sind.^) 

Nach dieser Definition betrug am 30. September 1999 das An- 
gebot 654.454 Ausbildungsplätze, die Anzahl der Nachfragen- 
den 660.380. Die Angebots-Nachfrage-Relation ist damit ange- 
stiegen, und zwar von bundesweit 98,1 Ausbildungsplätzen pro 
100 Nachfragenden im Jahr 1998 auf 99,1 (vgl. Übersicht 1). 

Bei der Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge 
hat sich 1999 die positive Entwicklung fortgesetzt. Bundesweit 
wurden bis zum 30. September 1999 631.015 Ausbildungs- 
verträge abgeschlossen. Damit wurde das Vorjahresergebnis 
von 612.529 neuen Ausbildungsverhältnissen um 3,0% bzw. 
1 8.486 Neuverträge übertroffen. Der Zuwachs fiel in den neuen 
Ländern verhältnismäßig (+3,6 % bzw. +4.604) größer aus als 
in den alten Ländern (+2,9 % bzw. +13.882). 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Teil II, Kapitel 1.4.3 


Übersicht 1: Angebot und Nachfrage in den alten Ländern 1983 bis 1999, in den neuen Ländern 1992 bis 1999 
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Die dadurch verbesserte Ausbildungsplatzsituation ist aller- 
dings auf die Ausweitung der öffentlich finanzierten Ausbil- 
dung, insbesondere auf das Sofortprogramm zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit zurückzufähren, wobei die regionalen 
Unterschiede erheblich sind. Besonders in südlichen Regionen 
konnten betriebliche Plätze zum Teil wegen fehlender Nachfra- 
ge nicht besetzt werden, während vor allem in Regionen im 
industriellen Umbruch und in den neuen Ländern die Anzahl 
der Nachfrager die Zahl der angebotenen Plätze - zum Teil 
erheblich - überstieg. Das Gesamtangebot an betrieblichen 
Ausbildungsplätzen ist deshalb nach wie vor nicht befriedi- 
gend. Die damit verbundene Verschiebung von Ausbildungs- 
lasten auf die öffentliche Hand ist nicht akzeptabel. Sie gefähr- 
det auch das duale System beruflicher Ausbildung. 

Von der Gesamtzahl der am 30. September 1999 neu abge- 
schlossenen Ausbildungsverträge bestanden über das Sofort- 
programm der Bundesregierung 23.300 zusätzliche Ausbil- 
dungsverträge, davon 9.800 in den neuen Ländern. Weitere 
zusätzliche Ausbildungsverträge gab es, weil die Sonderpro- 
gramme in den neuen Ländern früher eingesetzt wurden und die 
Zahl der neuen Ausbildungsverhältnisse in der Benachteiligten- 
ausbildung nach §241 Abs. 2 SGB III sowie der Reha- Ausbil- 
dung nach § 102ff SGB III erhöht wurde. Die Gesamtzahl lässt 
sich statistisch nicht exakt nachweisen: Es dürften bundesweit 
rund 8.500 Verträge sein, davon rund 5.700 in den neuen Län- 
dern^). Das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
wird auf verlässlichere Datengrundlagen hin wirken. 

Die Anzahl der zum 30. September 1999 noch nicht vermittel- 
ten Bewerber und Bewerberinnen ging gegenüber 1998 um 
6.310 oder 17,7% auf insgesamt 29.365 (Anteil junge Frauen: 
52%) zurück, davon rund 19.600 (Anteil junge Frauen: 52%) in 
den alten und rund 9.800 (Anteil junge Frauen: 53%) in den 
neuen Ländern. Die Anzahl der noch unbesetzten Ausbildungs- 
plätze blieb mit rund 23.400 nahezu unverändert. Allerdings 
erfasst die Abschlussstatistik die nach dem 30. September aus 
Sonderprogrammen für unvermittelte Jugendliche vorgesehe- 
nen Ausbildungsangebote nur zum Teil; den unvermittelten 
Bewerbern und Bewerberinnen standen über die noch unbe- 
setzten betrieblichen Ausbildungsplätze hinaus weitere Ausbil- 
dungsangebote zur Verfügung. Zum 30. September 1999 gab es 
in den neuen Ländern und Berlin insgesamt 7.700 noch einsetz- 
bare Ausbildungsplätze aus dem Ausbildungsplatzprogramm 
Ost 1999 sowie aus den ergänzenden Sonderprogrammen der 
jeweiligen Länder. 

In den alten Ländern waren nach der Berufsberatungsstatistik 
der Bundesanstalt für Arbeit zum 30. September 1999 noch 
rund 19.600 unvermittelte Bewerber und Bewerberinnen re- 
gistriert. Erstmals seit 1996 stand ihnen mit rund 22.700 eine 
höhere Zahl offener Plätze gegenüber. In 52 von 144 Arbeit- 
samtsbezirken waren mehr unversorgte Bewerber und Bewer- 
berinnen als offene Ausbildungsstellen gemeldet; 1998 war 
dies noch in 68 Arbeitsamtsbezirken der Fall. Diese Entwick- 
lung ist zumindest zum Teil auf das Sofortprogramm der Bun- 
desregierung zurückzufähren^). 

Trotz der wiederum deutlich gestiegenen Zahl an neu abge- 
schlossenen Ausbildungsverträgen war der Ausbildungsmarkt 
in den alten Ländern immer noch durch regionale und berufs- 
strukturelle Ungleichgewichte gekennzeichnet. Neben den 
52 Arbeitsamtsbezirken mit - zum Teil erheblichen - Ausbil- 
dungsstellendefiziten gab es rund 20 Arbeitsamtsbezirke, in 
denen das Zahlenverhältnis zwischen noch unbesetzten betrieb- 
lichen Plätzen und noch nicht vermittelten Bewerbern und 


9 Vgl. Teil II, Kapitel 1.1.1 
9 Vgl. Teil II, Kapitel 1.1.3 


Bewerberinnen rechnerisch ausgeglichen war oder der Stel- 
lenüberschuss weniger als 15% betrug. Andererseits blieben in 
Regionen mit besserer Ausbildungsplatzsituation Bewerber 
und Bewerberinnen unvermittelt, weil das noch freie Aus- 
bildungsplatzangebot nicht ihren Berufswünschen oder ihre 
Qualifikation nicht den Anforderungen der Ausbildungsbetrie- 
be entsprach. 

In den neuen Ländern war am 30. September 1999 in allen 
Arbeitsamtsbezirken ein Defizit an Ausbildungsplätzen zu ver- 
zeichnen. Bei Abschluss der Berufsberatungsstatistik waren 
jedoch nicht alle Plätze aus Sonderprogrammen besetzt. Unter 
Einschluss dieser Ausbildungsangebote war die Ausbildungs- 
platzbilanz auch in den neuen Ländern nahezu ausgeglichen. 
Die Anzahl der neuen betrieblichen Ausbildungsverhältnisse 
war erneut deutlich rückläufig, obwohl ein erheblicher Teil 
der neu abgeschlossenen betrieblichen Ausbildungsverträge 
mit unterschiedlich hohen Beträgen staatlich subventioniert 
wurde. 9 

Nachvermittlung bis zum 31 Dezember 1999 

Die im Rahmen des vom Bündnis für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit am 6. Juli 1999 beschlossenen Ausbil- 
dungskonsenses 9 vereinbarten regionalen Ausbildungskonfe- 
renzen sind im Oktober und November von den Bündnispart- 
nern erfolgreich durchgefährt worden. In den Ausbildungskon- 
ferenzen - in der Regel von den Arbeitsämtern initiiert und 
organisiert - wurde auf der Grundlage aktueller Daten über die 
regionale Ausbildungsplatzsituation festgestellt, in welchem 
Umfang zusätzlicher Bedarf an weiteren betrieblichen Ausbil- 
dungsplätzen besteht. Ferner wurden Maßnahmen vereinbart, 
um das vorhandene regionale Ausbildungsstellenpotenzial 
möglichst vollständig auszuschöpfen und zu erweitern. 

Die Situationsanalysen der Ausbildungskonferenzen ergaben 
nach den Berichten der Arbeitsämter erwartungsgemäß ein sehr 
unterschiedliches Bild über die Lage auf dem Ausbildungs- 
markt in den verschiedenen Regionen. Während in einigen 
Regionen in den alten Ländern das Angebot an Ausbildungs- 
plätzen als ausreichend für die noch nicht vermittelten Bewer- 
ber eingeschätzt wurde, war dies in den neuen Ländern nicht 
der Fall. Insgesamt wurde im Vergleich zum Vorjahr eine leich- 
te Verbesserung der Ausbildungsstellensituation festgestellt. 

Von den am 30. September 1999 noch unvermittelten Bewer- 
bern und Bewerberinnen waren am 3 1 . Dezember 1999 in den 
alten Ländern 8.863 (-54,8 % zum 30. September 1999) noch 
als unvermittelt gemeldet. 1998 waren zum gleichen Zeitpunkt 
noch 11.891 Bewerber und Bewerberinnen als unvermittelt 
gemeldet (-49,1% zum 30. September 1998). Damit ist es in 
den alten Ländern durch die von den regionalen Bündnisaktio- 
nen unterstützte intensivierte Nachvermittlung gelungen, bis 
Ende Dezember den Anteil der nicht vermittelten Bewerber und 
Bewerberinnen stärker zu verringern als im Vorjahr. 

In den neuen Ländern sank die Anzahl der Ende September 
nicht vermittelten Bewerber und Bewerberinnen bis Ende 
Dezember auf 3.944 (-59,6%). Das Ergebnis der Nachvermitt- 
lungsaktion ist hier im Wesentlichen auf den Einsatz noch freier 
Sonderprogrammplätze zurückzuführen, von denen 1998 ein 
größerer Anteil erst nach dem 30. September eingesetzt wurde. 
1998 war im gleichen Zeitraum die Anzahl der nicht vermittel- 
ten Bewerber und Bewerberinnen um 65,4 % auf 4.261 zurück- 
gegangen. 


9 Vgl. zu den Programmen der Länder im Einzelnen Teil II, Kapitel 1.1.4 
9 Vgl. Kapitel 5 
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Bundesweit waren damit Ende Dezember 1999 rund 12.800 der 
am 30. September 1999 unvermittelten Bewerber und Bewer- 
berinnen noch ohne Ausbildungsplatz. Das sind rund 3.500 
weniger als im Dezember 1998. Im Zeitraum Oktober bis 
Dezember 1999 sind weitere Jugendliche hinzugekommen, die 
noch einen Ausbildungsplatz für das bereits laufende Ausbil- 
dungsjahr suchten und in die Vermittlungsaktivitäten der 
Arbeitsämter einbezogen wurden. 

Alte Länder im Einzelnen 

ln den alten Ländern ist die Anzahl der neuen Ausbildungsver- 
träge um 13.882 gewachsen. Mit 497.216 neuen Ausbildungs- 
verträgen wurde das Vorjahresergebnis um 2,9 % übertroffen. 

Von den Ausbildungsbereichen erreichten nur Industrie und 
Handel mit 16.164 neuen Verträgen einen Zuwachs (+6,7%; 
vgl. Übersicht 2). Zu Rückgängen kam es dagegen im Hand- 
werk mit einer Verringerung um 1.157 Verträge (-0,7%), in 
Ausbildungsberufen des Öffentlichen Dienstes mit 53 Verträ- 
gen (-0,4%), in der Landwirtschaft mit 370 Verträgen (-3,2%), 
den Lreien Berufen mit 407 Verträgen (-0,9 %). Der Rückgang 
im Bereich der Hauswirtschaft mit 295 Verträgen (-7,7%) ist u. 
a. auf eine veränderte statistische Erfassung zurückzuführen. 
Für die Berufsausbildung in der Hauswirtschaft wurden 1999 in 
Schleswig-Holstein erstmals die Industrie- und Handelskam- 
mern zuständige Stellen und ein Teil der neuen Verträge des- 
halb im Ausbildungsbereich Industrie und Handel erfasst. 

Im Öffentlichen Dienst und in den Freien Berufen wird ein 
erheblicher Teil der abgeschlossenen Ausbildungsverträge sta- 
tistisch anderen Ausbildungsbereichen zugeordnet. Nach einer 
Abfrage des Bundesministeriums des Innern ist dies in der Bun- 
desverwaltung bei mehr als 50% aller Ausbildungs Verträge der 
Fall. Insgesamt wurden 1999 in der Bundesverwaltung mit 
4.942 neuen Ausbildungsverträgen 525 oder rund 12% Verträ- 
ge mehr abgeschlossen als im Vorjahr. Damit wurde die von 
der Bundesregierung im Ausbildungskonsens für 1999 einge- 
gangene Selbstverpflichtung deutlich übertroffen, das Ausbil- 
dungsplatzangebot der Bundesverwaltung in den Berufen des 
dualen Systems in 1999 um über 6% zu erhöhen. 

Auch im Bereich der Länder wird im öffentlichen Dienst in 
erheblichem Maße in Ausbildungsberufen ausgebildet, die 
anderen Ausbildungsbereichen - insbesondere Industrie und 
Handel - zugeordnet werden. Konkrete Angaben liegen der 


9 Vgl. Teil II, Kapitel 1.1.1 


Bundesregierung nur zum Teil vor 9- Von der Arbeitsgruppe 
„Aus- und Weiterbildung“ im Bündnis für Arbeit, Ausbildung 
und Wettbewerbsfähigkeit wurde daher die Einrichtung einer 
Ad-hoc- Arbeitsgruppe mit Vertretern und Vertreterinnen der 
Kommunalen Spitzenverbände, der Länder und des Bundes 
beschlossen. Sie hat ein Verfahren vereinbart, mit dem verläss- 
liche Informationen über die Ausbildungsleistungen im gesam- 
ten öffentlichen Dienst auf möglichst unaufwendige Weise 
erhoben werden sollen. Ferner ist beabsichtigt, eine Erhebung 
über die neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge in aner- 
kannten Ausbildungsberufen (BBiG und HwO) nach Ausbil- 
dungsbereichen sowie Daten zu Ausbildungen im Beamtenver- 
hältnis und zu sozialversicherungspflichtigen Ausbildungsver- 
hältnissen außerhalb von BBiG- und HwO-Berufen durch- 
führen zu lassen. 

Neue Länder im Einzelnen 

In den neuen Ländern ist die Anzahl der neuen Ausbildungsver- 
träge um 4.604 gewachsen. Mit 133.799 neuen Ausbildungs- 
verträgen wurde das Vorjahresergebnis um 3,6% übertroffen. 
Dieser Zuwachs muss allerdings vor dem Hintergrund der Aus- 
weitung öffentlich voll finanzierter Ausbildungsplätze gesehen 
werden. 

In den neuen Ländern stellt die Wirtschaft knapp 60% der not- 
wendigen Ausbildungsplätze für Jugendliche aus den neuen 
Ländern zur Verfügung, rund 40% der Jugendlichen werden 
über das Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosig- 
keit der Bundesregierung, das Bund-Länder- Ausbildungsplatz- 
programm Ost 1999, in den Sonderprogrammen der neuen Län- 
der, über Benachteiligtenförderung nach SGB III oder in Be- 
trieben der alten Länder ausgebildet. 

Von allen Ausbildungsbereichen verzeichneten Industrie und 
Handel wie in den Vorjahren mit 5.724 neuen Verträgen den 
absolut stärksten Zuwachs (+8,2%; vgl. Übersicht 3). Einen 
deutlichen Zuwachs gab es darüber hinaus nur in der Landwirt- 
schaft mit 262 zusätzlichen Verträgen (+ 6,0 %). Demgegenü- 
ber kam es in anderen Bereichen zu Rückgängen. Erneut betrof- 
fen war davon das Handwerk mit einer Abnahme um 675 Ver- 
träge (-1,5%). Bei der Hauswirtschaft ging die Zahl der neuen 
Verträge nach dem starken Zuwachs im Vorjahr (+59,8%) um 
93 Verträge zurück (- 5,5 %). In den Ausbildungsberufen des 


9 Vgl. ebenda 
9 Vgl. ebenda 


Übersicht 2: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge nach zuständigen Stellen in den alten Ländern und 
Berlin (West) 1997 bis 1999 


Zuständige Stelle 

1997 

Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
Prozent 

1998 

Anzahl 

Veränderung 
zum Vorjahr 
Prozent 

1999 

Anzahl 

Verändemng 
zum Vorjahr 
Prozent 

Industrie und Handel 

223.007 

7,4 

242.071 

8,5 

258.235 

6,7 

Handwerk 

164.225 

-0,5 

167.994 

2,3 

166.837 

-0,7 

Öffentlicher Dienst 9 

12.920 

2,1 

11.996 

-7,2 

11.943 

-0,4 

Landwirtschaft 

11.395 

6,4 

11.427 

0,3 

11.057 

-3,2 

Freie Berufe 9 

46.696 

-6,1 

45.892 

-1,7 

45.485 

-0,9 

Hauswirtschaft 

3.417 

-0,8 

3.812 

11,6 

3.517 

-7,7 

Seeschifffahrt 

140 

-5,4 

142 

1,4 

142 

0,0 

Insgesamt 

461.800 

2,8 

483.334 

4,7 

497.216 

2,9 

9 Ohne jene Ausbildungsverträge, für die andere Stellen (Kammern) 

zuständig sind 
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Übersicht 3: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge nach zuständigen Stellen in den neuen Ländern und 
Berlin (Ost) 1997 bis 1999 


Zuständige Stelle 

1997 

Veränderung 

1998 

Veränderung 

1999 

Veränderung 



zum Vorjahr 


zum Vorjahr 


zum Vorjahr 


Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Industrie und Handel 

63.187 

4,5 

69.592 

10,1 

75.316 

8,2 

Handwerk 

47.346 

-5,5 

44.388 

-6,2 

43.713 

-1,5 

Öffentlieher Dienst 9 

3.600 

10,7 

3.202 

-11,1 

2.997 

-6,4 

Landwirtsehaft 

4.109 

14,4 

4.335 

5,5 

4.597 

6,0 

Freie Berufe 9 

6.379 

-0,3 

5.970 

-6,4 

5.558 

-6,9 

Hauswirtsehaft 

1.060 

-11,8 

1.694 

59,8 

1.601 

-5,5 

Seesehifffahrt 

8 

700,0 

14 

75 

17 

21,4 

Insgesamt 

125.689 

0,5 

129.195 

2,8 

133.799 

3,6 

Nachrichtlich: 

Ost- West-Mobilität 9 

14.400 


13.750 


13.970 


Mobilität in Berlin 9 

3.000 


3.000 


3.000 


Verträge insgesamt 

143.089 

1,1 

145.945 

2,0 

150.769 

3,3 


‘) Ohne Laufbahnausbildungen im Beamtenverhältnis und ohne jene neuen Ausbildungsverträge, für die andere Stellen (Kammern) zuständig sind 
Ohne jene neuen Ausbildungsverträge, für die andere Stellen (Kammern) zuständig sind 
^) Zusatzerhebungen des Bundesinstituts für Berufsbildung in Berufsschulen der alten Länder über Schüler aus den neuen Ländern, die eine Ausbildung in den alten Ländern 
begonnen haben 

'*) Schätzung der Pendlerströme von Auszubildenden aus Berlin (Ost), die eine Ausbildung in Berlin (West) begonnen haben 


Quellen: Bundesinstitut für Berufsbildung; Erhebungen zum 30. September sowie Mobilitätsuntersuchungen 


Öffentlichen Dienstes ist die Anzahl der neuen Verträge um 
205 (- 6,4 %) zurückgegangen, bei den Freien Berufen beläuft 
sich der Rückgang auf 412 Verträge (- 6,9 %). Bei einer Bewer- 
tung der Ausbildungsleistungen dieser beiden Ausbildungsbe- 
reiche ist zu berücksichtigen, dass ein erheblicher Teil der dort 
abgeschlossenen Ausbildungsverträge bei anderen zuständigen 
Stellen eingetragen wird. 


2. Aktivitäten zur Ausweitung des 
Ausbildungsplatzangebotes 1999 

Programme zur Sicherung des 
Ausbildungsplatzangebotes 

• Ausbildungsplatzprogramm Ost 1999 

Auch 1999 reichte das Angebot an betrieblichen Ausbildungs- 
plätzen in den neuen Ländern nicht aus, einen Ausgleich auf 
dem Ausbildungsstellenmarkt herbeizuführen. Am 30. April 
1999 wurde daher zwischen dem Bund, den neuen Ländern und 
Berlin eine Vereinbarung zur Förderung von 17.500 zusätzli- 
chen Ausbildungsplätzen für das Ausbildungsjahr 1999/2000 
geschlossen. Zur Finanzierung des Programms setzt der Bund 
in den Jahren 1999 bis 2002 Mittel in Höhe von rund 232 Mio. 
DM ein. Die neuen Länder und Berlin werden in mindestens 
gleicher Höhe zur Finanzierung beitragen. 

Die inhaltliche Ausgestaltung des Ausbildungsplatzprogramms 
Ost 1999 orientiert sich an den Aktionsprogrammen der Vor- 
jahre: Es zielt überwiegend auf betriebsnahe Ausbildungsmaß- 
nahmen. Die Bundesbeteiligung beträgt im Durchschnitt bis zu 
13.250 DM pro Förderfall; jedoch nicht mehr als 50% der 
gesamten Maßnahmekosten. Die Durchführung des Programms 
liegt in der Verantwortung der Länder. Nach Angaben der Län- 
der war am 31. Dezember 1999 rund 96 % des gesamten Stel- 
lenkontingents besetzt. 


• Ergänzungs-ZSonderprogramme zur Aufstockung 
des Ausbildungsplatzprogramms Ost 1999 

Weitere rund 8.500 Ausbildungsplätze wurden aus Landesmit- 
teln in Berlin, Brandenburg, Thüringen, Sachsen und Sachsen- 
Anhalt im Rahmen von Ergänzungs- und Sonderprogrammen 
zur Aufstockung des Ausbildungsplatzprogramms Ost 1999 für 
noch nicht vermittelte Lehrstellenbewerber und -bewerberin- 
nen angeboten. Mit diesen ergänzenden Maßnahmen wurden 
betriebsnahe, schulische und schulisch kooperative (Schule/ 
Bildungsträger / Betriebspraktikum / Kammerprüfung) Ausbil- 
dungsplätze vergleichbar mit den Maßnahmen des Ausbil- 
dungsplatzprogramms Ost 1999 angeboten. 


• Weitere Programme der neuen Länder 

Im Ausbildungsjahr 1999/2000 können rund 64.000 betrieb- 
liche Ausbildungsplätze über weitere Programmangebote mit 
unterschiedlichen Beträgen finanziell unterstützt werden. Für 
das Ausbildungsjahr 1998/1999 waren dies rund 66.700. Die 
Programmstrukturen sind im Ausbildungsjahr 1999/2000 ge- 
genüber dem Ausbildungsjahr 1998/1999 nahezu gleich geblie- 
ben. 

Die Förderziele bei betrieblichen Ausbildungsverhältnissen 
1999/2000 lassen sich im Wesentlichen wie folgt strukturieren: 

- zusätzliche betriebliche Ausbildungsplätze, Ausbildung über 
den eigenen Bedarf, erstmalige Ausbildung bzw. Ausbildung 
bei Existenzgründem; 

- Ausbildung in ausgewählten Berufen (keine bzw. geringe 
Ausbildungsbereitschaft, sogenannte „Neue Berufe“, Bereich 
Zukunftstechnologie); 

- Ausbildung nach Konkurs/Betriebsstillegung oder 
-einschränkung/Gesamtvollstreckung/Liquidation/Insolvenz, 
Übernahme aus Berufsausbildung in überbetrieblichen 
Einrichtungen; 

- Ausbildung im Verbund bzw. in Kooperationen; 
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- Ausbildung besonderer Personengruppen (weibliche Auszu- 
bildende in frauenuntypischen Berufen, benachteiligte Ju- 
gendliche, behinderte Jugendliche). 

• Lehrstellenentwickler 

Das Programm „Lehrstellenentwickler“ des Bundesministeri- 
ums für Bildung und Forschung hat seit seinem Beginn im Juli 
1995 einen wesentlichen Beitrag zur Mobilisierung von 
betrieblichen Ausbildungsplätzen in den neuen Ländern geleis- 
tet. Allein im Zeitraum vom 1. März 1999 bis 31. August 1999 
wurden Zusagen von über 14.000 Ausbildungsplätzen von den 
besuchten Betrieben und Unternehmen abgegeben, von denen 
erfahrungsgemäß rund 70% realisiert werden. Damit hat das 
Programm auch 1999 die gesetzten Erwartungen voll erfüllt. 
Die Anzahl der Lehrstellenentwickler wurde inzwischen auf 
190 erhöht. Die Jahreskosten des Programms betragen rund 19 
Mio. DM. Das Programm wird fortgeführt. 

• Ausbildungsberater und Lehrstellenwerber 

Die vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
und den Kammern in den neuen Ländern durchgeführten Pro- 
gramme „Ausbildungsberater“ und „Lehrstellenwerber“ wur- 
den 1999 mit der Schaffung mehrerer tausend Ausbildungsplät- 
ze fortgesetzt. Für das Jahr 2000 sind Fördermittel von rund 
zwei Mio. DM für das Programm „Ausbildungsberater“ einge- 
plant, während das Programm „Lehrstellenwerber“ 1999 ausge- 
laufen ist. 

• European-Recovery-Programm (ERP) 

Mit dem ERP- Ausbildungsplatzprogramm aus dem ERP-Son- 
dervermögen werden bundesweit seit August 1996 erfolgreich 
Investitionen in zusätzliche betriebliche Ausbildungsplätze 
gefördert. In diesem Zeitraum sind damit rund 18.000 Ausbil- 
dungsplätze in anerkannten Ausbildungsberufen geschaffen 
worden, indem kleine und mittlere Unternehmen der gewerbli- 
chen Wirtschaft und Angehörige Freier Berufe sowie insbeson- 
dere Handwerksbetriebe zinsgünstige und langfristige Darlehen 
zur Einrichtung von zusätzlichen Ausbildungsplätzen erhalten 
haben. Der ERP-Wirtschaftsplan für 2000 sieht vor, hierfür 
weitere 150 Mio. DM zur Verfügung zu stellen. Mit der Fort- 
führung dieser Förderung unterstreicht das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie den besonderen Stellenwert der 
betrieblichen Ausbildung. 

• Programme der alten Länder 

Die alten Länder setzen im Ausbildungsjahr 1999/2000 in 
unterschiedlicher Intensität und Ausgestaltung Fördermaßnah- 
men in der Berufsausbildung für rund 18.000 Ausbildungsver- 
hältnisse einschließlich der Förderung von Auszubildenden 
bzw. Schülern und Schülerinnen aus den Mobilitätshilfepro- 
grammen ein. Diese Programme zielen in erster Linie auf die 
Schaffung zusätzlicher betrieblicher Ausbildungsplätze u. a. bei 
Existenzgründem und erstmals ausbildenden Betrieben, auf 
Ausbildungsplätze in Ausbildungsverbünden sowie auf Unter- 
nehmen, die in „Neuen Berufen“ bzw. in neu geordneten Beru- 
fen ausbilden, auf die betriebliche Ausbildung von Konkurs- 
lehrlingen, von jungen Frauen in sogenannten Männerberufen, 
von Jugendlichen mit Lern- und Leistungseinschränkungen und 
benachteiligten Jugendlichen. 


• „Ausbilden: Wir machen mit!“ 

Die seit 1997 bestehende Gemeinschaftsinitiative „Ausbilden: 
Wir machen mit!“ von Bundesregierung, Wirtschafts verbänden 
und Bundesanstalt für Arbeit wird auf der Grundlage der in der 
Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ des Bündnisses für 
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit getroffenen Ver- 
einbarungen auf breiterer Basis fortgesetzt. An der gemeinsa- 
men Lehrstellenkampagne, die vor allem zum Ziel hat, noch 
nicht ausbildende Betriebe anzusprechen und neue Ausbil- 
dungsplätze einzuwerben, beteiligen sich seit 1999 auch der 
Deutsche Gewerkschaftsbund und die Deutsche Angestellten- 
Gewerkschaft. 

Darüber hinaus wurden insbesondere die Informationsarbeit 
über neue Berufe im Rahmen einer Broschürenserie intensiviert 
sowie Aktionen zur Gewinnung von Ausbildungsplätzen in 
innovativen Branchen, bei Existenzgründem, in Betrieben mit 
ausländischen Inhabern und zur Verbessemng der Ausbil- 
dungsbeteiligung kleiner Betriebe im Wege der Verbundausbil- 
dung durchgeführt. 

• Aktivitäten der Bundesanstalt für Arbeit 

Im Rahmen der konzentrierten Betriebsbesuchsaktion, die die 
Bundesanstalt für Arbeit in der Zeit vom 22. Febmar 1999 bis 
zum 5. März 1999 durchgeführt hat, konnten durch die persön- 
liche Ansprache der Bemfsberater bei insgesamt 47.700 
Betriebsbesuchen 16.000 Ausbildungsstellen gewonnen wer- 
den, davon 8.500 für den Ausbildungsbeginn 2000. Darüber 
hinaus wurde am 8. Juni 1999 zum vierten Mal bundesweit der 
„Tag des Ausbildungsplatzes“ durchgeführt. Insgesamt wurden 
37.500 Betriebe persönlich aufgesucht. Dabei konnten 6.400 
Ausbildungsstellen für den Ausbildungsbeginn Herbst 1999 
und 6.500 Ausbildungsstellen für den Ausbildungsbeginn 2000 
gewonnen werden. Von den im Rahmen dieser konzentrierten 
Sonderaktionen und der laufenden Betriebskontakte der Bemfs- 
berater besuchten Betrieben waren knapp 92.000 bisher nicht 
ausbildende Betriebe, Betriebe mit ausländischen Inhabern oder 
Betriebe, die in den neuen Bemfen ausbilden können. 29.100 
der gewonnenen Ausbildungsplätze wurden bei diesen Betrie- 
ben eingeworben. Weitere Ausbildungspotenziale konnten mit 
der Fördemng von Ausbildungsakquisiteuren (§§ 260 ff SGB 
III) von Organisatoren und Koordinatoren für Ausbildungsver- 
bünde sowie von Maßnahmen für arbeitslose Ausbilder und 
Betreuer (§2 der ABM- Anordnung) erschlossen werden. Mit 
der Kampagne „Ausbilden heißt überleben. Der beste Nach- 
wuchs ist der, den Sie selbst ausbilden.“ hat die Bundesanstalt 
für Arbeit darüber hinaus bundesweit bei Betrieben für die 
Bereitstellung von Ausbildungsplätzen geworben. 

Seit dem Oktober 1998 steht in den Arbeitsämtern und im Inter- 
net unter www.arbeitsamt.de der Ausbildungs-Stellen-Informa- 
tions- Service (asis) kostenfrei zum Abmf von betrieblichen 
Ausbildungsstellen zur Verfügung. Im Tagesdurchschnitt infor- 
mierten sich 43.500 Intemetnutzer über das aktuelle Ausbil- 
dungsstellenangebot. 

• Mobilisierung von Lehrstellen in Betrieben und 
Unternehmen mit ausländischen Inhabern^) 

In den vergangenen beiden Jahren haben sich in vielen Regio- 
nen Initiativen entwickelt, die sich für die Ausbildungsteilnah- 
me von ausländischen Unternehmen einsetzen. Um insbeson- 
dere neuen Projekten den Einstieg in die Arbeit zu erleichtern 
sowie den Erfahmngsaustausch zwischen den einzelnen Initia- 
tiven zu optimieren, wurde im Juli 1999 die „Koordiniemngs- 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1 998, Teil II, Kapitel 1.1.5 9 Vgl. Teil II, Kapitel 4. 1 .4 
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Stelle Ausbildung in ausländischen Unternehmen“ (KAUSA) 
mit der finanziellen Unterstützung des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung und des Bundesministeriums fiir Arbeit 
und Sozialordnung eingerichtet. Das Ziel von KAUSA ist es, in 
den nächsten drei Jahren durch eine zentrale Informations- und 
Koordinierungsarbeit die Anzahl der Ausbildungsplätze in 
Unternehmen mit Inhabern ausländischer Herkunft zu erhöhen. 
Dazu sollen die inzwischen angelaufenen Aktivitäten besser 
aufeinander abgestimmt und vernetzt, der Informationsaus- 
tausch über das Internet organisiert und die Öffentlichkeitsar- 
beit weiter verstärkt werden, um insgesamt eine größere Brei- 
tenwirkung zu erzielen. 


3. Sofortprogramm zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit 

Angesichts der gestiegenen Jugendarbeitslosigkeit und der 
Situation auf dem Ausbildungsstellenmarkt - am 30. Septem- 
ber 1998 waren rund 439.000 arbeitslose Jugendliche und 
35.000 unversorgte Ausbildungsplatzbewerber und -bewerbe- 
rinnen bei der Bundesanstalt fiir Arbeit gemeldet - hat das Bun- 
deskabinett am 25. November 1998 ein Sofortprogramm zum 
Abbau der Jugendarbeitslosigkeit beschlossen. Ziel des Pro- 
gramms war es, 100.000 Jugendliche in Arbeit und Ausbildung 
zu bringen. Hierfür standen im Jahr 1999 einschließlich der 
Finanzierungsanteile aus dem Europäischen Sozialfonds zwei 
Mrd. DM im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit zur Ver- 
fügung. 

Mit dem Sofortprogramm wurden zwei Schwerpunkte verfolgt: 
Zum einen sah das Programm verschiedene Maßnahmen zur 
Qualifizierung und Wiedereingliederung von arbeitslosen Ju- 
gendlichen vor, zum anderen sollten Jugendliche, die noch kei- 
nen Ausbildungsplatz gefunden bzw. eine Ausbildung abgebro- 
chen haben, durch verschiedene zusätzliche Aktivitäten in eine 
Ausbildungsstelle vermittelt werden. 

Die Umsetzung des Sofortprogramms wurde der Bundesanstalt 
für Arbeit übertragen. Dabei wurde den Arbeitsämtern ein 
hohes Maß an Flexibilität eingeräumt. Je nach regionalem 
Bedarf wurden unterschiedliche Schwerpunkte in den einzelnen 
Maßnahmen gesetzt. Mit 40% der eingesetzten Finanzmittel 
erhielten die neuen Länder einen überproportionalen Anteil. 

Zum Beginn des Sofortprogramms Anfang Januar 1999 sind 
alle jungen Arbeitslosen unter 25 Jahren und nicht vermittelten 
Bewerber um eine Ausbildungsstelle - insgesamt über 500.000 
junge Leute - von der Bundesanstalt für Arbeit angeschrieben 
worden. In dem Brief wurden die Jugendlichen aufgefordert, 
die geschaltete Hotline anzurufen, um sich zu informieren oder 
einen Termin mit den Beratungsfachkräften der Arbeitsämter 
zu vereinbaren. 

Bis Ende Dezember 1999 sind insgesamt rund 873.000 junge 
Leute gezielt angesprochen worden, von denen 517.500 (59%) 
ein konkretes Angebot unterbreitet wurde, zu einem erhebli- 
chen Teil auch außerhalb des Sofortprogramms aus dem Regel- 
instrumentarium der Arbeitsämter. Diese aktive Ansprache jun- 
ger Leute hat auch über das Programm hinaus zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit beigetragen. Sehr vielen jungen Leuten, 
die zum Teil nicht oder nicht mehr bei den Arbeitsämtern 
gemeldet waren, konnten durch Regelmaßnahmen (SGB III) 
neue Chancen fiir Ausbildung, Qualifizierung und Beschäfti- 
gung eröffnet werden. Die Resonanz bei den jungen Leuten hat 
gezeigt, dass die Jugend arbeiten und sich beruflich qualifizie- 
ren will. 


Bis Ende Dezember 1999 waren 219.000 Eintritte in Maßnah- 
men des Sofortprogramms zu verzeichnen; der Frauenanteil 
betrug 40,6%. Entsprechend der Zielsetzung des Programms, 
flexibel einsetzbare Hilfen anzubieten, wurde ein Teil der 
Jugendlichen mit einer Kombination mehrerer Maßnahmen 
an Ausbildung oder Beschäftigung herangeführt. Nach einer 
ersten Auswertung der Ergebnisse aus der Begleitforschung 
zum Sofortprogramm durch das Institut fiir Arbeitsmarkt und 
Berufsforschung der Bundesanstalt fiir Arbeit haben insgesamt 
ca. 179.000 Jugendliche von den verschiedenen Maßnahmen 
des Sofortprogramms profitiert. 

Ende Dezember befanden sich noch rund 107.000 junge Leute 
in einem der Angebote des Sofortprogramms, darunter rund 
21.900 in außerbetrieblicher Ausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf, 5.100 in einem sozialversicherungspflichti- 
gen Betriebspraktikum mit ergänzender Qualifizierung zur 
Vorbereitung auf Ausbildung, gut 18.700 in einer Weiterbil- 
dungs- oder Trainingsmaßnahme zur Verbesserung der Be- 
schäftigungschancen, knapp 23.000 in einer durch Lohnkosten- 
zuschüsse geförderten Beschäftigung und rund 28.000 in einer 
mit Qualifizierung kombinierten Arbeitsbeschaffüngsmaßnah- 
me. 

Die Maßnahmen nach Artikel 2 des Sofortprogramms (Förde- 
rung von lokalen und regionalen Projekten) dienen der Umset- 
zung innovativer Konzepte zur Ausschöpfüng und dauerhaften 
Erhöhung des betrieblichen Ausbildungsplatzangebotes. Der 
organisatorische Vorlauf dieser Projekte ist weitgehend abge- 
schlossen. Ende Dezember 1999 wurden bundesweit 268 Pro- 
jekte gefördert, durch die bereits rund 9.000 zusätzliche betrieb- 
liche Ausbildungsplätze mobilisiert wurden. Die Projekte lau- 
fen zum Teil bis zu drei Jahre, so dass auch in der folgenden 
Zeit noch weitere betriebliche Ausbildungsplätze erwartet wer- 
den können. 

Das Sofortprogramm zeigte deutliche Auswirkungen auf den 
Arbeits- und Ausbildungsmarkt. Die Anzahl der insgesamt 
noch nicht vermittelten Ausbildungsplatzbewerber und -bewer- 
berinnen ging deutlich zurück^). Die Anzahl arbeitsloser 
Jugendlicher unter 25 Jahren lag Ende Dezember 1999 um 
39.537 oder 8,7% unter dem Vorjahresniveau. 

Die Bundesregierung hat mit dem Kabinettbeschluss vom 23. 
Juni 1999 entschieden, das Sofortprogramm zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit in seiner Laufzeit bis Ende 2000 zu ver- 
längern. Dafiir stehen auch im Jahr 2000 zwei Mrd. DM fiir lau- 
fende und neue Maßnahmen zur Verfügung, mitfinanziert aus 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds. Um die Maßnahmen 
noch zielgenauer und effizienter auszugestalten, wurden die 
Erfahrungen der Arbeitsämter ausgewertet und Gespräche mit 
den Ländern und mit den Sozialpartnern geführt sowie Ergeb- 
nisse der Begleitforschung einbezogen. 

Im verlängerten Sofortprogramm wird die Förderung außerbe- 
trieblicher Ausbildungsplätze auf Arbeitsamtsbezirke konzen- 
triert, in denen die Zahl der offenen Ausbildungsstellen am 30. 
September 1999 die Anzahl der noch nicht vermittelten Bewer- 
ber und Bewerberinnen unterschritten oder um weniger als 15% 
überschritten hat. 

Angesichts der bereits in den neuen Ländern in Sonderpro- 
grammen bereitgestellten hohen Zahl staatlich finanzierter Aus- 
bildungsangebote darf dort der Einsatz von außerbetrieblichen 
Ausbildungsangeboten nach dem Sofortprogramm 15% des 
zwischen Bund und Ländern vereinbarten Kontingents des 
Bund-Länder- Ausbildungsplatzprogramms Ost 1999 nicht 
überschreiten (maximal rund 2.630 Plätze). 


*) Vgl. Kapitel 1 
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ln den übrigen Arbeitsamtsbezirken wird die Förderung auf 
Härtefälle begrenzt. 

Jugendlichen mit Hochschulzugangsberechtigung darf nur in 
besonderen Härtefällen ein außerbetrieblicher Ausbildungs- 
platz nach dem Sofortprogramm angeboten werden. 

Das Trainingsprogramm nach Artikel 3 wird nicht fortgefährt. 
Eine ggf notwendige Vorbereitung kann unter Berücksichti- 
gung der mit dem Trainingsprogramm 1999 zusätzlich gewon- 
nenen Erfahrungen durch das reguläre Instrumentarium berufs- 
vorbereitender Maßnahmen nach dem SGB III erfolgen. 


4. Strukturelle Erneuerung 

Die Bundesregierung verfolgt einen umfassenden Ansatz bei 
ihrer Politik zur Sicherung der Ausbildungschancen der jungen 
Generation und des Bedarfs an qualifizierten Fachkräften fär 
eine wettbewerbsfähige Wirtschaft. 

Moderne Berufe 

Die Modernisierung bestehender Ausbildungsberufe und die 
Entwicklung von neuen Berufen, insbesondere in dem beschäf- 
tigungsbedeutsamen und wachsenden Dienstleistungssektor, 
wurden auch 1999 mit Nachdruck fortgesetzt. Für rund 90% 
der Ausbildungsberufe ist das Bundesministerium fär Wirt- 
schaft und Technologie das zuständige Fachministerium. Die 
Fachministerien erlassen Ausbildungsordnungen im Einver- 
nehmen mit dem Bundesministerium fär Bildung und For- 
schung. 

Insgesamt sind 30 mit den Rahmenlehrplänen fär die Berufs- 
schule abgestimmte Ausbildungsordnungen zum 1. August 
1999 in Kraft getreten^); bei der Mehrzahl von ihnen handelt es 
sich um Modernisierungen. Zu den aktualisierten Berufsbildern 
gehören u.a. die 14 Bauberufe der ersten und zweiten Stufe. 
Gänzlich neu geschaffen wurden die Berufe Fassadenmonteur / 
Fassadenmonteurin, Verfahrensmechaniker W erfahrensmecha- 
nikerin fär Beschichtungstechnik, Spezialtiefbauer/Spezialtief- 
bauerin und Informationselektroniker/Informationselektronike- 
rin. Bei dem zuletzt genannten Beruf handelt es sich um einen 
neuen Ausbildungsberuf im Bereich des Handwerks, der aus 
den bisherigen Ausbildungsordnungen fär Radio- und Fernseh- 
techniker sowie für Büroinformationselektroniker entwickelt 
wurde. 

Die Entwicklung von neuen Ausbildungsberufen erschließt 
Ausbildungsplätze fär die duale Berufsausbildung und damit 
neue Ausbildungschancen. Die höchsten Steigerungsraten bei 
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen waren bundesweit 
in den seit 1996 neu geschaffenen Berufen zu verzeichnen, die 
zumeist im Bereich Industrie und Handel angesiedelt sind^). 

Einen wesentlichen Beitrag zur Sicherung von Ausbildungs- 
plätzen leistet auch die kontinuierliche Modernisierung und 
Aktualisierung von bestehenden Ausbildungsberufen. Zwi- 
schen 1996 und 1999 wurden die Ausbildungsordnungen von 
90 Berufen modernisiert. Auch diese Berufe hatten bei den am 
30. September 1999 neu abgeschlossenen Ausbildungsverträ- 
gen im Vergleich zum Jahr 1998 mit 3,2% überdurchschnittlich 
Zuwachsraten zu verzeichnen. 


')Vgl. Teil II, Kapitel 3.1 
9 Vgl. Teil II, Kapitel 2.2.1 


Es ist beabsichtigt, fär zehn Ausbildungsberufe aktualisierte 
sowie fär drei Berufe neue Verordnungen zum 1. August 2000 
in Kraft zu setzen. Über weitere neue Berufe wird u. a. in den 
Monitoringrunden des Bundesministeriums fär Wirtschaft und 
Technologie beraten. 

In der Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ haben sich die 
Bündnispartner fär die Neuordnung von Ausbildungsberufen 
u.a. auf Grundsätze verständigt, mit denen mehr Differenzie- 
rung und Flexibilisierung für die Ausbildung vor Ort erreicht 
werden kann, auch mit den Zielen, den unterschiedlichen Inter- 
essen und dem unterschiedlichen Leistungsvermögen junger 
Menschen sowie dem unterschiedlichen Qualifikationsbedarf 
der Arbeitswelt besser zu entsprechen und die Ausbildungs- 
chancen Jugendlicher mit schlechteren Startchancen zu erwei- 
tern.^) Ferner wurde vereinbart, die Prüfungen im dualen 
System weiter zu entwickeln, damit sie stärker als bisher einer 
handlungsorientierten Berufsausbildung sowie den komplexen 
und zunehmend an betrieblichen Prozessen orientierten Ausbil- 
dungsinhalten entsprechen.^) 

Zusatzqualifikationen ^) sollten nach Auffassung der Bünd- 
nispartner Brücken in die Weiterbildung bauen und Weiterbil- 
dungselemente einbeziehen. Sie können mit einer gesonderten 
Prüfung abgeschlossen und ggf auch als Teil einer Aufstiegs- 
fortbildung angerechnet werden. 

Um möglichst rasch auf sich verändernde Qualifikationsanfor- 
derungen des Arbeitsmarktes reagieren zu können, hat das Bun- 
desministerium für Bildung und Forschung eine zweite Phase 
der Initiative „Früherkennung von Qualifikationsbedarf ‘ be- 
gonnen^). Empirische Forschungen sollen weitere Hinweise fär 
zukunftsorientierte Qualifikationsfelder bringen. 

Innovationsförderung im Rahmen von 
Programmen und Modellvorhaben 

Die Innovationsförderung durch Modellvorhaben wird in Pro- 
grammen oder Handlungsfeldem zielorientiert gebündelt. 

Um die neuen Anforderungen an die Berufsausbildung erfällen 
zu können, müssen die Berufsschulen im dualen System über 
eine ausreichende Anzahl entsprechend qualifizierter Berufs- 
schullehrer und -lehrerinnen und über eine moderne Ausstat- 
tung verfägen und eng mit den Ausbildungsbetrieben Zusam- 
menwirken. Modellvorhaben zur Steigerung der Leistungs- 
fähigkeit der Berufsschulen im dualen System sowie zur Ver- 
besserung des Zusammenwirkens von Berufsschule und Be- 
trieb werden im Rahmen der Programme der Bund-Länder- 
Kommission fär Bildungsplanung und Forschungsförderung 
von Bund und Ländern gefordert^). 

Im Rahmen des Aktionsprogramms „Innovationen und Arbeits- 
plätze fär die Informationsgesellschaft des 21. Jahrhunderts“ 
wird u. a. die Entwicklung von Bildungssoftware gefordert. Im 
Programm „Neue Medien in der Bildung“ ^) sind in den Jahren 
2000 bis 2004 insgesamt Bundesmittel in Höhe von 400 Mio. 
DM vorgesehen. 

Die Leitprojekte „Nutzung des weltweit verfügbaren Wissens 
fär Aus- und Weiterbildung und Innovationsprozesse“ ^) sind 
gestartet. Der Schwerpunkt des Leitprojekts L3 „Lebenslanges 


9 Vgl. Kapitel 5 

9Vgl. Kapitel 5 sowie Teil II, Kapitel 3.6 
9 Vgl. Teil II, Kapitel 3.3 
9 Vgl. Teil II, Kapitel 3.2 
9 Vgl. Teil II, Kapitel 3.4.5 
9 Vgl. Teil II, Kapitel 3.4.1 
9 Vgl. Teil II, Kapitel 3.4.1 
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Lernen - Weiterbildung als Grundbedürfnis“ liegt in der Ent- 
wicklung, Erprobung und Bereitstellung modernster Informati- 
onstechnologie für die Berufsbildung sowie des notwendigen 
Instrumentariums für eine kontinuierliche Weiterentwicklung 
dieses Angebots zu einem neuen, ganzheitlichen multimedialen 
Servicekonzept. 

Im Rahmen des Wettbewerbs „Inno-Regio“ wird in den neuen 
Ländern auch die Entwicklung zukunftsfähiger Infrastrukturen 
für Qualifizierung und Wissenstransfer gefördert. Ziel ist es, 
durch neue Formen der Zusammenarbeit von Bildungs- und 
Forschungseinrichtungen sowie Wirtschaft und Verwaltung, 
marktfähige Produkte und Dienstleistungen zu entwickeln und 
neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

Ein von den Bundesministerien für Bildung und Forschung 
sowie Wirtschaft und Technologie ausgeschriebener Ideenwett- 
bewerb zur „Entwicklung überbetrieblicher Berufsbildungsstät- 
ten und Technologietransferzentren zu Kompetenzzentren“ 
wurde abgeschlossen. Die ausgewählten Projekte werden mit 
einem höheren Bundesanteil gefördert. Der Wettbewerb soll 
Grundlagen für die Entwicklung einer neuen Förderkonzeption 
der überbetrieblichen Berufsbildungsstätten schaffen^). 

Das hohe Qualifikationsniveau der Arbeitnehmer und Arbeit- 
nehmerinnen trägt zur Sicherung der Leistungs- und Innovati- 
onsfähigkeit der deutschen Wirtschaft bei. Dabei kommt der 
mittelständischen Wirtschaft eine besondere Bedeutung zu, sie 
bildet mit 1,2 Millionen rund 75% aller Auszubildenden aus. Es 
ist daher eines der Hauptanliegen der Berufsbildungs- und 
Wirtschaftspolitik der Bundesregierung, auch weiterhin die 
Rahmenbedingungen dafür zu gewährleisten, dass die mittel- 
ständische Wirtschaft ihre tragende Rolle in der Berufsausbil- 
dung beibehalten kann. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert 
modellhafte Projekte, die auf die Stärkung und den Ausbau von 
regionalen Aktivitäten, Netzwerken und dauerhaften Unterstüt- 
zungsstrukturen für die Ausschöpfüng und Ausweitung der 
betrieblichen Ausbildungspotenziale abzielen. Zu nennen sind 
die Einrichtung der „Koordinierungsstelle Ausbildung in aus- 
ländischen Unternehmen“ (KAUSA)^) sowie das Ende 1999 
gestartete Projekt „Regionalberatung zur Sicherung und Wei- 
terentwicklung des Ausbildungsplatzangebotes in den neuen 
Ländern“. 

In Umsetzung des Beschlusses der Arbeitsgruppe „Aus- und 
Weiterbildung“ des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit werden neue Initiativen zum Ausbau der 
beruflichen Benachteiligtenförderung ergriffen, um die Qualität 
der Arbeit in den Ausbildungseinrichtungen zu erhöhen und 
Strukturschwächen in der Förderung zu beheben. Dabei stehen 
drei Ziele im Vordergrund: Erweiterung und Modernisierung 
des Qualifizierungsangebots, bessere und zielgruppengerechte- 
re Ausschöpfüng der Ressourcen durch Kooperation und Koor- 
dination vor Ort sowie Verbesserung des allgemeinen Informa- 
tionsniveaus durch Aufbau eines „good practice“-Transfersy- 
stems. 

Das Programm „Schule/Wirtschaft - Arbeitsleben“ des Bun- 
desministeriums für Bildung und Forschung soll dazu beitra- 
gen, dass Schulabsolventen und -absolventinnen besser über die 
Arbeitswelt informiert sind und Betriebe die neuen und anderen 
Kompetenzen der Jugendlichen im Vergleich zu früheren 
Generationen besser einschätzen können. Seit dem Herbst 1999 
werden auf der Grundlage eines mit den Ländern abgestimmten 


ü Vgl. Teil II, Kapitel 3.8.2 
9 Vgl. Kapitel 2 sowie Teil II, Kapitel 4.1.3 
9 Vgl. Teil II, Kapitel 3.4.6 


Rahmenkonzeptes Projekte mit vierzehn Ländern sowie den 
Sozialpartnern gefördert. 

Die Bundesregierung hat am 1 1 . Juni 1999 einen Erfahrungsbe- 
richt zum Vollzug des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes 
(AFBG) vorgelegt (Bundestagsdrucksache 14/1137), der Hin- 
weise auf technische und strukturelle Mängel enthält. Als Kon- 
sequenz aus diesem Bericht plant die Bundesregierung eine 
Novellierung des AFBG. Geprüft wird u. a., ob dabei die Anrei- 
ze zur Gründung von Unternehmen verstärkt werden können. 
Das reformierte AFBG soll Mitte 2001 in Kraft treten. 

Bereits an Schulen und Hochschulen soll ein günstiges Klima 
für mehr Selbstständigkeit und Beschäftigung entstehen, damit 
durch neue Existenzgründer das Ausbildungsangebot insge- 
samt wächst und auch neue Ausbildungsperspektiven entste- 
hen. Jede Existenzgründung bringt im Durchschnitt zwei bis 
drei Arbeitsplätze mit sich. Deshalb unterstützt das Bundesmi- 
nisterium für Wirtschaft und Technologie verschiedene Initiati- 
ven, die das Bild des Unternehmers und die Wissensvermitt- 
lung über die mittelständische Wirtschaft verbessern und die 
Bereitschaft zur Existenzgründung wecken. 

Ein Aktionsprogramm „Lebensbegleitendes Lernen für alle“ 
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung ist in Vor- 
bereitung. Ein Modellprogramm „Lebenslanges Lernen“ der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung beginnt im Frühjahr 2000. 

Das Verständnis von beruflicher Weiterbildung unterliegt der- 
zeit einem Wandel. Formen der Integration des Lernens in den 
Arbeitsprozess sind für die kontinuierliche Weiterentwicklung 
der Kompetenzen ebenso von Bedeutung wie herkömmliche 
Formen der Weiterbildung in Kursen. Selbstorganisiertes Ler- 
nen mit Hilfe der Informations- und Kommunikationstechnolo- 
gien wird zunehmen. Es muss auch für weniger Lemgewohnte 
zugänglich sein. Auch das Lernen im sozialen Umfeld von Ver- 
einen, Verbänden, Selbsthilfeinitiativen u.a. wird zunehmend 
als Gestaltungsaufgabe verstanden. Diese Entwicklungen sol- 
len in einem Entwicklungsprogramm, finanziert auch aus Mit- 
teln der Europäischen Union, aufgegriffen und voran gebracht 
werden. 

Qualifizierungsnotwendigkeiten und Entwicklungsstrategien 
sowie Fragen der Lemhaltigkeit von Arbeitsplätzen werden in 
Forschungs- und Entwicklungs-Förderprogramme des Bundes- 
ministeriums für Bildung und Forschung wie „Produktion für 
das 21. Jahrhundert“ oder „Innovative Arbeitsgestaltung“ ein- 
bezogen. 

Wesentlicher Bestandteil dieses breiten Ansatzes der Bundesre- 
gierung ist eine aktive Arbeitsmarktpolitik durch beschäfti- 
gungsorientierte Qualifizierung. 


5. Bündnis für Arbeit, Ansbildnng und 
Wettbewerbsfähigkeit - Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ 

Um den Reformprozess in zentralen wirtschafts-, arbeitsmarkt- 
und auch gesellschaftspolitisch bedeutsamen Feldern auch in 
mittelfristiger Perspektive voran zu bringen, hat die Bundesre- 
gierung im November 1998 das Bündnis für Arbeit, Ausbil- 
dung und Wettbewerbsfähigkeit eingerichtet. Die Vertreter der 
Bundesregierung, der Arbeitgeberverbände sowie der Gewerk- 
schaften arbeiten mit dem Ziel zusammen, gemeinsam einen 
Abbau der Arbeitslosigkeit zu erreichen und die Wettbewerbs- 
fähigkeit der Wirtschaft nachhaltig zu stärken. Von zentraler 
Bedeutung ist dabei, dass die Bundesregierung Lösungen im 
Konsens mit den Beteiligten anstrebt. 
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Zur Entscheidungsvorbereitung haben die Partner des Bündnis- 
ses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit Arbeits- 
gruppen mit besonderen Themenschwerpunkten eingerichtet, 
deren Ergebnisse in die Bündnisgespräche eingebracht werden 
(vgl. Übersicht 4). 

Aufgabe der Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ ist es, 
gemeinsame Ziele und Aktivitäten der Bündnispartner zur 
Sicherung der Ausbildungschancen der jungen Generation 
sowie zur Modernisierung und Flexibilisierung des dualen 
Systems der Berufsausbildung und der beruflichen Weiterbil- 
dung zu entwickeln. Für die Zukunftschancen der Jugend, die 
dauerhafte Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer und Ar- 
beitnehmerinnen und die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft ist dies von besonderer Bedeutung. 

Diese Arbeitsgruppe hat ergänzend zum Sofortprogramm zum 
Abbau der Jugendarbeitslosigkeit weitere kurzfristige Maßnah- 
men zur Überwindung der aktuellen Engpässe am Ausbil- 
dungsstellenmarkt beraten und vereinbart. Ein weiterer Schwer- 
punkt der Beratungen der Arbeitsgruppe waren die längerfristig 
angelegten Grundsätze und Leitlinien zur Modernisierung der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung. Damit wird die Sicherung 
eines Berufsausbildungsangebotes angestrebt, das qualitativ 
und quantitativ sowohl dem Ausbildungsbedarf für die junge 
Generation als auch den Anforderungen eines Arbeitsmarktes 
im Wandel entsprechen kann. 

Beide Beratungsschwerpunkte verfolgen das übergeordnete 
Ziel, die Leistungsfähigkeit und Effizienz der dualen Berufs- 
ausbildung im Interesse der Jugendlichen wie der ausbildenden 
Wirtschaft zu sichern und weiter zu steigern. Die quantitative 
Sicherung des Ausbildungsplatzangebotes kann neben subsi- 
diären staatlichen Hilfen wie in den neuen Ländern nur erfol- 
gen, wenn der Strukturwandel, der sich permanent in der Wirt- 
schaft vollzieht, im Ausbildungssystem rechtzeitig aufgegriffen 
wird und durch die Entwicklung von neuen Ausbildungsberu- 
fen gezielt Ausbildungskapazitäten in wachsenden Branchen 
für die duale Berufsausbildung erschlossen werden. 

Mit den Beschlüssen und Vereinbarungen der Arbeitsgruppe 
„Aus- und Weiterbildung“ ist es erstmals gelungen, in diesem 
wichtigen Bildungsbereich zentrale Aufgabenstellungen ge- 
meinsam zu definieren und Handlungsmöglichkeiten zu formu- 
lieren, die es nun umzusetzen gilt. 

Sicherung eines ausreichenden 
Ausbildungsplatzangebotes 

In den alten Ländern wird die Anzahl der Ausbildungsplatz- 
nachfrager und -nachfragerinnen demographisch bedingt vor- 
aussichtlich bis etwa 2006/2007 weiter wachsen und danach in 
kleinen Schritten sinken. In den neuen Ländern bleibt sie vor- 
aussichtlich bis zum Jahr 2005 - bei geringfügigen Rückgängen 


0 Mitglieder der Arbeitsgruppe sind hochrangige Vertreter und Vertrete- 
rinnen der Wirtschafts verbände und Gewerkschaften, die Bundesmini- 
ster bzw. Staatssekretäre und Abteilungsleiter der zuständigen Bundes- 
ministerien und des Bundeskanzleramtes sowie der Präsident der Bun- 
desanstalt für Arbeit. Je zwei von der Kultusminister- und Wirtschafts- 
ministerkonferenz der Länder bena nn te Landesminister nehmen an den 
Beratungen der Arbeitsgruppe teil. 

Alle 1999 gefassten Beschlüsse der Arbeitsgruppe sind in der Broschü- 
re „Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit; Ergeb- 
nisse der Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“, herausgegeben 
vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 1999, im Wort- 
laut veröffentlicht. Die Broschüre kann beim Presse- und Informations- 
amt der Bundesregierung, 1 1044 Berlin oder beim Bundesministerium 
für Bildung und Forschung, 53170 Bonn angefordert werden. Der voll- 
ständige Text der Broschüre ist außerdem auf der Intemetseite des Bun- 
desministeriums für Bildung und Forschung zum „download“ als pdf- 
Datei verfügbar (www.bmbf de). 


ab 2002 - auf hohem Niveau stabil und wird danaeh naehhaltig 
zurüekgehen. Bundesweit ist deshalb noeh bis 2005/2006 mit 
einer weiter zunehmenden Anzahl von Naehfragem naeh Aus- 
bildungsplätzen im dualen System auf dann rund 700.000 zu 
reehnen. 

A usbildungskonsens 

Mit dem im Bündnis vereinbarten bundesweiten Ausbildungs- 
konsens sowie dem Besehluss der Arbeitsgruppe zur Sieherung 
und Weiterentwieklung des Ausbildungsplatzangebotes in den 
neuen Ländern soll ein ausreichendes und auswahlfähiges Aus- 
bildungsplatzangebot erreieht werden. Beide Besehlüsse setzen 
insbesondere auf die Stärkung und den Ausbau regionaler Akti- 
vitäten, Ausbildungskonferenzen, Netzwerke und Unterstüt- 
zungsstrukturen für die Ausschöpfung und Ausweitung der 
betriebliehen Ausbildungspotenziale. 

Das Ziel des Ausbildungskonsenses soll vor allem dureh eine 
von den Wirtsehaftsverbänden zugesagte kontinuierliehe Er- 
höhung der betriebliehen Ausbildungsangebote in den näehsten 
Jahren erreieht werden. Einen substanziellen Beitrag dazu wird 
die ebenfalls am 6. Juli 1999 im Bündnis vereinbarte „Offen- 
sive zum Abbau des IT-Faehkräftemangels“ leisten. 

Als wesentliehe Voraussetzung für die Ausweitung des betrieb- 
liehen Ausbildungsangebotes sehen die Bündnispartner die 
Modernisierung bestehender Ausbildungsberufe sowie die Ent- 
wieklung neuer Ausbildungsberufe in waehsenden und neuen 
Besehäftigungsfeldem. 

Zentrale Instrumente zur praktisehen Umsetzung des Ausbil- 
dungskonsenses vor Ort sind die vereinbarten j ährliehen Aus- 
bildungskonferenzen der Bündnispartner in allen Regionen im 
Herbst und Frühjahr. Damit sollen dauerhafte Kooperationsfor- 
men zwischen Wirtsehaftsverbänden, Gewerksehaften, Kam- 
mern, Arbeitsverwaltung und anderen in den Regionen für die 
Berufsausbildung Verantwortliehen gesehaffen werden. Vor- 
rangige Ziele der regionalen Bündniskonferenzen sind die 
Intensivierung der Beratung und Vermittlung Jugendlieher so- 
wie die Aussehöpfting und Ausweitung der betriebliehen Aus- 
bildungspotenziale in den Regionen. 

Die regionalen Bündnisaktionen können dureh die Förderung 
regionaler Projekte zur Aussehöpfung und Ausweitung des 
betriebliehen Ausbildungsplatzangebots naeh Artikel 2 des 
Sofortprogramms zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit unter- 
stützt werden. Diese Mögliehkeit, die entsprechenden Förder- 
aktivitäten der Arbeitsämter mit den regionalen Aktionen der 
Bündnispartner zu verzahnen, sollte stärker genutzt werden. Im 
Rahmen einer handlungsorientierten Begleitforsehung zum 
Sofortprogramm hat das Bundesinstitut für Berufsbildung den 
Auftrag, „best-praetiee-Modelle“ dieser regionalen Projekte zu 
dokumentieren sowie den regionalen und überregionalen Erfah- 
rungsaustauseh zu diesen Aktivitäten zu fordern. Im Sinne des 
Ausbildungskonsenses soll auch der Aufbau eines bundeswei- 
ten Netzwerks für Initiativen und Projekte wirken, die Unter- 
nehmer und Unternehmerinnen ausländiseher Herkunft beim 
Einstieg in die Ausbildung unterstützen. 


Sicherung und Weiterentwicklung des Ausbildungs- 
platzangebotes in den neuen Ländern 

Ziel einer zukunftsgeriehteten Ausbildungspolitik in den neuen 
Ländern muss sein, so raseh wie möglieh ein von den Betrie- 
ben, Praxen und Verwaltungen selbst getragenes und finanzier- 
tes betriebliehes Ausbildungsplatzangebot zu erreichen, das 
ausreieht, um jeden ausbildungswilligen und ausbildungsfähi- 
gen Jugendlieben im dualen System auszubilden und den für 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-11- 


Drucksache 14/3244 


Übersicht 4: Struktur des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit 
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die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen Ländern notwen- 
digen Fachkräftenachwuchs zu sichern. 

Mit ihrem Beschluss vom 26. August 1999 haben sich die 
Bündnispartner in der Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ 
auf Orientierungen verständigt, die sich an die verantwortlichen 
Akteure in den Regionen sowie Bund und Länder richten. Sie 
werden in die Abstimmung zwischen Bund und neuen Ländern 
über die Weiterentwicklung der Ausbildungsplatzprogramme 
in den neuen Ländern eingebracht. 

Aufgrund der wirtschaftlichen Ausgangslage in den neuen Län- 
dern wird das Ziel eines von den Betrieben selbst getragenen 
und finanzierten Ausbildungsplatzangebotes allerdings nur 
schrittweise erreicht werden können. Deshalb wird in den kom- 
menden Jahren ein weiteres Engagement der neuen Länder 
durch ergänzende öffentlich finanzierte Ausbildungsplatzpro- 
gramme erforderlich sein. Der Bund wird sich degressiv an der 
Finanzierung beteiligen. 

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ 
halten aber angesichts des erreichten Umfangs und der Vielfalt 
der Ausbildungsplatzförderung eine bessere Abstimmung und 
Konzentration der Förderprogramme und -maßnahmen des 
Bundes, der Länder und der Arbeitsverwaltung fär notwendig. 

Die vereinbarten Maßnahmen haben folgende Ziele: 

- die Schwellen zur betrieblichen Ausbildung überwinden hel- 
fen, 

- die Chancen neuer Tätigkeitsfelder fär betriebliche Ausbil- 
dung erhöhen, 

- eine bessere Abstimmung und Arbeitsmarktorientierung der 
Ausbildungsplatzprogramme und anderer Qualifizierungs- 
maßnahmen ermöglichen, 

- die Ausgestaltung „betriebs- und wirtschaftsnaher“ Ausbil- 
dungsplatzprogramme verbessern, 

-die Rückführung der „Pro-Kopf-Prämien-Förderung“ von 
Ausbildungsplätzen in der Wirtschaft einleiten. 


Strukturelle Weiterentwicklung der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung 

Strukturelle Weiterentwicklung der 
dualen Berufsausbildung 

Die Arbeitsgruppe hat sich auf gemeinsame Grundlagen und 
Orientierungen fär eine umfassende Modernisierung der dualen 
Berufsausbildung verständigt. Die Strukturen des Berufsausbil- 
dungssystems sollen so weiterentwickelt werden, dass sie den 
Erhalt und die Schaffung leistungsfähiger betrieblicher Ausbil- 
dungsplätze, insbesondere in wachsenden und neuen Beschäfti- 
gungsfeldem sowie in innovativen Bereichen, befördern und 
Anknüpfungspunkte fär berufliche Weiterbildung bieten. Vor 
allem sollen auch fär Jugendliche mit schlechteren Startchan- 
cen zukunftsfähige Ausbildungsmöglichkeiten eröffiiet und so 
die Jugendarbeitslosigkeit weiter verringert werden. 

Die Bündnispartner gehen dabei von folgenden grundlegenden 
Zielsetzungen einer Berufsausbildung im Rahmen des dualen 
Systems aus: 

- die Persönlichkeitsentwicklung junger Menschen zu fördern, 
um berufliche Entwicklungschancen fär alle zu eröffiien, 

- die Fähigkeit zum Lernen sowie die Motivation junger Men- 
schen zu entwickeln, neue Anforderungen zu erkennen und 
Qualifizierungsmöglichkeiten aktiv in allen Phasen ihres Be- 
rufslebens zu nutzen, 

- den Bedarf von Wirtschaft, Staat und Gesellschaft an qualifi- 
zierten und vielseitig einsetzbaren jungen Fachkräften zu 
decken, 

-den Übergang in eine Beschäftigung unmittelbar im An- 
schluss an die Ausbildung zu ermöglichen. 

Die Bündnispartner halten eine Berufsausbildung nach bundes- 
einheitlich geregelten Berufen fär eine solide, zukunftssichere 
und damit unverzichtbare Grundlage. Eine Berufsausbildung 
soll auf der Basis eines modern verstandenen Berufskonzeptes 
einen erfolgreichen Einstieg in eine qualifizierte Berufstätigkeit 
ermöglichen und zugleich die Grundlagen fär das lebensbeglei- 
tende Weiterlemen legen. 
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Mit einem differenzierten Spektrum staatlich anerkannter Aus- 
bildungsberufe wird den unterschiedlichen Interessen und dem 
unterschiedlichen Leistungsvermögen junger Menschen sowie 
dem unterschiedlichen Qualifikationsbedarf der Arbeitswelt 
entsprochen. 

Flexibilität und Dynamik von Ausbildungsordnungen sollen 
dabei durch eine verstärkt zusammenfassende Beschreibung 
der Ausbildungsinhalte erhöht werden, die dann in der Ausbil- 
dung vor Ort ihre Ausprägung finden müssen. Die Flexibilität 
der Berufsausbildung soll durch Ordnungskonzepte erhöht wer- 
den, die - als Ergänzung von für den Beruf gemeinsamen Quali- 
fikationen - unterschiedliche Kombinationen aus zu wählenden 
Bausteinen ermöglichen oder eine Differenzierung der Ausbil- 
dung entsprechend dem zu wählenden Einsatzgebiet zulassen. 
In einer modernen Berufsausbildung kommt ferner der Koope- 
ration der Lemorte eine besondere Bedeutung zu. 

An der öffentlich-rechtlichen Abschlussprüfung soll festgehal- 
ten werden. Sie dient der Feststellung der Berufsfähigkeit im 
erlernten Beruf am Ende der Ausbildung und kann daher nicht 
durch eine Prüfung in Teilschritten ersetzt werden. Die Mitglie- 
der der Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ haben verein- 
bart, bis Ende des Jahres 2000 zu prüfen, ob und ggf in welcher 
Weise Leistungsfeststellungen der verschiedenen Lemorte in 
die Abschlussprüfung einbezogen werden können und wie 
Zwischenprüfungen künftig ausgestaltet werden sollen. 

Nach Auffassung der Bündnispartner muss der Auftrag an die 
bemfliche Erstausbildung, auf lebensbegleitendes Lernen in- 
nerhalb und außerhalb des Bemfslebens vorzubereiten, zu einer 
echten Gleichwertigkeit von allgemeiner und bemflicher Bil- 
dung auch beim Zugang zu weiteren Bildungsgängen ein- 
schließlich der Hochschulen führen. Die Bundesregiemng hat 
diesem Ziel durch die Öffnung der Studiengänge Medizin, 
Zahnmedizin, Veterinärmedizin und Pharmazie für Bewerber 
ohne allgemeine Hochschulreife Rechnung getragen. Die Prü- 
fungsvoraussetzung „Nachweis der Hochschulzugangsberech- 
tigung“ ermöglicht jetzt auch bemflich Qualifizierten das Studi- 
um dieser Heilbemfe. Es ist nun Aufgabe der Länder, die 
Anfordemngen an die Hochschulzugangsberechtigung festzu- 
legen. 


Weiterentwicklung der Konzepte zur Förderung 
benachteiligter Jugendlicher und Erwachsener 

Für die Gmppe der benachteiligten Jugendlichen ist die beson- 
dere Fördemng als eine Daueraufgabe anzusehen, für die ein 
Standardangebot von qualitativ hochwertigen und flexibel ein- 
setzbaren Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit, der Kom- 
munen und der Länder flächendeckend zur Verfügung stehen 
muss. Bei dieser Fördemng geht es vor allem um die Bereiche 
Bemfsorientiemng und Bemfsmotiviemng sowie die Ausbil- 
dungs-/Bemfsvorbereitung, aber selbstverständlich auch um 
die Bemfsausbildung selbst und - z.B. für die benachteiligten 
jungen Erwachsenen - um die Nachqualifiziemng. 

In den „Leitlinien zur Weiterentwicklung der Konzepte zur 
Fördemng benachteiligter Jugendlicher und junger Erwachse- 
ner“ wurde deutlich gemacht, dass bemfliche Benachteiligten- 
fördemng keine „Notmaßnahme“ für Zeiten des Mangels an 
betrieblichen Ausbildungsplätzen ist. Sie hat sich nach gemein- 
samer Überzeugung der Bündnispartner vielmehr zu einem not- 
wendigen und - wie es in ihrer „Empfehlung zur Verknüpfung 
von schulischer und außerschulischer Ausbildungs-ZBemfsvor- 
bereitung und Bemfsausbildung“ heißt - „integralen Bestandteil 
der Bemfsausbildung“ entwickelt, der in der Bemfsbildungspo- 
litik Anerkennung sowie zu seiner weiteren Konsolidiemng 
dauerhafte Fördemng beanspmchen kann. 


Hervorzuheben sind drei wesentliche Zielsetzungen: 

-Es wird ein engere inhaltliche und organisatorische Verzah- 
nung von bemfsvorbereitenden Maßnahmen mit einer sich 
anschließenden Bemfsausbildung angestrebt. Dazu sollen 
Teilinhalte einer Bemfsausbildung bereits in der Ausbil- 
dungsvorbereitung vermittelt werden. Die erworbenen ausbil- 
dungsrelevanten Qualifikationen sollen so bescheinigt wer- 
den, dass Verkürzungen einer anschließenden Bemfsausbil- 
dung möglich werden. Dazu soll u. a. das Bundesinstitut für 
Bemfsbildung unter Beteiligung der Sozialpartner, der Bun- 
desanstalt für Arbeit und der Dachverbände der Bildungsträ- 
ger beispielhafte Qualifiziemngsbausteine und Lehrgangsmo- 
delle für die Einbeziehung von Inhalten anerkannter Ausbil- 
dungsbemfe in die Bemfsvorbereitung erarbeiten. Die Bünd- 
nispartner und die Bundesanstalt für Arbeit haben unter Betei- 
ligung der Dachverbände der Bildungsträger eine Empfeh- 
lung zur Umsetzung dieser Weiterentwicklung der Bemfsvor- 
bereitung erarbeitet, die sich an Arbeitsämter, Kammern, be- 
mfliche Schulen, Bildungsträger, Betriebe und andere Be- 
teiligte in den Regionen richtet. Wirtschafts verbände und Ge- 
werkschaften haben zugesagt, dies in den Regionen zu unter- 
stützen. 

- Es wird am Ziel der Vermittlung einer vollwertigen Bemfs- 
ausbildung festgehalten. Dazu soll das breite Spektmm von 
Ausbildungsbemfen mit unterschiedlichen Leistungsanforde- 
mngen und Ausbildungszeiten bei der Modemisiemng beste- 
hender und der Schaffung neuer Ausbildungsbemfe gesichert 
werden, um in diesem Rahmen möglichst viele Betriebe an 
der Bemfsausbildung zu beteiligen und möglichst vielen 
Jugendlichen, auch den benachteiligten, eine betriebliche 
Ausbildungschance zu geben. 

- Die Effizienz der Bemfsorientiemng, Ausbildungs-ZBemfs- 
vorbereitung und Bemfsausbildung benachteiligter Jugendli- 
cher kann durch kooperativ gestaltete sowie auf die jeweili- 
gen Problemlagen und individuellen Voraussetzungen abge- 
stimmte Förderpläne und -maßnahmen („Förderkonzepte aus 
einem Guss“) wesentlich verbessert werden, um damit „Maß- 
nahmekarrieren“ dieser Jugendlichen zu vermeiden. Dazu 
sollten lokaleZregionale Kooperationsnetze geschaffen wer- 
den, die alle Beteiligten einbinden. Das sind die allgemeinbil- 
denden und bemflichen Schulen, Jugend- und Sozialämter, 
die Arbeitsämter, Kammern, Wirtschafts verbände und Betrie- 
be, Gewerkschaften, Freie Träger der Jugend- und Jugendbe- 
mfshilfe und andere Maßnahmeträger. Durch lokale oder 
regionale Vereinbamngen sollte gesichert werden, dass alle 
Beteiligten ihre jeweiligen Erfahmngen sowie ihre personel- 
len, sächlichen und finanziellen Ressourcen in Kooperations- 
netzen bündeln und auf gemeinsame qualitative und quantita- 
tive Ziele ausrichten. 

Berufliche Weiterbildung 

Bundesregiemng, Gewerkschaften und Arbeitgeber haben ein 
gemeinsames Konzept mit konkreten Schritten zum Ausbau 
und zur qualitativen Weiterentwicklung der bemflichen Wei- 
terbildung beschlossen. Ziel ist es, die Beteiligung an bemf- 
licher Weiterbildung als Schlüssel zur Zukunftsfähigkeit von 
Gesellschaft und Wirtschaft weiter und deutlich zu steigern. 
Dies gilt für alle Erwerbstätigen, insbesondere aber für bis- 
her eher lemungewohnte Gmppen sowie Erwachsene ohne 
Bemfsabschluss. Auch für Arbeitslose und Menschen, die aus 
anderen Gründen zeitweise nicht erwerbstätig sind, wie z.B. 
Männer und Frauen im Erziehungsurlaub sollen die Mög- 
lichkeiten, Anschluss an die Entwicklungen in der Arbeitswelt 
zu halten, verbessert werden. Im Einzelnen wurde u. a. verein- 
bart: 
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- Die Bedeutung des informellen und selbstgesteuerten Lernens 
innerhalb und außerhalb der Arbeitswelt nimmt zu. Die Sozi- 
alpartner werden sich offensiv dafür einsetzen, dass Betriebe 
und Beschäftigte die Lernmöglichkeiten im Arbeitsablauf 
systematischer und intensiver nutzen. Die Möglichkeiten zum 
selbstgesteuerten Lernen mit neuen Medien innerhalb und 
außerhalb der Arbeitswelt sollen weiterentwickelt und ausge- 
baut werden. 

-Informell erworbene berufliche Kompetenzen sollen am 
Arbeitsmarkt und für die Teilnahme an Weiterbildungsgän- 
gen besser verwertbar werden. Die Verfahren zur Dokumen- 
tation und Bewertung für informell erworbene Qualifikatio- 
nen werden deshalb unter Berücksichtigung internationaler 
Erfahrungen weiterentwickelt. 

-Die Bündnispartner wollen die Pluralität und Vielfalt der 
Angebote und Anbieter in der herkömmlichen beruflichen 
Weiterbildung erhalten. Dazu ist es erforderlich, den Wettbe- 
werb zwischen den Anbietern und Angeboten und den Teil- 
nehmerschutz zu stärken. Qualitätssicherung, Information 
und Beratung in der beruflichen Weiterbildung sollen deshalb 
verbessert und von den Anbietern breiter eingesetzt werden. 

-Sozialpartner und Bundesregierung werden die öffentlich- 
rechtlich geregelten Fortbildungsangebote kontinuierlich auf 
Aktualität überprüfen und überarbeiten. Weit verbreitete 
gleichartige Kammerregelungen sollen zu Gunsten von mehr 
Transparenz und besserer überregionaler Arbeitsmarktver- 
wertbarkeit durch Bundesverordnungen ersetzt werden. 

-Deutsche Fortbildungsabschlüsse sollen angesichts zuneh- 
mender grenzübergreifender Mobilität für den internationalen 
Arbeitsmarkt transparenter werden. Das betrifft die Bezeich- 
nungen der Abschlüsse und ihre Einordnung im deutschen 
Bildungssystem ebenso wie die international verständliche 
Beschreibung der Inhalte in Qualifikationsnachweisen. Die 
Bündnispartner werden innerhalb eines Jahres entsprechende 
Vorschläge entwickeln. 

- Berufliche Ausländserfahrung wird ein zunehmend wichtiger 
Bereich beruflicher Kompetenzentwicklung und Kompetenz- 
nutzung und zu einem wichtigen Kriterium für die Qualität 
und Attraktivität der beruflichen Bildung. Die Bundesregie- 
rung will den Fachkräfteaustausch innerhalb der Europä- 
ischen Union deshalb erheblich ausbauen. 

- Die Bedeutung der Kompetenzentwicklung durch Lernen in 
Arbeitszusammenhängen erfordert auch für die Kompetenz- 
erhaltung bei Arbeitslosen neue Formen und Instrumente zur 
Verbindung von Arbeiten und Lernen. Dazu sollten z. B. von 
den Arbeitsämtern unterstützte Modelle - wie etwa „Job- 
Rotation“ - von den Betrieben breiter eingesetzt werden. Die 
Bündnispartner sind übereingekommen, im Rahmen der SGB 
III-Reform zu prüfen, ob die derzeitigen Förderinstrumente 
für diese Maßnahmen ausreichen. 

Betriebe müssen die berufliche Weiterbildung und die Aus- 
schöpfung der Möglichkeiten zum arbeitsbegleitenden Lernen 
für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen auf allen Qualifikations- 
ebenen konsequenter als notwendige Personalentwicklungs- 
maßnahme und lohnende Investition in die eigene Wettbe- 
werbsfähigkeit verstehen. Aber auch jeder Einzelnen ist gefor- 
dert, eigeninitiativ und eigenverantwortlich Angebote der be- 
ruflichen Weiterbildung und Möglichkeiten des Lernens im 
Arbeitsprozess aktiv und in allen Phasen des Berufslebens als 
Voraussetzung für dauerhafte Beschäftigungsfähigkeit und 
berufliche Weiterentwicklung zu nutzen. 


Berufsbildung von Migranten und Migrantinnen 

Ausländische Jugendliche und junge Erwachsene - aber auch 
junge Leute aus Aussiedlerfamilien - absolvieren nach wie vor 
zu erheblich geringeren Anteilen als ihre deutschen Altersge- 
nossen eine Berufsausbildung. In der Altersgruppe der 20- bis 
29-Jährigen hat fast ein Drittel der Ausländer und Ausländerin- 
nen in Deutschland keinen Berufsabschluss ^). Die Gründe für 
ihre Probleme auf dem Ausbildungsstellenmarkt stimmen nur 
zum Teil mit denen bei deutschen Benachteiligtengruppen 
überein. Die Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ wird 
deshalb im Frühsommer 2000 über Grundsätze und Leitlinien 
für ein Aktionsprogramm zur Förderung der beruflichen Aus- 
und Weiterbildung von jungen Migranten und Migrantinnen 
beraten. 


6. Initiativen zur Verbesserung der 
Ausbildungssituation junger Frauen 

Berufsausbildung als Vorbereitung für den ersten Berufsein- 
stieg findet im dualen System der Berufsausbildung, an berufli- 
chen Schulen, Schulen des Gesundheitswesens, an Hochschu- 
len und als Laufbahnausbildung im öffentlichen Dienst statt. 
Betrachtet man das gesamte Spektrum der Berufsausbildungs- 
angebote, erreichen junge Frauen heute ebenso wie junge Män- 
ner zu etwa 90% einen qualifizierten Berufsabschluss. Gleich- 
wohl ist die Beteiligung von jungen Frauen und Männern an 
den verschiedenen Berufsausbildungsangeboten nach wie vor 
sehr unterschiedlich. 

Der Anteil junger Frauen an allen Auszubildenden im dualen 
System lag Ende 1998 bei 40% (rund 664.000 weibliche Aus- 
zubildende), während ihr Anteil an der vollqualifizierenden 
Berufsausbildung in Berufsfachschulen und in den Schulen des 
Gesundheitswesen jeweils bei knapp 80% (insgesamt rund 
220.000 Schülerinnen) und an den Studienanfängern bei rund 
48% (rund 108.000 Studienanfängerinnen 1997) lag. Bei der 
Laufbahnausbildung im Beamtenverhältnis betrug der Anteil 
junger Frauen 1998 rund 60% (rund 74.000 junge Frauen). 

Die unterschiedlichen Frauenanteile in den verschiedenen Aus- 
bildungsgängen werden sowohl durch das immer noch deutlich 
unterschiedliche Berufswahlverhalten von jungen Frauen und 
jungen Männern als auch durch das Auswahl verhalten von 
Ausbildungsbetrieben sowie die späteren Beschäftigungs- und 
Entwicklungschancen von Frauen in den verschiedenen Ausbil- 
dungs- bzw. Berufsbereichen beeinflusst. So ist der vergleichs- 
weise geringere Frauenanteil an der Fachkräfteausbildung im 
dualen System vor allem auf die niedrigen Frauenanteile in der 
gewerblich-technischen Ausbildung für Industrie und Hand- 
werk zurückzuführen, die nahezu ausschließlich im dualen 
System angeboten wird, während Ausbildung in Dienstleis- 
tungsberufen, an der Frauen - zum Teil erheblich - überpropor- 
tional beteiligt sind, in breiten Bereichen (z.B. Gesundheit, 
Erziehung, Sozialpädagogik) ausschließlich außerhalb des dua- 
len Systems angeboten wird. 

In der dualen Berufsausbildung selbst verteilen sich 54% der 
weiblichen Auszubildenden und 41% der männlichen Auszu- 
bildenden jeweils auf nur zehn Ausbildungsberufe. Unter den 
zehn am stärksten besetzten Ausbildungsberufen für junge 
Frauen sind neun kaufmännische bzw. Dienstleistungsberufe 
und nur ein Handwerksberuf (Friseurin) zu finden. Dagegen 
befinden sich unter den zehn am stärksten besetzten Berufen für 


*) Vgl. Teil II, Kapitel 2.1.2 


Drucksache 14/3244 


-14- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


männliche Auszubildende acht gewerblich-technische Berufe. 
Im Ergebnis sind deshalb nur rund 10% der Ausbildungsbegin- 
ner in den Fertigungsberufen des dualen Systems junge Frauen. 
In den Dienstleistungsberufen des dualen Systems liegt ihr 
Anteil an den Ausbildungsbeginnem dagegen bei 70%. 

Die starke Orientierung junger Frauen auf Dienstleistungsberu- 
fe sollte mit Blick auf die Entwicklungen von Wirtschafts- und 
Beschäftigungsstrukturen auch positiv bewertet werden. Ent- 
scheidend ist, dass die gewählte Berufsausbildung in sichere 
Beschäftigung fährt und jungen Frauen die gleichen Weiterbil- 
dungsoptionen und beruflichen Entwicklungsperspektiven er- 
öffnet wie jungen Männern. Insofern bieten neue Ausbildungs- 
berufe, die wachsende Beschäftigungsfelder im Dienstleis- 
tungsbereich sowie im Bereich neuer Technologien und Me- 
dien fär die Berufsausbildung erschließen, auch neue attraktive 
Ausbildungschancen fär junge Frauen im dualen System. 

Der Frauenanteil in den in den letzten Jahren neu geschaffenen 
Ausbildungsberufen im Medienbereich beträgt 50%. Im Be- 
reich der Informations- und Telekommunikationstechnik liegt 
er dagegen bei oder unter 25%. Dies verdeutlicht, dass die 
in den neuen Berufen liegenden Chancen bisher von jungen 
Frauen nicht immer ausreichend wahr genommen werden. Im 
Rahmen des Aktionsprogramms „Innovation und Arbeitsplätze 
in der Informationsgesellschaft des 21. Jahrhunderts“ der Bun- 
desministerien fär Wirtschaft und Technologie sowie Bildung 
und Forschung wird daher u. a. angestrebt, die Internet-Nutzung 
auszuweiten und dabei die gleichwertige Beteiligung von 
Frauen zu sichern sowie eine deutliche Steigerung des Frauen- 
anteils an IT-Berufsausbildungen auf 40% bis zum Jahr 2005 
zu erreichen. 

Aktivitäten zur Erweiterung des Berufswahlspektrums junger 
Frauen und zur Erhöhung der Bereitschaft der Betriebe, junge 
Frauen mehr als bisher auch in bislang eher „frauenuntypi- 
schen“ Berufsbereichen auszubilden und zu beschäftigen, 
kommt daher weiterhin eine besondere Bedeutung zu. Ent- 
scheidend bleibt der Zusammenhang zwischen Berufswahl, 
Ausbildungsplatzangebot und Beschäftigungschancen. Fort- 
schritte bei der Ausbildung von Frauen in bisher von ihnen 
wenig gewählten Bereichen können nur erreicht werden, wenn 
dort ein ausreichendes und auswahlfähiges betriebliches Aus- 
bildungsplatzangebot zur Verfägung steht. Fangfristig stabile 
Veränderungen der geschlechtsspezifischen Unterschiede bei 
der Berufswahl sind allerdings nur zu erwarten, wenn mit einer 
Zunahme der Ausbildung von Frauen in bisher „typischen 
Männerberufen“ auch eine entsprechende Zunahme der Be- 
schäftigung und die Verbesserung der beruflichen Entwick- 
lungsmöglichkeiten von Frauen in diesen Berufen einhergehen. 

Mit Blick auf den Zusammenhang zwischen Berufswahl und 
Beschäftigungschancen ist deshalb fär die Ausbildung junger 
Frauen in neuen zukunftssicheren und attraktiven Berufen 
bedeutsam, dass sich die Sozialpartner in der Arbeitsgruppe 
„Aus- und Weiterbildung“ des Bündnisses für Arbeit, Ausbil- 
dung und Wettbewerbsfähigkeit darauf verständigt haben, 
rasch in den von ihnen als Felder vordringlichen Handlungsbe- 
darfs benannten Bereichen Gesundheit, Kultur - Freizeit - Tou- 
rismus, Transport - Verkehr und Fogistik sowie Umwelt Vor- 
schläge fär neue Ausbildungsberufe vorzulegen. Dabei handelt 
es sich überwiegend um Dienstleistungsbereiche mit auch bis- 
lang guten Beschäftigungschancen fär Frauen und damit um 
Berufsfelder, in denen neue Ausbildungsberufe bei jungen 
Frauen auf verstärktes Interesse stoßen werden. 

Verbesserungen im Hinblick auf die Gleichstellung von jungen 
Frauen und Verhaltensänderungen bei der Wahrnehmung von 
Chancen lassen sich nur mit einem umfassenderen Politikansatz 
in die Wege leiten. Die Bundesregierung hat daher im Juni 


1999 das Programm „Frau und Berufe beschlossen. Es folgt 
dem Grundsatz, Gleichstellungspolitik als Querschnittsaufgabe 
anzugehen, die sowohl die grundsätzliche Einbeziehung ge- 
schlechtsspezifischer Belange in alle Politikfelder (gender- 
mainstreaming) als auch die gezielte Förderung von Frauen 
umfasst. Chancengleichheit ist als ein durchgängiges Feitprin- 
zip auch in alle bildungs- und forschungspolitischen Maßnah- 
men zu integrieren. Ziel der Maßnahmen im Programm „Frau 
und Berufe hinsichtlich der beruflichen Bildung und Beschäfti- 
gung von Frauen ist es: 

- die Jugendarbeitslosigkeit abzubauen ^), 

- das Berufswahlspektrum von Frauen zu erweitern, 

- die Erhöhung der Bereitschaft der Betriebe, Frauen mehr als 
bisher auch in bislang eher frauenuntypischen Berufen auszu- 
bilden, zu beschäftigen und ihnen berufliche Entwicklungs- 
möglichkeiten zu eröffnen (z. B. in den IT-Berufen und im 
Handwerk) und 

- die Beteiligung von Mädchen und Frauen am Internet und ihr 
Interesse an Informations- und Kommunikationstechnologien 
zu steigern und damit auch die beruflichen Chancen zu ver- 
bessern. 

Das Bundesministerium fär Bildung und Forschung fördert zu 
den genannten Themen und Handlungsfeldem zahlreiche Pro- 
jekte und Modellvorhaben. Diese zielen u. a. auf eine veränder- 
te Berufswahlorientierung, einen stärkeren Zugang von jungen 
Frauen zu gewerblich-technischen Berufen und Handwerksbe- 
rufen sowie die Teilnahme an Meisterkursen oder auf eine 
umfangreichere Nutzung des Internets im Rahmen der Aktion 
„Frauen ans Netz“^). 

Darüber hinaus ist im Rahmen der Umsetzung des Programms 
„Frau und Berufe vorgesehen, 

- Verbesserungen in den gesetzlichen Regelungen zur Gleich- 
stellung von Männern und Frauen zu erreichen, 

-einen Bericht zur Fohngleichheit und zur ökonomischen 
Situation von Frauen vorzulegen, 

- auf die Chancengleichheit von Frauen und Männern in For- 
schung und Fehre hinzuwirken, 

- die Chancen fär Existenzgründerinnen zu verbessern sowie 

- die Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit insbeson- 
dere durch eine flexiblere Gestaltung des Erziehungsurlaubes 
zu erleichtern. 


7. Europäische Zusammenarbeit in der 
beruflichen Bildung 

Das Zusammenwachsen Europas, die internationale Verflech- 
tung der Wirtschaft und der schnelle technologische und wirt- 
schaftliche Wandel führen auf den nationalen und interna- 
tionalen Arbeitsmärkten zu neuen Qualifikationsanforderun- 
gen. Dies hat in zunehmendem Maße Auswirkungen auf die 
benötigten Qualifikationen von Mitarbeitern und Mitarbeiterin- 
nen nicht nur in großen Unternehmen. 

Gefragt sind neben der beruflichen Fachkompetenz auch die 
Fähigkeit, über Sprach- und Kulturgrenzen hinweg mit anderen 
Menschen zusammenzuarbeiten. Das gilt vor allem fär die 
Grenzregionen, die - gerade fär Deutschland mit seinen neun 


9 Das Programm ist ausführlich in der 1999 vom Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend herausgegebenen Broschüre 
„Programm Frau und Beruf - Aufbruch in der Gleichstellungspolitik“ 
dokumentiert. 

9 Vgl. Kapitel 3 sowie Teil II, Kapitel 1.1.3 
9 Vgl. ausführlich dazu Teil II, Kapitel 4.4 
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Nachbarstaaten und seiner Brückenstellung zwischen West- 
und Osteuropa - von besonderer Bedeutung sind, aber auch 
darüber hinaus. 

Internationale Kompetenzen sind zugleich ein wichtiges Krite- 
rium für die Qualität und den Status beruflicher Bildung. Mehr 
Intemationalität in der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
trägt auch zur Erhöhung der Attraktivität der Berufsbildung ins- 
gesamt bei. Durch grenzübergreifende Qualifizierungsmaßnah- 
men werden neben neuen Fachkenntnissen und Sprachkompe- 
tenzen sowie dem Kennenlemen neuer Märkte, unterschied- 
licher Systeme und Kulturen in besonderem Maße auch zu- 
kunftsrelevante Schlüsselqualifikationen wie Flexibilität, Krea- 
tivität, Sensibilität und Teamfähigkeit vermittelt. Jugendliche 
wie erwachsene Erwerbstätige erwarten, dass sie eine Erstaus- 
bildung oder Weiterbildung, die sie im eigenen Land erworben 
haben, in anderen EU-Staaten nutzen oder ergänzen können. 
Immer mehr Erwerbstätige werden über Grenzen hinweg kom- 
munizieren und kooperieren - in Handel, in Industrie und im 
Handwerk. Dem trägt die Bildungspolitik Rechnung durch 

- die verstärkte Einbeziehung beruflicher Austauschphasen in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 

- mehr Transparenz der Ausbildungen als Voraussetzung für 
mehr Mobilität und 

- eine noch stärkere Intemationalisierung von Berufsinforma- 
tion und Berufsberatung. 

Angesichts des im EG- Vertrages verankerten Subsidiaritäts- 
prinzips (Artikel 5) ist das Ziel nicht die Vereinheitlichung oder 
Nivellierung der beruflichen Bildung in der Europäischen Uni- 
on. Die grenzübergreifende Zusammenarbeit und Vernetzung, 
die gemeinsame Orientierung an „best practice“ und das 
Bemühen um beste Bedingungen für die jungen Menschen in 
allen Ländern sollen Anlass dazu geben. Altgewohntes in Fra- 
ge zu stellen, die eigenen Bildungssysteme auf ihre Stärken 
und Schwächen abzuklopfen, neue Wege zu gehen und einen 
gemeinsamen Stand europäischer Ausbildungsprinzipien und 
-kriterien auf- und auszubauen. Die Bundesregierung strebt an, 
die Möglichkeiten zum Auslandsaustausch in der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung erheblich auszubauen. 

Die Europäische Gemeinschaft hat ihre zentralen politischen 
Handlungsfelder im Amsterdamer Vertrag fixiert und niederge- 
legt, der von allen 15 Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
im Verlauf des vergangenen Jahres ratifiziert wurde und als 
neuer EG- Vertrag am 1 . Mai 1999 in Kraft getreten ist. 

Der EG- Vertrag formuliert in Artikel 2 die grundsätzlichen Zie- 
le der Gemeinschaft, um durch gemeinsame Politiken und 
Maßnahmen in der ganzen Gemeinschaft u.a. eine harmoni- 
sche, ausgewogene und nachhaltige Entwicklung des Wirt- 
schaftslebens, eine hohes Beschäftigungsniveau und eine hohes 
Maß an sozialem Schutz, die Gleichstellung von Männern und 
Frauen, ein beständiges, nichtinflationäres Wachstum, ein ho- 
hes Maß an Umweltschutz, die Hebung der Lebenshaltung und 
der Lebensqualität zu fördern. 

Unter berufsbildungspolitischen Gesichtspunkten sind die in 
Artikel 3 des Vertrages vorgenommenen Konkretisierungen 
sowie die in Artikel 128 vorgesehenen Berichte von Bedeu- 
tung: 

„Die Tätigkeit der Gemeinschaft im Sinne des Artikel 2 um- 
fasst nach Maßgabe dieses Vertrages (...) 

i) die Förderung der Koordinierung der Beschäftigungspolitik 
der Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Verstärkung ihrer 
Wirksamkeit durch die Entwicklung einer koordinierten Be- 
schäftigungsstrategie“ sowie in 


q) „einen Beitrag zu einer qualitativ hochstehenden allgemeinen 
und beruflichen Bildung.“ 

Artikel 128 des EG- Vertrages sieht vor, dass anhand eines 
gemeinsamen Jahresberichtes des Rates und der Kommission 
die Beschäftigungslage durch den Europäischen Rat geprüft 
und hierzu Schlussfolgerungen angenommen werden. Auf der 
Grundlage der jährlich mit qualifizierter Mehrheit festzulegen- 
den „Beschäftigungspolitischen Leitlinien“ des Rates legen die 
Mitgliedstaaten „Nationale Beschäftigungspolitische Aktions- 
pläne“ (NAP) über ihre wichtigsten Maßnahmen zur Durch- 
führung der beschäftigungspolitischen Leitlinien vor. Auf der 
Grundlage der Umsetzungsberichte der Mitgliedstaaten wird 
dann dem Europäischen Rat der gemeinsame Bericht der Kom- 
mission und des Rates zur Beschäftigung vorgelegt. Dieser 
Bericht beschreibt die Beschäftigungslage in den Mitgliedstaa- 
ten und prüft die wichtigsten Maßnahmen, die die Mitgliedstaa- 
ten zur Umsetzung der Leitlinien ergriffen haben. Im Lichte 
dieses Berichts werden daraufhin die Beschäftigungspoliti- 
schen Leitlinien für das folgende Jahr verabschiedet. 

Mit diesem sogenannten Luxemburg-Prozess wird im Rahmen 
des EG- Vertrages das Ziel verfolgt, das zentrale Anliegen der 
Sondertagung des „Europäischen Rates über Wachstum und 
Beschäftigung“ am 20./21. November 1997 in Luxemburg um- 
zusetzen, alle Politikbereiche auf mehr Beschäftigung auszu- 
richten. Primäres Ziel ist die Aktivierung und bessere Koordi- 
nierung der nationalen Beschäftigungspolitiken sowie eine stär- 
kere Mobilisierung der Politik der Europäischen Union zur För- 
derung von Beschäftigung. 

Innerhalb der „Nationalen Beschäftigungspolitischen Aktions- 
pläne“ kommt den Zielen und Maßnahmen zur Verbesserung 
der beruflichen Qualifizierung eine zentrale Bedeutung zu. Sie 
finden sich in allen vier Säulen der Leitlinien (Beschäftigungs- 
fähigkeit, Untemehmergeist, Anpassungsfähigkeit und Chan- 
cengleichheit) wieder, konkretisiert u.a. in 

- Leitlinie 1 „Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit“, 

- Leitlinie 5 „Schaffung zusätzlicher Ausbildungsmöglich- 

keiten“, 

- Leitlinie 6 „Ausbau des lebensbegleitenden Lernens“, 

- Leitlinie 7 „Spürbare Verringerung der Zahl der 

Schulabbrecher“, 

- Leitlinie 8 „Ausbau von Lehrlingsausbildungssystemen“. 

Rat und Kommission der Europäischen Union würdigen in 
ihrem gemeinsamen Bericht insbesondere die grundsätzlich 
von den Mitgliedstaaten 1999 unternommenen Anstrengungen 
zur Umsetzung der Leitlinien 1 bis 3, d.h., es ist nach Auffas- 
sung von Rat und Kommission eine klare Stoßrichtung zu 
einem präventiven Ansatz zu erkennen, die Jugend- und Lang- 
zeitarbeitslosigkeit zu bekämpfen. Im Hinblick auf die von der 
Bundesregierung eingeleiteten Aktivitäten werden insbesonde- 
re der konsensuale Ansatz des Bündnisses für Arbeit, Ausbil- 
dung und Wettbewerbsfähigkeit, die erreichten Anstrengungen 
zur Ausweitung des betrieblichen Ausbildungsplatzangebotes 
sowie das im November 1998 beschlossene Sofortprogramm 
zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit hervorgehoben. 

Bildung und Beschäftigung waren ein Leitthema der deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr 1999. Dabei waren 
insbesondere folgende Entscheidungen bzw. die Vorbereitung 
folgender Themen von Bedeutung: 


‘) Vertrag von Amsterdam, Texte des EU- Vertrages und des EG- Vertra- 
ges mit den deutschen Begleitgesetzen, herausgegeben von Thomas Läu- 
fer, Bundeszentrale für Politische Bildung, Bonn, 1999 
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- Die Arbeitslosigkeit unter jungen Menschen ist in fast allen 
Mitgliedstaaten mit Ausnahme von Deutschland höher als die 
allgemeine Arbeitslosigkeit. Der Aus- und Weiterbildung 
gerade junger Menschen und der Eröffnung neuer Perspekti- 
ven im Wirtschaftsraum Europa für diese Zielgruppe kommt 
daher besondere Bedeutung zu. Gemeinsam haben die Bun- 
desministerien für Bildung und Forschung, Arbeit und Sozial- 
ordnung und Familie, Senioren, Frauen und Jugend während 
der Präsidentschaft ein Memorandum „Jugend und Europa - 
Unsere Zukunft^) vorgelegt, das von den Regierungschefs 
Anfang Juni 1999 auf dem Europäischen Gipfel in Köln als 
ein Bestandteil des Europäischen Beschäftigungspaktes Zu- 
stimmung fand. Ziel des Memorandums ist es, die europäi- 
sche Integration, die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
und die Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit im 
Jugendaustausch und in der Bildung weiter voranzubringen ^). 

-Nach den positiven Erfahrungen mit den Vorläuferprogram- 
men konnten die neuen EU-Bildungsprogramme verab- 
schiedet werden. Das neue Berufsbildungsprogramm LEO- 
NARDO da VINCI II wurde mit einem Budget von 1,15 Mrd. 
EURO fär eine Laufzeit von sieben Jahren verabschiedet und 
startete am 1 . Januar 2000. Es wurde auf die vier Felder Ver- 
bindung von Bildung und Beschäftigung, Innovationen in 
Aus- und Weiterbildung, Förderung des Untemehmergeistes 
sowie die Entwicklung und Nutzung neuer Informationstech- 
nologien konzentriert und im organisatorischen Ablauf mit 
der beim Bundesinstitut fär Berufsbildung angesiedelten 
Agentur „Bildung für Europa“ vereinfacht. 

-Nach einem Vermittlungsverfahren wurde SOKRATES II 
unter finnischer EU-Präsidentschaft erfolgreich abgeschlos- 
sen und am 26. November 1999 verabschiedet. Für die Bud- 
getausstattung dieses Programms wurde ein Volumen von 
1,85 Mrd. EURO ausgehandelt. Es ist fär eine Laufzeit von 
sieben Jahren (2000 bis 2006) vorgesehen und setzt verschie- 
dene erfolgreiche Aktionen des Vorläuferprogramms fort 
(Erasmus, Lingua). Diese werden durch neue Aktionen zur 
Erwachsenenbildung und zu Multimedia (Grundtvig, Miner- 
va) ergänzt. Gemeinsam mit dem Programm LEONARDO da 
VES[CI II wird SOKRATES II das Konzept des lebenslangen 
Lernens stärker in den Mittelpunkt stellen und erheblich zum 
Ausbau der europäischen Bildungskooperation beitragen. 

- Der EUROPASS zur Bescheinigung von Auslandsqualifika- 
tionen in der beruflichen Bildung, der ab dem Jahr 2000 
Anwendung findet, ist neben den neuen EU-Bildungspro- 
grammen LEONARDO da VINCI II und SOKRATES II und 
den nationalen Austauschprogrammen des Bundesministe- 
riums fär Bildung und Forschung von hoher Bedeutung für 
die Verbesserung der grenzübergreifenden Bildungszusam- 
menarbeit und die Steigerung der Mobilität innerhalb der 
Europäischen Union. Die - auch auf deutsche Forderungen 
zurückgehende - Ratsentscheidung zur Bescheinigung von 
strukturierten Auslandsqualifikationen in einem EU-einheit- 
lichen EUROPASS regelt die Rahmenbedingungen fär die 
Bescheinigung von „europäischen Berufsbildungsabschnit- 
ten“. Diese Abschnitte werden auf der Grundlage von Verein- 
barungen der Ausbildungspartner aus dem Herkunfts- und 
Gastland durchgefährt und von einem Ausbilder begleitet. 
Die Ausbildungspartner legen dabei Inhalte, Ziele, Dauer und 
Modalitäten der Auslandsqualifizierung fest. Die Nutzung 
des EUROPASS ist freiwillig, gleichwohl hat der EURO- 
PASS bereits jetzt eine große Nachfrage zu verzeichnen. 


') Vgl. Rats-Dok. 8288/99 + cor 1 (d) 

9 Zur Umsetzung des Sofortprogramms vgl. Kapitel 3 sowie Teil II, 
Kapitel 1.1.3 

9 Vgl. Teil II, Kapitel 6.2.3 


- Für die Europäischen Strukturfonds gelten fär den Zeitraum 
von 2000 bis 2006 neue Verordnungen. Zentrale Aufgabe der 
Strukturforderung bleibt die Stärkung des wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalts, insbesondere die Schaffung 
von Einkommen und Beschäftigung in den Regionen mit Ent- 
wicklungsrückstand. Für die Strukturfonds stehen in der För- 
derperiode 2000 bis 2006 insgesamt 195 Mrd. EURO zur 
Verfägung. Auf Deutschland entfallen davon ca. 30 Mrd. 
EURO, ca. 20 Mrd. EURO fär die neuen und 10 Mrd. EURO 
fär die alten Länder. 

Die neue Verordnung fär den Europäischen Sozialfonds (ESF) 
sieht in der gesamten EU gleiche Fördermöglichkeiten bei 
unterschiedlichen Interventionssätzen vor. Die ESF-Förderung 
konzentriert sich zukünftig auf fänf Politikbereiche (Artikel 2): 

-Entwicklung und Förderung aktiver Arbeitsmarktpolitiken 
zur Bekämpfung und Verhinderung von Arbeitslosigkeit; 

- Förderung der Chancengleichheit; 

-Förderung und Verbesserung der beruflichen und der allge- 
meinen Bildung; 

-Förderung eines anpassungsfähigen Arbeitskräftepotenzials, 
Entwicklung des Untemehmergeistes, Erleichtemng der 
Schaffung von Arbeitsplätzen, Qualifiziemng des Arbeits- 
kräftepotenzials in Forschung, Wissenschaft und Technolo- 
gie; 

-Fördemng spezifischer Maßnahmen zur Verbessemng des 
Zugangs der Frauen zum Arbeitsmarkt. 

Der ESF unterstützt daneben die europäische Beschäftigungs- 
strategie, die beschäftigungspolitischen Leitlinien sowie die na- 
tionalen Aktionspläne fär Beschäftigung. Die bisherigen Ge- 
meinschaftsinitiativen ADAPT und BESCHÄFTIGUNG sind 
1999 ausgelaufen. Die neue Verordnung zum ESF eröffnet 
auch erweiterte Nutzungsmöglichkeiten im Bildungsbereich. 
Im Rahmen des ESF werden fär Bundesprogramme in den geo- 
grafisch besonderes wichtigen Förderzielgebieten 1 und 3 ins- 
gesamt mnd 4 Mrd. EURO zur Verfägung stehen. Das Bundes- 
ministerium fär Bildung und Forschung ist an der Abstimmung 
der Stmkturfondsprogramme in Deutschland beteiligt und nutzt 
sie zur Ergänzung seiner bemfsbildungspolitischen Maßnah- 
men. 


8. Vorausschätzung der Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen im Jahr 2000^) 

Nachfragevorausschätzung für das Bundesgebiet 

Nachfragevorausschätzungen stützen sich wesentlich auf Daten 
aus der Vergangenheit - insbesondere zum Bildungsverhalten - 
aber auch zu den Schulabsolventenzahlen. Die Nachfragevor- 
ausschätzung fär 2000 muss einbeziehen, dass politisch gesetz- 
te Rahmenbedingungen - z.B. das Sofortprogramm zum Ab- 
bau der Jugendarbeitslosigkeit der Bundesregiemng und 
Absprachen im Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbe- 
werbsfähigkeit - die Daten im Ausbildungsmarkt verändern. 
Diese Veränderungen sind kaum verlässlich einzuschätzen, 
insofern ist die Vorausschätzung fär 2000 mit Unsicherheiten 
behaftet. Vorausgeschätzt wird die Nachfrage in der gesetz- 
lichen Definition (§3 Abs. 2 BerBiFG)9. 


9 Vgl. Teil II, Kapitel 1.4 
9 Vgl. Kapitel 1 
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Beruhend auf den Erfahrungswerten der Vorjahre und den 
Ergebnissen von 1999 ist für das Jahr 2000 bei unverändertem 
Übergangsverhalten mit einer demographisch bedingt leicht 
wachsenden Nachfrage der Schulabgänger und Schulabgänger- 
innen allgemeinbildender und beruflicher Schulen von rund 
662.000 Ausbildungsplätzen zu rechnen (rund +2.000 bzw. 
+0,2%). 

Nachfragevorausschätzung für die alten Länder 

Die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen in den alten Ländern 
wurde für 1999 auf 512.000 geschätzt^). Die tatsächliche Nach- 
frage betrug 516.800 (497.200 Neuabschlüsse und knapp 
19.600 noch nicht vermittelte Bewerber und Bewerberinnen). 
Die Anzahl der Ausbildungspendler aus den neuen Ländern 
belief sich auf rund 17.000. Für das Jahr 2000 ergäbe sich 


') Ohne Berücksichtigung der nachfragewirksamen Effekte des Sofortpro- 
gramms 


bei unveränderter Bildungsnachfrage der Schulabgänger und 
Schulabgängerinnen einschließlich der zu erwartenden etwa 
gleichbleibenden Pendlemachfrage eine Nachfragesteigerung 
um etwa 0,3%, so dass voraussichtlich rund 518.000 Ausbil- 
dungsplätze in den alten Ländern nachgeffagt werden. 

Nachfragevorausschätzung für die neuen Länder 

Für die neuen Länder wurde für 1999 mit einer effektiven 
Nachfrage von rund 142.000 Ausbildungsplätzen innerhalb die- 
ser Region gerechnet. Diese Zahl wurde mit 143.600 nur 
geringfügig überschritten (133.800 Neuabschlüsse und 9.800 
unvermittelte Bewerber und Bewerberinnen). Auf der Grundla- 
ge der Prognose der Schulabgängerzahlen sowie unveränderter 
Übergangsquoten aus den allgemeinbildenden und berufsbil- 
denden Vollzeitschulen und einer etwa gleichbleibenden 
Anzahl von Ost- West-Pendlern ist in den neuen Ländern im 
Jahr 2000 mit einer geringfügig steigenden Nachfrage von gut 
144.000 Ausbildungsplätzen zu rechnen. 
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Beschluss des Bundeskabinetts zum Berufsbildungsbericht 2000 
vom 12. April 2000 


Das Bundeskabinett nimmt den Berufsbildungsbericht 2000 

des Bundesministeriums für Bildung und Forschung zustim- 
mend zur Kenntnis und stellt dazu fest: 

1 . 1999 haben sich die Ausbildungschancen der Jugendlichen 
verbessert: Bundesweit wurden rund 18.500 neue Ausbil- 
dungsverträge mehr als 1998 abgeschlossen. Die Anzahl der 
Ende September 1999 noch nicht vermittelten Bewerber und 
Bewerberinnen ist gegenüber 1998 um fast 18% auf knapp 
29.400 gesunken. In den alten Ländern war erstmals seit 
1996 die Zahl der noch unbesetzten betrieblichen Berufsaus- 
bildungsstellen höher als die Anzahl der noch unvermittelten 
Bewerber und Bewerberinnen. Jedoch ist das betriebliche 
Ausbildungsangebot in einer größeren Zahl von Regionen 
noch unzureichend. Auch in den neuen Ländern war die Aus- 
bildungsbilanz unter Einschluss der noch verfügbaren Plätze 
in Sonderprogrammen Ende September 1999 nahezu ausge- 
glichen. 

2 . Diese Verbesserung der Ausbildungsplatzbilanz ist aller- 
dings auf die Ausweitung der öffentlich finanzierten Ausbil- 
dung, insbesondere auf das Sofortprogramm der Bundesre- 
gierung zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, 
Qualifizierung und Beschäftigung Jugendlicher zurückzu- 
führen. Das Angebot an betrieblichen Ausbildungsplätzen ist 
nach wie vor nicht befriedigend. Die damit verbundene Ver- 
schiebung von Ausbildungslasten auf die öffentliche Hand ist 
nicht akzeptabel. Die Bundesregierung appelliert an Wirt- 
schaft, Länder und Kommunen, ihr Ausbildungsplatzangebot 
im Jahr 2000 deutlich auszuweiten. Sie hat ihr Ausbildungs- 
platzangebot im Bereich der Bundesverwaltung bereits 1999 
erhöht und die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungs- 
verträge um rund 12% gesteigert. 

3 . Die im Rahmen des vom Bündnis für Arbeit, Ausbildung 
und Wettbewerbsfähigkeit im Juli 1999 beschlossenen Aus- 
bildungskonsenses vereinbarten regionalen Ausbildungskon- 
ferenzen und Nachvermittlungsaktionen sind von den Bünd- 
nispartnern mit Unterstützung der Arbeitsämter erfolgreich 
durchgeführt worden: Die Anzahl der unvermittelten Bewer- 
ber und Bewerberinnen sank in den alten Ländern von rund 
19.600 am 30. September 1999 um fast 70% auf rund 5.900 
am 29. Februar 2000. In den neuen Ländern sank sie im glei- 
chen Zeitraum um rund 78% von knapp 9.800 auf rund 
2.200. Die Bundesregierung hat dies mit dem bis Ende 2000 
verlängerten Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeits- 
losigkeit, wofür einschließlich der Mittel aus dem Europäi- 
schen Sozialfonds erneut zwei Mrd. DM bereit gestellt wer- 
den, in den alten und neuen Ländern bis zum 29. Februar 
2000 nach der Ausbildungsvermittlungsstatistik mit rund 
3.500 außerbetrieblichen Ausbildungsplätzen unterstützt. In 
den neuen Ländern hat dazu ferner der Einsatz noch freier 
Sonderprogrammplätze beigetragen, während das betrieb- 
liche Ausbildungsangebot dort nahezu ausgeschöpft war. 
Bundesweit suchten damit Ende Februar 2000 noch rund 
8.200 der am 30. September 1999 unvermittelten Bewerber 
und Bewerberinnen einen Ausbildungsplatz, das sind 27% 
weniger als im Februar 1999. 


4 . Die Zahl der neuen betrieblichen Ausbildungsverhältnisse 
war in den neuen Ländern erneut deutlich rückläufig, obwohl 
ein erheblicher Teil von ihnen mit unterschiedlich hohen 
Beträgen staatlich subventioniert wurde. Ziel einer zukunfts- 
gerichteten Ausbildungspolitik in den neuen Ländern muss 
es sein, so rasch wie möglich ein ausreichendes, von den 
Betrieben, Praxen und Verwaltungen selbst getragenes und 
finanziertes betriebliches Ausbildungsplatzangebot zu errei- 
chen. Aufgrund der wirtschaftlichen Ausgangslage kann die- 
ses Ziel nur schrittweise realisiert werden. Dazu ist ange- 
sichts des Umfangs und der Vielfalt der staatlichen Ausbil- 
dungsplatzförderung in den neuen Ländern eine bessere 
Abstimmung der Förderkonzepte notwendig. 

5. Für die Zukunftschancen der Jugend, die dauerhafte Beschäf- 
tigungsfähigkeit der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
und die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft sind 
die Sicherung der Ausbildungschancen der jungen Genera- 
tion sowie die Modernisierung des dualen Systems der Be- 
rufsausbildung und der beruflichen Weiterbildung von be- 
sonderer Bedeutung. 

Mit den im Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbe- 
werbsfähigkeit vereinbarten Leitlinien und Maßnahmen sind 
die Grundlagen für eine nachhaltige Modernisierung des 
Ausbildungssystems durch aktualisierte und neue Ausbil- 
dungsberufe sowie mehr Flexibilität und Differenzierung 
verbessert worden. Darüber hinaus wurden im Bündnis weit- 
reichende Aktivitäten und Leitlinien zur Sicherung eines aus- 
reichenden Ausbildungsplatzangebotes insbesondere in den 
neuen Ländern, zur Förderung von Jugendlichen mit schlech- 
teren Startchancen, zur Früherkennung von neuem Qualifika- 
tionsbedarf sowie zur strukturellen Weiterentwicklung der 
dualen Berufsausbildung und der beruflichen Weiterbildung 
vereinbart. Diese Vereinbarungen müssen in 2000 weiter 
zügig umgesetzt werden. Die Bündnispartner stehen in einer 
gemeinsamen Verantwortung dafür. Die Bundesregierung 
wird ihren Beitrag dazu leisten. 

6. Die berufliche Bildung ist ein wesentlicher Bestandteil des 
Bildungssystems. Die Sicherung der Qualität und der Zu- 
kunftsfähigkeit des deutschen Bildungssystems im interna- 
tionalen Vergleich ist eine grundlegende gesellschaftliche 
Aufgabe und erfordert einen breiten nationalen Dialog. Auf 
Initiative der Bundesregierung wurde deshalb das „Forum 
Bildung“ eingerichtet. Ziel des Forums ist es, Empfehlungen 
zu Bildungszielen, -Inhalten und -methoden zu erarbeiten, 
um Jugendliche und auch Erwachsene auf neue Herausforde- 
rungen besser vorzubereiten und zur Übernahme von Verant- 
wortung im persönlichen und gesellschaftlichen Leben, in 
Arbeit und Beruf, in Kultur und Politik zu befähigen. 
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Stellungnahme des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufs- 
bildung vom 15./16. März 2000 zum Entwurf des Berufsbildungsberichts 2000 
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 


Ausbildungssituation - 

weitere Anstrengungen erforderlich 

Im Jahr 1999 haben sich die Ausbildungschancen der Jugendli- 
chen verbessert. So wurden bundesweit rund 18.500 neue Aus- 
bildungsverträge mehr abgeschlossen als 1998. Die Zahl der bei 
den Arbeitsämtern gemeldeten Bewerberinnen und Bewerber 
um Ausbildungsstellen stieg insgesamt nur noch um 0,8 %, die 
Zahl der bei den Arbeitsämtern zur Vermittlung angebotenen 
Ausbildungsplätze dagegen um 4,1%. 

Die Zahl der Ende September 1999 noch nicht vermittelten 
Bewerberinnen und Bewerber ist gegenüber 1998 um fast 1 8 % 
auf knapp 29.400 gesunken. In den alten Ländern war erstmals 
seit 1996 die Zahl der noch unbesetzten betrieblichen Berufs- 
ausbildungsstellen höher als die Zahl der noch unvermittelten 
Bewerberinnen und Bewerber. Jedoch ist das betriebliche Aus- 
bildungsangebot in einer größeren Zahl von Regionen noch 
unzureichend. Auch in den neuen Ländern war die Ausbil- 
dungsbilanz unter Einschluss der noch verfügbaren Plätze in 
Sonderprogrammen Ende September 1999 nahezu ausgegli- 
chen. Die Zahl der unversorgten Jugendlichen konnte bis Ende 
Januar 2000 noch deutlich verringert werden. 

Die Verbesserung der Ausbildungsplatzbilanz ist allerdings im 
starken Maße auf die Ausweitung der öffentlich finanzierten Aus- 
bildung, insbesondere auf das Sofortprogramm der Bundesregie- 
rung zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit, zurüekzufähren. 

Im „Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähig- 
keit“ wurde mit der Wirtschaft im Rahmen des Ausbildungs- 
konsenses Einigung erzielt, dass allen Jugendlichen, die können 
und wollen, ein Ausbildungsplatz vermittelt werden soll. Dazu 
hatten die Vertreter der Wirtschaftsverbände erklärt, neben dem 
demographischen Zusatzbedarf von 6.000 Ausbildungsplätzen 
mindestens weitere 10.000 zusätzliche Plätze bereitzustellen, 
insgesamt also rund 16.000. 

Dieses Ziel konnte nicht in allen Wirtschaftsbereichen erreicht 
werden. Im Zeitraum 1. Oktober 1998 bis 30. September 1999 
betrug die Steigerung der neu abgeschlossenen Ausbildungs- 
verträge einschließlich der staatlich finanzierten außerbetrieb- 
lichen Plätze nur 3% (rd. 18.500). 

Die Zahl der von den Betrieben abgeschlossenen Ausbildungs- 
verträge ging nach Einschätzung des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung in den alten Ländern um 0,5% und in 
den neuen Ländern um 5 bis 10% zurück. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Berufsbildungsstatistik 
nicht zwischen betrieblichen und außerbetrieblichen Ausbil- 
dungsverhältnissen differenziert. Der Hauptausschuss erwartet, 
dass das Bundesinstitut für Berufsbildung bei der nächsten 
Erhebung mit dem Stichtag 30. September 2000 diese Differen- 
zierung vomimmt. 

Der Hauptausschuss erwartet insoweit für die Zukunft eine 
entsprechende bundesweite Aufbereitung der Statistik, 

Fortsetzung des Sofortprogramms wird begrüßt. 

Große Sorge bereitet dem Hauptausschuss nach wie vor die 
stark unausgeglichene Ausbildungssituation in den neuen Län- 
dern, wo im vergangenen Ausbildungsjahr 1998/1999 rund 
70% der betrieblich abgeschlossenen Ausbildungsverträge sub- 
ventioniert wurden. Dort stagniert zur Zeit die Zahl der beson- 
ders ausbildungsintensiven kleineren und mittleren Betriebe 
bzw. ist sogar rückläufig. 


Der Hauptausschuss begrüßt daher die Entscheidung der Bun- 
desregierung, das Sofortprogramm zum Abbau der Jugendar- 
beitslosigkeit mit Schwerpunkt Ostdeutschland in seiner Lauf- 
zeit bis Ende 2000 für laufende und neue Maßnahmen zu ver- 
längern und nochmals mit 2 Mrd. DM auszustatten. 

Die hierbei eingeleitete Abstimmung und Koordinierung des 
Sofortprogramms mit anderen staatlichen Förderprogrammen 
und -maßnahmen gilt es auszubauen. Der Hauptausschuss hatte 
in seiner Stellungnahme zum Berufsbildungsbericht 1999 zu- 
gleich eine Verständigung zwischen Bund und neuen Ländern 
über eine aus seiner Sicht erforderliche Planungssicherheit der 
Ausbildungsplatzprogramme Ost bis zum Jahr 2004/2005 an- 
geregt. Er anerkennt die zwischenzeitlich grundsätzliche Ver- 
ständigung der Beteiligten über Zielkorridore und die zu- 
künftige Ausgestaltung der Ausbildungsplatzprogramme Ost 
sowie über eine Rückführung betrieblich ausgerichteter Zu- 
schüsse. Der Hauptausschuss sieht sich insoweit in Überein- 
stimmung mit dem Beschluss der Partner des Bündnisses für 
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit vom 26. August 
1999 zur Sicherung und Weiterentwicklung des Ausbildungs- 
platzangebotes in den neuen Ländern. 

Erste Modernisierungserfolge 

Positiv ist herauszustellen, dass 30.000 Verträge in Berufen 
abgesehlossen worden sind, für die erst in den letzten drei Jahren 
neue Ausbildungsordnungen erlassen wurden. Das zeigt, wie 
aktuell und flexibel das duale Ausbildungssystem ist und dass 
sieh die Betriebe auf den Modernisierungsprozess eingestellt 
haben. Der Hauptaussehuss erhofft sieh von der im Rahmen der 
Bündnisgespräehe am 6. Juli 1999 besehlossenen Offensive zum 
Abbau des IT-Faehkräftemangels einen noeh deutlicheren 
Zuwaehs an Ausbildungsplätzen und -betrieben in neuen Beru- 
fen der Informations- und Telekommunikationsteehnologie, aber 
aueh in weitren innovativen Branehen. Damit soll eine Auswei- 
tung des Ausbildungsvolumens innerhalb von drei Jahren auf 
40.000 Plätze erreieht werden. Der Hauptausschuss erwartet, 
dass der Mangel an Faeharbeitem vorrangig dureh eigene Aus- 
bildungsleistungen der Wirtsehaft beseitigt wird. Dieses zu- 
kunftsträehtige Ausbildungsplatzangebot sollte aueh in verstärk- 
tem Maße Mädchen und jungen Frauen zugute kommen. 

Die Versorgungslücke auf dem Ausbildungsstellenmarkt ist 
nicht nur eine Folge der Krise des Arbeitsmarktes. Für sie sind 
vielmehr auch strukturelle Veränderungen in der Wirtschaft 
verantwortlich. 

Dazu stellt der Hauptausschuss fest: 

1. Duales System muss weiter entwickelt werden. 

1 . 1 Das duale Ausbildungssystem ist sowohl aufgrund des Aus- 
bildungsanspruchs der jungen Menschen als auch angesichts 
des Fachkräftebedarfs der Wirtschaft unverzichtbar. 

Nach den Prognosen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung werden bis zum Jahr 2010 zur Bedarfsdeckung jähr- 
lich insgesamt 1,8 Mio. betriebliche Ausbildungsplätze benö- 
tigt. 

Um die beruflichen Zukunftsperspektiven der jungen Men- 
schen sicherzustellen, bedarf es einer wesentlichen Steigerung 
des betrieblichen Ausbildungsstellenangebots. Es ergeht daher 
die Anforderung an die Wirtschaft, ihre Zusagen einzuhalten 
und das Angebot weiter zu steigern. 
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Eine Steigerung ist aber noch aus einem weiteren Grund erfor- 
derlich. Schon jetzt mehren sich die Anzeichen, dass die Wirt- 
schaft ihren künftigen Fachkräftebedarf nicht mehr decken 
kann. Daraus wird auch die Notwendigkeit einer verbesserten 
Früherkennung zukünftiger Qualifikationsbedarfe erkennbar. 

1 .2 Es besteht die Notwendigkeit der laufenden Anpassung der 
Ausbildung an die teehnisehe Weiterentwieklung und geänderte 
Rahmenbedingungen. Dies kann dadureh erleiehtert werden, dass 
künftig die Ausbildungsordnungen - entspreehend der im Bünd- 
nis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit getroffenen 
Vereinbarung - hierfür noch mehr Spielraum bieten. 

Das Flexibilitätspotenzial in den Ausbildungsordnungen er- 
möglicht den Betrieben schon jetzt eine Anpassung der Ausbil- 
dung an die technische Entwicklung, um so ein Mindestmaß an 
Kontinuität in der Berufsausbildung sicherzustellen. Auch kann 
durch die Vermittlung von Zusatzqualifikationen den veränder- 
ten Arbeitsanforderungen bereits in der Ausbildungsphase 
Rechnung getragen werden. Zugleich können Zusatzqualifika- 
tionen wichtige Gestaltungselemente darstellen, mit denen die 
Bereitschaft und Fähigkeit zum lebenslangen Weiterlemen 
angeregt und gefordert werden. Eine moderne Bemfsausbil- 
dung muss nach Auffassung des Hauptausschusses dieser 
Brückenfunktion von Ausbildung stärker als bisher Rechnung 
tragen. Dies gilt um so mehr, als die Übergänge von Erstausbil- 
dung und bemflicher Weiterbildung immer fließender werden. 

2. Förderung benachteiligter Jugendlicher hat Vorrang. 

Das Prinzip der vollen Bemflichkeit und Arbeitsmarktverwert- 
barkeit muss gewahrt bleiben. 

Der Hauptausschuss begrüßt es, dass sich auch das „Bündnis 
für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“ dieser Fest- 
stellung angeschlossen hat. 

Das Festhalten am Bemfskonzept gilt gmndsätzlich auch für 
die Bemfsausbildung von Jugendlichen mit schlechten Start- 
chancen. Der Nachweis für den erfolgreichen Abschluss in 
einem anerkannten Ausbildungsbemf ist auch für diese Jugend- 
lichen die wichtigste Voraussetzung für den Start in die bemf- 
liche Zukunft. 

Es stellt sich dabei aber auch die Frage nach der Neuschaffung 
geeigneter anerkannter Ausbildungsbemfe, deren Anfordemn- 
gen auch Feistungsschwächere gerecht werden können. 

3. Die Jugendlichen müssen sich den erhöhten 
Anforderungen stellen. 

Der Hauptausschuss verkennt nicht die Probleme, mit denen 
sich gegenwärtig die Jugendlichen auf der Suche nach einer 
bemflichen Existenz auseinandersetzen müssen und dabei, ins- 
besondere bei Großbetrieben, auf zunehmende Zurückhaltung 
in der Ausbildungsbereitschaft stoßen. 

Die Folgen der Globalisiemng wie z.B. Produktionsverlagemng 
ins Ausland, erhöhter Wettbewerbsdmek, internationale Unter- 
nehmensverflechtungen wirken sich nicht nur angebotshem- 
mend aus, sondern führen aueh zu qualitativen Verändemngen. 

Hierauf müssen die jungen Menschen vorbereitet sein. 

Künftig wird die Festlegung auf einen bestimmten Bemf als 
lebenslange Dauererwerbsquelle nicht mehr ausreichen. Ar- 
beitsplatzwechsel und Wechsel der Bemfstätigkeit werden die 
Bemfs- und Erwerbsbiographien stärker als bisher prägen. 

Die Bedeutung der Gmndfertigkeiten, wie Deutsch und Rech- 
nen bleibt erhalten. Darüber hinaus ist es aber zunehmend 
wichtiger, bereits an den allgemeinbildenden Schulen Kommu- 
nikations- und Teamfähigkeit sowie Fremdsprachenfertigkeiten 
zu vermitteln. 


Die Ausbildungsreife ist ein wichtiges Anliegen gerade auch 
aus der Sicht der Wirtschaft. 

4. Die Zusammenarbeit ist zu intensivieren. 

Der Hauptausschuss unterstützt deshalb auch die Forderung, 
die Sozialpartner an der Neugestaltung der Inhalte und an der 
Durchführung des Unterrichts im Fach Arbeitslehre in der 
Sekundarstufe I zu beteiligen. 

In der beruflichen Erstausbildung muss die Zusammenarbeit 
der Ausbildungsbetriebe und der überbetrieblichen Ausbil- 
dungsstätten mit den Berufsschulen noch weiter verbessert wer- 
den. Absprachen über die Festlegung der Ausbildungs- und 
Unterrichtszeiten allein genügen dazu nicht. Vielmehr sollten 
die beiden Femorte regelmäßig so Zusammenarbeiten, dass 
auch die inhaltliche und didaktische Absprache über die Ver- 
mittlung der Kenntnisse und Fertigkeiten erfolgt. 

Darüber hinaus sollten die Fänder ihre Anstrengungen weiter 
verstärken, indem sie 

- die Sachausstattung der Berufsschulen stets auf dem neuesten 
Stand halten, 

- für genügend Fehremachwuchs sorgen und die Fehrerfortbil- 
dung intensivieren, wozu auch gemeinsame Fortbildungsver- 
anstaltungen von Fehrem und Ausbildern gehören, um die 
inhaltliche Kooperation vor Ort zu verbessern. 

Der Hauptausschuss hatte in seiner Empfehlung zur Femortko- 
operation vom 27. November 1997 die Fandesausschüsse für 
Berufsbildung, die Berufsbildungsausschüsse und die Prü- 
fungsausschüsse der zuständigen Stellen sowie die Schulkonfe- 
renzen aufgefordert, sich dieser Probleme besonders anzuneh- 
men. 

Der Hauptausschuss begrüßt es, dass dies inzwischen in mehre- 
ren Fändem bereits umgesetzt worden ist. 

5. Europäische Dimension in der Berufsbildungspolitik 

Der Hauptausschuss begrüßt die umfassende Darstellung der 
europäischen Dimension in der Berufsbildungspolitik. Europa- 
kompetenz, interkulturelles Verständnis und Fremdsprachen- 
kenntnisse sind notwendig, um jenes Maß an Flexibilität und 
Mobilität der Beschäftigten im Beruf und im Arbeitsmarkt - 
auch im Rahmen des europäischen Arbeitsmarktes - zu errei- 
chen, das durch die strukturellen Entwicklungen in Wirtschaft 
und Gesellschaft zunehmend gefordert wird. 

6. Die Fördermaßnahmen müssen besser aufeinander 
abgestimmt werden. 

Die aufgrund der demographischen Entwicklung steigenden 
Schulabgängerzahlen stellen das duale System auch in den 
nächsten Jahren noch vor große Herausforderungen. Neben den 
dargelegten Reformschritten bleiben subsidiär angelegte För- 
dermaßnahmen des Bundes, der Bundesanstalt für Arbeit und 
der Fänder in einzelnen Regionen notwendig, um allen Jugend- 
lichen eine Ausbildung anzubieten. Der Hauptausschuss er- 
sucht die verantwortlichen Stellen in Bund und Fändem, ihre 
Maßnahmen und Programme sorgfältig aufeinander abzustim- 
men. Darüber hinaus hält der Hauptausschuss es für erforder- 
lich, dass bei von der öffentlichen Hand finanzierten außerbe- 
trieblichen Ausbildungsplätzen eine breitere Bemfspalette als 
bisher angeboten wird, die dem künftigen regionalen und über- 
regionalen Fachkräftebedarf entspricht. Der geeignete Ort für 
entsprechende Koordiniemngen in den Regionen sind regionale 
Absprachen aller Beteiligten, wie z.B. Ausbildungskonferen- 
zen. Dabei geht der Hauptausschuss davon aus, dass die bei den 
zuständigen Stellen nach dem Bemfsbildungsgesetz errichteten 
Bemfsbildungsausschüsse konsequent einbezogen werden. 
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Teil II Informationen und Daten zur 
beruflichen Bildung 

1. Ausbildungsplatznachfrage und 
Ausbildungsplatzangebot 1999 

1.1 Ausbildungsstellenbilanz 

1.1.1 Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 

Angebot und Nachfrage nach 
Berufsausbildungsstellen 

ln Anlehnung an § 3 BerBiFG wird das Angebot an Berufsaus- 
bildungsstellen als Summe der neu abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverträge errechnet, die vom 1 . Oktober eines Jahres bis 
zum 30. September des Folgejahres abgeschlossen wurden, 
zuzüglich der bei den Arbeitsämtern gemeldeten Ausbildungs- 
stellen, die am 30. September nicht besetzt waren. Die Nach- 
frage nach Ausbildungsstellen wird als Summe der neu abge- 
schlossenen Ausbildungsverträge sowie der am 30. September 
bei den Arbeitsämtern gemeldeten und noch nicht vermittelten 
Ausbildungsstellenbewerber und -bewerberinnen bestimmt. 

Die zeitliche Durchführung des Bund-Länder-Programms in 
den neuen Ländern und der Sonderprogramme der neuen Län- 
der unterscheidet sich von Jahr zu Jahr und auch von Land zu 
Land. Die unterschiedlichen Umsetzungszeitpunkte verzerren 
die statistischen Angebots-Nachfrage- und Ausbildungsplatzbi- 
lanzen in den letzten Jahren und ihre Veränderungsraten 
gegenüber dem jeweiligen Vorjahr. Dies muss bei der Interpre- 
tation der Tabellen 1/1 bis 1/4 im Anhang berücksichtigt wer- 
den. Hier werden Angebot und Nachfrage nach Ausbildungs- 
plätzen für die Jahre 1998 und 1999 sowie die Relation zwi- 
schen beiden Größen nach Ländern, ausgewählten Berufsberei- 
chen und Arbeitsamtsbezirken in den gesetzlichen Definitionen 
ausgewiesen. 

Das Ausbildungsstellenangebot hat sich im Bundesgebiet von 
1998 auf 1999 deutlich um 2,9% von 635.933 auf 654.454 
erhöht (vgl. Tabelle 1/1 im Anhang). Es hat damit ungefähr 
wieder den Stand von 1993 erreicht, als es rund 655.900 Ange- 
bote gab. In den neuen Ländern lag das Angebot mit 134.490 
Ausbildungsplätzen um 3,7% über dem Vorjahreswert. In den 
alten Ländern stieg das Angebot um 2,7 % auf 5 19.964. 

Tendenziell entwickelte sich 1999 das Ausbildungsplatzange- 
bot in Ländern mit relativ günstiger Ausbildungsplatzsituation 
eher unterdurchschnittlich, in Ländern mit ehemals eher un- 
günstigerer Situation dagegen eher überdurchschnittlich gut. 
Dies gilt, auch wenn es hierbei Ausnahmen gibt (Baden- 
Württemberg), insbesondere für die alten Länder, wo die höch- 
sten relativen Zuwächse gerade im Saarland (+5,9%), in Bre- 
men (+5,7%) und in Hamburg (+4,5%) gemessen wurden, 
während es in Bayern, das 1998 noch das Land mit der relativ 
günstigsten Lehrstellensituation war^), sogar einen leichten 
Angebotsrückgang gab (-0,5%). Die Erklärung hierfür liegt 
nicht in einer unterdurchschnittlichen Entwicklung des betrieb- 
lichen Ausbildungs Stellenangebots in Ländern und Regionen 
mit bisher günstigerer Lehrstellenlage. Ursache ist vielmehr das 


9 Jeweils gemessen an der Angebots-Nachfrage-Relation 


Sofortprogramm der Bundesregierung zum Abbau der Jugend- 
arbeitslosigkeit 9: Außerbetriebliche Plätze aus diesem Pro- 
gramm wurden vor allem in jenen Regionen geschaffen, in 
denen die Ausbildungsplatzsituation eher schwierig ist. Ohne 
diese Plätze hätte sich 1999, so belegen korrelationsstatistische 
Berechnungen, eine gegenteilige Entwicklung ergeben: Die 
Angebotsentwicklung wäre gerade in Ländern mit eher schwie- 
riger Ausgangslage unterdurchschnittlich ausgefallen. Insofern 
hat das Sofortprogramm zu einer bundesweit einheitlicheren 
Angebotssituation beigetragen. 

Die Nachfrage nahm bundesweit gegenüber 1998 um 1 ,9 % von 
648.204 auf 660.380 zu. In den alten Ländern wuchs sie um 
2,0% auf 516.808. Nachfragezuwächse gab es in allen alten 
Ländern, mit Ausnahme von Bayern (-1,1 %). Der Rückgang 
der Nachfrage in Bayern dürfte im Wesentlichen demo- 
graphische Ursachen haben. 1999 gab es dort im Vergleich zum 
Vorjahr zwar mehr studienberechtigte Schulentlassene, aber 
weniger Hauptschul- und Realschulabsolventen, die in der 
Regel besonders häufig eine Ausbildungsstelle nachfragen^. In 
den neuen Ländern wuchs die Nachfrage insgesamt um 1,5% 
auf 143.572. Die in den einzelnen Ländern sehr unterschied- 
lichen Veränderungen - neben deutlichen Zuwächsen (Thürin- 
gen, Sachsen) gab es einen sehr starken Rückgang in Branden- 
burg (-11,9%) - hängen statistisch mit den beschriebenen 
Unterschieden in der Gestaltung und Umsetzung staatlicher 
Zusatzprogramme zusammen. Im Jahr zuvor war in Branden- 
burg noch das Gegenteil, d.h. der höchste relative Nachfrage- 
zuwachs (+ 12,9%) und in Sachsen z.B. der stärkste Rückgang 
(-7,0%) verzeichnet worden. 

Im Bundesgebiet standen 1999 rechnerisch 99,1 Ausbildungs- 
stellen 100 Nachfragern gegenüber. Gegenüber 1998 (98,1) hat 
sich die Gesamtsituation auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
damit leicht verbessert. In den alten Ländern war die Bilanz 
statistisch ausgeglichen (100,6 angebotene Stellen je 100 Nach- 
fragern), während sie in den neuen Ländern mit 93,7 Ange- 
boten je 100 Nachfragern trotz der Steigerung gegenüber 1998 
(91,7) wiederum defizitär ausfiel. In den neuen Ländern stan- 
den Ende September 1999 noch rund 7.700 Plätze aus dem 
Ausbildungsplatzprogramm Ost 1999 und den Ergänzungspro- 
grammen der neuen Länder zu Verfügung. ^) 

Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 

nach Ländern 

Bundesweit wurden 1999 631.015 neue Ausbildungsverträge 
abgeschlossen, 18.486 oder 3,0% mehr als im Jahr zuvor. Der 
Zuwachs betrug in den alten Ländern + 13.882 bzw. +2,9%, in 
den neuen Ländern +4.604 bzw. +3,6%. 

Mit Ausnahme von Bayern (-0,3%) nahm die Zahl der neu 
abgeschlossenen Ausbildungsverträge in allen alten Ländern 
zu. Die stärksten relativen Zuwächse gab es in Bremen 
(+6,8%), im Saarland (+6,5%), in Nordrhein- Westfalen 
(+4,8 %) und Hamburg (+ 3,9 %). Unterdurchschnittlich verlief 
die Entwicklung neben Bayern auch in Schleswig-Holstein 
(+1,3%) und Niedersachsen (+2,5%). In den neuen Ländern 
waren die Zuwächse insbesondere in Thüringen (+7,9%), 
Sachsen (+6,2%) und im Osten Berlins (+8,5%) groß, 
während in Mecklenburg- Vorpommern (-0,8 %) und Branden- 
burg (-0,1%) etwas weniger Ausbildungsverträge neu abge- 


*) Vgl. Kapitel 1.1.3 

9 Vgl. dazu auch Tabelle 1/4 im Anhang 

9 Die Grundlage für diese Zahlenangabe bildet eine Umfrage des Bun- 
desministeriums für Bildung und Forschung bei den zuständigen Mini- 
sterien in den neuen Ländern. 
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schlossen wurden als im Jahr zuvor. Bei der Interpretation der 
Entwicklungen in den neuen Ländern und Berlin sind auch die 
statistischen Probleme aus den unterschiedlichen zeitlichen 
Umsetzungen der staatlichen Sonderprogramme zu berücksich- 
tigen. So wurde 1998 für Brandenburg noch ein besonders kräf- 
tiger Zuwachs (+9,0%) gemessen, während nun ein leichter 
Rückgang festgestellt wurde. Umgekehrt hatte Sachsen, fär das 
in 1999 ein deutlicher statistischer Zuwachs registriert wurde, 
im Jahr zuvor einen Rückgang (-2,3 %) gemeldet. Diese Ver- 
änderungen spiegeln nicht etwa starke jährliche Schwankungen 
auf dem Lehrstellenmarkt wider, sondern sind im Wesentlichen 
Lolge der genannten statistischen Effekte aufgrund des Beginns 
der Sonderprogramme. 

Besetzte Plätze aus Sonderprogrammen 
in den neuen Ländern und Berlin 

Zur Ergänzung des betrieblichen Ausbildungsplatzangebots 
wurden im Kalenderjahr 1999 nach Angaben der neuen Länder 
neben den 17.500 Plätzen aus dem gemeinsam von Bund, neu- 
en Ländern und Berlin getragenen Ausbildungsplatzprogramm 
Ost 1999 rund 8.500 weitere Plätze aus eigenen ergänzenden 
Programmen eingeplant. Unter den rund 26.000 Ausbildungs- 
möglichkeiten, die durch das Bund-Länder-Programm und die 
eigenen Programme der neuen Länder geschaffen wurden, gab 
es rund 17.000 betriebs-, wirtschaftsnahe oder außerbetriebliche 
Ausbildungsangebote, die in mit einem bei den Kammern ein- 
getragenen Ausbildungsvertrag verbunden sind^). Bei den rest- 
lichen rund 9.000 handelt es sich um schulische Ausbildungen 
(ohne Ausbildungs vertrag), die sich überwiegend, aber nicht 
ausschließlich auf BBiG/HwO-Berufe beziehen. Zum Ab- 
schluss dieser Ausbildungen finden externe Kammerprüfüngen 
statt. 

Nach Angaben der Bundesanstalt fär Arbeit mündeten bis zum 
30. September 1999 bereits 17.724 Jugendliche im Rahmen des 
Ausbildungsplatzprogramms Ost 1999 und der ergänzenden 
Programme der neuen Länder in eine schulische, betriebsnahe 
oder außerbetriebliche Berufsausbildung in BBiG/HwO-Be- 
rufen ein. Zur Gesamtbilanz des Vermittlungsjahres 1998/1999 
sind zudem weitere 4.982 Einmündungen hinzuzurechnen, die 
aus der Lehrstelleninitiative Ost 1998 und aus den ergänzenden 
Länderprogrammen des Vorjahres stammen, aber erst nach 
dem 30. September 1998 stattfanden ^). 

Entwicklung der betrieblichen 
und außerbetrieblichen Ausbildungsverträge 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung ermittelt in seiner Erhe- 
bung zum 30. September bei den zuständigen Stellen die Zahl 
der im letzten Vermittlungsjahr neu eingetragenen Ausbil- 
dungsverhältnisse. Die Kammern unterscheiden weder bei die- 
ser Erhebung noch bei der Zählung der Auszubildenden mit 
neuem Ausbildungsvertrag zum 31. Dezember (geleitet vom 
Statistischen Bundesamt) nach der Ausbildungsform (betrieb- 
lich, außerbetrieblich oder betriebsnah). Eine unmittelbare 
Unterscheidung der rein betrieblichen Ausbildungsverträge 
außerhalb der staatlichen Sonderprogramme, der Benachteilig- 


‘) Vgl. hierzu Kapitel 1.1.4 

9 Alle Angaben beziehen sich auf die neuen Länder und Berlin (Ost). Für 
Berlin (West) registrierte die Bundesanstalt für Arbeit im Berichtsjahr 
1998/1999 insgesamt 1.086 Einmündungen in schulisch, betriebsnah 
oder außerbetrieblich durchgeführte Ausbildungen in BBiG/HwO- 
Berufen, die aus den Bund-Länder-Programmen bzw. den ergänzenden 
Länderprogrammen der Jahre 1998 und 1999 stammen. 


tenausbildung nach §241 Abs. 2 SGB III, der Lörderung von 
außerbetrieblichen Plätzen naeh § 10 SGB III und der Reha- 
bilitandenausbildung naeh §102 SGB III ist somit weder 
anhand der Daten der Erhebung des Bundesinstituts fär Berufs- 
bildung noeh anhand der Zahlen des Statistisehen Bundesamtes 
zum 3 1 . Dezember möglieh^. 

In Übersicht 5 sind Positionen des neuen Ausbildungs- 
volumens der Jahre 1998 und 1999 aufgefährt, die nieht aus 
betrieblieher Ausbildung stammen. Hierzu zählen zumindest 
die außerbetriebliehen Plätze aus dem Sofortprogramm der 
Bundesregierung zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit, die 
außerbetriebliehen und betriebsnahen Plätze aus den Sonder- 
programmen fär die neuen Länder und Berlin (Bund-Länder- 
Programme, ergänzende Programme der neuen Länder), die 
außerbetriebliehe Ausbildung fär sozial Benaehteiligte und 
Lembeeinträehtigte naeh §241 Abs. 2 SGB III, die außerbe- 
triebliehe Ausbildung im Rahmen der Freien Förderung naeh 
§ 10 SGB III sowie die Rehabilitandenausbildung naeh § 102 
SGB III. 

Gleiehwohl ist es nieht verlässlieh möglieh, die Zahl der 
betriebliehen Neuabsehlüsse und ihre Entwieklung von 1998 
bis 1999 zu ermitteln, indem die in Übersicht 5 genannten 
Positionen aus staatlieher Finanzierung bzw. aus der Finan- 
zierung der Arbeitsverwaltung vom Gesamtvolumen der neu 
abgesehlossenen Ausbildungsverträge abgezogen werden. Da- 
für gibt es mehrere Gründe: 

1. Es liegen jeweils zum Teil nur Eintrittszahlen in die staat- 
liehen Programme und Maßnahmen der Arbeitsverwaltung 
vor, aber keine Bestandszahlen zum 30. September. 

2. Die vorliegenden Daten zu den staatliehen Programmen 
differenzieren nieht hinreiehend genau zwisehen sehulisehen 
Ausbildungen in einem BBiG- bzw. HwO-Beruf und Ausbil- 
dungen, die zu einem bei der Kammer eingetragenen Ausbil- 
dungsvertrag führen. 

3. Aus den vorhandenen Informationen zu den zusätzlieh einge- 
riehteten Programmplätzen (außerbetrieblieh, betriebs-, wirt- 
sehaftsnah) geht nieht hervor, wann genau die damit verbun- 
denen Ausbildungsverträge abgesehlossen wurden. Der Er- 
hebungszeitraum der Zählung des Bundesinstituts fär Be- 
rufsbildung erstreekt sieh vom 1. Oktober bis zum 30. Sep- 
tember. Führt ein Programmplatz erst zum 1 . Oktober oder 
später zu einem Ausbildungsvertrag, dann wird er erst im 
kommenden Jahr mitgezählt - selbst dann, wenn das Arbeits- 
amt eine entspreehende Einmündung bereits zum 30. Sep- 
tember oder vorher verbueht. Kommt es nun zu Abweiehun- 
gen zwisehen den offiziell registrierten Zeitpunkten der Ein- 
mündung (Verbleibstatistik, Programmstatistik der Länder) 
und des Eintrages der Ausbildungsverträge bei den Kam- 
mern, droht dies insbesondere aueh den Vergleieh zwisehen 
den versehiedenen Jahren zu verzerren. Die damit verbunde- 
nen statistisehen Probleme sind insbesondere fär die neuen 
Länder und Berlin groß, da viele zusätzliehe Plätze kurz vor 
oder kurz naeh dem 30. September besetzt werden, das 
genaue Datum des Ausbildungsvertrages aber nieht bekannt 
ist und aueh nieht aus der Einmündungsverbuehung der Bun- 
desanstalt für Arbeit exakt bestimmt werden kann. Letztlieh 
können bereits geringe, um den 30. September liegende zeit- 
liehe Sehwankungen bei der Kammereintragung der Ver- 
träge die statistisehe Ausbildungsbilanz des jeweiligen Ver- 
mittlungsjahres wesentlieh verändern, ohne dass dies anhand 
der vorhandenen Informationen genau erkennbar ist. 


9 Vgl. hierzu auch Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 1.1.1 


Übersicht 5: Entwicklung des Ausbildungsvolumens in BBiG/HwO-Berufen 1998 und 1999 jeweils zum 30. September 
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Statistisch exakte Aussagen über die Zahl der betrieblichen 
Neuabschlüsse und über ihre Veränderung gegenüber 1998 las- 
sen sich deshalb nicht treffen. Allerdings sind mit Unsicherheit 
behaftete Schätzungen möglich. Demnach dürfte die Zahl der 
betrieblichen Ausbildungsverträge in den alten Ländern und 
Berlin (West) leicht - um etwa einen halben Prozentpunkt - 
zurückgegangen sein, ln den neuen Ländern deutet alles auf 
einen erneuten, merklichen Rückgang der betrieblichen Ausbil- 
dungsverträge hin. Es könnte sich um einen Rückgang um bis 
zu 10% handeln. Dabei dürfte die ungünstige Entwicklung in 
der Bauwirtschaft in den neuen Ländern eine wesentliche Rolle 
gespielt haben. 

Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 
nach Ausbildungs- und Berufsbereichen 

Bei der Interpretation der im Anhang aufgeführten Tabellen 
1/5 bis 1/8 müssen die dargestellten statistischen Unschärfen, 
die durch die nach Jahren und Ländern unterschiedlichen 
Zeiträume der Umsetzung staatlicher Sonderprogramme in den 
neuen Ländern bedingt sind, berücksichtigt werden. Tabelle 
1/5 gibt die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge 
nach Ländern und Ausbildungsbereichen im Ausbildungsjahr 
1999 wieder und Tabelle 1/6 informiert über die jeweiligen 
Veränderungen gegenüber dem Vorjahr 1998. Tabelle 1/7 gibt 
einen Überblick über die neu abgeschlossenen Ausbildungsver- 
träge in den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel sowie 
Handwerk nach Kammerbezirken. In Tabelle 1/8 werden die 
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge nach Berufsgruppen 
und ausgewählten Ausbildungsberufen ausgewiesen. 

Von allen Ausbildungsbereichen konnten 1999 allein Industrie 
und Handel eine Steigerung bei den neu abgeschlossenen Aus- 
bildungsverträgen melden. Die Zahl der Neuabschlüsse wuchs 
in diesem Bereich um 21.888 bzw. +7,0% auf nunmehr 
333.551. Damit haben Industrie und Handel ihre dominierende 
Stellung in der dualen Ausbildung weiter ausgebaut. 1999 wur- 
den allein in diesem Bereich 52,9 % aller neuen Lehrverträge 
registriert. Besonders hoch ist der Anteil in den Stadtstaaten 
Hamburg (63,3%) und Bremen (58,8%) sowie in Sachsen 
(58,7 %). Zwar verdankt dieser Bereich einen großen Teil seiner 
Zuwächse den außerbetrieblichen Plätzen, die im Rahmen des 
Sofortprogramms der Bundesregierung zum Abbau der Jugend- 
arbeitslosigkeit geschaffen wurden, denn bundesweit wurden 
etwa knapp zwei Drittel aller außerbetrieblichen Plätze des 
Sofortprogramms von Industrie- und Handelskammern re- 
gistriert. Gleichwohl verbleibt ein Zuwachs von 6.000 bis 7.000 
Plätzen, der nicht auf das Sofortprogramm zurückzufähren 
ist^). Zu welchem Anteil dieser Zuwachs wiederum auf Steige- 
rungen außerbetrieblicher und betriebsnaher Ausbildungsange- 
bote zurückzufähren ist, die aus den sonstigen staatlichen Pro- 
grammen und den Maßnahmen der Arbeitsverwaltung stam- 
men, kann anhand der vorliegenden Informationen insgesamt 
nicht genau bestimmt werden. In den alten Ländern hat es aber 
auf jeden Fall in Industrie und Handel ein deutliches Plus bei 
den rein betrieblichen Ausbildungsverträgen gegeben, das 
zwischen 6.000 und 8.000 betragen dürfte. Aber ebenso eindeu- 
tig ist, dass in den neuen Ländern auch in diesem Bereich weni- 
ger betriebliche Ausbildungsverträge abgeschlossen wurden als 
im Jahr 1998. 


9 Es liegen keine nach Ausbildungsbereichen differenzierten Zahlen zu 
den Teilnehmerbeständen vor, die zum 30. September 1999 im Rahmen 
des Sofortprogramms der Bundesregierung außerbetrieblich ausgebil- 
det wurden. Behelfsweise wurden deshalb die Einmündungszahlen, die 
nach Ausbildungsbereichen gegliedert sind, auf die Bestandszahlen 
zum 30. September 1999 umgerechnet. Dabei wurde unterstellt, dass 
sich zwischenzeitliche Abgänge mehr oder weniger gleichmäßig auf die 
verschiedenen Ausbildungsbereiche verteilen. 


Im Vergleich zu 1998 wurden im Ausbildungsbereieh Industrie 
und Handel insbesondere mehr Verkäufer und Verkäuferinnen 
(+3.144 Neuabsehlüsse), Kaufleute im Einzelhandel (+3.115), 
Bürokaufleute bzw. Kaufleute für Bürokommunikation 
(+3.801)^), Köehe (+1.887) und Faehkräfte im Hotel- und 
Gaststättengewerbe (+2.405) neu ausgebildet. Es handelt sieh 
hierbei um berufliehe Qualifikationen, die häufig aueh außerbe- 
trieblieh vermittelt werden. Auf der anderen Seite gab es insbe- 
sondere weniger angehende Industriekaufleute (-477), Kauf- 
leute im Groß- und Außenhandel (-554), Industriemeeha- 
niker/Industriemeehanikerinnen der Faehriehtung Betriebsteeh- 
nik (-495) und Bauzeiehner/Bauzeiehnerinnen (-401). Zudem 
muss von stärkeren Rüekgängen in der Stufenausbildung der 
Bauwirtsehaft in den neuen Ländern ausgegangen werden.^) 

Bei den zuständigen Stellen des Handwerks wurden 1999 bun- 
desweit 210.550 neue Ausbildungsverträge registriert, das sind 
1.832 (-0,9%) weniger als im Jahr zuvor. Ohne das Sofort- 
programm der Bundesregierung hätte der Rüekgang mehr als 
7.000 Verträge umfasst (neue Länder: rund -2.500, alte Län- 
der: rund -4.500). Rund ein Viertel der im Rahmen des Sofort- 
programms gesehaffenen außerbetriebliehen Ausbildungsplät- 
ze führten zu einem Vertrag, der bei den Handwerkskammern 
registriert wurde. Besonders starke Rüekgange gab es 1999 in 
den Handwerksberufen Bäeker/Bäekerin (-616), Zentral- 
heizungs- und Lüftungsbauer/Zentralheizungs- und Lüftungs- 
bauerin (-417) und Fleiseher/Fleiseherin (-347). Deutlieh 
rüekläufig war aueh die Stufenausbildung im Baugewerbe 
(einsehließlieh Bauwirtsehaft); hier wurden 3.086 Neuverträge 
weniger registriert. Dagegen wurden in den Berufen Friseur/ 
Friseurin (+706 Neuverträge), Maler und Laekierer/Malerin 
und Laekiererin (+611) und Khaftfahrzeugmeehaniker/Kraft- 
fahrzeugmeehanikerin (+601) mehr neue Auszubildende einge- 
stellt als im Vorjahr. Dass es im Handwerk bundesweit zu 
einem Rüekgang bei den Neuabsehlüssen kam, ist nieht nur 
Folge eines im Bundesgebiet insgesamt gesunkenen Angebots 
an Ausbildungsstellen, sondern in einigen Regionen, insbeson- 
dere in Süddeutsehland, aueh dureh Bewerbermangel bedingt. 

Im drittgrößten Ausbildungsbereieh, den Freien Berufen, wur- 
den 1999 bundesweit 5 1 .043 neue Verträge abgesehlossen. Wie 
in den Jahren zuvor, nahm die Zahl der Neuabsehlüsse ab. 
Gegenüber 1998 wurden 819 Ausbildungsverträge weniger 
gezählt^). Besonders kräftig war der Rüekgang bei den neu 
angehenden Zahnarzthelferinnen (-1.715). In diesem Beruf hat 
sieh der negative Trend des letzten Jahres, als im Vergleieh 
zum Vorjahr ebenfalls rund 1.800 Ausbildungsverträge weni- 
ger abgesehlossen wurden, fortgesetzt. Gesunken ist aueh die 
Vertragszahl bei den Reehtsanwalts- und Notarfaehangestellten 
(-295). Die Zahl der Neuabsehlüsse bei den Arzthelfern und 
Arzthelferinnen nahm dagegen wie im Vorjahr (damals wurde 
ein Plus von rund 900 Verträgen gemeldet) zu, diesmal um 
+473. Mehr Neuabsehlüsse gab es zudem in den Berufen 
Pharmazeutiseh-kaufinänniseher Angestellter/Pharmazeutiseh- 
kaufmännisehe Angestellte (+401), Steuerfaehangestellter/ 


9 Einschließlich der Ausbildung Bürokaufmann/Bürokauffrau, die im 
Handwerk durchgefuhrt wird. 

9 Eine genauere Zahlenangabe ist jedoch nicht möglich. Im Rahmen der 
Erhebung zum 30. September liegen nur Gesamtzahlen für die Stufen- 
ausbildung in der Bauwirtschaft und dem Baugewerbe vor. Das Bauge- 
werbe gehört jedoch zum Handwerk. In der Stufenausbildung der Bau- 
wirtschaft und des Baugewerbes wurden 1999 insgesamt 2.491 Ausbil- 
dungsverträge weniger abgeschlossen als im Jahr zuvor. 

9 Bei den Freien Berufen ist zu berücksichtigen, dass die Ausbildungs- 
leistung über die Berufe, die statistisch diesem Bereich zugeordnet sind, 
hinausgeht. So bilden Freiberufler z.B. auch angehende Bürokaufleute 
oder Bauzeichner aus, deren Ausbildungsverträge beim Ausbildungsbe- 
reich Industrie und Handel registriert werden. 
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Steuerfachangestellte (+167) und Tierarzthelfer/Tierarzthelfe- 
rin (+150). Rund 400 Verträge, die 1999 bei den Ärzte-, 
Zahnärzte-, Rechtsanwalts-, Apotheker- und Steuerberaterkam- 
mem registriert wurden, dürften aus dem Sofortprogramm der 
Bundesregierung heraus entstanden sein. 

Im Ausbildungsbereich Landwirtschaft wurden 1999 bundes- 
weit 15.654 neue Verträge abgeschlossen; dies sind 108 bzw. 
0,7% weniger als 1998. Die Entwicklung verlief in den alten 
und neuen Ländern uneinheitlich. Einem Rückgang in den alten 
Ländern um -370 Verträge bzw. -3,2% steht eine Zunahme 
der Ausbildungsleistung in den neuen Ländern (+262 bzw. 
+6,0%) entgegen. Die Zahl der neuen Verträge wäre in den 
neuen Ländern auch ohne die rund 70 bis 80 Ausbildungs Ver- 
hältnisse gewachsen, die aus dem Sofortprogramm stammen, ln 
den alten Ländern dürften rund 1 80 bis 200 Verträge Folge die- 
ses Programms sein. 

Die Zahl der neuen Ausbildungsverträge, die dem Ausbil- 
dungsbereich Öffentlicher Dienst zugeordnet werden, nahm 
1999 bundesweit um -258 bzw. um -1,7% ab. Der Rückgang 
fiel in den neuen Ländern sowohl absolut (-205) als auch rela- 
tiv (-6,4%) mit Abstand stärker aus als in den alten Ländern 
(-53 bzw. -0,4%). Insgesamt wurden 1999 14.940 Verträge 
abgeschlossen. Rund 150 bis 200 Verträge dürften aus dem 
Sofortprogramm stammen. 

Im Bereich der Bundesverwaltung wurden 1999 insgesamt 
4.942 neue Ausbildungsverträge abgeschlossen, das sind 525 
bzw. 11,9% mehr als 1998. Auch bilden die Verwaltungen 
zunehmend in Berufen aus, die anderen Ausbildungsbereichen 
zugeordnet sind. Im Bereich der Bundesverwaltung waren dies 
1999 von den insgesamt abgeschlossenen neuen Verträgen 
2.517 (1998: 2.080). Auch liegen dazu erstmals fär 1999 An- 
gaben aus neun Ländern vor. Danach wurden in diesen Ländern 
insgesamt 5.243 neue Ausbildungsverträge abgeschlossen, die 
statistisch nicht dem Ausbildungsbereich Öffentlicher Dienst 
zugeordnet sind.^) Ferner wird im Kapitel 7 auf die Ausbil- 
dungsleistung einzelner Länder und der Kommunen näher ein- 
gegangen. 

In den beiden kleinsten Ausbildungsbereichen wurden 1999 
5.118 (Hauswirtschaft) bzw. 159 neue Verträge (Seeschifffahrt) 
abgeschlossen. In der Hauswirtschaft wurden 388 Verträge 
weniger registriert (-7,0%) als 1998. Der Rückgang der neu 
abgeschlossenen Verträge in den alten Ländern um -295 bzw. 
-7,7% ist u.a. darauf zurückzuführen, dass in Schleswig- 
Holstein 1999 ein Teil dieser Verträge im Bereich von Industrie 
und Handel erfasst wurde. Auch in der Hauswirtschaft kam es 
1999 zu neuen Verträgen, die über das Sofortprogramm finan- 
ziert wurden. Ihre Zahl kann jedoch nicht genau bestimmt wer- 
den. In der Seeschifffahrt wurden 1999 drei Ausbildungsverträ- 
ge mehr abgeschlossen (+1,9%) als im Vorjahr. 

Die Ausbildungsstruktur in den neuen und alten Ländern ist 
im Wesentlichen miteinander vergleichbar. Lediglich bei den 
Freien Berufen ergibt sich weiterhin ein größerer Unterschied. 
Während in den alten Ländern 9,1% aller neu abgeschlossenen 


‘) Zu den Angaben der Länder für 1999 im Einzelnen: Baden-Württem- 
berg (nur Landesbehörden) 669 neu abgesehlossene Ausbildungsverträ- 
ge, Brandenburg 281, Bremen 192, Hamburg 208 (einsehließlieh Kör- 
persehaften, Anstalten und Stiftungen des öffentliehen Reehts), Hessen 
875, Meeklenburg- Vorpommern 240 (ohne drei von insgesamt 12 
Landkreisen), Nordrhein- Westfalen 1.852 (bei den obersten Landes- 
behörden und den ihnen naehgeordneten Behörden und Einriehtungen 
(einsehließlieh Hoehsehulen) sowie bei der Landesverwaltung), Saeh- 
sen-Anhalt 236, Thüringen 292 in Kommunal- und Landesbehörden 
sowie 398 bei juristisehen Personen des privaten Reehts, bei denen die 
Kommunen Hauptgesellsehafter sind. 


Ausbildungsverhältnisse in diesem Ausbildungsbereieh abge- 
sehlossen wurden, waren es in den neuen Ländern 4,2%. Spie- 
gelbildlich kommt dem Ausbildungsbereieh Industrie und Han- 
del in den neuen Ländern mit einem Anteil von 56,3 % eine 
etwas höhere Bedeutung zu als in den alten Ländern (5 1 ,9 %). 

Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 
in neuen Berufen 

Um Naehfrage der Wirtsehaft naeh Ausbildungsmögliehkeiten 
in den neuen Berufen beobaehten zu können, wurden 1997 und 
1998 im Rahmen der Erhebungen zum 30. September Sonder- 
zählungen fär ausgewählte neue Berufe durehgefährt^). Diese 
Sonderzählung wurde 1999 wiederholt (vgl. Tabellen 1/9 und 
1/10 im Anhang). 

Die Ergebnisse fär 1999 zeigen eine sehr positive Entwicklung 
sowohl fär den neuen Handwerksberuf als aueh fär die neuen 
Berufe im Bereieh Industrie und Handel. Dabei ist allerdings zu 
beräeksiehtigen, dass Verträge in neuen Berufen teilweise 
Ersatz fär Ausbildungsplätze in alten Berufen sind. Die Ge- 
samtzahl der neu abgesehlossenen Ausbildungsverträge in den 
insgesamt aeht erstmals 1998 erfassten neuen Berufsbildern 
wuehs um +94,6% von 6.336 auf 12.328 in 1999. Vom Zu- 
waehs waren Dienstleistungs- und gewerblieh-technisehe Beru- 
fe gleiehermaßen betroffen. Besonders kräftig zog die Zahl der 
Neuabsehlüsse bei der Ausbildung im Beruf Meehatroniker/ 
Meehatronikerin^) an: Gegenüber dem Vorjahr stieg sie um 
+2.458 bzw. +207,4% auf insgesamt 3.643. Aueh die Neuaus- 
bildung Mediengestalter fär Digital- und Printmedien/Medien- 
gestalterin fär Digital- und Printmedien legte mit einem Plus 
von 1.708 bzw. 81,8% auf insgesamt 3.797 Neuabsehlüsse 
deutlieh zu. Im Ausbildungsberuf Automobilkaufmann/Auto- 
mobilkauffrau (IHK) stieg die Zahl um +989 bzw. +60,3 % auf 
2.629, in seinem Pendant im Handwerk von ehemals 572 auf 
967 (+395 bzw. +69,1 %). 674 neue Ausbildungsverträge wur- 
den 1999 fär eine spätere Tätigkeit als Faehmann/Faehfrau fär 
Systemgastronomie (+368 bzw. +120,3%) und 173 neue Ver- 
träge als Mikroteehnologe/Mikroteehnologin (+54 bzw. 
+45,4%) abgesehlossen. Faehangestellte fär Medien-ZInfor- 
mationsdienste werden sowohl in Industrie und Handel als auch 
im Öffentlichen Dienst ausgebildet. In Industrie- und Handel 
gab es 1999 in diesem Beruf 74 Neuabsehlüsse, dies sind 46 
(+164,3%) mehr als 1998. In seinem Pendant im Öffentliehen 
Dienst ging der Umfang der neuen Verträge allerdings zurück: 
Mit 371 waren es 26 bzw. -6,5 % weniger als im Vorjahr. 

Informationen auf einzelberuflicher Ebene liegen auch fär 
die vier IT-Berufe und drei Medienberufe vor, in denen 1997 
(IT - Systemelektroniker/IT - Systemelektronikerin, F aehinfor- 
matiker/F aehinformatikerin, IT - Sy stemkaufmann/IT - System- 
kauffrau, Informatikkaufinann/Informatikkaufffau) bzw. 1996 
(Mediengestalter/Mediengestalterin Bild und Ton, Film- und 
Videoeditor/Film- und Videoeditorin, Werbe- und Medienvor- 
lagehersteller/Werbe- und Medienvorlagenherstellerin) erstma- 
lig ausgebildet werden konnte^). In den vier zuerst genannten 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998 und Berufsbildungsbericht 1999, 
jeweils Kapitel 1.1.1 

9 Ferner sind für den Ausbildungsberuf Mechatroniker/Mechatronikerin 
neue Ausbildungsunterlagen für pneumatische und elektropneumati- 
sche Steuerungen entwickelt worden; vgl. dazu Gänger, R./Bensel, H.: 
„Steuerungstechnik, Pneumatik und Anwendungsbeispiele“ und 
„Steuerungstechnik, Elektropneumatik, Grundlagen und Anwendungs- 
beispiele“, Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), 1999 

9 Vgl. auch Berufsbildungsbericht 1999, Tabelle 1/9 sowie Berufsbil- 
dungsbericht 1998, Tabelle 1/10 
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Berufen kam es 1999 zu insgesamt 12.837 Neuabschlüssen, 
dies sind exakt 4.000 (+45,3%) mehr als 1998 und 8.642 
(+206,0%) mehr als 1997, dem Jahr ihrer Einführung. Vom 
deutlichen Zuwachs bei den Neuabschlüssen waren alle vier 
Berufe betroffen, besonders groß aber fiel er bei den angehen- 
den Fachinformatikem und Fachinformatikerinnen aus. Gegen- 
über 1998 wurden 2.264 (+60,2%) und gegenüber 1997 4.559 
(+310,6%) Verträge mehr abgeschlossen: Mit 6.027 Neuab- 
schlüssen im Jahr 1999 handelt es sich inzwischen mit Abstand 
um den am häufigsten gewählten Ausbildungsgang unter den 
vier betrachteten IT-Berufen. 

Unterschiedlich verlief 1999 die Entwicklung bei den drei 
Medienberufen. Während es wiederum deutlich mehr Ausbil- 
dungsabschlüsse für den Beruf Mediengestalter/Mediengestal- 
terin Bild und Ton gab (1999: 584; 1998: 454; 1997: 312) und 
sich auch die Vertragszahlen fiir die Film- und Videoeditoren 
stabilisierten (1999: 49; 1998: 25; 1997: 36), fiel die Erstausbil- 
dung im Beruf Werbe- und MedienvorlagenherstellerAVerbe- 
und Medienvorlagenherstellerin mit nur noch 62 Neuabschlüs- 
sen fast auf Null zurück. Im Jahr 1997 wurden in diesem Beruf 
1.051 und ein Jahr später zumindest noch 482 Neuverträge 
gezählt. Der deutliche Vertragsrückgang in dem erst 1996 neu 
geordneten Beruf ist durch die im Jahr 1998 eingefiihrte Ausbil- 
dung Mediengestalter/Mediengestalterin fiir Digital- und Print- 
medien bedingt. In den neuen Beruf wurde die Ausbildung 
zum/zur Werbe- und Medienvorlagenhersteller AVerbe- und 
Medienvorlagenherstellerin integriert. Dementsprechend haben 
die Betriebe in der Druckindustrie, im Verlagsbereich sowie die 
Werbe- und Medienagenturen ihre Ausbildungskapazitäten auf 
den 1998 eingefiihrten Beruf hin umgelenkt. Insgesamt sind 
1999 im Ausbildungsberuf Mediengestalter/Mediengestalterin 
fiir Digital- und Printmedien unter Einbeziehung der 62 neu 
abgeschlossenen Verträge fiir den Beruf Werbe- und Medien- 
vorlagenhersteller/Werbe- und Medienvorlagenherstellerin 
3.859 neue Verträge abgeschlossen worden (1998: 2.571, 
davon 482 im Beruf Werbe- und Medienvorlagenhersteller/ 
Werbe- und Medienvorlagenherstellerin). 

Verkürzte Ausbildungsverträge 

Von den insgesamt 631.015 im Jahr 1999 neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträgen wurde fiir 91.106 eine Verkürzung der 
Ausbildungszeit vereinbart. Der Anteil der verkürzten Ausbil- 
dungsverträge lag damit 1999 bei 14,4%. Er ist gegenüber den 
Vorjahren erneut leicht gesunken (1998: 14,8%; 1997: 15,5%; 
1996: 15,9%). Der bundesweite Rückgang ist im Wesentlichen 
durch die deutliche Verminderung der verkürzten Verträge in 
Niedersachsen bedingt. Gab es dort 1998 noch 15.917 Ausbil- 
dungsverträge mit verkürzter Laufzeit, waren es 1999 nur noch 
13.358; dementsprechend sank der relative Anteil von 27,5% 
auf 22,5 %. Gleichwohl gehört Niedersachsen zusammen mit 
dem Saarland und Baden-Württemberg zu den Ländern, in 
denen der Anteil der zeitlich verkürzten Ausbildungsverträge 
mit jeweils über 20% überdurchschnittlich hoch ausfiel (vgl. 
Tabelle 1/11 im Anhang). Eine geringe Bedeutung kommt den 
Ausbildungsverträgen mit verkürzter Laufzeit insbesondere in 
den neuen Ländern zu; 1999 betrug ihr Anteil 6,6% (1998: 
6,5%).0 


*) Die länderspezifischen Differenzen ergeben sich im Wesentlichen aus 
der unterschiedlichen Bedeutung des Berufsgrundbildungsjahres und 
der berufsvorbereitenden Berufsfachschulen, deren Besuch in den alten 
Ländern vielfach zur Verkürzung der Ausbildungszeit fuhrt (vgl. §29 
Abs. 1 BBiG sowie die jeweiligen Anrechnungs Verordnungen). In den 
Ländern mit einem relativ hohen Anteil von Absolventen dieser berufs- 
bildenden Schulen, wie z.B. in Niedersachsen, ist auch der Anteil der 
Ausbildung mit verkürzten Ausbildungsverträgen entsprechend hoch; 
vgl. auch Kapitel 2.1.1, 2.3.1 und 2.3.2. 


Eine Differenzierung naeh den in der Erhebung zum 30. Sep- 
tember unterseheidbaren fünfzig Berufsgruppen zeigt, dass ins- 
besondere mit angehenden Tischlern und Tisehlerinnen eine 
Verkürzung der Ausbildungszeit vereinbart wurde. Dies traf fiir 
39,6% der Auszubildenden in diesem Beruf zu. Hoeh waren die 
Anteile auch bei den angehenden Bankkaufleuten (35,0%), den 
Industriekaufieuten (30,3%), den Kaufieuten im Groß- und 
Außenhandel (26,1%) sowie den Bauzeichnem. Bei den drei 
genannten kaufmännisehen Berufen handelt sich um diejenigen 
Ausbildungsgänge, die am häufigsten von Abiturienten gewählt 
werden.^) Relativ viele Verkürzungen der Ausbildungszeit gab 
es aber auch bei den landwirtschaftliehen Berufen (28,2 %). 

Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 
nach Behindertenregelungen 

Im Rahmen der Ausbildung von Behinderten nach §48 Abs. 2 
BBiG bzw. §42 b Abs. 2 HwO wurden 1999 bundesweit 
1 1 .478 neue Ausbildungsverträge weit überwiegend in von der 
Bundesanstalt für Arbeit geforderten Maßnahmen abgeschlos- 
sen. Gegenüber dem Vorjahr (1998: 10.258) sind dies 1.220 
Ausbildungsverträge bzw. 11,9% mehr. In den alten Ländern 
hat sieh die Zahl um 310 bzw. 5,5 % auf nunmehr 5.934, in den 
neuen Ländern um 910 bzw. 19,6% auf nunmehr 5.544 erhöht. 
In den neuen Ländern fällt der relative Anteil der Behinderten- 
ausbildung an der Gesamtzahl der im Jahr 1999 neu abge- 
sehlossenen Ausbildungsverträge mit 4,1 % inzwisehen bereits 
rund dreieinhalb mal so hoeh aus wie in den alten Ländern 
(1,2%). 

In Bildungsmaßnahmen, die der berufliehen Ersteingliederung 
Behinderter dienen, haben im Beriehtsjahr 1998/1999 15.512 
behinderte junge Mensehen eine Ausbildung in einem staatlieh 
anerkannten Ausbildungsberuf (§§25 BBiG bzw. HwO) und 
12.185 behinderte Jugendliehe eine Ausbildung naeh §48 
BBiG bzw. § 42 b HwO aufgenommen.^) 

1.1.2 Entwicklung der unbesetzten Stellen und der 
unvermittelten Bewerber und Bewerberinnen 
- Statistik der Ausbildungsvermittlung 

Die Berufsberatungsstatistik der Bundesanstalt fiir ArbeiP) ist 
eine auf der freiwilligen Nutzung der Berufsberatung durch 
Arbeitgeber und Jugendliehe erstellte Gesehäftsstatistik, bei der 
die Berufsberater der Arbeitsämter die Beratungs- und Vermitt- 
lungsvorgänge in ihrem Arbeitsbereieh im Verlauf eines Bera- 
tungsjahres (1. Oktober bis 30. September) nach standardisier- 
ten Kriterien erfassen und melden^). Eine Totalerfassung des 
Gesehehens auf dem Ausbildungsstellenmarkt kann sie damit 
naturgemäß nieht leisten, da sie vom Grad der Nutzung dureh 
Betriebe und Jugendliche in der aktuellen Ausbildungsstellensi- 
tuation sowie von berufs- und branehenspezifischen Ausbil- 
dungsplanungen der Betriebe abhängt. Aufgrund der hohen 
Akzeptanz und Nutzung der Berufsberatung durch junge 


9 Nach §29 Abs. 2 BBiG kann die Ausbildungszeit auf Antrag gekürzt 
werden, wenn zu erwarten ist, dass der Auszubildende das Ausbil- 
dungsziel in der gekürzten Zeit erreicht. Diese Regelung wird häufig 
bei der dualen Ausbildung von Studienberechtigten angewendet. 

9 Zur beruflichen Ersteingliederung Behinderter und ihrer Förderung 
durch die Bundesanstalt für Arbeit vgl. auch Kapitel 3.5.3 

9 Erläuterungen zur Erfassungsmethode der Berufsberatungsstatistik, den 
verwendeten Abgrenzungen und zu ihren Interpretationsmöglichkeiten 
werden regelmäßig in den Amtlichen Nachrichten der Bundesanstalt fiir 
Arbeit (ANBA) veröffentlicht. Hinweise zur Berufsberatungsstatistik 
enthält auch das Kapitel 1.3 des Berufsbildungsberichtes 1999. 
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Erwachsene und Betriebe zeigt sie jedoch im Vergleich mit 
den Ergebnissen der Vorjahre wichtige Entwicklungstrends 
auf. In der durch das BerBiFG definierten Angebots-Nach- 
frage-Relation werden die am 30. September gemeldeten unbe- 
setzten Berufsausbildungsstellen und die zum gleichen Zeit- 
punkt gemeldeten und noch nicht vermittelten Bewerber und 
Bewerberinnen berücksichtigt. 

Unbesetzte Berufsausbildungsstellen und noch 

nicht vermittelte Bewerber und Bewerberinnen 

Am Ende des Beratungsjahres 1998/1999 verblieben bundes- 
weit 23.439 noch unbesetzte Ausbildungsplätze bei 29.365 
noch nicht vermittelten Bewerbern und Bewerberinnen. 

In den neuen Ländern wurden Ende September 1999 691 unbe- 
setzte betriebliche Ausbildungsplätze registriert. 9.773 junge 
Frauen und Männer blieben Ende September 1999 noch ohne 
Vermittlung. Zu diesem Zeitpunkt standen in den neuen Län- 
dern noch rund 7.700 Plätze aus dem Ausbildungsplatzpro- 
gramm Ost 1999 und den Ergänzungsprogrammen der neuen 
Länder zur Verfügung ^). 

In den alten Ländern wurde ein zahlenmäßiger Ausgleich erst- 
mals wieder erreicht. 19.592 noch unvermittelten Bewerbern 
und Bewerberinnen standen 22.748 noch nicht besetzte Ausbil- 
dungsplätze gegenüber. Im Beratungsjahr 1998/1999 blieben 
in den alten Ländern 4,6% (Vorjahr: 4,8%) aller gemeldeten 
Stellen ohne Besetzung. Von den Bewerbern und Bewer- 
berinnen blieben 3,4% (Vorjahr: 4,1 %) unvermittelt. Damit ist 
- wie auch schon im Vorjahr - ein Erfolg der Vermittlungs- 
bemühungen der Arbeitsämter festzustellen. 

Unbesetzte Berufsausbildungsstellen und noch 

nicht vermittelte Bewerber und Bewerberinnen 
nach Berufsbereichen 

Insgesamt gab es in den alten Ländern einen Überhang von 
noch unbesetzten Ausbildungsstellen. Die großen Berufsberei- 
che Fertigungsberufe und Dienstleistungsberufe zeigten dabei 
jedoch unterschiedliche Entwicklungen. Während in den Ferti- 
gungsberufen die Zahl der unbesetzten Ausbildungsplätze die 
der noch unvermittelten Bewerber deutlich überstieg (Stellen- 
Bewerber-Relation 1,7), kam in den Dienstleistungsberufen 
(einschließlich des bedeutenden kaufmännischen Berufsbe- 
reichs) kein Ausgleich zustande (Stellen-Bewerber-Relation 
0,9). Gegenüber dem Vorjahr zeigte sich in beiden Berufsberei- 
chen jedoch ein besseres Vermittlungsergebnis. 

Die relativ meisten unbesetzten Stellen in den alten Ländern 
gab es wie im Vorjahr in den Emährungsberufen mit 3,8 unbe- 
setzten Stellen je unvermitteltem Bewerber. Auch bei den 
Metallberufen und den Elektroberufen (jeweils rund 1,3) gab es 
mehr unbesetzte Stellen als unvermittelte Bewerber. Schwieri- 
ger wurde die Stellensuche für die jungen Frauen und Männer, 
die eine Berufsausbildung im Büro-, Verwaltungs- oder Dienst- 
leistungsbereich wünschten. Hier waren wiederum negative 
Stellen-Bewerber-Relationen zu verzeichnen (Waren- und 
Dienstleistungskaufleute 0,9; Organisations-, Verwaltungs- und 
Büroberufe 0,7). Die ungünstigste Stellen-Bewerber-Relation 
registrierte die Arbeits Verwaltung in Sicherheits-, künstle- 
rischen, Gesundheits-, Sozial- und Erziehungsberufen (0,6). 


9 Vgl. zu diesem Programm Kapitel 1.1.4 


Erheblich mehr nicht vermittelte Bewerber und Bewerberinnen 
als noch nicht besetzte Plätze hatten am Ende des Beratungs- 
jahres die Berufe Arzthelfer/ Arzthelferin, Industriekauf- 
mann/Industriekauffrau, Verkäufer/Verkäuferin mit jeweils 
0,4, Kraftfahrzeugmechaniker/Kraftfahrzeugmechanikerin und 
Kaufmann/Kauffrau für Bürokommunikation mit jeweils 0,5 
sowie Kaufinann/Kauffrau im Einzelhandel (0,6) und Friseur/ 
Friseurin (0,7). 

Für die neuen Ländern sind aufgrund der niedrigen Zahl von 
noch 691 unbesetzten Berufsausbildungsstellen differenzierte 
Aussagen zu den Berufsbereichen nicht sinnvoll. Das Zahlen- 
material ist in der Tabelle 1/12 im Anhang dokumentiert. 

Unbesetzte Berufsausbildungsstellen und noch 

nicht vermittelte Bewerber und Bewerberinnen 

nach Ländern 

Mehr noch offene Stellen als noch unvermittelte Bewerber und 
Bewerberinnen wurden wie im Vorjahr aus Baden- Württem- 
berg (2,7), Bayern (2,1) und Schleswig-Holstein (1,7) gemel- 
det. Zusätzlich gegenüber dem Vorjahr wiesen auch Rheinland- 
Pfalz (1,2) und Niedersachsen (1,1) eine rechnerisch ausge- 
glichene Bilanz auf (vgl. Tabelle 1/13 im Anhang). Auf 
Arbeitsamtsebene ist die Zahl der Arbeitsamtsbezirke, in denen 
es mehr noch nicht vermittelte Bewerber und Bewerberinnen 
als unbesetzte Berufsausbildungsstellen gab, weiter zurückge- 
gangen. Es waren zum 30. September 1999 in den alten Län- 
dern 52, im Vorjahr 68 Arbeitsamtsbezirke. 

Unvermittelte Bewerber und Bewerberinnen 
nach Geschlecht, Schulabschluss 
und Staatsangehörigkeit 

Mehrheitlich mit 52,2% Anteil waren es junge Frauen, die noch 
nicht vermittelt werden konnten (vgl. Übersicht 6). Gegenüber 
dem Vorjahr (53,2%) ist der Frauenanteil geringfügig gesun- 
ken. In den neuen Ländern waren 53,5% aller noch unvermit- 
telten Jugendlichen junge Frauen, in den alten 51,6%. Dabei 
hat sich die Anzahl der unvermittelt gebliebenen jungen Frauen 
in den neuen Ländern wiederum absolut verringert von 6.622 
im Vorjahreszeitraum auf 5.233 im Beratungsjahr 1998/1999. 
Auch in den alten Ländern ist ihre Anzahl gegenüber dem Vor- 
jahr von 12.347 auf 10.105 zurückgegangen. 

In den alten Ländern hat sich der Rückgang der Anzahl der 
unvermittelten Bewerber und Bewerberinnen von 1998 auf 
1999 nicht auf deren aktuelle Schulabschlussstruktur ausge- 
wirkt. Geringfügig gesunken ist lediglich der Anteil der Unver- 
mittelten ohne Hauptschulabschluss, geringfügig gestiegen ist 
er bei denen mit einem mittleren Bildungsabschluss. Der 
gesamte Rückgang in den neuen Ländern belief sich absolut auf 
2.500 Bewerber und Bewerberinnen, darunter allein 2.200 mit 
einem mittleren Bildungsabschluss. Dies ging weitgehend 
zulasten von Bewerbern und Bewerberinnen mit Abschlüssen 
unterhalb dieses Niveaus; dort war auch absolut kein Rückgang 
zu verzeichnen, die Zahlen blieben nahezu unverändert gegen- 
über dem Vorjahr. 

Mit 20,4% (1998: 21,9%) aller unvermittelten Bewerber und 
Bewerberinnen in den alten Ländern - die neuen Länder spielen 
hinsichtlich der Berufsausbildung ausländischer Jugendlicher 
keine nennenswerte Rolle - ist der Anteil junger Ausländer im 
Beratungsjahr 1998/1999 um 6,6 Prozentpunkte höher als ihr 
Anteil an allen gemeldeten Bewerbern und Bewerberinnen. 
Diese Differenz hat sich wieder etwas verringert, 1998 waren es 
noch 7,5 Prozentpunkte. Diese Zahlen deuten eine leichte Ver- 
besserung auch für die ausländischen Jugendlichen an, die vor 
allem auf ihre im Lauf der vergangenen Jahre deutlich gestiege- 
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Übersicht 6: Noch nicht vermittelte Bewerber und 
Bewerberinnen nach Geschlecht, Staatsangehörig- 
keit und Schulabschluss in den alten und neuen 
Ländern 1998 und 1999 


Merkmal 

Noch nicht vermittelte Bewerber 


und Bewerberinnen 




1998 

1999 


Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Alte Länder Insgesamt 

Davon: 

23.359 

100,0 

19.592 

100,0 

Männlich 

11.012 

47,1 

9.487 

48,4 

Weiblich 

12.347 

52,9 

10.105 

51,6 

Davon: 





Deutsche 

18.244 

78,1 

15.593 

79,6 

Ausländer 

5.115 

21,9 

3.999 

20,4 

Ohne Hauptschulabschluss 

1.104 

4,7 

822 

4,2 

Hauptschulabschluss 

9.464 

40,5 

7.829 

40,0 

Mittlerer Abschluss 

9.448 

40,4 

8.128 

41,5 

F achhochschulreife 

1.070 

4,6 

902 

4,6 

Hochschulreife 

1.798 

7,7 

1.555 

7,9 

Studierende 

475 

2,0 

356 

1,8 

Neue Länder Insgesamt 

Davon: 

12.316 

100,0 

9.773 

100,0 

Männlich 

5.694 

46,2 

4.540 

46,5 

Weiblich 

6.622 

53,8 

5.233 

53,5 

Davon: 





Deutsche 

12.168 

98,8 

9.633 

98,6 

Ausländer 

148 

1,2 

140 

1,4 

Ohne Hauptschulabschluss 

237 

1,9 

284 

2,9 

Hauptschulabschluss 

3.198 

26,0 

3.012 

30,8 

Mittlerer Abschluss 

7.416 

60,2 

5.253 

53,8 

F achhochschulreife 

229 

1,9 

181 

1,9 

Hochschulreife 

1.170 

9,5 

951 

9,7 

Studierende 

66 

0,5 

92 

0,9 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 5, Seite 37 



Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse der Bemfsberatungsstatistik, 
September 1998 und 1999 


nen schulischen Voraussetzungen^) zurückzufiihren sind. Inte- 
grationsprobleme auf dem Ausbildungsmarkt sind bei dieser 
Gruppe jedoch nach wie vor erkennbar. 

1.1.3 Sofortprogramm zum Abbau der Jugend- 
arbeitslosigkeit - Ausbildung, Qualifizierung und 
Beschäftigung Jugendlicher^) 

Das Bundeskabinett hat am 25. November 1998 „Eckpunkte für 
ein Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit - 
Ausbildung, Qualifizierung und Beschäftigung Jugendlicher“ 
beschlossen. Für das Programm standen im Jahr 1999 ein- 
schließlich der Mittel aus dem Europäischen Sozialfonds zwei 
Mrd. DM im Haushalt der Bundesanstalt fär Arbeit zur Ver- 
fügung. 60% der Haushaltsmittel entfielen auf die alten, 40% 
auf die neuen Länder. Maßgebend für die weitere Verteilung 
der Mittel auf die einzelnen Arbeitsämter waren die jeweiligen 
Anteile an arbeitslosen Jugendlichen unter 25 Jahren, an 
arbeitslosen Jugendlichen ohne Berufsausbildung und an länger 


') Vgl. insbesondere Kapitel 2.1.2 
9 Vgl. auch Teil I, Kapitel 3 


als drei Monate arbeitslosen Jugendlichen. Mit dem Sofortpro- 
gramm werden zwei Schwerpunkte verfolgt: Zum einen sind 
verschiedene Maßnahmen zur Qualifizierung und Wiederein- 
gliederung von arbeitslosen Jugendlichen vorgesehen, zum 
anderen sollen Jugendliche, die noch keinen Ausbildungsplatz 
gefunden bzw. eine Ausbildung abgebrochen haben, durch ver- 
schiedene zusätzliche Aktivitäten in eine Ausbildung vermittelt 
werden^). 

Umsetzung des Sofortprogramms 
in den mit einer beruflichen Qualifizierung 
verbundenen Maßnahmen^) 

Im Sofortprogramm hat es bis Ende Dezember 1999 insgesamt 
219.000 Eintritte in Maßnahmen gegeben. Entsprechend der 
Zielsetzung des Programms, flexibel einsetzbare Hilfen anzu- 
bieten, wurde ein Teil der Jugendlichen mit einer Kombination 
mehrerer Maßnahmen an Ausbildung oder Beschäftigung her- 
angeführt. Damit lag die Anzahl der am Sofortprogramm teil- 
nehmenden Jugendlichen niedriger als die Anzahl der Maßnah- 
meeintritte. Nach den Ergebnissen der Begleitforschung zum 
Sofortprogramm lag die Anzahl der Teilnehmer und Teilneh- 
merinnen im Dezember bei 170.000. Ende Dezember befanden 
sich noch 107.000 junge Leute im Programm. 

Junge Frauen waren entsprechend ihrem Anteil an den unver- 
mittelten Ausbildungsplatzbewerbem (Ende September 1998: 
53%) bzw. an den Arbeitslosen (Jahresdurchschnitt 1998: 
4 1 , 1 %) zu berücksichtigen. Bei der Durchführung der Maßnah- 
men sollte insbesondere auch die Vermittlung/Qualifizierung 
junger Frauen in zukunftsträchtige Ausbildungs- und Beschäf- 
tigungsbereiche mit bisher unterproportionalem FrauenanteiP) 
unterstützt werden. Ferner sollten ausländische Jugendliche 
(Ende September 1998: Anteil an den unvermittelten Ausbil- 
dungsplatzbewerbem 14,8%, an den jugendlichen Arbeitslosen 
15,3%) sowie benachteiligte und behinderte Jugendliche 
berücksichtigt werden. Bezogen auf die Gesamtzahl aller Ein- 
tritte in das Sofortprogramm betmg der Frauenanteil 40,6% 
und der Ausländeranteil 13,7%. Behinderte waren mit 3,1% 
und Benachteiligte mit 22,0 % vertreten. 

Artikel 2 - Förderung von lokalen und regionalen Projekten 
zur Ausschöpfung und Erhöhung des betrieblichen Lehrstel- 
lenangebots 

Diese Maßnahmen dienen der Umsetzung innovativer Konzep- 
te zur Ausschöpfüng und dauerhaften Erhöhung des betrieb- 
lichen Ausbildungsplatzangebotes. Insgesamt wurden bundes- 
weit im Rahmen der Projekte 9.028 zusätzliche betriebliche 
Ausbildungsplätze gewonnen. Hierfür wurden bis Ende De- 
zember 1999 insgesamt Mittel in Höhe von mnd 23,4 Mio. DM 
eingesetzt. Die Projekte laufen bis zu drei Jahre, so dass mit der 
entstandenen Infrastmktur weitere betriebliche Ausbildungs- 
plätze gewonnen werden können. 

Artikel 3 - Trainingsprogramm für noch nicht vermittelte 
Bewerber und Bewerberinnen 

In das Trainingsprogramm mündeten insgesamt 21.164 Ju- 
gendliche ein, davon 13.876 in den alten Ländern und 7.288 in 
den neuen Ländern (vgl. Übersicht 7). Der Frauenanteil betmg 
46%, der Ausländeranteil lag bei 13 %. Die Maßnahmen hatten 
zum Ziel, die Vermittlungsmöglichkeiten der Jugendlichen in 


‘) Zu den einzelnen Maßnahmen vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Teil I, 
Kapitel 3 

9 Die nachfolgenden Daten beziehen sich, wenn nicht anders aufgeführt, 
auf den 3 1 . Dezember 1999 

0 Vgl. ferner Kapitel 4.4 



Übersicht 7: Eintritte in Maßnahmen des Sofortprogramms zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, Qualifizierung und Beschäftigung Jugend- 
licher nach Ländern und Maßnahmearten von Januar 1999 bis Dezember 1999 
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Beschäftigung oder Qualifizierung zu verbessern. Der Bestand 
an Teilnehmern und Teilnehmerinnen in dieser auf eine Dauer 
von bis zu drei Monaten angelegten Maßnahme lag Ende 
Dezember noch bei 1.616. 

Artikel 4 - Außerbetriebliche Ausbildung 
Insgesamt mündeten 27.801 junge Menschen in diese Maßnah- 
men ein, davon 16.664 in den alten Ländern und 1 1.137 in den 
neuen Ländern. Der Frauenanteil betrug 49 %, der Ausländer- 
anteil 12%; ihre Beteiligung gelang damit nicht vollständig im 
geplanten Umfang. Der Anteil der Behinderten belief sich auf 
3 %, Benachteiligte waren nicht vertreten, da sie generell nach 
dem SGB 111 gefordert werden, 53% hatten einen mittleren 
oder höheren Schulabschluss (zum Vergleich: dieser Anteil lag 
bei den am 30. September 1998 unvermittelten Bewerbern bei 
61 %), 30% waren vorher arbeitslos. Der Großteil der geschaf- 
fenen außerbetrieblichen Ausbildungsplätze entfiel auf Dienst- 
leistungsberufe (Organisations-, Verwaltungs-, Büroberufe) mit 
24%, den Handel (Waren- und Dienstleistungskaufieute) mit 
23%, Bau- und Baunebenberufe (15%) sowie Metallberufe 
(13%). Ende Dezember lag der Bestand an Teilnehmern und 
Teilnehmerinnen bei 21.911, davon 12.587 in den alten und 
9.324 in den neuen Ländern. 

Artikel 5 - Nachholen des Hauptschulabschlusses 
Insgesamt traten hier bis Ende Dezember 3.231 junge Leute 
ein, mit 2.663 Eintritten die überwiegende Mehrzahl in den 
alten Ländern. Der Frauenanteil betrug 34%, der Ausländeran- 
teil lag bei 22%. 61 % der Jugendlichen waren vorher arbeits- 
los. Ende Dezember nahmen noch 1.627 Jugendliche an dieser 
Maßnahme teil. Hinsichtlich der vergleichsweise niedrigen 
Beteiligung von jungen Frauen ist zu berücksichtigen, dass die- 
se im Schulbereich im Allgemeinen besser abschneiden als die 
Jungen und seltener die Schule abbrechen. 

Artikel 6 -Arbeit und Qualifizierung für (noch) nicht ausbil- 
dungsgeeignete Jugendliche 

Bis Dezember 1999 mündeten in diese Maßnahme 9.084 
Jugendliche ein, davon mit 7.153 Eintritten wiederum der 
Großteil in den alten Ländern. Der Frauenanteil betrug 40 %, 
der Ausländeranteil 16%. 19% hatten einen mittleren oder 
höheren Schulabschluss, 35% waren vorher arbeitslos. Der 
Bestand an Teilnehmern und Teilnehmerinnen lag Ende 
Dezember bei 5.136. 

Artikel 7 - Maßnahmen der Nach- und Zusatzqualifizierung, 
Trainingsmaßnahmen 

Bis Ende Dezember 1999 traten 45.430 (alte Länder: 31.450) 
Jugendliche in Trainingsmaßnahmen und 23.927 (alte Länder: 
16.478) Jugendliche in Qualifizierungsmaßnahmen ein. Im 
Hinblick auf den ergänzenden Charakter des Sofortprogramms 
ist bemerkenswert, dass im gleichen Zeitraum auch die Einbe- 
ziehung von jungen Arbeitslosen unter 25 Jahren in herkömmli- 
che Trainingsmaßnahmen und Maßnahmen der beruflichen 
Weiterbildung nach dem SGB III gegenüber dem Vorjahr zuge- 
nommen hat. Der Bestand an Teilnehmern und Teilnehmerin- 
nen lag Ende Dezember bei den Trainingsmaßnahmen bei 
6.598, an den Qualifizierungsmaßnahmen nahmen noch 12. 103 
Jugendliche teil. 

Die Beteiligung von Zielgruppen gelang in unterschiedlichem 
Maße. So lagen bei den Eintritten in Trainingsmaßnahmen die 
Anteile der Frauen bei 42% und der Ausländer bei 15 %. 33 % 
hatten einen mittleren oder höheren Schulabschluss. Die unter- 
proportionale Beteiligung von Frauen lag nach den Berichten 
der Landesarbeitsämter vor allem an individuellen Einschrän- 
kungen (regionale Mobilität, Kinderbetreuungserfordemisse, 
Teilzeitwünsche u.a.). In vielen Arbeitsamtsbezirken wurden 
deshalb auch gezielt spezielle Trainings- bzw. Qualifizierungs- 


maßnahmen für Frauen mit entsprechenden Rahmenbedingun- 
gen eingerichtet. 

Als positive Aspekte speziell der Maßnahmen der Nach- und 
Zusatzqualifizierung wurden seitens der Landesarbeitsämter 
insbesondere die flexiblen, häufig schrittweise gestalteten Mög- 
lichkeiten des Erwerbs arbeitsmarktrelevanter Teilqualifikatio- 
nen, die damit einhergehende Orientierung und Anpassung an 
die regionalen Arbeitsmarkterfordemisse sowie die Kombinati- 
onsmöglichkeiten der Maßnahmen der Nach- und Zusatzquali- 
fizierung mit anderen, z.B. mit den Qualifizierungs-Arbeits- 
beschaffüngsmaßnahmen und sozialpädagogischer Betreuung, 
im Sinne eines ganzheitlichen Konzepts zur Qualifizierung, 
Beschäftigung und Betreuung der Jugendlichen genannt. 

Artikel 9 - Qualifizierungs-Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
Bis Ende Dezember 1999 traten 38.101 Jugendliche in Qualifi- 
zierungs-Arbeitsbeschaffüngsmaßnahmen ein, davon in den 
alten Ländern 20.888 und in den neuen Ländern 17.313. 52% 
der Jugendlichen waren vorher länger als sechs Monate arbeits- 
los. 10% der Geförderten waren ausländische Jugendliche. 
Einen mittleren oder höheren Schulabschluss hatten 33%. Der 
Bestand an Teilnehmern und Teilnehmerinnen lag Ende 
Dezember bei 28.242, davon waren 34% Frauen. 

Artikel 11- Soziale Betreuung zur Hinführung an Beschäfti- 
gungs- und Qualifizierungsmaßnahmen 
Jugendliche, die besonders benachteiligt sind, suchen oft zum 
Arbeitsamt keinen Kontakt. Artikel 1 1 ermöglicht es. Trägem 
Leistungen zu gewähren, die zielgerichtet solche Benachteiligte 
aufsuchen, ansprechen und durch das stetige Betreuungsange- 
bot motivieren, in eine Beschäftigung zu kommen oder an einer 
Qualifiziemng teilzunehmen. Insgesamt mündeten in diese 
Maßnahmen 21.652 Jugendliche ein, davon mit 19.670 der 
größte Teil in den alten Ländern. Der Frauenanteil betmg 41 %, 
der Ausländeranteil lag bei 23%. 25% hatten einen mittleren 
oder höheren Schulabschluss, 82% waren vorher arbeitslos. 
Ende Dezember lag die Teilnehmerzahl bei 6.857. 

Insgesamt zeigt das Sofortprogramm nachhaltige Auswirkun- 
gen auf den Arbeits- und Ausbildungsmarkt. Die Anzahl der 
insgesamt noch nicht vermittelten Ausbildungsplatzbewerber 
und -bewerberinnen lag im September 1999 um 6.310 oder 
17,7% unter dem Vorjahr. Die Anzahl arbeitsloser Jugend- 
licher unter 25 Jahren lag Ende Dezember 1999 um 39.537 oder 
8,7% unter dem Vorjahresniveau. Im Vergleich dazu sank die 
Anzahl aller Arbeitslosen im gleichen Zeitraum um 3,6%. Die 
im Zuge des Sofortprogramms eingeleitete aktive Ansprache 
junger Menschen über den Kreis der registrierten Arbeitslosen 
hinaus hat - jenseits einer reinen Betrachtung der Entwicklung 
von Jugendarbeitslosenstatistiken - den Abbau von Erwerbs- 
und Perspektivlosigkeit bewirkt. 

Verlängerung des Sofortprogramms 

Die Bundesregierung hat am 23. Juni 1999 beschlossen, das 
Sofortprogramm um ein Jahr zu verlängern. Dafür stehen auch 
in 2000 einschließlich Mitteln aus dem Europäischen Sozial- 
fonds zwei Mrd. DM fär laufende und neue Fälle bereit. Um die 
Maßnahmen noch zielgenauer und effizienter auszugestalten, 
wurden die Erfahrungen der Arbeitsämter^) ausgewertet und 
Gespräche mit den Sozialpartnern und Ländern gefährt. Auch 


‘)Die Bundesanstalt für Arbeit hat einen Zwischenbericht und eine 
Sammlung von best-practice-Beispielen über die Erfahrungen mit dem 
Sofortprogramm zusammengestellt und in ibv Nr. 38 vom 22. Septem- 
ber 1 999 veröffentlicht. 
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wurden die ersten Ergebnisse der Begleitforschung einbezogen. 
Auf dieser Grundlage sind die Richtlinien in einigen Punkten 
verändert worden. Die wichtigsten Neuerungen sind: 

- Neben der Qualifizierung soll die Eingliederung in den ersten 
Arbeitsmarkt mit Lohnkostenzuschüssen noch gezielter ein- 
gesetzt werden. Die Verbindung von Lohnkostenzuschüssen 
und Qualifizierungsmaßnahmen und die Übernahme dieser 
Kosten ist möglich und ausdrücklich gewünscht. 

- Qualifizierungs- Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen sollen nur 
dann eingesetzt werden, wenn über Qualifizierung oder ande- 
re Vermittlungshilfen eine Eingliederung der Jugendlichen 
nicht möglich erscheint. Die Zielgruppe wird konkretisiert auf 
Jugendliche, die mindestens drei Monate und voraussichtlich 
länger arbeitslos sind. 

- Weil außerbetriebliche Ausbildung nur dann stattfinden soll, 
wenn alle Möglichkeiten zur Vermittlung in betriebliche Aus- 
bildung ausgeschöpft sind, wird sie auf Regionen konzen- 
triert, in denen am 30. September die Zahl der noch offenen 
Berufsausbildungsstellen die Anzahl der unvermittelten Be- 
werber und Bewerberinnen unterschreitet oder um weniger 
als 1 5 % übersteigt. In den neuen Ländern und Berlin wird die 
Zahl der geförderten Plätze auf 15 % des zwischen Bund und 
Ländern vereinbarten Kontingents des Ausbildungsplatzpro- 
gramms Ost 1999 begrenzt. 

-Der vorzeitige Übergang Jugendlicher von einer außerbe- 
trieblichen in eine betriebliche Ausbildung soll durch Prämien 
an Träger verstärkt werden. Für jeden vorzeitigen Übergang 
kann eine Prämie von 4.000 DM gezahlt werden. 

- Trainingsmaßnahmen zur Ausbildungs Vorbereitung werden 
nicht mehr aus dem Sofortprogramm, sondern im Rahmen der 
Berufs Vorbereitung^) nach dem SGB III gefördert. 

- Der Anteil der geförderten jungen Ausländer soll auf ihren 
Anteil an den Zielgruppen des Programms erhöht werden. 

Erste Ergebnisse der 
wissenschaftlichen Begleitforschung 

Gemeinsam mit dem Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung der Bundesanstalt fiir Arbeit ist das Bundesinstitut fär 
Berufsbildung^) mit der Begleitforschung zum Sofortpro- 
gramm beauftragt worden. Ein Schwerpunkt der Arbeit des 
Bundesinstituts für Berufsbildung liegt auf der Beobachtung 
und Analyse der Umsetzung von Maßnahmen gemäß Artikel 2 
(Förderung von lokalen und regionalen Projekten). Aus der 
Forschungsarbeit des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung werden die Ergebnisse einer Befragung von Jugendli- 
chen dargestellt, die eine Maßnahme des Sofortprogramms 
beendet haben. 

• Förderung von lokalen und regionalen Projekten 

In die Untersuchung wurden zwölf Arbeitsamtsbezirke einbe- 
zogen, davon jeweils sechs in den alten und neuen Ländern. 
Der Aufbau eines Netzwerkes von regionalen Akteuren aus die- 
sen Bezirken ist begonnen worden und soll fortgesetzt werden. 
Die Resultate der Untersuchung können bei dem eher kleinen 
Untersuchungsfeld nicht repräsentativ sein. Vielmehr sollen sie 


') Vgl. zu diesen Maßnahmen im Überblick Kapitel 3.5.1 

9 Vgl. auch Friedrich, M./Tro lisch, K./Westhoff, G.: „Das Sofortpro- 
gramm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit zeigt Wirkung 
- Erste Ergebnisse aus der Begleitforschung des BIBB“, in: Berufsbil- 
dung in Wissenschaft und Praxis, Bundesinstitut für Berufsbildung 
(Hrsg.), Heft 6, 1999; vgl. ferner Kapitel 5.6.1 


Tendenzen erfassen und beispielhaft zeigen, wie die Faehkräfte 
in den Arbeitsämtern und bei den Projektträgem zusätzliehe 
betriebliehe Ausbildungsplätze gesehaffen haben. 

Von den zwölf einbezogenen Arbeitsämtern haben aeht Maß- 
nahmen naeh Artikel 2 durehgefiihrt; es wurden insgesamt 22 
Projekte gefördert. Bei den übrigen vier Arbeitsämtern lagen 
untersehiedliehe Gründe fär die Niehtinanspmehnahme der 
Mittel vor. Einige meinten, der Artikel 2 fördere vordringlieh 
Verbünde und es gäbe dahingehend regional ausreiehende 
Aktivitäten. Andere sahen vor dem Hintergmnd einer ständigen 
Ausbildungsplatzakquisition der zuständigen Stellen die Kapa- 
zitäten fär zusätzliehe Ausbildungsplätze in ihrer Region als 
ersehöpft an. In einigen Fällen waren Maßnahmen geplant, 
konnten aber (noeh) nieht umgesetzt werden. 

Insgesamt gesehen, haben die geförderten Projekte zu zusätz- 
liehen betriebliehen Ausbildungsplätzen im Wesentliehen für 
das neue Ausbildungsjahr gefährt. So konnten noeh nieht ge- 
nutzte betriebliehe Ausbildungskapazitäten ersehlossen, Ver- 
bünde gegründet und ausgeweitet, neue Ausbildungsbetriebe 
speziell im Bereieh der Informations- und Telekommunika- 
tionsteehnik (IT) oder von Existenzgründem sowie auslän- 
disehen Inhabern gewonnen werden. Dazu im Einzelnen: 

Schaffung von Ausbildungsverbünden 
Nahezu in jedem untersuehten Arbeitsamtsbezirk gab es bereits 
vor dem Inkrafttreten des Sofortprogramms vielgestaltige Maß- 
nahmen. Diese wurden von freien Trägem, Weiterbildungs- 
institutionen oder Wirtsehafts verbänden initiiert und dureh 
Bundes-, Landes- oder EU-Mittel gefördert. Mit den Förder- 
mögliehkeiten des Artikels 2 ergaben sieh weitere Chaneen, um 
Projekte aufzulegen, mit denen neue Ausbildungsverbünde 
gesehaffen oder bestehende Verbünde ausgeweitet werden 
konnten. Projekte im Rahmen des Sofortprogramms, die bereits 
bestehende Verbünde betreuten, hatten gegenüber den „Neuen“ 
einen unsehätzbaren Vorteil: Sie kannten die Sehwierigkeiten, 
die beim Aufbau eines Verbundes auftreten sowie den nieht 
geringen Arbeitsaufwand und konnten ihr über Jahre gewaehse- 
nes Erfahmngswissen weitgehend nutzen. 

Die Zielgmppe für die Sehaffüng von Verbünden sind in den 
untersuehten Arbeitsamtsbezirken überwiegend kleinere Be- 
triebe. Sie sind meist dadureh gekennzeiehnet, dass sie wegen 
eines engen Produktions- oder Dienstleistungsprofils (beson- 
ders im IT-Bereieh) selbst nieht ausbilden können, ihnen oft- 
mals die Ausbildungseignung fehlt und sie eine Ausbildung 
von Lehrlingen bisher nur selten ins Kalkül gezogen haben. 
Verbünde müssen organisiert werden. Die Verbundkoordina- 
tion können Träger mit untersehiedliehem Typus übernehmen. 
Je naeh Verbundlösung ergeben sieh eine Reihe von Koordinie- 
mngsaufgaben. 

Ausbildung in neuen Berufen^) 

Vor allem Unternehmen im IT-Bereieh haben oft erhebliehe 
Informationsdefizite beim Thema Ausbildung; dies betrifft 
aueh die Verbundausbildung. Sie werden in der Mehrzahl von 
Hoeh- bzw. Faehhoehsehulabsolventen gegründet. Im Gegen- 
satz zu anderen Existenzgründem, die eine Ausbildung im dua- 
len System durehlaufen haben (z.B. Handwerksmeister), haben 
Hoehsehulabsolventen kaum Berühmngspunkte mit betrieb- 
lieher Ausbildung. So setzen diese Unternehmen nieht selten 
Ingenieure oder andere Hoehsehulabsolventen ein. Kleine IT- 
Untemehmen sind häufig der Auffassung, aufgmnd ihrer pro- 


9 Zur Ausbildung in neuen Berufen wurde u. a. im Rahmen der Lehr- 
stellenkampagne 1999 eine Vielzahl von Informationsmaterial ver- 
öffentlicht; vgl. dazu Kapitel 1.1.5. 
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jektbezogenen Arbeit nicht auszubilden zu können. Diese 
Betriebe sind zwar an Verbünden und Hilfen interessiert, gehen 
von sich aus aber keine Kooperationen mit anderen Betrieben 
ein. Ein Verein, der als Ausbildender auftritt, erleichtert solchen 
Unternehmen den Zugang zur Ausbildung. Er fährt die Bewer- 
bungsgespräche, schließt mit den Jugendlichen den Ausbil- 
dungsvertrag ab, lässt bei der Kammer das Ausbildungsverhält- 
nis eintragen, tritt auch als Ausbildender auf und fährt zum Teil 
die Berufsausbildung durch. Die Betriebe entrichten einen Mit- 
gliedsbeitrag in Höhe des Ausbildungsentgeltes zuzüglich der 
Personalnebenkosten. Bilden mehrere Betriebe einen Jugendli- 
chen aus, wird dieser Betrag anteilig auf die Betriebe verteilt. 

Betriebe mit ausländischen Inhabern 

Projekte, die Unternehmen mit ausländischen Inhabern fär die 
Ausbildung gewinnen wollten, standen zunächst vor der Auf- 
gabe, geeignete Betriebe aufzufinden. Weiterhin haben auslän- 
dische Untemehmensinhaber gegenüber vergleichbaren deut- 
schen Inhabern größere Informationsdefizite. Information und 
Akquisition müssen auf die Bedürfnisse ausländischer Betriebe 
abgestimmt sein. Ähnlich wie bei den Unternehmen in der 
IT-Branche haben ausländische Betriebe oft keine Ausbil- 
dungstradition. Außerdem ist ihnen in vielen Fällen der Zugang 
zu Informationen aus sprachlichen Gründen erschwert. Daher 
sind von Bundesregierung, Kammern und Trägem in letzter 
Zeit Materialien in verschiedenen Sprachen erstellt worden.^) 
Ausländische Betriebe wünschen sich vielfach deutsche Ver- 
bundpartner, woraus sich neue Möglichkeiten fär Koopera- 
tionen ergeben. Die Projekte dienen so gleichzeitig auch der 
sozialen und kulturellen Integration von Menschen auslän- 
discher Herkunft. 

Optimierung durch Aufbau von Netzwerkstrukturen 
In allen untersuchten Arbeitsamtsbezirken gibt es eine Zu- 
sammenarbeit zwischen zuständigen Stellen, Behörden und 
weiteren Entscheidungsträgem mit allerdings unterschiedlicher 
Intensität und Effizienz. Ein hilfreicher Schritt fär den Aufbau 
funktionierender Netzwerke ist eine Bestandsaufnahme. Dies 
ist um so dringlicher, weil sich in letzter Zeit neben den 
Arbeitsämtern, Kammern und Behörden weitere Institutionen 
bei Verbänden und anderen Dachorganisationen angesiedelt 
haben, die sich ebenfalls mit Fragen der Ausbildung beschäf- 
tigen. Beispielsweise hat die Stadt Mainz eine Studie erstellen 
lassen, die alle Akteure und Projekte systematisch erfasst. Es 
stellte sich heraus, dass mehrere voneinander unabhängige Pro- 
jekte sich in Ziel und Arbeitsweise stark ähnelten. Durch die 
eingerichtete Koordiniemngsstelle „Pro Ausbildung“ werden 
die regionalen Projekte aufeinander abgestimmt, öffentliche 
Mittel gezielter eingesetzt und Synergieeffekte durch Koope- 
rationen gefördert. Eine weitere Aufgabe der Koordiniemngs- 
stelle ist die kontinuierliche Erfassung von Projekten und 
Akteuren in einem Informationspool, der über eine Web-Site 
publiziert werden soll. 

• Zur Situation von Jugendlichen, die das Sofortprogramm 
bereits verlassen haben 

Von September bis November 1999 wurden mnd 2.000 
Jugendliche befragt, deren Teilnahme an Maßnahmen bereits 
beendet war. Da hier auch Jugendliche erfasst wurden, die eine 
Maßnahme abgebrochen hatten, kann insofern nicht auf die 
Gesamtqualität des Programms geschlossen werden. Differen- 
ziert nach den einzelnen Maßnahmen des Sofortprogramms^) 
ergibt sich zum Befragungszeitpunkt folgender Befund. 

9 Vgl. Kapitel 1.1.5 und zu weiteren Aktivitäten der Bundesregierung 
Kapitel 4.1.3 

9 Die Maßnahmen nach Artikel 10 (Beschäftigungsbegleitende Hilfen) 
werden nicht ausgewiesen, da eine Teilnahme an einer solchen Maß- 
nahme im Wesentlichen nur in Kombination mit anderen Maßnahmen 
möglich ist. 


Artikel 3 - Trainingsprogramm fär noch nicht vermittelte Be- 
werber und Bewerberinnen: 92% der Teilnehmer und Teilneh- 
merinnen an dieser Maßnahme sind bereits aus der Förderung 
ausgesehieden. 43 % der Abgänger münden in eine berufliehe 
Ausbildung 9 ein, ein Viertel (24%) ist arbeitslos, ein weiteres 
Fünftel (22%) hat eine Erwerbstätigkeit aufgenommen und 
12% gehen einer sonstigen Aktivität (z.B. Wehr- oder Zivil- 
dienst) naeh. 

Artikel 4 - Außerbetriebliche Ausbildung: Hier bilden Abgän- 
ger erwartungsgemäß noeh die Ausnahme, da die Maßnahmen 
in der Regel zunäehst auf ein Jahr bewilligt wurden. Bis zum 
November 1999 waren 16% der Teilnehmer und Teilnehmerin- 
nen aus diesen Maßnahmen ausgetreten. Davon sind 50% in 
eine berufliehe Ausbildung außerhalb des Programms einge- 
mündet, 16% waren arbeitslos, ein Viertel (24%) war erwerbs- 
tätig und 10% gehen einer sonstigen Aktivität naeh. 

Artikel 5 - Naehholen des Hauptsehulabsehlusses: Etwa 44% 
der Teilnehmer und Teilnehmerinnen haben diese Maßnahme 
bereits wieder verlassen. Davon befinden sieh 33 % in einer 
berufiiehen Ausbildung, ein Drittel war arbeitslos und ein wei- 
teres Drittel erwerbstätig (Sonstiges: 1 %). 

Artikel 6 - Arbeit und Qualifizierung fär noeh nieht ausbil- 
dungsgeeignete Jugendliehe: Rund 40% der Jugendliehen 
haben diese Maßnahme bereits wieder verlassen. Dabei sind 
52 % in eine berufliehe Ausbildung eingemündet und ein Fünf- 
tel (22%) hat eine Erwerbstätigkeit aufgenommen. Jeweils 
13 % der Abgänger waren arbeitslos oder gehen einer sonstigen 
Aktivität naeh. 

Artikel 7 - Naeh- und Zusatzqualifizierung und Trainingsmaß- 
nahmen fär arbeitslose Jugendliehe: Rund 40% der Teilnehmer 
und Teilnehmerinnen haben eine Weiterbildungsmaßnahme 
zum Zeitpunkt der Befragung sehon verlassen. Von den 
Befragten, die aus dieser Maßnahme ausgesehieden sind, befin- 
det sieh etwa ein Viertel (26%) in einer weiteren berufliehen 
Ausbildung, 35% sind arbeitslos und ein Drittel ist in eine 
Erwerbstätigkeit eingemündet (Sonstiges: 6%). 89% der 
Jugendliehen, die als letzte Aktivität an einer Trainingsmaßnah- 
me teilgenommen haben, haben diese verlassen. Dabei sind 
17% in eine berufliehe Ausbildung eingemündet, ein Drittel ist 
naeh eigenen Angaben arbeitslos und 42 % haben eine Erwerbs- 
tätigkeit aufgenommen (Sonstiges: 8%). 

Artikel 8 - Lohnkostenzuschüsse: 18% der Teilnehmer und 
Teilnehmerinnen haben diesen Maßnahmetyp wieder ver- 
lassen. Davon sind naeh eigenen Angaben ein Fünftel arbeitslos 
und zwei Drittel erwerbstätig (Sonstiges: 14%). 

Artikel 9 - Qualifizierungs-Arbeitsbesehaffüngsmaßnahmen: 
Etwa 24% haben diese Maßnahme bereits verlassen; wobei 
17% in eine berufliehe Ausbildung eingemündet sind, 48% 
eine Erwerbstätigkeit aufgenommen haben und 29% naeh 
eigenen Angaben arbeitslos gewesen sind (Sonstiges: 6%). 

Artikel 11 - Hinfährende Maßnahmen an Ausbildung und 
Besehäftigung: 71% der Jugendliehen, die zuletzt an einer 
solehen Maßnahme teilgenommen haben, haben diese bereits 
verlassen. Von diesen Abgängern ist etwa ein Drittel (32%) in 
eine berufiiehe Ausbildung eingemündet, 27 % sind naeh eige- 
nen Angaben arbeitslos und 38% haben eine Erwerbstätigkeit 
aufgenommen (Sonstiges: 9%). 


9 Hier und im folgenden Text umfasst der Begriff berufliche Ausbildung 
alle Formen von einer schulischen Ausbildung über eine Ausbildung 
nach BBiG und HwO bis hin zum Hochschulstudium. 
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1.1.4 Programme zur Sicherung des 
Ausbildungsplatzangebotes 0 und regionale 
Ausbildungsbündnisse 

Gemeinschaftsinitiativen Ost 1994 und 1995 
Aktionsprogramme Lehrstellen Ost 1996 und 1997 
Lehrstelleninitiative 1998 

Im Oktober 1999 befanden sich noch 290 Jugendliche in den 
außerbetrieblichen Maßnahmen der Gemeinschaftsinitiativen 
1994 und 1995. Hinzu kommen 8.437 Teilnehmer und Teil- 
nehmerinnen (59%) aus dem Aktionsprogramm Lehrstellen 
Ost 1996, die sich überwiegend auf betriebsnahe Ausbildung 
(76%) sowie auf Ausbildung in außerbetrieblicher Form 
(13%), schulische Ausbildung (8%) und Ausbildungsverhält- 
nisse in kommunalen Einrichtungen (2 %) verteilen. Im Okto- 
ber 1999 befanden sich noch 13.265 Jugendliche (88%) aus 
dem Aktionsprogramm Lehrstellen Ost 1997 zu 64% in 
betriebsnahen, 15% in schulischen und 21% in außerbetrieb- 
lichen Maßnahmen. Die Lehrstelleninitiative Ost 1998 war mit 
16.991 (97%) Teilnehmern und Teilnehmerinnen besetzt. In 
betriebsnahen Maßnahmen befanden sich 65 %, 21 % in schu- 
lischen und 13 % in außerbetrieblichen Maßnahmen. 

Ausbildungsplatzprogramm Ost 1999 

Angesichts der Ausbildungsplatzsituation in den neuen Län- 
dern ist am 30. April 1999 zwischen dem Bund, den neuen Län- 
dern und Berlin eine Vereinbarung zur Förderung von 17.500 
zusätzlichen Ausbildungsplätzen fär das Ausbildungsjahr 
1999/2000 geschlossen worden. Die Plätze verteilen sich wie 
folgt: Berlin 2.017, Brandenburg 3.5 19, Mecklenburg- Vorpom- 
mern 3.516, Sachsen 3.916, Sachsen- Anhalt 2.516, Thüringen 
2.016. Zur Finanzierung des Programms setzt der Bund Mittel 
in Höhe von rund 231,9 Mio. DM ein (1999: 25,8 Mio. DM, 
2000: 77,3 Mio. DM, 2001: 77,3 Mio. DM, 2002: 51,5 Mio. 
DM). Die neuen Länder und Berlin werden in mindestens glei- 
cher Höhe zur Finanzierung beitragen. 

Die inhaltliche Ausgestaltung des Ausbildungsplatzprogramms 
Ost 1999 orientiert sich an den Programmen der Jahre 1996 bis 
1998^): Es zielt überwiegend auf betriebsnahe Ausbildungs- 
maßnahmen. Die Bundesbeteiligung beträgt im Durchschnitt 
bis zu 13.250 DM pro Förderfall, jedoch nicht mehr als 50% 
der gesamten Maßnahmekosten. Mehrkosten einzelner Maß- 
nahmen können durch Minderkosten anderer Maßnahmen aus- 
geglichen werden. Die Durchfährung und Ausgestaltung des 
Programms liegt in der Verantwortung der Länder. Das Pro- 
gramm wird nur fär zusätzliche Plätze eingesetzt und dient der 
Vermittlung von zu Beginn des Ausbildungsjahres noch nicht 
vermittelten Bewerbern und Bewerberinnen. Die Maßnahmen 
sollen zwischen dem 1. September 1999 und dem 1. Februar 
2000 beginnen. 

Nach Angaben der Länder war am 31. Dezember 1999 98,7% 
des gesamten Stellenkontingents besetzt: 


’)Das Sofortprogramm der Bundesregierung zum Abbau der Jugend- 
arbeitslosigkeit - Ausbildung, Qualifizierung und Beschäftigung Ju- 
gendlicher ist im Kapitel 1.1.3 dargestellt. 

9 Vgl. zuletzt Berufsbildungsbericht 1999, Kapitel 1.1.4 
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Ausschöpfung 

Berlin 

1.213 

804 

0 

2.017 

100,0 

Brandenburg 

1.599 

1.920 

0 

3.519 

100,0 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

2.549 

985 

0 

3.444 

98,0 

Sachsen 

3.842 

31 

0 

3.873 

98,9 

Sachsen-Anhalt 

0 

0 

2.456 

2.456 

97,6 

Thüringen 

1.633 

328 

0 

1.961 

97,3 

Insgesamt 

10.746 

4.068 

2.456 

17.270 

98,7 


In den Ländern Berlin, Mecklenburg- Vorpommern, Sachsen 
und Thüringen erfolgt die Durchführung des Programms wie 
im Aktionsprogramm Lehrstellen Ost 1998^). Sachsen- Anhalt 
gestaltet die zusätzlichen Ausbildungsplätze in Anlehnung an 
die BenachteiligtenfÖrdemng der Bundesanstalt fär Arbeit. 

In der Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ des Bündnisses 
fär Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit ist auf die 
Notwendigkeit hingewiesen worden, die Ausbildungsprogram- 
me Ost zu evaluieren.^) 

Ergänzungs- /Sonderprogramme/Aufstockung 
Ausbildungsplatzprogramm Ost 1999 

Weitere rund 8.500 Ausbildungsplätze werden aus Landesmit- 
teln in Berlin, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt, und 
Thüringen im Rahmen sogenannter Ergänzungs- und Sonder- 
programme bzw. einer Aufstockung des Ausbildungsplatzpro- 
gramms Ost 1999 fär die noch nicht vermittelten Lehrstellenbe- 
werber und -bewerberinnen bereitgestellt (vgl. Tabelle 1/14 im 
Anhang). Mit diesen ergänzenden Maßnahmen werden in erster 
Linie betriebsnahe, schulische und schulisch kooperative 
(Schule/Bildungsträger/Betriebspraktika/Kammerprüfüng) 
Ausbildungsplätze vergleichbar mit den Maßnahmen des Aus- 
bildungsplatzprogramms Ost 1999 angeboten. 

Berlin finanziert z. B. in der Stufe 2 des Modellprojekts „Modu- 
lar-duale Qualifizierung (MDQM)“ für ca. 1.000 Jugendliche, 
die zuvor berufsvorbereitende Maßnahmen, wie Vollzeitlehr- 
gänge im 1 1. Schuljahr, durchlaufen haben, eine außerbetriebli- 
che Ausbildung^). 

Erfolgreichen Absolventen der einjährigen Berufsfachschule 
wird in Berlin zudem im Berufsfeld 1 (kaufmännische Berufe) 
eine Anschlussausbildung angeboten, sofern sie noch keinen 
betrieblichen Ausbildungsplatz gefunden haben. Außerdem 
werden in dem sogenannten Berliner Modell 1999 noch unver- 
sorgte Jugendliche zu Fachkräften der Bundeswehr ausgebildet. 

Weitere Programme der neuen Länder 

Das Ausbildungsplatzprogramm Ost 1999 und die Ergän- 
zungs-/Sonderprogramme bzw. Aufstockung des Ausbildungs- 
platzprogramms Ost 1999 werden durch weitere Programme 
der neuen Länder und Berlin aus Landesmitteln ergänzt. Im 
Ausbildungsjahr 1999/2000 ist geplant, rund 64.000 betrieb- 
liche Ausbildungsverhältnisse über diese Programmangebote 
finanziell zu unterstützen. Für 1998/1999 waren dies rund 
66.700. 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 1.1.4 
9 Vgl. auch Teil I, Kapitel 5 
9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 1.1.4 
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Die Programmstrukturen sind im Ausbildungsjahr 1999/2000 
gegenüber dem Ausbildungsjahr 1998/1999, die im Kapitel 
1.1.4 des Berufsbildungsberichtes 1999 ausführlich dargestellt 
wurden, nahezu gleich geblieben. Des Weiteren können Infor- 
mationen zu den aktuellen Länderprogrammen der Tabelle 
1/14 im Anhang entnommen werden. Vor diesem Hintergrund 
konzentriert sich die folgende nach Zielgruppen strukturierte 
Darstellung auf wesentliche Veränderungen in den Pro- 
grammen hir das Ausbildungsjahr 1999/2000. 

a) Zusätzliche betriebliche Ausbildungsplätze, 

Ausbildung über den eigenen Bedarf, erstmalige Ausbildung 
bzw. Ausbildung bei Existenzgründem 

In Sachsen- Anhalt werden erstmals ausbildende Unternehmen 
und Ausbildungsplätze über den eigenen betrieblichen Bedarf 
mit 4.000 DM finanziell unterstützt. Die Förderung neuer Vor- 
haben zur Schaffung bzw. Verbesserung der materiell-tech- 
nischen Ausbildungsvoraussetzungen durch Zuwendungen zu 
Investitionskosten zusätzlicher Ausbildungsplätze wird hier 
nicht fortgeführt. 

b) Ausbildung in ausgewählten Berufen 

(keine bzw. geringe Ausbildungsbereitschaft, sogenannte 
„Neue Berufe“, Bereich Zukunftstechnologie) 

Die spezielle Förderung für „Neue Berufe“ entfällt in Berlin, 
die fordertechnisch den anderen Branchen gleichgestellt aber in 
Modellvorhaben und Pilotprojekten berücksichtigt werden 
sowie in Thüringen. In Sachsen beträgt der Zuschuss für jeden 
Ausbildungsplatz in den „Neuen Berufen“ seit dem Ausbil- 
dungsjahr 1999/2000 4.000 DM für einen Auszubildenden 
bzw. 5.000 DM für eine Auszubildende (ausgenommen Ju- 
gendliche mit Hochschul- oder Fachhochschulreife). In Sach- 
sen-Anhalt ist in ausgewählten Berufen im Rahmen der Ver- 
bundausbildung bzw. in Ausbildungskooperationen im Ausbil- 
dungsjahr 1999/2000 eine erweiterte Förderung zum Ausgleich 
von Defiziten und zur Sicherung der Ausbildung mit insgesamt 
42 Wochen Fremdausbildung pro Ausbildungsverhältnis mög- 
lich. 

c) Ausbildung nach Konkurs/Betriebsstillegung 

oder -einschränkung/ Gesamtvollstreckung/Liquidation/ 
Insolvenz, Übernahme aus Berufsausbildung 
in überbetriebliche Einrichtungen 
Die Förderbeträge pro Ausbildungsverhältnis, teilweise ge- 
staffelt nach Restausbildungsdauer, variieren in den einzelnen 
Ländern von 3.000 DM bis 10.000 DM. In Sachsen- Anhalt 
werden nunmehr 4.000 DM für einen Auszubildenden bzw. 
6.000 DM für eine Auszubildende gewährt. 

d) Ausbildung im Verbund bzw. in Kooperationen 

In diesem Bereich hat Brandenburg Veränderungen in der 
Höhe der Förderbeträge vorgenommen und unterscheidet zwi- 
schen gewerblich-technischen und kaufinännischen Berufen 
sowie hinsichtlich der Altbewerber und Altbewerberinnen. In 
Sachsen- Anhalt werden Zuwendungen für die Fremdausbil- 
dung in Ausbildungskooperationen bzw. Verbünden zur Schaf- 
fung von Ausbildungsplätzen und seit dem Ausbildungsjahr 
1999/2000 zusätzlich zur Verbesserung der Ausbildungs- 
qualität gewährt, wenn Ausbildungsinhalte teilweise in Ausbil- 
dungskooperation bzw. im Verbund mit einem anderen Ausbil- 
dungsbetrieb, Bildungsträger, Leitbetrieb oder Ausbildungsver- 
ein vermittelt werden (siehe auch b)). 

e) Ausbildung besonderer Personengruppen 
(weibliche Auszubildende in frauenuntypischen Berufen, 
benachteiligte Jugendliche, behinderte Jugendliche) 

Die Schaffung von Ausbildungsplätzen für weibliche Auszubil- 
dende generell bzw. in frauenuntypischen Berufen, in überwie- 


gend männlich dominierten, in gewerblich-technischen und/ 
oder auch in den „Neuen Berufen“ wird in Brandenburg, 
Sachsen, Thüringen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg- Vor- 
pommern auch weiterhin über einen erhöhten Förderbetrag bei 
unterschiedlicher Zielgruppenförderung gegenüber männlichen 
Auszubildenden angeregt. 

In Sachsen- Anhalt werden Betriebe, die insbesondere auslän- 
dische Jugendliche oder jugendliche Spätaussiedler und 
Spätaussiedlerinnen, lembeeinträchtigte, sozial benachteiligte 
deutsche Jugendliche (Verhaltensgestörte, ehemals Suchtkran- 
ke, Strafentlassene oder Jugendliche, für die freiwillige Er- 
ziehungshilfe vereinbart oder Fürsorgeerziehung angeordnet 
ist) ausbilden, mit einem abgesenkten Zuschuss in Höhe von 
4.000 DM für Jungen und 6.000 DM für Mädchen gefördert. 

Programme der alten Länder 

Die alten Länder setzen im Ausbildungsjahr 1999/2000 in 
unterschiedlicher Intensität und Ausgestaltung Fördermaßnah- 
men in der Berufsausbildung für rund 18.000 Ausbildungsver- 
hältnisse ein (einschließlich der Förderung von Auszubildenden 
bzw. Schülern und Schülerinnen aus den Mobilitätshilfepro- 
grammen). Diese Programme zielen - wie bereits die Program- 
me für das Ausbildungsjahr 1998/1999^) - in erster Linie auf 
die Schaffung zusätzlicher betrieblicher Ausbildungsplätze u. a. 
bei Existenzgründem und erstmals ausbildenden Betrieben, auf 
die betriebliche Anschlussausbildung von sogenannten Kon- 
kurslehrlingen, auf Ausbildungsplätze in Ausbildungsverbün- 
den sowie auf Unternehmen, die in „Neuen Bemfen“ bzw. in 
neu geordneten Bemfen ausbilden, auf die Ausbildung von jun- 
gen Frauen in sogenannten Männerbemfen, von Jugendlichen 
mit Lern- und Leistungseinschränkungen und benachteiligten 
Jugendlichen. Die folgende Darstellung geht insbesondere auf 
neue Aspekte in den Programmen der alten Länder, die umfas- 
send in der Tabelle 1/14 im Anhang dokumentiert sind, ein: 

Erstmals fördert Nordrhein- Westfalen die Akquisition von 
Ausbildungsplätzen, Beratung und Information von Unterneh- 
men zur Erschließung zusätzlicher Ausbildungsplätze, Ver- 
knüpfung von Aus- und Weiterbildung durch bedarfsgerechte 
Zusatzqualifikationen, Beratung und Information von Ausbil- 
dungsplatzwerbem, Lehrpersonal und Eltern, Forciemng und 
Implementiemng neuer Bemfe, Verbessemng der Ausbildungs- 
beteiligung junger Frauen. Betriebliche Ausbildungsverhält- 
nisse für lern- oder leistungsbeeinträchtigte Jugendliche werden 
in Hessen, für Sozialhilfeempfänger und -empfängerinnen und 
Ausbildungsabbrecher und -abbrecherinnen in Schleswig- 
Holstein und für benachteiligte Jugendliche und junge Erwach- 
sene in Hamburg aus Landesmitteln bezuschusst. Bayern führt 
seit dem Ausbildungsjahr 1999/2000 die Fördemng zusätz- 
licher betrieblicher Ausbildungsverhältnisse mit Jugendlichen 
ohne Hauptschulabschluss nicht fort. Rheinland-Pfalz finan- 
ziert keine Mobilitätshilfe für Auszubildende mehr. Hessen för- 
dert seit dem Ausbildungsjahr 1999/2000 zusätzliche Ausbil- 
dungsplätze in vollzeitschulischer Ausbildung in dreijährigen 
Bemfsfachschulen (Bemfe nach dem BBiG als Schulversuch) 
in Regionen mit überdurchschnittlich vielen nicht vermittelten 
Bewerbern und Bewerberinnen, die einen Hauptschulabschluss 
haben und nicht älter als 1 8 Jahre sind. 
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Regionale Ausbildungsbündnisse 

Baden-Württemberg 

ln Baden- Württemberg lädt der Wirtschaftsminister seit 1995 
Vertreter der Kammern und anderer Organisationen der Wirt- 
schaft, der Gewerkschaften sowie des Landesarbeitsamtes, des 
Kultusministeriums und der kommunalen Spitzenverbände zu 
regelmäßigen Spitzengesprächen zur Lehrstellensituation ein. 
Diese Gespräche finden im etwa halbjährlichen Rhythmus statt 
und beschäftigen sich in ihrem ersten Teil zunächst mit einer 
Beurteilung der aktuellen Lehrstellensituation des Landes. 
Danach wird jeweils eine „Gemeinsame Erklärung“ beraten 
und verabschiedet, in der sich die Teilnehmer auf die Umset- 
zung konkreter Einzelmaßnahmen zur Verbesserung der Aus- 
bildungssituation in Baden-Württemberg einigen. Für das 
Spitzengespräch im Oktober 1999 haben sich der Wirtschafts- 
minister und der Präsident des Landesarbeitsamtes darauf ver- 
ständigt, dass damit gleichzeitig die regionale Ausbildungskon- 
ferenz fär Baden-Württemberg verbunden wird, die das Lan- 
desarbeitsamt im Rahmen des Bündnisses fär Arbeit, Ausbil- 
dung und Wettbewerbsfähigkeit auf Bundesebene durchfährt. 

Bayern 

Im Juni 1996 haben die Organisationen der bayerischen Wirt- 
schaft, die Gewerkschaften und die Bayerische Staatsregierung 
mit dem Beschäftigungspakt Bayern einen neuen Weg der 
kooperativen Beschäftigungspolitik beschlossen. In diesem Zu- 
sammenhang haben sich die Partner u.a. auf ein Beschäf- 
tigungsprogramm Bayern geeinigt und in diesem Rahmen 
einen Arbeitsmarktfonds eingerichtet, aus dessen Erträgen 
Maßnahmen zur Qualifizierung und Arbeitsforderung finan- 
ziell unterstützt werden. Ein Förderschwerpunkt ist hier auch 
die Verbesserung der Ausbildungsstellensituation für benach- 
teiligte Jugendliche und in Problemregionen. So werden u. a. 
Maßnahmen wie Organisation von Verbundausbildung, Ge- 
winnung zusätzlicher Ausbildungsstellen durch verstärkten 
Einsatz von Ausbildungsplatzakquisiteuren, Förderung der 
Flexibilität und Mobilität der Jugendlichen, Unterstützung von 
leistungsschwachen Jugendlichen durch die anteilige Übernah- 
me der Kosten unterstützt. 

Berlin 

In einem Spitzengespräch der zuständigen Senatorin fär Arbeit, 
berufliche Bildung und Frauen mit den Vertretern der Kam- 
mern und Verbände der Berliner Wirtschaft sowie der Gewerk- 
schaften wurde der Verfahrensweg zur Umsetzung des auf 
Bundesebene erzielten Ausbildungskonsenses verabredet. Da- 
nach wurden die regionalen Ausbildungskonferenzen in Berlin 
durch das seit vielen Jahren bestehende Instrument der Sonder- 
kommission „Ausbildungsplatzsituation“ wahrgenommen. Den 
mit dem Ausbildungskonsens auf Bundesebene vorgegebenen 
Zielen wurde in den Sitzungen der Sonderkommission im 
Dezember 1999 und März 2000 durch eine modifizierte Vorbe- 
reitung und durch qualitativ neue Inhalte Rechnung getragen. 
Die Fachkompetenz des Berliner Landesausschusses für 
Berufsbildung wurde fär die erforderlichen Vorarbeiten 
genutzt. 

Die Anstrengungen aller Beteiligten zielten darauf, die beste- 
henden Möglichkeiten auszuschöpfen, allen am 30. September 
noch als unvermittelt gemeldeten Jugendlichen bis Ende 1999 
die Aufnahme einer qualifizierten Berufsausbildung, vorrangig 
in einem Ausbildungsbetrieb und möglichst nah am gewünsch- 
ten Berufsfeld, zu ermöglichen. Dazu haben die Partner im 
regionalen Ausbildungskonsens Ende Oktober 1999 eine Nach- 
vermittlungsaktion gestartet, in der kurzfristig mehr als 300 
zusätzliche betriebliche Ausbildungsplätze gewonnen und den 
bis dahin bei den Berliner Arbeitsämtern noch als unversorgt 


gemeldeten Ausbildungsplatzbewerbem zur Vermittlung ange- 
boten wurden. In einer Aktionswoche im Oktober 1999 haben 
die Kammern und das Landesarbeitsamt Berlin-Brandenburg 
diese Jugendlichen eingeladen. In Informations- und Bera- 
tungsgesprächen mit Ausbildungsberatem und -entwicklem der 
Kammern, Berufsberatern und Ausbildenden wurde den geeig- 
neten Jugendlichen mindestens ein Ausbildungsplatzangebot 
unterbreitet. 

Brandenburg 

Der Brandenburger Ausbildungskonsens widerspiegelt sich in 
der gemeinsamen Erklärung „Ausbildung sichert die Zukunft 
unserer Jugend“ der Kammern und der Landesregierung vom 
Juli 1999. Sie betonen hier, ihr bisheriges Engagement für die 
Bereitstellung von Ausbildungsplätzen zu verstärken und noch 
wirkungsvoller zu kooperieren. Zwischen den Beteiligten be- 
stand bisher Einvernehmen, dass die vorrangige Plattform für 
die Verstetigung des Brandenburger Ausbildungskonsenses der 
Landesausschuss fär Berufsbildung ist. Die gute Zusammen- 
arbeit in den fänf Arbeitsamtsbezirken zwischen Arbeitsver- 
waltung, Wirtschaft, Gewerkschaften und Schulverwaltungen 
beruht neben der Arbeit in den Berufsbildungsausschüssen be- 
sonders auf den regionalen Arbeitskreisen zur Abstimmung der 
verschiedenen Maßnahmen in den Programmen zur Schließung 
der Ausbildungsplatzlücke. In Umsetzung der im Rahmen des 
bundesweiten Ausbildungskonsenses getroffenen Vereinbarun- 
gen wurden jeweils zum Herbst und Frühjahr unter Leitung der 
Arbeitsämter regionale Ausbildungskonferenzen durchgehihrt, 
an denen auch Vertreter der Arbeitgeber, Arbeitnehmer sowie 
Landesregierung mitgewirkt und Maßnahmen zur Sicherung 
eines ausreichenden Ausbildungsstellenangebots in den Re- 
gionen festgelegt haben. Darüber hinaus fährt der Minister- 
präsident des Landes Brandenburg regelmäßig, mindestens 
einmal pro Jahr, Spitzengespräche mit den Präsidenten der 
Kammern, Gewerkschaften und Verbänden zur Ausbildungs- 
platzsituation durch. 

Bremen 

Das Bündnis fär Arbeit und Ausbildung in Bremen und 
Bremerhaven hat sich auf Initiative des Senators fär Arbeit im 
April 1999 konstituiert und fänf Arbeitsgruppen beschlossen. 
Eine Arbeitsgruppe beschäftigt sich mit dem Thema Vermei- 
dung von Jugendarbeitslosigkeit und Schaffung von Ausbil- 
dungsplätzen. Das Plenum des Bündnisses hat im Juli 1999 
Beschlüsse zur Unterstützung und Umsetzung des bundeswei- 
ten Ausbildungskonsenses gefasst. Für die ab 1999 jährlich fär 
den Oktober und März vorgesehenen Ausbildungsplatzkon- 
ferenzen werden die Arbeitsstrukturen des Bündnisses in Bre- 
men und Bremerhaven genutzt. Jeweils mit Stand 30. Septem- 
ber soll ein abgestimmter Bericht zur regionalen Situation auf 
dem Ausbildungsmarkt erarbeitet werden, der auf der Basis 
objektiver Daten eine sachliche und realistische Bewertung der 
Ausbildungsplatzsituation ermöglicht. Die Vermittlung in 
betriebliche Ausbildung soll Vorrang haben. Neben dem wei- 
terhin erforderlichen hohen Engagement zur Akquisition 
zusätzlicher Ausbildungsplätze ist geplant, weitere Maßnah- 
men zur Förderung der Ausbildung zu unterstützen. Gemein- 
same Informations- und Werbeaktionen werden durchgefährt. 
Die überbetriebliche Ausbildung im Handwerk wird intensiver 
gefordert, gleichzeitig werden zusätzliche Ausbildungsplätze 
geschaffen. Ein „Landesprogramm Lemortverbünde und Aus- 
bildungspatenschaften“ bündelt und intensiviert die bestehen- 
den Förderaktivitäten. Um in Bremen und in Bremerhaven den 
demographischen Zusatzbedarf an Ausbildungsplätzen realisie- 
ren zu können, sollen die zusätzlichen Ausbildungsplätze insbe- 
sondere in expandierenden Berufsfeldem (IT-, Medien- und 
innovative Dienstleistungsberufe) geschaffen werden. Dazu 
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wurde eine Stelle zur Initiierung betrieblicher Ausbildungsplät- 
ze geschaffen, die gezielt auch Kooperationen zwischen Betrie- 
ben und wissenschaftlichen Instituten/Hochschulen entwickelt 
und unterstützt. 

Hamburg 

Die Partner der im Sommer 1998 geschlossenen „Hamburger 
Initiative fär Arbeit und Ausbildung“, das sind die Organisatio- 
nen der Wirtschaft, die Gewerkschaften, die Arbeitsverwaltung, 
die Behörden der Stadt Hamburg, haben in einem Aktionspro- 
gramm in ausgewählten Feldern Maßnahmen vereinbart, die 
kurzfristig in kooperativer Zusammenarbeit umgesetzt werden 
sollen. Ein Ziel ist, möglichst allen arbeitslosen Jugendlichen 
und Jungerwachsenen Ausbildungs-, Beschäftigungs- und 
Qualifizierungsangebote zu unterbreiten. So wurde das Pro- 
gramm „Qualifizierung und Arbeit für Schulabgänger - 
QUAS“ 1998 ausgeweitet. Ansatzpunkte fär weitere gemein- 
same Maßnahmen sind hier auch die Entwicklung einer 
gemeinsamen Fördersystematik zur Steuerung einer abge- 
stimmten Integration arbeitsloser junger Menschen in das Be- 
rufsbildungs- und Beschäftigungssystem und die Erstellung in- 
dividueller verbindlicher Eingliederungspläne fär Jugendliche 
ohne Ausbildungs- und Arbeitsplatz als Voraussetzung fär die 
Inanspruchnahme öffentlicher Förderprogramme. Um für 
Jugendliche ein ausreichendes Angebot an betrieblichen Aus- 
bildungsplätzen zur Verfügung zu stellen, werden folgende 
Ansatzpunkte fär gemeinsame Maßnahmen gesehen: Förde- 
rung von Ausbildungsverbünden, Erprobung neuer Modelle 
stadtteilnaher Ausbildungsvermittlung, Akquisition zusätz- 
licher Ausbildungsstellen in Betrieben unter ausländischer 
Leitung sowie in neuen Berufsbildern. 

Hessen 

Der hessische Ausbildungskonsens vom Dezember 1998, ge- 
tragen von der Wirtschaft, den Gewerkschaften, der Arbeitsver- 
waltung und der Landesregierung, zeigt mit seinen Maßnahmen 
Ansatzpunkte zur Weiterentwicklung der Berufsbildung in 
Hessen auf, die über eine Ausbildungsoffensive fär mehr Aus- 
bildungsplätze hinausgehen. Damit soll deutlich werden, dass 
nur durch eine Vielzahl grundsätzlich zeitgleich durchzu- 
fährender Maßnahmen leistungsfähige und flexible Angebote 
beruflicher Qualifikation in ausreichendem Umfang und auf 
höchstmöglichem Niveau gesichert werden können. Vor die- 
sem Hintergrund sind die Themen des Konsenses: Analyse der 
Ausbildungsplatzsituation, Verbesserung der Ausbildungsreife 
und damit der Ausbildungsfähigkeit zur Gewährleistung der 
Eingangsvoraussetzungen fär die Berufsbildung, Flexibilisie- 
rung des Berufsschulunterrichts, Novellierung bestehender und 
Erarbeitung neuer Ausbildungsberufe sowie neue Ausbildungs- 
berufe fär praktisch begabte Jugendliche, Gleichwertigkeit von 
allgemeiner und beruflicher Bildung, Maßnahmen zur Verbes- 
serung des Ausbildungsplatzangebotes, Finanzierung der beruf- 
lichen Bildung, Verbesserung der Transparenz der Ausbil- 
dungsmarktstatistik. 

Mecklenburg-V orpommern 

Im Rahmen des „Bündnisses für Arbeit Mecklenburg- Vor- 
pommern - Ausbildungspakt 2000 Plus“ haben sich Landes- 
regierung, Wirtschaft und Gewerkschaften auf eine langfristig 
(bis 2005) angelegte Lehrstelleninitiative verständigt. Ziel ist 
es, mehr betriebliche Ausbildungsplätze zu schaffen. Jeder 
Jugendliche in Mecklenburg- Vorpommern, der will und kann, 
soll einen Ausbildungsplatz erhalten. Dabei wird sich die Wirt- 
schaft weiterhin fär die Sicherung bestehender und Schaffung 
zusätzlicher Ausbildungsplätze einsetzen. Der Erfolg dieser 
Bemühungen hängt maßgeblich von den Rahmenbedingungen 
ab, unter denen die Unternehmen betriebliche Ausbildungsplät- 


ze anbieten können. Eine vertrauensvolle Zusammenarbeit aller 
Partner zur weiteren kontinuierlichen Detailverbesserung der 
Rahmenbedingungen der Ausbildung ist hierbei Grundvoraus- 
setzung. Als konkrete Maßnahmen wurden festgeschrieben: 
Handlungsspielräume der Tarifvertragspartner zur Steigerung 
des Lehrstellenangebotes ausschöpfen, Ausbau von Ausbil- 
dungsverbünden, Steigerung des Ausbildungsplatzangebotes in 
den neuen Berufen, Herstellung gleicher Chancen fär Frauen 
und Männer in Ausbildung und Beschäftigung, Vermeidung 
von Mehrfachabschlüssen von Ausbildungsverträgen, Ausbil- 
dung im öffentlichen Dienst auf hohem Niveau halten, Siche- 
rung der Qualität des Berufsschulunterrichts, Maßnahmen zur 
Verbesserung der Ausbildungsbefähigung und -motivation, 
Ausbildung an Universitäten, Hoch- und Fachhochschulen des 
Landes, Ausbau der vollzeitschulischen Ausbildung, Inten- 
sivierung der Berufsfrühorientierung, Landesprogramm zur 
Schaffung von zusätzlichen betrieblichen Ausbildungsplätzen/ 
Überbetriebliche Lehrlingsunterweisung. 

Niedersachsen 

Die Arbeitsgruppe 2 des niedersächsischen „Bündnisses fär 
Arbeit und Ausbildung“, bestehend aus Vertretern der Landes- 
regierung, Wirtschaftsverbände, Kammern und der Arbeitsver- 
waltung, stimmt auf der Grundlage des Berufsbildungsgipfels 
vom Februar 1997 darin überein, dass der bis zum Jahr 2005 
festgestellte demographisch bedingte jährliche Mehrbedarf an 
neuen Ausbildungsplätzen in Niedersachsen in jedem Jahr die 
Schaffung einer ausreichenden Anzahl von Ausbildungsplätzen 
erfordert. Um dieses Ziel zu erreichen, wurden folgende we- 
sentliche Teilziele einvemehmlich vorgeschlagen: Senkung der 
Kosten der Berufsausbildung, Sicherung der Ausbildungsfähig- 
keit der Betriebe bzw. Förderung ihrer Ausbildungsbereit- 
schaft, spezifische berufsbezogene Förderung benachteiligter 
und auch leistungsstarker Jugendlicher, Stärkung von Sozial- 
kompetenz und Ausbildungsfähigkeit von Absolventen und 
Absolventinnen des Schulsystems. Diese einzelnen Teilziele 
werden jeweils durch ein Bündel von Maßnahmen umgesetzt. 

N or dr hein- W estfalen 

Bereits im September 1996 haben Landesregierung, Wirtschaft, 
Gewerkschaften, Arbeitsverwaltung und Kommunen den 
„Ausbildungskonsens Nordrhein-Westfalen“ gestartet mit dem 
gemeinsamen Versprechen, jedem ausbildungswilligen und 
-fähigen Jugendlichen eine berufliche Ausbildung zu ermög- 
lichen. Dieses Ziel ist erreicht worden. So konnte seit Beginn 
des Ausbildungskonsens die Zahl der neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge von Jahr zu Jahr kontinuierlich erhöht 
werden. Insbesondere ist auch erreicht worden, dass viele 
Unternehmen ihre Ausbildungskapazitäten erhöht haben und 
eine große Anzahl von Betrieben erstmals fär die Ausbildung 
gewonnen werden konnte. 

Weiterhin gibt es im „Ausbildungskonsens Nordrhein-West- 
falen“ vier Handlungsfelder: Differenzierung in der Berufsaus- 
bildung, neue Berufsfelder, Verhältnis Berufsschule und Be- 
trieb, Zusammenfährung von Angebot und Nachfrage auf dem 
Ausbildungsmarkt. In der Differenzierung werden Maßnahmen 
durchgefährt, um auch lemschwächere und sozial benachteilig- 
te Jugendliche in einem anerkannten Ausbildungsberuf zu qua- 
lifizieren. Durch die Erschließung neuer Berufsfelder und die 
konsequente Implementierung neu entwickelter Berufe konnten 
zukunftsgerichtete Ausbildungsplätze, insbesondere in Wachs- 
tumsbranchen, geschaffen werden. Durch die ab dem Schuljahr 
1997/1998 geltende Verlängerung des Berufsschultags auf acht 
Stunden stehen die Auszubildenden den Betrieben pro Jahr 20 
Tage zusätzlich zur Verfügung. Auf dieser Basis wurden 
Kooperationsvereinbarungen zwischen Wirtschaft und Schul- 
bereich abgeschlossen, die zur weiteren Flexibilisierung des 
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Berufsschulunterrichts beigetragen haben. Zur verbesserten 
Zusammenfährung von Angebot und Nachfrage auf dem Aus- 
bildungsmarkt fährt das Land fär Bereiche mit besonders nied- 
rigen Bewerberzahlen und einer erheblichen Zahl freier Ausbil- 
dungsstellen Marketing-Kampagnen mit Ausbildungsbörsen, 
Info- Veranstaltungen, Info-Broschüren usw. durch. 

Vor dem Hintergrund weiter steigender Bewerberzahlen wur- 
den die gemeinsamen Anstrengungen im „Ausbildungskonsens 
Nordrhein-Westfalen“ 1999 nochmals ausgeweitet und intensi- 
viert. So hat das Land im Mai 1999 gemeinsam mit den Kon- 
senspartnem das Förderprogramm „Ausbildung fördern: Infor- 
mation - Beratung - Akquisition“ gestartet. Ziele dieses Pro- 
gramms sind die Erhöhung der Zahl der Ausbildungsplätze und 
-betriebe und die verstärkte Besetzung der offenen Ausbil- 
dungsplätze. Zukünftig soll flächendeckend im Land eine 
Dialogreihe „Eltem-Schule-Wirtschaft“ angestoßen werden. 
Eltern, Jugendliche, Lehrer und Lehrerinnen sollen noch inten- 
siver mit Unternehmen ins Gespräch kommen. Der Startschuss 
hierfär wurde auf einem Jugendkongress gegeben, den das 
Wirtschaftsministerium Nordrhein-Westfalen und die Bundes- 
anstalt fär Arbeitsschutz Anfang November 1999 in Dortmund 
gemeinsam durchgefährt haben. Weit über 10.000 Teilnehmer 
und Teilnehmerinnen haben die vielfältigen Veranstaltungen 
und Ausbildungsbörsen dort besucht. 

Rheinland-Pfalz 

Der Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz hat bereits 
1995 den sogenannten „Ovalen Tisch“ initiiert, an dem die 
Untemehmensverbände, die Arbeitsgemeinschaften der In- 
dustrie- und Handelskammern und der Handwerkskammern, 
der Einzelhandelsverband Rheinland-Pfalz, die Gewerkschaf- 
ten, das Landesarbeitsamt sowie die fachlich berührten Ressort- 
minister (Arbeit, Soziales und Gesundheit sowie Wirtschaft, 
Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau) vertreten sind. Im Rah- 
men dieses Gesprächskreises hat der Ministerpräsident im 
Frühjahr 1996 dazu aufgerufen, ein „Bündnis fär Arbeit und 
Ausbildung“ zu schließen, das alle maßgeblichen Akteure ein- 
beziehen sollte. Der Aufruf wurde umgesetzt. Die Landesregie- 
rung einschließlich der Kommunen sowie die Sozialpartner 
übernahmen jeweils Verpflichtungen. Der Bündnisgedanke 
wurde durch Regionalkonferenzen in Zusammenarbeit mit der 
Arbeitsverwaltung in die Regionen getragen, um ein dauerhaf- 
tes „regionales Netzwerk fär Beschäftigungs- und Ausbil- 
dungsförderung“ zu schaffen. 

Die Runde setzte sich auch in den Folgejahren zum Ziel, allen 
ausbildungswilligen und -fähigen Jugendlichen in Rheinland- 
Pfalz eine Berufsausbildung mit Vorrang im dualen System zu 
ermöglichen und dabei vor allem der demographisch bedingt 
wachsenden Nachfrage nach Ausbildungsstellen dauerhaft zu 
begegnen. Die Landesregierung fährte Sonderprogramme zur 
Förderung betrieblicher Ausbildung ein und weitete die Ausbil- 
dung im Landesbereich aus. Die Kammern ergriffen Maßnah- 
men fär eine systematische und erfolgreiche Ausweitung des 
Ausbildungsplatzangebotes. Synergieeffekte wurden durch Ab- 
stimmung und Zusammenarbeit vor Ort mit den Arbeitsämtern 
und den Schulen geschaffen. Ein aktueller besonderer Akzent 
wird in einer Kampagne im Bereich der neuen informations- 
technischen und medienrelevanten Berufe gesetzt, die bereits 
erheblich zur weiteren Steigerung der Neuabschlüsse von Aus- 
bildungsverträgen beiträgt. 

Der Ovale Tisch befasste sich im Herbst 1999 mit der Umset- 
zung des Sofortprogramms der Bundesregierung zum Abbau 
der Jugendarbeitslosigkeit. Im Mittelpunkt standen Über- 
legungen, die Arbeitsverwaltung in ihrem Bemühen zu unter- 
stützen, Jugendliche von außerbetrieblicher Ausbildung in 
betriebliche Ausbildung zu Überfähren. Zudem wurde verein- 


bart, den Ausbildungskonsens des Bündnisse so umzusetzen, 
dass die noch nicht vermittelten Bewerber und Bewerberinnen 
durch weitere gezielte Maßnahmen versorgt werden. Die Ein- 
richtung des Ovalen Tisches hat sich sehr bewährt und soll fort- 
gesetzt werden. 

Saarland 

Im Sommer 1996 hat die Saar-Gemeinschaftsinitiative einen 
Ausbildungskonsens „Ausbildung fär alle“ beschlossen, dessen 
Ziel es war, allen Jugendlichen im Saarland ein ausreichendes 
und auswahlfähiges Ausbildungsplatzangebot zur Verfägung 
zu stellen. Gebündelt werden die Aktivitäten der Partner aus 
den Organisationen der Wirtschaft, der Gewerkschaften, der 
Arbeitsverwaltung, der Politik und der Verwaltung im Eehr- 
stellen-Netzwerk-Saar. Die Eandesprogramme „Ausbildung 
jetzt“ und „Jugend - Arbeit - Zukunft“, die in den Jahren 1997 
und 1998 ins Leben gerufen wurden, trugen zu der positiven 
Entwicklung in Richtung eines quantitativen Ausgleichs bei. 
Neben den finanziellen Förderanreizen sind im Rahmen des 
Landesprogrammes eine Reihe flankierender Maßnahmen ein- 
geleitet worden. Dabei nimmt die Weiterentwicklung und 
Modernisierung der Berufsbildung einen hohen Stellenwert ein, 
da sie unabdingbare Voraussetzung fär ein leistungsfähiges 
duales Ausbildungssystem und die Fortsetzung des Struktur- 
wandels der Saarwirtschaft ist. So liegen die Schwerpunkte fär 
das Jahr 2000 in der Differenzierung der Berufsausbildung und 
der Erschließung neuer Berufsfelder im Dienstleistungsbereich 
fär Jugendliche. 

Sachsen 

Seit 1996 existiert das sogenannte Kollegium „Lehrstellen- 
initiative Sachsen“, in dem die Staatsregierung, der Landtag, 
die Wirtschaft, Verbände, Kammern, der Deutsche Gewerk- 
schaftsbund, die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft und die 
Arbeitsverwaltung vertreten sind. Dieses Gremium hat im März 
1997 in einem Appell alle privaten und öffentlichen Arbeit- 
geber des Freistaates aufgefordert, zusätzliche Ausbildungs- 
plätze zu schaffen. Es sollen Ausbildungshemmnisse abgebaut 
und die Rahmenbedingungen der schulischen und betrieblichen 
Ausbildung verbessert werden. Die letzte Sitzung des Kolle- 
giums „Lehrstelleninitiative Sachsen“ fand im November 1999 
statt. Thema war die Effizienz der Eandesförderprogramme 
basierend auf einer hierzu im Auftrag des Sächsischen Staats- 
ministeriums fär Wirtschaft und Arbeit erstellten Studie. Es ist 
eine neue Förderkonzeption der beruflichen Erstausbildung ab 
dem Jahr 2000 im Hinblick auf die Ausbildungsplatzforderung, 
die Förderung von Ausbildungsplätzen in neuen Berufen und 
von Ausbildungsverbünden vorgesehen. 

Sachsen-Anhalt 

Seit 1997 werden in einer „Gemeinsamen Ausbildungsinitiative 
Sachsen- Anhalt“ zur Sicherung eines ausreichenden Ausbil- 
dungsangebotes Konsenslösungen vereinbart. Hierzu fanden 
regelmäßig Spitzengespräche beim Ministerpräsidenten statt. 
Für die Umsetzung wurde eine „Zentrale Arbeitsgruppe“ unter 
Federfährung des Kultusministeriums eingerichtet. Partner in 
der Gemeinsamen Ausbildungsinitiative sind Vertreter der Lan- 
desressorts, Arbeitgeber, Gewerkschaften, Kammern, Arbeits- 
verwaltung, kommunalen Spitzenverbände und der Kirchen. 
Seit 1999 sind die Gemeinsame Ausbildungsinitiative und die 
Zentrale Arbeitsgruppe dem „Bündnis fär Arbeit, Ausbildung 
und Wettbewerbsfähigkeit Sachsen- Anhalt“ zugeordnet. 

Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holstein hat bereits 1995 und 1996 Ausbildungskon- 
ferenzen durchgefährt. Erstmals wurde im Juni 1996 das 
„Bündnis fär Ausbildung ‘97“ geschlossen und im „Bündnis 
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für Ausbildung 1998 und 1999“ fortgeführt. Vor dem Hinter- 
grund der zu erwartenden Steigerung der Anzahl von Schulab- 
gängern und Schulabgängerinnen hat sich das im März 1999 
geschlossene „Bündnis für Ausbildung ‘99“, bestehend aus 
Kammern und Verbänden, dem Deutschen Gewerkschafts- 
bund, der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft, dem Landes- 
arbeitsamt und der Landesregierung, zum Ziel gesetzt, in 1999 
350 zusätzliche Ausbildungsplätze zu schaffen. Die Bünd- 
nispartner haben Werbemaßnahmen zur Schaffung zusätz- 
licher Ausbildungsplätze sowie Informationsveranstaltungen 
durchgeführt. Weitere Maßnahmen waren die verstärkte Er- 
schließung von Ausbildungsplätzen in den neuen Berufen, ins- 
besondere im IT- und Medienbereich, Prüfung der Ausbil- 
dungsberufsbilder auf praxisorientierte Ausbildungsgänge, 
Verbesserung der Ausbildungsreife, Entwicklung von Mo- 
dellen der Lemortkooperation zwischen Betrieb und Berufs- 
schule sowie die Durchführung einer Fachtagung zur Lemort- 
kooperation, Unterstützung der Einrichtung von Verbundaus- 
bildungen, Maßnahmen der Arbeitsverwaltung zur bemflichen 
Orientiemng und Beratung, Intensiviemng der Beratungs- und 
Akquisitionsoffensive der Kammern und Unterbindung von 
Mehrfachabschlüssen bei Ausbildungsverträgen durch die 
Kammern, Fortfühmng der im Jahr 1998 gestarteten Maßnah- 
men der Landesregiemng zur Schaffung zusätzlicher Ausbil- 
dungs- und Arbeitsplätze, Fördemng der Modemisiemng von 
Bemfsbildungsstätten sowie der überbetrieblichen Lehrlingsun- 
terweisung. 

Thüringen 

Die erste gemeinsame Thüringer Ausbildungsinitiative wurde 
im Juni 1997 beschlossen und im März 1998 durch ein Aktions- 
programm fortgeschrieben. Träger dieser Initiative sind Lan- 
desregiemng, Wirtschaft, Gewerkschaften, Arbeitsverwaltung 
und kommunale Spitzenverbände. Auf dieser Gmndlage wurde 
im April 1999 die gemeinsame „Thüringer Ausbildungsinitia- 
tive 1999“ vereinbart, die insbesondere zum Ziel hat, die Lücke 
zwischen Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsstellen- 
markt zu schließen, wobei betriebliche Ausbildungsplätze Vor- 
rang haben. Zu den Schwerpunkten der Initiative gehören auch 
die Unterstützung betrieblicher Ausbildungsverbünde, sub- 
sidiäre Hilfen durch flankierende Förderprogramme, die Ver- 
bessemng des Informationsaustausches, die Verstärkung der 
Bemfsorientiemng und Entwicklung neuer praxisorientierter 
Kooperationsmodelle im Bereich bemfs vorbereitender Maß- 
nahmen sowie der bedarfsgerechte Ausbau dualer Studiengän- 
ge. Eine Arbeitsgmppe wurde beauftragt, die Ausbildungs- 
initiative fachlich zu begleiten und die Entwicklung auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt unter Einbeziehung aller Informa- 
tionsgmndlagen zu beobachten und einzuschätzen. Sie soll 
außerdem die Förderstmktur des Landes prüfen und Vorschläge 
für eine mittelfristige Fortsetzung ab dem Jahr 2000 unterbrei- 
ten, wobei insbesondere die Überprüfung des bisherigen Pro- 
gramms zur direkten Bezuschussung betrieblicher Ausbil- 
dungsplätze im Vordergmnd stehen soll. 

Sonderprogramm Lehrstellenentwickler 

Das Sonderprogramm „Lehrstellenentwickler“ hat seit Beginn 
seiner Laufzeit (1. Juli 1995) bis zum 31. August 1999 Zusagen 
von Betrieben in den neuen Ländern über mnd 83.400 Ausbil- 
dungsplätze gebracht. Bei einer Realisiemngsquote von ca. 
70% (anhand der tatsächlich abgeschlossenen Lehrverträge) ist 
dies ein sehr gutes Ergebnis. Allein in der Zeit vom 1. März 
1999 bis 31. August 1999 wurden Zusagen über rund 14.200 
Lehrstellen von den aufgesuchten Betrieben abgegeben. 

Diese Ergebnisse und die schwierige Lage auf dem Ausbil- 
dungsstellenmarkt in den neuen Ländern haben die Bundes- 


regierung veranlasst, das Sonderprogramm bis zum 3 1 . Dezem- 
ber 2002 zu verlängern und die Anzahl der Lehrstellenentwick- 
ler auf 190 zu erhöhen. Bis zum Jahr 2002 werden insgesamt 
rund 125 Mio. DM an Bundesmitteln für die Lehrstellenent- 
wickler aufgewendet. 

ERP-Ausbildungsplätze-Programm 

Mit dem ERP-Ausbildungsplätzeprogramm aus dem ERP- 
Sondervermögen werden bundesweit seit August 1996 erfolg- 
reich Investitionen in zusätzliche betriebliche Ausbildungs- 
plätze gefördert. Nach diesem Programm können kleine und 
mittlere Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft und An- 
gehörige Freier Berufe zinsgünstige und langlaufende Darlehen 
erhalten, wenn sie die Schaffung zusätzlicher betrieblicher Aus- 
bildungsplätze nachweisen. In mehr als drei Jahren wurden ins- 
gesamt rund 18.000 zusätzliche Ausbildungsplätze in aner- 
kannten Ausbildungsberufen geschaffen. Mit dem ERP-Wirt- 
schaftsplan 2000 werden weitere 1 50 Mio. DM für zinsgünstige 
Darlehen zur Verfügung gestellt. Mit der Fortführung der För- 
derung will das Bundesministerium für Wirtschaft und Techno- 
logie den besonderen Stellenwert der betrieblichen Ausbildung 
unterstreichen. Es wird erwartet, dass auch in 2000 wieder zahl- 
reiche Unternehmen, insbesondere auch Handwerksbetriebe, 
dieses Förderangebot im langfristigen Eigeninteresse nutzen 
und auch über den eigenen Bedarf hinaus ausbilden. 

Programme yyAusbildungsberater^^ 
und yyLehrstellenwerber^^ 

Die vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
sowie den Kammern in den neuen Ländern durchgeführten Pro- 
gramme „Ausbildungsberater“ und „Lehrstellenwerber“ wur- 
den 1999 mit der Schaffung mehrerer tausend Ausbildungsplät- 
ze erfolgreich fortgesetzt. Für 2000 sind Fördermittel von rund 
zwei Mio. DM für das Programm „Ausbildungsberater“ einge- 
plant, während das Programm „Lehrstellenwerber“ in 1999 
ausgelaufen ist. 

1.1.5 Lehrstellenkampagne 1999 

Die seit 1997 bestehende Gemeinschaftsinitiative „Ausbilden: 
Wir machen mit!“ von Bundesregierung, Wirtschaftsverbänden 
und Bundesanstalt für Arbeit wird auf der Grundlage der in der 
Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ des Bündnisses für 
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit getroffenen Ver- 
einbarungen auf breiter Basis fortgesetzt. An der gemeinsamen 
Lehrstellenkampagne ^), die vor allem auf die Ansprache noch 
nicht ausbildender Betriebe und die Einwerbung neuer Ausbil- 
dungsplätze gerichtet ist, beteiligen sich seit 1999 auch der 
Deutsche Gewerkschaftsbund und die Deutsche Angestellten- 
Gewerkschaft. In diesem Zusammenhang wurden bzw. werden 
insbesondere die folgenden Aktivitäten durchgeführt. 

Telefonaktion: Bundesregierung und Bundesanstalt für Arbeit 
haben zusammen mit der Wirtschaft und den Gewerkschaften 
am 30. April 1999 eine durch zahlreiche Presseaktivitäten 
begleitete Telefonaktion zur Gewinnung von Betrieben für die 
Bereitstellung zusätzlicher Ausbildungsplätze durchgeführt. 


9 Vgl. Teil I, Kapitel 5 
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Veröffentlichungen: Die Broschürenserie des Bundesminis- 
teriums für Bildung und Forschung zu den Themen Ausbilden 
im Verbund, neue IT-Berufe, neue Medienberufe, Existenz- 
gründer, Berufe im Gastgewerbe, Büro und in Servicediensten 
und Betriebe mit ausländischen Inhabern wurde überarbeitet 
und neu aufgelegt. Diese Broschürenserie richtet sich insbeson- 
dere an bisher nicht ausbildende Betriebe und Unternehmen 
und wirbt fär die Bereitstellung von Ausbildungsplätzen. Darü- 
ber hinaus erfolgte eine Neuauflage der gemeinsam durch die 
Bundesministerien fär Bildung und Forschung sowie Wirt- 
schaft und Technologie herausgegebenen Informationsbro- 
schüre „Die neuen IT-Berufe“. 

Informationskampagne über neue Ausbildungsberufe: Zu der in 
der Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ im Bündnis fär 
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit von den Bünd- 
nispartnern vereinbarten gemeinsamen Informationskampagne 
gehören insbesondere die Herausgabe einer branchenbezoge- 
nen Broschürenserie durch die Bundesministerien fär Bildung 
und Forschung sowie Wirtschaft und Technologie. 
Anzeigenkampagne „Ausbilden werden wir ALLE“: Das Bun- 
desministerium fär Bildung und Forschung startete die Kam- 
pagne im Rahmen des im Bündnis fär Arbeit vereinbarten Aus- 
bildungskonsenses mit dem Ziel, Betriebe fär die Bereitstellung 
zusätzlicher Ausbildungsplätze zu gewinnen. 

Koordinierungsstelle Ausbildung in ausländischen Unterneh- 
men (KAUSA): Die Bundesministerien fär Bildung und For- 
schung sowie Arbeit und Sozialordnung errichteten gemeinsam 
im September 1999 eine bundesweite Koordinierungsstelle zur 
Unterstützung von Projekten zur Mobilisierung von Lehrstellen 
in Betrieben mit ausländischen Inhabern^). 

Ausbildungsplatzkampagne „Ausbilden heißt überleben. Der 
beste Nachwuchs ist der, den Sie selbst ausbilden.“: Zielsetzung 
dieser Pressekampagne der Bundesanstalt fär Arbeit von Mitte 
April bis Anfang Juni 1999 war es, Unternehmer aufzufordem, 
den Arbeitsämtern freie Ausbildungsplätze zu melden. 

Telefonforen: Das Bundespresseamt initiierte Telefonforen mit 
Tageszeitungen, die bundesweit mit Schwerpunkt bis Anfang 
Juni 1999 durchgefährt wurden. Zielgruppe waren Jugendliche, 
die noch keinen Ausbildungsplatz bekommen hatten und bei 
Experten Rat erhalten konnten. 


*) Die Broschürenserie besteht aus einer Masterbroschüre („Ausbilden 
sichert Zukunft“), fünf sogenannten Satellitenbroschüren zu den ge- 
nannten Themen und zweisprachigen Faltblättern fär Betriebe mit aus- 
ländischen (türkischen, griechischen, italienischen, spanischen und por- 
tugiesischen) Inhabern; die Broschüren werden hauptsächlich durch die 
Kammern im Rahmen örtlicher und regionaler Aktionen verteilt. 

9 Hierzu zählen die Broschüren 

- Automobilkaufmann/Automobilkauffrau - Kundendienst rund ums 
Auto, 

- V erfahren sm ech an i ker/V erfahren sm ech a n i k erin in der Steine- und 
Erdenindustrie Baustoffe - Technik beherrschen: Ausbilden in der Bau- 
stoffindustrie, 

- IT-System-Kaufmann/Kauffrau - Ausbilden im IT-Handel, 

-Fertigungsmechaniker/Fertigungsmechanikerin - Serienfertigung be- 
herrschen: „Ein neuer Ausbildungsberuf ‘ 

-Fachkraft fär Veranstaltungstechnik - Bühnen und Hallen bilden aus 
oder/und - Equipment professionell. 

Diese Broschüren werden gezielt über einen branchenspezifischen Ver- 
teiler den potenziellen Ausbildungsbetrieben zur Verfügung gestellt. 

9 Vgl. ausführlich dazu Kapitel 4.1.3 


1.2 Regionale Entwicklung 

Wie in den Vorjahren konzentriert sieh die Darstellung regiona- 
ler Entwieklungen in der Berufsausbildung auf die alten Län- 
der, da aueh in 1999 die Förderprogramme des Bundes und der 
neuen Länder zur Verbesserung der Ausbildungssituation in 
den neuen Ländern zu großen Teilen erst naeh dem gesetzli- 
ehen Stiehtag (30. September) wirksam und in untersehiedli- 
eher Weise eingesetzt wurden. Ein regionaler und zeitlieher 
Vergleieh ist daher aufgrund der statistisehen Ungenauigkeiten 
nieht sinnvoll.^) 

Angebots-Nachfrage-Relationen nach Ländern 

Mit 103 Ausbildungsstellen pro 100 Naehfragem herrsehen im 
Süden günstigere und - wie in den Vorjahren - in den Stadt- 
staaten Bremen oder Hamburg die weniger günstigen Ausbil- 
dungsverhältnisse. Hier werden im Durehsehnitt etwa 6 Ausbil- 
dungsstellen weniger pro 100 naehfragenden Jugendlieben 
angeboten. Aueh für 1999 lässt sieh - zumindest auf Länder- 
ebene - die im Vergleieh zu früheren Jahren deutliehe Anglei- 
ehung der regionalen Ausbildungsbedingungen feststellen. 
Analog zum Bundestrend sind in allen alten Ländern leiehte 
Verbesserungen in der Angebots-Naehfrage-Relation festzu- 
stellen (vgl. Tabelle 1/3 im Anhang). 

Im Vergleieh zum Vorjahr hat sieh der positive Trend auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt in den alten Ländern etwas abge- 
sehwäeht. Die Gründe hierfür sind unter sehiedlieh: Die prozen- 
tuale Steigerung der Angebots-Naehfrage-Relation in Bayern 
entsteht dureh einen überproportionalen Rüekgang der Naeh- 
frage im Vergleieh zum Rüekgang bei den angebotenen Ausbil- 
dungsstellen. Anders liegen die Verhältnisse in Hamburg, Bre- 
men, Nordrhein-Westfalen, im Saarland und in Baden-Würt- 
temberg, wo hohe Steigerungen im Angebot von 4% bis über 
5 % nur dann zu deutliehen Zuwäehsen in der Angebots-Naeh- 
frage-Relation führen, wenn die Naehfragesteigerung niedriger 
ausfällt als der Zuwaehs an Ausbildungsstellen. Prinzipiell gilt 
weiterhin, dass je höher die Rüekgänge in der Anzahl der 
unvermittelten Bewerber und Bewerberinnen ausfallen, desto 
günstiger aueh die Zunahme der Angebots-Naehfrage-Relation 
im Vergleieh zum Vorjahr aussieht. Beispiele hierfür sind Nie- 
dersaehsen (-34,9% Unvermittelte), Saarland (-26,2%), 
Baden-Württemberg (-24,2%) oder aueh Hamburg (-24%). 
Die prozentualen Zuwäehse in den Angebots-Naehfrage-Rela- 
tionen liegen hier zwisehen 1,5 und 2,2 Prozentpunkten. 

Der im Vorjahresvergleieh starke prozentuale Rüekgang bei 
den unvermittelten Bewerbern und Bewerberinnen hängt in der 
überwiegenden Zahl der Arbeitsamtsbezirke mit der Zahl der 
aus dem Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosig- 
keit^) geförderten außerbetriebliehen Ausbildungsstellen zu- 
sammen. Die statistisehe Analyse zeigt, dass je höher die Zahl 
der über Artikel 4 geförderten Ausbildungsstellen ist, desto 
niedriger aueh die Zahl der unvermittelten Bewerber und 
Bewerberinnen ausfällt. In den einzelnen Ländern hat die 
außerbetriebliehe Ausbildung naeh dem Sofortprogramm eine 
untersehiedliehe Bedeutung: Bremen und Berlin (West) hätten 
fär 100 Jugendliebe ohne Sofortprogramm 5 bis 6 Ausbildungs- 
plätze weniger zur Verfügung stellen können. Hamburg, Nord- 
rhein-Westfalen und das Saarland erreiehten nur noeh eine 
durehsehnittbehe Angebots-Naehfrage-Relation von 95 und 
damit 3 bis 4 Stellen weniger für 100 Jugendliebe. Allein 
Bayern und Baden- Württemberg würden mit etwa 102 Stellen 
auf 100 Naehfrager eine ausgegliehene Ausbildungsbilanz 
erreiehen. 


0 Vgl. Kapitel 1.1.1 
0 Vgl. Kapitel 1.1.3 
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Angebots-Nachfrage-Relationen 
nach Ausbildungsbereichen 

ln den vergangenen Jahren wurde auf eine Analyse der regio- 
nalen Entwicklung der Angebots-Nachfrage-Relationen nach 
Ausbildungsbereichen verzichtet, da die Erfassung der noch 
unvermittelten Bewerber und Bewerberinnen und der unbesetz- 
ten Ausbildungsstellen nach Arbeitsamtsbezirken, wie sie die 
Berufsberatungsstatistik ausweist, nach der vierstelligen Be- 
rufsklassifikation der Bundesanstalt für Arbeit erfolgt. Eine ein- 
deutige Zuordnung einer Reihe dieser Berufe zu BBiG-Berufen 
und damit zu den entsprechenden Ausbildungsbereichen ist 
daher nicht immer möglich. Betroffen sind fast ausschließlich 
Berufsgruppen, die den Ausbildungsbereichen Industrie und 
Handel sowie Handwerk zuzurechnen sind. Es handelt sich 
aber um insgesamt nur 4,2 % der in 1999 neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge. Damit eine Berechnung der Angebots- 
Nachfrage-Relation nach Ausbildungsbereichen durchgeführt 
werden kann, wurde eine berufsspezifische Quotierung der 
unvermittelten Bewerber und Bewerberinnen und unbesetzten 
Ausbildungsstellen nach Arbeitsbezirken und Auszubildenden- 
zahl des jeweiligen Ausbildungsbereichs vorgenommen. 

Im Jahr 1999 kommen im Ausbildungsbereich Industrie und 
Handel 99,4 und im Handwerk 101,4 Ausbildungsplätze auf 
100 Bewerber (vgl. Übersicht 8). Am besten schneidet der 
Bereich Landwirtschaft mit einer Angebots-Nachfrage-Rela- 
tion von 103,3 ab. Die Bereiche Öffentlicher Dienst (99,2) und 
Freie Berufe (99,9) liegen leicht unter dem Durchschnitt der 
alten Länder. Im Ausbildungsbereich Hauswirtschaft können 
100 Jugendliche unter 100,8 Ausbildungsplätzen auswählen. 
Im Vorjahresvergleich konnten dabei die Bereiche Landwirt- 
schaft mit zwei Prozentpunkten und Freie Berufe mit 1,7 Pro- 
zentpunkten am stärksten zulegen. Alle anderen Ausbildungs- 
bereiche liegen unter einem Prozentpunkt. 

Hinter der Veränderung der Angebots-Nachfrage-Relationen 
verbergen sich sehr unterschiedliche Entwicklungen, die vom 
Vorzeichen und Umfang der sie bestimmenden drei Größen 
- neu abgeschlossene Ausbildungsverträge, unbesetzte Ausbil- 
dungsstellen und noch unvermittelte Bewerber und Bewerbe- 
rinnen - abhängen. Die günstigen Angebots-Nachfrage-Ent- 
wicklungen in der Landwirtschaft und in den Freien Berufen 
erfolgten trotz des Rückgangs in der Zahl der neu abgeschlosse- 
nen Ausbildungsverträge und des relativ starken Anstiegs der 
unvermittelten Bewerber und Bewerberinnen (Landwirtschaft: 
+ 21,4%, Freie Berufe: + 35%). Die Erklärung liefert die Ent- 
wicklung der unbesetzten Stellen. Ihre Zahl stieg in beiden 
Bereichen (Landwirtschaft: + 4,7%, Freie Berufe: + 7,7%) weit 
über dem Durchschnitt. In der Landwirtschaft war ihr relativer 
Umfang (im Vergleich zur Zahl der Neuabschlüsse) von allen 
Ausbildungsbereichen am höchsten (7,4%). Bei dem Bereich 
Industrie und Handel, der als einziger wachsende Neuab- 
schlüsse verzeichnete, hatte sich die Angebots-Nachfrage-Re- 
lation dagegen nur geringfügig verbessert, da die Anzahl der 
noch Unvermittelten beinahe im Gleichklang mit den unbesetz- 
ten Ausbildungsstellen zurückging. Konstante Angebots-Nach- 
frage-Relationen zeigen sich im Öffentlichen Dienst und in der 
Hauswirtschaft, da die Zahlen bei den Neuabschlüssen, den 
noch unvermittelten Bewerbern und Bewerberinnen und den 
unbesetzten Ausbildungsstellen parallel zurückgegangen sind. 
Im Handwerksbereich ist bei geringfügigen Rückgängen bei 
den Neuabschlüssen, konstanten Zahlen der unbesetzten Aus- 
bildungsstellen und starken Rückgängen bei den unvermittelten 
Jugendlichen eine Abnahme des Angebots und ein noch stärke- 
rer Rückgang der Nachfrage zu verzeichnen. 

Diese Zusammenhänge unterscheiden sich nach Ländern zum 
Teil beträchtlich. Relativ geringe zahlenmäßige Unterschiede 


zeigen sich bei den Freien Berufen, im Öffentlichen Dienst, am 
stärksten unterscheiden sich die Angebots-Nachfrage-Relatio- 
nen nach Ausbildungsbereichen bei der Landwirtschaft und im 
Handwerk. Beispielsweise kommt im Handwerksbereich 
Baden-Württemberg auf eine Angebots-Nachfrage-Relation 
von 107,2 und Bayern auf 105,3. Bremen und Hamburg er- 
reichen einen Wert von 93,4 bzw. 96,7. Im Bereich Landwirt- 
schaft bietet Hessen 105,2 Ausbildungsplätze für 100 Jugend- 
liche an, Baden-Württemberg 107,2 und Schleswig-Holstein 
106,9. Der Bereich Industrie und Handel weist - abgesehen von 
den Stadtstaaten - durchschnittliche Angebots-Nachfrage-Re- 
lationen auf 

In den meisten Fällen sind im Vorjahres vergleich keine großen 
Veränderungen in den Angebots-Nachfrage-Relationen auf- 
getreten. Die einzigen signifikanten Rückgänge sind im Bereich 
Öffentlicher Dienst in Nordrhein- Westfalen (-1,5 Prozentpunk- 
te) und im Bereich Hauswirtschaft in Bayern (-3,5 Prozent- 
punkte) zu verzeichnen. Eine starke Verbesserung in den regio- 
nalen Ausbildungsverhältnissen zeigt der Bereich Landwirt- 
schaft (Schleswig-Holstein und Nordrhein- Westfalen jeweils 
4,0 Prozentpunkte und Baden- Württemberg 3,7 Prozentpunkte) 
und die Freien Berufe (Saarland, Hamburg und Bremen jeweils 
4,0 Prozentpunkte, Hessen: 2,9 Prozentpunkte, Niedersachsen: 
2,7 Prozentpunkte). Im Handwerksbereich sind Hamburg mit 
2,9 Prozentpunkten und Baden-Württemberg mit 2,7 Prozent- 
punkten die Länder mit den stärksten Zunahmen. Der Bereich 
Industrie und Handel konnte sich vor allem im Norden verbes- 
sern (Schleswig-Holstein: 1,4 Prozentpunkte, Hamburg: 1,8 
Prozentpunkte, Niedersachsen: 2,0 Prozentpunkte). 

Rückgänge bis zu einem Drittel bei den unvermittelten Bewer- 
bern und Bewerberinnen finden sich im Handwerk in Baden- 
Württemberg (-27,9%), Bayern (-28,9%), Niedersachsen 
(-38,2%) und Hamburg (-29,0%). In dieser Größenordnung 
haben auch die unvermittelten Bewerber und Bewerberinnen 
im Bereich Industrie und Handel in Niedersachsen (-30,5%), 
im Saarland (-29,0%) und in Baden-Württemberg (-22,2%) 
abgenommen. Bei den unbesetzten Ausbildungsstellen sind vor 
allem die prozentualen Zuwächse im Handwerksbereich in 
Hamburg (40,4%), in Berlin (West) (35,8%) sowie in Baden- 
Württemberg (25,3%) hervorzuheben. Mit -11,3% ist Nord- 
rhein-Westfalen das einzige Land mit einem zweistelligen 
Rückgang bei den unvermittelten Bewerbern und Bewer- 
berinnen im Handwerk. Bei den unbesetzten Ausbildungs- 
stellen in Industrie und Handel zeigen sich vor allem in den 
nördlichen Ländern starke zweistellige Zuwächse. Umgekehrt 
liegen zweistellige Rückgänge in Nordrhein- Westfalen, 
Hessen, Berlin (West) und im Saarland vor. Bezogen auf die 
Neuabschlüsse in 1999 ist der Bereich Industrie und Handel der 
einzige mit durchgängig hohen Zuwächsen; hervorzuheben 
sind hier Rheinland-Pfalz (9,8 %), das Saarland (9,8 %), Schles- 
wig-Holstein (9,5%), Hessen (8,7%) und Niedersachsen 
(8,2%). Die prozentualen Entwicklungen der unbesetzten Aus- 
bildungsstellen und noch unvermittelten Bewerber und Bewer- 
berinnen in den Bereichen Öffentlicher Dienst, Hauswirtschaft 
und auch Landwirtschaft sind aufgrund der geringeren Zahlen 
nicht interpretierbar. 

Berufsspezifische Angebots-Nachfrage-Relationen^) 

Relativ günstige Berufswahlmöglichkeiten in den alten Län- 
dern mit Angebots-Nachfrage-Relationen über 103 liegen im 
Bereich Ernährung (z.B. Koch/Köchin, Bäcker/Bäckerin, 


9 Grundlage hier und im folgenden Text ist die Berufsklassifikation der 
Bundesanstalt für Arbeit 
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Fleischer/Fleischerin), Textil- und Lederbekleidung (z.B. Da- 
menschneider/Damenschneiderin, Modenäher/Modenäherin) 
sowie bei Berufen des Verkehrswesen (z.B. Straßenwär- 
ter/Straßenwärterin, Fachkraft für Lagerwirtschaft) vor. Hierzu 
zählen mit einer Angebots-Nachfrage-Relation von 102,9 auch 
die Bau- und Baunebenberufe (z.B. Tischler/Tischlerin, Maler 
und Lackierer/Malerin und Lackiererin, Dachdecker/Dach- 
deckerin) und die Körperpflege-, Hauswirtschafts- und Reini- 
gungsberufe mit 102,8. Der Bereich der übrigen Dienst- 
leistungsberufe (z.B. Ordnungs- und Sicherheits-, Gesundheits- 
dienst-, Sozial- und Erziehungsberufe) erreicht mit einer Ange- 
bots-Nachfrage-Relation von 97,1 Ausbildungsstellen pro 100 
Nachfragern bzw. mit -3,5 Prozentpunkten als einziger Berufs- 
bereich deutlich unterdurchschnittliche Ausbildungsmöglich- 
keiten. Alle anderen berufsspezifischen Angebots-Nachfrage- 
Relationen weisen relativ ausgeglichene Verhältnisse auf (vgl. 
Tabelle 1/2 im Anhang). 

Gegenüber dem Vorjahr, in dem eine Reihe von Berufsberei- 
chen Zuwächse bei der Angebots-Nachfrage-Relation von über 
zwei Prozentpunkten verzeichnen konnten, liegen 1999 derarti- 
ge Steigerungen nur noch bei den Emährungsberufen (2,2 Pro- 
zentpunkte) und den übrigen Dienstleistungsberufen (2,4 Pro- 
zentpunkte) vor. Bau- und Baunebenberufe bringen es auf eine 
Steigerung der Angebots-Nachfrage-Relation in Höhe von 1,4 
Prozentpunkte, Verkehrsberufe (1,9 Prozentpunkte), Körper- 
pflege-, Hauswirtschafts- und Reinigungsberufe (1,5 Prozent- 
punkte). ln allen anderen Berufsbereichen ergeben sich kaum 
Veränderungen. 

Grund hierftir sind wiederum unterschiedliche Entwicklungen 
der drei Erklärungsgrößen: Insgesamt sind ftir alle Berufsberei- 
che hohe Rückgänge bei den unvermittelten Bewerbern und 
Bewerberinnen festzustellen. Der Bereich Textil erreicht einen 
Rückgang von 30,4%, der Bereich der technischen Berufe 
einen Rückgang um 22,2 %, Verkehrsberufe weisen 24,8 % und 
die übrigen Dienstleistungsberufe 21,3 % weniger unvermittelte 
Bewerber und Bewerberinnen auf. Alle anderen Berufsbereiche 
zeigen Rückgänge zwischen 10% und 20%. Bei den unbesetz- 
ten Ausbildungsstellen sind die Entwicklungen unterschied- 
licher ausgefallen: Emährungs-, Dienstleistungs- und Körper- 
pflegeberufe weisen Zuwächse über 10% auf, die Zuwächse 
bei den Elektro-, Bau- und Baunebenberufe hegen zwischen 
5 % und 7 %. Rückgänge von mehr als 1 6 % zeigen sich bei den 
Verwaltungs-, technischen und Textilberufen. Die Vorjahres- 
veränderungen bei den Neuabschlüssen fallen vor allem bei den 
technischen Berufen auf: Hier konnten 23,5% mehr Ausbil- 
dungsverträge abgeschlossen werden. Zwischen 7% und 8% 
mehr Vertragsabschlüsse sind bei den Elektro- und Verkehrs- 
berufen sowie den Waren- und Dienstleistungskaufleuten zu 
verzeichnen. 

Die berufsspezifischen Angebots-Nachfrage-Relationen nach 
Ländern unterscheiden sich auch 1999 deutlich voneinander: 
Verglichen mit dem Durchschnitt in den alten Ländern weicht 
Nordrhein-Westfalen in den gewerblich-technischen Berufsbe- 
reichen immer weiter vom Durchschnitt ab (z.B. ^,0 Prozent- 
punkte bei den Bau- und Baunebenberufen, -3,1 Prozentpunkte 
bei den Textil- und Lederbekleidungsberufen, -3,7 Prozent- 
punkte bei den Emährungsberufen). In den Dienstleistungs- 
bereichen zeigen sich etwas ausgeglichenere Angebotsverhält- 
nisse. In Baden-Württemberg befinden sich mit ausgesprochen 
hohen Angebots-Nachfrage-Relationen (z.B. 8,8 Prozentpunk- 
te über dem Durchschnitt bei den Bau- und Baunebenbemfen, 
8,1 Prozentpunkte bei den Emähmngsbemfen) gute regionale 
Ausbildungsverhältnisse sowohl in den Fertigungs- als auch 
Dienstleistungsbemfen (z.B. 3,8 Prozentpunkte in den übrigen 
Dienstleistungsbemfen). Ähnlich günstig sieht es in Bayern 
aus. Hamburg und Bremen fallen dagegen durch weit unter- 


durchschnittliche Angebots-Nachfrage-Relationen sowohl in 
den Fertigungs- als auch in den Dienstleistungsbemfen auf: in 
den Metallbemfen -4,7 Prozentpunkte in Hamburg und -10,3 
Prozentpunkte in Bremen, in den Elektrobemfen (womnter 
auch die neuen IT-Bemfe fallen) -7,5 Prozentpunkte in Bremen 
und -4,0 Prozentpunkte in Hamburg, in den Bau- und Bau- 
nebenbemfen -8,7 in Hamburg und -12,3 Prozentpunkte in 
Bremen. Bremen zeichnet sich nochmals durch besonders 
ungünstige Angebots-Nachfrage-Relationen in den Dienst- 
leistungsbemfen aus. Beispiele hierfür sind die Verkehrsbemfe 
(-16,6 Prozentpunkte) und die übrigen Dienstleistungsbemfe 
(-8,9 Prozentpunkte). In den anderen Ländern ist die Abwei- 
chung vom Durchschnitt in den alten Ländern uneinheitlich 
ausgefallen: Beispielsweise zeigt das Saarland mit 17,1 Pro- 
zentpunkten über dem Durchschnitt in den Textil- und Beklei- 
dungsbemfen sehr gute Auswahlmöglichkeiten ftir die Jugend- 
lichen, in den anderen Fertigungsbemfen existieren zumeist 
unterdurchschnittliche Angebots-Nachfrage-Relationen. Mit 
etwa -8 Prozentpunkten stark unter dem Durchschnitt liegen 
auch die Verkehrsbemfe oder die übrigen Dienstleistungsbem- 
fe im Saarland. Rheinland-Pfalz zeigt vor allem bei den Ver- 
kehrsbemfen und den Emähmngsbemfen eine überdurch- 
schnittliche Versorgungslage. Schleswig-Holstein und Nieder- 
sachsen sind Länder, die im Vergleich zum bemfsspezifischen 
Durchschnitt in den alten Ländern kaum Abweichungen zeigen. 

Im Vorjahresvergleich nach Ländern zeigen sich folgende 
Unterschiede: Die regionale Ausbildungssituation in Hamburg 
hat sich - obwohl insgesamt noch immer unterdurchschnittlich 
- in sämtlichen Bemfsbereichen sehr deutlich verbessert. Dies 
gilt - bezogen auf die Dienstleistungsbemfe - auch ftir Bremen 
(z.B. 3,3 Prozentpunkte Zuwachs bei den Körperpflege-, Haus- 
wirtschafts- und Reinigungsbemfen). Nochmals zulegen konn- 
te trotz guter Ausbildungsverhältnisse in den Fertigungsbemfen 
Baden-Württemberg, nicht dagegen bei den Dienstleistungsbe- 
reichen. Hier schneidet Bayern mit Zuwachsraten zwischen 
einem und zwei Prozentpunkten besser ab. Auch Niedersachsen 
und Rheinland-Pfalz zeichnen sich - abgesehen von unter- 
schiedlichen Entwicklungen im Textilbereich - durch positive 
Entwicklungen im Fertigungs- und Dienstleistungsbereich aus. 
Nordrhein- Westfalen weist über alle Bemfsbereiche - wenn 
zum Teil auch nur geringfügig - einen negativen Trend in den 
bemfsspezifischen Angebots-Nachfrage-Relationen auf Abge- 
sehen von den Entwicklungen in den Textilbemfen und bei 
den übrigen Dienstleistungsbemfen haben sich in Schleswig- 
Holstein, im Saarland und in Hessen nur minimale Verändemn- 
gen im Vergleich zum Vorjahr ergeben. 

Angebots-Nachfrage-Relationen 
in den Arbeitsamtsbezirken 

Wie in den Vorjahren auch ist die Gmppe der Arbeitsamtsbe- 
zirke, die einen rechnerischen Ausgleich zwischen Angebot 
und Nachfrage erzielen, weiter gewachsen (vgl. Tabelle 1/3 im 
Anhang). Gehörten 1997 noch 46% und 1998 55% aller Ar- 
beitsamtsbezirke zu dieser Gmppe, so erreichen in 1999 mnd 
zwei Drittel aller Arbeitsamtsbezirke (65,5%) Angebots-Nach- 
frage-Relationen von 100 und mehr. Auch die Angleichung der 
regionalen Ausbildungsverhältnisse hat sich fortgesetzt: Nur 
noch jeweils ein Arbeitsamtsbezirk weist eine Angebots-Nach- 
frage-Relation unter 90 (Gelsenkirchen: 85,2) und eine Ange- 
bots-Nachfrage-Relation über 110 (Regensburg: 110,4) auf 
Die Abweichung^) von der Angebots-Nachfrage-Relation in 


') Standardabweichung als Maß für die Streuung 
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den alten Ländern ist seit 1997 von 4,8 Prozentpunkten über 
3,7 Prozentpunkte (1998) auf 3,5 Prozentpunkte im Jahr 1999 
gesunken. 

Werden bei dieser Betrachtung die nach dem Sofortprogramm 
zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit geforderten außerbe- 
trieblichen Ausbildungsplätze außer Acht gelassen, verändert 
sich das Bild grundsätzlich: 5 % aller Arbeitsamtsbezirke liegen 
unter einer Angebots-Nachfrage-Relation von 90 und 59% 
erreichen Angebots-Nachfrage-Relationen zwischen 90 und 
100. Nur noch ein Drittel aller Arbeitsamtsbezirke (35,9%) 
können einen rechnerischen Ausgleich zwischen Angebot und 
Nachfrage erzielen. Der niedrigste Wert mit 74 Ausbildungs- 
plätzen pro 100 Nachfrager findet sich wiederum im Arbeits- 
amtsbezirk Gelsenkirchen, der höchste mit einer Angebots- 
Nachfrage-Relation von 109,3 in Regensburg. Damit zeigt sich 
auf Arbeitsamtsebene, was als Trend schon auf Bundesebene^) 
zu erkennen war: Arbeitsamtsbezirke in Baden-Württemberg 
und Bayern haben im Schnitt keine oder nur sehr geringe Vor- 
teile aus der Förderung außerbetrieblichen Ausbildungsstellen 
gewonnen, Arbeitsamtsbezirke in Bremen, Nordrhein- West- 
falen sowie Berlin (West) haben am stärksten profitiert. 

Im Vorjahresvergleich haben sich entsprechend dem Trend fär 
die alten Länder die positiven Zuwachsraten etwas abge- 
schwächt: Während zwischen 1997 und 1998 noch knapp die 
Hälfte aller Arbeitsamtsbezirke einen Prozentpunkt und mehr 
gegenüber dem Vorjahr erreichen konnten, so sind dies im Jahr 
1999 nur noch zwei von fünf Arbeitsmarktregionen (42,3%). 
Demgegenüber ist die Gruppe der Arbeitsamtsbezirke mit 
Rückgängen in der Angebots-Nachfrage-Relation mit 17,6% 
konstant geblieben. 40,1% weisen Veränderungen zwischen 
+/-1 Prozentpunkt auf 

Die berufsspezifischen Angebots-Nachfrage-Relationen in den 
Arbeitsamtsbezirken unterscheiden sich zum Teil beträchtlich 
vom allgemeinen Trend in den alten Ländern und schwanken 
zudem stark um den Durchschnitt in den jeweiligen Ländern. 
Dabei scheint die Schwankungsbreite bei den gewerblich-tech- 
nischen Berufsgruppen größer zu sein als bei den Dienst- 
leistungsberufen. Zu den einzelnen Berufsbereichen: 

• Günstige Angebots-Nachfrage-Relationen in den Metallberu- 
fen mit 100 und mehr Ausbildungsstellen pro 100 Bewerbern 
finden sich in den meisten Arbeitsamtsbezirken in Schleswig- 
Holstein (100%), Rheinland-Pfalz (72,7%) und Baden- 
Württemberg (83,3%). In den anderen Ländern liegen die 
Arbeitsamtsbezirke jeweils zur Hälfte über und unter einer 
Relation von 100. Im Vergleich zu den Vorjahren hat sich der 
positive Trend in den Arbeitsamtsbezirken insgesamt weiter 
fortgesetzt. 

• In den Elektroberufen liegen in Baden- Württemberg, Bayern, 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Niedersachsen min- 
destens 80% der Arbeitsamtsbezirke bei günstigen Angebots- 
Nachfrage-Relationen zwischen 100 und 110. Bei den Stadt- 
staaten zeigt sich das generell unterdurchschnittliche Angebot 
in diesen Berufen. Im Vorjahresvergleich haben sich keine 
Veränderungen ergeben. 

• Textilherstellende und -verarbeitende Berufe sind auch 1999 
ein Berufsbereich mit starken Unterschieden in den Arbeits- 
amtsbezirken. Am günstigsten sind die Ausbildungsbedingun- 
gen in den mittleren und südlichen Ländern. Dort liegen die 
Angebots-Nachfrage-Relationen in mindestens jedem dritten 
Arbeitsamtsbezirk über 110. Hier schneiden Hamburg, Bre- 
men und Berlin (West) mit am schlechtesten ab. 


• Eine günstige Versorgung mit Bau- und Baunebenberufen ist 
vor allem in den Arbeitsamtsregionen im Süden der Fall: In 
Baden- Württemberg erreicht mehr als jeder zweite Arbeits- 
amtsbezirk Angebots-Nachfrage-Relationen von über 110 
(54,2%), in Bayern jeder vierte Arbeitsamtsbezirk (25,9%). 
Aber auch in Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Hessen und 
Rheinland-Pfalz erreichen zwei von drei Arbeitsamtsbezirken 
Angebots-Nachfrage-Relationen zwischen 100 und 110. In 
diesem Berufsbereich hat sich der positive Trend im Ver- 
gleich zu den Vorjahren allerdings abgeschwächt, da in den 
meisten Arbeitsamtsbezirken keine großen Veränderungen zu 
erkennen sind. 

• Die Mehrzahl der Arbeitsämter in Schleswig-Holstein 
(85,7%), Rheinland-Pfalz (72,7%) und Baden-Württemberg 
(70,8%) bieten ausgesprochen günstige Ausbildungs Verhält- 
nisse bei den technischen Berufen mit Angebots-Nachfrage- 
Relationen zwischen 100 und 110 oder sogar darüber, wobei 
sich im Vorjahresvergleich noch Steigerungen ergeben haben. 
Abgesehen von Bayern und dem Saarland liegen die Ange- 
bots-Nachfrage-Relationen in den anderen Arbeitsamtsbezir- 
ken zum größten Teil unter 100 mit stagnierender Tendenz. 

• Waren- und Dienstleistungskaufieute finden - mit steigender 
Tendenz gegenüber dem Vorjahr - ein ausreichendes Angebot 
mit 100 bis 110 Ausbildungsplätzen pro 100 Bewerbern in 
den Arbeitsamtsbezirken in Schleswig-Holstein (71,4%), 
Baden-Württemberg (83,3%) und in Bayern (74,1 %). In der 
Mehrzahl der anderen Arbeitsamtsbezirke liegen die Angebo- 
te deutlich unter 100 mit zum Teil abnehmender Tendenz. 

•Verkehrsberufe zeigen mit die größte Schwankungsbreite 
unter allen Berufsbereichen. Hamburg und Berlin (West) 
erzielen hier Verbesserungen in der Angebots-Nachfrage- 
Relation. In den Arbeitsämtern in den Flächenstaaten lassen 
sich nur für Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Bayern ähn- 
liche Veränderungen feststellen. Aber auch hier ist das Ver- 
hältnis zwischen Angebot und Nachfrage sehr unterschied- 
lich. 

• In den Verwaltungs- und Büroberufen erreicht nur in Nord- 
rhein-Westfalen, Bayern und Baden- Württemberg etwa ein 
Drittel der Arbeitsamtsbezirke ein Angebot von 100 Ausbil- 
dungsstellen und mehr pro 100 Ausbildungsplatzbewerbem. 
Alle anderen Arbeitsamtsbezirke liegen im Bereich zwischen 
90 und 100, wobei im Vorjahresvergleich die Angebots-Nach- 
frage-Relationen zum Teil rückläufig sind. 

• Ein relativ einheitliches Bild ergibt sich bei den übrigen 
Dienstleistungsberufen (z.B. Ordnungs- und Sicherheits-, 
Gesundheitsdienst-, Sozial- und Erziehungsberufe). Hier kön- 
nen Hamburg, Bremen, das Saarland sowie Berlin (West) mit 
Angebots-Nachfrage-Relationen unter 90 wie in den Vorjah- 
ren auch die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen nicht 
abdecken. In allen anderen Arbeitsamtsbezirken liegt das 
Angebot zwar auch in den meisten Fällen unter 100, allerdings 
mit deutlich steigender Tendenz auf Angebots-Nachfrage- 
Relationen zwischen 100 und 110. 

• Dieser positive Trend gilt auch für Körperpflege-, Hauswirt- 
schafts- und Reinigungsberufe, wobei die Angebots-Nach- 
frage-Relationen in den Arbeitsamtsbezirken mit zum Teil 
über 80% der Arbeitsamtsbezirke zwischen 100 und 110 lie- 
gen. 

Insgesamt ist für die Höhe der Angebots-Nachfrage-Relation 
in den Arbeitsamtsbezirken die Angebots-Nachfrage-Relation 
in den gewerblich-technischen Berufen immer noch von größe- 
rem Gewicht als in den dienstleistungsorientierten Berufsgrup- 
pen. 


‘) Vgl. Kapitel 1.1.3 
9 Vgl. Kapitel 1.1.1 
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1.3 Bildungsverhalten von Jugendlichen 


1.3.1 Befragung zum Bildungsverhalten von 
Schulabgängern und Schulabgängerinnen 

Auch 1999 wurde wie bereits in den Vorjahren eine Befragung 
zum geplanten beruflichen Werdegang von Schülern und 
Schülerinnen in Abgangsklassen durchgefährt. Die Befragung 
erfolgte am Ende des Schuljahres 1998/1999 (März bis Mai) 
auf repräsentativer Basis in sechs alten und in fünf neuen Län- 
dern^). Sie ist damit hinsichtlich des Erhebungszeitpunktes und 
der regionalen Abgrenzung mit der Befragung des Vorjahres 
vergleichbar^). Befragt wurden Schüler und Schülerinnen in der 
9. bzw. 10. Klasse^) der Hauptschule, in der 10. Klasse der 
Realschule und Gesamtschule^), in der 12./13. Klasse des Gym- 
nasiums sowie im Berufsvorbereitungs-ZBerufsgrundbildungs- 
jahr und in den ein- sowie zweijährigen Berufsfachschulen 
(Wirtschaftsschulen in Bayern), die nicht zu einem Berufsab- 
schluss führen. Insgesamt wurden rund 30.000 Fragebogen an 
rund 750 Schulen versandt, ln die Auswertung gelangten 
23.962 Fragebogen, davon 14.409 aus den alten und 9.553 aus 
den neuen Ländern. Die Hälfte aller Befragten waren Mädchen. 

Die befragten Jugendlichen in den alten Ländern zeigen insge- 
samt ein hohes und im Vergleich zu den Vorjahren wenig ver- 
ändertes Interesse an einer betrieblichen Ausbildung, wenn- 
gleich der Ausbildungsbeginn unmittelbar nach Schulabgang 
tendenziell zugunsten eines späteren Lehrantritts zurückgegan- 
gen ist. In den neuen Ländern ist aus den Befragungsergebnis- 
sen ein Rückgang der hohen Nachfrage nach betrieblicher Aus- 
bildung abzulesen. Möglicherweise spielen hier alternative 
Ausbildungsformen, z.B. in Kombination von Schulen und 
Praktikum mit der Option einer Kammerabschlussprüfüng, eine 
Rolle, die in einigen Ländern angeboten werden. Dieser Ver- 
mutung wird bei einer erneuten Befragung zum Bildungsver- 
halten der Jugendlichen nachgegangen. Gleichwohl ist der 
Wunsch nach einer Lehre in den neuen Ländern nach wie vor 
größer als in den alten Ländern. Sofern die Jugendlichen eine 
Lehre nachfragen, ist aber auch in den neuen Ländern ein Trend 
zu einem späteren Lehrbeginn nach einer verlängerten allge- 
meinen Schulphase und der Option eines höheren Schulab- 
schlusses feststellbar. 

Alte Länder 

Insgesamt hat sich die 1998 festgestellte Zunahme der Neigung 
für eine Ausbildung im dualen System unmittelbar nach Schul- 
ende nicht weiter fortgesetzt. Der Anteil der Jugendlichen, die 
direkt nach Ende des Schuljahres eine Lehre beginnen wollten, 
ist zwischen 1998 und 1999 um 4 Prozentpunkte auf 39% 
gesunken (vgl. Übersicht 9). Das betraf vor allem Schüler und 
Schülerinnen der Realschule und der Hauptschule und war bei 
Schülerinnen der Realschule stärker ausgeprägt als bei 
Schülern. Bei den Jugendlichen aus der letzten Klasse des 
Gymnasiums waren 13% interessiert, unmittelbar nach Schul- 
ende eine Ausbildung im dualen System zu beginnen (1994: 
20%, 1998: 18%). Ihr Ausbildungsinteresse scheint damit wei- 


9 Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein- West- 
falen und Rheinland-Pfalz sowie Brandenburg, Mecklenburg- Vorpom- 
mern, Sachsen- Anhalt, Sachsen und Thüringen 

9 Zu den Ergebnissen der Vorjahresbefragung vgl. Berufsbildungsbericht 
1999, Kapitel 1.4.1 

9 Freiwilliges 10. Schuljahr in den alten Ländern sowie in Brandenburg, 
Pflichtschuljahr in Nordrhein-Westfalen 

9 Nur in Nordrhein- Westfalen, Hessen und Brandenburg 


ter etwas zurückzugehen und zwar zu Gunsten alternativer 
Qualifizierungsformen. Das Interesse, weiter zur Sehule zu 
gehen, ist stark angestiegen. Dies betrifft besonders die Befrag- 
ten der Gesamtsehulen, die häufiger das Abitur anstreben (vgl. 

Übersicht 10). 

Die Ergebnisse der Befragung maehen deutlieh, dass das Inter- 
esse an der dualen Ausbildung letztlich auch 1999 nicht nachge- 
lassen hat. Für ihre anhaltend hohe Attraktivität sprieht, dass 
sieh mehr Jugendliehe dafür entseheiden, später eine duale 
Ausbildung aufzunehmen (+4 Prozentpunkte) und damit der 
Rüekgang der Jugendliehen, die unmittelbar nach Schulende 
mit einer Lehre beginnen wollen, ausgegliehen wird. Insgesamt 
erklärten - wie im Jahr zuvor - rund zwei Drittel (63 %) der 
befragten Schüler und Sehülerinnen, dass sie direkt oder indi- 
rekt eine solehe Ausbildung anstreben. Dieser Wert liegt unter 
den Annahmen, die der Naehfragevoraussehätzung des Bun- 
desministeriums für Bildung und Forsehung9 zu Grunde lie- 
gen. 

Neue Länder 

In den neuen Ländern ist die Ausbildungsneigung der Befrag- 
ten trotz rüekläufiger Ergebnisse weiterhin hoeh (vgl. Über- 
sicht 11) und liegt wie in den letzten Jahren deutlieh höher als 
in den alten Ländern. Dies betrifft alle Sehulformen. Aueh bei 
den Abiturienten, die naeh wie vor ein deutlieh höheres Interes- 
se an einer betriebliehen Ausbildung haben (neue Länder: 34%, 
alte Länder: 20%), ist ein Rüekgang der Naehfrage naeh dualer 
Berufsausbildung erkennbar. Wie in den alten Ländern ist aller- 
dings auch in den neuen Ländern der Wunseh, erst später eine 
Lehre zu maehen, angestiegen. Die Übersicht 12 zeigt, dass 
viele Jugendliehe zunäehst einen höher qualifizierten Sehulab- 
sehluss bzw. den Besueh einer Berufsfaehsehule planen. 

Berufswahl 

Aueh weiterhin ist das Berufswahlverhalten von Jugendliehen 
in den neuen Ländern flexibler als das von Jugendlichen in den 
alten Ländern. 41 % der Befragten in den alten Ländern ziehen 
nur einen Ausbildungsberuf in Betraeht, in den neuen Ländern 
sind es nur 20%. Zu Gunsten eines „ähnliehen Berufes“ wür- 
den sieh 37 % der Jugendliehen aus den alten Ländern entsehei- 
den, aus den neuen Ländern 41 %. Sehr flexibel in ihrer Berufs- 
wahl sind in den alten Ländern nur knapp 2 1 %, jedoeh 3 8 % der 
Befragten in den neuen Ländern. Sie können sieh Ausbildungs- 
plätze aueh in versehiedenen Berufsfeldem vorstellen (vgl. 
Übersicht 13). 

Über die angestrebten Berufe informiert die Übersicht 14. 
Auch hier zeigen die Ergebnisse eine deutlieh größere Bereit- 
sehaft der Sehulabgänger und Sehulabgängerinnen der neuen 
Länder, mehrere Berufe in Betraeht zu ziehen. In den neuen 
Ländern wünsehten sieh die weibliehen Befragten am häu- 
figsten Berufe im Einzelhandel sowie Verwaltungs- und Büro- 
berufe; die männliehen Befragten Bau- und Metallberufe. In 
den alten Ländern lagen ebenfalls die Verwaltungs- und Büro- 
berufe bei den Sehulabgängerinnen an erster Stelle; bei den 
Sehulabgängem wurden am häufigsten die Metallberufe ge- 
nannt. 

Ausbildungsplätze durch das Arbeitsamt 

Vor allem junge Frauen sehalten bei der Suehe naeh einem 
Ausbildungsplatz das Arbeitsamt ein. In den alten Ländern 
haben 49% der Sehulabgänger und 60% der Sehulabgängerin- 
nen und in den neuen Ländern 53 % der Sehulabgänger und 
64% der Schulabgängerinnen erklärt, dass sie die Ansehriften 
des Ausbildungsbetriebes vom Arbeitsamt erhalten hätten. 


9 Vgl. Kapitel 1 .4 und Teil I, Kapitel 8 
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Übersicht 9: 
in Prozent 

Wunsch nach einer Ausbildung 

im dualen System jetzt und später in den alten Ländern^) 

Schule/Klasse/Geschlecht 

Jetzt 


Später 


Zusammen 
jetzt und später 



1998 

1999 

1998 

1999 

1998 

1999 

HS 9 

Insgesamt 

44 

38 

32 

40 

76 

78 


Männlich 

54 

46 

26 

35 

80 

81 


Weiblich 

31 

28 

40 

46 

71 

74 

HS 10 

Insgesamt 

50 

48 

26 

30 

76 

78 


Männlich 

59 

58 

21 

25 

80 

83 


Weiblich 

40 

38 

32 

34 

72 

72 

RS 10 

Insgesamt 

52 

42 

19 

24 

71 

66 


Männlich 

58 

50 

19 

22 

77 

72 


Weiblich 

45 

35 

22 

26 

67 

61 

GS 10 

Insgesamt 

34 

28 

24 

27 

58 

55 


Männlich 

42 

35 

20 

26 

62 

61 


Weiblich 

25 

19 

31 

28 

56 

47 

Gymnasium 

Insgesamt 

18 

13 

8 

7 

26 

20 


Männlich 

9 

5 

12 

13 

21 

18 


Weiblich 

26 

21 

4 

2 

30 

23 

BVZ 

Insgesamt 

61 

59 

21 

22 

82 

81 


Männlich 

69 

67 

16 

20 

85 

87 


Weiblich 

54 

50 

25 

24 

79 

74 

Insgesamt 


43 

39 

20 

24 

63 

63 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 7, Seite 47 

HS= Hauptschule, RS = Realschule, GS = Gesamtschule, BVZ = Berufliche Vollzeitschule (BGJ, BVJ, BFS) 
BGJ = Berufsgrundbildungsjahr, BVJ = Berufsvorbereitungsjahr, BFS = Berufsfachschule 

') Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 





Erfolgreiche Bewerbung 

Es wurde auch danach gefragt, ob zum Erhebungszeitpunkt 
(März bis Mai 1999) die Bewerbung für einen Ausbildungs- 
platz bereits zum Erfolg geführt hat. Der Anteil an erfolgrei- 
chen Bewerbern und Bewerberinnen ist mit 59% gegenüber 
1998 (63 %) in den alten Ländern etwas zurückgegangen. Die 
geschlechtsspezifischen Unterschiede sind vergleichsweise 
gering (Bewerber: 61%, Bewerberinnen: 56%). Die Abwei- 
chungen nach der schulischen Herkunft sind allerdings nach 
wie vor erheblich: Knapp 76% der Bewerber und Bewerberin- 
nen aus der Realschule, aber nur 40% aus den beruflichen Voll- 
zeitschulen hatten sich zum Befragungszeitpunkt bereits erfolg- 
reich um eine Ausbildungsstelle beworben. Über dem Durch- 
schnitt (70%) liegen die Absolventen und Absolventinnen des 
Gymnasiums. 

In den neuen Ländern lag die Quote der erfolgreichen Bewer- 
bungen um einen Prozentpunkt höher als 1998 und zwar bei 
26% (Bewerber: 26%, Bewerberinnen: 25 %). Hier gehören die 
Jugendlichen aus dem Gymnasium zu den erfolgreichsten; 
Schlusslicht bilden die Jugendlichen aus den beruflichen Voll- 
zeitschulen mit 14%. Die Schulabgängerund Schulabgängerin- 
nen aus den Realschulen waren mit 35% überdurchschnittlich 
erfolgreich. 


Mobilitätsbereitschaft ^) 

Insgesamt ist die Mobilitätsbereitschaft leicht gesunken, unter- 
scheidet sich aber für die Ausbildungsplatzsuchenden in den 
alten erheblich von denen in den neuen Ländern. Von denen, 
die sich bis zum Befragungszeitpunkt erfolglos beworben 
hatten, erklärten 24% (Schüler: 21%, Schülerinnen: 27%) in 
den alten und 56% (Schüler: 54%, Schülerinnen: 57%) in den 
neuen Ländern, dass sie wegen einer Lehrstelle auch den 
Wohnort zu wechseln bereit sind. Die Mobilitätsbereitschaft ist 
damit in den neuen Ländern mehr als doppelt so stark ausgebil- 
det als in den alten Ländern. 

1.3.2 Befragung zum Verbleib von Schulabsolventen 
und Schulabsolventinnen 

Im Herbst 1999 sind im Auftrag des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung Jugendliche aus alten und neuen Län- 
dern, die im Rahmen einer Schülerbefragung im Frühjahr 
19992 ) Einwilligung für eine nochmalige Befragung gege- 
ben hatten, durch das Bundesinstitut für Berufsbildung erneut 
befragt worden. Ziel der Wiederholungsbefragung war es, die 
eingeschlagenen Bildungswege an den Wünschen der Schulab- 
gänger und -abgängerinnen zu spiegeln. 


*) Zur Mobilität von Jugendlichen vgl. auch Kapitel 1 .3.3 

9 Vgl. Kapitel 1.3.1; die Ergebnisse dieser Befragung sind nicht un- 
mittelbar mit den Ergebnissen der Wiederholungsbefragung vergleich- 
bar. 
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Übersicht 11: Wunsch nach einer dualen Berufsausbildung jetzt und später in den neuen Ländern’) in 


Schule/Klasse/Geschlecht 

Jetzt 

Später 

Zusammen jetzt und später 

1998 

1999 

1998 

1999 

1998 

1999 

HS 9 

Insgesamt 

65 

56 

21 

29 

86 

85 


Männlich 

73 

64 

15 

25 

88 

89 


Weiblich 

54 

43 

29 

35 

83 

78 

RS 10 

Insgesamt 

79 

69 

10 

13 

89 

82 


Männlich 

85 

77 

6 

10 

91 

87 


Weiblich 

74 

60 

12 

16 

86 

76 

GS 10 

Insgesamt 

73 

64 

11 

18 

84 

82 


Männlich 

75 

78 

12 

10 

87 

88 


Weiblich 

72 

51 

11 

26 

83 

77 

Gymnasium 

Insgesamt 

33 

23 

10 

11 

43 

34 


Männlich 

14 

4 

21 

23 

35 

27 


Weiblich 

46 

35 

2 

4 

48 

39 

BVZ 

Insgesamt 

76 

71 

11 

12 

87 

83 


Männlich 

82 

80 

9 

11 

91 

91 


Weiblich 

71 

62 

13 

13 

84 

75 

Insgesamt 


64 

55 

12 

15 

76 

70 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 9, Seite 49 


HS = Hauptschule, RS = Realschule, GS = Gesamtschule, BVZ = Berufliche Vollzeitschule (BVJ, BGJ, BFS) 
BVJ = Berufsvorbereitungsjahr, BGJ = Berufsgrundbildungsjahr, BFS = Berufsfachschule 

') Brandenburg, Mecklenburg- Vorpommern, Sachsen, Sachsen- Anhalt, Thüringen 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 


Bei der Wiederholungsbefragung wurden rund 8.600 Jugend- 
liche angeschrieben. Insgesamt haben knapp 5.400 Jugendliche 
geantwortet. Dies entspricht einer Rücklaufquote von 63%, 
65 % der Antworten kamen aus den alten Ländern und 35 % aus 
den neuen Ländern. Unter den Befragten sind 22 % Absolven- 
ten der Hauptschule, 34% der Realschule, 29% des Gymna- 
siums und 16% Absolventen der beruflichen Vollzeitschule. 
Die Absolventinnen haben sich insgesamt mit 58% stärker 
beteiligt als männliche Jugendliche. Bei der Interpretation der 
nachfolgend dargestellten Ergebnisse ist davon auszugehen, 
dass sich die Befragten, die sich um eine Ausbildung bemüht 
haben, stärker an der Wiederholungsbefragung beteiligt haben. 

Insgesamt betrachtet, konnten die Lehrstellenwünsche 1999 in 
den alten und in den neuen Ländern zum größten Teil realisiert 
werden. In den alten Ländern hatten 40 % der Befragten im Mai 
1999 eine duale Berufsausbildung angestrebt, 34% der erneut 
Befragten haben im Oktober 1999 angegeben, eine Lehre 
begonnen zu haben (Realisierungsquote: 87%). In den neuen 
Ländern wollten im Vergleich zu den alten Ländern auch 1999 
deutlich mehr der erneut Befragten (53 %) eine duale Berufs- 
ausbildung beginnen, 45% von ihnen hatten im Oktober 1999 
eine Lehrstelle angetreten (Realisierungsquote: 85%). 

Sowohl die noch freien Plätze des gemeinsamen Ausbildungs- 
platzprogrammes Ost 1999 von Bund, neuen Ländern und Ber- 
lin sowie die ergänzenden Programme der Länder dürften in 
den alten und neuen Ländern dazu fahren, dass der Anteil der 
Schulabsolventen und Schulabsolventinnen, die sich gegen 
Ende 1999 in einer Berufsausbildung befinden, noch zunehmen 
wird. 

Zufriedenheit mit dem realisierten Weg 

Obwohl die befragten Schulabsolventen und Schulabsolventin- 
nen aus den neuen und den alten Ländern zu einem fast gleich 
hohen Anteil in eine duale Berufsausbildung eingemündet sind, 
sind die Jugendlichen aus den neuen Ländern mit ihrer Situati- 


on deutlich unzufriedener. Etwas mehr als jeder Zweite aus den 
neuen Ländern ist mit dem gewählten Bildungsweg voll zufiie- 
den im Vergleich zu zwei von drei aus den alten Ländern (vgl. 
Übersicht 15). Dies kann damit Zusammenhängen, dass die 
Ausbildung in den neuen Ländern häufiger außerbetrieblich 
absolviert wird als in den alten Ländern. 

Die Jugendlichen, die 1999 entgegen ihrem Wunsch keine 
duale Ausbildung antreten konnten, sind überwiegend daran 
interessiert, in 2000 eine Lehrstelle zu finden. Zwei von drei der 
befragten Schulabsolventen aus den neuen Ländern (65 % der 
jungen Frauen und 68% der jungen Männer) wollen sich auch 
weiterhin um eine duale Berufsausbildung bemühen. In den 
alten Ländern liegt die Quote mit 71 % bei den jungen Frauen 
und 70% bei den jungen Männer noch etwas höher. Insgesamt 
75% dieser Jugendlichen gaben an, dass sie auch weiterhin 
beim Arbeitsamt gemeldet sind. 

Wunsch und Realisierung bei Absolventen der 
Hauptschule, Realschule, beruflichen Vollzeitschule 
und des Gymnasiums 

Rund 49% der befragten Schulabgängerinnen und 69% der 
Schulabgänger aus der Hauptschule in den neuen Ländern hat- 
ten im Mai 1999 den Wunsch, eine Lehre zu beginnen. Im 
Oktober 1999 konnten im Vergleich zum Vorjahr sehr viel 
mehr junge Frauen (1999: 34%, 1998: 19%) ihren Wunsch 
realisieren; bei den jungen Männern waren es 53% (1998: 
51 %)}) In den alten Ländern war der Wunsch nach einer dua- 
len Berufsausbildung etwas geringer. Hier hatten 40% der 
Mädchen und 57% der Jungen diesen Wunsch. Der Zugang in 
die Lehre gelang auch hier jungen Männern (5 1 %) deutlich 


0 Aufgrund der geringen Fallzahlen bei den Hauptschulabsolventen und - 
absolventinnen in den neuen Ländern sind die hier dargestellten Ergeb- 
nisse eingeschränkt zu betrachten. 
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Übersicht 12: Beabsichtigter beruflicher Werdegang von Schülern und Schülerinnen aus den Klassen 9, 10 
und 12/13 der allgemeinbildenden Schulen und der beruflichen Vollzeitschulen in den neuen Ländern^) 1998 
und 1999 in Prozent 


Schule/Klasse 


Beabsichtigter Werdegang nach Ende des Schuljahres 






Geschlecht 


Allgemein- 

bildende 

Schulen/ Studium 

Duale 

Berufs- 

ausbil- 

dung 


BGJ/BVJ 

BFS und 
sonstige 
Ausbildung^ 

Sonstiges 9 

Summe h 

jeweils 

für 

1998 und 

1999 



1998 

1999 

1998 

1999 

1998 

1999 

1998 

1999 

1998 

1999 


HS 9 

Insgesamt 

11 

18 

65 

56 

5 

6 

11 

13 

8 

7 

100 


Männlich 

9 

16 

73 

64 

4 

5 

6 

8 

8 

7 

100 


Weiblich 

12 

22 

54 

43 

7 

8 

17 

21 

9 

6 

100 

RS 109 

Insgesamt 

8 

13 

79 

69 

1 

1 

8 

3 

4 

4 

100 


Männlich 

7 

11 

85 

77 

- 

1 

4 

7 

4 

4 

100 


Weiblich 

8 

14 

74 

60 

2 

2 

11 

19 

6 

4 

100 

GS 10 

Insgesamt 

16 

17 

73 

64 

- 

2 

7 

12 

4 

4 

100 


Männlich 

16 

12 

74 

78 

- 

3 

5 

3 

6 

5 

100 


Weiblich 

16 

22 

72 

51 

- 

2 

10 

21 

2 

4 

100 

Gymnasium 

Insgesamt 

26 

27 

33 

23 

- 

- 

8 

11 

33 

39 

100 

12/13 

Männlich 

18 

10 

14 

4 

- 

- 

4 

4 

64 

83 

100 


Weiblich 

32 

38 

46 

35 

- 

- 

10 

16 

11 

11 

100 

BVZ 

Insgesamt 

2 

2 

76 

71 

3 

3 

7 

11 

12 

13 

100 


Männlich 

2 

2 

82 

80 

4 

3 

2 

4 

10 

12 

100 


Weiblich 

2 

2 

71 

62 

2 

3 

12 

19 

13 

13 

100 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 8, Seite 48 

HS = Hauptschule, RS = Realschule, GS = Gesamtschule, BVZ = Berufliche Vollzeitschule (BGJ, BVJ, BFS) 
BGJ = Berufsgrundbildungsjahr, BVJ = Berufsvorbereitungsjahr, BFS = Berufsfachschule 

') Brandenburg, Mecklenburg- Vorpommern, Sachsen, Sachsen- Anhalt, Thüringen 

0 Z.B. Ausbildung für Laufbahnanwärter im Öffentlichen Dienst 

0 Z. B. Wehr-/Zivildienst, arbeiten, freiwilliges soziales Jahr 

0 Durch Auf- und Abrunden Abweichungen zu 1 00 möglich 

0 RS 10 = einschließlich HS 10 (wird nur in Mecklenburg- Vorpommern angeboten) 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 







besser als den jungen Frauen (29%). Die Absolventinnen wähl- 
ten demgegenüber überdurchschnittlich häufig alternative 
berufliche Qualifizierungswege (vgl. Übersicht 16). 

Die befragten Absolventen und Absolventinnen der Realschule 
haben häufiger als die der Hauptschule ihren Plan erreicht, eine 
duale Berufsausbildung zu beginnen. Dies gilt insbesondere für 
die alten Länder. Nach wie vor haben junge Frauen aus den 
neuen Ländern es schwerer, eine duale Ausbildung zu begin- 
nen. Auffallend ist auch, dass die jungen Frauen aus den alten 
Ländern in einem deutlich geringeren Maße eine duale Ausbil- 
dung anstreben. 

Der Besuch einer beruflichen Vollzeitschule ist vor allem bei 
den jungen Männern vorwiegend eine Vorbereitung für eine 
duale Ausbildung. Für die jungen Frauen hatten aber auch 
andere Qualifizierungsformen einen hohen Stellenwert. 

Die Pläne der befragten Absolventen und Absolventinnen des 
Gymnasiums, eine duale Berufsausbildung zu beginnen, konn- 
ten weitestgehend realisiert werden. Eindeutig im Vordergrund 
steht für die Absolventinnen, wie auch im Vorjahr, der Wunsch, 
ein Studium zu beginnen (vgl. Übersicht 17). Für den größten 
Teil der jungen Männer in den alten und neuen Ländern ist 
zunächst der Wehr- oder Zivildienst (Kategorie „Sonstiges“) 
abzuleisten. 


Berufswahl 

Sowohl in den alten als auch in den neuen Ländern hat jeweils 
mehr als die Hälfte der jungen Männer (59% bzw. 51%), die 
im Herbst 1999 eine Berufsausbildung begonnen hatten, eine 
Ausbildung in einem gewerblich-technischen Beruf gewählt. 
Bei den jungen Frauen standen die kaufmännischen Berufe 
im Vordergrund; dies gilt ebenfalls für die alten und neuen Län- 
der (42% bzw. 41 %). Jede fünfte junge Frau (22%) in den alten 
Ländern schloss einen Ausbildungsvertrag in den Gesund- 
heits-, Erziehungs- und Sozialberufen ab, in den neuen Ländern 
waren es 8%. Die überwiegende Mehrzahl der Befragten 
gab an, dass sie mit ihrer Berufswahlentscheidung zufrieden 
sind - in den alten Ländern zu 88 % und in den neuen Ländern 
zu 83%. 
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Übersicht 13: Berufswahlverhalten der Ausbildungsplatzbewerber und Ausbildungsplatzbewerberinnen in 
den alten^) und neuen Ländern^) 1999 in Prozent 


Berufswahl 

Alte Länder 


Sehule 


HS 9 

HS 10 

RS 10 

GS 10 

Gymnasium 

BVZ 

Alle Sehulen 

Ein bestimmter Beruf 

50 

43 

38 

45 

40 

38 

41 

Ähnliehe Berufe 

29 

35 

44 

29 

42 

35 

37 

Versehiedene Berufsfelder 

19 

21 

18 

25 

18 

24 

21 

Keine genaue Vorstellung 

2 

1 

1 

1 

1 

3 

1 

Insgesamt h 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Berufswahl 

Neue Länder 


Sehule 


HS 9 

RS 10 (HS 10) 

GS 10 

Gymnasium 

BVZ 

Alle Sehulen 

Ein bestimmter Beruf 

22 

19 


12 

14 

23 

20 

Ähnliehe Berufe 

36 

42 


40 

51 

39 

41 

Versehiedene Berufsfelder 

39 

38 


47 

34 

36 

38 

Keine genaue Vorstellung 

3 

1 


1 

1 

2 

1 

Insgesamt 

100 

100 


100 

100 

100 

100 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 10, Seite 50 

HS = Hauptschule, RS = Realschule, GS = Gesamtschule, BVZ = Berufliche Vollzeitschule sowie Wirtschaftsschule (Bayern) 



') Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 

Brandenburg, Mecklenburg- Vorpommern, Sachsen, Sachsen- Anhalt, Thüringen 
h Abweichungen zu 100 druch Auf- und Abrunden möglich 




Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 








Übersicht 14: Beabsichtigte Ausbildungsberufe von Ausbildungsplatzbewerbern und Ausbildungsplatzbewer- 
berinnen in den alten^) und neuen Ländern^) 1999 in Prozent 


Berufsfeld (Mehrfaehnennungen) 

Alte Länder 



Neue Länder 




Männlich 

Weiblieh 

Insgesamt 

Männlieh 

Weiblieh 

Insgesamt 

Land- und Forstwirtsehaft/Gartenbau 

3 

6 

4 

7 

12 

9 

Metallberufe 

44 

3 

27 

40 

2 

23 

Elektroberufe 

22 

1 

13 

21 

1 

11 

Emährungsberufe 

7 

8 

7 

14 

19 

16 

Bau- und Baunebenberufe 

22 

3 

14 

50 

5 

29 

Sonstige gewerblieh-teehnisehe Berufe 

7 

10 

8 

7 

9 

8 

Einzelhandel 

7 

19 

12 

6 

27 

16 

Groß- und Außenhandel 

8 

12 

9 

4 

12 

8 

Andere Kaufleute 

3 

13 

7 

2 

15 

8 

Banken, Versieherungen 

3 

11 

6 

1 

10 

5 

Verkehrsberufe 

1 

0 

0 

2 

1 

2 

Verwaltungs- und Büroberufe 

4 

23 

12 

2 

25 

13 

Gesundheitsberufe 

0 

19 

8 

1 

16 

7 

Friseur/Friseurin 

0 

10 

4 

1 

13 

6 

Gastronomie, Hauswirtsehaft 

2 

9 

5 

4 

23 

13 

Andere Berufe 

2 

3 

2 

2 

2 

2 

Insgesamt 

135 

150 

138 

164 

192 

176 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 11, Seite 50 

') Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 

0 Brandenburg, Mecklenburg- Vorpommern, Sachsen, Sachsen- Anhalt, Thüringen 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 
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1.3.3 Mobilität von Jugendlichen^ aus den 
neuen Ländern 

Zur Ermittlung der „Pendlerzahlen“ für das Jahr 1999 hat das 
Bundesinstitut hir Berufsbildung in acht alten Ländern (Baden- 
Württemberg, Bremen, Hessen, Nordrhein- Westfalen, Rhein- 
land-Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein und Niedersachsen) 
eine Erhebung in Teilzeitberufsschulen durchgefährt. Im Ein- 
zelnen wurde nach der Anzahl der Berufsschüler und Berufs- 
schülerinnen gefragt, die Auszubildende im 1. Ausbildungsjahr 
sind und 

- mit ihrem Hauptwohnsitz nach wie vor in den neuen Ländern 
gemeldet sind und einen Ausbildungsplatz in einem Betrieb 
in den alten Ländern gefunden haben oder 

- seit Mitte 1999 ihren Hauptwohnsitz aus den neuen Ländern 
in die alten Länder verlegt haben, um dort eine betriebliche 
Ausbildung zu beginnen. 

In den genannten Ländern wurden 967 Schulen angeschrieben; 
davon haben sich rund 82% an der Erhebung beteiligt. Hier- 
bei wurden 231.677 Schüler und Schülerinnen im ersten Aus- 
bildungsjahr erfasst, davon waren 5.257 Jugendliche (2,1%) 
Pendler oder Umzügler (männlich: 43 %, weiblich: 57 %). 


Mit Hilfe dieser Quote und unter Berücksichtigung der neu 
abgeschlossenen Ausbildungsverträge für das Jahr 1999 erge- 
ben sich die folgenden Schätzwerte. 


Land 

Quote 

Neuverträge 

1999 

Pendler/ 

Umzügler 

Baden-Württemberg 

1,6% 

76.331 

1.250 

Bremen 

1,6% 

6.012 

95 

Hessen 

2,6 % 

42.607 

1.100 

Niedersachsen 

5,0 % 

59.381 

3.000 

Nordrhein-Westfalen 

0,5 % 

128.437 

650 

Rheinland-Pfalz 

0,8 % 

30.693 

260 

Saarland 

0,9 % 

9.034 

85 

Schleswig-Holstein 

7,3 % 

20.370 

1.500 

Insgesamt 

2,1 % 

372.865 

7.940 


Zwei Länder haben eine eigene Erhebung durchgeführt und fol- 
gende Zahlen gemeldet. 


Land 

Quote 

Neuverträge 

1999 

Pendler/ 

Umzügler 

Bayern 

3,7 % 

96.800 

3.540 

Hamburg 

5,5 % 

12.548 

688 

Insgesamt 

3,9 % 

109.348 

4.228 


Bei einer angenommenen zum Vorjahr gleichbleibenden Pend- 
lerquote für Berlin (ohne Binnenpendler) von 12% würde sich 
die Pendlerzahl nach Berlin auf etwa 1 .800 belaufen. Insgesamt 
dürften damit 1999 - ähnlich wie im Vorjahr - rund 14.000 Ju- 
gendliche aus den neuen Ländern eine Ausbildung in den alten 
Ländern aufgenommen haben. Zum Vergleich: 



Quote 

Neuverträge 

Pendler/ 
Umzügler 
(zum Teil 
geschätzt) 

1995 

2,9 % 

450.128 

13.300 

1996 

3,0 % 

449.314 

13.450 

1997 

3,1 % 

461.800 

14.400 

1998 

2,8 % 

483.576 

13.750 

1999 

2,8 % 

497.216 

13.970 


9 Zur Mobilität von Jugendlichen vgl. auch Kapitel 1.3.1 


Übersicht 15: Volle Zufriedenheit von Schulabsol- 
venten und Schulabsolventinnen mit dem erreichten 
Bildungsweg 1999 in Prozent 


Bildungsweg 

Weiblich 

Männlich 

Neue Länder insgesamt 

55 

59 

Duale Berufsausbildung^) 

56 

66 

Außerbetriebliche Berufsausbildung 

40 

48 

Lehrgang der Bundesanstalt für Arbeit 

36 

36 

Allgemeinbildende Schule 

52 

60 

Berufsbildende Schule und 



andere Berufsausbildung 

52 

44 

Studium 

79 

72 

Sonstiges 

38 

62 

Alte Länder insgesamt 

65 

69 

Duale Berufsausbildung^) 

70 

78 

Außerbetriebliche Berufsausbildung 

60 

68 

Lehrgang der Bundesanstalt für Arbeit 

20 

31 

Allgemeinbildende Schule 

77 

75 

Berufsbildende Schule und 



andere Berufsausbildung 

62 

59 

Studium 

75 

85 

Sonstiges 

51 

65 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 12, Seite 51 
‘) Ausbildung nach BBiG und HwO 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 


1.4 Nachfragevorausschätzung 2000 

Vorausschätzung der Schulabgänger 
und Schulabgängerinnen 

Schätzungen der voraussichtlichen Zahl der Schulabgänger 
sind in Deutschland Aufgaben der Kultusministerkonferenz 
und des Statistischen Bundesamtes. Die letzten längerfristigen 
Vorausberechnungen der Kultusministerkonferenz basieren auf 
den Ist-Zahlen des Jahres 1995. Das Statistische Bundesamt 
berücksichtigt bei seiner Schätzung der Schulabsolventenzah- 
len des Jahres 2000 die Ist-Entwicklung bis zum Jahr 1998 und 
schreibt diese Daten auf der Basis der von der Kultusminister- 
konferenz erwarteten jährlichen Veränderungsraten fort. Nach 
den Berechnungen des Statistischen Bundesamtes wird im Jahr 
2000 die Anzahl der Schulentlassenen aus allgemeinbildenden 
Schulen sowie aus Berufsfachschulen, Lachoberschulen, Lach- 
gymnasien und Kollegschulen um 12.300 bzw. 1,0% auf über 
1 .216.800 anwachsen. Rund 923.500 werden aus allgemeinbil- 
denden und 293.400 aus beruflichen Schulen kommen. Der 
relative Zuwachs gegenüber 1999 fällt bei den Absolventen und 
Absolventinnen beruflicher Schulen (+1,5%) etwas stärker als 
bei den Schulentlassenen aus allgemeinbildenden Schulen 
(+0,9%) aus. 

Eine Differenzierung der Schulentlassenen nach Abschluss- 
arten (vgl. Tabelle 1/15 im Anhang) macht deutlich, dass vor 
allem die Anzahl der Absolventen mit allgemeiner oder fachge- 
bundener Hochschulreife steigen wird (um 7.200 bzw. 2,9%). 
Dagegen geht die Zahl der Absolventen, die besonders oft eine 
duale Ausbildung nachfragen, entweder leicht zurück (so bei 
den Schulabgängern mit Hauptschulabschluss: -300 bzw. 






Übersicht 16: Pläne und Realisierungen bei Absolventen und Absolventinnen der Hauptschule, der Realschule und der beruflichen Vollzeitschule 1999 
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Übersicht 17: Pläne und Realisierungen bei Absol- 
venten und Absolventinnen des Gymnasiums 1999 
in Prozent 


Bildungsweg 

Weiblich 


Männlich 



Pläne 

Realisie- 

rungen 

Pläne 

Realisie- 

rungen 

Neue Länder 





Duale Berufsausbildung9 

36 

36 

5 

5 

Studium 

41 

36 

12 

9 

Berufsbildende Schule und 

9 

9 

6 

3 

andere Berufsausbildung 

Sonstiges 

15 

18 

78 

83 

Alte Länder 

Duale Berufsausbildung9 

23 

21 

3 

3 

Studium 

46 

45 

11 

10 

Berufsbildende Schule und 

9 

8 

2 

2 

andere Berufsausbildung 

Sonstiges 

23 

27 

84 

85 

Vgl. Bemfsbildungbericht 1999, Übersicht 14, Seite 53 

9 Ausbildung nach BBiG oder HwO 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 




-0,1 %), oder aber sie nimmt nur in einem sehr geringen Aus- 
maß zu (Absolventen mit Realschul- oder gleichwertigem 
Abschluss: +1.100 bzw. +0,3%). 

Absolventen des schulischen Berufs Vorbereitungsjahrs (BVJ) 
und des schulischen Berufsgrundbildungsjahres (BGJ) sind in 
diesen Berechnungen des Statistischen Bundesamtes nicht ent- 
halten. Unter Berücksichtigung der Ist-Entwicklung bis 1998 
und der von der Kultusministerkonferenz erwarteten Verände- 
rungsraten ist für das Jahr 2000 mit 60.100 BVJ-Absolventen 
und 3 1 .200 BGJ- Absolventen zu rechnen.^) 

Bei einer Nachfragevorausschätzung sind zudem noch die 
unvermittelten Bewerber und Bewerberinnen aus dem Vorjahr 
zu berücksichtigen, da die Hälfte von ihnen im neuen Vermitt- 
lungsjahr als Nachfrager registriert werden wird, ohne zuvor 
wieder eine der hier bereits berücksichtigten Schularten besucht 
zu haben.^) Die Anzahl der Unvermittelten aus dem Vorjahr hat 
sich insgesamt von 35.700 auf 29.400 im neuen Vermittlungs- 
jahr 1999/2000 verringert. 


') Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung, wobei derselbe 
Fortschreibungsmodus verwendet wurde, den auch das Statistische 
Bundesamt nutzt. 

9 Für die Nachfragevorausschätzung sind diejenigen unvermittelten Be- 
werber und Bewerberinnen aus dem Vorjahr zu berücksichtigen, die 
ohne zwischenzeitliche sonstige Aktivität (dies wäre z.B. ein erneuter 
Schulbesuch) unmittelbar in eine duale Ausbildung einmünden oder 
aber ihren Vermittlungswunsch aufrechterhalten, ohne etwas anderes zu 
beginnen. Die restlichen Jugendlichen, die sich zu einem Schulbesuch 
entschließen oder sonstiges machen, werden nur dann wieder zu Nach- 
fragern des neuen Vermittlungsjahres, wenn sie ihre Schule noch im 
selben Jahr wieder beenden und sich erneut an der Aufnahme einer dua- 
len Berufsausbildung interessiert zeigen. Sie sind dann erneut nach- 
fragerelevante Schulabgänger, müssen aber für die Nachfragevoraus- 
schätzung nicht nochmals berücksichtigt werden. Denn sie sind bereits 
implizit in der Gesamtzahl aller erwarteten Schulabsolventen des ent- 
sprechenden Jahres enthalten und werden hier bereits für die Nach- 
frageschätzung berücksichtigt. 


Nachfragevorausschätzung für das Bundesgebiet 

Für 1999 wurde auf der Grundlage der Absolventenprognosen 
der Kultusministerkonferenz, des Statistisehen Bundesamtes, 
auf der Basis erfahrungsgestützter Übergangsquoten der Sehul- 
abgänger aus den versehiedenen Sehularten bzw. sehulisehen 
Qualifikationsstufen (einsehließlieh BVJ und BGJ) und unter 
Berüeksiehtigung der unvermittelten Bewerber und Bewerbe- 
rinnen aus dem Vorjahr mit einer Naehfrage naeh Ausbildungs- 
plätzen von 655.000 Jugendliehen gereehnet.^) Einsehränkend 
wurde darauf verwiesen, dass Prognosen der Naehfrageent- 
wieklung bei sieh ändernden Rahmenbedingungen des dualen 
Systems sehwieriger werden. Zwar konnte vom erstmals aufge- 
legten Sofortprogramm der Bundesregierung zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit ein naehfragefördemder Effekt erwartet 
werden, der über die rein demographiseh bedingte Zunahme 
der Naehfrage hinausgeht. Doeh ist es kaum möglieh, den 
quantitativen Effekt eines solehen Programms auf die Entwiek- 
lung der Gesamtnaehfrage hinreiehend verlässlieh zu prog- 
nostizieren.^) Tatsäehlieh lag die Naehfrage im Jahr 1999 mit 
660.400 Naehfragem, darunter 631.000 neu abgesehlossene 
Ausbildungsverträge und 29.400 noeh nieht vermittelte Bewer- 
ber und Bewerberinnen, um rund 5.400 (+0,8%) höher, als 
allein aufgrund der demographisehen Entwieklung zu erwarten 
gewesen wäre.^) 

Beruhend auf den Erfahrungswerten der Vorjahre und den 
Ergebnissen für 1999 ist für das Jahr 2000 mit einer nur leieht 
waehsenden Naehfrage von 662.000 Ausbildungsplätzen zu 
reehnen (+0,2%). Bezogen auf die erwarteten 923.500 Absol- 
venten allgemeinbildender Sehulen ergibt sieh damit eine 
Naehfragequote von knapp 72%. Dabei wird unterstellt, dass 
die Ausbildungsplatzbewerber des Jahres 2000 in etwa die glei- 
ehen Bedingungen auf dem Lehrstellenmarkt vorfinden wie im 
Jahr zuvor. Sollte das betriebliehe Ausbildungsplatzangebot 
wieder zunehmen, könnte dies aueh zu einer verstärkt waehsen- 
den Naehfrage auf Seiten der Jugendliehen führen. Die Naeh- 
frage würde dann etwas über das hier erreehnete Volumen von 
662.000 hinausgehen. 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Teil I, Kapitel 9 sowie Teil II, Kapitel 
1.5 

9 Zu den Rahmenbedingungen, die auf die Nachfrageentwicklung Ein- 
fluss nehmen, zählt auch die Entwicklung des betrieblichen Eehrstellen- 
angebotes. Sie bildet neben den demographischen Veränderungen, 
politisch gesetzten Rahmenbedingungen und veränderten Bildungs- 
neigungen den vierten wichtigen Faktor, der quantitativ die Ausbil- 
dungsstellennachfrage bestimmt. Die in einigen Regionen und Ausbil- 
dungsbereichen negative Entwicklung des betrieblichen Ausbildungs- 
platzangebots hat mit dazu geführt, dass der nachfragesteigemde Effekt 
des Sofortprogramms auf die Gesamtnachfrage nicht in der Höhe aus- 
fiel, wie ursprünglich erwartet wurde; vgl. hierzu auch Behringer, F./ 
Ulrich, J. G.: „Die Angebotsabhängigkeit der Nachfrage nach Ausbil- 
dungsstellen als Problem bei der Vorausschätzung der zukünftigen 
Nachfrage“, in: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung, 30. Jg., Heft 3, 1997. Bezugnehmend auf die veränderten Rah- 
menbedingungen ist das Bundesministerium für Bildung und For- 
schung in seiner Nachfragevorausschätzung für das Jahr 1999 davon 
ausgegangen, dass die statistisch ausgewiesene Nachfrage bundesweit 
kurzfristig auf etwa 690.000 steigen wird. Dies ist so nicht eingetreten. 

9 Der quantitative Effekt des Sofortprogramms der Bundesregierung zum 
Abbau der Jugendarbeitslosigkeit schlug sich vor allem in der Er- 
höhung der realisierten Nachfrage (= neu abgeschlossene Ausbildungs- 
verträge) um 18.500 und einer Verringerung der Anzahl der noch nicht 
vermittelten Bewerber um 6.300 nieder. 
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Nachfrage Vorausschätzung für die alten Länder 

Die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen in den alten Ländern 
wurde fär 1999 auf 512.000 geschätzt.^) Darin enthalten waren 
etwa 16.750 Ost- West-Pendler. Die tatsächliche Nachfrage 
betrug 1999 516.800 (497.200 Neuabschlüsse und 19.600 noch 
nicht vermittelte Bewerber und Bewerberinnen). Die Anzahl 
der Ausbildungspendler aus den neuen Ländern belief sich auf 
rund 17.000 (einschließlich der rund 3.000 geschätzten Binnen- 
pendler Berlin)^). 

Für das Ausbildungsjahr 2000 ist bei gleichbleibenden Bedin- 
gungen auf dem Ausbildungsstellenmarkt mit einer demo- 
graphisch bedingten Nachfragesteigerung um etwa +0,3% zu 
rechnen. Damit werden voraussichtlich gut 518.000 Ausbil- 
dungsplätze in den alten Ländern nachgefragt (einschließlich 
der in etwa gleichbleibenden Pendlemachfrage)^). Sollte es zu 
der Steigerung des betrieblichen Ausbildungsplatzangebotes 
kommen, wie es nach den Ergebnissen des Betriebspanels des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung zu erwarten 
ist, so könnte die Nachfrage über den demographischen Faktor 
hinaus anwachsen. 

Nachfrage Vorausschätzung für die neuen Länder 

Für die neuen Länder wurde fär 1999 eine Nachfrage von gut 

142.000 Ausbildungsplätzen innerhalb dieser Region erwar- 
tet.^) Diese Zahl wurde mit 143.600 um etwa 1 %> überschritten 
(133.800 Neuabschlüsse und 9.800 unvermittelte Bewerber und 
Bewerberinnen) .^) 

Auf der Grundlage der Absolventenprognose der Kultusmini- 
sterkonferenz sowie einer unveränderten Übergangsquote aus 
den allgemeinbildenden Schulen und berufsbildenden Vollzeit- 
schulen und einer etwa gleichbleibenden Anzahl von 17.000 
Ost- West-Pendlern ist in den neuen Ländern im Jahr 2000 mit 
einer allenfalls nur leicht steigenden Nachfrage von rund 

144.000 Ausbildungsplätzen zu rechnen.^) Dabei wird unter- 
stellt, dass die Jugendlichen in etwa dieselben Bedingungen auf 
dem Ausbildungsstellenmarkt vorfinden wie 1999. Nach Ein- 
schätzung der Betriebe in den neuen Ländern ist für das Jahr 
2000 allerdings eher eine weitere Einschränkung des betrieb- 
lichen Angebots zu erwarten^). 


') Ohne Berücksichtigung der nachfragewirksamen Effekte des Sofortpro- 
gramms zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit 

9 Vgl. hierzu auch Kapitel 1.3.3 

9 Dies sind, bezogen auf die erwarteten 714.100 Absolventen aus den all- 
gemeinbildenden Schulen der alten Länder, rund 73%. Unter Abzug 
der Pendler aus den neuen Ländern liegt die Quote bei rund 70%. 

9 Vgl. Kapitel 4.1.1 

9 Unter Außerachtlassung der nachfragewirksamen Effekte des Sofort- 
programms zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit 

9 Die rund 17.000 Ost- West-Pendler, die ihre Lehrstelle in den alten Län- 
dern fanden und dort als Nachfrager registriert wurden, sind in diesen 
Zahlen nicht enthalten. 

9 Bezogen auf die für die neuen Länder erwarteten 209.400 Absolventen 
allgemeinbildender Schulen sind dies 69%, unter Einschluss der rund 
1 7.000 Pendler in die alten Länder und den Westen Berlins knapp 77 %. 

9 Vgl. Kapitel 4. 1.1 


2. Bestand und Struktur der 
Berufsausbildung 

2.1 Betriebliche Berufsausbildung 


2.1.1 Schulische Vorbildung und Altersstruktur 
der Auszubildenden 

Schulische Vorbildung 

Die schulische Vorbildung wird in der Berufsbildungsstatistik 
als der zuletzt erreiehte allgemeinbildende Schulabschluss fär 
die Ausbildungsanfänger und Ausbildungsanfängerinnen aus- 
gewiesen. Sofern vor Antritt der betriebliehen Berufsausbil- 
dung eine berufsbildende Vollzeitschule besucht wurde, wird 
diese als zuletzt besuchte Schule angegeben. Dies ist vor allem 
beim Hauptsehüleranteil zu beachten, da viele Hauptschüler das 
Berufsgrundbildungsjahr oder das Berufsvorbereitungsjahr be- 
suchen und dann dort erfasst werden. 

Die Anteile von Sehulabgängem und Sehulabgängerinnen der 
versehiedenen Schularten haben sich gegenüber dem Vorjahr 
kaum verändert. Insbesondere konnten Hauptschüler mit Ab- 
sehluss ihren Anteil ungefähr halten (31,3%; vgl. Übersicht 
18). Dies zeigt, dass die steigende Zahl von Neuabsehlüssen 
sieh auch bei diesen Sehulabgängem günstig auswirkt, während 
in früheren Jahren ihre Anteile gesunken waren. Rund 190.000 
Hauptschüler mit Abschluss, 2.300 mehr als im Vorjahr, haben 
1998 einen Ausbildungsvertrag abgeschlossen. Realschüler 
haben einen etwas höheren Anteil als im Vorjahr (37,0%), 1997: 
36,7%)); das entspricht einer Zunahme um 5.400 Auszubilden- 
de. 

Der Anteil des schulischen Bemfsgmndbildungsjahres ging 
gegenüber dem Vorjahr zurüek, vor allem im Bereich Land- 
wirtschaft und im Handwerk, während er im Bereieh Hauswirt- 
schaft höher liegt. In Baden- Württemberg kommen im Bereieh 
Landwirtschaft weniger Auszubildende aus dem Bemfsgmnd- 
bildungsjahr, während in Rheinland-Pfalz und Thüringen im 
Bereieh Hauswirtschaft erstmals Auszubildende aus diesen 
Schulen kommen. Diese Entwicklung kann die insgesamt fal- 
lende Tendenz fär das Bemfsgmndbildungsjahr jedoch nicht 
ausgleichen. Der Anteil der Abgänger aus dem Bemfsvorberei- 
tungsjahr und von den Bemfsfaehsehulen ist nahezu unverän- 
dert. 

Über 100.000 Sehulabgänger mit einer Studienberechtigung 
haben eine Ausbildung im dualen System begonnen. Ihr Anteil 
ist mit 16,8 % gegenüber dem Vorjahr (16,4%o) leicht gestiegen. 
In Industrie und Handel hat fast jeder vierte Auszubildende die 
Hochsehul- oder Faehhochsehulreife (23,9 %o, gegenüber dem 
Vorjahr unverändert), bei den Freien Berufen jeder fünfte Aus- 
zubildende. Bei den Rechtsanwaltsfachangestellten haben 
32,4 %o die Studienberechtigung. Die höchste Abiturientenquote 
(abgesehen von der Seeschifffahrt) erreicht der Öffentliehe 
Dienst (27,0 %o). Berufe wie Sozialversicherungsfachangestell- 
ter/Sozialversicherungsfachangstellte und Vermessungstech- 
nikerWermessungstechnikerin haben besonders hohe Werte 
(51,6% bzw. 41,3%). 

Im Handwerk bilden die Hauptschüler die größte Gruppe dieses 
Bereichs. Einschließlich der Abgänger des Berufsgrundbil- 
dungsjahres und des Berufsvorbereitungsjahres kommen weit 
über die Hälfte der Ausbildungsanfänger im Handwerk von 
Hauptschulen. Die Realsehüler erreichen einen Wert von 
31,8%. 
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Übersicht 18: Schulische Vorbildung der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag nach 
Ausbildungsbereichen 1997 und 1998 in Prozent^) 


Ausbildungsbereich 

Auszubildende mit der schulischen Vorbildung^ 


Hauptschule 
ohne Abschluss 

Hauptschule 
mit Abschluss 

Realschul- oder 

gleichwertiger 

Abschluss 

Hochschul-/ 

Fachhochschul- 

reife 

Schulisches 

Berufsgrund- 

bildungsjahr 

Berufsfach- 

schule 

Berufsvor- 

bereitungsjahr 


1997 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

1997 

1998 

Industrie und Handel 

1,2 

1,0 

23,2 

22,8 

36,8 

37,3 

23,9 

23,9 

2,1 

1,7 

11,4 

11,6 

1,5 

1,6 

Handwerk 

4,8 

4,5 

45,9 

47,6 

32,2 

31,8 

5,2 

5,4 

6,0 

5,1 

3,8 

3,5 

2,1 

2,2 

Landwirtschaft 

5,6 

6,7 

37,2 

36,4 

30,8 

33,4 

13,2 

12,1 

8,0 

7,3 

3,6 

2,4 

1,7 

1,6 

Öffentlicher Dienst 

0,3 

0,3 

7,2 

7,4 

59,2 

59,8 

26,8 

27,0 

1,2 

1,1 

4,7 

4,4 

0,7 

0,0 

Freie Berufe 

0,4 

0,4 

21,4 

19,5 

52,9 

54,2 

20,4 

20,8 

0,5 

0,5 

4,2 

4,5 

0,2 

0,2 

Hauswirtschaft Q 

23,3 

24,1 

40,1 

38,3 

9,2 

8,4 

0,6 

0,5 

4,3 

8,9 

11,4 

9,9 

11,1 

9,9 

Seeschifffahrt 

2,1 

2,5 

16,4 

17,2 

37,1 

40,5 

42,9 

39,3 

1,4 

0,6 

- 

- 

- 

- 

Alle Bereiche 

2,7 

2,5 

31,4 

31,3 

36,7 

37,0 

16,4 

16,8 

3,5 

3,0 

7,6 

7,7 

1,6 

1,7 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 20, Seite 60 
') Abweichungen zu 100 durch Auf- und Abrunden möglich 

Jeder Auszubildende ist nur einmal aufgefährt, wobei er entweder nach dem zuletzt erreichten Schulabschluss oder nach der zuletzt besuchten Schule zugeordnet worden 
ist; Prozentuierung ohne Einbeziehung der Kategorie „ohne Angabe“ (Hochrechnung). Die Kategorie „Sonstige Schulen“ wurde zu zwei Dritteln auf Hauptschulen mit 
Abschluss und zu einem Drittel auf Berufsfachschulen aufgeteilt. 

Hauswirtschaft im städtischen Bereich 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


In Industrie und Handel stellen Realsehüler die größte Gruppe 
(37,3 %) dar. Im Öffentliehen Dienst und bei den Freien Beru- 
fen kommt mehr als die Hälfte der Auszubildenden von Real- 
sehulen oder hat vergleiehbare Absehlüsse. 

Im Jahr 1998 haben rund 15.400 Sehulabgänger ohne Haupt- 
schulabsehluss die Ausbildung begonnen, das sind 900 weniger 
als im Vorjahr. Entspreehend ging aueh der Anteilswert etwas 
zurüek (1997: 2,7%, 1998: 2,5%). Angesichts der steigenden 
Schulabgängerzahlen ohne Abschluss hat sich ihre Lage dem- 
nach verschlechtert. In den neuen Ländern liegt die Quote 
höher (4,1%), ging jedoch gegenüber dem Vorjahr (4,9%) 


deutlich zurück. In den alten Ländern liegt der Wert unverän- 
dert bei 2, 1 %. Der höhere Wert in den neuen Ländern hängt mit 
der stärker ausgebauten staatlichen Förderung vor allem im 
Bereich der Hauswirtschaft zusammen. Die meisten Haupt- 
schüler ohne Abschluss (9.600) haben im Handwerk eine Aus- 
bildung begonnen; der Anteilswert beträgt 4,5% (Vorjahr: 
4,8%). 

In den neuen Ländern kommen mehr Ausbildungsanfänger aus 
dem Berufsvorbereitungsjahr als in den alten Ländern (3,0% 
zu 1,4%). Dagegen sind Berufsfachschüler in den neuen Län- 
dern noch kaum vertreten (1,5%, alte Länder: 9,3%). Auch 


Übersicht 19: Die zehn am häufigsten von Ausbildungsanfängern und Ausbildungsanfängerinnen mit 
Hochschulreife gewählten Ausbildungsberufe 1998 und Vergleich mit 1997^) 


Ausbildungsberuf 

Ausbildungsanfänger 
mit Hochschulreife 

Anteil an allen Ausbildungs- 
anfängem des Berufs 

1997 

1998 

1997 

1998 

Anzahl 


Prozent 

BarLkkaufmann/Bankkauffrau 

11.873 

12.278 

68,3 

69,2 

Industriekaufmann/Industriekauffrau 

10.385 

10.541 

48,3 

47,7 

Kaufmann/Kaufffau im Groß- und Außenhandel 

6.708 

6.574 

35,9 

35,5 

Bürokaufmann/Bürokauffrau (Industrie und Handel) 

4.802 

4.547 

23,0 

22,0 

Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte 

4.659 

4.543 

56,5 

57,2 

V ersicherungskaufmann/V ersicherungskauffrau 

3.127 

3.360 

65,1 

63,2 

Hotelfachmann/Hotelfachfrau 

3.241 

3.198 

29,5 

27,9 

Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel 

2.827 

2.820 

9,7 

9,3 

Kaufmann/Kauffrau für Bürokommunikation 

2.615 

2.749 

26,1 

25,9 

F achinformatiker/F achinformatikerin 

1.076 

2.243 

60,5 

57,5 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 21, Seite 60 

') Prozentanteile ohne Einbeziehung der Kategorie „ohne Angabe“ (Hochrechnung) 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; 

Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Übersicht 20: Die zehn am häufigsten von Ausbildungsanfängern und Ausbildungsanfängerinnen mit Real- 
schulahschluss gewählten Ausbildungsberufe 1998 und Vergleich mit 1997^ 


Ausbildungsbemf 

Ausbildungsanfänger 
mit Realschulabschluss 

Anteil an allen Ausbildungs- 
anfängern des Berufs 


1997 

1998 

1997 

1998 


Anzahl 

Prozent 

Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel 

11.607 

12.311 

39,7 

40,7 

Arzthelfer/Arzthelferin 

8.787 

9.896 

59,3 

61,9 

Kraftfahrzeugmeehaniker/Kraftfahrzeugmeehanikerin 

8.619 

8.506 

36,6 

37,4 

Bürokaufmann/Bürokauffrau (Industrie und Handel) 

8.387 

8.378 

40,1 

40,6 

Zahnarzthelfer/Zahnarzthelferin 

8.361 

7.462 

55,5 

56,7 

Elektroinstallateur/Elektroinstallateurin 

6.821 

6.619 

46,1 

45,1 

Industriekaufmann/Industriekauffrau 

5.996 

6.362 

27,9 

28,8 

Kaufmann/Kauffrau im Groß- und Außenhandel 

6.095 

6.172 

32,6 

33,3 

Friseur/Friseurin 

5.089 

5.704 

31,1 

32,6 

Koeh/Köehin 

5.028 

5.590 

39,3 

40,1 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999 Übersicht 22, Seite 61 





') Realschulabschluss oder vergleichbarer Abschluss der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag ohne Einbeziehung der Kategorie „ohne Angabe“ 
(Hochrechnung) 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 




Abiturienten haben eine geringere Quote (14,2%, alte Länder: 
17,4%). ln den neuen Ländern ist der Wert gegenüber dem 
Vorjahr auch nicht mehr angestiegen. 

Die Ausbildung von Studienberechtigten ist auf wenige Berufe 
konzentriert. Die zehn von ihnen am häufigsten gewählten 
Berufe umfassen 52% aller Abiturienten (Vorjahr: 55%). Die 
Berufe gehören fast ausschließlich dem kaufmännischen und 
dem Bürobereich an. Im Jahr 1998 ist erstmals mit dem neuen 
Beruf Fachinformatiker/Fachinformatikerin ein technischer 
Beruf enthalten (vgl. Übersicht 19). Bei dem von Abiturienten 
besonders häufig gewählten Beruf Bankkaufmann/Bankkauf- 
frau ist die Zahl der Neuabschlüsse wieder von 68,3 % in 1997 
auf 69,2% in 1988 angestiegen, nachdem über mehrere Jahre 
Rückgänge zu verzeichnen waren. In den neuen Ländern 
sind in diesem Beruf sogar über 80% der Auszubildenden 
Abiturienten. Bei einigen zahlenmäßig gering besetzten Beru- 
fen wie Werbekaufmann/Werbekauffrau, Buchhändler/Buch- 
händlerin, Luftverkehrskaufmann/Luftverkehrskauffrau und 
VerlagskaufinannWerlagskauffrau liegt die Abiturientenquote 
bei 75 % und höher. Allerdings sind in den meisten dieser Beru- 
fe die Quoten nicht mehr angestiegen. 

Bei den Realschülern umfassen die zehn am häufigsten gewähl- 
ten Berufe 34,2% (Vorjahr: 34,4%) aller Auszubildenden 
mit diesem Abschluss. Darunter sind auch gewerbliche Berufe 
wie Kraftfahrzeugmechaniker/Khaftfahrzeugmechanikerin und 
Elektroinstallateur/Elektroinstallateurin (vgl. Übersicht 20). 
Die meisten Berufe gehören dem Handelsbereich (Kauf- 
mann/Kauffrau im Einzelhandel bzw. im Großhandel), dem 
Gesundheitsbereich (Arzt-, Zahnarzthelferin) und dem Bürobe- 
reich (Bürokaufmann/Bürokauffrau, Industriekaufmann/Indu- 
striekauffrau) an. In allen Berufen mit Ausnahme der Elektroin- 
stallateure sind die Anteile der Realschüler gegenüber dem 
Vorjahr angestiegen. In den neuen Ländern haben besonders 
viele Realschüler und Realschülerinnen den Beruf Koch/ 
Köchin gewählt (Anteil: 55,1 %, alte Länder: 32,3 %). 

Bei den Hauptschülem mit Abschluss sind vor allem Berufe aus 
dem Handwerk vertreten, die generell zumeist von männlichen 


Schulabgängern gewählt wurden (Kraftfahrzeugmechaniker, 
Maler und Lackierer; vgl. Übersicht 21). Für Hauptschülerin- 
nen sind insbesondere die fast ausschließlich von weiblichen 
Auszubildenden gewählten Berufe, wie Kauffrau im Einzelhan- 
del, Friseurin und Verkäuferin, von Bedeutung. Den höchsten 
Hauptschüleranteil mit 64,7% erreichen die Fachverkäuferin- 
nen im Nahrungsmittelhandwerk. Für die männlichen Jugend- 
lichen sind Bäcker und Fleischer mit ähnlich hohen Quoten zu 
nennen, die jedoch nicht so starke Besetzungen aufweisen. Ins- 
gesamt umfassen die 10 am häufigsten von Hauptschülem 
gewählten Bemfe 41 % aller Hauptschüler (Vorjahr: 42%). 

Auch die meisten Hauptschüler ohne Abschluss erlernen hand- 
werkliche Bemfe wie Maler und Lackierer/Malerin und Lackie- 
rerin, Maurer/Maurerin oder Friseur/Friseurin (vgl. Übersicht 
22). Viele Hauptschüler ohne Abschluss werden auch in Bem- 
fen nach §48 BBiG und §42 b HwO (Regelungen für die Aus- 
bildung Behinderter) ausgebildet. Fast 900 Schulabgänger ohne 
Hauptschulabschluss haben als Hauswirtschaftstechnischer Be- 
triebshelfer/Hauswirtschaftstechnische Betriebshelferin eine 
Ausbildung aufgenommen. Die zehn am häufigsten gewählten 
Bemfe umfassen 56% aller Auszubildenden ohne Hauptschul- 
abschluss. Nahezu die gleichen Bemfe wurden auch von Ab- 
gängern aus dem Bemfsvorbereitungsjahr gewählt, die eben- 
falls überwiegend keinen Hauptschulabschluss haben. 

Die Stmktur der schulischen Vorbildung der Auszubildenden 
ist von länderspezifischen Bedingungen der allgemeinbilden- 
den und bemfsbildenden Schulen bestimmt. In Niedersachsen 
und Bayern erreichen die Absolventen des Bemfsgmndbil- 
dungsjahres Anteile bei den Auszubildenden von 13,8% bzw. 
4,8% (vgl. Übersicht 23). Beide Werte sind gegenüber dem 
Vorjahr zurückgegangen. Das Bemfsvorbereitungsjahr haben 
überdurchschnittlich viele Auszubildende im Saarland, in Sach- 
sen-Anhalt und in Rheinland-Pfalz besucht (jeweils um 4%). 
Von den Bemfsfachschulen kommen besonders viele Auszubil- 
dende in Niedersachsen und in Baden-Württemberg. 

Die Quoten der Hochschulberechtigten sind in den Stadtstaaten 
Hamburg und Bremen - bedingt durch die Stmktur der Schul- 
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Übersicht 21: Die zehn am häufigsten von Ausbildungsanfängern und Ausbildungsanfängerinnen mit 
Hauptschulabschluss gewählten Ausbildungsberufe 1998 und Vergleich mit 19970 


Ausbildungsbemf 

Ausbildungsanfanger 
mit Hauptschulabschluss 

Anteil an allen Ausbildungs- 
anfängem des Berufs 

1997 

1998 

1997 

1998 

Anzahl 


Prozent 

Kraftfahrzeugmechaniker/Kraftfahrzeugmechanikerin 

11.132 

10.731 

47,2 

47,2 

Maler und Lackierer/Malerin und Lackiererin 

10.239 

10.569 

57,4 

58,7 

Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel 

9.887 

9.946 

33,8 

32,9 

Friseur/Friseurin 

9.152 

9.721 

55,9 

55,5 

Fachverkäufer/Fachverkäuferin im Nahrungsmittelhandwerk 

7.936 

8.077 

64,1 

64,7 

Maurer/Maurerin (Industrie und Handel/Handwerk) 

6.996 

6.345 

49,1 

51,8 

Elektroinstallateur/Elektroinstallateurin 

5.912 

6.134 

39,9 

41,8 

V erkäufer/V erkäuferin 

5.806 

5.951 

52,3 

50,9 

Koch/Köchin 

5.369 

5.829 

42,0 

41,8 

Metallbauer/Metallbauerin 

4.662 

5.151 

53,3 

55,0 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 23, Seite 62 

‘) Schulische Vorbildung der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag ohne Einbeziehung der Kategorie „ohne Angabe“ (Hochrechnung) 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung; Erhebung zum 31. Dezember; 

Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


abgänger - überdurchschnittlich hoch. Aber auch in den 
Flächenstaaten Nordrhein- Westfalen, Hessen und im Saarland 
werden Werte über 20% erreicht. In den neuen Ländern liegen 
die Werte zwischen 11 % und 17%. 

Schulische Vorbildung der Auszubildenden 
in den neuen Berufen 

Die informationstechnischen Berufe wurden sehr häufig von 
Realschülern und Abiturienten gewählt. Insbesondere bei den 
Fachinformatikem und den Informatikkaufleuten haben viele 
das Abitur (um 55%; vgl. Übersicht 24). Es sind jedoch auch 


Hauptschüler mit Abschluss vertreten. Bei den Informations- 
und Telekommunikationssystem-Elektronikem beträgt deren 
Anteil 9,3 %. Von den beruflichen Schulen, die zumeist Berufs- 
fachschulen umfassen, kommen durchschnittlich 10% der Aus- 
zubildenden, bei den Informatikkaufleuten 16,5%. 

Auch die Berufe der Mediengestaltung haben hohe Abiturien- 
tenanteile. So haben bei den Mediengestaltem Bild und Ton 
74,6% die Studienberechtigung. Bei den Werbe- und Medien- 
vorlagenherstellem beträgt der Abiturientenanteil 62,7 %, rund 
ein Fünftel der Auszubildenden kommt von Realschulen. Diese 


Übersicht 22: Die zehn am häufigsten von Ausbildungsanfängern und Ausbildungsanfängerinnen ohne 
Hauptschulabschluss gewählten Ausbildungsberufe 1998 und Vergleich mit 19970 


Ausbildungsberuf 

Ausbildungsanfänger 
ohne Hauptschulabschluss 

Anteil an allen Ausbildungs- 
anfängem des Berufs 


1997 

1998 

1997 

1998 


Anzahl 

Prozent 

Maler und Lackierer/Malerin und Lackiererin 

1.784 

1.756 

10,0 

9,8 

Behindertenberufe im Handwerk^ 

2.247 

1.576 

62,0 

48,7 

Behindertenberufe in der Hauswirtschaft 9 

887 

992 

41,6 

41,7 

Maurer/Maurerin (Industrie und Handel/Handwerk) 

831 

758 

5,8 

6,2 

Behindertenberufe im Bereich Industrie und HandeP) 

1.003 

755 

25,3 

20,2 

Behindertenberufe in der Landwirtschaft 9 

559 

699 

46,7 

50,7 

Tischler/Tischlerin 

704 

628 

4,2 

3,9 

Metallbauer/Metallbauerin 

528 

621 

6,0 

6,6 

Friseur/Friseurin 

554 

505 

3,4 

2,9 

Kraftfahrzeugmechaniker/Kraftfahrzeugmechanikerin 

406 

480 

1,7 

2,1 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 24, Seite 62 





') Schulische Vorbildung der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag ohne Einbeziehung der Kategorie „ohne Angabe“ (Hochrechnung) 

0 Ausbildungsberufe nach § 42 b HwO 

0 Ausbildungsberufe nach § 48 BBiG 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Struktur ist mit der des Vorgängerberufs Werbe Vorlagenher- 
steller vergleichbar. Den höchsten Abiturientenanteil weisen 
die Kaufleute fär audiovisuelle Medien auf (80,8%). Es ist zu 
erwarten, dass bei höheren Auszubildendenzahlen in den 
nächsten Jahren (1998: 269 Auszubildende) die Anteile fär die 
anderen Schularten ansteigen. 

Bei den Kaufleuten fär Verkehrsservice haben die meisten Aus- 
zubildenden einen Realschulabschluss (62,8 %). Der Abiturien- 
tenanteil beträgt 20,9%. Mit 6,0% sind bei diesem kaufmänni- 
schen Beruf die Hauptschüler mit Abschluss in der Minderheit. 

Die neuen gewerblichen Berufe Elektroanlagenmonteur/Elek- 
troanlagenmonteurin, F ertigungsmechaniker/F ertigungsmecha- 
nikerin und Mechatroniker/Mechatronikerin sind eine Domäne 
von Hauptschülem und Realschülern. Bei den Elektroanlagen- 
monteuren kommt auch eine größere Anzahl (12,3%) von be- 
rufsbildenden Schulen, darunter 3,1 % aus dem Berufsvorberei- 
tungsjahr. 


Altersstruktur der Auszubildenden 

Im Zeitraum 1970 bis 1990 nahm das durchschnittliche Alter 
der Auszubildenden um mehr als zwei Jahre von 16,6 auf 19,0 
Jahre zu, seither stagniert es. War 1970 nur etwa jeder Fünfte 
(22%) 18 Jahre und älter, sind es derzeit beinahe drei von vier 


Auszubildenden (73%). Und waren früher weibliche Jugend- 
liche im Durchschnitt jünger, so kehrt sich dies 1996 erstmalig 
um: Frauen sind derzeit geringfägig älter als Männer. Das dürf- 
te auf ihre im Durchschnitt höheren schulischen Qualifikatio- 
nen zurückgehen. 

Das 1970 bis 1990 gestiegene Durchschnittsalter der Auszubil- 
denden (vgl. Übersicht 25) wurde von mehreren Entwicklun- 
gen geprägt: 

- vom allgemein gestiegenen Alter der Schulabgänger aus dem 
Sekundarbereich I, 

- von einer anhaltend hohen Zahl von Jugendlichen, die beruf- 
liche Vollzeitschulen besuchen (entweder zur Verbesserung 
ihrer Chancen, eine ihren Vorstellungen entsprechende Aus- 
bildung durchlaufen zu können, oder aufgrund von Schwie- 
rigkeiten, eine Lehrstelle zu finden), 

- vom wachsenden Anteil der Abiturienten unter den Auszubil- 
denden. 

Das Stagnieren des Alters seit 1990 ist auch eine Folge des um 
gut ein halbes Jahr geringeren Durchschnittsalters der Ausbil- 
dungsanfänger in den neuen Ländern. 

Seit 1993 wird von der Berufsbildungsstatistik auch das Alter 
der Ausbildungsanfänger erfasst. Der Altersaufbau ist in den 
einzelnen Ausbildungsberufen sehr unterschiedlich. Er spiegelt 


Übersicht 23: Schulische Vorbildung der Auszubildenden mit neu abgeschlossenem Ausbildungsvertrag nach 
Ländern 1998 in Prozent) 


Land 

Auszubildende mit der sehulisehen Vorbildung^ 


Hauptsehule 
ohne Ab- 

sehluss 

Hauptsehule 
mit Ab- 

sehluss 

Realsehul- 
oder gleieh- 
wertiger 
Absehluss 

Hoehsehul- 

reife 

Sehulisehes 

Berufsgrund- 

bildungsjahr 

Berufsfaeh- 

sehule 

Berufsvor- 

bereitungsjahr 

Baden- Württemberg 

1,3 

34,2 

36,4 

12,8 

0,9 

13,4 

1,0 

Bayern 

2,6 

46,2 

30,2 

10,3 

4,8 

4,3 

1,5 

Berlin 

2,1 

24,7 

49,9 

20,1 

0,1 

2,1 

1,1 

Brandenburg 

3,6 

26,7 

50,3 

17,0 

0,0 

0,5 

2,0 

Bremen 

2,7 

26,8 

33,5 

25,8 

0,6 

10,0 

0,6 

Hamburg 

1,9 

19,1 

32,7 

33,3 

0,2 

10,2 

2,6 

Hessen 

1,7 

28,8 

35,3 

21,8 

2,0 

8,8 

1,5 

Meeklenburg- 

Vorpommem 

3,8 

26,6 

56,0 

11,1 

0,1 

1,0 

1,4 

Niedersaehsen 

1,6 

22,6 

30,5 

16,4 

13,8 

14,0 

1,0 

Nordrhein- 

Westfalen 

2,6 

32,0 

30,9 

23,5 

1,4 

9,1 

0,5 

Rheinland-Pfalz 

2,3 

36,7 

29,7 

13,0 

3,1 

11,4 

3,9 

Saarland 

2,1 

36,1 

20,8 

22,0 

2,7 

11,7 

4,7 

Saehsen 

5,0 

20,3 

53,7 

14,4 

1,6 

1,3 

3,8 

Saehsen-Anhalt 

3,6 

14,5 

59,9 

13,9 

0,6 

3,3 

4,2 

Sehleswig-Holstein 

2,3 

33,8 

33,3 

13,9 

2,0 

11,0 

3,6 

Thüringen 

3,8 

26,5 

49,5 

14,7 

1,4 

1,1 

3,0 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 25, Seite 63 
') Abweichungen zu 100 durch Auf- und Abrunden möglich 

Jeder Auszubildende ist nur einmal aufgeführt, wobei er entweder nach dem zuletzt erreichten Schulabschluss oder nach der zuletzt besuchten Schule zugeordnet worden 
ist. Prozentuierung ohne Einbeziehung der Kategorie „ohne Angabe“; die Kategorie „Sonstige Schulen“ wurde zu zwei Dritteln auf Hauptschulen mit Abschluss und zu 
einem Drittel auf Berufsfachschulen aufgeteilt. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts fär Berufsbildung 
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im Wesentlichen die schulische Vorbildung der Jugendlichen 
wider. Während Berufe, die bevorzugt von Abiturienten er- 
griffen werden, nur geringe Anteile von unter 1 8-Jährigen auf- 
weisen (Versicherungskaufmann/ Versicherungskauffrau 1 1 %, 
Bankkaufmann/Bankkauffrau 20%, Industriekaufmann/ln- 
dustriekauffrau 24%), gilt vor allem für gewerbliche Ausbil- 
dungsberufe das Gegenteil (Landmaschinenmechaniker/Land- 
maschinenmechanikerin 76%, Bäcker/Bäckerin 66%, Kraft- 
fahrzeugmechaniker/Kraftfahrzeugmechanikerin 62 %). 

2.1.2 Ausländische Jugendliche^ 

Die Zahl der Ausländer und Ausländerinnen betrug 1998 in 
Deutschland 7,32 Millionen, das sind 46.000 (-0,6%) weniger 
als ein Jahr zuvor. Ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung beträgt 
8,9%. Der überwiegende Teil ausländischer Jugendlicher zwi- 
schen 15 und 18 Jahren lebt in den alten Ländern, hier liegt ihr 
Anteil bei rund 14%. 


9 Vgl. hierzu auch Kapitel 3.5.2 


Die Zahl der Schulabgänger und Schulabgängerinnen auslän- 
discher Nationalität lag 1998 bei 98.035 (allgemeinbildende 
und berufsbildende Schulen; vgl. Übersicht 26), das entsprach 
12% der Gesamtzahl. Gegenüber dem Vorjahr war diese Zahl 
nahezu unverändert, was auch der Entwicklung bei der auslän- 
dischen Wohnbevölkerung dieser Altersgruppe entspricht. 

Gleichzeitig hatten sich die Schulabschlüsse der Jugendlichen 
ausländischer Herkunft bezüglich des Realschulabschlusses 
verbessert. 31,8% hatten einen mittleren Abschluss (Vorjahr: 
30,7%). Der Anteil der ausländischen Jugendlichen mit Hoch- 
schulreife (14,5%) blieb ungefähr gleich. Während Anfang der 
80er Jahre 30% der ausländischen Jugendlichen die Hauptschu- 
le ohne Abschluss verließen, waren dies 1998 noch 17,0%. Ins- 
gesamt hat sich der Trend zu höheren Schulabschlüssen jedoch 
seit 1993 merklich verlangsamt. 

Trotz dieser Entwicklung ist der Abstand zwischen den prozen- 
tualen Anteilen höherer Schulabschlüsse von deutschen und 
ausländischen Jugendlichen, die die Schule verlassen, nicht 
geringer geworden. Auch bei den deutschen Jugendlichen hält 
der Trend zu höheren Abschlüssen an. Ein Drittel von ihnen 


Übersicht 24: Schulische Vorbildung der Ausbildungsanfänger und Ausbildungsanföngerinnen in ausge- 
wählten neuen Berufen 1998 in Prozent^) 



Schulische Vorbildung 


Haupt- 

Haupt- 

Real- 

Hoeh-/ 

Bemfs- 


schule 

sehule 

sehule 

Faeh- 

bildende 


ohne 

mit 


hoeh- 

Sehule9 


Ab- 

Ab- 


sehul- 



sehluss 

sehluss 


reife 


Neue Berufe insgesamt 9 

damnter 

0,2 

11,7 

38,2 

39,0 

10,9 

Informations- und Telekommunikationssystem-Elektroniker/ 

Informations- und Telekommunikationssystem-Elektronikerin 

0,1 

9,3 

55,3 

26,7 

8,6 

F achinformatiker/F achinformatikerin 

0,1 

7,3 

25,3 

57,5 

9,7 

Informations- und Telekommunikationssystem-Kaufmann/ 

Informations- und Telekommunikationssystem-Kauffrau 

0,0 

7,6 

34,4 

47,0 

11,0 

Informatikkaufmann/Informatikkauffrau 

0,1 

4,9 

24,1 

54,3 

16,5 

Werbe- und Medienvorlagenhersteller/Werbe- und Medienvorlagenherstellerin 

0,0 

5,5 

21,1 

62,7 

10,7 

Mediengestalter in Bild und Ton/Mediengestalterin in Bild und Ton 

0,0 

4,1 

17,6 

74,6 

3,7 

Kaufmann für Verkehrsserviee/Kauffrau für Verkehrsserviee 

0,0 

6,0 

62,8 

20,9 

10,3 

Elektroanlagenmonteur/Elektroanlagenmonteurin 

2,1 

34,7 

47,5 

3,4 

12,3 

F ertigungsmeehaniker/F ertigungsmeehanikerin 

1,1 

47,3 

41,8 

1,5 

8,3 

Automobilkaufmann/Automobilkauffrau (Industrie und Handel/Handwerk) 

0,2 

11,7 

39,8 

31,8 

16,5 

Faehmann/Faehfrau für Systemgastronomie 

0,3 

15,2 

35,7 

35,9 

12,9 

F aehangestellter/F aehangestellte 

für Medien- und Informationsdienste (Öffentlieher Dienst, Industrie und Handel) 

0,0 

3,6 

58,6 

33,1 

4,7 

Faehkraft für Veranstaltungsteehnik 

0,0 

13,3 

43,3 

37,5 

5,9 

F otomedienlaborant/F otomedienlaborantin 

0,0 

14,6 

40,0 

36,9 

8,5 

Kaufmann/Kauffrau für audiovisuelle Medien 

0,4 

3,8 

11,5 

80,8 

3,4 

Meehatroniker/Meehatronikerin 

0,1 

14,1 

65,8 

11,4 

8,6 

Mikroteehnologe/Mikroteehnologin 

0,0 

2,3 

62,1 

28,0 

7,6 

Mediengestalter/Mediengestalterin für Digital- und Printmedien 

0,1 

8,3 

28,5 

51,5 

11,5 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 26, Seite 64 






') Prozentuierung ohne Einbeziehung der Kategorie „ohne Angabe“ (Hochrechnung); die Kategorie „Sonstige Schulen“ wurde zu zwei Dritteln auf Hauptschulen mit 

Abschluss und zu einem Drittel auf Berufsfachschulen aufgeteilt; Abweichungen zu 100 durch Auf- und Abrunden möglich. 




9 Schulisches Berufsgrundbildungsjahr, Berufsfachschule, Berufsvorbereitungsjahr 

9 28 seit 1996 in Kraft getretene Berufe 






Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung 1998, Erhebung zum 31. Dezember; 



Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Übersicht 25: Berufsschüler und Berufsschülerin- 
nen nach Alter und Geschlecht^) (ohne Vollzeit- 
berufsschüler und -Schülerinnen) 


Jahr 

Durchschnittliches Alter in Jahren 

Männlieh 

Weiblieh 

Insgesamt 

1970 

16,8 

16,4 

16,6 

1975 

17,1 

16,8 

16,9 

1980 

17,6 

17,5 

17,6 

1985 

18,2 

18,2 

18,2 

1990 

19,0 

19,0 

19,0 

1995 

19,0 

19,0 

19,0 

1996 

18,9 

19,0 

19,0 

1997 

19,0 

19,0 

19,0 

1998 

19,0 

19,1 

19,1 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 27, Seite 65 


') Die Berechnung des Durchschnittsalters basiert auf der Berufsschulstatistik. 
Eine vergleichbare Kalkulation lässt sich seit 1993 auch mit Hilfe der Berufs- 
bildungsstatistik durchführen. Diese Berechnungen lassen sich allerdings 
nicht nach dem Geschlecht vornehmen. Die Kalkulationen fallen auch gering- 
fägig anders aus. Und zwar sind die Jugendlichen nach der Berufsbildungs- 
statistik im Schnitt zwei Monate älter als nach der Berufsschulstatistik. Ur- 
sache ist vermutlich, dass zum einen die Berufsschulstatistik auch schulpflich- 
tige Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag (Jungarbeiter) erfasst. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2, Berufliche Schulen 
1970 und folgende Jahrgänge; Berechnungen des Bundesinstituts für 
Berufsbildung 


hatte 1998 den Realsehulabsehluss, ein weiteres Drittel die 
Hoehsehulreife. Im Durehsehnitt verlassen von den deutsehen 
Jugendliehen nur noeh rund 9% die Hauptsehule ohne Ab- 
sehluss. 


Ausbildung im dualen System 

Die Anzahl der Auszubildenden ausländiseher Herkunft nahm 
1998 in den alten Ländern gegenüber dem Vorjahr um rund 
6.000 ab und betrug 104.058 (vgl. Übersicht 27). Da die 
Anzahl der deutsehen Auszubildenden anstieg, ging der Anteil 
der ausländisehen Auszubildenden an allen Auszubildenden in 
den alten Ländern auf 8,0% (Vorjahr: 8,7%) zurüek. In den 
neuen Ländern gibt es nur wenige ausländisehe Auszubildende 
(192), da dort wenige Ausländer im entspreehenden Alter woh- 
nen. 

Unter den Auszubildenden ausländiseher Herkunft bildeten die 
Jugendliehen mit türkiseher Staatsangehörigkeit die größte 
Gruppe (41 %). Gegenüber dem Vorjahr war ihre Zahl um rund 
1 .800 niedriger und betrug 42.747. Aueh bei den meisten ande- 
ren Nationalitäten waren Rüekgänge zu verzeiehnen. Mit 
12.205 bildeten die Auszubildenden aus dem ehemaligen 
Jugoslawien die zweitstärkste Gruppe. Der Rüekgang gegen- 
über dem Vorjahr (rund 7.000) ist dureh Änderungen bei der 
Staatsangehörigkeit (Zuordnung zu Kroatien und Bosnien-Her- 
zegowina) zu erklären. Nur jeder fünfte ausländisehe Auszubil- 
dende kommt aus einem EU-Land, die meisten davon aus Itali- 
en. Damit dominieren naeh wie vor die Auszubildenden aus 
den ehemaligen Anwerbestaaten. Aus weiteren Staaten wie 
Polen und Marokko kommen 1 .900 bzw. 1 .600 Auszubildende, 
aus Kroatien 3.700 und aus Bosnien-Herzegowina 1.600. 

In Industrie und Handel wurden in den alten Ländern 45.724 
ausländisehe Jugendliehe ausgebildet, das sind rund 400 weni- 
ger als im Vorjahr. Der Ausländeranteil ging in diesem Bereieh 
von 8,0% auf 7,5% zurüek. Im Handwerk haben 9,1% der 
Auszubildenden (43.669) eine ausländisehe Staatsbürgersehaft. 
Allerdings ist die Zahl gegenüber dem Vorjahr deutlieh nied- 
riger (rund -4.000). Aueh der Anteil an ausländisehen Auszu- 
bildenden war im Vorjahr mit 1 0, 1 % noeh höher. 


Übersicht 26: Ausländische Schulabgänger und Schulabgängerinnen nach Art des Schulabschlusses 
1995 bis 1998 


Sehulabsehluss 

1995 

1996 

1997 

1998 


Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Ohne Hauptsehulab- 
sehluss (einsehließlieh 
Sondersehulen) 

16.349 

17,6 

16.880 

17,4 

16.850 

17,1 

16.714 

17,0 

Mit Hauptsehulabsehluss 

36.324 

39,0 

37.446 

38,7 

37.043 

37,6 

35.941 

36,7 

Realsehul- oder gleieh- 
wertiger Absehluss 

27.432 

29,5 

29.323 

30,3 

30.267 

30,7 

31.164 

31,8 

Davon aus 

Allgemeinbildenden Sehulen 

22.242 


23.637 


24.417 


24.785 


Berufliehen Sehulen 

5.190 


5.686 


5.850 


6.379 


Hoehsehulreife 

12.958 

13,9 

13.208 

13,6 

14.411 

14,6 

14.216 

14,5 

Davon aus 









Allgemeinbildenden Sehulen 

7.938 


7.912 


8.431 


8.295 


Berufliehen Sehulen 

5.020 


5.296 


5.980 


5.921 


Insgesamt 

93.063 

100,0 

96.857 

100,0 

98.571 

100,0 

98.035 

100,0 

Davon aus 

Allgemeinbildenden Sehulen 

82.853 


85.875 


86.741 


85.735 


Berufliehen Sehulen 

10.210 


10.982 


11.830 


12.300 



Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 28, Seite 65 


Quelle: Bundesministerium für Bildung und Forschung, Gmnd- und Stmkturdaten 1998/1999; Berechnungen des Bundesinstituts fär Bemfsbildung 
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Übersicht 27: Ausländische Auszubildende nach Staatsangehörigkeit und Ausbildungsbereichen in den alten 
Ländern 1994 bis 1998 


Jahr/ 

Ausbildungsbereich 

Insgesamt 


Davon nach Land der Staatsangehörigkeit 

Anzahl 

Prozent 0 

EU-Länder 

Damnter 

Türkei 

Ehemali- 
ges Jugo- 
slawien 

Sonstige 

Staatsange- 

hörigkeit^ 

Griechen- 

land 

Italien 

Spanien 

1994 

125.682 

9,8 

25.998 

6.253 

11.283 

2.592 

54.821 

22.760 

22.103 

1995 

121.087 

9,7 

24.335 

5.674 

10.674 

2.404 

51.376 

22.504 

22.872 

1996 

116.036 

9,4 

23.230 

5.301 

10.442 

2.265 

47.560 

21.498 

23.748 

1997 

109.872 

8,7 

22.427 

5.021 

10.303 

2.159 

44.586 

19.129 

23.730 

1998 

104.058 

8,0 

22.244 

4.847 

10.490 

2.053 

42.747 

12.205 

26.862 

Ausbildungsbereiche 1998 










Industrie und Handel 

45.724 

7,5 

10.386 

2.129 

4.663 

1.162 

20.113 

5.197 

10.028 

Handwerk 

43.669 

9,1 

9.417 

2.213 

4.726 

686 

17.149 

5.388 

11.715 

Landwirtschaft 

425 

1,5 

132 

6 

26 

7 

71 

16 

206 

Öffentlicher Dienst 

1.149 

3,1 

255 

59 

125 

18 

464 

109 

321 

Freie Berufe 

12.427 

9,2 

1.956 

427 

897 

175 

4.676 

1.448 

4.347 

Hauswirtschaft 9 

657 

6,4 

96 

13 

53 

5 

271 

47 

243 

Seeschifffahrt 

7 

1,9 

2 

- 

- 

- 

3 

- 

2 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 29, Seite 66 

') Einschließlich ohne Angabe 

In Prozent der Gesamtzahl der Auszubildenden 
h Hauswirtschaft im städtischen Bereich 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; 

Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Im Bereich der Freien Berufe ging die Anzahl der Auszubilden- 
den mit ausländischer Herkunft von 13.780 auf 12.427 zurück, 
das entsprach hier einem Anteil von 9,2% (Vorjahr: 9,9%). 
Zum Beispiel ging bei den Zahnarzthelferinnen die Anzahl jun- 
ger Frauen ausländischer Herkunft von 4.600 auf 4. 100 zurück. 
Ähnliches gilt für die Arzthelferinnen. Dennoch lagen die An- 
teile noch über 10%. Dies zeigt, dass fär ausländische Jugend- 
liche, insbesondere fär Mädchen, Chancen in diesem Ausbil- 
dungsbereich bestehen und die Bereitschaft der Betriebe und 
Praxen vorhanden ist, ausländische Jugendliche auszubilden. 
So wurden bei den Rechtsantwalts- und Notarfachangestellten 
die Zahlen der ausländischen Auszubildenden auch ungefähr 
gehalten. 

ln einigen alten Ländern wurden sehr hohe Ausländeranteile 
erreicht. Zum Beispiel betrug der Anteil der im Handwerk aus- 


gebildeten ausländischen Jugendlichen in Baden-Württemberg 
16%, in Hessen und Hamburg 13%. Allerdings hatten diese 
Länder auch die stärksten Rückgänge ausländischer Auszubil- 
dender. 

Der Anteil der jungen Frauen unter den ausländischen Auszu- 
bildenden betrug 1998 38,6% und stieg damit gegenüber dem 
Vorjahr (38,1%) an (vgl. Übersicht 28). Bei den deutschen 
Auszubildenden lag der Frauenanteil bei 40%. Dabei muss 
berücksichtigt werden, dass deutsche Mädchen auch häufig 
Berufe im schulischen Bereich (insbesondere Pflegeberufe) 
wählen. Ausländische Mädchen sind dort nur zu einem Anteil 
von 6% vertreten. 

Die meisten ausländischen Auszubildenden wurden in gewerb- 
lichen Berufen ausgebildet (59.561 bzw. 57%; vgl. Übersicht 
28). Bei den deutschen Auszubildenden lag der entsprechende 


Übersicht 28: Ausländische Auszubildende nach Berufsgruppen und Geschlecht in den alten Ländern 
1994 bis 1998 


Jahr 

Insgesamt 

Davon 

In gewerb- 
lichen Aus- 
bildungs- 
bemfen 

In kaufmänni- 
schen und 
sonstigen Aus- 
bildungsbe- 
rufen 

Männliche Auszubildende 

Weibliche Auszubildende 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

1994 

125.887 

80.884 

45.003 

81.085 

64,4 

44.802 

35,6 

1995 

121.312 

76.630 

44.682 

77.867 

64,2 

43.445 

35,8 

1996 

116.246 

71.179 

45.067 

73.217 

63,0 

43.029 

37,0 

1997 

109.872 

64.880 

44.992 

67.966 

61,9 

41.906 

38,1 

1998 

104.058 

59.561 

44.497 

63.895 

61,4 

40.163 

38,6 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 30, Seite 66 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Wert bei 49%. Der Wert ging bei den ausländischen Auszubil- 
denden zurück, ln den kaufmännischen Berufen dagegen blieb 
die Anzahl der ausländischen Jugendlichen ungefähr gleich. 
Damit entspricht die Entwicklung bei den ausländischen 
Jugendlichen dem allgemeinen Trend in der dualen Ausbildung 
hin zu den kaufinännischen und Dienstleistungsberufen, aller- 
dings auf einem niedrigeren Niveau. 

Die ausländischen Auszubildenden sind auf wenige Berufe 
konzentriert. Auf die zehn Berufe, in die sie am häufigsten ein- 
mündeten, kommen bereits 42% aller ausländischen Auszubil- 
denden. In allen Berufen gingen die Anteile ausländischer Aus- 
zubildender zurück. Die Mädchen fanden am häufigsten als 
Friseurin oder Arzt-/Zahnarzthelferin, die Jungen als Kraftfahr- 
zeugmechaniker oder Maler und Lackierer einen Ausbildungs- 
platz (vgl. Übersicht 29). Bei den Friseurinnen hatte fast jede 
fünfte Auszubildende (19,0%) eine ausländische Staatsbürger- 
schaft, allerdings ging der Wert gegenüber dem Vorjahr 
(22,0%) zurück. Auch bei den Zahnarzthelferinnen (1 1,3 %) lag 
der Anteil von Auszubildenden ausländischer Herkunft sehr 
hoch. In Büroberufen war die Quote mit 5,2% am niedrigsten. 
Nur im Beruf Bürokaufmann/Bürokauffrau wurde mit 7,1% 
ein höherer Wert erzielt. In den gewerblichen Berufen der In- 
dustrie betrug die Quote 9,0%. Allerdings wurden in einigen 
Berufen des Bergbaus und der Bekleidungsindustrie für auslän- 
dische Auszubildende Anteile von 25% und mehr erreicht, 
allerdings war die Gesamtzahl der Auszubildenden in diesen 
Berufen gering. Der einzige stärker besetzte Beruf mit einem 
hohen Anteil von ausländischen Auszubildenden war der Teile- 
zurichter/die Teilezurichterin (702 ausländische Auszubildende 
bzw. 30,3%). Die absolute Zahl ausländischer Auszubildender 
lag in den meisten gewerblichen Berufen gegenüber dem Vor- 
jahr niedriger. Zum Beispiel gab es 1997 6.945 ausländische 
Jugendliche bei den Kraftfahrzeugmechanikem, 1998 über 900 
weniger (6.03 1). Entsprechend sanken auch die Anteilswerte. 

Von den deutschen Jugendlichen absolvieren rund zwei Drittel 
eine Ausbildung im dualen System, bei den jungen Ausländem 
sind es nur 37,8%^) (vgl. Übersicht 30). Bei ausländischen 

*) Die Zahl der ausländischen Jugendlichen wurde 1998 nach unten korri- 
giert, so dass die Quoten mit dem Vorjahr nicht vergleichbar sind. Wer- 
den die Korrekturen auch für 1997 angewandt, ergibt sich für dieses 
Jahr eine Ausbildungsbeteiligung von 38%, gegenüber 37,3% wie im 
Berufsbildungsbericht 1999 aufgrunnd der unkorrigierten Werte berech 
net. Unbereinigt läge die Ausbildungsquote 1998 bei 35,2%. 


Übersicht 29: Die zehn am häufigsten von auslän- 
dischen Auszubildenden in den alten Ländern ge- 
wählten Ausbildungsberufe 1998 und Vergleich 
mit 1997 


Ausbildungsbemf 

Ausländische Auszubildende 



Anteil an allen 

Auszubildenden 

des Berufs 


1998 

1998 

1997 


Anzahl 

Prozent 


Friseur/Friseurin 

6.495 

19,0 

22,0 

Kraftfahrzeugmechaniker/ 

Kraftfahrzeugmechanikerin 

6.031 

9,8 

11,4 

Kaufmann/Kauffrau 

im Einzelhandel 

5.691 

10,3 

10,4 

Arzthelfer/Arzthelferin 

4.646 

10,8 

11,7 

Zahnarzthelfer/ 

Zahnarzthelferin 

4.141 

11,3 

12,1 

Maler und Lackierer/ 

Malerin und Lackiererin 

3.917 

11,8 

12,3 

Bürokaufinann/ 

Bürokauffrau 
(Industrie und HandeL 
Handwerk) 

3.833 

7,1 

7,3 

Elektroinstallateur/ 

Elektroinstallateurin 

3.418 

8,8 

9,8 

Gas- und Wasserinstallateur/ 

Gas- und Wasserinstallateurin 

3.119 

11,8 

13,3 

Kaufmann/Kauffrau im 

Groß- und Außenhandel 

2.811 

6,8 

6,9 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 31, Seite 67 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, 

Berufliche Bildung 1998, Erhebung zum 31. Dezember; Berechnungen 
des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Übersicht 30: Ausbildungsbeteiligung ausländischer Jugendlicher in den alten Ländern nach Geschlecht und 
Staatsangehörigkeit 1995 und 1998 in Prozent 


Staatsangehörigkeit 

Ausbildungsquote ^) 

1995 

1998 

Insgesamt 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

Männlich 

Weiblich 

Türkei 

44,8 

53,6 

33,8 

42,0 

50,8 

31,8 

Italien 

50,3 

61,4 

38,6 

47,7 

55,4 

39,6 

Griechenland 

42,0 

53,0 

30,5 

39,1 

45,3 

32,0 

Spanien 

63,3 

76,3 

48,8 

73,3 

82,7 

62,5 

Portugal 

51,8 

65,3 

38,3 

48,4 

56,9 

39,4 

Alle Ausländer 

41,1 

48,6 

32,2 

37,8 

43,1 

31,6 

Zum Vergleich: 







Deutsche Auszubildende^) 

63,8 

74,2 

53,1 

65,9 

76,0 

54,6 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 32, Seite 67 

') Anteil der ausländischen Auszubildenden bezogen auf die Anzahl der 15- bis unter 18-jährigen ausländischen Jugendlichen 
Anteil der deutschen Auszubildenden bezogen auf die Anzahl der 15- bis unter 18-jährigen deutschen Jugendlichen 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 3, Berufliche Bildung; Fachserie 1, Reihe 2, Ausländer; Fachserie 1, Reihe 1, Gebiet und Bevölkerung 



Drucksache 14/3244 


-64- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Mädchen betrug die Ausbildungsbeteiligung 31,6%, bei Jun- 
gen 43, 1 %. Gegenüber den Anteilen Mitte der 90er Jahre ist der 
Wert 1998 erheblich niedriger. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass bir Ausländer und Ausländerinnen das duale System den 
Schwerpunkt für die Berufsausbildung darstellt, ln Fachschu- 
len, Hochschulen und Fachhochschulen sind sie wesentlich 
weniger vertreten. 

Bezogen auf Nationalitäten war die Ausbildungsbeteiligung bei 
Jugendlichen aus Spanien (73,3%) und Portugal (48,4%) am 
höchsten. Jugendliche türkischer Herkunft lagen über dem 
Durchschnitt (42,0%). Trotzdem war der Rückgang bei ihnen 
gegenüber dem Jahr 1995 (44,8%) erheblich. 

Nach wie vor ist die Ausbildungsbeteiligung ausländischer 
Jugendlicher zu gering und in den letzten Jahren auch wieder 
zurückgehend. Ausländische Schulabgänger und ihre Eltern 
müssen noch besser über die Möglichkeiten der Berufsausbil- 
dung informiert und zur Teilnahme motiviert werden. Um aus- 
ländische Jugendliche beim Übergang von der Schule in die 
Berufsausbildung zu unterstützen und ihre Bildungschancen zu 
erweitern, müssen die interkulturellen Kompetenzen der 
Jugendlichen und ihre Zweisprachigkeit für die Berufsausbil- 
dung nutzbar gemacht werden. Sie können auch einen Wettbe- 
werbsvorteil für die Betriebe im vereinten Europa darstellen. 
Betriebe, Praxen und Behörden sollten das Begabungspotenzial 
ausländischer Jugendlicher erkennen und nutzen, da sich auch 
die Abschlüsse ausländischer Jugendlicher an allgemeinbilden- 
den Schulen ständig verbessert haben. Ferner sollten die Maß- 
nahmen fortgesetzt werden, die zu einer Erhöhung der Ausbil- 
dungsbeteiligung von Betrieben mit ausländischen Inhabern 
eingeleitet wurden.^) 

Berufliche Schulen 

Die Anzahl der ausländischen Schüler und Schülerinnen an 
beruflichen Schulen betrug 1998 220.058 (vgl. Tabelle 2/1 im 
Anhang). Dies ergab einen Ausländeranteil von 8,5% - ein 
Wert, der gegenüber dem Vorjahr (8,9%) deutlich niedriger 
war. Rund 57% der Schüler besuchten die Teilzeitberufsschule, 
die meisten die Fachklassen für Auszubildende. Im Berufsvor- 
bereitungsjahr und im Berufsgrundbildungsjahr war fast jeder 
fünfte Schüler Ausländer. Diese Schulen wurden häufig insbe- 
sondere zur Erhöhung der Chancen für einen Ausbildungsplatz 
besucht. Hohe Ausländeranteile erreichten die Berufsfachschu- 
len (11,0%). 


') Vgl. Kapitel 4.1.3 


Die Verteilung auf die Schularten zeigt, dass in den weiter- 
führenden Zweigen des beruflichen Schulwesens nach wie vor 
wenige ausländische Jugendliche zu finden sind. Zum Beispiel 
lagen ihre Anteile an den Schülern und Schülerinnen an Fach- 
oberschulen und Fachschulen bei 7,6% bzw. 3,7%. Diese 
Schulen setzen in der Regel den Abschluss einer Lehre voraus. 

Ausländische Jugendliche und junge Erwachsene 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung wurde Mitte 1998 eine repräsentative Befragung von 
Jugendlichen durchgeführt. Zielgruppe der Untersuchung 
waren Jugendliche ohne abgeschlossene Berufsausbildung. 
Befragt wurden knapp 15.000 Jugendliche im Alter zwischen 
20 und 29 Jahren. Von diesen jungen Erwachsenen waren zum 
Zeitpunkt der Befragung über 1.700 ohne abgeschlossene 
Berufsausbildung und nicht in einer Ausbildung, das sind 
11 , 6 %.^ 

Junge Erwachsene ohne Berufsabschluss rekrutieren sich 
überproportional aus der Gruppe ausländischer Jugendlicher.^) 
Während unter den deutschen jungen Erwachsenen in den alten 
Ländern im Alter zwischen 20 und 29 Jahren zum Zeitpunkt der 
Befragung 8,1 % ohne Berufsabschluss geblieben sind und sich 
nicht in einer Ausbildung befanden, beträgt der Prozentanteil 
unter den ausländischen jungen Erwachsenen in dieser Alters- 
gruppe im Durchschnitt 32,7%. Bei den jungen Erwachsenen 
türkischer Herkunft liegt der Anteil bei 39,7% (vgl. Schaubild 
1). Hochgerechnet auf der Basis der Angaben des Statistischen 
Bundesamtes waren in Deutschland 1998 etwa 530.000 auslän- 
dische junge Erwachsene im Alter zwischen 20 und 29 Jahren 
ohne qualifizierte Ausbildung und nicht derzeit in Ausbildung 
(im Vergleich: 650.000 deutsche junge Erwachsene). 

Teilweise sind die hohen Ungelemtenquoten eine Folge der 
Zuzüge der Jugendlichen aus dem Ausland im fortgeschrittenen 
Alter. Wird die Quote Ungelernter unter den ausländischen jun- 
gen Erwachsenen nur auf diejenigen bezogen, die in Deutsch- 
land geboren sind, so bleibt sowohl in den jüngeren als auch 


‘) Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 2.2.3 und Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (Hrsg.): „Jugendliche ohne Berufsausbil- 
dung. Eine BIBB/EMNID-Untersuchung“, 1999 

9 Erfasst wurden italienische, griechische, jugoslawische, mazedonische, 
slowenische, kroatische, bosnische, portugiesische und türkische 
Staatsangehörigkeiten. 


Übersicht 31: Vorzeitig gelöste Ausbildungs vertrüge nach Ausbildungsbereichen 1995 bis 1998 


Ausbildungsbereich 

Vorzeitig gelöste Ausbildungsverträge 



Alte Länder 

Neue Länder 

Insgesamt 


1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Industrie und Handel 

40.665 

37.142 

36.368 

40.266 

11.713 

13.499 

12.771 

13.421 

52.378 

50.641 

49.139 

53.687 

Handwerk 

54.112 

48.560 

46.947 

47.987 

9.450 

10.885 

11.420 

12.951 

63.562 

59.445 

58.367 

60.938 

Öffentlicher Dienst 

1.296 

911 

1.004 

950 

220 

149 

124 

122 

1.516 

1.060 

1.128 

1.072 

Landwirtschaft 

2.523 

2.461 

2.567 

2.785 

493 

618 

748 

806 

3.016 

3.079 

3.315 

3.591 

Freie Berufe 

15.615 

13.468 

13.118 

13.202 

854 

1.003 

1.030 

1.006 

16.469 

14.471 

14.148 

14.208 

Sonstige (Hauswirtschaft, 
Seeschifffahrt) 

994 

868 

849 

864 

321 

293 

308 

323 

1.315 

1.161 

1.157 

1.187 

Alle Bereiche 

115.205 103.410 100.853 

106.054 

23.051 

26.447 

26.401 

28.629 

138.256 

129.857 

127.254 134.683 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 33, Seite 68 











Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Bemfliche Bildung 
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Schaubild 1: Ungelerntenquote nach Staatsangehörigkeit in Prozent 


Türken 


Griechen 


Portugiesen 


Ehemals Jugoslawen 


Italiener 


Sonstige Staatsangehörigkeit 


Deutsche 


Durchschnitt 



Quelle: Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hrsg): „Jugendliche ohne Berufsausbildung. Eine BIBB/EMNID-Untersuchung", 1999 


den älteren Altersjahrgängen etwa jeder Vierte ohne Berufsab- 
schluss. Sind Jugendliche außerhalb Deutschlands geboren, 
steigt der Anteil junger Erwachsener ohne Berufsabschluss 
stark an (38,1 %), derjenigen über 24 Jahre auf 41,2%. 

Drei von vier deutschen Jugendlichen, die eine Berufsausbil- 
dung absolvieren, beginnen diese direkt nach Schulabgang oder 
nach Abschluss ihres Wehr- oder Zivildienstes (75,6 %). Der 
prozentuale Anteil unter den ausländischen Jugendlichen liegt 
bei 51 , 5 %}) Dafür nehmen die jungen Ausländer mit 14,1% 
häufiger als die Deutschen (4,3 %) sofort eine Erwerbstätigkeit 
auf 

Als Gründe für die erfolglose Suche nach einer Ausbildungs- 
stelle nennen die jungen Ausländer zu einem Drittel ein zu 
knappes Angebot an Lehrstellen oder die Konkurrenzsituation 
mit besser qualifizierten Schulabgängern (33,6%). Erst dann 
folgen persönliche Gründe wie schlechte Testergebnisse bei der 
Aufiiahmeprüfüng (10,6%) oder ein falsches Verhalten beim 
Bewerbungsgespräch (4,2%). Wer von den ausländischen 
Jugendlichen von vornherein keine Ausbildungsstelle gesucht 
hat, geht in der Hauptsache von schlechten persönlichen Vor- 
aussetzungen aus. 


*) Zu den Übergangsquoten in eine Lehre naeh Sehulabgang von Jugend- 
liehen mit Haupt- oder Realsehulabsehluss, differenziert naeh Ent- 
lassjahrgängen, Staatsangehörigkeit und Gesehleeht im Zeitraum 
zwisehen 1983 und 1997 vgl. Troltseh, K./Alex, L.: „Veränderung der 
Ausbildungsehaneen an der ersten Schwelle für Jugendliche seit Ende 
der achtziger Jahre“, in: Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), 
Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, Heft 3, 1999 


Die Ausbildungsbeteiligung unter jungen Erwachsenen auslän- 
discher Herkunft zwisehen dem 20. und 29. Lebensjahr, die 
noch keine Berufsausbildung abgeschlossen haben, liegt mit 
22,5 % deutlieh unter dem Anteil bei vergleiehbaren Deutsehen 
(28,5%). Dabei setzen ausländisehe junge Erwaehsene, die 
zum Befragungszeitpunkt eine berufliche Ausbildung (Berufs- 
ausbildung oder Studium) absolvierten, mit 28,1 % stärker auf 
eine betriebliehe Berufsausbildung. In der deutsehen Ver- 
gleiehsgruppe trifft das auf 21,6% zu. 68,7% der Befragten 
ausländiseher Herkunft, die zum Befragungszeitpunkt in Aus- 
bildung waren, absolvierten ein Studium an einer Faeh- oder 
einer Hoehschule (einsehließlich Berufsakademie). Unter den 
jungen Deutsehen sind dies 73,1 %. Bei der durchsehnittliehen 
Dauer in den verschiedenen Bildungsbereiehen ergeben sich 
nur geringe Unter sehiede. 

Wenn eine Berufsausbildung erfolgreich abgeschlossen werden 
konnte, so unterseheidet sieh die weitere berufliehe Eingliede- 
rung der ausländisehen und deutsehen jungen Erwaehsenen nur 
gering. Während 69,9% der jungen Deutschen dann eine 
Erwerbstätigkeit aufnehmen, liegt der prozentuale Anteil unter 
den jungen Ausländem und Ausländerinnen bei 67,9%. Mit 
9,3 % sind sie etwas häufiger auf Arbeitssuehe als die Deut- 
sehen (6,4%). Anders sieht es bei einem vorzeitigen Abbmch 
der Ausbildung aus. Mit 42,8% gehen deutlieh mehr deutsche 
junge Erwaehsene in eine weitere Bemfsausbildung als junge 
Ausländer mit 23,7%. Letztere nehmen mit 34,8% nach Aus- 
bildungsabbmch häufiger eine Arbeit auf als deutsehe Jugend- 
liehe (25,3%) oder übernehmen zu 8,7% eine Tätigkeit im 
Haushalt (deutsehe Jugendliehe: 5,4%). 
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Übersicht 32: Anteil der vorzeitig gelösten Ausbildungsverträge an den neu abgeschlossenen Ausbildungsver- 
trägen^) nach Ausbildungsbereichen 1995 bis 1998 in Prozent 


Ausbildungsbereich 

Anteil vorzeitig gelöster Ausbildungsverträge 


Alte Länder 

Neue Länder 

Insgesamt 


1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

1995 

1996 

1997 

1998 

Industrie und Handel 

19,6 

18,1 

17,1 

17,9 

22,7 

24,1 

21,7 

21,8 

20,2 

19,4 

18,1 

18,7 

Handwerk 

31,6 

28,1 

27,2 

28,0 

20,5 

22,0 

23,0 

27,7 

29,2 

26,7 

26,3 

27,9 

Öffentlicher Dienst 

7,9 

6,9 

7,8 

7,3 

5,7 

4,0 

3,5 

3,5 

7,5 

6,3 

6,8 

6,5 

Landwirtschaft 

25,8 

24,4 

23,5 

24,3 

18,2 

19,0 

19,2 

19,2 

24,2 

23,1 

22,4 

23,0 

Freie Bemfe 

30,2 

26,5 

26,8 

27,9 

14,6 

16,5 

17,0 

17,6 

28,6 

25,5 

25,7 

26,8 

Sonstige (Hauswirtschaft, 
Seeschifffahrt) 

29,5 

24,0 

22,6 

21,9 

24,0 

20,6 

21,0 

22,5 

27,9 

23,0 

22,0 

22,1 

Alle Bereiche 

25,0 

22,7 

21,8 

22,5 

20,7 

22,1 

21,4 

23,3 

24,2 

22,6 

21,7 

22,6 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 34, Seite 68 

') Die Zahl der Vertragslösungen wird bezogen auf die durchschnittliche Zahl neuer Verträge (Erhebung zum 3 1 . Dezember) aus den drei letzten Jahren. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


2.1.3 Vorzeitige Lösung von Ausbildungsverträgen 

Die Zahl der Vertragslösungen nahm in den alten Ländern seit 
1991 ab. 1997 sank diese Zahl auch in den neuen Ländern. Seit 
1998 ist wieder ein Anstieg zu beobachten. Vorzeitig gelöst 
wurden 1998 insgesamt 134.683 Ausbildungsverträge (vgl. 
Übersicht 31), das sind 7.429 oder sechs Prozent mehr als im 
Vorjahr.^) Da die Anzahl der neu abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverträge in der ersten Hälfte der 90er Jahre fast in glei- 
chem Ausmaß sank wie die Vertragslösungen, verharrten die 
Lösungsraten lange auf unverändert hohem Niveau. Erst seit 
1996 war ein merklicher Rückgang zu verzeichnen, der sich 
aber 1998 nicht mehr fortsetzte (1995: 24,2%, 1996: 22,6% 
1997: 21,7%; 1998: 22,6%).^) Insgesamt wird derzeit etwa 
jeder fänfte neu abgeschlossene Vertrag während der Ausbil- 
dung wieder gelöst. Dabei liegt die Lösungsrate in den neuen 
Ländern 1998 (23,3 %) erstmals höher als in den alten Ländern 
(22,5%). 

Die Verteilung der Vertragslösungen auf die Ausbildungsjahre 
hat sich im Vergleich zum Vorjahr wenig geändert. 1998 wur- 
den im ersten Ausbildungsjahr knapp die Hälfte (48%), im 
zweiten ein knappes Drittel (3 1 %) und im dritten ein Fünftel 
(19 %) der Verträge gelöst. Der Rest (2 %) entfällt auf das vierte 
Ausbildungsjahr. Ein Viertel (25%) aller Vertragslösungen 
wird in der Probezeit vollzogen. 

Auffallend gering ist der Anteil der gelösten Ausbildungsver- 
träge im Bereich des Öffentlichen Dienstes (6,5 %), etwa durch- 
schnittlich in den Bereichen von Industrie und Handel (18,7%) 
sowie Hauswirtschaft (22,1%), während er in den übrigen 
Bereichen zum Teil deutlich darüber liegt (vgl. Übersicht 32). 
Die Lösungsraten der einzelnen Ausbildungsbereiche sind mit 
Ausnahme von Industrie und Handel sowie Hauswirtschaft in 
den neuen Ländern stets niedriger als in den alten Ländern. 

Die Spannweite der Vertragslösungsraten zwischen den einzel- 
nen Ländern ist erheblich. Sie reicht von hohen Lösungsraten, 


9 Vgl. auch Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 2.1.3 

9 Die Verwendung der neu abgesehlossenen Ausbildungsverträge zum 
31. Dezember als Basis der Anteilsbereehnung vorzeitig gelöster Ver- 
träge fuhrt bei abnehmender Zahl von Neuabsehlüssen zu einer leiehten 
Überhöhung der Vertragslösungsraten und umgekehrt. Die Bezugsbasis 
ist daher eine aus den neuen Verträgen der letzten drei Jahre bestehen- 
de, durehsehnittliehe Zahl von Verträgen. Es sind die Jahrgänge, denen 
die Vertragslösungen entstammen. 


die kapp 30% betragen (Bremen 27,9%, Berlin 27,2%) bis 
unter 20% (Bayern 18,4%, Baden-Württemberg 19,4%, Saeh- 
sen 19,3 %; vgl. Übersicht 33). 

Die Lösungsraten der Frauen liegt generell etwas höher als die 
der Männer (vgl. Übersicht 34). Dies könnte darauf zurüekzu- 
führen sein, dass ihre Chaneen, den gewünsehten Ausbildungs- 
beruf oder -betrieb zu wählen, geringer sind. 

Das in den 80er Jahren in fast allen Ausbildungsbereiehen ge- 
stiegene Niveau der Vertragslösungsraten, dürfte mehrere Ur- 
saehen gehabt haben. 9 Vor allem Alter und sehulisehe Vorbil- 
dung der Auszubildenden haben in diesem Zeitraum wesentlieh 
zugenommen.9 Die Ausbildung wurde daher kritiseher beur- 
teilt und gegebenenfalls konnte der Ausbildungsvertrag aueh 
ohne Einwilligung der Eltern gelöst und die Entseheidung ftir 
einen bestimmten Betrieb oder Beruf leiehter als früher korri- 
giert werden.9 Zu berüeksiehtigen ist ferner eine konjunkturelle 
Komponente, denn in Zeiten des Wirtsehaftsaufsehwungs, in 
denen ein Weehsel zwisehen Betrieben und Ausbildungsberu- 
fen leiehter ist, nimmt die Lösungsrate tendenziell zu. Viele 
Jugendliehe erwarben aueh naeh einer Vertragslösung auf 
betriebliehem oder sehulisehem Weg noeh einen berufliehen 
Absehluss und sind aueh im weiteren Verlauf des Erwerbs- 
lebens erfolgreieh.^) 

In den vergangenen Jahren versehleehterte sieh allerdings die 
Lage der Vertraglösenden im Hinbliek auf Arbeitslosigkeit und 
die Mögliehkeit, einen Ansehlussvertrag eingehen zu können.^ 
Offensiehtlieh ist das aueh ein Grund daftir, warum die Ver- 
tragslösungsrate in den 90er Jahren wieder abnahm. Der hohe 
Anteil von Vertragslösungen in der Probezeit, der zu einem 
erhebliehen Teil auf den Weehsel des ursprünglieh gewählten 
Berufes bzw. Betriebes zurüekgeht, könnte dureh weitere Ver- 
besserung der Ausbildungsberatung und Berufsvorbereitung 
vermutlieh reduziert werden. 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1996, Kapitel 2.1.4 
9 Vgl. Kapitel 2.1.1 sowie Bemfsbildungsbericht 1988, Kapitel 1.2.4 
9 Vgl. auch Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 3.2.1 
9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1990, Kapitel 1.3.4 

9 Vgl. Kapitel 2.1.2 und Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 2.2.3 sowie 
Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 2.1.4 
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Übersicht 33: Vorzeitig gelöste Ausbildungsverträge und ihr Anteil an den neu abgeschlossenen Ausbildungs- 
Verträgen^) nach Ländern 1995 bis 1998 



2.1.4 Prüfungsteilnehmer und 
Prüfungsteilnehmerinnen sowie Berufsabschlüsse 

Im Jahr 1998 liegt die Anzahl der Prüfungsteilnehmer und -teil- 
nehmerinnen gegenüber dem Vorjahr etwas höher, da die Neu- 
abschlüsse in den vorausgehenden Jahren angestiegen sind. 
577.584 Auszubildende haben an den Prüfungen teilgenommen 
(Vorjahr: 573.289), 487.179 haben die Prüfung bestanden. 

Unter den Prüfungsteilnehmem befanden sich 62.685 Wieder- 
holer einer vorher nicht bestandenen Prüfung. Ihr Anteil an den 
Prüfungsteilnehmem (Wiederholerrate) hat sich im Vergleich 
zum Vorjahr wiedemm leicht erhöht (1997: 10,3%, 1998: 
10,9%). 

Bei der Berechnung der Erfolgsquote werden die erfolgreich 
bestandenen Prüfungen eines Jahres den Prüfungskandidaten 
gegenübergestellt. Da sich unter den statistisch erfassten Prü- 
fungsteilnehmem auch Wiederholer befinden, ist die Anzahl 
der Prüfungsteilnehmer höher als die der Prüfungspersonen. 
Um die Erfolgsberechnung nicht aufgmnd der Zahl der Prü- 
fungsfälle (= Prüfungsteilnehmer), sondern auf der Basis der 
Prüfungspersonen durchzuführen, müssen die Wiederholer von 
der Gesamtzahl der Prüfungsteilnehmer abgezogen werden^). 


9 Ein einfaches Zahlenbeispiel soll dies verdeutlichen: Wenn von 100 
Prüfungsteilnehmem 10 Wiederholer sind, beträgt die Zahl der Prü- 
fungspersonen 90. Wenn 50 die Prüfung bestehen, beträgt die Erfolgs- 
quote bezogen auf die Prüfungsfälle 50%, bezogen auf die Prüfungsper- 
sonen jedoch 55%; vgl. Werner, R.: „Erfolgsquote bei Abschlußprüfun- 
gen - neue Berechnungsmethode berücksichtigt Wiederholer“, in: Bun- 
desinstitut für Bemfsbildung (Hrsg.), Berufsbildung in Wissenschaft 
und Praxis, Heft 5, 1998. 


1998 gab es 514.899 Prüfungspersonen; unter Berücksich- 
tigung der Zahl über die erfolgreichen Prüfungen (487.179) 
ergibt sich eine Erfolgsquote von 94,6% (vgl. Übersicht 35; 
Vorjahr: 93,8 %). Dieser Wert ist allerdings ein Nähemngswert; 
die tatsäehliche Quote lässt sich erst ermitteln, wenn alle Prü- 
fungszeitpunkte, zu denen die Prüfung wiederholt werden kann, 
einbezogen werden. Diese Angaben liegen derzeit noch nicht 
vor. Da sich jedoch die Wiederholerraten von Jahr zu Jahr nicht 
abmpt ändern, kann die vorliegende Berechnungsmethode 
angewendet werden. Naehfolgend wird daher immer von den 
Erfolgsquoten unter Berüeksichtigung der Wiederholer ausge- 
gangen. 

Übersicht 34: Anteil der vorzeitig gelösten Ausbil- 
dungsverträge an den neu abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverträgen nach Geschlecht 1995 bis 1998 
in Prozent 


Jahr 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 

1995 

24,0 

24,4 

24,2 

1996 

22,5 

22,7 

22,6 

1997 

21,4 

22,3 

21,8 

1998 

22,3 

23,1 

22,6 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 36, Seite 70 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, 

Reihe 3, Berufliche Bildung 
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Übersicht 35: Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Abschlussprüfungen in der beruflichen Ausbildung und 
Prüfungserfolg nach Ausbildungsbereichen 1998 


Ausbildungsbereich 

Prüfungsteilnehmer und Prüfungsteilnehmerinnen 

Männlich 

Weiblich 

Insgesamt 







Darunter 

mit ver- 
kürzter 

Ausbil- 

dungszeit 

mit be- 
standener 
Prüfung 

Erfolgs- 

quote 

Wieder- 

holer 

Erfolgs- 
quote 
unter Be- 
rücksich- 
tigung der 
Wieder- 
holer 9 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Industrie und Handel 

146.906 

126.396 

273.302 

16.096 

239.261 

87,5 

25.680 

96,6 

Handwerk 

169.509 

39.756 

209.265 

- 

164.681 

78,7 

29.489 

91,6 

Landwirtschaft 

9.841 

4.541 

14.382 

382 

11.953 

83,1 

1.450 

92,4 

Öffentlicher Dienst 

6.755 

11.385 

18.140 

743 

16.174 

89,2 

991 

94,3 

Freie Berufe 

2.977 

51.170 

54.147 

3.695 

47.936 

88,5 

4.594 

96,7 

Hauswirtschaft 9 

228 

7.968 

8.196 

82 

7.028 

85,7 

478 

91,1 

Seeschifffahrt 

142 

10 

152 

30 

146 

96,1 

3 

98,0 

Alle Bereiche 

336.358 

241.226 

577.584 

- 

487.179 

84,3 

62.685 

94,6 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 37, Seite 71 


') Hauswirtschaft im städtischen Bereich 

In der Zahl der Prüftingsteilnehmer sind die Wiederholer zweimal enthalten (Prüftmgsfälle). Sie werden daher von der Zahl derPrüftmgsteilnehmer abgezogen, so dass 
die Bezugsgröße für die Erfolgsquote die Zahl der Prüfungspersonen ist. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung 1998, Erhebung zum 31. Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Im Vergleich zur Erfolgsquote insgesamt liegen die Werte im 
Handwerk und in der Hauswirtschaft deutlich niedriger (9 1 ,6 % 
bzw. 91,1%). Bis zu knapp 9 % der Auszubildenden beenden in 
diesen Bereichen die Ausbildung ohne Gesellen- oder Gehil- 
fenbrief. Bei den Freien Berufen und im Bereich Industrie und 
Handel sind die Erfolgsquoten überdurchschnittlich hoch 
(96,7% bzw. 96,6%; vgl. Übersicht 35). Weibliche Auszubil- 
dende haben eine etwas höhere Erfolgsquote als männliche. 
Auch in kaufmännischen Berufen sind diese Werte generell 
etwas höher als in gewerblichen. 

In den neuen Ländern ist die Erfolgsquote mit 93,1 % höher als 
im Vorjahr (9 1 ,2 %); sie liegt damit aber immer noch zwei Pro- 
zentpunkte unter dem Wert in den alten Ländern. Die Wieder- 
holerrate liegt bei 13,6%. Insgesamt haben in den neuen Län- 
dern 1 1 1.400 Jugendliche den Gesellen-, Gehilfen- oder Fach- 
arbeiterbrief erhalten, rund 7.000 mehr als im Vorjahr. 

In einigen stark besetzten Berufen sind überdurchschnittliche 
Erfolgsquoten zu verzeichnen, so bei den Industrie- und Bank- 
kaufleuten (um 98%). Bei letzteren ist die Wiederholerrate ge- 
ring (5 %), SO dass viele im ersten Anlauf die Prüfung bestehen. 
Dies gilt auch fär die industriellen Metall- und Elektroberufe, 
die den Wert von 98% erreichen, wobei die erfolgreichen Wie- 
derholer berücksichtigt sind. Allerdings gibt es erhebliche 
regionale Unterschiede. Diese werden in dem neuen For- 
schungsprojekt des Bundesinstituts für Berufsbildung „Fak- 
toren fär den Erfolg bei Abschlussprüfungen im dualen 
System“ untersucht. 

Bei den Kaufleuten in der Grundstücks- und Wohnungswirt- 
schaft bestehen Viele die Prüfung im ersten Anlauf nicht. Da 
jedoch die Wiederholerrate (14,7%) hoch ist, beträgt die Er- 


folgsquote, die unter Berücksichtigung der erfolgreichen Wie- 
derholer erzielt wird, 90%. Ähnliches gilt fär die Friseurinnen 
(Wiederholerrate: 14,2, Erfolgsquote: 93,3%). Die Köche ha- 
ben eine Erfolgsquote von 92%, allerdings muss fast jeder 
Fünfte einen zweiten Versuch unternehmen. 

Im Handwerk erreichen Berufe wie Tischler/Tischlerin, Mau- 
rer/Maurerin und Elektroinstallateur/Elektroinstallateurin Er- 
folgsquoten um 90%. Häufig wird der Gesellenbrief jedoch erst 
im zweiten Anlauf ausgehändigt, so wiederholen bei den Tisch- 
lern 13 % die Prüfung. 

Rund 6% der Auszubildenden erhalten eine Zulassung zur 
Abschlussprüfung vor Ablauf der Ausbildungszeit (§ 40 BBiG, 
§37 HwO), in gewerblichen Berufen etwas mehr als in kauf- 
männischen. Die schulische Vorbildung oder gute Leistungen 
während der Ausbildungszeit sind die hauptsächlichen Gründe. 

Externenprüfung 

Neben der Abschlussprüfung nach Durchlaufen einer regulären 
Ausbildung ermöglicht das BBiG bzw. die HwO auch den 
Abschluss durch die sogenannte Extemenprüfung (§40 Abs. 2, 
3 BBiG bzw. §37 Abs. 2, 3 HwO). Voraussetzung fär die Prü- 
füngszulassung ist der Nachweis einer Tätigkeit in dem Bemf, 
in dem die Prüfung abgelegt werden soll. Die Tätigkeit muss 
mindestens das Zweifache der vorgeschriebenen Ausbildungs- 
zeit betragen. Davon kann abgesehen werden, wenn der Erwerb 
von Kenntnissen und Fertigkeiten belegt wird, die eine Zulas- 
sung zur Prüfung rechtfertigen, oder wenn die Bemfsausbil- 
dung in außerbetrieblichen Einrichtungen durchlaufen wurde 
(z.B. bemfsbildende Schulen, Behindertenwerke) und diese 
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Übersicht 36: Externe Prüfungsteilnehmer und 
Prüfungsteilnehmerinnen im Ausbildungsbereich 
Industrie und Handel 1994 bis 1998 


Jahr 

Prüfungsteil- 
nehmer und 
Prüfungsteil- 
nehmerinnen 
insgesamt 

Darunter externe 
Prüfungsteil- 
nehmer und 
Prüfungsteil- 
nehmerinnen 
§ 40 Abs. 2 und 
3BBiG 

Anteil Externe 
an allen Prüfungs- 
teilnehmem und 
Prüfungsteil- 
nehmerinnen 

Anzahl 

Prozent 

1994 

346.532 

28.262 

8,2 

1995 

308.918 

23.800 

7,7 

1996 

280.013 

15.100 

5,4 

1997 

274.466 

17.530 

6,4 

1998 

273.302 

17.164 

6,3 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 38, Seite 71 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, 

Reihe 3, Bemfliche Bildung 



Ausbildung der Berufsausbildung in einem anerkannten Aus- 
bildungsberuf entspricht.^) 

Bis auf das Handwerk weisen alle Ausbildungsbereiche die 
Zahl der externen Prüfungen nach. Ihr Anteil beträgt derzeit im 
Durchschnitt knapp 7% aller Prüfungsteilnehmer (1998: 6,8%, 
1997: 6,9%, 1996: 6,1 %). Gering ist der Anteil der Externen im 
Bereich der Freien Berufe (1998: 1,0%), besonders hoch im 
Bereich der Hauswirtschaft (1998: 46,5%). Der Anteil von 
Externen hängt sowohl vom Ausbildungsplatzangebot ab, als 
auch von der unterschiedlichen Schwierigkeit, für bestimmte 
Ausbildungsberufe Jugendliche zu gewinnen. Die Betriebe ver- 
suchen ggf auf diesem Weg einen Mangel an Fachkräften aus- 
zugleichen.^) 

Für den Ausbildungsbereich von Industrie und Handel liegt 
eine längere Zeitreihe vor. Danach veränderte sich der Anteil 
der Externen im vergangenen Jahrzehnt nicht sonderlich (vgl. 
Übersicht 36). Erst seit 1992 stieg der Anteil externer Prüfun- 
gen steil an, überschritt aber 1994 sein Höhepunkt und fiel seit- 
her. Erst seit 1997 ist der Anteil wieder leicht gestiegen und 
blieb 1998 auf etwas gleichem Niveau. 


*) Vgl. Eule, M.: „Zulassung zur Extemenprüfung“; in: „Recht der Jugend 
und des Bildungswesens“, Heft 3, 1989 

9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1994, Kapitel 3.5 und Bemfsbildungsbe- 
richt 1995, Kapitel 3.5; vgl. dazu auch Hecker, U.: „Ein nachgeholter 
Bemfsabschluß lohnt sich allemal - Extemenprüfiing in der Praxis“; in: 
Bundesinstitut für Bemfsbildung (Hrsg.), Bemfsbildung in Wissen- 
schaft und Praxis, Heft 6, 1994 sowie die „Empfehlung des Hauptaus- 
schusses des Bundesinstituts für Bemfsbildung zur Fördemng des 
Abschlusses in einem anerkannten Ausbildungsbemf durch die Exter- 
nenprüfung“, Beilage zur Zeitschrift Bemfsbildung in Wissenschaft 
und Praxis, Heft 6, 1996 


2.2 Strukturelle Entwicklung der 
betrieblichen Berufsausbildung 

2.2.1 Ausbildungsbereiche und ausgewählte Berufe 

Ende 1998 standen 1.658.000 Jugendliehe in einer betriebliehen 
Berufsausbildung. Hiervon entfielen 1.301.000 auf die alten 
und 357.000 auf die neuen Länder (vgl. Schaubild 2). In den 
alten Ländern ist die Zahl gegenüber dem Vorjahr wiederum 
deutlieh angestiegen (um rund 40.000 Auszubildende); in den 
neuen Ländern ist ein leichter Rüekgang zu verzeiehnen. Aller- 
dings müssen hier die untersehiedliehen Zeiträume der Umset- 
zung der staatliehen Sonderprogramme berüeksiehtigt werden. 

Die Entwieklungen sind in den Ausbildungsbereiehen unter- 
sehiedlieh verlaufen (vgl. Schaubild 3). Den größten Zuwaehs 
in absoluten Zahlen (+42.600 Auszubildende) hat der Bereieh 
Industrie und Handel zu verzeiehnen (alte Länder: +6,5 %, neue 
Länder: +3,2%). In den alten Ländern wurde der Zuwaehs bei 
den gewerbliehen und bei den Dienstleistungsberufen erzielt, in 
den neuen Ländern vorwiegend bei den gewerbliehen Berufen. 

Die höehsten Steigerungsraten haben in den alten wie in den 
neuen Ländern die seit 1996 neu gesehaffenen Berufe erzielt, 
die zumeist im Bereieh Industrie und Handel angesiedelt sind 
(vgl. Übersicht 37). Naeh einer Einführungsphase haben fast 
alle neuen Berufe im Jahr 1998 beträehtliehe Steigerungsraten 
aufzuweisen, wobei der Anteil weiblieher Auszubildender 
nahezu konstant blieb. So haben sieh die Ausbildungsplätze für 
die Faehinformatiker mehr als verdreifaeht. Ähnliehes gilt u. a. 
für die Informations- und Telekommunikationssystemelektro- 
niker sowie für die Mediengestalter Bild und Ton. Insgesamt 
wurden für die 28 zwisehen 1996 und 1998 neu gesehaffenen 
Berufe knapp 30.000 Ausbildungsplätze eingeriehtet. Allein für 
die vier neuen IT-Berufe gibt es mittlerweile fast 14.000 Aus- 
bildungsplätze. Aueh die Neuabschlüsse zum 30. September 
1999 weisen weiter steigende Tendenzen für diese Berufe auf 9 

Zwischen 1996 und 1998 wurden 72 Ausbildungsordnungen 
modernisiert. Aueh diese Berufe haben mit 3,2% überdurch- 
sehnittliehe Zuwaehsraten zu verzeiehnen. 

Das Handwerk hat in den alten Ländern die Anzahl der Auszu- 
bildenden ungefähr halten können, in den neuen Ländern ist ein 
Rüekgang von 5,6% zu verzeiehnen. Betroffen sind hier vor 
allem die Bauberufe (-19,3 %). Allein bei den Maurern gibt es 
4.700 Ausbildungsverhältnisse weniger (-23,1 %) als im Vor- 
jahr. In den alten Ländern haben die Bauberufe 8,8% weniger 
Auszubildende zu verzeiehnen. Im Vergleieh dazu haben bei- 
spielsweise die Faehverkäuferinnen im Nahrungsmittelhand- 
werk in den alten Ländern einen Zuwachs von 11,5% aufzu- 
weisen. 

Bei den Freien Berufen ist in den alten wie in den neuen Län- 
dern ein Rückgang eingetreten (-3,2 bzw. -5,7%). Insbeson- 
dere die Arzt-/Zahnarzthelferinnen und die Steuerfaehange- 
stellten sind davon betroffen. Dagegen haben die Reehtsan- 
walts- und Notarfaehangestellten ihre Auszubildendenzahlen 
ungefähr halten können. 

Im Öffentliehen Dienst sind seit 1994 weniger Auszubildende 
registriert, da die Ausbildung bei den Bahn- und Postuntemeh- 
men, die bis zu ihrer Privatisierung dem öffentliehen Dienst 
angehörten, nach und nach in den Bereich Industrie und Handel 
übernommen werden. Ohne Bahn und Post sind die Auszubil- 
dendenzahlen des Öffentliehen Dienstes in den alten Ländern 
von 1997 auf 1998 von 36.500 auf 37.500 angestiegen, in den 


9 Vgl. Kapitel 1.1.1 
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neuen Ländern sind die Zahlen um rund 450 Auszubildende 
gesunken. Die Verwaltungsfachangestellten sind in den alten 
wie in den neuen Ländern etwas angestiegen. 

Die Struktur der Ausbildungsplätze unterscheidet sich zwi- 
schen den neuen und alten Ländern nach wie vor. Die Freien 
Berufe umfassen in den alten Ländern 10,3% aller Auszubil- 
denden, in den neuen Ländern nur 4,7 % (vgl. Übersicht 38), 
wobei dieser Wert gegenüber dem Vorjahr noch zurückgegan- 
gen ist. Eine ähnliche Differenz besteht bei den Dienstleistungs- 
und technischen Berufen von Industrie und Handel (30,5% in 


den alten Ländern, 26, 1 % in den neuen Ländern). Dafür hat das 
Handwerk in den neuen Ländern - trotz des Rückgangs im 
Baubereich - mit 41,4% einen wesentlich höheren Anteil als in 
den alten Ländern (36,7%). 

Der Anteil weiblicher Auszubildender ist in den alten Ländern 
etwas angestiegen und beträgt nun 40,6% (vgl. Übersicht 39). 
So wurden im Jahr 1998 rund 17.000 junge Frauen mehr ausge- 
bildet als im Vorjahr. Auch im Handwerk ist der Frauenanteil 
angestiegen, insbesondere durch mehr Verträge bei den Friseu- 
rinnen und Fachverkäuferinnen im Nahrungsmittelhandwerk. 


Schaubild 2: Gesamtzahlen der Auszubildenden 1994 bis 1998 


Alte Länder’^* 


761.487 


745.522 


740.514 


750.379 


772.375 

519.838 


504.686 


500.063 


511.492 


528.791 


1994 1995 1996 1997 1998 

Neue Länder 




218.240 


224.060 


221.730 


205.680 





185.796 













133.410 


136.749 


134.868 



123.451 




112.758 









1994 1995 1996 1997 1998 

Bundesgebiet 



1994 1995 1996 1997 1998 


n Auszubildende männlich 
I Auszubildende weiblich 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember 

Ab 1991 einschließlich Berlin (Ost); die 1997er Werte für die alten Länder wurden gegenüber dem Berufsbildungsbericht 1999 korrigiert 
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ln den neuen Ländern liegt der Frauenanteil bei 37,8%, etwas 
niedriger als im Vorjahr (37,9%) und deutlich niedriger als in 
den alten Ländern. Das geringere Ausbildungsplatzangebot in 
den Dienstleistungs- und Büroberufen könnte sich hierin be- 
merkbar machen. Dagegen sind junge Frauen in den neuen 
Ländern mit einem Anteil von 8,7% in den Fertigungsberufen 
ähnlich stark vertreten wie in den alten Ländern. 

Die Anteile junger Frauen in männlich dominierten Berufen 
gehen seit 1990 in den alten Ländern zurück. 48.100 junge 


Frauen, das sind 9,1 % aller weiblichen Auszubildenden, er- 
halten jetzt eine solche Ausbildung (1990: 60.500 bzw. 9,6%; 
vgl. Übersicht 40). Insbesondere in Handwerksberufen wie 
Kraftfahrzeugmechaniker/Kraftfahrzeugmechanikerin, T isch- 
ler/Tischlerin, Maler und Lackierer/Malerin und Lackiererin 
sind die Anteile der jungen Frauen zurückgegangen. So waren 
bei den Tischlern vor einigen Jahren 10,2% junge Frauen, im 
Jahr 1998 sind es nur noch 7,6%. Niedrigere Werte sind auch in 
vielen industriellen Berufen festzustellen. So hat sich der 
Frauenanteil bei den Industriemechanikem Geräte- und Fein- 


Schaubild 3: Auszubildende nach Ausbildungsbereichen 1994 bis 1998 


778.884 


723.981 


588.103 


702.866 


615.350 


707.322 


627.813 


158.974 


160.349 


160.593 


736.284 


630.904 


156.588 


624.981 



151.138 





37.414 


13.537 


341 


40.090 


14.097 


391 


1994 


1995 


1996 


1997 


1998 


I Industrie und HandeL* 
Q Handwerk 
□ Freie Berufe 
B Öffentlicher Dienst 
I Landwirtschaft 
I Hauswirtschaft""**’ 

I Seeschifffahrt 


Qtye//e.' Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember 
*’ Einschließlich Banken,Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe 

Es ist zu berücksichtigen, dass ein weiterer Teil der im Bereich der Freien Berufe ausgebildeten Jugendlichen statistisch bei anderen 
Ausbildungsbereichen erfasst wird. 

***’ Seit 1994 werden die Auszubildenden bei Bahn- und Postunternehmen, die bis zu ihrer Privatisierung dem öffentlichen 
Dienst angehörten, nach und nach in den Bereich Industrie und Handel übernommen. Der Rückgang der Auszubildenden- 
zahlen ist zum Teil dadurch zu erklären. 

****’ Hauswirtschaft im städtischen Bereich 







Übersicht 37: Auszubildende in neuen Berufen nach Geschlecht 1997 und 1998 
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Übersicht 38: Anteile der Auszubildenden nach Aus- 
bildungsbereichen in den alten und neuen 
Ländern 1998 in Prozent 


Ausbildungsbereich 

Alte 

Länder 

Neue 

Länder 

Industrie und Handel 

47,1 

46,5 

Darunter: 



Gewerbliche Berufe 

16,6 

20,4 

Dienstleistungs- und Technische Berufe 

30,5 

26,1 

Handwerk 

36,7 

41,4 

Landwirtschaft 

2,2 

3,3 

Öffentlicher Dienst ‘) 

2,9 

3,0 

Freie Berufe 9 

10,3 

4,7 

Hauswirtschaft 

0,8 

1,1 

Seeschifffahrt 

0,0 

0,0 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 39, Seite 73 


') Es ist zu berücksichtigen, dass ein Teil der im Öffentlichen Dienst und bei 
den Freien Berufen abgeschlossenen neuen Ausbildungsberufe statistisch bei 
anderen Ausbildungsbereichen erfasst wird. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, 
Berufliche Bildung 1998, Erhebung zum 31. Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Werktechnik auf 5,8% verringert (1991: 9,0%). Ähnliche 
Entwicklungen sind auch bei den Kommunikationselektro- 
nikem zu verzeichnen. 

Einige Berufe im Druckbereich zeigen inzwischen eine ausge- 
wogene Beteiligung von Frauen und Männern, so zum Beispiel 
Schriftsetzer. Im Jahr 1978 lag der Frauenanteil bei 21 %, 1998 
bei 54%. Die Einführung neuer Technologien hat diese Ent- 
wicklung begünstigt, führte jedoch auch zu insgesamt wesent- 
lich geringeren Auszubildendenzahlen (1987: 2.600, 1998: 
830). Ähnlich liegen die Entwicklungen bei Raumausstattem, 
Restaurantfachleuten und Tierpflegern. Die hohen Frauenantei- 
le bei diesen Berufen konnten in den letzten Jahren gehalten 
werden. 

Der geringere Frauenanteil bei den männlich dominierten Beru- 
fen entspricht dem Trend. Es wird daran deutlich, dass eine 
Ausweitung des Frauenanteils in den gewerblichen Berufen 
schwierig ist. Hier spielt auch eine Rolle, dass sich die Beschäf- 
tigungsstruktur immer stärker zu Dienstleistungsberufen verän- 
dert. 

In den neuen Ländern ist der Anteil der weiblichen Auszubil- 
denden in den männlich dominierten Berufen mit 19,0% ver- 
gleichsweise sehr hoch. Dies beruht darauf, dass viele Schulab- 
gängerinnen landwirtschaftliche Berufe und Berufe aus dem 
Gastronomiebereich wählen. Diese gehören zu den männlich 
dominierten Berufen. Zum Beispiel beträgt der Frauenanteil bei 
den Köchen in den neuen Ländern 44,5 %, in den alten Ländern 
nur 26,7%. In den industriellen gewerblichen Berufen liegt der 
Frauenanteil in den neuen Ländern ungefähr so hoch wie in den 
alten Ländern. Da der Dienstleistungs- und Bürobereich in den 
neuen Ländern noch nicht bedarfsentsprechend ausgebaut ist, 
beträgt der Anteil der frauentypischen Berufe 35,8% und ist 
damit wesentlich geringer als in den alten Ländern (45,6%). 
Der im Jahr 1998 am häufigsten gewählte Beruf war Kauf- 
mann/Kauffrau im Einzelhandel (vgl. Übersicht 41). Dies gilt 
sowohl für die alten als auch für die neuen Länder. 5 % aller 
Neuabschlüsse umfasst dieser Beruf Dann folgen die Büro- 
kaufleute, die in Industrie und Handel und im Handwerk ausge- 
bildet werden. Insgesamt umfassen die 10 am häufigsten 
gewählten Berufe 33,9% aller Neuabschlüsse. 


Bei der Aufgliederung nach Geschlecht ergeben sich andere 
Schwerpunkte, da dann Berufe, die überwiegend von Männern 
bzw. Frauen gewählt wurden, stärker in den Vordergrund 
rücken. Bei den Männern ist der Kraftfahrzeugmechaniker der 
am häufigsten gewählte Beruf (6,3 %). Dies gilt sowohl für die 
alten als auch für die neuen Länder. Danach folgen Maler und 
Lackierer sowie Tischler. Diese Berufe gehören alle dem Hand- 
werk an. Aus dem Bereich Industrie und Handel sind die Kauf- 
leute im Einzelhandel und die Kaufieute im Groß- und Außen- 
handel vertreten. Industrielle Berufe (z.B. Industriemecha- 
niker) sind unter den am stärksten besetzten Berufen nicht mehr 
vertreten. In den neuen Ländern haben die Bau- und Installa- 
tionsberufe noch höhere Rangplätze als in den alten Ländern. 
Zum Beispiel umfassen die Maurer in den neuen Ländern 6,3 % 
aller männlichen Auszubildenden, in den alten Ländern 2,7%. 
Insgesamt umfassen bei den Männern die zehn am häufigsten 
gewählten Ausbildungsberufe 37,3% aller Neuabschlüsse 
(Vorjahr: 39,7%). 

Bei den Frauen ist die Bürokauffrau der am häufigsten gewähl- 
te Beruf, gefolgt von der Kauffrau im Einzelhandel und der 
Friseurin. Arzthelferin und Zahnarzthelferin haben gegenüber 
dem Vorjahr^) niedrigere Zahlen für die Neuabschlüsse. Bei 
den Frauen gehören alle häufig gewählten Berufe dem kauf- 
männischen und Dienstleistungsbereich an. Allerdings spielen 
in den neuen Ländern Berufe aus der Gastronomie wie Restau- 
rantfachfrau und Köchin eine größere Rolle. Insgesamt um- 
fassen die zehn am häufigsten von jungen Frauen gewählten 
Berufe 53,6% aller Neuabschlüsse. 

Unter den Auszubildenden befinden sich in den alten Ländern 
14.800 Jugendliche in Ausbildungsgängen für Behinderte (§ 48 
BBiG und §42b HwO); 63% davon sind junge Männer. 
Gegenüber dem Vorjahr ist die Zahl um über 1.100 angestie- 
gen. Die meisten Jugendlichen werden als Hauswirtschaftstech- 
nischer Betriebshelfer/Hauswirtschaftstechnische Betriebshel- 
ferin ausgebildet (3.600). Im Handwerk sowie in Industrie und 
Handel haben jeweils über 4.000 Jugendliche solche Verträge 
erhalten, die Übrigen in der Landwirtschaft. Im Öffentlichen 
Dienst und bei den Freien Berufen werden keine Jugendlichen 
nach diesen Regelungen ausgebildet. In den neuen Ländern 
haben 14.300 Jugendliche einen Vertrag nach §48 BBiG oder 
§42b HwO. Der Anteilswert an allen Auszubildenden (4,0%) 
ist wesentlich höher als in den alten Ländern (1,1%). In den 
neuen Ländern erhielten Viele im Gartenbau, als Bau- und 
Metallmaler und in der Hauswirtschaft einen solchen Vertrag. 

2.2.2 Entwicklung der Ausbildungszahlen 
nach Dauer der Ausbildung 

Die durchschnittliche, rechnerisch ermittelte Ausbildungszeit 
betrug 1998 wie im Vorjahr 36,5 Monate. Die Berechnung 
erfolgt aufgrund der Ausbildungsdauer, die in der Ausbildungs- 
ordnung festgelegt ist, gewichtet mit der Anzahl der neu abge- 
schlossenen Ausbildungs Verträge. Für männliche Auszubilden- 
de ist der Wert (37,2 Monate) höher als für weibliche (35,5 
Monate; vgl. Übersicht 42). In den alten Ländern werden Ver- 
träge mit längerer Ausbildungsdauer (36,8 Monate) als in den 
neuen Ländern (35,1 Monate) abgeschlossen. 

In den 80er Jahren lag die durchschnittliche Ausbildungsdauer 
bei 34 Monaten. Durch den weitgehenden Wegfall von Stufen- 
ausbildungen und Erhöhung der Ausbildungszeit bei den in- 
dustriellen Metall- und Elektroberufen auf 42 Monate Ende der 
80er Jahre ist der Wert in den alten Ländern auf 36,8 Monate 
gestiegen. 


9 Im Kapitel 5.5.4 werden die Ergebnisse einer Untersuchung zur 
Weiterbildung von Arzt-, Zahnarzt- und Tierarzthelferinnen dargestellt. 
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Übersicht 39: Anteil der weiblichen Auszubildenden an allen Auszubildenden nach Ausbildungsbereichen 
1994 bis 1998 in Prozent 


Jahr 

Weibliche Auszubildende 


Insge- 

Davon im Ausbildungsbereich 


samt 

Industrie 

Handwerk 

Landwirt- 

Öffent- 

Freie 

Hauswirt- 

See- 



und 


schaft 

licher 

Berufe 

schaft*) 

schiff- 



Handel 



Dienst 



fahrt 

Alte Länder^) 

1994 

40,6 

41,5 

20,8 

29,3 

54,2 

94,6 

96,4 

4,2 

1995 

40,4 

41,7 

20,3 

29,2 

56,6 

94,8 

95,8 

4,5 

1996 

40,3 

41,7 

20,3 

28,1 

59,3 

95,0 

95,5 

5,7 

1997 

40,5 

41,8 

21,0 

27,7 

61,9 

95,3 

95,4 

7,6 

1998 

40,6 

41,8 

21,7 

27,4 

61,7 

95,3 

95,7 

6,4 

Neue Länder 

1994 

37,8 

47,9 

15,0 

47,1 

53,9 

96,0 

96,1 


1995 

37,5 

49,3 

15,5 

43,5 

56,9 

95,8 

95,6 

- 

1996 

37,9 

49,9 

16,2 

41,4 

59,0 

95,3 

95,1 

- 

1997 

37,9 

49,4 

16,3 

38,1 

63,6 

95,4 

94,0 

- 

1998 

37,8 

47,7 

16,8 

35,4 

66,9 

95,1 

92,9 

- 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 40, Seite 74 







') Hauswirtschaft im städtischen Bereich 

Ab 1991 einschließlich Berlin (Ost); die 1997er Werte für die alten Länder wurden gegenüber dem Berufsbildungsbericht 1999 zum Teil korrigiert. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 




Übersicht 40: Weibliche Auszubildende in ausgewählten Gruppen von Berufen 1977, 1990 und 1998 


Gruppe der Ausbildungsbemfe *) 

Weibliche AuszubildendeQ 


Insgesamt 

Anteil an der Gesamtzahl der weiblichen Auszubildenden Q 


1977 

1990 

1998 

1977 

1990 

1998 


Alte 

Alte 

Alte 

Neue 

Alte 

Alte 

Alte 

Neue 


Länder 

Länder 

Länder 

Länder 

Länder 

Länder 

Länder 

Länder 


Anzahl 

Prozent 

Männlich dominierte Berufe 
(0 % bis 20 % weibliche 
Auszubildende) 

13.400 

60.500 

48.100 

25.700 

2,6 

9,6 

9,1 

19,0 

Überwiegend männlich 

besetzte Berufe 

(20 % bis 40 % weibliche 

Auszubildende) 

26.400 

39.300 

34.600 

6.300 

5,2 

6,2 

6,5 

4,6 

Gemischt besetzte Berufe 
(40 % bis 60 % weibliche 
Auszubildende) 

105.400 

170.600 

131.700 

29.800 

20,6 

27,1 

24,9 

22,1 

Überwiegend weiblich 

besetzte Berufe 

(60 % bis 80 % weibliche 

Auszubildende) 

119.000 

101.900 

73.300 

24.900 

23,3 

16,2 

13,9 

18,4 

Weiblich dominierte Berufe 
(80 % bis 100 % weibliche 
Auszubildende) 

246.000 

257.700 

241.100 

48.300 

48,2 

40,9 

45,6 

35,8 

Insgesamt 

510.200 

630.000 

528.000 

135.000 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 41, Seite 74 







') Gruppenbildung nach dem Anteil der weiblichen Auszubildenden im Jahr 1977 oder später 

0 1977 und 1990 alte Länder; gegenüber Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 41, Seite 74 revidierte Angaben infolge veränderter Definitionen der Gruppen der 
Ausbildungsberufe 

0 Abweichungen zu 100 durch Auf- und Abrunden möglich 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung, Erhebung zum 31. Dezember; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Übersicht 41: Die zehn am häufigsten gewählten Ausbildungsberufe für männliche und weibliche Auszu- 


bildende 1998 


Ausbildungsberufe für alle Auszubildenden 

Ausbildungsbereich 

Neuabschlüsse 

insgesamt 

Anzahl 

Anteil an allen 

Neuabschlüssen 

Prozent 

Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel 

Industrie und Handel 

30.266 

5,0 

Bürokaufman/Bürokauffrau 

Industrie und Handel/ 




Handwerk 

27.091 

4,5 

Kraftfahrzeugmeehaniker/ 




Kraftfahrzeugmeehanikerin 

Handwerk 

22.719 

3,7 

Industriekaufmann/Industriekauffrau 

Industrie und Handel 

22.088 

3,6 

Kaufmann/Kauffrau im Groß- und Außenhandel 

Industrie und Handel 

18.537 

3,0 

Maler und Laekierer/Malerin und Laekiererin 

Handwerk 

18.009 

3,0 

BarLkkaufmann/Bankkauffrau 

Industrie und Handel 

17.737 

2,9 

Friseur/Friseurin 

Handwerk 

17.509 

2,9 

Tisehler/T isehlerin 

Handwerk 

16.265 

2,7 

Arzthelfer/Arzthelferin 

Freie Berufe 

15.988 

2,6 

Zusammen 


206.209 

33,9 

Ausbildungsberufe für männliehe Auszubildende 

Ausbildungsbereich 

Neuabschlüsse für 

Anteil an allen 



männliche Auszu- 

Neuabschlüssen 



bildende 

für weibliche 




Auszubildende 



Anzahl 

Prozent 

Kraftfahrzeugmeehaniker 

Handwerk 

22.308 

6,3 

Maler und Laekierer 

Handwerk 

16.390 

4,6 

Tisehler 

Handwerk 

15.100 

4,3 

Elektroinstallateur 

Handwerk 

14.515 

4,1 

Maurer 

Industrie und Handel/ 




Handwerk 

12.182 

3,5 

Kaufmann im Einzelhandel 

Industrie und Handel 

11.975 

3,4 

Kaufmann im Groß- und Außenhandel 

Industrie und Handel 

10.921 

3,1 

Koeh 

Industrie und Handel 

9.554 

2,7 

Gas- und Wasserinstallateur 

Handwerk 

9.398 

2,7 

Metallbauer 

Handwerk 

9.269 

2,6 

Zusammen 


131.612 

37,3 

Ausbildungsberufe für weibliehe Auszubildende 

Ausbildungsbereich 

Neuabschlüsse für 

Anteil an allen 



weibliche Auszu- 

Neuabschlüssen 



bildende 

für weibliche 




Auszubildende 



Anzahl 

Prozent 

Bürokauffrau 

Industrie und Handel/ 




Handwerk 

20.385 

8,0 

Kauffrau im Einzelhandel 

Industrie und Handel 

18.291 

7,2 

Friseurin 

Handwerk 

16.005 

6,3 

Arzthelferin 

Freie Berufe 

15.942 

6,2 

Industriekauffrau 

Industrie und Handel 

13.218 

5,2 

Zahnarzthelferin 

Freie Berufe 

13.142 

5,1 

Faehverkäuferin im Nahrungsmittelhandwerk 

Handwerk 

12.077 

4,7 

Bankkauffrau 

Industrie und Handel 

9.675 

3,8 

Hotelfaehfrau 

Industrie und Handel 

9.243 

3,6 

Kauffrau für Bürokommunikation 

Industrie und Handel 

9.001 

3,5 

Zusammen 


136.979 

53,6 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung 1998, Erhebung zum 31. Dezember; Berechnungen des Bundesinstituts für 

Berufsbildung; im Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 42, Seite 75 beruhen die Werte auf den Bestandszahlen der Auszubildenden 
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Übersicht 42: Neuabschlüsse nach Ausbildungsdauer gemäß Ausbildungsordnung 1998 


Dauer der Ausbildung 

Neuabschlüsse und Anteil der Neuabschlüsse an allen Neuabschlüssen 


Insgesamt 

Männliche 

Auszubildende 

Weibliche 

Auszubildende 


Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Bis zu 24 Monate 

19.880 

3,3 

8.119 

2,3 

11.761 

4,6 

30 bis 36 Monate 

436.617 

71,8 

204.475 

57,9 

232.142 

90,9 

42 Monate 

134.475 

22,1 

126.560 

35,9 

7.915 

3,1 

Stufenausbildung, 

1. Stufe 

16.961 

2,8 

13.390 

3,9 

3.571 

1,4 

Insgesamt 

607.933 

100,0 

352.544 

100,0 

255.389 

100,0 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 43, Seite 76 






Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung 1998, Erhebung zum 31. Dezember; 

Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 



Die tatsächliche Ausbildungsdauer ist jedoch aufgrund von 
Ausbildungsverkürzungen bei Vertragsabschluss und durch 
vorzeitige Zulassungen zur Prüfung geringer. 15% der Ausbil- 
dungsanfänger erhalten bei Vertragsabschluss eine Verkürzung 
der Ausbildungszeit, meist aufgrund des Besuchs von allge- 
meinbildenden oder berufsbildenden Schulen, in den alten Län- 
dern deutlich mehr (17%) als in den neuen Ländern (6%). 6% 
der Auszubildenden werden vorzeitig zur Abschlussprüfung 
zugelassen. Geht man davon aus, dass die Verkürzung durch- 
schnittlich ein halbes Jahr beträgt, verringert sich die tatsäch- 
liche Ausbildungsdauer für das Jahr 1998 auf 35,2 Monate. 

Die weiblichen Auszubildenden werden zu 90,9 % in Berufen 
mit dreijähriger Ausbildungszeit ausgebildet. Von den männ- 
lichen Auszubildenden wird mehr als jeder Dritte (35,9%) in 
einem dreieinhalbjährigen Beruf ausgebildet. Junge Männer 
wählen wesentlich häufiger Berufe aus dem Metall- und Elek- 
trobereich, in dem diese Ausbildungsdauer verbreitet ist. Bei 
den weiblichen Auszubildenden beträgt der Anteilswert für 
eine 42-monatige Ausbildung nur 3,1 %. 

2,8% der Auszubildenden haben 1998 Verträge für gestufte 
Ausbildungen erhalten, vor allem im Baubereich. In den 80er 
Jahren lag dieser Anteil bei 15 %. Seit dem Wegfall der Stufen- 
ausbildung bei den Verkäufem/Einzelhandelskaufleuten und in 
den industriellen Elektroberufen Ende der 80er Jahre ist die 
Stufenausbildung quantitativ nur noch von geringem Gewicht. 
In jüngster Zeit wurden allerdings einige neue Ausbildungsord- 
nungen mit Stufenausbildungen in den Bereichen Bau, Beklei- 
dung und Brief-/Frachtverkehr erlassen. 

2.2.3 Studienberechtigte^) im dualen System 

Das Interesse von Abiturienten und Abiturientinnen an einer 
praxisnahen beruflichen Ausbildung hat in den letzten zwei 
Jahrzehnten zugenommen. Besonders das duale System der 
Berufsausbildung wird als attraktives Qualifizierungsmodell 
akzeptiert. Im Ausbildungsjahr 1998/1999 besaßen nahezu 
101 .000 oder etwa jeder sechste neu eingestellte Auszubildende 


9 Der Begriff „Studienbereehtigte“ wird hier für Sehulabgänger der 
Sekundarstufe II verwendet, die eine allgemeine bzw. faehgebundene 
Hoehsehulreife oder die Faehhoehsehulreife erworben haben. 


die Fachhoch- oder Hochschulreife, 1992 waren es noch 
74 . 0009 . Mehr als 83.000 Studienberechtigte erhalten ihre 
Ausbildung in den alten Ländern und weitere 17.000 in den 
neuen Ländern, wobei sich die Anteile (alte Länder: 17,1%; 
neue Länder: 14,2%) zunehmend angenähert haben. 

Anzahl und Anteil der Studienberechtigten fällt je nach Ausbil- 
dungsbereich unterschiedlich aus. Auszubildende mit Studien- 
berechtigung zeigen eine gewisse Präferenz für kaufinännische 
Ausbildungsberufe. Zunehmend gewinnen aber auch attraktive 
technische Ausbildungen, etwa die neuen informationstech- 
nischen Berufe oder Medienberufe ihr Interesse 9- Knapp ein 
Viertel der neu eingestellten Auszubildenden im Bereich In- 
dustrie und Handel hatten 1998 eine Studienberechtigung; mit 
72.800 bedeutet das für diesen Bereich einen Anstieg der 
Neuabschlüsse um 17.000 gegenüber 1995. Im Handwerk 
schlossen die Ausbildungsbetriebe im Jahr 1998 mit 11.200 
Studienberechtigten neue Ausbildungsverträge ab. Deren 
Anteil ist hier leicht von 5,1 % (1995) auf 5,3 % gestiegen. Die 
höchste Quote (26,5%) weist 1998 der Öffentliche Dienst auf, 
in dem rund 4.300 Studienberechtigte ins Ausbildungs Verzeich- 
nis der zuständigen Stelle eingetragen worden sind 9- Im 
Bereich Freie Berufe sind 10.037 Ausbildungsverhältnisse mit 
Jugendlichen registriert worden, die im Besitz einer Studienbe- 
rechtigung sind. 

Besonders gefragt ist die Ausbildung im Öffentlichen Dienst 
und in den Freien Berufen bei Studienberechtigten in den neuen 
Ländern. Zwei Fünftel aller neuen Ausbildungsverträge in die- 
sen beiden Bereichen sind hier mit solchen Jugendlichen abge- 
schlossen worden. Deutlich seltener haben die jungen Leute mit 
Studienberechtigung eine betriebliche Ausbildung in den Berei- 
chen Landwirtschaft (1.842 neue Ausbildungsverhältnisse) 
oder in der Hauswirtschaft bzw. Seeschifffahrt mit jeweils 
weniger als 70 neuen Ausbildungsverhältnissen gewählt. 


9 Vgl. Statistisches Bundesamt: Bemfsbildungsstatistik; Auswertung für 
das Bundesinstitut für Berufsbildung 

9 Vgl. Kapitel 2.1.1 

9 Ohne diejenigen Auszubildenden, deren Vertrag nach dem BBiG bei 
anderen zuständigen Stellen (Kammern) außerhalb dieses Ausbildungs- 
bereichs registriert werden 
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Übergang in Ausbildung 

Der Übergang von Jugendlichen mit einer Studienberechtigung 
in eine nicht-akademische Berufsausbildung ist ein Prozess, der 
sich über mehrere Jahre erstreckt. Eine Untersuchung des Bun- 
desinstituts für Berufsbildung dazu ermöglicht ein zeitnahes 
und repräsentatives Bild darüber, wie der Studienberechtigten- 
j ahrgang 1994 seinen Wunsch nach einer Ausbildung verwirk- 
lichen konnte. Datengrundlage ist eine Anfang 1998 durchge- 
fährte Erhebung^) des Hochschul-lnformations- System (HIS) 
bei rund 11.900 von insgesamt 289.000 jungen Frauen und 
Männern, die im Jahr 1994 die Schule mit der Fachhoch- bzw. 
Hochschulreife verlassen haben. Darunter sind 2.906 Befragte, 
die direkt nach Beendigung der Schule in das duale System ein- 
gemündet waren. 

Übersicht 43 weist die Anteile der Studienberechtigten (Jahr- 
gang 1994) aus, die bis dreieinhalb Jahre nach dem Schulab- 
gang eine nicht-akademische Berufsbildung begonnen haben. 
Demnach hatten insgesamt 37% der Studienberechtigten 
(Männer: 30%; Frauen: 44%) nach 1994 ihre Berufsbildung in 
Betrieben und Verwaltungen oder eine schulische Berufsausbil- 
dung aufgenommen. Besonders gefragt war die duale Ausbil- 
dung: Ein Viertel der Schulabgänger mit Studienberechtigung 
1994 wurde in anerkannten Ausbildungsberufen nach dem 
BBiG bzw. der HwO ausgebildet, weitere 2% haben sich in 
Sonderausbildungsgängen oder Berufsakademien qualifiziert. 
In deutlichem Abstand folgen die Ausbildungen zu Beamten- 
oder Inspektorenanwärtem bzw. -anwärterinnen (4%), die 
besonders in den neuen Eändem (7%) nachgefragt werden, 
sowie an Berufsfachschulen oder an Schulen des Gesundheits- 
wesens (jeweils 3 %), wobei letztere vor allem eine Domäne der 
jungen Frauen sind. Im Einzelnen liegt der Anteil der Frauen 
(27%) in betrieblicher Ausbildung über dem der Männer 
(21%); die duale Ausbildungsquote beträgt in den alten Fän- 
dem 24 % und in den neuen Eändem 27 %. 


*) Nicht einbezogen sind Studienberechtigte aus Brandenburg, da dort im 
Schuljahr 1993/1994 die Schulzeit von 12 auf 13 Jahre angehoben wur- 
de; vgl. für weitere Ergebnisse: Dürrer, F./Heine, C.: „Studium, Berufs- 
ausbildung und Werdegänge der Studienberechtigten 94 bis 31/2 Jahre 
nach Schulabgang“, HIS Kurzinformation A 6/99 


Weg der Studienberechtigten, 
die nach dem Schulabgang eine Berufsausbildung 

abgeschlossen haben 

Mehrheitlich gehen diese jungen Erwaehsenen einer Erwerbs- 
tätigkeit naeh. Naeh der HIS-Erhebung stehen fast drei Fünftel 
von ihnen im Erwerbsleben (57 %) und zwar ganz überwiegend 
im erlernten Bemf. Nahezu vollständig ist das eine Vollzeitbe- 
sehäftigung (96%), wobei es sieh in vier Fünftel der Fälle um 
ein unbefristetes Arbeitsverhältnis handelt. Überwiegend beur- 
teilen die Erwerbstätigen diese Tätigkeit als anspmehsvoll und 
fühlen sieh der Ausbildung gemäß eingesetzt. Drei von vier der 
bemfstätigen Faehkräfte mit Studienbereehtigung bejahen dies- 
bezügliehe Fragen in faehlieher Hinsieht (76%). 71% geben 
zudem an, dass aus ihrer Sieht ihre bemfliehe Stellung im 
Betrieb der Ausbildung entsprieht^). 

Der Übergang ins Studium naeh Absehluss der Eehre spielt 
eine wiehtige, keineswegs aber dominierende Rolle: 3 1 % der 
dual Ausgebildeten mit Studienbereehtigung (Männer: 41%; 
Frauen: 25%) studieren im Wintersemester 1997/1998 an einer 
Faehhoehsehule (13%) oder wissensehaftliehen Hoehsehule 
(18%). Dabei kombinieren Absolventen aus den neuen Fän- 
dem seltener Eehre und Studium, als jene aus den alten Eändem 
(im Studium: 19% bzw. 33%). 

Als arbeitslos bezeiehnen sieh lediglieh 2,5 % der Ausgebilde- 
ten; mnd 3% haben eine weitere Ausbildung begonnen und 
4,5 % befinden sieh im Wehr-/Zivildienst, die Übrigen gehen 
einer sonstigen Tätigkeit (2 %) naeh. 

Insgesamt überraseht danaeh kaum die hohe Zustimmung, die 
das duale System bei den befragten Studienbereehtigten erfährt. 
So würden nur 5 % der Absolventen und Absolventinnen einer 
betriebliehen Ausbildung - noehmals vor die Wahl gestellt, 
über ihren Ausbildungsweg zu entseheiden - eine andere Art 
bemflieher Ausbildung vorziehen, und weitere 7% würden 
keine Eehre mehr maehen und statt dessen sofort ein Studium 
aufnehmen. Die dual Ausgebildeten mit Studienbereehtigung 
des Jahrgangs 1994 fühlen sieh offensiehtlieh gut für das 
Erwerbsleben vorbereitet und sehen die zukünftigen Bemfsaus- 


9 Anteile derjenigen, welche die Werte 1 (= genau) oder 2 auf einer 
Skala bis 5 (= trifft gar nicht zu) angegeben haben 


Übersicht 43: Bis dreieinhalb Jahre nach Erwerb der Hochschulreife im Jahr 1994 aufgenommene nichtaka- 
demische Berufsausbildung^) von Studienberechtigten in Prozent 



Insgesamt 

Männer 

Frauen 

Alte Länder 

Neue Länder 

Betriebliche Ausbildung im dualen System 

24 

21 

27 

24 

27 

Nachrichtlich: bereits abgeschlossen 

(18) 

(12) 

(23) 

- 

- 

Besuch einer Berufsakademie 

2 

2 

2 

2 

2 

Besuch einer Berufsfachschule 

3 

2 

5 

3 

3 

Schule des Gesundheitswesens 

3 

1 

5 

3 

3 

Beamtenausbildung 

4 

4 

4 

4 

7 

Besuch einer Fachakademie 

1 

0 

1 

1 

1 

Insgesamt 

37 

30 

44 

37 

43 

9 Ohne Berufsausbildung vor bzw. mit Erwerb der Hochsehulreife 

Quelle: HIS-Studienberechtigten-Befragungen 1994 (ohne Brandenburg); Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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sichten recht positiv. 70% beurteilen die eigene berufliche 
Zukunft mit „sehr gut“ oder „gut“, weitere 23% gehen von 
befriedigenden Berufsaussichten aus, lediglich 7 % schätzen sie 
als ausreichend oder schlecht ein. 

Es gibt verschiedene Anzeichen dafür, dass bei Jugendlichen 
mit Studienberechtigung in den letzten Jahren die Neigung 
sinkt, Berufsausbildung und Studium zu kombinieren^). Den 
Rückgang dieser sogenannten Doppelqualifizierung bestätigt 
eine andere HIS-Befragung^) und zwar für die Studienanfänger 
und -anfängerinnen des Wintersemesters 1998/1999. Danach 
hat im Wintersemester 1998/1999 nur noch gut ein Viertel 
(26%) der Erstsemester vor Studienbeginn eine nicht-akade- 
mische, d.h. betriebliche oder schulische Berufsausbildung 
oder eine Beamtenausbildung, absolviert. 1993/1994 lag der 
vergleichbare Wert noch bei 38 %. 

Ebenfalls auf ein geringeres Interesse an einer Doppelquali- 
fizierung deuten die Analysen für die Jugendlichen des Ent- 
lassjahres 1994 hin, die eine betriebliche Ausbildung aufge- 
nommen hatten. Zwar entscheiden sie sich nicht von vornherein 
dagegen, später noch die Studienoption einzulösen ^); anderer- 
seits ist aus Untersuchungen^) des Bundesinstituts für Berufs- 
bildung bekannt, dass ausbildende Unternehmen durch gezielte 
Personalarbeit eine große Anzahl selbst jener Studienberechtig- 
ten dauerhaft für den Fachkräfteberuf und Betrieb gewinnen 
konnten, die ehedem daran dachten, nach der Lehre ein Stu- 
dium anzuhängen oder noch unentschlossen waren. Die Betrie- 
be nutzen hier eine breite Palette von Maßnahmen, um die von 
ihnen Ausgebildeten mit Studienberechtigung dauerhaft für 
ihren Betrieb zu gewinnen. Allgemein kann festgestellt werden, 
dass diese Jugendlichen um so seltener nach der Ausbildung 
den Betrieb verlassen, je besser betriebliche Angebote an die 
für die Einzelnen wichtigen Dimensionen der Berufsperspek- 
tive anknüpfen. Dazu gehören zuvorderst eine interessante und 
fordernde Tätigkeit, ein sicherer Arbeitsplatz, der Dispositions- 
spielräume lässt, und vor allem Möglichkeiten zur Weiter- 
bildung im Beruf Attraktiv sind hier auch Zusatzqualifikatio- 
nen ^), die bereits während oder unmittelbar im Anschluss an die 
Lehre vermittelt werden^). 

Insgesamt haben mehr als zwei Drittel (69 %) der Studienbe- 
rechtigten mit einer nach dem Schulabgang (1994) abge- 
schlossenen betrieblichen Ausbildung bis zum Wintersemester 
1998/1999 kein Studium begonnen. Darunter befindet sich 
sogar eine große Anzahl von Studienberechtigten, die ehemals 
daran dachten, nach der Lehre ein Studium anzuhängen, die 
aber inzwischen ihren Platz im Beschäftigungssystem gefunden 


‘) Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 1.4.1 zu Studienabsichten des 
Studienberechtigtenjahrgangs 1 996 

9 Vgl. Lewin, K. u.a.: „Studienanfänger in Deutschland: Studienbeginn 
im Wintersemester 1998/99“. HIS Projektbericht, August 1999 

940% äußerten z.B. zu Beginn der Lehre eine „feste“ Studienabsicht, 
weitere 43% waren damals noch „unentschlossen“, ob sie nach der 
Ausbildung ein Studium anschließen werden; vgl. Berufsbildungsbe- 
richt 1996, Kapitel 1.3.2. 

9 Vgl. Herget, H.: „Berufliche Perspektiven aus Sicht von Abiturienten 
mit dualem Berufsabschluß“, in: Beicht, U./Berger, K./Herget, H./ 
Krekel, E.M.: „Berufsperspektiven mit Lehre“. Berichte zur beruflichen 
Bildung, Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Heft 21 1, 1997 

9 Vgl. Kapitel 3.3 

9 Berger, K./Herget, H./Walden, G.: „Zusatzqualifikationen als Mittel zur 
Verzahnung von Aus- und Weiterbildung: Akzeptanz und Perspek- 
tiven“, in: Pahl, J.P./Rach, G. (Hrsg.): „Zusatzqualifikationen“, 1999 


haben. Zum einen sind zum Wintersemester 1998/1999 - rund 
dreieinhalb Jahre naeh Sehulabgang - lediglieh 52,5% der 
betriebliehen Ausbildungsabsolventen, die zu Beginn ihrer 
Lehre eine „feste“ Studienabsieht angegeben hatten, aueh 
tatsäehlieh an Faehhoehsehulen oder wissensehaftliehen Hoeh- 
sehulen eingesehrieben. Dabei liegt die Studierquote von 
Frauen mit 48% (Männer: 59%) und Absolventen aus den 
neuen Ländern 38% (alte Länder: 54%) merklieh unter dem 
Durehsehnittswert. Zum Zweiten lag mit 17% die Studierquote 
noeh niedriger bei der Gruppe der ehemals „Unentsehlosse- 
nen“, das sind jene, die zu Ausbildungsbeginn hinsiehtlieh 
eines späteren Studiums noeh unentsehieden waren. 

Angegeben werden von den Studienbereehtigten mit einer dua- 
len Berufsausbildung als Begründung für den Studienverzieht 
vor allem finanzielle Motive, ein berufspraktisehes Interesse 
und der Wunseh, sieh mögliehst früh, d. h. ohne weiteren Stu- 
dienaufsehub, im Berufsleben zu bewähren (vgl. Übersicht 
44). Frauen und Männer unterseheiden sieh in diesen Begrün- 
dungen nieht. Das gilt jedoeh nieht für eine regionale Differen- 
zierung. In den neuen Ländern ist der Studienverzieht stärker 
motiviert dureh den Wunseh, „früh Geld zu verdienen“ (neue 
Länder: 68%; alte Länder: 61%), oder die praktisehe Berufs- 
tätigkeit (59% gegenüber 52%) fortzusetzen, als das für die 
Befragten aus den alten Ländern der Fall ist. Seltener Anlass für 
den Studienverzieht sind dagegen sehleehte Berufsaussiehten 
für Akademiker und Akademikerinnen oder eine unzureiehen- 
de Studienfinanzierung (beide 33 %). Die Rangfolge sehließen 
eher studienbezogene Gründe 9 oder Hindernisse persönlieh- 
familiärer Art ab. Diese Gründe führen etwa 10% der Befragten 
für ihren Studienverzieht an. 


2.2.4 Duale Studiengänge - Betriebsbefragung 

Sogenannte duale Studiengänge werden insbesondere an Faeh- 
hoehsehulen seit Beginn der 90er Jahre verstärkt angeboten. 
Derzeit gibt es etwa 50 derartige Studienangebote in der Bun- 
desrepublik Deutsehland. Sie zeiehnen sieh dureh eine Dualität 
aus, die zunäehst dureh die Einbeziehung zweier Lemorte - den 
Betrieb und die Faehhoehsehule - gekennzeiehnet ist. Die Nut- 
zung der Mögliehkeiten, die sieh daraus ergeben, ist im 
Wesentliehen Aufgabe der Studierenden. Den meisten der- 
artigen Studiengängen - im Untersehied zu den obligatorisehen 
Praxissemestern im klassisehen Studium - liegt das Konzept 
zugrunde, die betriebliehe Praxis in die (hoeh-)sehulisehe Aus- 
bildung zu integrieren. Dabei sind Art und Umfang unter- 
sehiedlieh organisiert. Die Umsetzung kann von der gemein- 
samen Erstellung aufeinander bezogener Lehrpläne für die 
Ausbildungspartner, die Entwieklung komplexer Lern- und 
Arbeitsaufgaben bis zur Abstimmung von Theorie- und 
Praxisanteilen reiehen. Noeh werden diese Mögliehkeiten 
eines systematisehen Weehsels von betrieblieher und (hoeh-) 
sehuliseher Ausbildung bzw. Weiterbildung zu wenig genutzt 
und sind nur gelegentlieh zu finden. 

Der Stand der Entwieklung dualer Studiengänge ist reeht unter- 
sehiedlieh, er reieht von konzeptionellen Entwürfen bis zum 
etablierten Angebot. Unter strukturellen Gesiehtspunkten wer- 
den duale Studiengänge in drei Kategorien unterteilt: 


9 Wie unübersichtliche Studienanfordemngen, Zulassungsbeschrän- 
kungen oder die erwartete Rückzahlungsbelastung für das BAföG- 
Darlehen 
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Übersicht 44: Die sieben häufigsten Gründe für 
einen Studienverzicht in Prozent 

Folgende Gründe werden von Studienberechtigten (Jahrgang 1994) 
mit einem betrieblichen Bemfsausbildungsabschluss ') für den 
Verzicht auf ein Studium an einer Universität oder Fachhochschule 
am häufigsten genannt (Mehrfachnennungen möglich) 


Möchte möglichst bald selbst Geld verdienen. 62 

Mich interessiert die praktische Berufstätigkeit 

mehr als ein Studium. 53 

Fachhochschul- oder Hochschulstudium dauert 

mir zu lange. 46 

Schlechte Berufsaussichten in der gewünschten 

F achrichtung halten mich vom Studium ab . 33 

Mir fehlen die finanziellen Voraussetzungen 

für ein Studium. 33 

Strebe ein festes Berufsziel an, das kein 

derartiges Studium voraussetzt. 32 

Ich glaube, ich eigne mich nicht für ein 

solches Studium. 21 


') Betrieblicher Ausbildungsabschluss nach dem Schulabgang 1994 erworben. 


Quelle: HIS-Studienberechtigten-Befragungen 1994 (ohne Brandenburg); 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


- „ausbildungsintegrierte“ duale Studiengänge, in denen in das 
Grundstudium die Ausbildung in einem anerkannten Ausbil- 
dungsberuf integriert ist und im Hauptstudium eine berufliehe 
Teilzeittätigkeit tageweise oder im Bloek ausgeübt wird; 

-„berufsintegrierte“ duale Studiengänge für Studierende, die 
bereits eine berufliehe Ausbildung absolviert und abgesehlos- 
sen haben und von Anfang an ihr Studium mit einer beruf- 
liehen Teilzeittätigkeit kombinieren, die tageweise oder in 
längeren Blöeken ausgeübt wird; 

- „berufsbegleitende“ duale Studiengänge; das Studium wird 
neben einer Vollzeittätigkeit im Selbststudium mit Begleit- 
veranstaltungen (Vorlesungen, Präsenzphase), höehstens aber 
an einem Tag pro Woehe, absolviert. 

Zielgruppen dualer Studienangebote sind Abiturienten mit oder 
ohne Berufserfahrung, aber aueh Personen, die eine Studienbe- 
reehtigung auf andere Weise erworben haben. Vor der Aufnah- 
me des Studiums müssen sie einen Ausbildungs-, Praktikanten- 
oder Volontariatsvertrag mit einem Betrieb absehließen. 

Der Weehsel von betriebliehen und (hoeh-)sehulisehen Aus- 
bzw. Weiterbildungsphasen fördert grundsätzlieh die Motiva- 
tion dieser Studierenden und erleiehtert es ihnen, Beziehungen 
zwisehen Theorie und Praxis herzustellen. Ein duales Studium 
erfordert aber eine hohe Leistungsmotivation und Belastbarkeit 
des Studierenden. Diese Art des Studiums ist sehr effektiv im 
Sinne einer weiteren Verwendung auf dem Arbeitsmarkt, vor- 
nehmlieh in der Wirtsehaft, ist aber vor allem für sehr leistungs- 
fähige Studierende geeignet. 

Duale Studiengänge aus Sicht der Betriebe 

Die Kultusministerkonferenz und der Wissensehaftsrat haben 
empfohlen^), duale Studiengänge auszubauen und zu einer 


‘) Vgl. dazu Abschnitt „Bildungspolitische Texte“, in: „Duale Studien- 
gänge - ein Beitrag zum Ausbau des beruflichen Bildungsweges“, 
Ergebnisse, Veröffentlichungen und Materialien aus dem Bundesinsti- 
tut für Berufsbildung, Stand: Mai 1999 


attraktiven Alternative zur klassisehen Hoehsehulausbildung 
weiterzuentwiekeln. Da die Praxisanteile dieser Studiengänge 
im Vergleieh zu traditionellen Studiengängen nieht nur um- 
fangreieher sind, sondern der Lemort Betrieb eine feste Größe 
des Studienablaufs sein soll, wird die Einriehtung weiterer 
dualer Studiengänge aueh von der Bereitsehaft zur Mitwirkung 
der Wirtsehaft abhängen. 

Eine Betriebsbefragung zeigte, dass sieh bisher nur wenige 
Betriebe (7 %) an derartigen Studiengängen beteiligen. Sie 
stellen zumeist zwei Plätze für Studierende in dualen Stu- 
diengängen zur Verfügung, fast jeder fünfte Betrieb bietet drei 
Plätze an. Ein Drittel der in diesem Sinne „erfahrenen“ Betriebe 
erwägt zunäehst eine befristete Beteiligung. Abhängig ist sie 
vor allem vom Bedarf an qualifiziertem Personal und von den 
gesammelten Erfahrungen. Ähnlieh äußerten sieh jene 40% der 
Referenz-Betriebe, die eine grundsätzliehe Bereitsehaft, sieh an 
dualen Studiengängen der Faehhoehsehule zu beteiligen, 
bekundeten. Die meisten dieser Betriebe (7 1 %) würden einen 
Platz für Studierende in dualen Studiengängen zur Verfügung 
stellen, gelegentlieh aueh zwei (35%) oder drei (22%) Plätze. 
Eine befristete Beteiligung war für etwa ein Drittel der Betriebe 
nieht absehätzbar. Für eine vorläufige Befristung spraehen sieh 
29 % aus. 

Als Grund, sieh an der Ausbildung praxisorientiert ausgebil- 
deter Faehhoehsehulabsolventen beteiligen zu wollen, gaben 
70% der Betriebe den steigenden Bedarf an Ingenieurqualifi- 
kationen an. Weitere Gründe der Betriebe, sieh an dualen Stu- 
diengängen zu beteiligen bzw. beteiligen zu wollen, sind die 
Verbesserung des aktuellen teehnologisehen Wissens im Be- 
trieb, der verbesserte Wissenstransfer zwisehen Hoehsehule 
und Betrieb, dureh angewandte Forsehung und Entwieklung die 
kostengünstigere Einarbeitung dieser praxiserfahrenen Absol- 
venten im Vergleieh zu anderen Hoehsehulabsolventen. Dazu 
zählt aber aueh die Einsehätzung, dass sieh die duale Faehhoeh- 
sehulausbildung besser für eine Tätigkeit in den mittleren 
Führungspositionen eignen würde, als eine betriebliehe Berufs- 
ausbildung mit ansehließender Weiterbildung. 

Die generelle Vermutung, dass eine Beteiligung an dualen 
Studiengängen oder aueh die Beteiligungsbereitsehaft zwangs- 
läufig zu einem verminderten Angebot an Ausbildungsplätzen 
für eine duale Faeharbeiterausbildung bzw. Meisterplätzen 
führen könnte, fand keine Bestätigung. In 92% der Betriebe, 
die sieh an dualen Studiengängen bereits beteiligen, gab es kei- 
ne Abstriehe an der Zahl der Meisterplätze. Das Interesse an 
dualen Studiengängen ist in Betrieben mit mehr als 500 
Besehäftigten am größten. Besonders innovative Industriebe- 
triebe nutzen diese Mögliehkeit, ihr Personal gezielt auszubil- 
den, weil sie drängenden (internen und externen) Änderungser- 
fordemissen ausgesetzt sind. 

Der Aufwand, den die Betriebe bei einer Beteiligung an dualen 
Studiengängen für ihren Betrieb erwarten, erstreekt sieh zu- 
meist auf die intensivere Betreuung der Studierenden. In die- 
sem Zusammenhang sieht etwa ein Drittel der beteiligungs- 
willigen Betriebe erhöhten Aufwand für die Naehqualifizierung 
des Ausbildungspersonals auf sieh zukommen. Aber aueh 
bedingt dureh die faehliehe Abstimmung mit der Faehhoeh- 
sehule vermuten sie einen Mehraufwand. Relativiert werden 


‘) Diese Befragung wurde im Rahmen des Referenz-Betriebs-Systems 
(RBS) im Bundesinstitut für Berufsbildung durchgeführt. Grundlage für 
die Ergebnisse waren 772 auswertbare Fragebogen. Das entspricht 
einem Rücklauf von 5 %. Befragt wurden die Referenz-Betriebe u. a. zu 
ihrer Bereitschaft, sich an dualen Studiengängen der Fachhochschule zu 
beteiligen, bzw. zu ihren Erfahrungen mit derartigen Studiengängen. 
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diese Erwartungen wiederum von den Erfahrungen der Re- 
ferenz-Betriebe, die sich an dualen Studiengängen der Fach- 
hochschulen beteiligen. Zwei Drittel dieser Betriebe meint, 
keinen erhöhten Aufwand fär die Nachqualifizierung des Aus- 
bildungspersonals gehabt zu haben, und fär mehr als die Hälfte 
gilt dasselbe bezüglich einer andauernden fachlichen Abstim- 
mung mit der Fachhochschule. Lediglich bei der Einsatz- 
planung und der Betreuung der Studierenden hat jeweils etwa 
ein Drittel der Betriebe einen zusätzlichen Aufwand betreiben 
müssen. 


2.3 Schulische Berufsausbildung 

2.3.1 Berufsvorbereitungsjahr, 

Berufsgrundbildungsj ahr, Berufsfachschulen 

Berufsvorbereitungsj ahr 

Im Schuljahr 1998/1999 befanden sich rund 66.800 Jugend- 
liche und junge Erwachsene im Berufsvorbereitungsj ahr. 
Knapp zwei Drittel (62%) der Teilnehmer am Berufsvorberei- 
tungsjahr waren Schüler, 38% waren Schülerinnen. Seit 1992 
hat die Anzahl der Schüler und Schülerinnen im Berufsvorbe- 
reitungsjahr kontinuierlich zugenommen, gegenüber dem Vor- 
jahr (66.400)^) gab es eine Steigerung um 0,7%. Die Steigerung 
fiel diesmal wiederum geringer aus als im Vorjahr (+2%) und 
erheblich geringer als in den Jahren davor, als noch zweistellige 
Zuwachsraten registriert wurden. 

Die Länder bieten das Berufsvorbereitungsjahr in sehr unter- 
schiedlichem Ausmaß an. Die meisten Teilnehmer kommen 
1998/1999 aus Baden-Württemberg (11.600 - hier ist aber zu 
berücksichtigen, dass der Besuch des Berufsvorbereitungs- 
jahres für Jugendliche unter 18 Jahren verpflichtend ist, soweit 
keine andere Schule besucht wird), Sachsen (8.500), Berlin 
(6.000), Bayern (5.600) und Niedersachsen (5.200), womit sich 
in diesen fänf Ländern mehr als die Hälfte aller Teilnehmer am 
Berufsvorbereitungsj ahr befinden. Im Saarland sind es 300, in 
Bremen 900 und in Schleswig-Holstein 900. Im Land Branden- 
burg gibt es das Berufsvorbereitungsjahr nicht. Die stärksten 
Steigerungen gegenüber dem Schuljahr 1997/1998 traten in 
Berlin (+15%), Nordrhein- Westfalen (+13%) und Mecklen- 
burg-Vorpommern (+10%) auf, überdurchschnittlich hoch war 
auch der Anstieg in Thüringen (+8%), zurückgegangen sind 
die Teilnehmerzahlen vor allem in Hamburg (-12%) und 
Hessen (-10%). Über die nach Ländern differenzierten Teil- 
nehmerzahlen des Berufsvorbereitungsj ahrs in den Schuljahren 
1997/1998 und 1998/1999 informiert Tabelle 2/2 im Anhang. 

Berufsgrundbildungsj ahr 

Die Anzahl der Teilnehmer am Berufsgrundbildungsjahr lag im 
Schuljahr 1998/1999 bei 40.900. Gegenüber dem vorigen 
Schuljahr ist das ein Anstieg um 1,7 %^). In den neuen Ländern 
kommt dem schulischen Berufsgrundbildungsjahr wie auch im 
Vorjahr eine verhältnismäßig geringe Bedeutung zu. Im Schul- 
jahr 1996/1997 stammten 8% der Schüler und Schülerinnen des 


*) Zur künftigen Ausgestaltung des Berufsvorbereitungsj ahres vgl. auch 
Kapitel 3.5.1 

0 Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Kapitel 2.3.1 
0 ebenda 


Berufsgrundbildungsjahrs aus den neuen Ländern, 1997/1998 
waren es 6%, 1998/1999 stieg der Anteil der neuen Länder 
geringfügig auf wiederum 8%. Das Berufsgrundbildungsjahr 
wird nicht in Brandenburg und Mecklenburg- Vorpommern 
angeboten. In den alten Ländern ist das Berufsgrundbildungs- 
jahr am stärksten in Niedersachsen vertreten. Fast jeder dritte 
Teilnehmer kommt aus diesem Land. Gegenüber dem Vorjahr 
ist die Teilnehmerzahl in Niedersachsen allerdings rückläufig 
(-6%). Auch in Bayern ist sie 1998/1999 um fast 7% zurück- 
gegangen. Die stärksten Zuwächse gegenüber dem Vorjahr ver- 
zeichnet das Berufsgrundbildungsjahr in Sachsen (+65 %, aller- 
dings von einem niedrigen Niveau aus) und Nordrhein- West- 
falen (+13%). Über die Entwicklung des schulischen Berufs- 
grundbildungsjahrs in den einzelnen Ländern und die Teilneh- 
merzahlen in den Schuljahren 1997/1998 und 1998/1999 infor- 
miert Tabelle 2/2 im Anhang. 

Berufsfachschulen ^) 

Die Anzahl der Schüler und Schülerinnen in Berufsfachschulen 
ist im Schuljahr 1998/1999 nochmals angestiegen. Sie betrug 
383.200 und lag damit gegenüber 1997/1998 um 4,5% höher. 
Die Steigerungsrate gegenüber dem vorigen Schuljahr ist 
jedoch geringer ausgefallen als im Vorjahr (11 %). In den alten 
Ländern ist die Anzahl der Jugendlichen an Berufsfachschulen 
auf hohem Niveau überwiegend konstant geblieben. Einen 
deutlichen Anstieg meldeten allerdings die Stadtstaaten Berlin 
(+11 %), Bremen (+ 9 %) und Hamburg (+ 8 %). 

In den fänf neuen Ländern (ohne Berlin) ist die Anzahl der 
Jugendlichen an Berufsfachschulen generell deutlich angestie- 
gen. Sie erreichte im Schuljahr 1998/1999 rund 77.500 oder 
10.000 mehr als 1997/1998 und stieg damit gegenüber dem 
Vorjahr um insgesamt 16% an. Den stärksten Anstieg verzeich- 
neten Brandenburg (+54%), Sachsen- Anhalt (+22%) und 
Sachsen (+10%)^). Wie schon in den Vorjahren sind weit über- 
wiegend junge Frauen (79%) an den Berufsfachschulen der 
fünf neuen Länder anzutreffen. Nur in Brandenburg sank der 
Anteil der jungen Frauen trotz eines erheblichen Anstiegs der 
Schülerzahlen spürbar gegenüber den Vorjahren von 80% im 
Schuljahr 1996/1997 auf 64% im Schuljahr 1998/1999. In den 
alten Ländern waren es zwar auch überwiegend junge Frauen, 
die Berufsfachschulen besuchten, doch bewegte sich ihr Anteil 
(61 %) insgesamt (mit Ausnahme von Bayern) auf einem deut- 
lich niedrigeren Niveau. 

Im Schuljahr 1998/1999 hatten 47% der Berufsfachschüler und 
Berufsfachschülerinnen das Ziel, einen beruflichen Abschluss 
zu erwerben. Gegenüber dem Vorjahr ist das eine geringfügige 
Steigerung. 39% entfielen auf einen Abschluss außerhalb und 
8% (Vorjahr: 7%) auf einen Berufsabschluss innerhalb des 
BBiG bzw. der HwO. Damit ist die Anzahl derjenigen, die in 
Berufsfachschulen einen Berufsabschluss erwerben wollen, 
gegenüber 1996 (39% mit angestrebtem Berufsabschluss) deut- 
lich, gegenüber 1997 (46%) nochmals geringfügig gestiegen. 
Aktuell handelt es sich damit um fast die Hälfte aller teilneh- 
menden Jugendlichen. 24% (Vorjahr: 25%) aller teilnehmen- 
den Jugendlichen erhielten eine berufliche Grundbildung, die 
zugleich zum Realschulabschluss führte, weitere 20% (Vor- 


9 Ohne Berufsgrundbildungsj ahr, jedoch einschließlich der Berufsfach- 
schulzweige an den freien Waldorfschulen; das Angebot der Berufs- 
fachschulen ist vielfältig und wurde in verschiedenen Veröffentlichun- 
gen ausführlich beschrieben. 

9 Umstellungen bei der statistischen Erfassung, auf die der Anstieg im 
vergangenen Jahr teilweise zurückzuführen war, gab es 1998/1999 
nicht. Die Vergleichszahlen geben damit auch die tatsächlichen Verän- 
derungen an. 
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jahr: 21%) eine Grundbildung, die diesen bereits voraussetzt. 
Der Anteil derer, die eine berufliche Grundbildung erhielten, 
die sowohl im Hinblick auf die Eingangsvoraussetzung als auch 
auf den Abschluss unterhalb des Realschulabschlusses blieb, 
belief sich wie bereits im Vorjahr auf 8 % ^). 

Berufsfachschulen in den neuen Ländern vermitteln in der 
Regel einen beruflichen Abschluss. Der Anteil derer, die mit 
dem Schulbesuch auch einen Berufsabschluss anstreben, 
beträgt 92% (alten Länder: 36%). Wie in den alten Ländern 
handelt es sich dabei weitgehend um Ausbildungsgänge, die 
nach Ländergesetzen und nicht nach dem BBiG oder der HwO 
geregelt sind. Unterrichtet werden überwiegend technische und 
kaufmännische Assistentenberufe, Kranken-/ Altenpfleger und 
Physiotherapeuten. Bei den Ausbildungsberufen nach BBiG 
oder HwO werden überwiegend Büroberufe, Hotelberufe und 
hauswirtschaftliche Berufe auch an Berufsfachschulen ver- 
mittelt. 

Tabelle 2/3 im Anhang informiert über die Entwicklung der 
Schüler und Schülerinnen an Berufsfachschulen von 1996 bis 
1998 nach Ländern. 


‘) Quellen: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 2: Berufliche 
Schulen, Schuljahr 1998/1999, die zugehörige Arbeitsunterlage des 
Statistischen Bundesamts, Berechnungen des Bundesinstituts für 
Berufsbildung 


2.3.2 Vollqualifizierende Berufsausbildung 
an Schulen 

Die Anzahl der Schüler und Sehülerinnen an Berufsfach- 
schulen, die einen beruflichen Abschluss außerhalb des dualen 
Systems anstreben, ist im Schuljahr 1998/1999 wiederum 
gestiegen (vgl. Übersicht 45). Im Vergleich zum Vorjahr gab 
es 5,6% mehr Sehüler und Sehülerinnen in Ausbildungsgängen 
für Berufe, die keine Ausbildungsberufe gemäß BBiG oder 
HwO sind^). Von den rund 150.000 Schülern sind 79% weib- 
lieh. Im gleichen Zeitraum stieg die Anzahl der an Berufsschu- 
len unterriehteten Auszubildenden im dualen System um 1 ,9 %. 
Betrachtet man die Ausbildungsbeginner, stellt sich die Situa- 
tion anders dar (vgl. Übersicht 46). Erstmals seit langem liegt 
die Steigerungsrate bei den neu abgeschlossenen Ausbildungs- 
verträgen im dualen System mit 4,3 % geringfügig höher als die 
der Anfänger an Berufsfachsehulen außerhalb BBiG/HwO mit 
4,1%. 

An den Berufsfachsehulen, die einen Ausbildungsabsehluss 
gemäß BBiG und HwO in Vollzeitform vermitteln, ist die 
Steigerungsrate der Schülerzahlen (männlich und weiblich) mit 
31 % zwar nicht mehr so stark wie im Vorjahr, aber dennoch 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 2.3.2 


Übersicht 45: Schüler und Schülerinnen an Berufsfachschulen, die einen Berufsausbildungsabschluss außer- 
halb von BBiG und HwO anstreben, im Vergleich zu Berufsschülern und Berufsschülerinnen mit 
Ausbildungsvertrag 1994 bis 1998 


Jahr 

Schüler an 

BFS 

außerhalb 

BBiG/HwO 

Vergleieh 
zum Vor- 
jahr 

Davon weiblieh 

Mit Ausbil- 
dungsvertrag 
(Auszu- 
bildende) 

Vergleieh 
zum Vorjahr 

Verhältnis 

BFS : BS 
(Spalte 

2 : Spalte 6) 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

1994 

116.063 

7,2 

92.903 

80,0 

1.512.870 


7,7 

1995 

109.067 

6,4 

85.508 

78,4 

1.499.662 

-0,9 

7,3 

1996 

116.885 

7,2 

92.936 

79,5 

1.563.718 

4,3 

7,5 

1997 

141.596 

21,1 

112.802 

79,7 

1.590.805 

1,7 

8,9 

1998 

149.560 

5,6 

118.094 

79,0 

1.621.217 

1,9 

9,2 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 44, Seite 81 
') BFS = Bemfsfachschulen, BS = Teilzeitbemfsschulen 


Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des Bundesinstituts für Bemfsbildung 


Übersicht 46: Schüler und Schülerinnen an Berufsfachschulen außerhalb BBiG und HwO und im dualen 
System im ersten Ausbildungsjahr 1994 bis 1998 


Jahr 

Sehüler an 

BFS außerhalb 

BBiG/HwO 

Vergleieh 

zum 

Vorjahr 

Davon weiblieh 

Neu abge- 
sehlossene 
Ausbildungs- 
verträge 

Vergleieh 
zum Vorjahr 

Verhältnis 

BFS : Auszu- 
bildende 
(Spalte 2 : 

Spalte 6) 


Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 


1994 

53.732 

-2,3 

41.695 

77,6 

568.082 

-0,4 

9,5 

1995 

58.067 

8,1 

45.341 

78,1 

572.774 

0,8 

10,1 

1996 

62.263 

7,2 

48.659 

78,2 

574.327 

0,3 

10,8 

1997 

73.797 

18,5 

57.393 

77,8 

587.517 

2,3 

12,6 

1998 

76.816 

4,1 

59.225 

77,1 

612.529 

4,3 

12,5 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 46, Seite 82 

BFS = Bemfsfachschulen 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des Bundesinstituts für Bemfsbildung 
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sehr hoch. Insgesamt wurden rund 32.000 Jugendliche gemel- 
det, davon waren 60% weiblich (vgl. Übersicht 47). Der er- 
neute Zuwachs geht aber nur zum geringeren Teil auf die stei- 
gende Zahl neuer Ausbildungen (+7,3 %) zurück. Der insge- 
samt hohe Aufwuchs hängt damit zusammen, dass nun das im 
letzten Jahr erstmalig so starke erste Schuljahr in das zuvor im 
Vergleich dazu schwache zweite Schuljahr wechselt^). 

Zu den verschiedenen schulischen Ausbildungsgängen im 
Sekundarbereich II gehören auch die Schulen des Gesundheits- 
wesens^) vgl. Übersicht 48). Mit rund 121 .000 Jugendlichen ist 
hier ein leichter Rückgang von 1,2% zu verzeichnen. Die 
Anzahl derer, die eine Ausbildung begannen, ging um 1,1% 
zurück^). In einigen Ländern sind Berufe des Sozial- und 
Gesundheitsdienstwesens den Fachschulen zugeordnet. Ins- 
gesamtwurden 1998/1999 an Fachschulen rund 28.000 Schüler 
und Schülerinnen in Sozial- und Gesundheitsdienstberufen 
gemeldet, das sind 2,7% mehr als im Vorjahr. 

In dieser Summe sind die rund 24.000 zukünftigen Erzieher und 
Erzieherinnen nicht enthalten, die 1998/1999 an den (primär 
weiterbildenden) Fachschulen ausgebildet wurden. Sie werden 
getrennt gezählt, weil sie in manchen Ländern eine berufliche 
Ausbildung z.B. als Sozialassistent/Sozialassistentin oder Kin- 
derpfleger/Kinderpflegerin nachweisen müssen und daher 
nicht originär zur Erstausbildung rechnen. In anderen Ländern 
können sie aber direkt von der allgemeinbildenden Schule 
kommend mit der Ausbildung beginnen. 

Insgesamt befanden sich 1998/1999 rund 2 Millionen junge 
Menschen in Ausbildung. Die Verteilung auf die einzelnen Bil- 
dungsgänge zeigt das Schaubild 4 für das jeweils erste Ausbil- 
dungsjahr. Mit rund 80% wird Ausbildung unterhalb der uni- 
versitären Ebene auch weiterhin entscheidend vom dualen 
System getragen. Aber gegenüber früheren Jahren haben die 
Ausbildungen außerhalb BBiG/HwO mit einem Anteil von 
zusammen fast 20% deutlich zugenommen. 


’) In diesen Analysen sind (wie in den Vorjahren) Niedersachsen und 
Saarland nicht enthalten, weil dem Statistischen Bundesamt keine 
Angaben über Schülerzahlen vorliegen. 

9 Zur Ausbildung im Gesundheitswesen vgl. auch Kapitel 2.4 

9 Wie in den Vorjahren auch ist Hessen nicht enthalten, weil die Daten 
dem Statistischen Bundesamt nicht vorliegen. 


Übersicht 47: Schüler und Schülerinnen an Berufs- 
fachschulen, die einen Berufsausbildungsabschluss 
gemäß BBiG und HwO anstreben, 1994 bis 1998 


Jahr 

Ins- 

gesamt 

Ver- 

gleich 

zum 

Vorjahr 

Davon 

weiblich 

Ver- 

gleich 

zum 

Vorjahr 

1 . Schul- 
jahrgang 

Vergleich 

zum 

Vorjahr 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

1994 

9.844 

14,4 

6.447 

k.A. 

4.296 

k.A. 

1995 

11.100 

12,8 

7.615 

18,1 

4.644 

8,1 

1996 

15.556 

40,1 

9.812 

28,9 

6.787 

46,1 

1997 

24.517 

57,6 

15.239 

55,3 

14.550 

114,4 

1998 

32.183 

31,3 

19.452 

27,6 

15.619 

7,3 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 45, Seite 81 



Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufs- 


bildung 







Entwicklungen bei einzelnen Berufen 

Für die Übersicht der stark besetzten Berufe außerhalb 
BBiG/HwO wurden ähnliche Berufe zusammengefasst 9- In 
dieser Auswahl ist der einzige Beruf mit quantitativ rückläu- 
figer Entwicklung Kinderpfleger/Kinderpflegerin (vgl. Über- 
sicht 49). Da gleichzeitig ein starker Aufwuehs in den Berufen 
Sozialassistent/Sozialassistentin und Sozialbetreuer/Sozial- 
betreuerin zu verzeiehnen ist, handelt es sieh hier vermutlich 
um eine Verlagerung. Gerade Absolventen und Absolventinnen 
dieser Berufe sehließen häufig eine Ausbildung im Beruf Er- 
zieher/Erzieherin an, so dass die Wahl des einen oder anderen 
„Vorläuferberufes“ variieren kann9. Tatsächlich ist die Ent- 
wicklung in den Berufen Kinderpfleger/Kinderpflegerin und 
Sozialassistent/Sozialassistentin nieht einheitlieh. In einigen 
Ländern ist die Zahl absolut rückläufig (Rheinland-Pfalz, Saar- 
land), in einigen etwa gleichbleibend (Baden- Württemberg, 
Bremen, Saehsen- Anhalt, Schleswig-Holstein), in einigen stei- 
gend (Brandenburg, Hessen, Mecklenburg- Vorpommern, 
Thüringen). Zum Teil gibt es zwischen diesen Berufen aueh 
gegenläufige Tendenzen. Insgesamt ergibt sieh für die Sozial- 
betreuer und Sozialbetreuerinnen mit +125 % die höchste Ver- 
änderungsrate. 

Bei den Gesundheitsdienstberufen haben die Berufe Kosme- 
tiker/Kosmetikerin (+19%), Besehäftigungs- und Arbeits- 
therapeut/Beschäftigungs- und Arbeitstherapeutin (+15%), 
Diätassistent/Diätassistentin (+15%) sowie Physiotherapeut/ 
Physiotherapeutin (+7%) nach wie vor großen Zulauf 9- 
Expansive Zuwäehse gibt es in den Bereiehen, in denen neue 
Technologien berührt sind (Wirtsehafts-ZInformatikassistent/ 
Wirtsehafts-ZInformatikassistentin +18 %, Automatisierungs- 
und Computertechnischer Assistent/Automatisierungs- und 
Computertechnisehe Assistentin +37%), und das Gastgewerbe 
(+69%). Aueh die Ausbildung im Beruf Gestaltungstech- 
nischer Assistent/Gestaltungsteehnisehe Assistentin (+15%) 
hat weit überdurchschnittlich zugenommen. 

In anerkannten Ausbildungsberufen werden an Berufsfaeh- 
sehulen sehwerpunktmäßig Bürobemfe/Kaufmännisehe Ange- 
stellte (besonders in Berlin, Brandenburg, Sachsen- Anhalt und 
Thüringen) und Haus- und emährungswirtschaftliehe Berufe 
(Meeklenburg- Vorpommern und Sachsen) mit jeweils über 
6.000 Sehülem und Sehülerinnen unterriehtet; das sind Anteile 
von fast 20%. Dann folgen Hotel- und Gaststättenberufe mit 
einem Anteil von knapp 6% und Hochbauberufe mit 4%. Die 
Anzahl der Sehüler und Sehülerinnen ist in allen diesen Berufs- 
gruppen deutlich gewachsen, am stärksten in Büroberufen 
(+68%), Hotel- und Gaststättenberufen (+54%) und Hoehbau- 
berufen (+44%). Fast ein Viertel (24%) wird unter „Sonstige 
Berufe“ erfasst; dieser Bereieh hat ebenfalls einen hohen 
Zuwaehs. Bis auf den Hauswirtsehaftsbereieh, der aueh nur 
noch einen Zuwaehs von rund 7% zu verzeichnen hat, hängt 
das damit zusammen, dass naeh den Sonderprogrammen der 


9 Man sollte den Anteil, den diese Berufe an allen Berufsfachschülem 
haben, daher nicht mit dem Anteil der zehn am stärksten besetzten Aus- 
bildungsberufe vergleichen, da es auch im dualen System sehr ähnliche 
Berufe gibt, die aber einzeln aufgeführt werden. Außerdem werden 
einige der Berufe auch noch in anderen Schulformen unterrichtet (und 
gezählt). 

9 Allerdings ist auch bei den Erziehern die Schülerzahl um 5,5% rück- 
läufig. 

9 Der insgesamt leichte Rückgang an den Schulen des Gesundheits- 
wesens (Übersicht 48) ist vor allem auf weniger Säuglings- und Kin- 
derkrankenschwestem, Krankenschwestern und Altenpflegeschüler 
zurückzuführen. 
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Übersicht 48: Schüler und Schülerinnen an Berufsfachschulen, die einen Berufsaushildungsabschluss außer- 
halb BBiG/HwO anstreben, 1996 bis 1998 


Jahr 

BFS 

außerhalb 

BBiG/HwO 

Schulen 
des Gesund- 
heitswesens 

Veränderung 
zum Vorjahr 

Sozial- und 
Gesundheits- 
dienstberufe 

Davon an 

Fachschulen 

(FS) 

Gesamt 
(BFS, Schulen 
des Gesund- 
heitswesens, 
FS) 

Veränderung 
zum Vorjahr 

Erzieher/ 

Erzieherin 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

1996 

116.885 

134.689 

7,6 

215.083 

25.533 

277.107 

6,9 

20.353 

1997 

141.596 

122.365 

-9,1 

217.742 

27.494 

291.455 

5,2 

25.189 

1998 

149.560 

120.847 

-1,2 

216.389 

28.227 

298.634 

2,5 

23.797 


BFS = Bemfsfachschulen, FS = Fachschulen 


') Ohne Hessen 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Übersicht 49: Entwicklung der Anzahl der Schüler und Schülerinnen bei ausgewählten Berufen an Berufs- 
fachschulen außerhalb von BBiG und HwO 


Beruf 

1997/1998 

1998/1999 

Veränderung 
1998 zu 1997 


Anzahl 


Prozent 

Die zehn am stärksten besetzten Berufe 

Kinderpfleger/Kinderpflegerin 

22.364 

21.220 

-5,1 

Kaufmännischer Assistent/Kaufmännische Assistentin und 

Wirtschaftsassistent/Wirtschaftsassistentin und 

Euro Wirtschaftsassistent/Euro Wirtschaftsassistentin 

14.139 

14.272 

0,9 

Technischer Assistent für Informatik und Wirtschaftsinformatik/ 

Technische Assistentin für Informatik und Wirtschaftsinformatik 

8.704 

10.248 

17,7 

Sozialassistent/Sozialssistentin 

Sozialpädagogischer Assistent/Sozialpädagogische Assistentin 

7.563 

8.287 

9,6 

Altenpfleger/Altenpflegerin 

8.022 

8.210 

2,3 

Krankenpfleger/Krankenschwester 

7.572 

7.868 

3,9 

Fremdsprachenassistent/Fremdsprachenassistentin 

Europasekretär/Europasekretärin 

7.249 

7.716 

6,4 

Physiotherapeut/Physiotherapeutin 

(Krankengymnast/Krankengymnastin) 

5.772 

6.183 

7,1 

Beschäftigungs- und Arbeitstherapeut/ 

Beschäftigungs- und Arbeitstherapeutin 

5.090 

5.859 

15,1 

Hauswirtschaftshelfer/Hauswirtschaftshelferin 

Hauswirtschaftsassistent/Hauswirtschaftsassistentin 

4.768 

5.239 

9,9 

Gesamt 

91.243 

95.102 

4,2 

In Prozent aller Berufsfachschüler und -Schülerinnen 

64,4 

63,6 


Weitere stark besetzte Berufe mit hohen Steigerungsraten 

Pharmazeutisch-technischer Assistent/Pharmazeutisch-technische Assistentin 

4.404 

4.704 

6,8 

Sozialbetreuer/ Sozialbetreuerin 

1.947 

4.374 

124,7 

Gestaltungs-technischer Assistent/Gestaltungs-technische Assistentin 

3.443 

3.957 

14,9 

Europa-Korrespondent/Europa-Korrespondentin 

3.397 

3.662 

7,8 

Kosmetiker/Kosmetikerin 

2.642 

3.151 

19,3 

Biologisch-technischer Assistent/Biologisch-technische Assistentin 

1.559 

1.690 

8,4 

Technischer Assistent für Automatisierungs- und Computertechnik/ 

Technische Assistentin für Automatisierungs- und Computertechnik 

1.176 

1.614 

37,2 

Diätassistent/Diätassistentin 

1.285 

1.475 

14,8 

Informatiker/Informatikerin 

1.320 

1.399 

6,0 

Assistent für Hotel-, Gaststätten-, Fremdenverkehrsgewerbe/ 

Assistentin für Hotel-, Gaststätten-, Fremdenverkehrsgewerbe 
Touristikassistent/Touristikassistentin 

769 

1.300 

69,1 

Summe 

21.942 

27.326 

24,5 

Gesamt 

113.185 

122.428 

8,2 

In Prozent aller Berufsfachschüler und -Schülerinnen 

79,9 

81,9 


Alle Berufsfachschüler und -Schülerinnen 

141.596 

149.560 

5,6 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Sc/iau/>i7c/4; Ausbildung im Sekundarbereich 1998 

1. Ausbildungs- bzw. Schuljahr in Prozent 

79,4 Neue Ausbildungsverträge (612.529) 

1,2 Erzieher/Erzieherinnen (9.132) 

1.7 Berufe des Sozial- und Gesundheitswesens an Fachschulen (12.809 ) 

5.7 Schulen des Gesundheitswesens (44.219) 

10,0 Berufsfachschulen außerhalb BBiG (76.816) 

2,0 Berufsfachschulen gemäß BBiG (15.619) 


Que/Ze.- Statistisches Bundesamt; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 



Länder in ähnlichem Umfang wie im Vorjahr Berufsfach- 
schulen unversorgte Jugendliche aufnahmen. Erkennbar wird 
das an der fast verdoppelten Zahl der Schüler und Schülerinnen 
im zweiten Schuljahrgang (+96%). 

Regionale Entwicklungen 

Die Ausbildung an Berufsfachschulen in den anerkannten Aus- 
bildungsberufen hat in den neuen Ländern wiederum am deut- 
lichsten zugenommen, was mit den fehlenden betrieblichen 
Ausbildungsplätzen direkt zusammenhängt. Während in den 
alten Ländern 1 1 % mehr Schülerinnen und Schüler gemeldet 
wurden als 1997/1998, sind es in den neuen knapp 48% (vgl. 
Übersicht 50). Damit ist der Anteil der neuen Länder an 
berufsfachschulischer Ausbildung gemäß BBiG/HwO mit 
knapp 62% fast dreimal so hoch wie der Bevölkerungsanteil 
(21 %). In Brandenburg hat sich die Zahl verdoppelt; die Stei- 
gerungsraten der anderen neuen Länder, außer Sachsen, liegen 
zwischen 72 % und 19%. 

In den alten Ländern fällt die überproportionale Steigerung in 
Bremen (+45%) wegen der geringen Gesamtschülerzahl nicht 
ins Gewicht; ebenso wie in Nordrhein-Westfalen (+35%), das 
bei einem Bevölkerungsanteil von 22% nur 2% der Berufs- 
fachschüler stellt. Dennoch signalisieren diese Zuwächse, dass 
möglicherweise auch in den alten Ländern Jugendliche, die sich 
erfolglos um eine Ausbildungsstelle beworben haben, zuneh- 
mend an Berufsfachschulen gemäß BBiG/HwO ausgebildet 
werden. 

Die Anzahl der Schüler und Schülerinnen in Ausbildungsgän- 
gen an Berufsfachschulen außerhalb BBiG/HwO veränderte 
sich nur in einigen der alten Länder stärker (Bremen, Hamburg, 
Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland; vgl. Übersicht 51). Da 
Baden-Württemberg, Bayern und Nordrhein-Westfalen als 
große Länder unterdurchschnittliche Zuwächse aufweisen, 
nahm die Zahl in den alten Ländern im Schuljahr 1998/1999 


gegenüber dem Vorjahr nur um 3,9 % zu, in den neuen Ländern 
um 8,7%. 

Von den alten Ländern hat nur Baden- Württemberg mit knapp 
18% aller Berufsfachschüler und -Schülerinnen einen weit 
größeren Anteil als an der Bevölkerung. Die hohe Quote ist 
bedingt durch die Altenpflegeausbildung, die in diesem Land 
praktisch nur an Berufsfachschulen stattfindet, während sie in 
den anderen Ländern überwiegend den Fachschulen oder Schu- 
len des Gesundheitswesens zugeordnet ist. 

Der Anteil der Schüler und Schülerinnen an den Berufsfach- 
schulen in den neuen Ländern beträgt 37,7%. Dem steht ein 
Bevölkerungsanteil von 21,3% gegenüber. In Sachsen und 
Thüringen sind die Anteile gegenüber den Bevölkerungsantei- 
len besonders hoch. Dort werden die Gesundheitsdienstberufe 
vollständig bei den Berufsfachschulen gezählt, in Mecklen- 
burg-Vorpommern überwiegend (bis auf insgesamt 282 von 
1 .667 Krankenschwestern und Krankenpflegehelfem). 

Bei der Bewertung der steigenden Beteiligung an Berufsfach- 
schulausbildung ist die unterschiedliche Zuordnung der Ge- 
sundheitsberufe zu berücksichtigen. Ein Teil des Zuwachses 
geht darauf zurück, dass immer mehr Gesundheitsdienstberufe, 
die vorher in Schulen des Gesundheitswesens geführt wurden, 
den Berufsfachschulen zugeordnet werden. 


2.3.3 Berufsfachschulabsolventen und 
Berufsfachschulabsolventinnen ein Jahr nach 
Ausbildungsabschluss 

Im Herbst 1999 hat das Bundesinstitut für Berufsbildung rund 
2.500 Absolventen (davon 82% Frauen) von vollqualifizieren- 
den Berufsfachschulen etwa ein Jahr nach Ausbildungsab- 
schluss zu ihren Erfahrungen hinsichtlich Integration in 
Beschäftigung und Verwertung der Qualifikationen schriftlich 
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Übersicht 50: Entwicklung der Anzahl der Schüler und Schülerinnen an Berufsfachschulen in anerkannten 
Ausbildungsberufen gemäß BBiG/HwO nach Ländern 1997 und 1998 


Land 

1997 

1998 

Veränderung 
1998 zu 1997 

Anteil des 
Landes 1997 

Anteil des 
Landes 1998^ 

Bevölkerungs- 
anteil des 

Landes (1997) 

Anzahl 


Prozent 

Baden-Württemberg 

4.657 

5.291 

13,6 

19,0 

16,4 

12,7 

Bayern 

3.455 

3.552 

2,8 

14,1 

11,0 

14,7 

Berlin 

1.512 

2.319 

53,4 

6,2 

7,2 

4,2 

Brandenburg 

2.549 

5.090 

99,7 

10,4 

15,8 

3,1 

Bremen 

384 

557 

45,1 

1,6 

1,7 

0,8 

Hamburg 

379 

366 

-3,4 

1,5 

1,1 

2,1 

Hessen 

597 

677 

13,4 

2,4 

2,1 

7,4 

Meeklenburg- V orpommem 

1.816 

2.152 

18,5 

7,4 

6,7 

2,2 

Niedersaehsen^) 






9,6 

Nordrhein- W estfalen 

525 

708 

34,9 

2,1 

2,2 

21,9 

Rheinland-Pfalz 

455 

453 

-0,4 

1,9 

1,4 

4,9 

Saarland^ 






1,3 

Saehsen 

2.785 

2.872 

3,1 

11,4 

8,9 

5,5 

Saehsen-Anhalt 

2.817 

4.847 

72,1 

11,5 

15,1 

3,3 

Sehleswig-Holstein 

645 

729 

13,0 

2,6 

2,3 

3,4 

Thüringen 

1.941 

2.570 

32,4 

7,9 

8,0 

3,0 

Alte Länder 

11.097 

12.333 

11,1 

45,3 

38,3 

78,7 

Neue Länder 







einschließlich Berlin 

13.420 

19.850 

47,9 

54,7 

61,7 

21,3 

Insgesamt 

24.517 

32.183 

31,3 

100,0 

100,0 

100,0 

‘) Abweichungen zu 100 durch Auf- und Abrunden möglich 

0 Daten sind nicht vorhanden 

0 Daten sind nicht vorhanden 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


postalisch befragt^), ln die Untersuchung einbezogen waren die 
Länder Baden-Württemberg (24% der Befragten), Niedersach- 
sen (32%), Nordrhein-Westfalen (21%) und Sachsen (22%) 
mit Bildungsgängen aus 18 Berufsgruppen ^), die zu drei Be- 


') Die Adressenerhebung war 1 998 über die Schulen erfolgt. Die Aus- 
schöpfungsquote bezogen auf das Adressenmaterial beträgt 51,2%. 
96% der Teilnehmer haben die Berufsfachschule erfolgreich mit dem 
Berufsabschluss verlassen. Zu Ergebnissen aus einer vergleichbaren 
Befragung von Absolventen und Absolventinnen des Jahres 1 994, vgl. 
Berufsbildungsbericht 1996, Kapitel 4.6 sowie Berufsbildung in 
Wissenschaft und Praxis, Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), 
Heft 3, 1996 und Berufsbildung. Zeitschrift für Theorie und Praxis in 
Schule und Betrieb, Heft 50, 1998, Kallmeyer’ sehe Verlagsbuchhand- 
lung in Verbindung mit Pahl, J.-P und Uhe, E. (Hrsg.). Ergebnisse aus 
einer ähnlich angelegten Befragung von Absolventen und Absolventin- 
nen des dualen Systems enthält Feiler, G:. „Duale Ausbildung: Image 
und Realität - Eine Bestandsaufnahme aus Lemersicht.“ Bundesinstitut 
für Berufsbildung (Hrsg.), Materialien zur beruflichen Bildung, 
Heft 95, 1995. 

^) Entsprechend der dreistelligen Berufsordnung gemäß Klassifizierung 
des Statistischen Bundesamtes von 1992; in den untersuchten Berufs- 
gruppen wurden 1998/1999 68% aller Berufsfachschüler außerhalb 
BBiG/HwO ausgebildet. Die Besetzung der Berufe(gruppen) variiert 
sehr stark von 3 Hauswirtschafter/Hauswirtschafterinnen bis zu 481 
Wirtschaftsassistenten/Wirtschaftsassistentinnen für Kommunikation 
und Datenverarbeitung/Informatik. 


rufsbereichen zusammengefasst wurden: teehnisehe Assistenz 
(Elektroteehniseher Assistent/Elektroteehnisehe Assistentin, 
Umweltteehniseher Assistent/Umweltteehnisehe Assistentin, 
Biologiseh-teehniseher Assistent/Biologiseh-teehnisehe Assis- 
tentin, Gestaltungsteehniseher Assistent/Gestaltungsteehnisehe 
Assistentin, Pharmazeutiseh-teehniseher Assistent/Pharmazeu- 
tiseh-teehnisehe Assistentin und Diätassistent/Diätassistentin; 
21% Befragte), Wirtsehaftsassistent/Wirtsehaftsassistentin 
(Informatik- und kaufinänniseher Assistent/Informatik- und 
kaufmännisehe Assistentin, Fremdspraehenkorrespondent/ 
Fremdspraehenkorrespondentin, Sekretär/Sekretärin u.ä.; 
33%) und Dienstleistungsassistent/Dienstleistungsassistentin 
(Gesundheits-, Sozial- und Versorgungsdienstassistent/Ge- 
sundheits-. Sozial- und Versorgungsdienstassistentin; 45%). 
Die Altersspanne der Befragten reiehte von 18 bis 55 Jahre 
(Median = 21 Jahre, Mittelwert = 23 Jahre). 

Art des Verbleibs nach Ausbildungsabschluss 

Entsprechend der Vielfalt der öffentliehen und privaten Berufs- 
faehsehulen und ihrer Bildungsgänge von untersehiedlieher 
Dauer (6% der Befragten gaben eine Ausbildungsdauer bis 
1 Jahr an, 55% bis 2 Jahre, 36% bis 3 Jahre und 2% darüber) 
lagen die Entlasszeitpunkte weit über das Jahr verstreut. 

Zum Befragungszeitpunkt waren 52% der Absolventen und 
Absolventinnen berufstätig. Für die Arbeitsplatzsuehe wurden 
am häufigsten Arbeitgeberanzeigen (61%), das Arbeitsamt 
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Übersicht 51: Entwicklung der Anzahl der Schüler und Schülerinnen an Berufsfachschulen außerhalb von 
BBiG und HwO 1997 und 1998 


Land 

1997 

1998 

Veränderung 
1998 zu 1997 

Anteil 
des Landes 
19989 

Bevölkerungs- 
anteil des 

Landes (1997) 

Anzahl 


Prozent 

Baden- Württemberg 

25.793 

26.175 

1,5 

17,5 

12,7 

Bayern 

17.754 

18.044 

1,6 

12,1 

14,7 

Berlin 

2.415 

2.831 

17,2 

1,9 

4,2 

Brandenburg 

2.718 

2.685 

-1,2 

1,8 

3,1 

Bremen 

955 

1.033 

8,2 

0,7 

0,8 

Hamburg 

2.620 

2.930 

11,8 

2,0 

2,1 

Hessen 

3.824 

4.423 

15,7 

3,0 

7,4 

Meeklenburg- V orpommem 

6.079 

6.451 

6,1 

4,3 

2,2 

Niedersaehsen 

14.140 

14.812 

4,8 

9,9 

9,6 

Nordrhein-Westfalen 

15.955 

16.687 

4,6 

11,2 

21,9 

Rheinland-Pfalz 

4.907 

5.405 

10,1 

3,6 

4,9 

Saarland 

525 

459 

-12,6 

0,3 

1,3 

Saehsen 

20.662 

22.539 

9,1 

15,1 

5,5 

Saehsen-Anhalt 

7.854 

8.992 

14,5 

6,0 

3,3 

Sehleswig-Holstein 

3.297 

3.261 

-1,1 

2,2 

3,4 

Thüringen 

12.098 

12.833 

6,1 

8,6 

3,0 

Alte Länder 

89.770 

93.229 

3,9 

62,3 

78,7 

Neue Länder einschließlich Berlin 

51.826 

56.331 

8,7 

37,7 

21,3 

Insgesamt 

141.596 

149.560 

5,6 

100,0 

100,0 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 47, Seite 82 

*) Abweichungen zu 100 durch Auf- und Abrunden möglich 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


(60%) und persönliche Kontakte (51%) genutzt. 4% der Be- 
fragten bedienten sich des Internets. Als erfolgreichste Such- 
wege erwiesen sich persönliche Kontakte (26%), Arbeitgeber- 
anzeigen in Zeitungen (21 %) und Praktikumskontakte (16%). 
Mit Intemetbewerbung hatten 3 % der technischen Assistenten 
Erfolg. Ein Viertel der Befragten hatte den Arbeitsplatz bereits 
gewechselt (Überbrückungsjobs nicht mitgerechnet). Von 
ihnen bezeichneten ihre jetzige Situation 76% als besser, 18% 
als gleich, 7% als schlechter. 

Die Suchzeit nach einem Arbeitsplatz variierte stark. Von 
denen, die sich um einen Arbeitsplatz bemühten, hatten 1 1 % 
sofort eine Stelle; 50% suchten zwischen einem Monat und drei 
Monaten, weitere 24% zwischen vier und sechs Monaten; 15 % 
suchten länger als ein halbes Jahr (Mittelwert = 4 Monate). 
Einige Untersuchungsteilnehmer hatten erst im Monat der 
Befragung eine Arbeit aufgenommen. 

Die Hälfte der Absolventen und Absolventinnen (48%), die 
zum Befragungszeitpunkt nicht berufstätig war, setzte sich 
zusammen aus 8 %, die eine Arbeit anstreben, aber noch nicht 
gefunden, oder diese schon wieder aufgegeben hatten, 35 %, die 
sich in einer weiteren Bildungsphase befinden, und 5 %, die aus 
verschiedenen Gründen wie Wehr- oder Zivildienst oder wegen 
familiärer Verpflichtungen nicht arbeiten konnten. Von den 
35 % in einer weiteren Ausbildung besuchten zwei Fünftel eine 
Schule, ein Viertel hatte ein Studium aufgenommen und gut ein 
Drittel eine Lehre begonnen. 


Geschlechtsspezifische Unterschiede 

Der Anteil der befragten Frauen, die berufstätig sind (55%), 
liegt deutlich über dem der Männer (35 %). Von den Männern, 
die nicht berufstätig sind, absolvierten 27% ihren Wehr- 
oder Zivildienst, 65% eine weitere Ausbildung; der Rest 
ist arbeitssuchend. 

Neun von zehn berufstätigen Absolventen und Absolven- 
tinnen arbeiten in dem an der Berufsfachschule erlernten oder 
in einem ähnlichen Beruf, Frauen (zu 76% im erlernten und 
13% in einem ähnlichen Beruf) ausbildungsnäher als Männer 
(zu 64% im erlernten und 23 % in einem ähnlichen Beruf). Als 
Fachkraft in einem ganz anderen Beruf sind 5% und als an- 
oder ungelernte Kraft 6% der berufstätigen Personen beschäf- 
tigt. 

Mit voller Arbeitszeit beschäftigt sind 80% der Frauen, 93% 
der Männer, in Teilzeit 18% der Frauen, 6% der Männer und 
stundenweise oder gelegentlich 2 % der Frauen, unter 1 % der 
Männer. Befristet arbeiteten gut ein Drittel der Berufstätigen, 
tendenziell etwas mehr Frauen. Etwa jede zehnte berufstätige 
Person hat einen Arbeitsplatz bei einer Zeitarbeitsfirma oder in 
einer Arbeitsbeschaffüngsmaßnahme; Frauen sind in diesen 
beiden Beschäftigungsarten etwa gleich häufig vertreten; die 
wenigen in diesem Segment tätigen Männer arbeiten überwie- 
gend in Zeitarbeitsfirmen. Freiberuflich Tätige gibt es bisher 
kaum (3 % der Berufstätigen). 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-87- 


Drucksache 14/3244 


Typische Geschlechtsunterschiede zeigen sich hinsichtlich der 
Art der weiteren Ausbildung: Von den Frauen, die weiter- 
lemen, besuchen 46% eine Schule und 18% eine Hochschule; 
bei den Männern ist das Verhältnis umgekehrt (Schule: 17%, 
Hochschule: 48%). Die Anteile in Lehre sind bei Männern und 
Frauen gleich (36%). 

Erworbene Qualifikationen 

Die von den Absolventen und Absolventinnen rückblickend 
gesehenen Vorteile der Berufsfachschule (Mehrfachantworten) 
lassen bereichsspezifische Schwerpunkte erkennen. Insgesamt 
bezeichneten 69% der Befragten die Vermittlung eines breiten 
beruflichen Grundwissens als wichtig; von den Absolventen 
und Absolventinnen der Gesundheitsberufe jedoch 82%. Ver- 
mittelte Arbeitstechniken wurden insgesamt von 51%, bei 
den Gestaltungstechnischen Assistenten/Assistentinnen von 
67%, der Umgang mit neuen Technologien insgesamt von 
45 %, bei WirtschaftsassistentenAVirtschaftsassistentinnen von 
83 % positiv bewertet. 

Die Rahmenbedingungen für den Erwerb der gewünschten 
Qualifikationen wurden von den Befragten sehr unterschiedlich 
bewertet: Während mehr als die Hälfte der Wirtschaftsassisten- 
ten/Wirtschaftsassistentinnen fär die Ausstattung der Schule 
mit neuen Technologien die Noten gut oder sehr gut vergaben, 
waren es bei den Dienstleistungsassistenten/Dienstleistungsas- 
sistentinnen nur 32% (von allen: 42%); 21 % von letzteren fan- 
den die Ausstattung nicht ausreichend (von allen: 14%; Wirt- 
schaftsassistenten/Wirtschaftsassistentinnen: 8%). Umgekehrt 
verhält es sich bei der Praxisrelevanz der schulischen Ausbil- 
dung. Hierfär gaben 65% der Dienstleistungsassistenten/ 
Dienstleistungsassistentinnen eine gute oder sehr gute Note 
(von allen: 46%; Wirtschaftsassistenten/Wirtschaftsassisten- 
tinnen: 21%), während 22% der Wirtschaftsassistenten/Wirt- 
schaftsassistentinnen sie nicht ausreichend fanden (von allen: 
1 1 %; Dienstleistungsassistenten/Dienstleistungsassistentinnen: 
4%). 

Wirtschaftsassistenten/Wirtschaftsassistentinnen durchliefen 
deutlich weniger und kürzere Praxisphasen als die Befi*agten 
der beiden anderen Berufsbereiche. Während so gut wie alle 
Personen im Bereich Dienstleistungsassistenz (98%) während 
der Ausbildung Praxisphasen durchlaufen, sind es in den Be- 
reichen technische Assistenz nur 79% und Wirtschaftsassistenz 
nur 72%. Im Bereich technische Assistenz und Wirtschafts- 
assistenz gab es meist nur eine Praxisphase; mehr als zwei 
Phasen wurden in den Bereichen technische Assistenz von 
17%, Wirtschaftsassistenz 9%, Dienstleistungsassistenz da- 
gegen von 61 % der Personen durchlaufen. 

Überfachliche Qualifikationen werden besonders häufig als 
nicht genügend berücksichtigt erlebt^). Vermisst wird die 
Förderung von Qualifikationen wie Kreativität und Eigeninitia- 
tive (46%), Kritikfähigkeit (44%), projektbezogenes Arbeiten 
(41 %) und Flexibilität (33 %). 

Motive für den Berufsfachschulbesuch 

Der Besuch einer Berufsfachschule ist fär vier von fünf der 
Befragten auf die volle Berufsausbildung gerichtet; etwa jede 
dritte Person strebt eine höhere Qualifikation allgemeiner oder 
schulischer Art an; jeder Zehnte bereitet sich auf eine Lehre vor 
(Mehrfachnennungen waren möglich). 


*) Vorgegeben waren 14 fachliche, soziale und überfachliche Qualifika- 
tionen, die hinsichtlich ihres Vermittlungsgrades (zu viel, gerade rich- 
tig, zu wenig) eingeschätzt werden sollten. Die Befragungen von Be- 
rufsfachschülern 1995 und bei Auszubildenden 1991 erbrachten ähn- 
liche Ergebnisse. 


Berufsbezogen zeigen sieh erhebliehe Untersehiede in den 
Zielsetzungen und ihren Realisierungsmögliehkeiten^). Für 
Gesundheitsdienstassistenten/Gesundheitsdienstassistentinnen 
spielen Alternativen zur vollen Ausbildung für einen Beruf, 
die für 94% das Ziel des Sehulbesuehs ist, praktiseh keine 
Rolle (92 % sind zum Befragungszeitpunkt aueh tätig). Für 
90% der Naturwissensehaftlieh-teehnisehen Assistenten/Natur- 
wissensehaftlieh-teehnisehen Assistentinnen steht aueh der 
Erwerb der vollen berufiiehen Qualifikation im Vordergrund 
(65% sind tätig); etwa jede seehste Person will noeh einen 
höheren Sehulabsehluss erwerben. Sozialdienstassistenten/ 
Sozialassistentinnen (35% sind tätig) und Gestaltungsteeh- 
nisehe Assistenten/Gestaltungsteehnisehe Assistentinnen (44% 
sind tätig) wollen sieh neben dem Berufsabsehluss, den 
rund 80% anstreben, vor allem (sehuliseh) höher qualifizieren 
(43 % und 65%). Von den Kaufmännisehen Assistenten/Kauf- 
männisehen Assistentinnen mit Sehwerpunkt im Fremd- 
spraehen- und Sekretariatsbereieh wollen drei von vier die 
volle, d.h. berufsbefähigende Ausbildung (50% sind tätig), 
etwa jede dritte Person will eine höhere sehulisehe Qualifika- 
tion, und jede Fünfte bereitet sieh auf eine Lehre vor. Von den 
Wirtsehaftsassistenten/Wirtsehaflsassistentinnen mit Sehwer- 
punkt Informatik oder Management will rund die Hälfte den 
Berufsabschluss (26% sind tätig), rund 60% wollen eine höhe- 
re sehulisehe Qualifikation und 25 % bereiten sieh auf eine Leh- 
re vor. 

Die Situation der Wirtschaftsassistenten und 
Wirtschaftsassistentinnen 

Bei der Suehe naeh einem Arbeitsplatz waren Wirtsehafts- 
assistetenAVirtsehaftsassistentinnen weniger erfolgreieh als die 
übrigen Befragten: Von ihnen hatten sieh doppelt so viele 
beworben, als zum Befragungszeitpunkt tätig waren. In den 
Bereiehen teehnisehe Assistenz und Dienstleistungsassistenz 
hatte sieh nur rund jede seehste Person vergeblieh beworben. 
Untersehiede gibt es aueh bei der Anzahl der Bewerbungen: 
Teehnisehe Assistenten/Teehnisehe Assistentinnen und Dienst- 
leistungsassistenten/Dienstleistungsassistentinnen bewarben 
sich rund 15 mal, Wirtschaftsassistenten/Wirtschaftsassisten- 
tinnen rund 25 mal um eine Stelle. Die Suehzeit war ebenfalls 
deutlieh länger (6% hatten sofort eine Stelle, 45% suehten 
zwisehen einem Monat und drei Monaten, weitere 28% 
zwischen vier und seehs Monaten, 20 % suehten länger als ein 
halbes Jahr. Rund jede fünfte Person im Bereieh Wirtsehafts- 
assistenz hatte Probleme mit der Anerkennung ihrer Ausbil- 
dung (ähnlieh noeh Gestaltungsteehnisehe Assistenz, Umwelt- 
teehnisehe Assistenz und Familienpfieger/Familienpfiegerin). 
Einmal in das Arbeitsleben eingetreten, finden sieh die Wirt- 
sehaftsassistenten/Wirtsehaflsassistentinnen häufiger gut zu- 
reeht als die Angehörigen der anderen Gruppen und besser als 
sie selbst gedaeht hätten (55 %; von allen: 48 %). 

Regionale Unterschiede 

Es gibt landestypische Unterschiede, die zum Teil die jewei- 
ligen Rahmenbedingungen spiegeln. So sind in Niedersachsen 
unterdurchschnittlich viele Befragte berufstätig (44%; von 
allen: 52%). Das liegt daran, dass in Niedersachsen der Anteil 
der Assistenten/Assistentinnen im Sozialdienst besonders hoch 


9 Prozentanteil der Berufstätigen in der jeweiligen Gruppe in Klammem; 
VersorgungsassistentenA^ersorgungsassistentinnen sind wegen gerin- 
ger Fallzahl hier nicht berücksichtigt. 
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ist^). Da die Ausbildung zum Sozialassistenten/zur Sozial- 
assistentin dort jetzt obligatorische Voraussetzung für die 
anschließende Ausbildung zum Erzieher/zur Erzieherin ist, 
besuchen besonders viele niedersächsische Befragte, die in 
weiterer Ausbildung sind, eine Schule (79%; von allen: 40%), 
und zwar in sozialen Berufen (94%; der Rest ist an Fachober- 
schulen oder in technischer oder kaufmännischer Berufsaus- 
bildung an Schulen). 

ln Nordrhein-Westfalen wird als weitere Ausbildung besonders 
häufig ein Studium aufgenommen (68 %; von allen in weiterer 
Ausbildung nahmen 25 % ein Studium auf), und zwar mehrheit- 
lich in technisch-naturwissenschaftlichen Fächern. Hierbei 
spielt anscheinend eine Rolle, dass in Nordrhein- Westfalen 
besonders viele Gestaltungstechnische Assistenten/Gestal- 
tungstechnische Assistentinnen ausgebildet werden, diese aber 
Schwierigkeiten mit der direkten Verwertung des Abschlusses 
haben, weil der Beruf (noch) zu unbekannt ist. 

ln Sachsen und Baden- Württemberg schließen diejenigen in 
weiterer Ausbildung mehrheitlich eine Lehre an (Sachsen: 
61%, Baden- Württemberg: 56%; von allen: 36%, von diesen 
sind 75% Wirtschaftsassistenten). In Baden- Württemberg 
können 61% der Berufsfachschulabsolventen und -absolven- 
tinnen, die noch eine Lehre machen, diese Ausbildung in ver- 
kürzter Zeit durchlaufen, in Sachsen nur 21 %. Die gewählten 
Ausbildungsberufe sind ganz überwiegend kaufmännischer 
Art, d. h. ausbildungsnah zur Berufsfachschule. 

Von den Berufstätigen arbeiten die sächsischen Berufsfach- 
schulabsolventen und -absolventinnen am wenigsten im erlern- 
ten Beruf (55%; von allen: 74%), dafär aber besonders oft in 
einem ähnlichen Beruf (28%; von allen: 15%). Die schwieri- 
gere wirtschaftliche Lage in Sachsen wird daran deutlich, dass 
die dortigen Absolventen und Absolventinnen mehr als die der 
anderen Länder als Fachkräfte in ganz anderen Berufen, als an- 
oder ungelernte Kräfte oder in Arbeitsbeschaffüngsmaßnahmen 
tätig sind oder seit dem Abschluss noch gar keine Arbeit gefun- 
den haben. Das Arbeitsamt wird häufiger als Suchweg genutzt 
und ist für jede fünfte Person der Weg, der zum Erfolg führt (in 
den anderen Ländern nur für jede Zehnte). In Sachsen wurde 
vermehrt schon Wochen und Monate vor dem Abschluss mit 
der Arbeitsplatzsuche begonnen, und die Suche dauerte länger 
(5,2 Monate; Mittelwert = 3,2). Die mittlere Bewerbungszahl 
lag mit 25 fast doppelt so hoch wie in Baden- Württemberg mit 
13, und es gab weniger Wahlmöglichkeiten zwischen mehreren 
Zusagen (22%; in Baden- Württemberg 45%; von allen: 35%). 
Die Arbeitsaufnahme der sächsischen Absolventen war häu- 
figer verbunden mit einem Wechsel des Landes (22%; von 
allen: 14%) und mit Problemen bezogen auf die Anerkennung 
der Ausbildung (23%; von allen: 10%). Die fachlichen An- 
sprüche der Tätigkeit werden geringer und die Zukunftserwar- 
tungen niedriger eingeschätzt (5,5 von maximal 10 Punkten; 
Mittelwert = 6,2). Entsprechend hoch ist in Sachsen der Anteil 
derer, die ihre jetzige berufliche Situation als Notlösung 
betrachten (35%; von allen: 24%). 

Wenn die Nachteile fachrichtungsspezifisch sind, müsste die 
Verteilung nach Berufen in Sachsen von den anderen Ländern 
deutlich abweichen. Tatsächlich ist der Anteil der Wirt- 
schaftsassistentenAVirtschaftsassistentinnen, für die die zweite 
Schwelle am schwersten zu bewältigen ist (36% sind berufs- 
tätig; technische Assistenten/technische Assistentinnen: 62%, 


*) Fast die Hälfte der niedersächsischen Befragten gehört dieser Bemfs- 
gruppe an; in den anderen Ländern liegt der Anteil zwischen 10% und 
24%. Bezogen auf das gesamte Bundesgebiet wurden im Schuljahr 
1998/1999 allein in Niedersachsen 76% der Sozialassistenten/So- 
zialassistentinnen ausgebildet. 


Dienstleistungsassistenten/Dienstleistungsassistentinnen 58 %), 
in Sachsen weit überproportional (59%; von allen: 33%). In 
den Bereieh Wirtsehaftsassistenz fallen die Informatik- und 
Managementassistenten/Informatik- und Managementassisten- 
tinnen, von denen nur 26% berufstätig sind. Diese werden 
aber in Baden- Württemberg in etwa gleiehem Umfang wie in 
Saehsen ausgebildet. Der aueh in Baden-Württemberg er- 
höhte Anteil an Wirtsehaftsassistenten/Wirtsehaftsassisten- 
tinnen wirkt sieh jedoeh insgesamt nieht spürbar negativ aus: 
Die Situation entsprieht für 81% aller dortigen Absolventen 
und Absolventinnen ihren Wünsehen und Absiehten, die 
Zufriedenheit mit der Ausbildung ist hoeh (2,19; Mittelwert = 
2,3 1 auf einer fünfstufigen Skala von 1 = sehr zufrieden bis 5 = 
sehr unzufrieden), und die Zukunft wird optimistiseher gesehen 
als in allen anderen beteiligten Ländern (6,7 von 10 Punkten). 
Ein weiterer deutlieher Untersehied zwisehen Baden-Württem- 
berg und den anderen Ländern besteht darin, dass nur 57% der 
Absolventen und Absolventinnen Praxisphasen in ihrer Ausbil- 
dung hatten; in allen anderen Ländern waren es über 90 % ^). 

Naeh ihrer Werthaltung befragt, zeigen sieh die säehsisehen 
Absolventen und Absolventinnen deutlieh arbeitsbezogener als 
die in den anderen Ländern. Insgesamt 53 % glauben, dass ein 
glüekliehes Leben ohne Arbeit kaum oder überhaupt nur dureh 
Arbeit möglieh ist (von allen: 45 %; Baden-Württemberg: 36%, 
Niedersaehsen: 46%, Nordrhein-Westfalen: 45%). Die Ent- 
wieklung ihres Berufswegs naeh der Vereinigung stellt sieh für 
sie deutlieh anders dar als, wie nieht anders zu erwarten, in den 
alten Ländern. In Saehsen sind 18% der Befragten der Mei- 
nung, dass sie infolge der Wende größere Chaneen hatten (in 
den alten Ländern unter 5%); 26% sehen eine Versehleeh- 
terung (in den alten Ländern unter 7 %). Für 12 % hat sieh niehts 
verändert (in den alten Ländern zwisehen 56% bei Nieder- 
saehsen und 63% bei Nordrhein-Westfalen) und 44% können 
es nieht einsehätzen (in den alten Ländern rund ein Drittel). 

Fazit 

Unter dem Aspekt der Verwertbarkeit einer vollsehulisehen 
Ausbildung zeigen sieh beim Absolventenjahrgang 1998 hin- 
siehtlieh des Übergangs in Berufstätigkeit zwisehen den 
Berufsbereiehen erhebliehe Differenzen: Im Bereieh teehnisehe 
Assistenz sind 62% berufstätig (1995: 64%), Wirtsehafts- 
assistenz 36% (1995: 35%), Dienstleistungsassistenz 58% 
(1995: 16%y). 

Im erlernten oder einem ähnliehen Beruf arbeiten von denen, 
die tätig sind, 89% (1995: 95%). Im Vergleieh zu früheren 
Erhebungen zeigen sieh geringfügige Untersehiede bei der 
Suehzeit naeh einem Arbeitsplatz (3,9 Monate; 1995: 3,2) und 
bei der Einsehätzung der berufiiehen Zukunftsaussiehten (6,2 
von maximal 10 Punkten; 1995: 6,5; 1989 bei Auszubildenden: 
7,5). 

Probleme bestehen vorrangig in finanzieller Hinsieht (28% 
zahlten Sehulgeld, naeh eigenen Angaben zwisehen 10 und 
1.200 DM monatlieh; im Durehsehnitt rund 390 DM) sowie in 
unzureiehender Information über Berufsaussiehten oder mit der 


9 An den für Baden-Württemberg typischen kaufmännischen Bemfs- 
kollegs sind Praxisphasen nicht vorgesehen. 

9 Die im Zeitvergleich niedrigere Beschäftigungsquote bei den Dienstlei- 
stungsassistenten/Dienstleistungsassistentinnen hängt mit der hohen 
Zahl von Sozialassistenten/Sozialassistentinnen und Kinderpflegem/ 
Kinderpflegerinnen zusammen, die sich an der Untersuchung beteilig- 
ten und die ihre Ausbildung mit einem weiteren Schulbesuch zum 
Erzieher/zur Erzieherin fortsetzen, während in die Befragung von 1995 
ein hoher Anteil fertig ausgebildeter Erzieher/Erzieherinnen einbezo- 
gen war. 
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Anerkennung des Berufs(abschlusses). Praxisnähe oder Prak- 
tika in Betrieben sind den Befragten besonders wichtig, aber 
auch ein positives Feedback und der höhere Abschluss. Als 
höheren allgemeinbildenden Abschluss erwarben 20% die 
Fach(ober) schul- und 17% die Hochschulreife. 


2.4 Ausbildung im Gesundheitswesen*) 

An den 1.660 in die Erfassung einbezogenen Schulen fär die 
Berufe im Gesundheitswesen wurde fär 1998 eine Gesamtzahl 
von ca. 120.000 Schülern und Schülerinnen ermittelt (vgl. 
Tabelle 2/4 im Anhang). Damit ist im Vergleich zum Vorjahr 
(121.201 Schüler an 1.670 Schulen) nur ein geringfügiger 
Rückgang eingetreten. 

Festzustellen ist eine weitere, jedoch nur leichte Abnahme der 
Zahl der Schulen fär die dreijährige Krankenpflegeausbildung 
sowie fär die einjährige Ausbildung zur Krankenpflegehilfe 
und eine damit verbundene Reduzierung der Teilnehmerzahl 
bei den Ausbildungen zu den Berufen in der Krankenpflege. 
Diese Entwicklung ist vermutlich mit einem Rückgang des 
Bedarfs aufgrund des Bettenabbaus in den stationären Einrich- 
tungen zu erklären. 

Bei den Berufen in der Physiotherapie haben sich die mit dem 
seit 1. Juni 1994 geltenden neuen Masseur- und Physiothera- 
peutengesetz eingetretenen Veränderungen fortgesetzt. Die 
Zahl der Schulen und Schüler bzw. Schülerinnen für die Aus- 
bildungen im Beruf Masseur und medizinischer Bade- 
meister/Masseurin und medizinische Bademeisterin ist weiter- 
hin leicht rückläufig. Festzustellen ist dagegen ein Anstieg der 
Zahl der Schulen fär die Ausbildung im Beruf Physiotherapeut/ 
Physiotherapeutin (ehemals Krankengymnast/Krankengym- 
nastin), der gleichzeitig auch zu einer höheren Anzahl an 
Schülern und Schülerinnen in dieser Ausbildung gefährt hat. 
Bei den medizinisch-technischen Berufsbildern ist ein leichter 
Anstieg der Ausbildungszahlen in den Zweigen des Labora- 
toriums- und Radiologieassistenten/der Laboratoriums- und 
Radiologieassistentin sowie bei dem Pharmazeutisch-tech- 
nischen Assistenten/der Pharmazeutisch- technischen Assisten- 
tin eingetreten. 

Zu vermerken ist auch eine seit Jahren beim Berufsbild Logo- 
päde/Logopädin anhaltende Zunahme der Zahl der Schulen und 
der damit verbundenen Anzahl der Schüler und Schülerinnen. 

Die Anzahl der Schüler und Schülerinnen in der Altenpflege 
hat sich trotz leichten Anstiegs der Zahl der Ausbildungsein- 
richtungen nicht im gleichen Zuge mit erhöht. Die Altenpflege- 
ausbildung wird derzeit ausschließlich von den Ländern ge- 
regelt. Ein Gesetzentwurf zur Schaffung eines bundeseinheit- 
lichen Ausbildungsberufes befindet sich jedoch in der parla- 
mentarischen Beratung. 

Für sämtliche bundeseinheitliche Ausbildungen in den Me- 
dizinalfachberufen mit dreijähriger Dauer sehen teils sektorale 
(Krankenpfleger/Krankenschwester, Entbindungspfleger/Heb- 
amme) Richtlinien, teils allgemeine Richtlinien der EU Rege- 
lungen über die Freizügigkeit im EU-Bereich vor, die in- 
zwischen in deutsches Recht umgesetzt sind. 

In der vollzeitschulischen Berufsausbildung des sozialpflege- 
rischen und sozialpädagogischen Bereichs sind Frauen nach 
wie vor deutlich überrepräsentiert. Es ist bisher noch nicht 
gelungen, nach Bundesrecht geordnete duale Ausbildungs- 
berufe in den Bereichen der überwiegend von Frauen wahr- 


') Vgl. auch Kapitel 2.3.2 


genommenen sozialen Dienste zu entwickeln. Gerade vor 
diesem Hintergrund bedarf es besonderer Anstrengungen, 
strukturelle Rahmenbedingungen zu ändern, um Chancen- 
gleichheit fär Frauen herzustellen. 


2.5 Ausbildung im öffentlichen Dienst 

Am 30. Juni 1998 befanden sich 235.600 Personen in einer 
Ausbildung im öffentlichen Dienst (Bund, Länder, Gemeinden, 
Gemeindeverbände, kommunale Zweckverbände, Bundes- 
eisenbahnvermögen, Bundesanstalt fär Arbeit, Deutsche Bun- 
desbank, Sozialversicherungsträger einschließlich Zusatzver- 
sorgung und rechtlich selbständige Anstalten, Körperschaften 
und Stiftungen mit Dienstherrenfähigkeit) ^). Im Vergleich zum 
Vorjahr wurden im öffentlichen Dienst 6.100 Personen in Aus- 
bildung (-2,5 %) weniger gezählt.^) 

Den vorgeschriebenen Vorbereitungsdienst im Beamtenver- 
hältnis absolvierten 115.100 junge Männer und Frauen 
(-6,9%), 103.000 standen in einer Ausbildung fär Verwal- 
tungs-, Büro- und Pflegeberufe (+0,7%) sowie 17.500 in 
gewerblich-technischen Ausbildungsgängen (+10,8%). Die 
Gesamtzahl des Personals in Ausbildung ergibt eine Ausbil- 
dungsquote von 4,8% (1997: 4,9%) aller Beschäftigten bzw. 
von 6,3% (1997: 6,2%) der Vollzeitbeschäftigten des öffent- 
lichen Dienstes (jeweils ohne Soldaten)^) Rund drei von fänf 
Ausbildungsplätzen waren mit Frauen besetzt. 

In den alten Ländern wurden 198.400 Mitarbeiter und Mitarbei- 
terinnen des öffentlichen Dienstes ausgebildet, das waren 5.500 
oder 2,7% weniger als 1997 (203.900). Der Bestand des Perso- 
nals in Ausbildung ergibt in diesem Bereich wie im Vorjahr 
eine Ausbildungsquote von 6,7% aller Vollzeitbeschäftigten 
des öffentlichen Dienstes (ohne Soldaten). Die Anzahl der 
männlichen und weiblichen Beamten im Vorbereitungsdienst 
ging um 6,4% zurück. Bei den Verwaltungs-, Büro- und 
Pflegeberufen (+0,4%) und bei den gewerblich-technischen 
Ausbildungsberufen (+8,7%) ist die Zahl der Ausbildungs- 
plätze gegenüber dem Vorjahr gestiegen. In den einzelnen 
Beschäftigungsbereichen wurde beim Bund (-5,6%), den 
Ländern (-3,4%) und im mittelbaren öffentlichen Dienst 
(-6,7%) weniger Ausbildungsplätze gemeldet, während die 
Kommunen ihr Ausbildungsplatzangebot leicht erhöht haben 
(+0,8%). 

Bei den Landesbehörden in den alten Ländern wurden am 
30. Juni 1998 rund 114.400 junge Menschen ausgebildet, das 
waren 4.100 weniger als 1997. Die Ausbildungsquote lag be- 
zogen auf das vollzeitbeschäftigte Landespersonal bei 8,1% 
(1997: 8,2%). 

Die kommunalen Arbeitgeber der alten Länder bildeten 57.000 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen Mitte 1998 (1997: 56.500) 
aus. Die Ausbildungsquote lag bei 6,2% (1997: 6,0%). 

Bei den Bundesbehörden wurden in den alten Ländern 9.700 
Ausbildungsplätze erfasst, das waren 600 weniger als 1997. 
Während die Gesamtzahl aller Beamten im Vorbereitungs- 


0 Für 1998 handelt es sieh um die aktuellsten Zahlen, die vorliegen. 

0 Im öffentliehen Dienst wird auf untersehiedliehen Reehtsgrundlagen 
ausgebildet (u.a. Vorbereitungsdienst für Beamte, BBiG/HwO-Berufe, 
Pflege- (Gesundheits-)berufe. Diese Angaben sind deshalb nieht un- 
mittelbar mit denen in Kapitel 2.2.1 vergleiehbar. 

0 Diese Ausbildungsquote ist aufgrund der besonderen Strukturen des 
Vorbereitungsdienstes nieht mit der Ausbildungsquote der gewerb- 
liehen Wirtsehaft vergleiehbar. 
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dienst erneut zurückgegangen ist (-1.100), stieg die Zahl der 
Ausbildungsplätze für Angestelltenberufe (+500) und die der 
Auszubildenden in gewerblich-technischen Berufen (+100) 
leicht an. 

Im mittelbaren öffentlichen Dienst (Bundesanstalt für Arbeit, 
Deutsche Bundesbank, Sozialversicherungsträger einschließ- 
lich Zusatzversorgung sowie rechtlich selbständige Anstalten, 
Körperschaften und Stiftungen mit Dienstherrenfähigkeit) wur- 
den mit 17.300 Ausbildungsverhältnissen 1.200 Ausbildungs- 
plätze weniger gezählt als im Vorjahr. 

In den neuen Ländern (einschließlich Berlin (Ost)) wurden im 
öffentlichen Dienst Mitte 1998 37.200 Ausbildungsverhältnisse 
gemeldet, das waren 1,8% weniger als bei der Erhebung im 
Jahr zuvor. Dies ergibt eine Ausbildungsquote von 4,6% (1997: 
4,5%) aller Vollzeitbeschäftigten (ohne Soldaten). Der Bund 
bildete 2.700 (+200), die Länder 20.800 (-900), die Kommu- 
nen 10.600 (+ 500) und der mittelbare öffentliche Dienst 3.200 
(-500) männliche und weibliche Mitarbeiter aus. In den neuen 
Ländern ist der Frauenanteil mit 64,3 % deutlich höher als in 
den alten Ländern (59,8 %). 


3. Inhaltliche Gestaltung der 
Berufsausbildung 

3.1 Ausbildungsordnungen - Bestand und 
laufende Neuordnungsverfahren 

1999 sind 30 neue mit den Rahmenlehrplänen für die Berufs- 
schulen abgestimmte Ausbildungsordnungen in Kraft treten, 
davon vier neue Berufe. 


Lfd. 

Neue Ausbildungs- 

Aus- 

Erlass- 

Nr. 

berufe zum 

bildungs- 

datum 


1. August 1999 

bereich 


1 

Verfahrensmechaniker fiir 

Industrie und 

Verordnung vom 


Beschichtungstechnik/ 
Verfahrensmechanikerin fiir 
Beschichtungstechnik 
(bisher: Eackierer - 
Holz und Metall/ 

Eackiererin - Holz und 

Metall) 

Handel 

12.07.1999 

2 

Spezialtiefbauer/ 

Industrie und 

Verordnung vom 


Spezialtiefbauerin 

Handel 

02.06.1999 

3 

F assadenmonteur/ 

Industrie und 

Verordnung vom 


F assadenmonteurin 

Handel 

19.05.1999 

4 

Informationselektroniker/ 

Handwerk 

Verordnung vom 


Informationselektronikerin 
Ausbildung nach Schwer- 
punkten: 

- Bürosystemtechnik 

- Geräte- und Systemtechnik 
(bisher: Büroinformations- 
elektroniker/Büroinformations- 
elektronikerin und Radio- 
und Femsehtechniker/Radio- 
und Femsehtechnikerin) 


12.07.1999 


Lfd. 

Neu geordnete Ausbildungs- 

Aus- 

Erlass- 

Nr. 

berufe zum 

bildungs- 

datum 


1. August 1999 

bereich 


1 

Fachangestellter für Arbeits- 

Öffentlicher 

Verordnung vom 


förderung/Fachangestellte für 
Arbeitsforderung 

Dienst 

15.04.1999 


2 Galvaniseur/Galvaniseurin Handwerk/ 

(bisher: Galvaniseur/ Industrie und 

Galvaniseurin sowie Handel 

Galvaniseur und Metall- 
schleifer/Galvaniseurin 

und Metallschleiferin) 

3 Gebäudereiniger/ Handwerk 

Gebäudereinigerin 

4 Hauswirtschafter/ Hauswirt- 

Hauswirtschafterin schaft/Land- 

Ausbildung nach Wirtschaft 

Schwerpunkten: 

- Städtische Hauswirtschaft 

- Ländliche Hauswirtschaft 

5 Kaufmann im Eisenbahn- Industrie und 
und Straßenverkehr/Kauffrau Handel 

im Eisenbahn- und Straßen- 
verkehr 

Ausbildung nach Schwer- 
punkten: 

- Eisenbahnverkehr 

- Straßenverkehr 


Verordnung vom 
12.07.1999 


Verordnung vom 

21.04.1999 

Verordnung vom 

30.06.1999 


Verordnung vom 
12.07.1999 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-91- 


Drucksache 14/3244 


Lfd. Neu geordnete Ausbildungs- Aus- 

Nr. berufe zum bildungs- 

1. August 1999 bereich 

6 Orthopädieschuhmacher/ Handwerk 

Orthopädieschuhmacherin 

7 Schilder- und Lichtreklame- Handwerk 

hersteller/Schilder- und Licht- 
reklameherstellerin 


10 


11 


12 


13 


14 


15 


16 


17 


18 


19 


Erlass- 

datum 


Verordnung vom 

21.04.1999 

Verordnung vom 

19.05.1999 


Lfd. Neu geordnete Ausbildungs- Aus- Erlass- 

Nr. berufe zum bildungs- datum 

1. August 1999 bereich 


20 - Wärme-, Kälte- und Schall- 

schutzisolierer/Wärme-, 
Kälte- und Schallschutz- 
isoliererin 

(bisher: Isoliermonteur/ 
Isoliermonteurin) 


Handwerk/ 
Industrie und 
Handel 


T ierpfleger/T ierpflegerin 
Ausbildung in der Fach- 
richtung: 

- Tierheim- und Pensionstier- 
pflege (neue Fachrichtung) 

Industrie und 
Handel 

Verordnung vom 
17.06.1999 

21 

22 

- Trockenbaumonteur/ 
Trockenbaumonteurin 

- Straßenbauer/ 
Straßenbauerin 

Industrie und 
Handel 

Handwerk/ 
Industrie und 

(bisher: Ausbildung in den 





Handel 

Fachrichtungen: 



23 

- Rohrleitungsbauer/ 

Industrie und 

Haus- und Versuchstier- 




Rohrleitungsbauerin 

Handel 

pflege, Zootierpflege) 



24 

- Kanalbauer/Kanalbauerin 

Industrie und 

Verwaltungsfachangestellter/ 

Öffentlicher 

Verordnung vom 



Handel 

V erwaltungsfachangestellte 

Dienst 

19.05.1999 

25 

- Brunnenbauer/ 

Handwerk/ 

Ausbildung in den Fachrich- 




Brunnenbauerin 

Industrie und 

tungen: 





Handel 

- Bundesverwaltung 



26 

- Gleisbauer/Gleisbauerin 

Industrie und 


- Landesverwaltung 

- Kommunalverwaltung 

- Handwerksorganisation und 
Industrie- und Handels- 
kammern 

- Kirchenverwaltung in den 
Gliedkirchen der 
Evangelischen Kirche in 
Deutschland 

Berufsausbildung in der 

Bauwirtschaft 

1. Stufe (2 Jahre): 

- Hochbaufacharbeiter/ 
Hochbaufacharbeiterin 

- Ausbaufacharbeiter/ 
Ausbaufacharbeiterin 


Verordnung vom 
02.06.1999 


- Tiefbaufacharbeiter/ 
T iefbaufacharbeiterin 


2. Stufe (1 Jahr): 

- Maurer/Maurerin 


- Beton- und Stahlbeton- 
bauer/Beton- und Stahl- 
betonbauerin 

- Feuerungs- und Schom- 
steinbauer/F euerungs- 
und Schomsteinbauerin 

- Zimmerer/Zimmerin 


- Stukkateur/Stukkateurin 


Handwerk/ 
Industrie und 
Handel 
Handwerk/ 
Industrie und 
Handel 

Handwerk/ 
Industrie und 
Handel 

Handwerk/ 
Industrie und 
Handel 

Handwerk/ 
Industrie und 
Handel 

Handwerk/ 
Industrie und 
Handel 

Handwerk/ 
Industrie und 
Handel 

Handwerk/ 
Industrie und 
Handel 


Handel 


Damit sind seit Inkrafttreten des BBiG insgesamt 301 Ausbil- 
dungsberufe - davon einige mehrfach - neu geordnet worden. 
Sie gelten für rund 97% aller Auszubildenden, dies sind zur 
Zeit rund 1,6 Millionen. Die Gesamtzahl aller staatlich aner- 
kannten Ausbildungsberufe einschließlich der fortgeltenden 
Altregelungen beträgt 356. 

Die Erarbeitung von Ausbildungsordnungen und ihre Ab- 
stimmung mit den Rahmenlehrplänen der Ständigen Konferenz 
der Kultusminister in der Bundesrepublik Deutschland erfolgt 
in einem mehrstufigen Verfahren, in das die an der beruflichen 
Bildung Beteiligten maßgeblich einbezogen sind. Grundlagen 
für die Entwicklung von Ausbildungsordnungen werden in Pro- 
jekten des Bundesinstituts für Berufsbildung ermittelt. Das 
Erarbeitungs- und Abstimmungsverfahren wird nach der Fest- 
legung der Eckdaten beim zuständigen Fachministerium auf 
dessen Weisung in Zusammenarbeit mit Sachverständigen der 
Berufsbildungspraxis, die von den Arbeitgebern und Gewerk- 
schaften benannt wurden, durchgeführt. 

Zur Zeit wird die Überarbeitung/Weiterentwicklung von etwa 
50 Ausbildungsberufen vorbereitet. Davon werden für 13 Aus- 
bildungsberufe neue Verordnungen erarbeitet, die ebenfalls mit 
den Rahmenlehrplänen für die Berufsschulen abgestimmt zum 
1 . August 2000 in Kraft treten sollen, davon drei neue Berufe. 
Die folgenden Übersichten teilen diese Vorbereitungsarbeiten 
im Interesse der Transparenz in drei Kategorien auf 


- Fliesen-, Platten- und Handwerk/ 

Mosaikleger/Fliesen-, Industrie und 

Platten- und Mosaiklegerin Handel 

- Estrichleger/Estrichlegerin Handwerk/ 

Industrie und 
Handel 
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1. Ausbildungsberufe im Erarbeitungs- und 
Abstimmungsverfahren 

a) Mit vorgesehenem Inkrafttreten zum 1. August 2000 


Neue Ausbildungsberufe 
zum 1 . August 2000 

Anerkennungs- 

datum 

Ausbildungs- 

bereich 

Bühnenmaler und -plastiker/ 

- 

Industrie und Handel/ 

Bühnenmalerin und -plastikerin 


Öffentlicher Dienst 

Technische Fachkraft im 
Straßen- und Verkehrswesen 

- 


(bisher: Straßenbautechniker/ 

19.11.1964 

Öffentlicher Dienst 

Straßenbautechnikerin) 


Industrie und Handel 
(neu) 

Technische Fachkraft in der 

- 

Öffentlicher Dienst 

W asserwirtschaft 


Industrie und Handel 

(bisher: Bautechniker/ 
Bautechnikerin und 
Kulturbautechniker/ 

01.10.1957 

(neu) 

Kulturbautechnikerin 
in der Wasserwirtschafts- 
verwaltung) 

21.01.1958 



Neu geordnete Ausbildungs- 
berufe zum 1 . August 2000 

Anerkennungs- 

datum 

Ausbildungs- 

bereich 

Berufsausbildungen im 
Laborbereich (Chemie, Biologie 
und Lack): 



- Chemielaborant/ 
Chemielaborantin 
(bisher Ausbildung in den 
Fachrichtungen: 

Chemie, Kohle, Metall, 

Silikat) 

04.12.1986 

Industrie und Handel 

- Biologielaborant/ 
Biologielaborantin 

04.12.1986 

Industrie und Handel 

- Lacklaborant/Lacklaborantin 

04.12.1986 

Industrie und Handel 

Bootsbauer/Bootsbauerin 

22.01.1965 

Handwerk/ 


30.08.1954 

Industrie und Handel 

Drucker/Druckerin 

11.08.1987 

Handwerk/ 

Industrie und Handel 

Siebdrucker/ Siebdruckerin 

01.08.1974 

Handwerk/ 

Industrie und Handel 

Fachangestellter für Medien- 
und Informationsdienste/ 
Fachangestellte für Medien- 
und Informationsdienste 
(bisher: Ausbildung in den 
Fachrichtungen: Archiv, 
Bibliothek, Information und 
Dokumentation, Bildagentur) 
neue zusätzliche Fachrichtung: 
Medizinische Dokumentation 

03.06.1998 

Öffentlicher Dienst 

Fachkraft für Lebensmittel- 
technik 

25.06.1984 

Industrie und Handel 

Gerüstbauer/ Gerüstbauerin 

18.12.1990 

Handwerk/ 

Industrie und Handel 

Verfahrensmechaniker in der 
Glasindustrie/V erfahrens- 
mechanikerin in der Glas- 
industrie 

07.02.1985 

Industrie und Handel 


b) Weitere Ausbildungsberufe im Erarbeitungs- 
und Abstimmungsverfahren 


Ausbildungsberuf 

Anerkennungs- 

datum 

Vorgesehener 

Abschluss 

Berufskraftfahrer/ 
Berufskraftfahrerin 
(bisher: Ausbildung in den 
Fachrichtungen: Güterverkehr, 
Personenverkehr) 

26.10.1973 

1/2001 

Chemikant/Chemikantin 

Pharmakant/Pharmakantin 

I7.I2.I993 

I7.I2.I993 

1/2001 

Hufbeschlag (Arbeitstitel) 

- 

IV/2000 

Industriekaufmann/ 

Industriekauffrau 

24.01.1978 

1/2001 

Kosmetiker/Kosmetikerin 

Neu 

IV/2000 

Uhrmacher/Uhrmacherin 

09.04.1976 

IV/2000 


Zur Neuordnung des Ausbildungsberufs 
Industriekaufmann/Industriekauffrau 

Die Beteiligten einigten sich zum 26. November 1999 auf die 
bildungspolitischen Eckwerte als Ausgangspunkt der Neuord- 
nung. Das Bundesinstitut für Berufsbildung wird gemeinsam 
mit den Sachverständigen des Bundes, die von den Spitzenor- 
ganisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer benannt wer- 
den, den Entwurf der Ausbildungsordnung in Abstimmung mit 
dem Rahmenlehrplan so erarbeiten, dass die neue Ausbildungs- 
ordnung zum 1. August 2001 in Kraft tritt. Folgende Eckwerte 
wurden vereinbart: 

1. Ausbildungsberufsbezeichnung: 
Industriekaufmann/Industriekauffrau, 

2. Ausbildungsdauer: drei Jahre, 

3. Struktur des Ausbildungsganges: Monoberuf (mit Differen- 
zierung nach festzulegenden Einsatzgebieten/ Arbeitstitel), 

4. Berufsfeldzuordnung: Berufsfeld I Wirtschaft und 
Verwaltung 

5. Berufsbeschreibung: Gesamtprozesse im Unternehmen, inte- 
grative Untemehmensprozesse, Information und Kommu- 
nikation sowie Arbeitsorganisation, Geschäftsprozesse in 
Marketing und Absatz, Geschäftsprozesse zur Beschaffung 
und Bevorratung, Geschäftsprozesse in der Personalwirt- 
schaft, Leistungserstellungsprozesse, Leistungsabrechnungs- 
prozesse, Fachaufgaben in einem/mehreren Einsatzgebieten, 

6. zeitliche Gliederung: Zeitrahmenmethode, 

7. Umweltschutz: integrative Vermittlung. 

Die Ausgestaltung dieser Eckwerte ist mit einer Reihe von Auf- 
trägen an die Sachverständigen verbunden. So soll u. a. im Ver- 
fahren von den Sachverständigen die Zuordnung des Ausbil- 
dungsberufes innerhalb des Berufsfeldes I zum Schwerpunkt A 
(Absatzwirtschaft und Kundenberatung) oder zum Schwer- 
punkt B (Bürowirtschaft und kaufmännische Verwaltung) fest- 
gelegt werden. 

2. Ausbildungsberufe, bei denen die Eckdaten vorbereitet 
werden 

Ausbildungsbemf Anerkennungs- Abschluss der Eck- 
datum datenvorbereitung 

Ausbildungsbemfe im 14.01.1987 Offen 

Einzelhandel 

(unter Einbeziehung von 

Kaufmann im Einzelhandel/ 

Kauffrau im Einzelhandel, 

Kaufmann fiir Warenwirtschaft/ 

Kauffrau für Warenwirtschaft, 

V erkäufer/V erkäuferin, 

T ankwart/T ankwartin) 
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Ausbildungsberuf Anerkennungs- Abschluss der Eck- 
datum datenvorbereitung 

Neu Offen 

27.09.1962 2000 

Handwerk 
25.04.1953 
Industrie und 
Handel 


Brillenoptikschleifer/ 

Brillenoptikschleiferin 

1937 

Industrie und 
Handel 

2000 

Gesundheitskaufhiann/ 

Gesundheitskauffrau 

(Arbeitstitel) 

Neu 

Abgeschlossen 

Glaser/Glaserin 

18.12.1985 

2000 

Industrielle Metall- und 
Elektroberufe 

15.01.1987 

2000 

Maskenbildner/Maskenbildnerin 

Neu 

Offen 

Postberufe 

- Kaufrnann/Kauffr au für 

Kurier-, Express- und Post- 
dienstleistungen (Arbeitstitel) 

- Servicefachkraft für Kurier-, 
Express- und Postdienst- 
leistungen (Arbeitstitel) 

07.04.1995 

2000 

Sicherheitsfachkraft 

(Arbeitstitel) 

Neu 

2000 

Ver- und Entsorger/ 

Ver- und Entsorgerin 
(bisher: Ausbildung in den 
Fachrichtungen: 
Wasserversorgung, Abwasser, 
Abfall) 

30.05.1984 

2000 

V erpackungsmittel- 
mechaniker/ 

V erpackungsmittel- 
mechanikerin 

16.12.1985 

Offen 

Zahnarzthelfer/ 

Zahnarzthelferin 

19.01.1989 

2000 

3. Ermittlung von Qualifikationsbedarf und Erarbeitung 
von Entscheidungsvorschlägen 


Anerkennungs- 

datum 

Vorgesehener 

Abschluss 

Dienstleistungskaufleute 

(Arbeitstitel) 

Neu 

Sommer 2000 

Grundlagen für eine 
Neustrukturierung der Aus- 
bildungsberufe in der Textil- 
und Bekleidungsindustrie 
(insgesamt 15 Berufe) 

1978-1998 

Sommer 2000 

Grundlagen zur Neuordnung 

24.11.1986 

Ende 2000 


des Ausbildungsberufes 
Bauzeichner/Bauzeichnerin 


3.2 Früherkennung von 
Qualifikationsbedarf 

Initiative „Früherkennung von 
Qualifikationsbedarf ^ 

Die dynamischen Entwicklungsprozesse in der Wirtschaft er- 
fordern innovative Veränderungen, vor allem im Bildungsbe- 
reich. Insbesondere der Bereich der beruflichen Bildung sieht 
sich vor zahlreiche neue Herausforderungen gestellt. Die künf- 
tige Ausgestaltung der beruflichen Bildung ist eng mit der Fra- 
ge verbunden, inwieweit es gelingt, frühzeitig Qualifikationsbe- 
darf sowohl des Individuums als auch der Wirtschaft zu identi- 
fizieren und zu befriedigen. Aktuelle und zuverlässige Informa- 
tionen über neu entstehende oder sich wandelnde Tätigkeitsan- 
forderungen sind fär die Berufsbildungspolitik und Berufsbil- 
dungspraxis eine wichtige Grundlage fär fundierte Entschei- 
dungen. Das Bundesministerium fär Bildung und Forschung 
hat deshalb 1998 und 1999 im Rahmen der Initiative „Früher- 
kennung von Qualifikationsbedarf ‘ ein Bündel von For- 
schungsprojekten gefördert, die auf zwei Ebenen, der Makro- 
ebene (Beobachtung der längerfristigen strukturellen Entwick- 
lung) und der Mikroebene (Gewinnung von differenzierten 
Informationen unterhalb der Kategorie des Berufs und/oder des 
Tätigkeitsschwerpunkts), ansetzen ^). 

Während zunächst die Erprobung geeigneter methodischer 
Instrumente im Mittelpunkt stand, wurde im zweiten Halbjahr 
1999 entsprechend der Orientierung der Arbeitsgruppe „Aus- 
und Weiterbildung“ im Bündnis für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit mit der Durchfährung systematischer 
Arbeiten zur Früherkennung von Qualifikationserfordemissen 
auf hinreichend gesicherter methodischer Grundlage be- 
gonnen^). Ein Schwerpunkt war und ist hier zunächst die ziel- 
gerichtete Vernetzung der einzelnen Forschungsprojekte. Dazu 
fördert das Bundesministerium fär Bildung und Forschung ein 
gesondertes Projekt mit folgenden Zielen: Etablierung einer 
organisatorisch und konzeptionell arbeitenden Anlaufstelle als 
Kern des Forschungsnetzes, Einrichtung einer Projektbera- 
tungsgruppe und Aufbau eines integrierten Informations- und 
Dokumentationssystems. Zu den Zielen im Einzelnen: 

Aufgabe der Anlaufstelle ist es, die Arbeiten in den Einzelpro- 
jekten beratend zu begleiten, die Schnittstellen zwischen den 
Projekten, den Nutzergruppen und der Fachöffentlichkeit orga- 
nisatorisch und konzeptionell zu gestalten, Koordinations- und 
Kooperationsarbeiten aktiv zu betreiben und Möglichkeiten zur 
sinnvollen Erweiterung des Forschungsnetzes auszuloten. 

Mit der Projektberatungsgruppe wird vor allem zwischen den 
Vertretern der Forschungseinrichtungen und relevanten Vertre- 
tern der Nutzer und der Entscheidungsträger ein kontinuier- 
licher Kommunikationsprozess etabliert. 


Ausbildung im Fahrradhandel 
F einoptiker/F einoptikerin 


') Zu den Projekten (Vorstudien und Pilotuntersuchungen) vgl. im Einzel- 
nen Berufsbildungsbericht 1999, Kapitel 3.1.2 

9 Die Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ hat im März 1999 einen 
Beschluss zur „Früherkennung von neuem Qualifikationsbedarf und 
neue Berufe“ gefasst; vgl. hierzu Teil I, Kapitel 5. 
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Aufgabe des Informations- und Dokumentationssystems ist es, 
die Fülle der qualitativen und quantitativen Informationen aus 
den einzelnen Projekten nutzergerecht aufzubereiten und 
bereitzustellen. Der Ergebnistransfer soll vor allem über folgen- 
de Kanäle erfolgen: 

-Mit einem regelmäßig (zweimal jährlich) erscheinenden 
„Newsletter“ werden Kurzinformationen zur Arbeit aller ver- 
tretenen Projekte kompakt zusammengestellt. 

- In einer Buchreihe zum Thema „Früherkennung von Quali- 
fikationserfordemissen“ werden wichtige Schwerpunkt- 
themen ausfährlicher behandelt. 

- Mit einer Intemet-Informations- und Kommunikationsplatt- 
form werden den verschiedenen Ziel- und Nutzergruppen - 
Sozialpartner, Bildungspolitiker, Vertreter der Wirtschaft, 
Verantwortliche in der Arbeits Verwaltung, Individuen in der 
Erwerbsbevölkerung, Experten aus der Wissenschaft - die 
Untersuchungsergebnisse präsentiert und dabei der rasche 
Zugriff auf die Forschungsergebnisse entsprechend den indi- 
viduellen Erfordernissen gewährleistet. 

Im Vemetzungsprojekt werden somit spezifische Leistungs- 
merkmale aller vertretenen Forschungskonzepte zusammenge- 
fährt und gleichzeitig wird eine größtmögliche Autonomie der 
Einzelprojekte beibehalten (wissenschaftspluraler Ansatz). 
Durch die Kooperation aller an der Initiative „Früherkennung 
von Qualifikationsbedarf ‘ beteiligten Institute werden spezifi- 
sche Herangehensweisen kombiniert, der fachübergreifende 
Dialog gefördert, Erfahrungen und Ergebnisse gebündelt und 
Synergien erschlossen. 

Insgesamt sollen die Ergebnisse Trendaussagen treffen und 
Handlungsspielräume fär Politik und Sozialpartner, Unterneh- 
men und den Einzelnen fär Entscheidungen zur weiteren Aus- 
gestaltung der beruflichen Aus- und Weiterbildung sowie auch 
zur effektiven und bedarfsgerechten Nutzung der Qualifika- 
tionsangebote aufzeigen. 

Qualifikationsentwicklung - Stellenanzeigenanalyse 

Das Bundesinstitut fär Berufsbildung hat im Rahmen der dar- 
gestellten Initiative des Bundesministeriums fär Bildung und 
Forschung u. a. im Verbund mit weiteren Institutionen im Früh- 
jahr 1998 eine Stellenanzeigenanalyse auf der Basis von 4.000 
Anzeigen als Machbarkeitsstudie durchgefährt^). Aufbauend 
auf den Ergebnissen dieser Vorstudie wurde im Jahr 1999 die 
erste repräsentative Hauptuntersuchung durchgefährt. Das Ziel 
der Stellenanzeigenanalyse ist die Erfassung von Qualifika- 
tionsanforderungen und deren Entwicklung im Zeitablauf durch 
jährlich zu wiederholende Erhebungen. Insbesondere sollte 
analysiert werden, wie sich Qualifikationsanforderungen inner- 
halb bestehender Berufe verändern und ob sich aus neuen 
Qualifikationsanforderungen neue Tätigkeitsfelder/Berufe ent- 
wickeln lassen. 

Ausgewertet wurden 23.433 Stellenangebote in vier überregio- 
nalen Tageszeitungen, einer überregionalen Wochenzeitung 
sowie 26 nach repräsentativen Kriterien ausgewählten regio- 
nalen Tageszeitungen. Die Erhebungen fanden in der zweiten 
Jahreshälfte 1999 statt. Die Stellenanzeigen sind zum Zweck 
der statistischen Auswertung nach einem Erfassungsschema 
codiert worden. Darüber hinaus wurden rund 10% der 
Stellenanzeigen (n = 2.3 1 1) im Volltext erhoben, um die Unter- 
suchungsziele auch über textanalytische Auswertungsverfahren 
vertiefen zu können. 


*) Alex, L./Bau, H. (Hrsg.) „Wandel beruflicher Anforderungen - Der 
Beitrag des Bundesinstituts für Berufsbildung zum Aufbau eines Früh- 
erkennungssystems Qualifikationsentwicklung“, 1999 


Die Analyse von Stellenanzeigen ist neben anderen ein Instru- 
ment zur Identifizierung neuer Qualifikationsanforderungen. 
Dass Stellenanzeigenanalysen dafür eine brauchbare Methode 
sind, kann daraus geschlossen werden, dass rund 15% der in 
dieser Untersuchung erfassten Anzeigen nicht ohne weiteres 
dem Erfassungsschema der heute üblichen Berufsbezeich- 
nungen zuzuordnen waren. Dahinter dürfte ein Potenzial neuer 
Qualifikationen/T ätigkeiten stecken. 

Bezogen auf die Wirtschaftsbereiche ergibt sich aus der Unter- 
suchung hinsichtlich der zu besetzenden Stellen und der nach- 
gefragten neuen Qualifikationen das in der Übersicht 52 darge- 
stellte Bild. 

Mit 51,5% sind die meisten als neu zu bezeichnenden Quali- 
fikationen in kleinen und mittleren Unternehmen angesiedelt. 
Sie sind mit 67,9% auch diejenigen Unternehmen, die häufiger 
Stellen annoncieren als Großunternehmen. Hieraus kann ge- 
schlossen werden, dass Großunternehmen ihre Personalrekru- 
tierung verstärkt durch betriebsinteme Maßnahmen vorneh- 
men. 

Neue Qualifikationsanforderungen sind mit 51,9% in regio- 
nalen und mit 48,1% in überregionalen Zeitungen nahezu 
gleich häufig annonciert. Auffällig ist allerdings, dass ein deut- 
licher saisonaler Effekt auftritt. In den Stellenanzeigen, die im 
Juli erhoben wurden, sind neue Qualifikationen zu 69,3 % und 
im Oktober lediglich zu 30,7 % vertreten. Es wird den Folgeun- 
tersuchungen Vorbehalten bleiben, zu klären, ob sich hieraus ein 
Trend ableiten lässt. 

Trotz zunehmender Intemationalisierung und Globalisierung 
der Wirtschaft sind die in den Stellenanzeigen explizit genann- 
ten Anforderungen an Fremdsprachenkenntnisse sehr gering. 
Bei insgesamt 83,6% der Stellenausschreibungen werden 
Fremdsprachenkenntnisse nicht ausdrücklich gefordert. Bei den 
als neu anzusehenden Qualifikationen liegt dieser Prozentsatz 
mit 72% niedriger. Sowohl bei der Gesamtstichprobe als auch 
bei den neuen Qualifikationen werden Englischkenntnisse mit 
15,8% bzw. 27,4% am häufigsten nachgefi*agt. Andere Fremd- 
sprachen werden mit unter 0,5 % äußerst selten verlangt. 

Die Verteilung auf die vorgegebenen Tätigkeitsfelder zeigt 
deutliche Unterschiede zwischen allen erfassten Stellenanzei- 
gen und den als neu einzustufenden Qualifikationen insbeson- 
dere im Bereich Medien, Multimedia und Informationstechnik 
(vgl. Übersicht 53). Während die neuen Qualifikationsanforde- 
rungen in diesem Bereich im Vergleich zur Gesamtheit der 
erfassten Annoncen prozentual nahezu doppelt so häufig vertre- 
ten sind, zeigt sich im Tätigkeitsfeld Gesundheit, Pflege und 
Soziales ein umgekehrtes Bild. Gegenüber der Gesamtstichpro- 


Übersicht 52: Stellenanzeigen nach Wirtschafts- 
bereichen in Prozent 


Wirtschaftsbereich 

Stellen- 
anzeigen 
insgesamt 
(n = 23.433) 

Neue 

Qualifikationen 

(n = 3.519) 

Industrie 

19,0% 

24,0 % 

Handwerk 

3,6 % 

1,9% 

Landwirtschaft 

0,2 % 

0,3 % 

Öffentlicher Dienst 

4,5 % 

5,5 % 

Handel, Dienstleistungen 

60,5 % 

61,7% 

Freie Berufe 

4,7 % 

1,5% 

Keine Information 

7,5 % 

5,1 % 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 
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Übersicht 53: Stellenanzeigen nach Tätigkeits- 
feldern in Prozent (Mehrfachnennungen möglich) 


Tätigkeitsfelder 

Stellen- 
anzeigen 
insgesamt 
(n = 23.433) 

Neue 

Qualifikationen 

(n = 3.519) 

Medien, Multimedia, 
Informationstechnik 

6,7 % 

13,0% 

Freizeit, Tourismus, Sport, 
Wellnes 

0,6 % 

0,5 % 

Finanzdienstleistungen 

2,1 % 

4,9 % 

Sicherheitsrelevante 

Dienstleistungen 

0,6 % 

0,7 % 

Tagungs-, Kongress- und 
Messewesen 

0,2 % 

0,7 % 

Umwelt, Ökologie 

0,2 % 

0,3 % 

Logistik, Planung 

0,4 % 

0,7 % 

Transport von Personen/ 

Güter, Verkehr 

3,3 % 

1,2% 

Pädagogik (Erziehung, 

Schule, Ausbildung) 

2 ,0% 

2,4 % 

Kurier-, Express-, Paket- 
und Briefdienste 

0,4 % 

0,5 % 

Call Center 

0,8 % 

1,1 % 

Gesundheit, Pflege, Soziales 

6,1 % 

3,5 % 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 



be der Stellenanzeigen sind als neu anzusehende Qualifikatio- 
nen prozentual nur nahezu halb so häufig vertreten. Deutliche 
Unterschiede ergeben sich auch in Bezug auf geforderte über- 
fachliche Qualifikationen; diese werden signifikant häufiger 
gefordert (vgl. Übersicht 54). 

Bei den neuen Qualifikationsanforderungen werden fast durch- 
gängig mehr Datenverarbeitungskenntnisse nachgefragt als bei 
der Gesamtheit der erhobenen Anzeigen; dies gilt fär Anwen- 
derkenntnisse (neue Qualifikationen (n = 3.519): 28,4%, 
Gesamtstichprobe (n = 23.433): 21,6%) ebenso wie fär Kennt- 
nisse zur Entwicklung (neue Qualifikationen: 7,0 %, Gesamt- 
stichprobe: 4,1%) und Betreuung (neue Qualifikationen: 
11,7%, Gesamtstichprobe: 5,6%) von Datenverarbeitungs- 
systemen. 

Neue Qualifikationen erfordern ein höheres Abschlussniveau. 
Die Ergebnisse zeigen, dass im Vergleich zur Gesamtzahl aller 
erfassten Anzeigen häufiger ein Fachhochschul- bzw. Hoch- 
schulabschluss verlangt wird (vgl. Übersicht 55). Die relativ 
hohen Prozentwerte beider Vergleichsgruppen in der Kategorie 
„kein Abschluss gefordert“ bedeutet keineswegs, dass es sich 
bei den ausgeschriebenen Stellen um minderqualifizierte Tätig- 
keiten handelt. Den Gründen dafür wird in weiteren Analysen 
nachgegangen. 

Zusammenfassend kann nach den ersten Auswertungen festge- 
stellt werden, dass bei neuen Qualifikationsanforderungen ein 
hohes Abschlussniveau sowie ausgeprägte überfachliche Quali- 
fikationen erwartet werden. Ein Schwerpunkt, der bereits jetzt 
als stark entwicklungs- und ausbaufähig in Bezug auf neue 
Qualifikationen/Tätigkeitsfelder identifiziert werden kann, ist 
der Bereich Informationstechnik und Multimedia. Es werden 
vertiefende, quantitativ angelegte Analysen sowie textanalyti- 
sche Untersuchungen folgen, um die Gebiete, in denen sich 
neue Qualifikationen/Tätigkeiten entwickeln, differenzierter 
herausarbeiten zu können. 


Übersicht 54: Stellenanzeigen nach überfachlichen 
Qualifikationen in Prozent (Mehrfachnennungen 
möglich) 



Stellen- 
anzeigen 
insgesamt 
(n = 23.433) 

Neue 

Qualifikationen 

(n = 3.519) 

Leistung, Motivation und 
persönliche Disposition 

46,4 % 

60,0 % 

Team, Kooperation und 
Kommunikation 

33,4 % 

49,1 % 

Mitwirkung und Gestaltung 

20,9 % 

34,0 % 

Kognitive Fähigkeiten und 
Problemlösungskompetenzen 

22,7 % 

36,2 % 

Kunden- und Dienstleistungs- 
orientierungen 

14,3 % 

23,9 % 

Unternehmerisches Denken 

und Handeln 

3,8 % 

6,7 % 

Wandel, Innovation und 

Lernen 

13,5% 

21,4% 

Erfahmng und 

Professionalität 

27,8 % 

35,2 % 

Persönlichkeit 

2,9 % 

4,3 % 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 



3.3 Zusatzqualilikationen 

Initiative ,yZusatzqualifikationen in der 
dualen Berufsausbildung“ 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat von 
Oktober 1998 bis Januar 1999 sechs regionale Fachtagungen 
zum Thema „Zusatzqualifikationen in der Berufsausbildung“ 
gefordert. Ziel war es, den Kommunikationsprozess und den 
Erfahrungsaustausch zwischen den konkret Beteiligten auf 
regionaler Ebene zu organisieren, wobei sowohl die spezi- 
fischen Probleme der Entwicklung und Einführung von Zusatz- 
qualifikationen für Ausbildungsberufe des Handwerks als auch 
ihre Vermittlung für die Berufe in Industrie, Handel und im 
Dienstleistungssektor behandelt wurden^). 

Die Veranstaltungen machten deutlich, dass Zusatzqualifikatio- 
nen bereits als quantitativ bedeutsames Instrument zur stärkeren 
Individualisierung, Flexibilisierung und praxisnahen Differen- 
zierung der dualen Ausbildung in einer großen Vielfalt in der 
Berufsbildungspraxis genutzt werden. Sie tragen dazu bei, 
Innovationen der Wirtschaft zügig in die berufliche Erstausbil- 
dung zu integrieren und bieten mehr Kombinations- und Varia- 
tionsmöglichkeiten beim Erlernen eines Berufes. Trotz unter- 
schiedlicher Schwerpunkte, Inhalte und Veranstaltungsabläufe 
zeigten sich in allen regionalen Fachtagungen folgende Ge- 
meinsamkeiten: Zusatzqualifikationen werden als Verzahnung 
von Aus- und Weiterbildung verstanden, beinhalten häufig das 
Vorziehen von Weiterbildungselementen in die berufliche Erst- 
ausbildung und finden während der beruflichen Erstausbildung 
bzw. in unmittelbarem Anschluss daran statt. Zusatzqualifi- 
kationen sind berufsförmig konzipiert, d. h. sie legen das Be- 


9 Details zu den regionalen Fachtagungen wurden im Berufsbildungs- 
bericht 1999, Kapitel 3.2.3 dargestellt. 
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Übersicht 55: Stellenanzeigen nach Abschlussniveau 
in Prozent (Mehrfachnennungen möglich) 


Abschlussniveau 

Stellen- 
anzeigen 
insgesamt 
(n = 23.433) 

Neue 

Qualifikationen 

(n = 3.519) 

Lehrabschluss 

31,6% 

23,4 % 

Meister/T echniker 

4,0 % 

4,7 % 

Fachschulabschluss 

6,5 % 

3,6 % 

Fachhochschulabschluss 

16,3% 

26,2 % 

Hochschulabschluss 

19,6% 

33,2 % 

Spezieller Weiterbildungs- 
abschluss 

3,3 % 

2,7 % 

Kein Abschluss gefordert 

42,5 % 

41,9% 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 



rufsprinzip zugrunde und stellen es nicht in Frage. Auch wurde 
Übereinstimmung dahingehend festgestellt, dass die grund- 
legenden Zielsetzungen von Zusatzqualifikationen die Erwei- 
terung von organisatorischen, kooperativen und kommunika- 
tiven Kompetenzen, die horizontale Erweiterung durch Fach- 
kompetenzen aus benachbarten Berufsbereichen und die ver- 
tikale Vertiefung durch spezielle Befähigungen sind. 

Auf der Basis der Erfahrungen aus den sechs regionalen Fach- 
tagungen gestaltet das Bundesministerium für Bildung und For- 
schung die Initiative „Zusatzqualifikationen in der dualen 
Berufsausbildung“ weiter aus. Die Fachtagungen haben ge- 
zeigt, dass ein wesentliches Handlungsfeld in der Erhöhung der 
Angebotstransparenz liegt. Notwendig ist ein Informations- 
system, das folgenden Anforderungen genügt: 

- flächendeckender Überblick über Angebote in den Regionen; 

- überregional zugänglich; 

- aktuell genug, um rasch auf Veränderungen reagieren zu 
können; 

- für alle potenziellen Ziel- und Nutzergruppen leicht handhab- 
bar. 

Das Institut der deutschen Wirtschaft Köln ist deshalb mit einer 
Vorstudie zu einem „Informationssystem für Jugendliche und 
Betriebe über Ausbildungsmöglichkeiten und Zusatzqualifi- 
kationen in der Berufsausbildung“ beauftragt worden. Es soll 
geklärt werden, mit welchen weiteren Schritten ein solches 
Informationssystem aufgebaut werden kann. Angesichts des 
großen Interesses, das insbesondere die Berufsbildungsprak- 
tiker dieser Initiative entgegenbringen, aber auch des erheb- 
lichen Handlungsbedarfs zur Steigerung der Effizienz des 
Instruments „Zusatzqualifikation“, soll ein Beitrag zur Korrek- 
tur festgestellter Defizite und zur Erhöhung der Angebotstrans- 
parenz geleistet werden. Ein weiteres Ziel ist die Identifikation 
von Aufgabenschwerpunkten, die der Herstellung von Markt- 
transparenz, der Verbreitung und Weiterentwicklung innova- 
tiver Qualifizierungsansätze und der Ausgestaltung von Quali- 
fikationsfeldem, die durch vorhandene Ausbildungsordnungen 
nicht hinreichend abgedeckt werden, dienen. Das Bundes- 
ministerium für Bildung und Forschung will mit der Förderung 
dieser Vorstudie die mit den regionalen Fachtagungen begon- 
nenen Arbeiten zur verstärkten Entwicklung und Verbreitung 
von Zusatzqualifikationen fortführen und dieses Instrument zur 
Steigerung der Attraktivität der beruflichen Bildung weiterent- 
wickeln. 

Die in der Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ des Bünd- 
nisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit im 


Oktober 1999 gemeinsam vereinbarten Grundlagen und Orien- 
tierungen für eine strukturelle Weiterentwicklung der dualen 
Berufsausbildung sehen u. a. vor, Zusatzqualifikationen künf- 
tig verstärkt als Elemente der dualen Berufsausbildung auszu- 
gestalten. Die Bündnispartner wollen mit der weiteren Entwick- 
lung und Verbreitung von Zusatzqualifikationen einen Beitrag 
leisten, den zunehmend komplexeren fachlichen, fachübergrei- 
fenden und personalen Qualifikationsanforderungen der Betrie- 
be wie auch den Erwartungen junger Menschen an eine fundier- 
te berufliche Ausbildung und einen möglichst erfolgreichen 
Start in das Erwerbsleben flexibler zu entsprechen. Das Bun- 
desministerium für Bildung und Forschung folgt mit seiner 
Initiative „Zusatzqualifikationen in der dualen Berufsausbil- 
dung“ den Beschlüssen und Anregungen aus dieser Arbeits- 
gruppe. 

Zusatzqualifikationen in Modellvorhaben 

Zusatzqualifikationen werden gegenwärtig in Betrieben und 
überbetrieblichen Berufsbildungsstätten im Rahmen von 12 
Modellvorhaben entwickelt und erprobt^). Dabei kristallisierten 
sich aus dem Blickwinkel der Berufsbildungspraxis als zentrale 
Fragestellungen heraus: Motive und Zielsetzungen bei der Ein- 
führung von Zusatzqualifikationen, Bedarfsbestimmung und 
Inhalte, Vermittlungskonzepte sowie Zertifizierung, Prüfung, 
Anerkennung und Anrechenbarkeit. 

Auch steht der „Sammelbegriff ‘ Zusatzqualifikationen für sehr 
unterschiedliche Sachverhalte. Es hat sich daher als sinnvoll 
erwiesen, die mit dem Konzept der Zusatzqualifikationen ver- 
bundenen wesentlichen Kriterien und zentralen Zieldimensio- 
nen zu vergegenwärtigen, um einschätzen zu können, ob eine 
konkrete zusätzlich angebotene Qualifizierungsmaßnahme zur 
Kategorie der bildungspolitisch relevanten Zusatzqualifikatio- 
nen zählt. Dazu gehören Aspekte wie Vermittlung im Rahmen 
der Berufsausbildung oder im unmittelbaren Anschluss; Bezug 
zu fachlichen Inhalten, die das Ausbildungsprofil der Ord- 
nungsmittel über betriebs- und branchenspezifische Besonder- 
heiten hinaus erweitern; curriculare Beschreibbarkeit (Trans- 
parenz) und Vergleichbarkeit; das Ermöglichen fachbezogener 
und extrafünktionaler Kompetenzen; Zertifizierbarkeit und 
zusätzliche Verwertbarkeit (Karrierepotenziale). 

Der mit einer Zusatzqualifizierung verbundene Nutzen ergibt 
sich auf der individuellen und betrieblichen Seite ebenso wie 
auf der bildungspolitischen Ebene, wobei diese genannten 
Dimensionen wechselseitig miteinander verknüpft sind: 

a) individuelle Ebene: individuell differenzierte Kompetenzent- 
wicklung - Individualisierung; Förderung leistungsstarker 
Auszubildender - Potenzialentwicklung; verbesserte Berufs- 
und Beschäftigungschancen - horizontale und vertikale Ent- 
wicklungsperspektiven; 

b) betriebliche Ebene: erweiterte Kompetenzprofile; Anschluss 
an betriebliche Anforderungen (Aktualität, Praxisnähe, 
Bedarfsorientierung, Innovation) und Flexibilisierung der 
Ausbildung; langfristige Personalentwicklung - Nachwuchs- 
sicherung; 


9 Vgl. dazu Teil I, Kapitel 5 

9 Ein Projekt zu Zusatzqualifikationen auf europäischer Ebene ist im 
Kapitel 6.3.4 dargestellt. 

9 Vgl. Tuschke, S.: „Differenzierung des Ausbildungsangebots durch 
flexibel einsetzbare Zusatzqualifikationen“, in: Berufsbildung in 
Wissenschaft und Praxis, Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), 
Heft 2, 1999 sowie Berufsbildungsbericht 1999, Kapitel 3.2.3 
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c) bildungspolitische Ebene: Aufwertung und Dynamisierung 
dualer Berufsausbildung - Attraktivitätssteigerung; Ver- 
knüpfung von Aus- und Weiterbildung; Instrument zur 
Aktualisierung, Modernisierung und innovativen Ausge- 
staltung von Berufen. 

In der Praxis der Zusatzqualifizierung steht als Zielgröße neben 
der Aufstiegsorientierung zunehmend die breitere Einsetzbar- 
keit für anspruchsvolle und inhaltlich angereicherte Aufgaben 
im Vordergrund. 

Controlling-Wissen als Zusatzqualifikation 

In einem der 12 Modellvorhaben wird ein Konzept zur Vermitt- 
lung von Controlling-Wissen als Zusatzqualifikation in kleinen 
und mittleren Unternehmen entwickelt, erprobt und evaluiert^). 
Angesprochen sind Auszubildende und Absolventen der dualen 
Berufsausbildung in Dienstleistungs-, Handwerks- und In- 
dustriebetrieben. Die Inhalte der Qualifizierungsmaßnahme 
sollen die Untemehmensangehörigen, die in kaufmännischen 
und gewerblich-technischen Berufen tätig sind, dazu befähigen, 
neben ihren fachlichen Tätigkeiten auch Controlling- Aufgaben 
in ihren Unternehmen wahrzunehmen. Diese Aufgaben sind 
typische Querschnittstätigkeiten. Deshalb geht es auch darum, 
nicht nur die Verzahnung von fachlichem Controlling-Wissen 
und bereichsübergreifenden beruflichen Handlungskompeten- 
zen herbeizuführen, sondern auch den Untemehmensange- 
hörigen die Idee des „Lernenden Unternehmens“ näher zu brin- 
gen. 

Um der Heterogenität der Teilnehmerstmktur im Hinblick auf 
Vorwissen und Bemfstätigkeit gerecht zu werden, wurde die 
Zusatzqualifikation schrittweise aufgebaut, so dass innerhalb 
bestimmter Vorgaben eine weitgehend individuelle Zusam- 
menstellung der insgesamt 12 Qualifikationsbausteine möglich 
ist. Jeder Baustein erstreckt sich über einen Zeitraum von fünf 
Wochen und besteht aus 20 Stunden bemfsbegleitendem Unter- 
richt und 15 Stunden selbstgesteuertem Lernen^) zu Hause und 
im Betrieb. Die Qualifiziemngsmaßnahme ist in vier übergrei- 
fende Felder unterteilt: „Branchenunabhängige Gmndkompe- 
tenzen für den Bereich Controlling“, „Brückenwissen Technik 
und Wirtschaft“, „Spezielle Controlling-Kenntnisse“ sowie 
„Projektarbeit“. 

Der im Konzept verfolgte didaktische Ansatz der Situations- 
orientiemng sowie die Lemortkooperation und die angewand- 
ten Lehr- und Lemformen sind geeignet, die Entwicklung von 
Kenntnissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten zur Bewältigung 
von bemflichen Handlungszusammenhängen zu stimulieren. 
Auch soll durch die Implementiemng des in der Qualifizie- 
mngsmaßnahme vermittelten Controlling-Wissens in den betei- 
ligten Betrieben ein kontinuierlicher Lern- und Verbessemngs- 
prozess initiiert werden. Mit der kombinierten DEKRA/IHK- 
Zertifiziemng wurde der Versuch unternommen, für die Quali- 
fiziemng ein möglichst allgemein anerkanntes und marktgängi- 
ges Abschlusszertifikat auszuhändigen. 

Das Modellvorhabenkonzept kann in angepasster Form in ver- 
schiedenen Bemfsbereichen genutzt werden. Schwerpunkt der 
Arbeit sind gegenwärtig Überlegungen zum Transfer der Er- 
gebnisse. 


*) Das Modellvorhaben „Konzeption zur Vermittlung von Controlling- 
Wissen als Zusatzqualifikation für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
kleinen und mittleren Unternehmen“ läuft bis zum 3 1 . Mai 2000. 

Im Modellvorhaben wurde ein Multimedia-Selbstlemprogramm, das 
Planspiel „HeiCon“ (Ganzheitliches Controlling) entwickelt; eine Ver- 
öffentlichung ist vorgesehen. 


Angebot und Organisationsformen 
von Zusatzqualifikationen 

Gerade Klein- und Mittelbetriebe verfügen nieht immer über 
die erforderliehen Ressoureen, um Zusatzqualifikationen selbst 
zu vermitteln. Eine sehriftliehe Befragung des Bundesinstituts 
für Bemfsbildung im Rahmen des Forsehungsprojektes 
„Zusatzqualifikationen - Organisatorisehe Modelle ihrer Ver- 
mittlung“ im Frühjahr 1999 bei Handwerkskammern, Industrie- 
und Handelskammern und den Kultusministerien der Länder 
zeigt, dass Kammern, berufsbildende Sehulen und andere Bil- 
dungsträger in solehen Fällen mit ihrem Angebot zur Vermitt- 
lung von Zusatzqualifikationen beitragen können^). 

An der Befragung beteiligten sieh 49 Handwerkskammern, 69 
Industrie- und Handelskammern sowie 13 Kultusministerien. 
Die Mehrzahl der Befragten wies darauf hin, dass es in ihrem 
Zuständigkeitsbereieh ein Angebot für Zusatzqualifikationen 
gibt oder zumindest konkrete Planungen hierfür bestehen. Nur 
13 Handwerkskammern und 16 zuständige Stellen in Industrie 
und Handel sowie ein Kultusministerium meldeten, dass bei 
ihnen weder Angebote noeh konkrete Planungen bestehen. Die 
folgende Ergebnisdarstellung konzentriert sieh auf die Maßnah- 
men zur Vermittlung von Zusatzqualifikationen, die von den 
Kammern gemeldet wurden. Ohne einen Ansprueh auf Voll- 
ständigkeit zu erheben, dürften die insgesamt ermittelten 178 
Maßnahmen eine repräsentative Übersieht für diesen Bereieh 
geben. Naeh Zusatzqualifikationstypen verteilen sieh diese 
Maßnahmen wie folgt: 

- aufgabenorientierte Zusatzqualifikationen: insbesondere 
Fremdspraehen, aber aueh vertiefte Bearbeitungs- und Ferti- 
gungsmethoden, Managementmethoden, Kundenserviee, 
Beratung, Kommunikations-, Informationsteehnik, Interna- 
tionales (z.B. Reeht) - Handwerk: 3, Industrie und Handel: 
123; 

-doppelqualifizierende Zusatzangebote: z.B. Berufsabsehluss 
mit Faehhoehsehulreife - Handwerk: 5, Industrie und Handel: 
4; 

- berufsabsehlussorientierte Zusatzangebote: insbesondere Be- 
triebsassistent/Betriebsassistentin bzw. Managementassis- 
tent/Managementassistentin im Handwerk, aber aueh Faeh- 
kaufinann/Faehkauffrau im Handwerk, Teehniseh-kauf- 
männisehe Faehkraft (HwK), Teehniseher Betriebswirt/Teeh- 
nisehe Betriebswirtin (HwK), Elektrofaehkraft (IHK), Fi- 
nanzassistent/Finanzassistentin (IHK) - Handwerk: 39, In- 
dustrie und Handel: 3; 

- Leistungsklassen: Differenzierung des Berufssehulunterriehts 
naeh besonderer Bildungsvoraussetzung bzw. Leistungs- 
fähigkeit, ohne dass ein spezifisehes Qualifizierungsziel 
genannt wurde - Handwerk: 1 . 


9 In der Befragung wurden unter Zusatzqualifikationen solche Maßnah- 
men verstanden, die ausbildungsbegleitend bzw. unmittelbar nach 
Abschluss der Berufsausbildung vermittelt werden, die „oberhalb“ 
und/oder inhaltlich „außerhalb“ der in der Ausbildungsordnung vorge- 
schriebenen Ausbildungsinhalte angesiedelt sind, die zertifiziert bzw. 
zertifizierbar sind und deren Zeitumfang nicht wesentlich unter 80 
Stunden liegt. 

^) Berger, K.: „Zusatzqualifikationen - Bestandsaufnahme und organisa- 
torische Aspekte bei der Förderung ausbildungsbegleitender Zusatzan- 
gebote“, in: Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Dienstleistung 
und Qualifikation Entwicklung, Bedarf, Perspektiven - Fachtagung 
BIBB/DAG, Wissenschaftliche Diskussionspapiere, Heft 49, 1999 
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Handwerk 

Im Bereich der Handwerkskammern überwiegen Zusatzange- 
bote, die mit dem Ausbildungsabschluss einen zusätzlichen 
Berufsabschluss als „Betriebsassistent/Betriebsassistentin im 
Handwerk“ bzw. einen vergleichbaren Abschluss vermitteln. 
Diese Angebote wollen vorrangig die Attraktivität einer Aus- 
bildung im Handwerk für Abiturienten erhöhen und sollen 
gleichzeitig dazu beitragen, die gewerblich-technische Ausbil- 
dung durch eine Vermittlung von kaufmännischen und 
Managementkompetenzen fär die veränderten Anforderungen 
an der Schnittstelle zwischen Büro und Werkstatt anzureichem. 

Die Mehrzahl dieser Zusatzangebote im Handwerk wird gewer- 
keübergreifend fär alle Ausbildungsberufe angeboten. Entspre- 
chend der Zielsetzung des Handwerks, Jugendliche mit höheren 
Schulabschlüssen fär eine Ausbildung zu gewinnen, ist die 
(Fach-) Hochschulreife bei 69% der Zusatzangebote Teilnah- 
mevoraussetzung. 

Selbst bei gleichlautender Bezeichnung dieser Zusatzangebote, 
wie „Betriebsassistent/Betriebsassistentin im Handwerk“, sind 
die Bildungsmaßnahmen häufig regional unterschiedlich aus- 
gestaltet. Bei insgesamt jeder zweiten (54%) Maßnahme 
beträgt der Zeitumfang zwischen 400 und 800 Stunden. Mehr 
als die Hälfte (56%) erfolgt ausschließlich während der 
regulären Ausbildungszeit. Jede dritte Maßnahme findet hinge- 
gen ganz bzw. teilweise in der Freizeit der Auszubildenden 
oder auch unmittelbar im Anschluss an die Ausbildung statt ^). 
Dabei wird die überwiegende Mehrzahl der im Handwerk 
angebotenen Maßnahmen (90%) unter Beteiligung der Berufs- 
schule vermittelt. In 48% der Fälle ist die überbetriebliche 
Berufsbildungsstätte beteiligt. Die Betriebe sind bei jeder drit- 
ten Maßnahme (35 %) in die Durchfährung der Zusatzangebote 
einbezogen. Bei immerhin drei Viertel der Maßnahmen werden 
die zusätzlichen Berufsbildungsinhalte teilweise oder vollstän- 
dig an Stelle von regulären Unterrichtsfächern vermittelt. Die 
große Beteiligung der Berufsschule dürfte auch dazu beitragen, 
dass fär 65 % der im Handwerk durchgefährten Zusatzangebote 
keine Teilnahmegebühren anfallen. Sofern Gebühren erhoben 
werden, übersteigen sie den Betrag von 250 DM und erreichen 
bei einigen Maßnahmen eine Größenordnung von rund 
1.000 DM. Diese Kosten werden zum Teil ausschließlich von 
den Teilnehmern, aber auch gemeinsam von Teilnehmern und 
Herkunftsbetrieben finanziert. 

Die Mehrzahl der Zusatzangebote bietet die Möglichkeit zum 
Erwerb eines anerkannten Zertifikates, das nach bestandener 
Prüfung von der Kammer ausgestellt wird. Insbesondere der 
Fortbildungsabschluss „Betriebsassistent/Betriebsassistentin im 
Handwerk“ oder vergleichbare Abschlüsse beinhalten die 
Anerkennung fär den Teil III oder Teil IV der Meisterprüfung. 

Industrie und Handel 

Im Bereich Industrie und Handel beinhalten gut neun von zehn 
Angeboten Zusatzqualifikationen, die Kompetenzen fär be- 
stimmte berufliche Aufgaben vermitteln, ohne mit einem 
zusätzlichen Berufsabschluss abzuschließen. Allein 49 der ins- 
gesamt 123 ermittelten Angebote fär aufgabenorientierte 
Zusatzqualifikationen beziehen sich auf die Vermittlung von 
Fremdsprachen. Die Zusatzangebote im Bereich Industrie und 
Handel richten sich mehrheitlich an kaufmännisch- verwaltende 
Auszubildende, ein Drittel der Angebote wendet sich gezielt an 
gewerblich- technische Auszubildende. Feistungsbezogene 
Teilnahmevoraussetzungen, z.B. Abitur, guter Realschulab- 


schluss, finden sich nur bei jeder vierten Maßnahme. Die Mehr- 
zahl der Zusatzangebote steht allen interessierten Auszubilden- 
den offen. 

Knapp zwei Drittel (62 %) der vorrangig aufgabenorientierten 
Zusatzqualifikationen im Bereich Industrie und Handel werden 
mit einem Volumen von maximal 200 Stunden angeboten. 
Obwohl in der Befragung Zusatzqualifikationen als solche 
Maßnahmen verstanden wurden, deren Zeitumfang nicht 
wesentlich unter 80 Stunden liegt, geben die Befragten zu 36% 
Zusatzqualifikationen mit einem Umfang unter 80 Stunden an. 
45 % der Maßnahmen wird vollständig in die reguläre Arbeits- 
zeit integriert und nur ein Drittel wird ganz bzw. teilweise in der 
Freizeit der Auszubildenden durchgefährt. Die Berufsschule ist 
bei 45 % der Maßnahmen als Femort beteiligt. Dabei werden 
die Zusatzqualifikationen nur bei gut einem Viertel der Maß- 
nahmen vollständig oder teilweise an Stelle von Unterrichtsein- 
heiten des regulären Fächerkanons vermittelt. Ausbildungs- 
betriebe sind bei insgesamt 41 % der Maßnahmen in die Ver- 
mittlung der Zusatzqualifikationen einbezogen. Dabei stellen 
Betrieb und Berufsschule bei mehr als jeder fänften Maßnahme 
(22 %) gemeinsam den Femort. Neben diesen beiden Femorten 
kommt auch anderen Bildungsstätten der Kammern oder son- 
stigen Trägem eine größere Bedeutung als im Handwerk zu. 
Zum Beispiel stellen Bildungsinstitutionen wie Fremd- 
sprachenschulen den Femort bei jedem vierten Angebot zur 
F remdsprachenvermittlung. 

In Industrie und Handel sind nur gut ein Drittel der Zusatzange- 
bote (34%) gebührenfrei. Bei weiteren 36% liegt die Teilnah- 
megebühr zwischen 101 DM und 500 DM. Diese Kosten wer- 
den überwiegend gemeinsam von Teilnehmern und Ausbil- 
dungsbetrieben finanziert. Die vergebenen Zertifikate über 
erworbene Zusatzqualifikationen beinhalten in der Regel (94% 
der Angebote) keine Anrechnungsmöglichkeit auf weiter- 
fährende Fortbildungsgänge. Überwiegend schließen die Maß- 
nahmen mit einer Kammerprüfung gemäß §44 BBiG ab. 

Insgesamt zeigt die Befragung, dass Bildungsträger ein vielfäl- 
tiges Angebot zur Vermittlung von Zusatzqualifikationen bereit 
halten. Viele Angebote sind eher regional- oder branchenspezi- 
fisch ausgerichtet. Vor Ort trägt das vorhandene Angebot je- 
doch dazu bei, dass auch Betriebe mit geringeren Ausbil- 
dungsressourcen ihren Auszubildenden den Erwerb von 
Zusatzqualifikationen ermöglichen können. Hierzu leistet 
neben der überbetrieblichen Bemfsbildungsstätte sowie ande- 
ren Bildungseinrichtungen insbesondere die Bemfsschule einen 
wichtigen Beitrag. Eine Vergleichbarkeit der zu erwerbenden 
Abschlüsse ist nicht immer gegeben. So werden selbst gleich- 
lautende Zusatzangebote mit unterschiedlichen Zeitumfängen 
durchgefährt. Eine Anrechnungsfähigkeit der häufig nach 
Kammerprüfung vergebenen Zertifikate fär weiterfährende Bil- 
dungsgänge besteht meist nicht. Eine Ausnahme bildet die 
Zusatzqualifikation „Betriebsassistent/Betriebsassistentin im 
Handwerk“, die durch eine besonders enge Verzahnung von 
bemflicher Aus- und Weiterbildung gekennzeichnet ist. 


9 Bei den übrigen Maßnahmen liegen hierzu keine Angaben vor. 
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3.4 Ausbildungsgestaltung 


3.4.1 Neue Medien und Bildungstechnologien 

Durch den Ausbau weltweiter Kommunikationsnetze und die 
Möglichkeit der Interaktivität und der multimedialen Dar- 
stellungsform bieten Informations- und Bildungstechnologien 
neue Möglichkeiten der Qualifizierung. Anders als bisherige 
Medien sind Bildungstechnologien in der Lage, auch komplexe 
und vernetzte Wissensstrukturen abzubilden. Durch ihre Un- 
abhängigkeit von Ort und Zeit sind sie geeignet, Informieren, 
Lernen und Arbeiten auf neue Weise zu verbinden. Damit erge- 
ben sich neue Möglichkeiten für die Realisierung arbeitsplatz- 
naher oder arbeitsplatzintegrierter Bildungskonzepte. Auch bie- 
ten sie einen besseren Zugang zu Bildungsangeboten. 

Die technischen Voraussetzungen fär den Einsatz neuer Me- 
dien sind weitgehend gegeben: Großbetriebe, aber auch die 
meisten Kleinbetriebe verfügen über multimediafähige PC’s. 
Über einen Intemetanschluss werden in den nächsten Jahren 
mindestens 75% der Industriebetriebe und 70% der Hand- 
werksbetriebe verfügen^). Einer Befragung des Bundesinstituts 
für Berufsbildung bei mehr als 700 Ausbildungsbetrieben 
zufolge nutzen allerdings nur 20% der Betriebe den Computer 
in der Ausbildung und 10% in der Weiterbildung. Bildungs- 
inhalte sind dabei überwiegend der Umgang mit dem Computer 
und Internet und nicht die Vermittlung fachspezifischer Kom- 
petenzen. 

In Untersuchungen und Expertengesprächen wurden überein- 
stimmend folgende Hinderungsgründe für die Verbreitung 
neuer Medien in der Berufsbildung genannt: 

- Für den Nutzer ist das Angebot an multimedialer Lernsoft- 
ware nicht mehr überschaubar. Es gibt keine zentrale Insti- 
tution, die sich mit der systematischen Dokumentation und 
Bewertung von Lernsoftware befasst. 

- Verlage und Softwareentwickler konzentrieren sich nur auf 
einige Bereiche (Qualifizierung im Umgang mit Computern 
und Internet, Vermittlung von Fremdsprachen, Manage- 
menttraining), die eine hinreichende Wirtschaftlichkeit ver- 
sprechen, produzieren im Auftrag von Großunternehmen oder 
„am Markt vorbei“^). 

-Für Ausbilder und Geschäftsführer, vor allem von kleinen 
und mittleren Unternehmen, ist der Mangel an berufsrelevan- 
ter Lernsoftware ein Grund, die neuen Bildungstechnologien 
nicht einzusetzen. 

- Die didaktische Qualität von Bildungssoftware ist oft unzu- 
reichend. Die Hinweise auf zu erreichende Lemziele und 
Zielgruppen sind häufig zu global. 

-Dem Bildungspersonal fehlen Kenntnisse und Modelle für 
die Gestaltung von Lehr- und Lernprozessen mit neuen 
Medien. 


9 Felfe, F./Liepmann, D./Resetka, H.-J.: „Vergleich der Internet-Nutzung 
bei IHK- und HwK-Betrieben“, 1999 

9 Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.): „Referenzbetriebsbefra- 
gung“; Information Nr. 9, 1998; vgl. auch Berufsbildungsbericht 1999, 
Kapitel 3.2.4 

9 Vgl. Adolf Grimme Institut GmbH (Hrsg.): „Multimediale Lernsoft- 
ware - Branchenanalyse und Förderstrategien“, Vorstudie im Auftrag 
des Landes Nordrhein-Westfalen, 1998 


Eine Schlüsselrolle für die breite Anwendung der neuen Me- 
dien kommt somit der Entwieklung, Verbreitung und dem Ein- 
satz geeigneter multimedialer Lernsoftware und der Qualifizie- 
rung des Bildungspersonals zu. Vielversprechend und effizient 
erseheinen hier Ansätze, die den Lernenden nieht nur als „Kon- 
sumenten“ von Lemprogrammen sehen. Konzepte für diese 
Lernsoftware sind so angelegt, dass sie Kommunikation ermög- 
liehen, sei es in Form einer tutoriellen Betreuung oder auch 
durch die Mögliehkeit, mit anderen Lemem über das Medium 
in Kontakt zu treten. 

Die Entwieklung und Erprobung von Bildungssofiware und 
netzbasierten Lemkonzepten ist bisher meist in einzelnen Pilot- 
vorhaben erfolgt, die häufig nur ein sehmales Segment des 
gesamten Qualifizierungsprozesses abdecken. Auch sind die 
Ergebnisse nieht immer hinreichend dokumentiert und verbrei- 
tet. Eine zentrale Einriehtung zur Dokumentation und zum 
Transfer von innovativen Konzepten, angebunden an bereits 
bestehende Datenbanken (z.B. SODIS), könnte die Integration 
von Bildungssoftware in Lehr- und Lernprozesse fördern. Die 
Europäisehe Kommission plant die Einführung eines euro- 
päisehen Observatoriums 9 zur Beobaehtung und Verbreitung 
innovativer Beispiele für die Anwendung der Informationsteeh- 
nologien in der berufliche Bildung. Das Bundesinstitut für 
Berufsbildung hat hierzu im Auftrag der Europäisehen Kom- 
mission gemeinsam mit europäisehen Experten aus seehs Län- 
dern eine Maehbarkeitsstudie erstellt.9 

Informations- und Kommunikationstechnologien 
in der betrieblichen Aus- und Weiterbildung 

Vernetzte Lemsysteme in der betriebliehen Berufsbildung 
stehen noeh am Anfang der Entwieklung. Das haben Erhebun- 
gen in mehr als 700 Betrieben im Rahmen eines Forschungs- 
projekts 9 des Bundesinstituts für Berufsbildung ergeben. Es 
gibt aber aueh Beispiele innovativer Anwendung der neuen 
Technologien in der betriebliehen Aus- und Weiterbildung. Im 
Projekt wurden einige soleher „good-praetice-Beispiele“ zu 
Fallstudien ausgearbeitet. Die Untersehiedliehkeit der Anwen- 
dungen und Konzepte ist im Folgenden besehrieben: 

-Training der Außendienstmitarbeiter mit einem Videokon- 
ferenzsystem eines mittelständisehes Unternehmens, das 
branehenspezifisehe Datenverarbeitungssysteme für den 
juristischen Bereieh (Notare, Anwaltskanzleien, Reehtsabtei- 
lungen, Kammern etc.) entwickelt und liefert: Die Betreuung 
der Kunden vor Ort (Installation und Wartung von Hard- und 
Software) erfolgt durch Außendienst-Techniker im gesamten 
Bundesgebiet. Über ein Videokonferenzsystem werden die 
Außendienst-Teehniker in zwei wöehentliehen Sitzungen 
geschult. 

- Multimedia- und netzgestützte Qualifizierung von Mitarbei- 
tern eines Steuerberatungsbüros, dessen Datenverarbeitungs- 
system umgestellt wurde: Die Qualifizierung der Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen erfolgte bei laufendem Betrieb und wur- 
de durch ein Videokonferenzsystem unterstützt. 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 6.1.1 

9 Im Kapitel 6.2.1 wird ferner auf eine von der EU-Kommission getra- 
gene Konferenz zum Thema „Multimedia in der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung“ eingegangen. 

9 Ausführliche Darstellung der Ergebnisse in: Albert, K./Zinke, G.: 
Zwischenbericht zum Projekt „Eemen in Netzen - Nutzung von 
Computemetzen als Eehr-/Lemmittel in der Berufsbildung“; vgl. auch 
Berufsbildungsbericht 1999, Kapitel 3.2.4 
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- Untemehmensfemsehen als Leitmedium für die betriebliche 
Weiterbildung von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen im 
Bereich der Personalverwaltung eines Telekommunikations- 
Unternehmens, die an einer Vielzahl von Standorten tätig 
sind: Das Projekt versucht, diesem Bedarf durch den Einsatz 
netzgestützter Lemtechnologien (Untemehmensfemsehen 
und Intranet) im Verbund mit klassischen Formen der 
Schulung durch Seminarketten sowie durch den Einsatz von 
Kommunikationstrainem zu entsprechen. 

- Lernen und Informieren in Netzen für die ständige Weiterbil- 
dung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in einem Groß- 
unternehmen der Softwarebranche mittels eines netzbasierten 
Wissensmanagementsystems: Von Bedeutung sind dabei in- 
formelle Lernprozesse durch Informationsmaterialien im Un- 
temehmensnetz ebenso wie formelle Schulungsmaterialien, 
Lemmodule und traditionelle Formen der trainergeleiteten 
Präsenzschulung. 

- Intemetakademie zur Qualifiziemng von kleineren und mitt- 
leren Unternehmen: Die Initiative verfolgt das Ziel, diesen 
Unternehmen die Nutzung des Internets für ihre Geschäfts- 
tätigkeit nahe zu bringen und deren Mitarbeiter und Mit- 
arbeiterinnen intemetbasiert zu qualifizieren. 

Insgesamt zeigen die Fallstudien, dass die neuen Technologien 
in ganz unterschiedlichen Formen sinnvoll angewendet werden 
können. In manchen Beispielen ist die netzbasierte Qualifizie- 
mng ohne besondere konzeptionelle Vorbereitung entstanden, 
zuweilen wurde sie von Technikern konzipiert und ohne Betei- 
ligung der betrieblichen Bildungsabteilung durchgeführt. Dass 
diese Maßnahmen trotzdem erfolgreich verlaufen können, zeigt 
die Flexibilität der Adressaten. Bei großen Vorhaben mit vielen 
Beteiligten ist aber ein didaktisches Konzept anzustreben. Die 
Fallbeispiele machen auch deutlich: Es gibt nicht nur ein Kon- 
zept für das Lernen, auch nicht für das Lernen im Netz, sondern 
dem jeweiligen Ziel angemessene Konzepte. Dabei lösen sich 
die Grenzen zwischen Arbeiten und Lernen auf und Formen des 
Lernens „abseits der Arbeit“, „nahe der Arbeit“ und „in der 
Arbeit“ werden je nach Anwendungsfall neu kombiniert. 

Modellvorhaben und Leitprojekte 

Bereits seit längerem werden Computer- und multimedial 
gestützte Ansätze selbstgesteuerten offenen Lernens sowie in 
neuerer Zeit auch Ansätze netzgestützen Lernens entwickelt 
und erprobt^). Die Modellreihe „Multimediales und netzge- 
stütztes Lernen in der Bemfsbildung“, in der Wirtschafts- 
modellvorhaben zusammengefasst sind, wurde durch ein spe- 
zielles Vorhaben begleitet. Ziel des Vorhabens war die Organi- 
sation des Erfahmngsaustausches zwischen den Wirtschafts- 
modellvorhaben, die Unterstützung des Transfers von didak- 
tischen und methodischen Konzeptionen sowie die Weiterent- 
wicklung der Ziele, Inhalte und Organisation arbeitsorientierten 
multimedialen Lernens. 

Des Weiteren fordert das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung - im Verfahren der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsfördemng - seit Herbst 1997 
die Modellreihe „Multimedia- und netzgestütztes Lernen in 
bemfiichen Schulen“. Kemanliegen dieser Projekte ist es, Mög- 
lichkeiten und zielgerichtete Nutzung von Multimedia- und 
Telekommunikationsangeboten in beruflichen Schulen zu eru- 
ieren, adäquate Lösungen für die verschiedenen Berufsfelder/ 
Berufe und Leistungsniveaus zu entwickeln und ihren Einsatz 
im Unterricht zu erproben. Die bisher gestarteten Modellvorha- 
ben werden zu folgenden Themen durchgeführt: 


9 Vgl. u.a. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 3.2.4 


- Multimedia und Telekommunikation für berufliche Schulen, 

- Anwendung multimedialer Kommunikation zur Umsetzung 
von Lehrplänen der Berufsausbildung, 

-interaktives Lernen in multimedialen Qualifizierungssyste- 
men, 

-computerunterstütztes Lernen im Technologieunterricht - 
Lembereich Automatisierungstechnik/Handhabungstechnik, 

- selbstorganisierte Lernprozesse und neue Lemwelten in der 
beruflichen Bildung, 

- kundenorientierte Handlungskompetenz in der kauf- 
männischen Berufsausbildung (einschließlich virtuellem 
„Marktplatz“), 

- netzgestützter Medienverbund für berufliches Fremd- 
sprachenlemen, 

- berufliche Bildung und internationale Datennetze, 

-electronic commerce in der kaufmännischen Berufsausbil- 
dung. 

Auf jährlich - in jeweils einem anderen Land - stattfindenden 
überregionalen Fachtagungen werden die erreichten Ergebnisse 
dargestellt, diskutiert und von den teilnehmenden Fachleuten 
aus Bildungsplanung, -Verwaltung und Schulpraxis rezipiert 
und in die Unterrichtspraxis verbreitet. 

Im Jahr 1997 hatte das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung einen Ideenwettbewerb für Leitprojekte zum The- 
menfeld „Nutzung des weltweit verfügbaren Wissens für Aus- 
und Weiterbildung und Innovationsprozesse“ ausgeschrieben 9- 
Im Rahmen eines zweistufigen Auswahlverfahrens wurden 
1998 mit Hilfe einer unabhängigen Jury die fünf besten Projekt- 
vorschläge ausgewählt. Das Bundesinstitut für Berufsbildung 
hat im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung die Projektträgerschaft übernommen und steuert die 
fachlich-inhaltliche und administrative Umsetzung der Leitpro- 
jekte dieses Themenfeldes, deren Ergebnisse zu einem geziel- 
ten und bedarfsorientierten Einsatz der neuen Informations- 
und Kommunikationstechnologien als Teil von Multimedia in 
der beruflichen Bildung führen sollen. 

Vom Bundesministerium für Bildung und Forschung wird für 
diese Leitprojekte über fünf Jahre (1999 bis 2004) ein Budget 
von ca. 140 Mio. DM eingesetzt, das sich mit den eingebrach- 
ten Eigenmitteln der aus insgesamt 78 Teilprojekten bestehen- 
den Leitprojekte auf rund 185 Mio. DM summiert. Alle Leit- 
projekte haben mit der Arbeit begonnen und zum Teil bereits 
Ergebnisse auf konzeptioneller Ebene geliefert: 

Das übergeordnete Ziel des Leitprojekts L^ - Lebenslanges 
Lernen - Weiterbildung als Grundbedürfiiis (17 Teilprojekte, 
Start: 1. Januar 1999) liegt in der Entwicklung, Erprobung und 
Bereitstellung modernster Informationstechnologie für die 
Berufsbildung sowie der erforderlichen Werkzeuge zur Erstel- 
lung und kontinuierlichen Weiterentwicklung dieses Angebots. 
Seine Kemidee lässt sich als ein neues, ganzheitliches multime- 
diales Servicekonzept für Bildung charakterisieren. Es wird ein 
Prozess angestrebt, der etablierte Formen des Lernens durch 
neue Formen ergänzt (Tele-Leaming, „virtuelle“ Lemgruppen, 
Remote Tutoring, flexible Lemmethoden). Die Schaffung von 
lemerzentrierten Lemumgebungen, deren Kristallisationspunk- 
te durch ein Ankoppeln von (etablierten) Lemzentren an eine 
moderne Serviceinfrastruktur erreicht wird, gewährleisten 
sowohl die technische als auch die soziale Integration ihrer Nut- 
zer. 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 3.2.4 
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Elektronische Medien finden in der Medizin ein zunehmend 
breites Einsatzfeld. Es handelt sich jedoch meist um Insellösun- 
gen, eine inhaltliche Verbindung zwischen den Einrichtungen 
existiert nicht. Ziel des Projektes MedicDAT - Media Interface 
for content-based connection of scientific documents, abstracts 
and textbooks (6 Teilprojekte, Start: 1. Januar 1999) ist es 
daher, eine Integrationsplattform für alle Arten elektronisch 
verfügbaren Wissens am Beispiel der in der Medizin vorhande- 
nen elektronischen Medien zu entwickeln. So soll MedicDAT 
z.B. in der Lage sein, aus einem Klinikkommunikationssystem 
heraus aufgerufen zu werden und auf Lehrbuchinhalte kontext- 
sensitiv zu verzweigen. Durch die Kontextverknüpfung des 
Informationsprozesses soll ermöglicht werden, die Informa- 
tionsflut zu begrenzen, den Zugang zur benötigten Fachinfor- 
mation zu beschleunigen und eine Gewichtung der Suchergeb- 
nisse vorzunehmen. Die Präsentation des aus unterschiedlichen 
Datenbanken und Applikationen gesammelten Wissens soll 
unter einer einheitlichen Benutzeroberfläche erfolgen. 

Markt- und Arbeitsplatzpotenziale auch in Deutschland werden 
künftig noch stärker davon abhängen, inwieweit es gelingt, 
weltweit verfügbare Informationen einerseits kurzfristig, 
andererseits bedarfsgerecht zu bündeln, aufzubereiten und in 
„Service-Netzwerken für Aus- und Weiterbildungsprozesse 
(SENEKA)“ - so der Titel des dritten Leitprojekts (26 Teilpro- 
jekte, Start: 1 . Mai 1999) - bereitzustellen. Wenn es gelingt, mit 
geeigneten Methoden und Instrumenten hieraus innovative Pro- 
dukte und Dienstleistungen für einen globalen Kundenmarkt 
abzuleiten, wird dies für alle beteiligten Akteure der Wert- 
schöpfungskette solcher Produkte zu einem handfesten und 
monetarisierbaren Wettbewerbsvorteil. Dies wird ebenso für 
die Akteure gelten, die Wissen und Informationen bereitstellen 
(„Informations- und Wissensdienstleister“), als auch für dieje- 
nigen, die Informationen und Wissen vermitteln und/oder an- 
wenden („Bildungsmanager und -anwender“). 

Die Naturwissenschaften sind von einer explosionsartigen 
Zunahme an Informationen geprägt. Dem will das Projekt VSC 
- Vernetztes Studium Chemie (16 Partner, Start: 1. April 1999) 
Rechnung tragen. Basierend auf dem von der Gesellschaft 
Deutscher Chemiker entwickelten Modell für ein reformiertes 
Chemiestudium („Würzburger Modell“) soll eine elektronische 
Plattform geschaffen werden, die das verfügbare chemische 
Wissen optimal erschließen, vernetzen und damit für die Aus- 
bildung nutzen lässt. Zielgruppen sind Haupt- und Nebenfach- 
Studenten sowie Postgraduierte der Chemie und benachbarter 
Fächer, aber auch Fachfremde, die Chemiewissen im Rahmen 
ihrer beruflichen und privaten Weiterbildung nutzen wollen. 
Für das Basisstudium Chemie, aber auch für die einzelnen 
Fächer, werden den Lehrenden und Lernenden am Würzburger 
Modell orientierte Navigationswege angeboten. Das Basis- 
studium Chemie soll weiterhin als Ansatzpunkt für die Ent- 
wicklung multimedialer Wissensmodule, ihre Vernetzung und 
der Entwicklung der Werkzeuge dienen, die schließlich der 
lemzielorientierten Aufarbeitung des chemischen Wissens die- 
nen. Um eine möglichst große Breitenwirkung zu erzielen, wird 
das System in unterschiedlichen Technologiestandards herge- 
stellt und laufend dem technischen Stand angepasst. 

Die Aus- und Weiterbildung des Einzelnen wird zu einem Pro- 
zess des lebensbegleitenden Lernens^). Erforderlich sind Stra- 
tegien für den Umgang mit den Veränderungen der Arbeits-, 
Wohn- und Lebensbedingungen. Die „Virtuelle Fachhoch- 
schule für Technik, Informatik und Wirtschaft“ als Projekt 
eines überregionalen Hochschulkonsortiums (11 Fachhoch- 
schulen, 2 Hochschulen, Start: 17. November 1998) bereitet 


9 Vgl. insbesondere auch Kapitel 5.4 


global verfügbares Wissen multimedial auf Dieses virtuelle 
Bildungsangebot ist weltweit via Internet orts- und zeitunab- 
hängig abrufbar. Die Möglichkeiten neuer Techniken werden 
genutzt, um in Kooperation mit weiteren Bildungsträgem 
Studienangebote aufzubauen und zukunftsorientierte bemfliche 
Weiterbildung anzubieten. Auch sollen neue Nutzergmppen 
erschlossen werden. So erhalten z.B. Bemfstätige, räumlich 
gebundene Menschen oder behinderte Personengmppen die 
Möglichkeit, sich zu Hause weiterzubilden und international 
anerkannte Abschlüsse (Bachelor, Master, Diplom) zu erwer- 
ben. Erste Elemente der „Virtuellen Fachhochschule“ gehen im 
Frühjahr 2000 zur EXPO 2000 ins Netz. 

Förderprogramm 
yyNeue Medien in der Bildung“ 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat im Jahr 
2000 das Förderprogramm „Neue Medien in der Bildung“ auf- 
gelegt, das in den Bereichen schulische Bildung, bemfliche 
Aus- und Weiterbildung und Hochschule Schwerpunkte setzt. 
Ziel dieses Programms ist es, eine dauerhafte und breite Inte- 
gration der neuen Medien als Lehr-, Lern-, Arbeits- und 
Kommunikationsmittel in den Unterricht sowie die qualitative 
Verbessemng von Unterricht und Lernen durch Medienunter- 
stützung zu erreichen. Als Ergebnis soll bis zum Jahr 2005 ein 
Aufschließen zur Spitzengmppe im internationalen Wettbe- 
werb bei Bildungssoftware erreicht werden. Für das Programm 
sind in den Jahren 2000 bis 2004 insgesamt Bundesmittel in 
Höhe von 400 Mio. DM vorgesehen. 

In der allgemeinen Bildung liegt der Schwerpunkt auf der Ver- 
mittlung gmndlegender multimedialer Kompetenzen. Hier 
müssen Bereitstellung, Verarbeitung und Vermittlung von 
Wissen durch pädagogisch hochwertige Bildungssoftware 
den spezifischen Bedürfnissen von Schulen, Lehrern und Leh- 
rerinnen sowie Schülern und Schülerinnen gerecht werden. Die 
entwickelten multimedialen Bildungsangebote müssen vielfäl- 
tig nutzbar sein. Statt eines computergestützten Lehrmittels, das 
eine Lehrveranstaltung reproduziert, sollen daher Angebote 
entstehen, die Lehrende und Lernende flexibel auf ihre Bedürf- 
nisse anpassen und - soweit sinnvoll - auch fächerübergreifend 
einsetzen können. 

In der bemflichen Bildung ist Lernsoftware schon seit einigen 
Jahren vergleichsweise breit verfügbar. Sie wird auch in deut- 
lich größerem Umfang eingesetzt als in der allgemeinen Bil- 
dung. Probleme ergeben sich hier aus der Unübersichtlichkeit 
des Angebots. Weiterhin ist zu beachten, dass neben den Lehr- 
kräften in den beruflichen Aus- und Weiterbildungseinrichtun- 
gen auch die betrieblichen Ausbilder mit dem IT- und Multi- 
mediaeinsatz vertraut sein müssen. 

Um Bildungssoftware in der beruflichen Bildung stärker zu 
nutzen, sind maßgeschneiderte Konzepte erforderlich. Ange- 
sichts der unterschiedlichen Gegebenheiten in einzelnen Wirt- 
schaftsbranchen und den differenzierten Anforderungen in der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung sollen deshalb einerseits 
Verbundprojekte und andererseits bei Forschungs- und Bil- 
dungseinrichtungen ausgewählte innovative Einzelvorhaben, 
die eine hohe Breitenwirkung mit positiven Wirkungen auf dem 
Arbeitsmarkt erwarten lassen, anteilig gefördert werden. Auch 
ist vorgesehen, mit hoher Priorität die im Bündnis für Arbeit, 
Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit beschlossenen Maßnah- 
men zur Qualifizierung im Bereich der Informations- und Kom- 
munikationswirtschaft und der IT- Anwender zu unterstützen^. 


9 Zur im Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit ver- 
einbarten „Offensive zum Abbau des IT-Faehkräftemangels“ vgl. Teil 
I, Kapitel 5 
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Das Förderprogramm soll berufliche Lemangebote erweitern 
und flexibilisieren, zur Eigeninitiative motivieren, Eigeninitia- 
tive fördern und insgesamt zur Entwicklung einer neuen Lem- 
kultur^) beitragen. 

Im Bereich Hochschule setzt das Programm auf die Chance, 
durch die Nutzung von Informations- und Kommunikations- 
techniken die Qualität der Lehre zu verbessern und in Ergän- 
zung zu bisherigen Angeboten den Anteil des Selbststudiums 
zu erhöhen, neue Femstudienangebote zu entwickeln sowie 
gleichzeitig neue Angebote fär die Weiterbildung zu schaffen. 
Hier wird auch von neuartigen Formen ausgegangen, bei denen 
inländische und ausländische Hochschulen miteinander bei der 
Entwicklung kooperieren, so dass multimediale Lehr- und 
Lemmodule gemeinsam entwickelt werden, aus denen sich 
nach Bedarf Lehrveranstaltungen zusammenstellen lassen. 


3.4.2 Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung 

Umweltschutz in der beruflichen Bildung 

Das Forschungs- und Entwicklungsprojekt „Umweltgerechte 
Berufsausbildung in den neuen Bundesländern - Maßnahmen 
zur Förderung der Qualität beruflicher Umweltbildung“ ist vom 
Bundesinstitut fär Berufsbildung nach gut vierjähriger Laufzeit 
im Dezember 1999 abgeschlossen worden^). Es wurde auf 
Initiative und mit finanzieller Förderung der Deutschen Bun- 
desstiftung Umwelt durchgeführt. Ziel war es, verantwort- 
liches, umweltbezogenes berufliches Handeln von Auszubil- 
denden und Beschäftigten vor allem in den neuen Ländern zu 
unterstützen. 

Bei der Durchführung kam es daher insbesondere darauf an, 
dass die Ergebnisse, Konzepte und Materialien unter Einbezie- 
hung von Ausbildungsexperten vor Ort entwickelt und erprobt 
wurden. In allen fünf neuen Ländern wurden Betriebe und 
andere Ausbildungseinrichtungen, die sich zu einer Koopera- 
tion entschlossen haben, bei ihrer umweltgerechten Berufsaus- 
bildung unterstützt. Besonders hervorzuheben ist der durch das 
Projekt eingeleitete Transfer von den neuen in die alten Länder: 
Die Ergebnisse wurden in Fachtagungen, Seminaren und 
Workshops in den alten Ländern präsentiert und auch dort fär 
die berufliche Umweltbildung bereitgestellt. 

Berufliche Umweltbildung erfordert eine verbesserte Koopera- 
tion der Lemorte im dualen System. Mit Unterstützung der 
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bun- 
desrepublik Deutschland wurde deshalb im Rahmen des Pro- 
jekts mit den Berufsschulen kooperiert. Die Zusammenarbeit, 
die von den Pädagogischen Landesinstituten in den neuen Län- 
dern organisiert wurde, umfasste vor allem die gemeinsame 
Bestimmung der in die Arbeit einzubeziehenden Berufsbe- 
reiche und Ausbildungsberufe, die Bildung von gemeinsamen 
Arbeitskreisen von Ausbildern und Ausbilderinnen sowie Leh- 
rern und Lehrerinnen zur Konzept- und Materialentwicklung 
sowie die Durchfährung von gemeinsamen Qualifizierungs- 
maßnahmen. Die Auswahl der Berufsbereiche und Regionen 
orientierte sich an den Wirtschaftsstrukturen und Besonderhei- 
ten der neuen Länder. Die Abstimmung und Zusammenfährung 
der vielfältigen Aktivitäten erfolgte in Zusammenarbeit mit 
regionalen Koordinierungsstellen. 


‘) Vgl. hierzu auch Kapitel 5.3 und Kapitel 5.4 

9 Zu ersten Ergebnissen vgl. auch Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 
3.3.3 und Berufsbildungsbericht 1999, Kapitel 3.2.2 


Von dem Projekt sind wesentliche Initiativen und Anstöße für 
eine Weiterentwicklung der beruflichen Umweltbildung ausge- 
gangen. Erfahrungen zur integrativen und nachhaltigen Berück- 
sichtigung des Themas Umweltschutz flössen in die Berufsbil- 
dungspraxis ein. Neue Standardlemziele fär den Umwelt- 
schutz^), die seit 1997 in allen neuen Ausbildungsordnungen 
aufgenommen werden, sind im Projekt entwickelt worden. 

Darüber hinaus wurden die Ergebnisse vielfältig sowohl natio- 
nal als auch international genutzt: u.a. positive fachliche 
Stellungnahme zum Projektantrag eines zu errichtenden Zen- 
trums fär Umweltwissen und Bildung; Integration der Ergeb- 
nisse in einschlägige Modellvorhabenaktivitäten; Transfer der 
Ergebnisse in die Entwicklung des neuen UNESCO-Pro- 
gramms zur Berufsbildung^) und in Arbeiten des Bundes- 
ministeriums fär Bildung und Forschung (z.B. im Rahmen der 
Leitprojekte ^)). 

Zu den folgenden Berufsbereichen wurden 1999 Handbücher 
„Umweltschutz in der Berufsausbildung“ fär Ausbilder, Auszu- 
bildende und Berufsschullehrer veröffentlicht^): industrielle 
Metallberufe, Sanitär-, Heizungs- und Klimahandwerk, Berufe 
der Bauwirtschaft, kraftfahrzeugtechnische Berufe, Chemie- 
berufe und Gartenbau. Ebenfalls sind Veröffentlichungen zu 
den Berufsbereichen Tourismus, Ver- und Entsorgung, (Fach- 
richtung Abfall und Fachrichtung Abwasser) sowie für die 
Kaufleute-Bemfe erschienen. Die Handbücher verfolgen das 
Ziel, die Integration des Umweltschutzes in die betriebliche 
Alltagspraxis als einen Prozess zu verstehen, der nicht allein 
„von oben“ angestoßen und durchgesetzt werden kann. Er 
benötigt engagierte und sachkundige Mitarbeiter und Mitarbei- 
terinnen, die sich an ihrem Arbeitsplatz selbstständig mit 
umweltrelevanten Problemstellungen auseinandersetzen und 
Lösungen entwickeln können. „Ein Leitfaden zum Handbuch 
fär Ausbildung und Unterricht“ unterstützt den Einsatz der 
Handbücher in der Berufsbildungspraxis. 

Die Handbücher wurden an Betriebe, Berufsschulen, überbe- 
triebliche Berufsbildungsstätten sowie die Entwicklungs- und 
Erprobungspartner des Projekts weitergeleitet. Dies diente vor 
allem dazu, den Kreis der Multiplikatoren und Multiplika- 
torinnen zu vergrößern und Hinweise aus der Praxis für eine 
Überarbeitung zu bekommen. Auch ist geplant, einige Hand- 
bücher vom Zentrum fär Umweltwissen und Bildung multi- 
medial fär das Internet aufbereiten zu lassen. So können sich 
Interessierte die Thematik in Form eines Selbstlemkurses 
erschließen. 

Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung 

Unter Nachhaltigkeit wird nach dem weithin akzeptierten Kon- 
zept der Enquetekommission „Schutz des Menschen und der 
Umwelt“ des Deutschen Bundestages nicht nur die Schonung 
der natürlichen Lebensgrundlagen und deren Erhalt fär künftige 
Generationen verstanden. Darüber hinaus sind auch die soziale 
und wirtschaftliche Entwicklungsfähigkeit notwendige Be- 
standteile einer nachhaltigen Entwicklung. Wie eine Wirtschaft 
und Gesellschaft künftig aussehen kann, die nachhaltig wirt- 
schaftet, d. h. das natürliche, wirtschaftliche und menschliche 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 3.3.1 
9 Vgl. Kapitel 6.3.5 

9 Vgl. Kapitel 3.4.1; insbesondere im Rahmen des Leitprojektes L3 
werden Fragen umweltschutzorientierter Berufsbildung bearbeitet. 

9 Informationen sind über das Bundesinstitut fär Berufsbildung (Presse, 
Öffentlichkeitsarbeit) zu beziehen. 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-103- 


Drucksache 14/3244 


Kapital auf Dauer erhält und fortentwickelt, weiß heute noch 
niemand. Die Gesellschaft als Ganzes ist gefordert, Ziele und 
Wege zu nachhaltigem Leben und Wirtschaften zu finden. For- 
schung und Bildung sind dabei in besonderer Weise gefordert, 
legen sie doch die Grundlagen für das in Zukunft verfügbare 
Know-how und Humankapital, das Handlungsspielräume zur 
Realisierung einer nachhaltigen Entwicklung eröffiiet. 

Bereits aus dem Prozesscharakter und der Komplexität nach- 
haltiger Entwicklung ergeben sich unmittelbare Anforderungen 
auch an die Berufsbildung. Die Fähigkeiten, komplexe Sach- 
verhalte aufzunehmen und dabei handlungsfähig zu bleiben, in 
vernetzten Arbeitsprozessen mitzuwirken und das konkrete 
Handeln auch an langfristigen Wirkungen und manchmal ver- 
deckten Nebenwirkungen zu orientieren, sind grundlegende 
Qualifikationen, die erforderlich sind, damit das Prinzip nach- 
haltiger Entwicklung in der beruflichen Praxis handlungs- 
leitend wirken kann. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat 1999 
eine Arbeitsgruppe „Nachhaltiges Wirtschaften“ eingesetzt, die 
über alle Arbeitsbereiche der Bildungs- und Forschungspolitik 
des Ministeriums Ansatzpunkte für an Nachhaltigkeit orientier- 
te Fördermaßnahmen ermittelt. Auf der Grundlage ihrer Ergeb- 
nisse sollen auch Maßnahmen für den Bereich der Berufsbil- 
dung entwickelt werden. Sie sollen in der beruflichen Ausbil- 
dung insbesondere an den bereits vorhandenen Lemzielen zur 
Handlungsorientierung, der Förderung von Problemlösungsver- 
halten in komplexen Situationen sowie an der Prozessorientie- 
rung betrieblicher und beruflicher Abläufe anknüpfen. 

3.4.3 Lern- und Arbeitsaufgaben 

Aus den Modellvorhaben, die Lern- und Arbeitsaufgaben fär 
die Berufsbildung beinhalten, liegen beim Bundesinstitut fär 
Berufsbildung exemplarische Beispiele aus unterschiedlichen 
Berufsbereichen und Betrieben vor. Die Lern- und Arbeitsauf- 
gaben bestehen aus einem Textheft mit einführenden Teilen, 
Lemzielen und konkreter Aufgabenstellung. Sie enthalten In- 
formationen in Text und Bild zur Orientiemng und Arbeits- 
blätter mit Fragen und Checklisten fär den Lösungsprozess. 
Auftrags- und betriebsspezifische Arbeitsunterlagen werden 
mit bemfstypischen Lemunterlagen ergänzt. Es hat sich be- 
währt, die didaktischen Materialien mit betrieblichen Original- 
unterlagen zu mischen und reale Anschauungsobjekte einzuset- 
zen. Die Bearbeitung kann unter konkreten Einsatzbedingun- 
gen und teilweise auch simuliert erfolgen, wobei vielfältige 
Kombinationen betrieblicher, überbetrieblicher und bemfs- 
schulischer Anteile praktikabel sind. 

Die Auszubildenden werden aufgefordert, ihre Handlungen und 
Entscheidungen zu begründen und zu beschreiben, Ergebnisse 
darzustellen und zu präsentieren. Dabei wird Wert auf eine 
selbstständige Bearbeitung und Bewertung bei gleichzeitig vor- 
handenen Konsultationsmöglichkeiten gelegt. Anhand vorge- 
gebener Kriterien sollen die erreichten Fach-, Methoden- und 
Sozialkompetenzen eingeschätzt werden. Die Bewertung er- 
folgt differenziert nach dem Drei-Phasen-Modell: Planung, 
Durchfähmng und Transfer. Es liegen Erfahmngen mit dem 
Einsatz von Lern- und Arbeitsaufgaben in der Ausbildung in 
den neuen IT-Bemfen, im Instandsetzungsbereich, im holzver- 
arbeitenden Bereich, Metall-, Elektro- und Kunststoffbereich in 
Industrie und Handwerk sowie im Maschinenbau vor. 

Lern- und Arbeitsaufgaben bedürfen der Begleitung durch eine 
Fachkraft. Die didaktische Situation in der Praxis besteht aus 


‘)Zum Konzept der Lern- und Arbeitsaufgaben vgl. Berufsbildungs- 
berieht 1998, Kapitel 3.4.3 


dem Zusammenwirken von Lernenden, Lern- und Arbeits- 
aufgaben sowie der Lern- und Arbeitsumgebung, wobei 
Arbeitsumgebungen erst zu Lemumgebungen gestaltet werden 
müssen. Die Bearbeitung kann sowohl in Einzelarbeit als auch 
in Gmppenarbeit erfolgen. Die organisatorische Gestaltung im 
Wechsel von Lern- und Arbeitsphasen geht auf den Lemstand 
und das Lemtempo der einzelnen Jugendlichen ein. Das Ver- 
mittlungskonzept der Lern- und Arbeitsaufgaben bietet sowohl 
die Möglichkeit zur Individualisiemng und Differenziemng als 
auch zur Flexibilisiemng bemflicher Aus- und Weiterbildung. 
In didaktischer Hinsicht lassen sich so offene, erfahmngsgelei- 
tete Lernprozesse umsetzen, Lempotenziale des Arbeitsplatzes 
nutzen und mit systematischem Lernen verbinden. Das Instru- 
ment der Lern- und Arbeitsaufgaben eröffnet neue Perspektiven 
fär die Kooperation der Lemorte und damit verbundene Mög- 
lichkeiten zur Effizienzsteigerung der beruflichen Bildung nicht 
zuletzt auch unter bildungsökonomischen Aspekten. 


3.4.4 Modellvorhaben zur Lernortkooperation 

In den letzten Jahren sind verstärkt Aspekte einer Verbesserung 
der Lemortkooperation Gegenstand von Modellvorhaben ge- 
worden, wie es auch in der Empfehlung des Hauptausschusses 
des Bundesinstituts fär Berufsbildung vom 27. November 1997 
vorgeschlagen worden ist. Durch eine verbesserte Kooperation 
der Lemorte im dualen System der Bemfsausbildung sollen ins- 
besondere eine Effektiviemng und Verbessemng der bemf- 
lichen Lernprozesse und Lernergebnisse sowie insgesamt eine 
Steigemng der Attraktivität und Qualität der dualen Bemfsaus- 
bildung erreicht werden. In erster Linie geht es um eine Ver- 
bessemng der Zusammenarbeit zwischen Ausbildungsbetrie- 
ben und Bemfsschulen. In der Praxis der Arbeit hat sich heraus- 
gebildet, dass in den beiden Modellvorhabenarten (schulisch, 
betrieblich)^) häufig auch der jeweils andere Lemort berück- 
sichtigt wird. Für Modellvorhaben, die den Aspekt der Lemort- 
kooperation in herausgehobener Weise zum Gegenstand haben, 
wurde in jüngster Zeit häufiger die Konstmktion sogenannter 
„Zwillingsmodellvorhaben“ genutzt. Neben einem Wirtschafts- 
modellvorhaben mit einem außerschulischen Träger wird in 
diesen Fällen ein korrespondierendes Modellvorhaben der 
Bund-Länder-Kommission fär Bildungsplanung und For- 
schungsfördemng mit einem schulischen Träger durchgeführt 
oder umgekehrt. 

Im Jahr 1998 wurden 59 Modellvorhaben (33 Schul- und 26 
Wirtschaftsmodellvorhaben) gemeinsam vom Lehrstuhl für 
Wirtschaftspädagogik der Universität Erlangen-Nürnberg und 
vom Bundesinstitut fär Bemfsbildung unter dem Aspekt „Lem- 
ortkooperation“ einer Zwischenauswertung unterzogen und die 
Ergebnisse in einem Analysebericht dargestellt. ^) Gegenstand 


9 Im Kapitel 3.4.4 sind Ergebnisse von Modellvorhaben zum Thema 
Lemortkooperation dargestellt. 

9 In der bemfliehen Bildung werden Modellvorhaben in bemfsbildenden 
Sehulen und in der außersehulischen bemfliehen Bildung durehgefuhrt 
und vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert. Die 
Modellvorhaben in bemfsbildenden Schulen, für die zusätzliche För- 
dermittel der Länder bereitgestellt werden, werden in der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung und Forschungsfördemng beraten. 
Für die außerschulische Berufsbildung nimmt das Bundesinstitut für 
Bemfsbildung die Aufgaben der Fördemng und Betreuung für die soge- 
nannten Wirtschaftsmodellvorhaben nach dem BerBiFG auf Weisung 
und mit Finanzmitteln des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung wahr. 

9 Euler, D./Berger, K. u.a.: „Kooperation der Lemorte im dualen System 
der Berufsbildung. Bericht über eine Auswertung von Modellver- 
suchen“, Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsfördemng (Hrsg.), Materialien zur Bildungsplanung und For- 
schungsfördemng, Heft 73, 1999 
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der Untersuchung war ausschließlich die berufliche Erstausbil- 
dung. Die Auswertung zeigt ein breites Spektrum von Fragen 
zur Ausgestaltung unterschiedlicher Kooperationsansätze in 
den Modellvorhaben, zu praktischen und wissenschaftlichen 
Fragen der Arbeit sowie zum Transfer der Ergebnisse. Als 
wesentliche Untersuchungsergebnisse sind vor allem zu 
nennen: 

- Lemortkooperation ist kein Selbstzweck, sondern ein Instru- 
ment zur Verbesserung der Ausbildungspraxis. Auslöser der 
Modellvorhaben waren konkrete Ausbildungsprobleme, die 
sich oft auf die veränderten Qualifikationsanforderungen in 
der Wirtschaft beziehen. Kooperation soll hier zum einen 
einen Beitrag zur Attraktivitätssteigerung der dualen Ausbil- 
dung leisten und zum anderen über eine verbesserte Ver- 
zahnung der Lehr-/Lemprozesse an einzelnen Lemorten die 
Qualität der Ausbildung anheben. 

- Es hat sich gezeigt, dass es ein universelles Kooperations- 
muster für die Praxis nicht gibt. Je nach regionalen, betrieb- 
lichen und schulischen Ausgangsbedingungen bieten sich 
vielmehr unterschiedliche Möglichkeiten für eine Verbesse- 
rung der Kooperation an. In den durchgeführten Modellvor- 
haben findet sich ein breites Spektrum von Organisations- 
formen und durchgeführten Vorhaben. Die überwiegende 
Zahl der Kooperationsmaßnahmen wurde innerhalb der 
Modellvorhaben im Rahmen von Arbeitsgruppen organisiert. 
In Abhängigkeit von den zu lösenden Problemen gab es hier- 
bei unterschiedliche Ausgestaltungen und Anbindungen. Bei 
den konkreten Kooperationsvorhaben kam der Entwicklung 
und Erprobung von didaktischen Materialien (insbesondere 
Lern- und Arbeitsaufgaben) eine besondere Bedeutung zu. 
In diesem Zusammenhang wurden Medien und Materialien 
entwickelt, die die Lernprozesse innerhalb der Lemorte und 
zwischen den Lemorten unterstützen sollten. 

- Die in den Modellvorhaben verfolgten Kooperationsvorhaben 
gehen hinsichtlich der Kooperationsintensität weit über die 
bestehende Kooperationspraxis im dualen System hinaus. Im 
Hinblick auf die erzielten Ergebnisse berichten die Modell- 
vorhaben über eine Vielzahl konkreter Verbessemngen. Ins- 
besondere wird hier auf die Verbessemng des Informations- 
flusses zwischen den Lemorten, die Vermeidung von Über- 
schneidungen bzw. Doppelvermittlungen sowie eine praxis- 
bezogenere Gestaltung des Unterrichts in der Bemfsschule 
aufmerksam gemacht. 

- Aus der Untersuchung geht hervor, dass die Ausgestaltung 
der institutionellen und personellen Rahmenbedingungen von 
erheblicher Bedeutung für eine verbesserte Lemortkoope- 
ration ist. Lemortkooperation ist deshalb als selbstverständ- 
liche Aufgabe von Ausbildern und Lehrern - in ihren jewei- 
ligen Arbeitszusammenhängen - anzulegen. In größeren Be- 
trieben sind die Voraussetzungen für eine intensive Lemort- 
kooperation im Allgemeinen günstiger als in kleineren Betrie- 
ben. Allerdings können diese ungünstigeren Ausgangsbedin- 
gungen durch ein besonderes Ausbildungsengagement der 
Beteiligten wettgemacht werden. 

-Für einen erfolgreichen Transfer von Ergebnissen wurden 
von den Modellvorhaben vielfältige Aktivitäten unternom- 
men. Hier sind insbesondere Informations- und Präsentations- 
veranstaltungen für unterschiedliche Adressatengmppen zu 
nennen. In hohem Maße wird über eine Fortfühmng von 
Aktivitäten am jeweiligen Standort auch nach Modellvor- 
habenende berichtet. 


') Vgl. auch Kapitel 3.4.3 


Die Auswertung zeigt insgesamt, dass eine verbesserte Lemort- 
kooperation in vielen Fällen zu einer Steigemng der Attrak- 
tivität der dualen Ausbildung und einer höheren Ausbildungs- 
qualität führen kann. Neben Möglichkeiten werden allerdings 
auch Grenzen der Kooperation aufgezeigt. Die Voraussetzun- 
gen für eine intensive Kooperation sind in der Praxis unter- 
schiedlich. Die Modellvorhaben können hier innovative Im- 
pulse für die weitere Ausgestaltung geben. Als Fortfühmng der 
bisherigen Bemühungen zur Verbessemng der Lemortkoope- 
ration wird auf der Gmndlage der Ergebnisse der Zwischenaus- 
wertung und der daraus resultierenden Empfehlungen vom 
1. Oktober 1999 bis zum 30. September 2003 ein neues Pro- 
gramm der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsfördemng „Kooperation der Lemorte in der 
bemflichen Bildung“^) durchgeführt, das jedoch über noch 
offene Fragen der Kooperation zwischen Betrieb und Bemfs- 
schule hinausgeht und auch Fragen der Zusammenarbeit aller 
anderen bemflichen Schularten (z.B. Bemfsfachschulen) mit 
Betrieben aufgreifl. Im Programm sind drei Projektformen vor- 
gesehen: 

- Verbundprojekte als länderübergreifende Vorhaben, die unter 
einer gemeinsamen Frage- und Aufgabenstellung mehrere 
Projektpartner zusammenfassen, 

- Einzelprojekte als herkömmliche Modellvorhaben, 

-Forschungsprojekte, mit denen das Ziel verfolgt wird, einen 
Beitrag zur Forschung über die Lemortkooperation zu leisten. 

Verbund- und Einzelprojekte haben eine wissenschaftliche 
Begleitung, deren Konzeption Bestandteil der Antragstellung 
ist und in die Begutachtung der Förderbarkeit einbezogen wird. 

3.4.5 Programm Schule - Wirtschaft/Arbeitsleben 

Die Bundesregiemng hat im Rahmen des Beschäftigungs- 
politischen Aktionsplanes der Bundesrepublik Deutschland 
1999^) u.a. komplementäre Maßnahmen zur besseren Vor- 
bereitung der Schüler und Schülerinnen allgemeinbildender 
Schulen auf den Übergang in die Bemfsausbildung angekün- 
digt. Mit den Ländern wurde daraufhin ein Rahmenkonzept für 
das Programm „Schule - Wirtschaft/Arbeitsleben“ des Bundes- 
ministeriums für Bildung und Forschung abgestimmt. Auf 
dieser Gmndlage werden seit Herbst 1999 Projekte mit 14 Län- 
dern sowie mit den Sozialpartnern gefordert; an dem Programm 
sind mnd 340 Schulen beteiligt. 

Ziel dieser innovativen Projekte ist es, die Jugendlichen ihren 
Erfahmngen entsprechend und praxisnah auf die Anfordemn- 
gen der Bemfs- und Arbeitswelt vorzubereiten sowie in selbst- 
ständiger Auseinandersetzung an ökonomisches Denken und 
Handeln heranzuführen. Über die von den Ländern bereits er- 
griffenen Maßnahmen hinaus werden innovative Konzepte 
erprobt, die Schülern und Schülerinnen schulartspezifisch und 
unter Berücksichtigung des Alters, Entwicklungsstandes und 
geschlechtsspezifischer Unterschiede den Zugang zum The- 
ma Wirtschaft/ Arbeitsleben erleichtern. Durch systematische 
und kontinuierliche, pädagogisch begleitete Einblicke in das 
Arbeits- und Wirtschaftsleben können geschlechtsspezifische 
Orientiemngen hinterfragt, die Bemfs- und Studienorientiemng 
von Jugendlichen verbessert, Bemfswahlentscheidungen er- 


') Programmträger ist die Universität Erlangen-Nürnberg, Lehrstuhl für 
Wirtschaftspädagogik (Lange Gasse 20, 90403 Nürnberg), die Antrag- 
steller berät und das Programm evaluiert. 

9 Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Teil I, Kapitel 8, Teil II, Kapitel 6.1.1 
sowie „Beschäftigungspolitischer Aktionsplan der Bundesrepublik 
Deutschland (April 1999)“ in: Deutscher Bundestag, Drucksache 
14/1000 vom 29. April 1999 
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leichtert und damit effektivere Übergänge geschaffen werden. 
Die Auseinandersetzung mit Themen aus der Arbeitswelt soll 
Selbstständigkeit beim Wissenserwerb und kritischen Umgang 
mit Wissenserwerb fördern, um so den sich wandelnden Anfor- 
derungen besser entsprechen zu können. Auch werden Projekte 
gefördert, die neue Medien für arbeitsweltbezogenes und 
selbstgesteuertes Lernen nutzen. Das Programm ist damit ein 
wichtiger Bestandteil einer Strategie zur Verwirklichung 
lebensbegleitenden Lernens^) und trägt über den Kooperations- 
ansatz zur Vernetzung von Anbietern und Nachfragern in „ler- 
nenden Regionen“ bei. Folgende Projekte werden gefördert: 

a) Projekte der Sozialpartner 

-„TRANS-JOB“ (Stiftung der Deutschen Wirtschaft): in je- 
dem Land werden regional vernetzte Kooperationen von 
Schulen mit Betrieben und den Arbeitskreisen „Schule-Wirt- 
schaft“ geschaffen, um die Vorbereitung von Schülern und 
Schülerinnen auf das Arbeitsleben zu verbessern; 

- „Gestaltbarer Wandel - Gewerkschaften im Dialog“ (Deut- 
scher Gewerkschaftsbund): Erprobung von multimedialen 
Lehrmaterialien zu neun Themenbereichen der Arbeitswelt, 
Einbeziehung von intemetbasierten Unterrichtskonzepten und 
Programmen zum selbstgesteuerten Lernen, Verbesserung 
des Wissens über das Arbeitsleben durch Kontakt mit ge- 
werkschaftlich Aktiven, Auswertung der Ergebnisse in 
Zusammenarbeit mit dem Projekt der Deutschen Angestell- 
ten-Gewerkschaft; 

-„Lebensziel ‘Berufstätig’ oder ‘lebenslang arbeitslos’?“ 
(Deutsche Angestellten-Gewerkschaft): modular aufbauende 
Fortbildungsangebote für Schulklassen im Rahmen von Pro- 
jektwochen, Unterrichtsreihen und Seminaren, Beteiligung 
von Jugendausbildungs- und Untemehmensvertreter sowie 
Nutzung der Materialien des Projekts des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes. 

b) Projekte der Länder 

- „Nordverbund“ (Hamburg, Berlin, Mecklenburg- Vor- 

pommern, Niedersachsen, Schleswig-Holstein): zur Flexibili- 
sierung der Übergangsphase in den Beruf und unter Nutzung 
eines „Berufswahlpasses“ werden Unterrichts- und Lemfor- 
men durch zusätzliche Lemangebote erweitert und mit dem 
beruflichen Schulwesen und außerschulischen Lemorten ver- 
zahnt; Entwicklung von Lerneinheiten zum Abbau indivi- 
dueller Leistungsdefizite und zur eigenverantwortlichen 
Organisation von Lernprozessen;. 

- „TheoPrax“ (Bayern): Schülergruppen bearbeiten unter wis- 
senschaftlicher Begleitung reale Problemstellungen aus der 
unternehmerischen Praxis; 

-„Ökonomisch denken und handeln lernen“ (Bremen): Ent- 
wicklung von Angeboten in ökonomischer Bildung und zur 
Berufsorientierung; Kooperation von Schulen mit IT-Unter- 
nehmen als Lemorte, Praktikums- und Ausbildungsbetriebe; 
Motivation för Ausbildung in neuen Berufen; 

-„Förderung der Berufswahlreife von Hauptschülem“ (Hes- 
sen): Erprobung und Einbindung in den Unterrichtsalltag von 
„Praxistagen“ als Regelangebot an Schulen, Initiierung regio- 
naler Kooperationen mit Betrieben; 

-„Förderung sozio-ökonomischer Kompetenz von Lehrerin- 
nen und Lehrern“ (Hessen): intemetbasierte Fortbildungen zu 
den Themen „Der Betrieb im Wirtschaftssystem“ und 
„Regionale Wirtschaftsstruktur“; 


-„Aufbau regionaler Netzwerke“ (Nordrhein- Westfalen): 
differenzierte Förderung der betrieblichen und akademischen 
Berufsorientierung von Schülern und Schülerinnen in drei 
strukturverschiedenen Regionen über Institutionalisierung 
eines Beiratsmodells; 

- „BORIS - Berufliche Orientierung: Regionale Initiativen zur 
Schulentwicklung“ (Rheinland-Pfalz): Schwerpunktsetzun- 
gen an allgemeinbildenden Schulen zur Erleichterung des 
Übergangs sollen zunächst exemplarisch erprobt und dann 
zunehmend landesweit realisiert werden; 

-„KOUS - Kooperation mit Unternehmen als Beitrag zum 
Schulprogramm“ (Saarland): modellhafte Erprobung von 
Schulprofilen mit ökonomischer Bildung, bei der Lehrkräfte, 
Eltern, Schüler, Unternehmen und Verbände Zusammenarbei- 
ten; 

-„Kooperationen zur Berufsorientierung für soziale Berufe 
und Ehrenamtlichkeit“ (Sachsen): Erprobung der Koopera- 
tion von Schulen mit sozialen Diensten zur Heranföhrung 
Jugendlicher an zivilgesellschaftliche Ansätze; pädagogisch 
flankierte Praktika und Aufbau regionaler Netzwerke; 

- „MentoNet“ (Sachsen- Anhalt): Stärkung der Bereitschaft und 
Kompetenzen von Schülern und Schülerinnen zur Verbesse- 
rung des Übergangs von der Schule in das Arbeitsleben, Men- 
toren aus Wirtschaft und Hochschulen, die über längere Zeit 
Schülergruppen betreuen; 

-„Berufswahlentscheidung als Bestandteil des Lebenskon- 
zepts“ (Thüringen): Berufswahlvorbereitung durch Internet- 
Angebote mit den Schwerpunkten „Berufswahl leicht ge- 
macht“, „Regionale und europaweite Chancen“, „Typisch 
Mädchen“; Verbesserung des Berufswahlverhaltens durch 
Auseinandersetzung mit Anforderungen der Arbeitswelt in 
den Betrieben der Region, Ausbildungsfähigkeit wird ver- 
standen als selbstständige Gestaltung des Berufswegs als 
Bestandteil des Lebenskonzepts. 

In den geförderten Projekten geht es zusätzlich um die Bünde- 
lung der Aktivitäten und Kräfte, die in der Region, den ver- 
schiedenen Verbänden und Trägerorganisationen im Bereich 
beruflicher Vorbildung tätig sind. Die Projekte schließen Maß- 
nahmen ein, die es den Lehrern und Lehrerinnen ermöglichen, 
ihre theoretischen und praktischen Kenntnisse über Wirtschaft 
und Arbeitsleben sowie innovative Arbeitsgestaltung so zu er- 
weitern, dass sie den Schülern und Schülerinnen umfassende 
Hilfestellungen geben können. 

Das Programm wird wissenschaftlich begleitet und soll Anfang 
des Jahres 2002 evaluiert werden. Die Projekte werden unter- 
einander vernetzt. In den Erfahrungsaustausch sollen Aktivi- 
täten einbezogen werden, die nicht im Rahmen des Bundespro- 
gramms gefördert werden. Das Fördervolumen des Programms 
beläuft sich über die gesamte Laufzeit von 1999 bis 2004 auf 
rund 50 Mio. DM. 


9 Vgl. auch Kapitel 5.4 
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3.5 Qualifizierungsmaßnahmen für 
bestimmte Zielgruppen 

3.5.1 Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 

Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen zielen darauf, Ju- 
gendlichen und jungen Erwachsenen die Aufnahme einer be- 
ruflichen Erstausbildung zu ermöglichen. Sie müssen daher 
konkrete Lösungsansätze für die unterschiedlichsten Problem- 
lagen bieten, mit denen junge Menschen sich beim Übergang 
von der Schule in die Ausbildung konfrontiert sehen. Berufs- 
vorbereitende Bildungsmaßnahmen sollen die Jugendlichen bei 
der Berufswahlentscheidung unterstützen, ihre berufliche und 
soziale Handlungskompetenz stärken und dazu beitragen, ihre 
individuellen Chancen für eine (dauerhafte) Eingliederung in 
das Berufs- und Arbeitsleben zu verbessern. Bei der Formu- 
lierung von Maßnahmezielen sind daher das individuelle 
Leistungsvermögen und das Entwicklungspotenzial zu berück- 
sichtigen. 

Zu den wesentlichen Zielen und Aufgaben berufsvorbereiten- 
der Bildungsmaßnahmen (vgl. Tabelle 3/1 im Anhang) zählen: 

- Erweiterung des Berufswahlspektrums, 

- Förderung der Motivation zur Aufiiahme einer Ausbildung, 

- individuelle lehrgangsbegleitende Beratung, insbesondere bei 
der Entscheidungsfindung sowie der Planung und Vorberei- 
tung des Überganges in Ausbildung, in andere Qualifizie- 
rungsmaßnahmen oder Beschäftigung, 

-Vermittlung fachpraktischer und fachtheoretischer Grund- 
kenntnisse und -fertigkeiten, 

- Erwerb betrieblicher Erfahrungen und die Reflexion betrieb- 
licher Realität, 

-Verbesserung der bildungsmäßigen Voraussetzungen zur 
Ausbildungsaufnahme, 

- Stärkung der sozialen Kompetenz und Unterstützung bei der 
Bewältigung von Problemen, 

- Förderung und Einübung von Einstellungen und Fähigkeiten, 
die für eine erfolgreiche Bewältigung einer Ausbildung oder 
einer Arbeitnehmertätigkeit notwendig sind. 

Auch 1999 kam diesen Maßnahmen der Bundesanstalt für 
Arbeit eine besondere Bedeutung zu. Zur Teilnahme an einer 
berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme für Nichtbehinder- 
te ^) entschlossen sich 102.800 Ratsuchende; die Entwicklung 
gegenüber 1998 ist in der Übersicht 56 dargestellt. Von den 
101.924 Teilnehmern und Teilnehmerinnen, die 1999 eine 
berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme (ohne spezielle Maß- 
nahmen für Behinderte) beendet haben, nahmen unmittelbar 
danach oder absehbar 36.672 eine Ausbildung auf, 2.836 
besuchten eine berufsbildende Schule und 7.395 mündeten in 
eine Arbeitsstelle. Über den Anteil des Verbleibs von Teilneh- 
mern und Teilnehmerinnen aus den einzelnen Maßnahmearten 

- wie er sich unmittelbar nach Ende der Maßnahmen darstellt - 
informiert Übersicht 57. 


') Zu den bemfsvorbereitenden Maßnahmen für Behinderte vgl. insbeson- 
dere Kapitel 3.5.3 


Zur qualitativen Weiterentwicklung der Berufs Vorbereitung hat 
die Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ im Bündnis für 
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit im März 1999 
einen Beschluss zur inhaltlichen und organisatorischen Ver- 
knüpfung von berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen und 
anschließender Berufsausbildung gefasst sowie im Oktober 
1999 Empfehlungen zur Verknüpfung von schulischer und 
außerschulischer Ausbildungs-ZBerufsvorbereitung und Berufs- 
ausbildung verabschiedet. Zum Themenkomplex „Berufliche 
Förderung Benachteiligter“ gehören darüber hinaus die von der 
Arbeitsgruppe im Mai 1999 beschlossenen Leitlinien zur Wei- 
terentwicklung der Konzepte zur Förderung benachteiligter 
Jugendlicher und junger Erwachsener.^) 


3.5.2 Förderung benachteiligter Jugendlicher 

Auszubildende mit schulischen Defiziten und/oder sozialen 
Problemen bedürfen für die Aufnahme, Fortsetzung und den 
erfolgreichen Abschluss einer Berufsausbildung sowie zur 
Begründung oder Festigung eines Beschäftigungsverhältnisses 
(im Anschluss an eine geförderte außerbetriebliche Ausbil- 
dung) besonderer Unterstützung. Dies geschieht durch die För- 
derung bestimmter Maßnahmen nach dem SGB III (§§235 und 
240 bis 247). Dabei handelt es sich um: 

- ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) in Form von Stützunter- 
richt und sozialpädagogischer Begleitung im Rahmen eines 
betrieblichen Ausbildungsverhältnisses, 

-Berufsausbildung in einer außerbetrieblichen Einrichtung 
(BüE) verbunden mit Stützunterricht und sozialpädagogischer 
Begleitung, 

- Fortsetzung ausbildungsbegleitender Hilfen nach Beendigung 
oder Abbruch der Ausbildung (Übergangshilfen). 

Zur Zielgruppe nach § 242 SGB III gehören, wenn die sonsti- 
gen förderungsrechtlichen Vorschriften erfüllt sind, lembeein- 
trächtigte und sozial benachteiligte Auszubildende. 

In 1999 wurden im Rahmen der Förderung der Berufsausbil- 
dung benachteiligter Auszubildender Maßnahmen für insge- 
samt 106.800 neu eingetretene Personen unterstützt. Mädchen 
und junge Frauen waren mit 32,5 % beteiligt. 71.000 Auszubil- 
dende erhielten ausbildungsbegleitende Hilfen, 32.900 be- 
gannen eine Berufsausbildung in einer außerbetrieblichen Ein- 
richtung. 13.600 oder 12,8% der geförderten Personen waren 
ausländische Jugendliche^) und junge Erwachsene. Bei den 
ausbildungsbegleitenden Hilfen belief sich die Beteiligung der 
Ausländer und Ausländerinnen auf 13,5 %, bei der Ausbildung 
in außerbetrieblichen Einrichtungen auf 1 1,5 %. 

26.200 Teilnehmer und Teilnehmerinnen haben 1999 die Aus- 
bildung in einer außerbetrieblichen Einrichtung abgeschlossen, 
darunter 11.100 mit bestandener Abschlussprüfung. Daneben 
brachen insgesamt rund 10.400 Teilnehmer und Teilnehmerin- 
nen die außerbetriebliche Ausbildung ab; darunter befindet sich 

- nach aller Erfahrung - u. a. auch eine größere Anzahl von jun- 
gen Menschen, die eine Ausbildung (betrieblich, außerbetrieb- 
lich, schulisch) fortsetzen, ohne dass dies der Bundesanstalt für 
Arbeit bekannt wird. 


9 Vgl. Teil I, Kapitel 5 

9 Zur Ausbildungssituation ausländischer Jugendlicher vgl. Kapitel 2.1.2, 
vgl. auch Teil I, Kapitel 4 
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Übersicht 56: Teilnehmer und Teilnehmerinnen an berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 
1998 und 19990 


Maßnahmeart 

Teilnehmer und Teilnehmerinnen 


Eintritte 

Austritte 

Bestand 


1998 

1999 

1998 

1999 

1998 

1999 

Grundausbildungslehrgang 

29.586 

31.210 

27.332 

30.099 

18.636 

20.446 

Lehrgang zur Verbesserung 
beruflicher Bildungs- und 
Eingliederungschancen 

58.602 

62.153 

53.432 

62.714 

39.683 

40.481 

tip - Lehrgang (testen/informieren/ 
probieren) 

8.032 

9.426 

7.960 

9.111 

1.336 

1.721 

Insgesamt 

96.220 

102.789 

88.724 

101.924 

59.655 

62.648 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 49, Seite 106 






') Ohne spezielle Maßnahmen für Behinderte 







Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 








In den neuen Ländern wurden 1999 Maßnahmen für rund 
33.100 neu eingetretene Personen unterstützt. Mädchen und 
junge Frauen waren mit 30,5% beteiligt, 14.600 Jugendliche 
erhielten ausbildungsbegleitende Hilfen, 16.700 begannen eine 
Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen. Die 
Förderung von Ausländem war hier auf Einzelfälle beschränkt. 

Von den Ende 1999 insgesamt 128.700 geförderten Teilneh- 
mern und Teilnehmerinnen waren 21.400 Behinderte (16,6%). 
Im Bestand an Teilnehmern und Teilnehmerinnen ausbildungs- 
begleitender Hilfen (67.300) befanden sich 5.200 (7,7%) 
Behinderte, von den 59.800 Teilnehmern und Teilnehmerinnen 
an Bemfsausbildungen in außerbetrieblichen Einrichtungen 
waren 15.300 (25,6 %) Behinderte.^) 


9 Zur Förderung behinderter Jugendlieher vgl. insbesondere Kapitel 3.5.3 
und 5.6.2 


Der finanzielle Aufwand für die Fördemng der Bemfsausbil- 
dung benachteiligter Auszubildender nach §§235 und 240 bis 
247 SGB III belief sich 1999 auf insgesamt 1.707 Mio. DM^ 
(1998: 1.536 Mio. DM; vgl. Übersicht 58). 

Im Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit - 
Ausbildung, Qualifiziemng und Beschäftigung Jugendlicher 
sind Qualifiziemngsmaßnahmen auch für junge Erwachsene 
dieser Zielgmppe vorgesehen.^) Des Weiteren hat die Arbeits- 
gmppe „Aus- und Weiterbildung“ im Bündnis für Arbeit, Aus- 
bildung und Wettbewerbsfähigkeit im Mai 1999 Leitlinien zur 
Weiterentwicklung der Konzepte zur Fördemng benachteiligter 
Jugendlicher und junger Erwachsener beschlossen. Zu diesem 
Themenkomplex gehören auch der Beschluss der Arbeitsgmp- 


9 Einschließlich 217,1 Mio. DM für Rehabilitanden und Rehabilitan- 
dinnen 

9 Vgl. Kapitel 1.1.3 und Teil I, Kapitel 3 


Übersicht 57: Austritte von Teilnehmern und Teilnehmerinnen aus berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen und deren Verbleib 1999 


Verbleib 

Austritte 

Davon aus 

unmittelbar nach 

Ende der Maßnahme 

insgesamt 

Grundaus- 

bildungs- 

lehrgängen 

Lehrgängen zur 
Verbesserung 
beruflicher Bildungs- 
und Eingliederungs- 
chancen 

tip-Lehrgängen^) 

Betriebliche Berufsausbildung 9 

36.672 

15.478 

20.009 

1.185 

Berufsbildende Schule 

2.836 

1.291 

1.462 

83 

Arbeitsstelle 

7.395 

1.817 

5.211 

367 

Erneute Teilnahme/Wechsel in 
eine andere berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahme 

12.979 

1.727 

7.490 

3.762 

Sonstiger/unbekannter Verbleib 

35.309 

7.767 

24.439 

3.103 

Noch nicht untergebracht 

6.733 

2.019 

4.103 

611 

Insgesamt 

101.924 

30.099 

62.714 

9.111 

') Ohne spezielle Maßnahmen für Behinderte 

0 testen/informieren/probieren 

0 Einschließlich Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen 




Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 
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pe zur inhaltlichen und organisatorischen Verknüpfung von 
berufsvorbereitenden Maßnahmen und anschließender Berufs- 
ausbildung vom März 1999 sowie die Empfehlungen zur Ver- 
knüpfung von schulischer und außerschulischer Ausbildungs-/ 
Berufsvorbereitung und Berufsausbildung vom Oktober 1999.^) 

3.5.3 Berufliche Ersteingliederung 
von Behinderten^) 

Förderung durch die 
Bundesanstalt för Arbeit 

Zur gesellschaftlichen Integration von behinderten Menschen 
ist ihre dauerhafte berufliche Eingliederung von besonderer 
Bedeutung. Junge Menschen mit Behinderung können nur bei 
möglichst guter beruflichen Qualifikation den Wettbewerb im 
Arbeitsleben bestehen. Da das Arbeitsplatzrisiko gerade für 
Personen ohne abgeschlossene Ausbildung besonders hoch ist, 
sind die berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen der Bun- 
desanstalt für Arbeit ein wichtiges Instrument, um den Zugang 
zur Berufsausbildung für Jugendliche auch dann offen zu hal- 
ten, wenn sie an der ersten Schwelle zu scheitern drohen oder 
bereits einmal gescheitert sind. 


') Vgl. Teil I, Kapitel 5 

9 Zur beruflichen Wiedereingliederung von Behinderten vgl. Kapitel 
5.6.2; vgl. ferner die Kapitel 1.1.3 und 3.5.2 


Im Berichtsjahr 1998/1999 wurde die Berufsberatung in den 
alten Ländern von 157.823 (davon 59.017 junge Frauen) und in 
den neuen Ländern von 65.824 behinderten Jugendlichen 
(davon 24.202 junge Frauen) in Anspruch genommen. 

Maßnahmen 

Behinderte Jugendliche können grundsätzlich an allen berufs- 
vorbereitenden Bildungsmaßnahmen teilnehmen (vgl. Tabelle 
3/1 im Anhang). Ihre Berufswünsche, Fähigkeiten sowie ihr 
individueller Förderbedarf werden bei der Auswahl der geeig- 
neten Maßnahmen berücksichtigt. Für einzelne Gruppen von 
Behinderten sind die Förderlehrgänge, die Maßnahmen im 
Arbeitstrainingsbereich einer Werkstatt für Behinderte sowie 
die blindentechnische Grundausbildung konzipiert. Ende 1999 
nahmen 18.500 behinderte Jugendliche an einem Förderlehr- 
gang und 12.700 an Maßnahmen im Arbeitstrainingsbereich 
der Werkstätten für Behinderte teil. Übersicht 59 zeigt die 
Anzahl behinderter junger Menschen in Bildungsmaßnahmen, 
die der beruflichen Ersteingliederung dienen, nach Maßnah- 
mearten. 

Lernorte 

Die berufliche Eingliederung junger Menschen mit Behinde- 
rungen erfolgt differenziert an verschiedenen Lemorten. Für die 
Auswahl der Maßnahmen und Lemorte ist der individuelle För- 
derbedarf maßgebend. Auch bei voller Nutzung und Ausschöp- 
füng ambulanter Förder- und Betreuungspotenziale können 
nicht alle behinderten Jugendlichen betrieblich ausgebildet wer- 
den. Es gibt deshalb die Möglichkeit für Behinderte, die 
während ihrer Ausbildung besonderer medizinischer, sozial- 
pädagogischer, psychologischer oder therapeutischer Hilfen 
bedürfen, außerbetriebliche Bildungskapazitäten mit ent- 
sprechenden begleitenden Fachdiensten in Anspruch zu neh- 
men. Darauf sind insbesondere Mehrfachbehinderte angewie- 


Übersicht 58: Förderung der Berufsausbildung von benachteiligten Auszubildenden 1995 bis 1999 


Geförderte benachteiligte Auszubildende 

1995 

1996 

19979 

1998 

1999 

Eintritte im Berichtsjahr 

68.631 

70.325 

- 

113.668 

106.844 

Davon: 






Außerbetriebliche Einrichtungen 

18.291 

19.270 

- 

29.577 

32.883 

Ausbildungsbegleitende Hilfen 

50.340 

51.055 

- 

81.579 

70.958 

ÜbergangshilfenO 

- 

- 

- 

2.512 

3.003 

Austritte im Berichtsjahr 

62.134 

65.175 

- 

106.324 

103.009 

Davon: 






Außerbetriebliche Einrichtungen 

11.159 

12.814 

- 

23.293 

26.156 

Ausbildungsbegleitende Hilfen 

50.975 

52.361 

- 

82.114 

74.437 

ÜbergangshilfenO 

- 

- 

- 

917 

2.416 

Bestand am Ende des Berichtsjahres 

106.705 

117.719 

111.904 

121.553 

128.666 

Davon: 






Außerbetriebliche Einrichtungen 

38.527 

45.609 

48.333 

55.504 

59.796 

Ausbildungsbegleitende Hilfe 

68.178 

72.110 

63.571 

64.813 

67.282 

ÜbergangshilfenO 

- 

- 

- 

1.236 

1.588 

Aufwendungen in Mio. DM 

1.173 

1.391 

1.479 

1.536 

1.707 9 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 51, Seite 107 

') Aufgrund der Umstellung des statistischen Erhebungsverfahrens sind für das Jahr 1997 keine Angaben über Eintritte in und Austritte aus Maßnahmen verfügbar. 

9 Erst ab 1998 statistisch erfasst 

9 Einschließlich 217,1 Mio. DM für Rehabilitanden und Rehabilitandinnen 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 
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Übersicht 59: Bestand an Behinderten in berufsfördernden Bildungsmaßnahmen der beruflichen 
Ersteingliederung nach Maßnahmearten 1995 bis 1999 


Maßnahmeart 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

Staatlich anerkannter Ausbildungsberuf 

31.106 

33.585 

33.166 

32.404 

32.004 

Ausbildung nach § 48 BBiG bzw. § 42 b HwO 

20.295 

22.932 

24.849 

24.874 

25.520 

Femunterrichtsmaßnahme (nur Hauptmaßnahme) 

20 

11 

3 

1 

- 

Berufsfindung 

249 

314 

212 

209 

242 

Arbeitserprobung 

101 

106 

59 

44 

53 

Grundausbildungslehrgang 

700 

862 

435 

470 

484 

Förderlehrgang 

21.094 

23.289 

19.983 

15.717 

18.521 

tip-Lehrgang 0 

160 

156 

90 

110 

112 

Lehrgang zur Verbesserung beruflicher Bildungs- 
und Eingliederungschancen 0 

- 

- 

- 

2.425 

2.167 

Blindentechnische und vergleichbare Grundausbildung 

57 

47 

32 

34 

43 

Maßnahme im Eingangsverfahren/Arbeitstrainings- 
bereich einer Werkstatt für Behinderte 

11.224 

11.633 

11.599 

12.118 

12.701 

Insgesamt 

85.006 

92.935 

90.428 

88.406 

91.847 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 52, Seite 109 

') testen, informieren, probieren; bis 1996 Informations- und Motivationslehrgang 

Erst ab 1998 statistisch erfasst 





Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 







sen. Vor allem Berufsbildungswerke oder vergleichbare Reha- 
bilitationseinrichtungen sind in der Lage, ihren besonderen 
Anforderungen gerecht zu werden und stellen deshalb einen 
wichtigen Bestandteil der beruflichen Rehabilitation dar. Über- 
sicht 60 zeigt die Anzahl junger Menschen mit Behinderungen 
in berufsfördemden Bildungsmaßnahmen nach Lemorten. 

Grundlage für die Einrichtung und den Ausbau von Berufsbil- 
dungswerken bildet eine zwischen Bund, Ländern und Bundes- 
anstalt für Arbeit abgestimmte bundesweite Bedarfsplanung. 
Die Berufsbildungswerke bilden nach den Grundsätzen des 
BBiG und der HwO aus und führen zur beruflichen Abschlüs- 
sen, die staatlich anerkannt sind (§§25 BBiG/HwO). Je nach 
Art und Schwere der Behinderung sind dies auch Abschlüsse 


nach besonderen Ausbildungsregelungen (§48 BBiG bzw. 
§42b HwO). Von den insgesamt 47 Berufsbildungswerken 
nehmen 1 8 junge Menschen mit verschiedenen Behinderungs- 
arten auf In vier Berufsbildungswerken werden ausschließlich 
Körperbehinderte, in 17 überwiegend Lernbehinderte gefördert. 
Je drei Einrichtungen sind für Hör- und Sprachbehinderte bzw. 
Blinde und Sehbehinderte, je ein Bildungswerk ist für psy- 
chisch Behinderte bzw. Epileptiker und junge Menschen mit 
himorganischen Störungen bestimmt. Ihre Gesamtkapazität für 
die berufliche Bildung liegt bei rund 12.500 Plätzen. Daneben 
werden durchschnittlich 2.000 Plätze für berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahmen für die Arbeitserprobung/Berufsfindung 
zur Verfügung gestellt. 


Übersicht 60: Bestand an Behinderten in berufsfördernden Bildungsmaßnahmen der beruflichen 
Ersteingliederung nach Lernorten 1995 bis 1999 


Lemort 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

Betrieblich, einschließlich außerbetrieblicher Abschnitte 

16.833 

16.600 

15.711 

15.144 

15.371 

B emfsbildungs werk 

13.091 

13.345 

14.284 

14.139 

14.728 

B erufsförderungswerk 

753 

731 

707 

698 

698 

Einrichtung der Kategorie II 

80 

112 

72 

6 

14 

Werkstatt für Behinderte 

11.224 

11.633 

11.599 

12.118 

12.701 

Sonstige Behinderten-Einrichtung 

16.656 

19.805 

21.915 

22.284 

23.751 

Sonstige außerbetriebliche Einrichtung 

26.346 

30.694 

26.132 

24.014 

24.584 

Femlehrgang 

23 

15 

8 

3 

- 

Insgesamt 

85.006 

92.935 

90.428 

88.406 

91.847 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 53, Seite 109 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 
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Förderung 

Die Förderinstrumente zur beruflichen Rehabilitation müssen 
differenziert und umfassend genutzt werden, um eine optimale 
Qualifizierung zu erreichen. Hierfür hat die Bundesanstalt für 
Arbeit die Möglichkeit, jungen Menschen mit Behinderungen 
finanzielle Hilfen für eine betriebliche oder außerbetriebliche 
Ausbildung oder die Teilnahme an einer berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme zu gewähren. Dazu gehören insbesondere 
folgende Leistungen: Berufsausbildungsbeihilfe/Ausbildungs- 
geld, Teilnahmekosten (z.B. Lehrgangskosten, Kosten für 
Unterbringung und Verpflegung, Reisekosten). 

Die Bundesanstalt für Arbeit brachte 1999 für berufsfördemde 
Bildungsmaßnahmen für Jugendliche rund 2,8 Mrd. DM auf 
Die Maßnahmekosten für Berufsbildungswerke beliefen sich 
1999 auf rund 795,4 Mio. DM. 

Erklärung des Ausschusses 
für Fragen Behinderter^) zur Integration 
von Menschen mit Behinderungen 

Die berufliche und gesellschaftliche Integration von Menschen 
mit Behinderungen entspricht dem Grundkonsens einer huma- 
nen und sozialen Gesellschaft sowie dem Benachteiligungsver- 
bot des Grundgesetzes. 

Dieser sozialpolitische Auftrag gilt für die betriebliche Ausbil- 
dung und Umschulung und ist auch Grundlage des Selbstver- 
ständnisses und der Arbeit in Berufsförderungs-, Berufsbil- 
dungswerken und Werkstätten für Behinderte. Als wichtige 
Ansprechpartner für Menschen mit Behinderungen bieten sie 
eine Vielzahl von bedarfsorientierten und flexiblen Leistungs- 
angeboten, eine Vernetzung vielfältiger Hilfen, ein Verbund- 
system von pädagogischen, sozial-medizinischen, sozialen und 
psychologischen Kompetenzen sowie die Orientierung an der 
betrieblichen Realität und den Anforderungen des Arbeitsplat- 
zes. Die Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation sind 
zudem kompetente Ansprechpartner für den betrieblichen Aus- 
bilder und zuverlässige Kooperationspartner der Wirtschaft 
(z.B. bei betrieblichen Praktika für die behinderten Auszubil- 
denden, bei produktionsorientierten Ausbildungsabschnitten, 
aber auch bei Fortbildungsangeboten für betriebliche Ausbilder 
in den Rehabilitationseinrichtungen und Angeboten im Rah- 
men ausbildungsbegleitender Hilfen für Auszubildende aus 
Betrieben). 

Endgültige Eingliederung in die Berufs- und Arbeitswelt als 
Prozess beginnt bereits mit dem Erkennen einer Behinderung 
und ist der zentrale Leitgedanke des gesamten Rehabilitations- 
verlaufes. 

Der schwierige Arbeitsmarkt erfordert verstärkt eine passge- 
naue, individuelle Beratung im Vorfeld der beruflichen Reha- 
bilitation. Zu berücksichtigen sind die regionalen arbeitsmarkt- 
lichen Erfordernisse, Kooperationen mit Betrieben, Beschäf- 
tigungsgesellschaften und Zeitarbeitsfirmen. Notwendig sind 
vielfältige Formen der Vermittlungsunterstützung und Arbeits- 


9 Der Ausschuss für Fragen Behinderter berät nach § 12 BerBiFG das 
Bundesinstitut für Berufsbildung bei seinen Aufgaben auf dem Gebiet 
der beruflichen Bildung Behinderter. Diesem Ausschuss gehören 
jeweils ein oder mehrere Vertreter der Arbeitnehmer, Arbeitgeber, 
Organisationen der Behinderten, Bundesanstalt für Arbeit, gesetzlichen 
Rentenversicherung, gesetzlichen Unfallversicherung, freien Wohl- 
fahrtspflege, aus Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation, aus Bil- 
dungsstätten für Behinderte sowie Vertreter des Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung an. 


platzsichemng gekoppelt mit weiterführenden Hilfen für den 
Übergang zu einem neuen Arbeitsplatz. Um die Handlungs- 
mögliehkeiten in diesem Sinne zu siehem, sind verstärkt Finan- 
zierungswege für prozessbegleitende, individuelle Orientierung 
und Qualifizierung vorzusehen. 

Die Berufsförderungs-, Berufsbildungswerke und Werkstätten 
für Behinderte mit ihrer Vielfalt an Dienstleistungs- und Quali- 
fizierungsangeboten, ihrer Leistungsfähigkeit und Qualität sind 
wiehtige Anspreehpartner für die Integration von Mensehen mit 
Behinderungen. Dreh- und Angelpunkt für den Erfolg der 
berufliehen Eingliederung dieses Personenkreises ist und bleibt 
jedoeh das direkte Engagement der Betriebe. 

Empfehlung des Hauptausschusses des Bundes- 
instituts für Berufsbildung zur Berufsförderung 
erwachsener psychisch Behinderter 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat sieh mit Fragen der 
berufiiehen Qualifizierung, Förderung und Integration von 
Mensehen mit psyehiseher Behinderung befasst 9, da sie bisher 
bei der Integration in Arbeit und Beruf sowohl gegenüber an- 
deren Behindertengruppen als aueh gegenüber Mensehen ohne 
Behinderungen benaehteiligt sind. Der Aussehuss für Fragen 
Behinderter hat in Kooperation mit Kostenträgern und Interes- 
senvertretem Vorsehläge zur Verbesserung der berufiiehen 
Situation psyehiseh Behinderter erarbeitet. Am 19. März 1999 
hat der Hauptaussehuss des Bundesinstituts für Berufsbildung 
eine Empfehlung zur Berufsforderung dieser Adressatengruppe 
mit naehfolgenden Sehwerpunkten verabsehiedet^: 

- Verbesserung des Zugangs zu berufliehen Rehabilitationsan- 
geboten dureh reehtzeitige, umfassende und qualifizierte 
Beratung: Regionalen Beratungsstellen, die mögliehst an eine 
einsehlägige Einriehtung beruflicher Rehabilitation anzubin- 
den sind, kommen hierbei besondere Bedeutung zu. 

- Ausbau des Angebots an spezifisehen, wohnortnahen Qualifi- 
zierungsmaßnahmen und Mögliehkeiten zum Naehholen von 
Berufsabsehlüssen zu einem fläehendeekenden Berufsbil- 
dungsangebot: Dies könnte unter Nutzung des Netzes der 
Berufsbildungs- und Berufsförderungswerke sowie der Spe- 
zialeinriehtungen für psyehiseh Behinderte (Rehabilitations- 
einriehtungen für psyehiseh Kranke und Behinderte und 
Berufiiehe Trainingszentren) und der Integrationsfaehdienste 
in Kooperation mit Betrieben und anderen Bildungsträgem 
gesehehen. 

- Erhöhung der Beteiligung psyehiseh behinderter Frauen an 
Bemfsbildungsmaßnahmen dureh eine auf die Behindemngs- 
auswirkungen und die soziale Situation von Frauen abge- 
stimmte Beratung, Planung des Rehabilitationsverlaufs und 
Bereitstellung von spezifisehen wohnortnahen und überregio- 
nalen Bemfsbildungsangeboten: Modellprojekte und Erfah- 
mngen zeigen, dass Frauen neben wohnortnahen Angeboten 
aueh die Mögliehkeiten der Bemfsbildungs- und Bemfsförde- 
mngswerke verstärkt nutzen sollten. 


9Podeszfa, H./Melms, B.: „Bemfsfördemng psychisch Behinderter. 
Konzepte für Qualifizierungsmaßnahmen.“, Bundesinstitut für Berufs- 
bildung (Hrsg.), Berichte zur beruflichen Bildung, Heft 207, 1997 
sowie Mertzlin, K./Simmedinger, R.: „Berufliche Förderung psychisch 
Behinderter im Berufsförderungswerk Frankfürt am Main. Qualifizierte 
Berufsausbildung im Rahmen eines integrativen Lemkonzepts“, 1995 

9 Der ausführliche Text der Empfehlung kann im Bundesinstitut für 
Berufsbildung angefordert werden. 
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-Aktivierende Lemmethoden wie Projektarbeit, Lernen mit 
Leittexten, auftragsorientiertes Lernen usw. haben sich auch 
bei der Durchführung von beruflichen Bildungsmaßnahmen 
für Menschen mit psychischen Behinderungen bewährt, weil 
sie die soziale und kommunikative Kompetenz und damit die 
berufliche Handlungsfähigkeit fördern. Insofern lernen 
psychisch Behinderte nicht grundsätzlich anders als Nichtbe- 
hinderte. Allerdings sind in der Regel vorbereitende Maßnah- 
men, eine psychosoziale Begleitung, zeitliche Flexibilisie- 
rung und Individualisierung des Lernprozesses sowie eine 
berufsgruppenübergreifende Zusammenarbeit der Fachkräfte 
im Team zur Vermeidung oder Behebung von Krisensituatio- 
nen erforderlich. Zur Bewältigung von Krisensituationen 
haben sich eine zeitweilige Entlastung von fachlichen Anfor- 
derungen, Hilfen zur Lemstrukturierung, Förderangebote zur 
Aufarbeitung von Leistungsdefiziten sowie begleitende 
Gespräche bewährt. Eine einschlägige Fortbildung der Fach- 
kräfte ist notwendig, um Ängste und Vorurteile abzubauen, 
aber auch um die psychosozialen Kompetenzen (z.B. Wahr- 
nehmungs- und Einfühlungsvermögen, Kooperationsbereit- 
schaft) zu fördern. 

- Unterstützung bei der Arbeitssuche nach Abschluss der Be- 
rufsbildungsmaßnahme, da es in dieser Phase des Rehabilita- 
tionsprozesses noch erheblichen Handlungsbedarf gibt: Inte- 
grationsfachdienste sollen künftig die Arbeit der Arbeitsämter 
und Hauptfürsorgestellen unterstützen. Eine modellhafle 
Erprobung von Konzepten für Integrationsfachdienste bis 
zum Jahr 2001 hat begonnen. Die Gruppe der im Anschluss 
an die Berufsbildungsmaßnahme arbeitslosen Menschen mit 
psychischen Behinderungen sowie die Gruppe derjenigen 
ohne eine amtliche Anerkennung als Schwerbehinderte soll- 
ten in die Betreuung der Integrationsfachdienste einbezogen 
werden. Sie arbeiten bei der Vermittlung in Betriebe der 
freien Wirtschaft sehr erfolgreich. Daneben sollen auch die 
schon vorhandenen Integrationsfirmen und Zuverdienst- 
firmen stärker ins Blickfeld genommen werden, da sie eben- 
falls erprobte und geeignete Instrumente zur beruflichen Wie- 
dereingliederung bieten. 


3.6 Neue handlungsorientierte 
Prüfungsformen 

Im Zeitraum von 1980 bis 1993 orientierten sich die in Ausbil- 
dungsordnungen festgeschriebenen Prüfüngsformen an der 
Vereinheitlichungsempfehlung des Hauptausschusses des Bun- 
desinstituts für Berufsbildung von 1980. Die dort vorgesehene 
Struktur wurde in aller Regel umgesetzt. Dies geschah auch 
nach der Neuordnung der Metall- und Elektroberufe im Jahr 
1987, bei der erstmals die Erfassung beruflicher Handlungs- 
kompetenz im Sinne selbstständigen Planens, Durchführens 
und Kontrollierens als Prüfüngsgegenstand festgeschrieben 
wurde. Diese Prüfüngsstruktur ist angesichts der immer stärker 
handlungsorientierten Ausbildungsinhalte immer mehr in die 
Kritik geraten. Erstmals 1993 wurde eine integrierte Prüfungs- 
form beim Beruf Technischer Zeichner/Technische Zeichnerin 
eingeführt. Diese Prüfüngsform wurde in einem Forschungs- 
projekt des Bundesinstituts für Berufsbildung evaluiert und als 
praktikabel und aussagekräftig für diesen Beruf beurteilt^). 
Lediglich beim computergestützten Zeichnen (CAD) wurde 
empfohlen, den Zeitumfang zu erhöhen. 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 3.6 


Der Bedarf nach stärker handlungsorientierten Prüfungsformen 
war jedoch so nachhaltig, dass mit der Einführung weiterer ent- 
sprechender Prüfüngsformen nicht abgewartet wurde, bis die 
integrierte Prüfüngsform untersucht worden war. Fast alle neu- 
en Ausbildungsordnungen der letzten Jahre enthalten solche 
neuen Formen, bei denen vor allem ganzheitliche oder kom- 
plexe Aufgaben, Kundenberatungsgespräche, Fachgespräche 
oder gastorientierte Gespräche, betriebliche Projekte, Doku- 
mentationen und Präsentationen als Komponenten eingeführt 
wurden. 

Die Einführung solcher neuen Prüfungsformen erfordert viel- 
fach Umsetzungshilfen, die dazu beitragen können, die durch 
die Neuregelungen gesetzten Ziele zu erreichen. Im Folgenden 
werden Beispiele dazu dargestellt. 


Beispiele für die 
Umsetzung neuer Prüfungsformen 

• IT-Bemfe 

Der Bereich der Informationstechnik und Telekommunikation 
stellt neue und andersartige Anforderungen an einen Facharbei- 
ter als gewerblich-technische Ausbildungen, die vor allem pro- 
duktionsorientiert sind. So steht im Zentrum der Ausbildung 
nicht mehr die Herstellung eines bestimmten Produkts, sondern 
vielmehr die Planung, Durchführung und Kontrolle von Projek- 
ten. Herkömmliche Arbeitsproben und Prüfüngsstücke sind 
daher nicht geeignet, um die Fähigkeit zur selbstständigen 
Durchführung solcher berufstypischer Projekte zu überprüfen. 
Diese Situation ist für viele moderne Berufe kennzeichnend, so 
dass auch bei ihnen vergleichbare Prüfüngsmodelle wie in den 
IT-Berufen eingeführt wurden. Zu nennen sind Mechatroni- 
ker/Mechatronikerin, Mikrotechnologe/Mikrotechnologin und 
Fachkraft für Veranstaltungstechnik. 

Die Prüfung in den IT-Berufen ist dadurch gekennzeichnet, 
dass es keine eindeutige Trennung zwischen schriftlicher und 
praktischer Prüfüng mehr gibt und ein Teil der Prüfüng in Form 
einer betrieblichen Projektarbeit weitgehend in den Betrieb ver- 
lagert ist. In der Projektarbeit sollen aktuelle Themenstellungen 
aus dem Betriebsgeschehen des jeweiligen Einsatzgebietes oder 
Fachbereiches des Kandidaten aufgegriffen werden, die mög- 
lichst auch für den Betrieb verwendbar sein sollen. Für die 
Durchführung stehen dem Prüfling 35 bzw. 70 Stunden zur 
Verfügung. Im Rahmen der Projektarbeit wird eine Projektdo- 
kumentation erstellt, die vom Prüfüngsausschuss beurteilt wird. 
Vor dem Prüfüngsausschuss soll der Prüfling das Projekt prä- 
sentieren und ein Fachgespräch darüber führen. Der Prüfungs- 
teil B besteht aus zwei ganzheitlichen Aufgaben sowie einer 
Prüfüng in Wirtschafts- und Sozialkunde. Die ganzheitlichen 
Aufgaben sollen sich auf praxisrelevante Fälle beziehen und 
geschäftsprozessorientiert sowie arbeitsauftragsbezogen sein. 

Zur Umsetzung dieser Vorgaben wurde ein vom Bundesminis- 
terium für Bildung und Forschung gefördertes Forschungs- 
projekt vom Zentralverband Elektrotechnik- und Elektronik- 
industrie durchgeführt. Ziel war die Erarbeitung von Qualitäts- 
kriterien für die neue Form der Abschlussprüfüng. Betriebliche 
Standards für branchentypische Arbeiten sollten ermittelt und 
in Handlungshilfen für die Betriebe, Aufgabenersteller und Prü- 
fer umgesetzt werden. Ergebnisse dieses Projektes sind: 

- Formularvorschlag für die Kammer mit Kommentar und Bei- 
spiel, 

- Kriterien für die Auswahl und Genehmigung eines Projekts, 

- Bewertungskriterien für die Dokumentation des betrieb- 
lichen Projekts, 
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- Ablauforganisation der Projektarbeit mit Zeitplan und Fluss- 
diagramm als Arbeitshilfe für die Industrie- und Handelskam- 
mer, 

- Musterbeispiele betrieblicher Projektarbeiten. 

Bei den IT-Berufen wurden somit in einem Praxisprojekt 
Grundlagen erarbeitet, auf denen sich aufbauend bundesweite 
Standards entwickeln können. Ergebnisse dieses Projekts 
stehen den Prüfungsausschüssen im Internet auf der Homepage 
des Bundesinstituts für Berufsbildung zur Verfügung^). Im 
Rahmen eines Vorhabens evaluiert das Bundesinstitut für 
Berufsbildung die neue Prüfüngsform zeitgleich mit dem ersten 
regulären Prüfüngstermin nach drei Jahren Ausbildung in der 
Sommerprüfüng 2000. 

• V ersicherungskaufmann/V ersicherungskauffrau 

Kennzeichnend für die Neuordnung dieses Berufs war die 
zunehmende Kundenorientierung in diesem Bereich. Die 
Arbeit der Versicherungskaufleute verlagert sich verstärkt vom 
Innendienst der Schadensregulierung und Vertragsgestaltung 
hin zu Versicherungsagenturen, die im direkten Kundenkontakt 
Versicherungsverträge abschließen und Schäden regulieren. 
Aus diesem Grund wurde insbesondere die Prüfüngsform des 
Kundenberatungsgesprächs eingeführt. In einem vom Bun- 
desministerium für Bildung und Forschung und dem Deut- 
schen Industrie- und Handelstag geförderten Modellvorhaben, 
wissenschaftlich begleitet durch die Universität Mainz und 
fachlich betreut durch das Bundesinstitut für Berufsbildung, 
wurde ein Konzept für diesen Prüfüngsteil erarbeitet^). 

Die Ausbildungsordnung regelt, dass in einem Beratungsge- 
spräch von höchstens 20 Minuten Dauer der Prüfling auf der 
Grundlage einer von zwei ihm zur Wahl gestellten Aufgaben 
zeigen soll, dass er in der Lage ist, Gespräche mit Kunden 
systematisch und situationsbezogen vorzubereiten und zu 
führen. Diese Aufgaben können aus den Gebieten Kundeninter- 
esse, kundenorientierte Kommunikation, Produktgestaltung so- 
wie Produkte und Leistungserstellung stammen. Dabei sollen 
die betrieblichen Ausbildungsschwerpunkte des Auszubilden- 
den zugrunde gelegt werden. Der Prüfling kann sich auf das 
Kundenberatungsgespräch in maximal 20 Minuten vorbereiten. 
In dem Gespräch übernimmt der Prüfer die Rolle eines Kunden 
und der Prüfling die Rolle des Kundenberaters. Der Prüfling 
soll zeigen, dass er die konkrete Situation des Kunden erfassen 
und ihm ein geeignetes Angebot unterbreiten kann. Es ist somit 
beabsichtigt, dass neben der Fähigkeit, Fachkenntnisse in beruf- 
lichen Gesprächssituationen anzuwenden (Fachkompetenz), 
auch Planungshandeln (Methodenkompetenz) und kommuni- 
kative Fähigkeiten geprüft werden. Damit unterscheidet sich 
das Kundenberatungsgespräch von herkömmlichen münd- 
lichen Prüfüngsmethoden, in denen es zumeist um das Ab- 
fragen von Fachwissen geht. 

Um hier zu einer einheitlichen Vorgehensweise zu kommen, 
wurden zunächst ganz konkrete technische Hilfen erarbeitet, 
wie Hinweise zum Einsatz von Verkaufs- und beratungsunter- 
stützenden Hilfsmitteln, zur Gestaltung des Prüfungsraumes 


0 www.bibb.de/bemf/frambel. htm 

0 Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.): „Handlungsorientierte Ab- 
schlussprüfung für Versichemngskaufleute. Ein Praxishandbuch für 
Unternehmen, Berufsschulen und Prüfer von Industrie- und Handels- 
kammern“, 1997 und Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 3.6 sowie 
Breuer, K./Höhn, K.: „Abschlussbericht zum Wirtschaftsmodellver- 
such. Entwicklung und Implementation eines Qualitätsförderungs- 
systems für die handlungsorientierte Abschlussprüfung zum Versiche- 
mngskaufmann/zur Versichemngskauffrau auf der Gmndlage der Aus- 
bildungsordnung vom 14.02.1996“, 1999 


und Vorbereitung des Prüflings. Von Bedeutung ist aueh eine 
Sammlung konkreter Fall Vorgaben, die auf den jeweiligen 
Prüfer zugesehnitten werden können. Der Prüfling hat die 
Mögliehkeit, sieh für eine von sieben festgelegte Sparten und 
drei Funktionen zu entseheiden. Entspreehend wurden 21 
Fallbeispiele für das Privatkundengesehäft vorgelegt. Für das 
eher seltene Firmenkundengesehäft wurde ein weiteres Fall- 
beispiel entwiekelt. Die Beispiele umfassen jeweils eine Fall- 
besehreibung mit einer weitgehend offenen Ausgangssituation, 
aus der lediglieh hervorgeht, dass z.B. ein Kunde im Büro um 
einen Beratungstermin im Zusammenhang mit einer ganz 
bestimmten Versieherung bittet. Es werden dann die Angaben 
zur Person des Versieherungsnehmers mitgeteilt, wobei es sieh 
empfiehlt, hier weitgehend die Daten des Prüfers einzutragen, 
damit dieser keine besonderen Sehwierigkeiten hat, seine späte- 
re Rolle zu spielen. Als drittes werden dann die Informationen 
über bestehende Versieherungs vertrüge angegeben. Das kon- 
krete Anliegen, über das im Rollenspiel gesproehen werden 
soll, wird vorher nieht mitgeteilt. Allerdings kann der Prüfling 
aufgrund der von ihm vorgegebenen Wahl und der vorhande- 
nen Versieherungsdaten Vermutungen anstellen. Hat er z. B. die 
Sparte Kraftfahrzeug und die Funktion Leistung im Privatkun- 
dengesehäft gewählt und erhält dann einen Fall mit Informatio- 
nen über eine Kfz-Haftpfliehtversieherung, so kann er davon 
ausgehen, dass es im Kundenberatungsgespräch um die Regu- 
lierung eines Kfz-Sehadens gehen wird. 

Die Bewertung des Kundenberatungsgespräehes erfolgt auf der 
Grundlage eines Beobaehtungs- und Bewertungsbogens. Die 
Prüfüngsaussehussmitglieder, die nieht die Rolle des Kunden 
einnehmen, notieren auf diesem Bogen, welehe der vorgegebe- 
nen Beobaehtungskriterien in welehem Umfang erfüllt sind. 
Dabei wird untersehieden naeh Aspekten der Gespräehs- 
führung, der Kunden- und Vertriebsorientierung sowie der 
Umsetzung faehlieher Inhalte. Empfohlen wird eine Gewieh- 
tung im Verhältnis von 30% zu 30% zu 40%. Hinsiehtlieh der 
Gespräehsführung wird bewertet, ob es dem Prüfling gelungen 
ist, eine angenehme Atmosphäre zu sehaffen, sieh klar und ver- 
ständlieh auszudrüeken, konzentriert zuzuhören, das Ziel nieht 
aus den Augen zu verlieren und entspreehend das Gespräeh zu 
strukturieren, Argumente des Kunden aufzugreifen, zu- 
sammenzufassen und situationsgereehte Fragen zu stellen. 
Unter Kunden- und Betriebsorientierung wird vor allem bewer- 
tet, wie der Prüfling die Situation analysiert, ob er sieh in die 
Perspektive des Kunden hineinversetzt und dabei seine Bedürf- 
nisse und Interessen erkennt, saehgereehte Alternativen und 
Lösungsvarianten aufzeigt, auf die Konsequenzen der Lösun- 
gen hinweist, den Kosten-ZNutzenaspekt für den Kunden und 
das Unternehmen berüeksiehtigt und Hilfsmittel zielgeriehtet 
einsetzt. Bei den faehliehen Inhalten wird vor allem bewertet, 
welehe Aspekte und Produkte angesproehen werden. Hier zählt 
insbesondere die angemessene Anzahl entspreehender Produk- 
te und die Riehtigkeit ihrer Darstellung und Bewertung. 

Die Veröffentliehung eines entspreehenden Leitfadens ist eine 
gute Grundlage für eine einheitliehe und saehgereehte Vor- 
gehensweise bei der Durehführung dieses Prüfungsteils. Sie 
wurde dureh eine intensive fläehendeekende Prüfersehulung 
ergänzt. Dies erfolgte im Modellvorhaben dureh die Bereit- 
stellung von Sehulungsmaterialien und Videofilmen mit Posi- 
tivbeispielen. Über ein Multiplikatorenkonzept wurde versueht 
sieherzustellen, dass alle der rund 2.000 Prüfer und Prüferinnen 
in der Versieherungswirtsehaft die Mögliehkeit erhalten, in der 
Durehführung des Kundenberatungsgespräehs gesehult zu wer- 
den. 

Für die Entwieklung sehriftlieher Prüfungsaufgaben wurde im 
Rahmen des Modellversuehs zudem ein spezielles Qualitäts- 
sieherungsverfahren entwiekelt. Dabei wurden die Aufgaben 
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zunächst von regionalen Arbeitsgruppen entworfen. Der Leiter 
der Arbeitsgruppe (regionaler Koordinator) überprüfte in einem 
ersten Schritt, ob die formalen Anforderungen an die Qualität 
eingehalten wurden. Nach dem Versand der Aufgaben an Fach- 
experten aus anderen Regionen und aus anderen Unternehmen 
wurden die Aufgaben mit dem Ziel gegengelesen, regionale 
und untemehmensspezifische Besonderheiten auszufiltem. Die 
abschließende Überarbeitung war dem ursprünglichen Autor 
Vorbehalten, der auf diese Weise selbst Gewinn aus den Ände- 
rungsanregungen ziehen konnte, die sich in der Revisionsphase 
ergeben hatten. Um den Entwicklungsprozess möglichst effek- 
tiv zu gestalten, wurde bei Meinungsunterschieden sowohl dar- 
auf verzichtet langwierige und der Aufgabenentwicklung wenig 
dienliche Diskussionen zu fahren, als auch auf die Einschaltung 
weiterer Experten; strittige Aufgabenentwürfe wurden aus dem 
Qualitätssicherungsprozess herausgenommen. Nach Eingabe 
der überarbeiteten Aufgabe in die zentral geführte Aufgaben- 
bank, weiteren Überprüfungen und Erprobungen und der ab- 
schließenden Endkontrolle flössen die „qualitätsgesicherten“ 
Aufgaben in eine Aufgabenbank beim Fachausschuss. Dieses 
mehrstufige Verfahren führte zu einer sehr wirksamen Optimie- 
rung des gesamten Aufgabenentwicklungsprozesses mit dem 
Ziel, bundeseinheitliche und handlungsorientierte Prüfüngsauf- 
gaben erstellen zu können. 

Insgesamt ist die Entwicklung der Prüfung in der Versiche- 
rungswirtschaft ein positives Beispiel dafür, wie neue Prü- 
füngsformen vorbereitet und implementiert werden. Wesentlich 
ist dabei, dass ein Prototyp der Prüfüngsform Kundenbera- 
tungsgespräch geschaffen wurde, auf den sich vergleichbare 
Prüfungsteile in anderen Berufen stützen können. So wurde 
inzwischen das Kundenberatungsgespräch als Prüfüngsteil 
auch im Bankgewerbe und bei Sozialversicherungsfachange- 
stellen eingeführt. Darüber hinaus erwies sich diese Form als 
geeignete Grundlage für den Prüfüngsteil „gastorientiertes 
Gespräch“ im Hotel- und Gastgewerbe. 

• Prüfungen in den Gastgewerbeberufen - 
das gastorientierte Prüfungsgespräch 

Bei der Neuordnung der Gastgewerbeberufe wurde der Gast- 
orientierung ein besonderer Stellenwert beigemessen. Bei der 
Prüfung wird dies über die Form des gastorientierten Gesprächs 
aufgegriffen. Der Verordnungstext lässt die konkrete Form des 
gastorientierten Gesprächs offen. Festgelegt ist allein, dass es 
von einer zuvor praktisch zu bearbeitenden komplexen Prü- 
füngsaufgabe ausgehen und höchstens 20 Minuten geführt wer- 
den soll. Damit sind unterschiedliche Ausgestaltungen möglich. 
Naheliegend ist jedoch eine Gesprächssimulation. Um hier eine 
einheitliche Vorgehensweise zu erreichen, wurde im Rahmen 
eines vom Bundesinstitut für Berufsbildung durchgeführten 
Vorhabens^) ein Konzept für das gastorientierte Gespräch ent- 
wickelt und zu einem Leitfaden mit konkreten Hilfestellungen 
für die Planung, Durchführung und Bewertung des Prüfüngsge- 
sprächs ausgearbeitet 

Das Konzept greift wesentliche Elemente des Kundenbera- 
tungsgesprächs aus der Versicherungswirtschaft auf Auch 
beim gastorientierten Gespräch nimmt der Prüfling die Rolle 
der Fachkraft ein, der Prüfer übernimmt die Rolle des Gastes. 
Der Gesprächsaufbau selbst sollte sich an dem typischen 


*) „Dokumentation über Weiterentwicklungen der in neuen Aus- und 
Fortbildungsberufen enthaltenen Prüfungsregelungen“ 

OVgl. Droux, S. „Praktische Abschlussprüfungen in den gastgewerb- 
lichen Ausbildungsberufen“; in: Korioth, T./Schmidt, J. U. (Hrsg.): 
„Aktualisierte Prüfungen für die Hotel- und Gastgewerbeberufe“, 1999 


Ablauf eines Gespräehes mit Gästen orientieren. Generell las- 
sen sieh dabei vier Phasen unterscheiden: Gespräehsanfang, 
Begrüßung - Ermittlung der Gastbedürfnisse - Beratung, Infor- 
mation, Angebotsunterbreitung - Ergebniszusammenfassung, 
Gespräehsabsehluss. Es liegt in der Verantwortung des Prüf- 
lings, das Gespräeh in dieser Form zu strukturieren. 

Beim gastorientierten Gespräch geht es folglich nicht allein 
darum, Faehkenntnisse zu prüfen. Der Prüfling soll vielmehr 
seine kommunikativen Fähigkeiten unter Beweis stellen und 
dabei gleiehzeitig sein Fachwissen auf die konkrete Gespräehs- 
situation bezogen einbringen. 

Dazu wird eine konkrete berufstypisehe Ausgangssituation 
beschrieben, die z.B. einige Informationen über den Gast und 
sein generelles Anliegen enthält. Des Weiteren ist die Aus- 
gangssituation so beschaffen, dass sie es dem Prüfling ermög- 
lieht, die Lösung der komplexen Aufgabe dem Gast als Ange- 
bot zu unterbreiten. Im Verlauf des Gespräehs bringt der Prüfer 
einige - anhand der Aufgabenlösung vorbereitete - Fragen ein, 
die bestimmte Aspekte des unterbreiteten Angebots betreffen. 
Diese Fragen sind primär darauf ausgerichtet, Faehwissen im 
Hinbliek auf die konkreten Wünsche des Gastes anzuwenden. 

Die Bewertung des Gespräehs erfolgt anhand eines Beobaeh- 
tungs- und Bewertungsbogens. Aufgeführt sind Bewertungs- 
kriterien für die Aspekte gastorientierte Gesprächsführung und 
Fachkompetenz sowie Hinweise für die Vergabe von Punkten. 
Vorgesehlagen wird, die gastorientierte Gespräehsführung mit 
60% und das faehliehe Wissen mit 40% zu gewichten. 

Eine erste Erprobung des Konzepts soll parallel zu der noch 
nach der alten Verordnung durchgeführten Absehlussprüfung 
im Sommer 2000 erfolgen. Damit können noeh rechtzeitig vor 
der ersten regulären Prüfung naeh der neuen Verordnung ggf 
notwendige Überarbeitungen vorgenommen werden. Gleieh- 
zeitig werden die Prüfer und Prüferinnen über die Erprobung 
darin geschult, mit der neuen Prüfüngsform umzugehen. 

• Computergestützte Prüfungen in kaufinännischen Berufen^) 

Die 1980 besehlossene Empfehlung für die Vereinheitliehung 
von Prüfungsanforderungen in Ausbildungsordnungen diffe- 
renziert naeh gewerbliehen Berufen und kaufinännisch- verwal- 
tenden Berufen. Die Absehlussprüfung in gewerbliehen Beru- 
fen soll in eine Fertigkeitsprüfung, in der Arbeitsproben oder 
Prüfstüeke angefertigt werden und eine schriftliehe Kennt- 
nisprüfung unterteilt sein. In kaufmännisch-verwaltenden Be- 
rufen sollen Fertigkeiten und Kenntnisse einerseits sehriftlieh, 
andererseits im Prüfungsfach „Praktische Übungen“ geprüft 
werden. Die „Praktisehen Übungen“ werden in der Regel als 
mündliche Prüfung durehgeführt. Prüfungen, die Fertigkeiten 
praktiseh, d. h. dureh die Anfertigung von Arbeiten, die sieh mit 
Arbeitsproben oder Prüfungsstüeken vergleiehen lassen, erfas- 
sen, sind bei kaufmänniseh-verwaltenden Berufen eine Aus- 
nahme. 

Im kaufmännisehen Bereieh wurde mit der Neuordnung der 
Büroberufe 1991 (Kaufinann/Kauffrau für Bürokommunika- 
tion, Bürokaufmann/Bürokauffrau) und 1992 (Fachangestell- 
ter/Fachangestellte für Bürokommunikation) praktisehe Prü- 
fungen mit untersehiedlichen Schwerpunkten und Zeitvorgaben 
eingeführt. So sollen Kaufleute für Bürokommunikation im 
Prüfungsfaeh „Informationsverarbeitung“ Aufgaben zur Text- 
formulierung und -gestaltung, formgereehten Briefgestaltung 
nach kurzschriftlicher Aufnahme und zur Aufbereitung und 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 3.2.5 
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Darstellung statistischer Daten bearbeiten und im Prüfungsfach 
„Sekretariats- und Fachaufgaben“ eine Aufgabe mit Arbeits- 
und Organisationsmitteln bearbeiten. Ähnlich sind die Prü- 
fiingsanforderungen für die Fachangestellten für Bürokommu- 
nikation gestaltet. Bürokaufleute werden in den Fächern „Auf- 
tragsbearbeitung und Bürokommunikation“ und „Informations- 
verarbeitung“ geprüft. 

ln der Regel wird in diesen Prüfungsfächern die Fertigkeit im 
Umgang mit Standardsoftware (vor allem Textverarbeitung 
und Tabellenkalkulation) überprüft. Möglich wäre aber, z.B. 
im Prüfungsfach „Auftragsbearbeitung und Büroorganisation“, 
auch der Einsatz eines Warenwirtschaftssystems. Mit derartiger 
Software können grundsätzlich über reine Softwareanwendung 
hinausgehende Fertigkeiten und Kenntnisse, wie die kaufmän- 
nische Problemlösefähigkeit, handlungsorientiert und praxis- 
nah erfasst werden^). Dass die Verwendung von Warenwirt- 
schaftssystemen oder entsprechenden Simulationsprogrammen 
in der Abschlussprüfung der bürowirtschaftlichen Berufe nicht 
am Ausbildungs- und Arbeitsalltag der Auszubildenden vorbei- 
geht, belegen Ergebnisse der Evaluation der Büroberufe: So 
war „EDV“ der am häufigsten genannte Bereich von während 
der Ausbildung erworbenen Zusatzqualifikationen und nahm 
auch unter dem erfragten Weiterbildungsbedarf die erste Stelle 
ein. Unter „EDV“ wurden u. a. branchenspezifische Software, 
vertiefte Kenntnisse von Betriebssystemen, Finanzbuchhal- 
tungsprogramme, Datenbanken und Online-Anwendungen 
zusammengefasst ^). 

Über die bürowirtschaftlichen Berufe hinaus hat sich das Kon- 
zept einer praktischen Prüfung in den Neuordnungs verfahren 
kaufmännischer Berufe in den letzten Jahren (z.B. Kauf- 
mann/Kauffrau für audiovisuelle Medien, Versicherungskauf- 
maruW ersicherungskauffrau oder Buchhändler/Buchhänd- 
lerin) nicht durchgesetzt, wenn auch der informationstech- 
nische Anteil in der Ausbildung insgesamt gestiegen ist. Ob der 
Grund hierfür in den organisatorischen Problemen begründet 
ist, die der verstärkte Einsatz von Computern für Prüfungen im 
dualen System bedeuten würde, oder ob dafür inhaltliche oder 
formale (z.B. die Vereinheitlichungsempfehlung) Gründe vor- 
liegen, wird derzeit vom Bundesinstitut für Berufsbildung 
untersucht. 

Die Einführung der Prüfungsform „Durchführung und Doku- 
mentation einer betrieblichen Projektarbeit“ in den IT-Berufen, 
von denen zwei (IT- Sy stem-Kaufmann/IT- System-Kauffrau 
und Informatikkaufmann/Informatikkauffrau) kaufmännisch 
ausgerichtet sind, belegt, dass neben verschiedenen Ausrichtun- 
gen computergestützter Prüfungen (d.h. eher auf die Soft- 
warebeherrschung oder stärker auf das Verständnis für kauf- 
männische Problemstellungen und Entscheidungssituationen 
bezogene Aufgaben) auch für kaufmännische Berufe noch 
weitere Prüfungsformen zur Verfügung stehen, die eine größe- 
re Praxisnähe ermöglichen. Dem Einsatz von Simulations- 
programmen oder anderer Software zur Erfassung von kauf- 
männischer Problemlösefähigkeit in Prüfungen stehen zur Zeit 


‘)Vgl. Korswird, R., u.a.: „Die computergestützte Arbeitsprobe. Eine 
neue Form der Leistungsmessung und Beurteilung in kaufmännischen 
Berufen“ und Müller, H. D.: „Handlungsorientierte Prüfungsaufgaben 
bei IHK-Abschlussprüfungen unter Einsatz der Simulationssoftware 
SIMBA und HANSE. Erfahrungen und Beispiele“; in: Schmidt, J. 
U./Gutschow, K. (Hrsg.): „Vom Papier zum Bildschirm. Computer- 
gestützte Prüfungsformen.“, Bundesinstitut für Berufsbildung, Berichte 
zur beruflichen Bildung, Heft 229, 1999; vgl. ferner Berufsbildungsbe- 
richt 1997, Kapitel 3.3.3 

Vgl. Orth, B.: „Evaluation der Büroberufe - Bürokaufmann/Bürokauf- 
frau (Handwerk)“, Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Wissen- 
schaftliche Diskussionspapiere, Heft 35, 1998 


noch Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Auswertung 
entgegen: Für die Lösung von Aufgaben in kaufmännisehen 
Simulationsprogrammen gibt es häufig nicht mehr die eine 
riehtige Antwort, sondern verschiedene, die je naeh Zielvor- 
gabe untersehiedlich gut oder aber aueh gleiehwertig sein kön- 
nen. Hier, wie aueh bei der Beurteilung von Leistungen, die in 
anderen neuen Prüfungsformen, z.B. bei der betrieblichen Pro- 
jektarbeit, erbraeht werden, verändern sieh die Anforderungen 
an die Auswertung hin zu der Anwendung von Kriterienkata- 
logen. 

Zwischenbilanz und Perspektiven 

Mit der stärkeren Berüeksiehtigung von Handlungs- und Pro- 
zessorientierung in der Berufsausbildung sind die bisherigen 
(herkömmlichen) Prüfungsstrukturen und -verfahren zuneh- 
mend in die Kritik geraten. Vor allem wurde beanstandet, dass 

1 . Prüfungsanforderungen nieht die Anforderungen im Beruf 
abbilden, insbesondere Gesichtspunkte wie Sehlüsselqualifi- 
kationen, Prozessverständnis ete. und deshalb 

2. kein gut geeignetes Instrument zum Messen von Berufs- 
befähigung sind, aueh weil sie 

3. zu sehr auf das Abfragen lexikalischen Wissens abstellen, 

4. an den Bedürfnissen der Betriebe Vorbeigehen, da Prüfungen 
bzw. Vorbereitung nieht oder nur sehwer in betriebliche 
Abläufe integrierbar sind und 

5. wenig Raum zur Berüeksiehtigung von betriebliehen Beson- 
derheiten und Differenzierungen lassen. 

Mit der Neuordnung bzw. Weiterentwieklung der anerkannten 
Ausbildungsberufe wurden aueh neue Konzepte und Strukturen 
für Abschlussprüfungen in Ausbildungsordnungen eingeführt. 
Diese Konzepte sollen den wesentliehen Kritikpunkten zur 
Durehführung der Absehlussprüfungen begegnen. Beispielhaft 
sind zu erwähnen: 

-Die betriebliche Projektarbeit (z.B. IT-Berufe), die aus dem 
Betriebsalltag entnommen und im Betrieb ausgeführt wird. 
Damit wird die Prüfung betriebsnäher und lässt aueh für den 
Betrieb verwertbare Ergebnisse entstehen. Zugleich trägt sie 
dazu bei, die Handlungs- und Projektorientierung im Sinne 
ganzheitlieher Zusammenhänge in Absehlussprüfungen ein- 
zubeziehen. 

-Das Kundenberatungsgespräeh in der praktisehen Prüfung 
kaufinänniseher Berufe (VersieherungskaufmannWersiehe- 
rungskauffrau), das aueh die, besonders für Dienstleistungs- 
berufe so wichtige, kommunikative Kompetenz zum Gegen- 
stand der Prüfung maeht und vom Abfragen lexikalischen 
Wissens in mündliehen Prüfungen abrüekt. 

- Ganzheitliche Aufgaben bzw. integrierte Prüfungen (IT-Be- 
rufe, Teehniseher Zeiehner/Technisehe Zeiehnerin), die die 
klassisehe Trennung zwisehen theoretiseher und praktiseher 
Prüfung zugunsten ganzheitlieher handlungsorientierter 
Ansätze aufhebt und damit Ausbildung, betriebliche Realität 
und Prüfungsgesehehen stärker einander annähert. 

Die Einführung dieser neuen Prüfungsanforderungen hat aueh 
Auswirkungen auf die Prüfungspraxis mit entsprechenden 
Anpassungs- und Übergangsproblemen. Die notwendigen Um- 
stellungen bei den zuständigen Stellen, Prüfern und Prüferin- 
nen, Betrieben und Auszubildenden erfordern Information - 
und teilweise aueh Schulung - für den Umgang mit den neuen 
Anforderungen. Um diese Umsetzungsarbeit zu unterstützen, 
hat das Bundesministerium für Bildung und Forsehung modell- 
haft zwei Vorhaben gefördert: Für die neuen IT-Berufe werden 
für die betriebliche Projektarbeit Auswahl- und Bewertungs- 
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kriterien sowie eine Beispielsammlung - auch für ganzheitliche 
Aufgaben - erarbeitet. Erste Ergebnisse sind den zuständigen 
Stellen und Betrieben bereits zur Verfügung gestellt worden, 
die Projektergebnisse insgesamt sollen Anfang 2000 vorliegen. 
Für den Beruf VersicherungskaufmannWersicherungskauffrau 
wurde im Rahmen eines Modellvorhabens gemeinsam mit der 
Versicherungswirtschaft und den Kammern die praxisgerechte 
Einführung der neuen handlungsorientierten Prüfüngsstruktur 
einschließlich eines Qualitätssicherungskonzepts gefördert. 

Zwischen den an der Berufsausbildung Beteiligten besteht 
weitgehend Einvernehmen darüber, dass die handlungsorien- 
tierte Ausbildung in Betrieb und Berufsschule sich stärker als 
bisher auch in der Abschlussprüfung widerspiegeln muss und 
dass handlungsorientierte Ausbildung und handlungsorientierte 
Abschlussprüfung zwei Seiten derselben Medaille sind. In dem 
Beschluss der Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ des 
Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit 
vom 22. Oktober 1999^) ist dieser Zusammenhang deshalb 
auch noch einmal ausdrücklich betont worden. Dort heißt es: 
„Handlungsorientierte Berufsausbildung sowie komplexe und 
zunehmend an betrieblichen Prozessen orientierte Ausbildungs- 
inhalte müssen nach Auffassung der Bündnispartner stärker als 
bisher auch in den Abschlussprüfungen ihre Entsprechung fin- 
den. Modelle, die das berufstypische Handeln einer Fachkraft 
im Geschäfts- bzw. Produktionsprozess stärker in den Mittel- 
punkt stellen, sind zu evaluieren, um sie auf dieser Grundlage - 
auch unter Berücksichtigung prüfungsökonomischer Aspekte - 
weiterzuentwickeln und ihre Einführung in einem breiteren 
Berufsspektrum zu unterstützen. Dabei sollten auch die Mög- 
lichkeiten neuer Medien genutzt werden. Die Bündnispartner 
werden darauf hinwirken, dass Betriebe und Mitglieder von 
Prüfungsausschüssen auf so veränderte Prüfungsverfahren vor- 
bereitet werden, um die neuen Anforderungen konsequent in 
die Prüfungspraxis umzusetzen.“ 

Vor diesem Hintergrund wird auf Grundlage der mit neuen Prü- 
fungsstrukturen gewonnenen Erfahrungen zu prüfen sein, ob 
und inwieweit die angestrebten Ziele mit den bereits entwickel- 
ten Konzepten erreicht werden oder ob andere/weitere Über- 
legungen und Fortentwicklungen notwendig sind. Die Bun- 
desressorts haben daher das Bundesinstitut für Berufsbildung 
beauftragt, die neuen Prüfungskonzepte zu evaluieren. Dabei 
wird auch die Frage der Prüfungsökonomie zu berücksichtigen 
sein. Denn, es besteht ein gewisses Spannungsverhältnis 
zwischen dem Wunsch nach stärkerer Handlungsorientierung, 
Differenzierung und betrieblicher Einbindung von Prüfungen 
und der rationellen Durchführung der Prüfungen (z.B. durch 
bundeseinheitlich erstellte, gebundene und damit leichter korri- 
gierbare Prüfungsaufgaben, Vermeiden von Einzelprüfungen, 
hohe Anwesenheitszeiten von Prüfungsausschussmitgliedem 
u. ä.). Außerdem stellen sich neue Fragen im Hinblick auf die 
Sicherung von Validität, Reliabilität und Objektivität bei der 
Durchführung der Prüfungen. 

Ferner wird zu klären sein, inwieweit mit den bisherigen 
Reformansätzen die Möglichkeiten des bestehenden Rechtsrah- 
mens ausgeschöpft sind bzw. welche weiteren, neuen Ansätze 
in diesem Rahmen realisierbar sind. 


9 Vgl. auch Teil I, Kapitel 5 


3.7 Personal in der betrieblichen 
Ausbildung 

3.7.1 Entwicklung der Ausbilder-Eignungsprüfun- 
gen und Meisterprüfungen 

Nach den gesetzlichen Bestimmungen ist für die Ausbildung im 
dualen System festgelegt, dass nur ausbilden darf, wer dazu 
persönlich und fachlich geeignet ist. Die Eignung nachweisen - 
in der Regel durch die Ausbilder-Eignungsprüfung - muss nur, 
wer für die Planung und Durchführung der Ausbildung verant- 
wortlich ist. Die Betriebe melden diese Mitarbeiter und Mitar- 
beiterinnen dann den zuständigen Stellen. Von den bei den 
Kammern als verantwortlich gemeldeten Ausbildern und Aus- 
bilderinnen ist jedoch nur eine Minderheit ausschließlich mit 
dieser Aufgabe befasst; die überwiegende Mehrheit, nach 
Schätzungen des Bundesinstituts für Berufsbildung rund 94%, 
bildet nebenberuflich aus, d.h. im Rahmen ihrer Produktions- 
oder Dienstleistungsfunktion. 

1998 legten in den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel, 
Handwerk, Öffentlicher Dienst, Landwirtschaft und Hauswirt- 
schaft (städtischer Bereich) insgesamt 50.377 Personen mit 
Erfolg eine Ausbilder-Eignungsprüfung ab (vgl. Übersicht 61). 
Davon waren - wie schon in den letzten Jahren - insgesamt 
rund ein Drittel (35,3%) Frauen; in den neuen Ländern war 
dieser Anteil mit 42,9% noch um einiges höher. Auf die neuen 
Länder entfielen 10.525 bestandene Ausbilder-Eignungs- 
prüfungen; damit ist ihr Anteil im Vergleich zu 1997 von 
19,2% auf 20,9% gestiegen. 

Die Zahl der Befreiungen von der Ausbilder-Eignungsprüfung 
lag 1998 im Ausbildungsbereich Industrie und Handel bei 
28.27 1 ; sie hat sich damit gegenüber 1997 weiter um rund 25 % 
erhöht, nachdem bereits von 1996 auf 1997 ein Anstieg um 
16% zu verzeichnen gewesen war. Diese Entwicklung hat ihre 
Ursache in einer 1996 erfolgten Änderung der Ausbilder-Eig- 
nungsverordnung, der zufolge die zuständigen Stellen in Aus- 
nahmefällen vom Nachweis der berufs- und arbeitspädago- 
gischen Eignung durch eine Prüfung befreien können, wenn 
eine ordnungsgemäße Ausbildung sichergestellt ist. 

Die Verteilung der bestandenen Ausbilder-Eignungsprüfungen 
auf die verschiedenen Ausbildungsbereiche zeigt Übersicht 62. 
Die Zahlen machen deutlich, dass sich hier im Vergleich zu 
1997 nur geringfügige Veränderungen ergeben haben. Eine 
regionale Betrachtungsweise zeigt jedoch einerseits, dass die 
Ausbildungsbereiche Öffentlicher Dienst und Landwirtschaft in 
den neuen Ländern noch immer ein vergleichsweise stärkeres 
Gewicht bei den Ausbilder-Eignungsprüfungen einnehmen; 
hier standen Anteilswerten von 4,7% bzw. 0,8% in den alten 
Ländern solchen von 7,1 % bzw. 4,7% in den neuen Ländern 
gegenüber. Andererseits ist die dominierende Stellung von 
Industrie und Handel in den alten Ländern mit rund 75 % noch 
stärker ausgeprägt als in den neuen Ländern mit rund 65 %; das 
Handwerk kommt auf einen Anteil von 19,3 % in den alten und 

23.1 % in den neuen Ländern. 

Die Zahl der bestandenen Meisterprüfungen in den Bereichen 
Industrie und Handel, Handwerk, Öffentlicher Dienst, Land- 
wirtschaft und Hauswirtschaft lag 1998 bei 50.320, gegenüber 
52.462 im Jahr 1997, was einem Rückgang um 4% entspricht 
(vgl. Übersicht 63). Von 1996 auf 1997 hatte es hier eine 
Abnahme um 6,3 % gegeben. Der Anteil der Frauen an allen 
erfolgreichen Teilnehmern ist 1998 wie 1997 und 1996 mit 
rund 1 1 % konstant geblieben, wobei sich allerdings nach wie 
vor große Unterschiede zwischen den einzelnen Ausbildungs- 
bereichen zeigen. Am höchsten ist der Anteil der Frauen, abge- 
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Übersicht 61: Bestandene Ausbilder-Eignungsprüfungen in allen Ausbildungsbereichen und Befreiungen von 
der Ausbilder-Eignungsprüfung im Ausbildungsbereich „Industrie und HandeP^ 


Jahr 

B estandene Ausbilder-Eignungsprüfimgen 
in allen Ausbildungsbereichen 

Befreiungen von Ausbilder-Eignungsprüfungen 
im Ausbildungsbereich „Industrie und Handel“ 


Insgesamt 

Alte Länder 

Neue Länder 

Insgesamt 

Alte Länder 

Neue Länder 

1994 

52.176 

43.705 

8.471 

10.695 

9.747 

948 

1995 

52.180 

43.317 

8.863 

11.729 

10.585 

1.144 

1996 

50.296 

40.885 

9.411 

19.361 

14.255 

5.106 

1997 

49.006 

39.613 

9.393 

22.552 

16.621 

5.931 

1998 

50.377 

39.852 

10.525 

28.271 

18.694 

9.577 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 55, Seite 112 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung 1994 bis 1998 sowie jährliche Arbeitsunterlage „Berufliche Bildung“ 


sehen von dem Bereich Hauswirtschaft (99%), in der Landwirt- 
schaft mit 20,5% sowie im Handwerk mit 12,3%. Der Öffent- 
liche Dienst stellte 1998 9,2 %, Industrie und Handel 4,4% aller 
neuen Meisterinnen. 

Die Gesamtzahl der Ausbilder und Ausbilderinnen ist auch 
1998 weiter gestiegen. So waren in den Ausbildungsbereichen 
Industrie und Handel, Öffentlicher Dienst, Landwirtschaft, 
Freie Berufe und Hauswirtschaft (städtischer Bereich) insge- 
samt 555.673 Personen als Ausbilder registriert; dies ist 
gegenüber 1997 ein Zuwachs um 27.627 bzw. fast 5%. Aus- 
schlaggebend ist hier die Entwicklung in den neuen Ländern 
mit einem Anstieg von 23,5% gegenüber 1,4% in den alten 
Ländern. Wie schon in den Vorjahren war fast jede vierte als 
Ausbilder gemeldete Person eine Frau, wobei nach wie vor in 
den neuen Ländern mit 41 % ein im Vergleich zu den alten Län- 
dern höherer Frauenanteil zu verzeichnen ist. Im Handwerk gibt 
es keine gesonderte Erfassung der für die Ausbildung Verant- 
wortlichen, da dies generell die Meister und Meisterinnen sind, 
die mit der Meisterprüfung auch die Anforderungen für die 
Ausbilder-Eignung erfüllen, ln jedem ausbildenden Hand- 
werksbetrieb kann daher von mindestens einer persönlich und 
fachlich geeigneten Person ausgegangen werden. Nach der 
Statistik des Deutschen Handwerkskammertags gab es zum 
31. Dezember 1998 in den alten Ländern 173.312 (1997: 
171.910) und in den neuen Ländern 51.037 (1997: 49.673), ins- 
gesamt damit 224.349 Ausbildungsbetriebe (1997: 221.583) 
und damit auch mindestens diese Anzahl ausbildender Meister 
und Meisterinnen. 

Unter Einschluss des Handwerks ergibt sich somit über alle 
Ausbildungsbereiche für 1998 die Anzahl von insgesamt 
780.022 Ausbildern und Ausbilderinnen (alte Länder: 640.152, 
neue Länder: 139.870). Bundesweit war dies gegenüber 1997 
ein Zuwachs um rund 29.400 bzw. 3,8%. Hinter dieser Zahl 
verbergen sich jedoch sehr unterschiedliche Entwicklungen in 
den alten und neuen Ländern. So hat sich gegenüber 1997 die 
Anzahl aller Ausbilder und Ausbilderinnen in den alten Län- 
dern um 1,1 % erhöht (1997: 1,7%). In den neuen Ländern gab 
es im Vergleich dazu einen weit größeren Anstieg um 15,9% 
(1997: 5,1%). 

1998 waren nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 
49,6 % aller Ausbilder und Ausbilderinnen im Bereich Industrie 
und Handel tätig und 28,7% im Handwerk. Auf die Freien 
Berufe entfielen 14,1 %, den Öffentlichen Dienst 4,1 % und auf 
die Landwirtschaft 2,9%. Hier hat es im Vergleich zu 1997 und 
1996 nur geringfügige Änderungen gegeben. Bemerkenswert 
ist, dass in den neuen Ländern das Handwerk mit 36,5 % immer 
noch einen deutlich höheren Anteil an Ausbildern und Ausbil- 
derinnen aufweist als in den alten Ländern mit 27,1 %. 


Im Jahr 1998 bestanden in Deutschland insgesamt 1.657.764 
Ausbildungsverhältnisse. Setzt man diese Zahl in Beziehung zu 
derjenigen der Ausbilder und Ausbilderinnen (einschließlich 
Handwerk), ergeben sich folgende Relationen: In den alten 
Ländern kamen auf 1.301.166 Auszubildende insgesamt 
640.152 Ausbilder und Ausbilderinnen; das ist eine Quote von 
rund zwei zu eins; in den neuen Ländern gab es für 356.598 
Auszubildende 139.870 Ausbildungskräfte. Die höhere Quote 
in den neuen Ländern erklärt sich nach wie vor durch den hohen 
Anteil Auszubildender in außerbetrieblichen Ausbildungsmaß- 
nahmen der Ausbildungsbereiche Industrie und Handel, Land- 
wirtschaft und Hauswirtschaft. 

3.7.2 Lehren und Lernen im Prozess der Arbeit - ein 
Seminarkonzept für das Ausbildungspersonal 

Der Lemort Arbeitsplatz und das Lernen im Prozess der Arbeit 
werden seit einigen Jahren wieder sehr nachgefragt ^). Es gibt 
allerdings nur wenige schlüssige praxisorientierte Konzepte, 
die auf das Lernen im unmittelbaren Arbeitsprozess bezogen 
sind und die sowohl die Aus- als auch die Weiterbildung betref- 
fen. Das in Modellvorhaben insbesondere mit Blick auf große 
industrielle Betriebe entwickelte und in der betrieblichen Praxis 
erprobte Leminselkonzept^) kann in die Kategorie „lemhaltige 
Konzepte für das Lernen am Arbeitsplatz“ eingeordnet werden; 
es findet in den Betrieben allgemeine Akzeptanz. Insbesondere 
Führungskräfte in Fertigung und Montage stehen dieser inte- 
grierten Form des Lernens und Arbeitens positiv gegenüber. Sie 
sehen darin ein adäquates Angebot für betriebliche Transforma- 
tionsprozesse. 

Lernen am Arbeitsplatz erfährt aber nicht immer und überall 
ungeteilte Zustimmung. Hauptberufliche Ausbilder und Ausbil- 
derinnen z.B. bewerten dezentrale Bildungskonzepte zwar 
wohlwollend, gehen jedoch distanziert bzw. zögerlich an deren 
Umsetzung. Dies resultiert vielfach aus der Meinung, Lernen in 
der Arbeit erfolge unsystematisch. Folglich sind sie bemüht, fär 
das Lernen am Arbeitsplatz analog der Prinzipien für das 
Lernen in zentralen Lemorten einen hohen Grad an Struk- 
turiertheit zu reklamieren. 


Q VgL: „Lernen im Prozess der Arbeit“, Bundesinstitut für Berufsbildung 
(Hrsg.), Ergebnisse, Veröffentliehungen und Materialien, 1998 

ü In der Modellvorhabenreihe „Dezentrales Lernen“ sind Arbeiten und 
Lernen verbindende Lemformen, wie die Leminsel, teilweise neu und 
teilweise weiterentwiekelt worden. Zu den Ergebnissen dieser Modell- 
vorhaben vgl. Berufsbildungsberieht 1997, Kapitel 3.3.4, zum Lem- 
inselkonzept vgl. Berufsbildungsberieht 1998, Kapitel 3.4.3. 
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Übersicht 62: Bestandene Ausbilder-Eignungs- 
prüfungen nach Ausbildungsbereichen 1997 und 
1998 in Prozent 



19970 

1998 0 

Industrie und Handel 

72,5 

72,6 

Handwerk 

20,0 

20,1 

Öffentlieher Dienst 

5,3 

5,2 

Landwirtsehaft 

1,9 

1,6 

Hauswirtsehaft^) 

0,2 

0,4 

9 Abweichungen zu 100 durch Auf- und Abrunden möglich 

9 Hauswirtschaft im städtischen Bereich 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, 
Berufliche Bildung 1997 und 1998 


Leminseln werden von Seiten des Ausbildungspersonals nicht 
selten gleichgesetzt mit den üblichen Betriebseinsätzen, bei 
denen es vor allen Dingen um die Komplettierung handwerk- 
licher Fertigkeiten geht und darum, das Erlernte unmittelbar im 
Arbeitsprozess umzusetzen. Die Funktion von Leminseln reicht 
jedoch weit darüber hinaus und umfasst außer produktions- 
nahen Fachkompetenzen vor allem deren Verknüpfung mit 
Methoden- und Sozialkompetenzen. Diese werden zudem 
erweitert um typische Qualifikationen, die sich aus der techno- 
logischen und arbeitsorganisatorischen Entwicklung ergeben, 
wie „Sensibilisiemng für Verändemngsprozesse“, „Lernen 
vom Organisationswandel“, „Wahrnehmung von Gestaltungs- 
optionen“, „Mitwirkung bei der Lösung von Koordinations- 
problemen“, „Kooperatives Lernen und Arbeiten im Team“^). 
Verlangt werden darüber hinaus die Bereitschaft zu ständigem 
Weiterlemen, Verantwortungsbewusstsein, Zuverlässigkeit, 
Initiative und Selbstständigkeit - Eigenschaften, die häufig als 
Selbstkompetenz oder personale Kompetenz bezeichnet wer- 
den. 


Vgl. Novak, H.: „Verlaufsformen betrieblicher Verändemngsprozesse. 
Fallbeispiele aus der Untemehmenspraxis im Kontext der Entwicklung 
und Einführung arbeitsplatzintegrierter Formen des Lernens.“, Manu- 
skript, 1998 


Ein Konzept für den Kompetenz-Transfer vom Seminar in 
die Aus- und Weiterbildungspraxis 

In vielen Betrieben, für die der Aufbau von Leminseln eine 
zweckmäßige Erweitemng der Lemorte hinsichtlich einer ver- 
besserten Bemfsausbildung bedeuten kann, steht die Realisie- 
mng eines derartigen Schrittes noch aus. Dies liegt zumeist an 
fehlenden Informationen über den voraussichtlich anfallenden 
Investitionsaufwand, die laufenden Personalkosten, die qualifi- 
katorischen Voraussetzungen, den organisatorischen Aufwand, 
den zu erwartenden Nutzen der Leminselausbildung für die 
Qualifiziemng der Facharbeiter und die Nachwuchssichemng. 
In einem Vorhaben des Bundesinstituts für Bemfsbildung wird 
deshalb gegenwärtig ein Konzept für die Weiterbildung des 
Ausbildungspersonals zum Thema „Lernen im Prozess der 
Arbeit“ entwickelt. 

Mittels der geplanten Materialien wird intendiert, unter pädago- 
gischen Zielsetzungen betriebliche Abläufe und deren Verän- 
demngen sowie parallel hierzu die Persönlichkeitsentwicklun- 
gen der handelnden Personen zu begleiten und nachhaltig - 
durch kontinuierliche Selbstlemprozesse - zu unterstützen. 
Selbstständigkeitsfördemdes und eigenverantwortliches Han- 
deln der Auszubildenden in der Leminsel erfordert vom Ausbil- 
dungspersonal eine neue Rolle und ein verändertes Selbstver- 
ständnis als Organisator, Moderator, Berater und Begleiter von 
Lern- und Arbeitsprozessen^). Deshalb wird es als unabdingbar 
für eine erfolgreiche Weiterbildung angesehen, im Seminar die 
eigene Rolle der Teilnehmer im Kontext der betrieblichen Aus- 
bildung durch Selbstreflexionen zu hinterfragen und die per- 
sönlichen Erwartungen an die Fortbildung bewusst zu machen. 

Da bei externen Weiterbildungen Reibungsverluste bei der 
Umsetzung des Gelernten in die Aus- und Weiterbildungs- 
praxis entstehen können, wird ein Schwerpunkt des Konzepts 
auf die Umsetzung in firmenintemen Seminaren gelegt. Das 
Einrichten und Betreiben von Leminseln wird dabei in einem 
die Organisationseinheiten übergreifenden Zusammenhang 
gesehen, bei dem sich folgende Aspekte unterscheiden lassen: 
neue Entwicklungen wahmehmen und kontinuierlich beobach- 
ten, betriebliche Verändemngsprozesse entwerfen, Entwick- 
lungspfade gestalten, Impulse gemeinsam setzen, Erfahmngs- 
linien aufbauen und reflektieren, Erkenntnisse systematisch 
auswerten, Verändemngen im Praxisfeld gemeinsam einleiten. 


') Zu den mit einem Leminselkonzept verbundenen spezifisehen Anforde- 
rungen an das Ausbildungspersonal vgl. aueh Berufsbildungsberieht 
1999, Kapitel 3.4.4 


Übersicht 63: Bestandene Meisterprüfungen nach Ausbildungsbereichen 1994 bis 1998 


Ausbildungsbereieh 

Bestandene Meisterprüfungen 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

Industrie und Handel 

14.835 

14.956 

12.461 

11.283 

10.511 

Handwerk 

45.305 

42.358 

39.947 

38.445 

36.913 

Öffentlieher Dienst 

576 

466 

408 

317 

478 

Landwirtsehaft 

3.012 

2.380 

2.483 

1.936 

1.955 

Hauswirtsehaft 0 

731 

603 

681 

481 

463 

Seesehifffahrt 

8 

- 

7 

- 

- 

Insgesamt 

66.467 

60.763 

55.987 

52.462 

50.320 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 56, Seite 112 
') Hauswirtschaft im städtischen Bereich 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 3, Berufliche Bildung 1994 bis 1998 
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Mit dem Konzept wird angestrebt, stärkere Veränderungsim- 
pulse zu hinterlassen als bei klassischen Seminaren und Ver- 
mittlungsformen, indem die Weiterbildung in unmittelbarer 
Nähe zum Arbeitsplatz erfolgt und die für die Lemwirksamkeit 
und Nachhaltigkeit förderlichen Faktoren besonders betont 
werden („Verbindung von auditivem und visuellem Lernen“, 
„Fremderfahrungen aufnehmen und Selbsterfahrungen er- 
leben“ sowie „Umsetzungshilfen mit anderen vor Ort erarbei- 
ten“). Das Konzept lässt sich dabei von der Annahme leiten, 
dass Lernen und Arbeiten in verschiedenen Leminseln auch 
desselben Betriebs jeweils unter spezifischen Bedingungen 
erfolgt, die für den individuellen Lernerfolg bedeutsam sind 
und deshalb in die jeweilige Weiterbildung und den Transfer 
entsprechend einbezogen werden müssen. 

Leminseln werden von der Konzeption her im Regelfall organi- 
satorisch sowohl in die betrieblichen Ausbildungs- wie in die 
Produktionsstmkturen integriert. Dies kann nur gelingen, wenn 
die betreffenden Organisationseinheiten hierzu auch bereit sind 
und sich rechtzeitig auf den neuen Lern- und Arbeitsort vor- 
bereiten. An der Entscheidungsfindung über das Einrichten von 
Leminseln und an deren kontinuierlichem Betreiben sind folg- 
lich zahlreiche betriebliche Akteure aus unterschiedlichen 
Bereichen beteiligt. Bei der Erarbeitung des Seminarkonzepts 
wird deshalb von einem erweiterten Ausbilderbegriff ausge- 
gangen, der folgende Personengmppen einschließt: Meister, 
Gmppensprecher, Entscheidungsträger über betriebliche Lern- 
prozesse und Produktionsleiter. 

3.7.3 Programm zur Qualifizierung von Personal 
der beruflichen Bildung in den neuen Ländern 

Mit dem Programm zur Qualifiziemng von Personal der bemf- 
lichen Bildung (PQO) wird seit 1991 die Aus- und Weiterbil- 
dung des Bemfsbildungspersonals in den neuen Ländern vom 
Bundesministerium fär Bildung und Forschung gefördert. Das 
Bundesinstitut fär Bemfsbildung hat 1992 die fachliche Betreu- 
ung dieses auf zehn Jahre angelegten Programms übernommen, 
das in 2000 seinen Abschluss finden wird. 

Während es in den ersten Jahren vor allem dämm ging, beste- 
hende Defizite beim Übergang in das duale System der Bemfs- 
ausbildung auf den Gebieten der Rechtsgmndlagen, der Prüfun- 
gen und der Qualifiziemng fär den Umgang mit neuen Techno- 
logien abzubauen, entwickelten sich die Vorhaben im PQO- 
Programm im Lauf der Zeit immer stärker zu Einrichtungen des 
Erfahmngsaustausches, der Erprobung von neuen Qualifizie- 
mngskonzepten und der Entwicklung von Hilfen und Hand- 
reichungen fär das Aus- und Weiterbildungspersonal. Die 
Ergebnisse des Förderprogramms haben deutlich gemacht, dass 
mit Unterstützung des Bundes ein wesentlicher Beitrag zum 
Aufbau eines modernen und leistungsfähigen dualen Systems 
und damit auch zur Unterstützung des wirtschaftlichen Um- 
stmkturiemngsprozesses in den neuen Ländern geleistet wor- 
den ist. 

Im Mittelpunkt der Qualifiziemngsmaßnahmen standen auch 
im Jahr 1999 neben dem Transfer von Ergebnissen und Erfah- 
mngen der alten Länder bei der Planung und Durchfähmng der 
bemflichen Bildung die Entwicklung eigener innovativer Kon- 
zepte und Materialien fär die Aus- und Weiterbildung zur 
Lösung spezifischer Probleme in den Unternehmen. Das galt 
vor allem fär die Einfähmng und Nutzung neuer Technologien 
und moderner Formen und Methoden der Aus- und Weiterbil- 
dung sowie die Vermittlung von Schlüsselqualifikationen. 

In Übereinstimmung mit den Ergebnissen von Bedarfsanalysen 
im Bereich der Industrie- und Handelskammern sowie von 
Handwerkskammern in den neuen Ländern sind die beiden fol- 
genden Förderschwerpunkte zugrunde gelegt worden: 


a) Innovative Konzepte für die Aus- und Weiterbildung 

Ziel der Vorhaben ist die Entwicklung und Erprobung neuer 
berufspädagogischer Vermittlungskonzepte. Sie schließen die 
Qualifizierung des Managements/Bildungsmanagements für 
das Angebot von Ausbildungsplätzen und die anspruchsvollere 
Gestaltung der betrieblichen Berufsausbildung ein. Gegenstand 
sind auch die Einfähmng und Vermittlung moderner Informa- 
tions- und Kommunikationstechnik. So wurden 1999 in 18 
Vorhaben innovative Methoden und Formen der Aus- und Wei- 
terbildung sowie neue Lehr- und Lemmaterialien entwickelt 
und erprobt. 

b) Personalqualifizierung für nationale und internationale 
Märkte 

Bei diesen Schwerpunkt geht es primär um die fachliche Wei- 
terbildung des Bildungspersonals zur Unterstützung und Stär- 
kung der Unternehmen für deren erfolgreiches Handeln auf 
deutschen und ausländischen Märkten. 

Trotz der vorgesehenen degressiven Ausgestaltung des Pro- 
gramms konnten viele Vorhaben erfolgreich realisiert werden. 
Die Aktivitäten nahmen in geringerem Maße ab als die zur Ver- 
fügung gestellten Fördermittel. Nachdem 1998 58 Vorhaben 
gefordert wurden, reduzierte sich diese Zahl in 1999 auf 43. 
Des Weiteren wurden 1998 insgesamt 1.643 Veranstaltungen 
durchgefährt, in 1999 waren es 1.001 mit insgesamt mnd 
18.000 Veranstaltungsstunden und mnd 12.600 Teilnehmern 
und Teilnehmerinnen. Dabei setzte sich auch 1999 die Tendenz 
des wachsenden Bedarfs im kaufinännischen und Dienst- 
leistungssektor fort. Dementsprechend wurde mnd die Hälfte 
aller Veranstaltungen in den Bereichen Industrie und Handel, 
Handwerk sowie im Hotel- und Gaststättengewerbe und im 
Bereich der neuen IT- und Medienbemfe durchgefährt^). 

Die Aktivitäten zielen vor allem auf Personen, die mit der Pla- 
nung und Durchfähmng von Aus- und Weiterbildungsmaßnah- 
men in Betrieben den Prozess der Stmkturverändemngen 
unmittelbar gestalten. Weiterhin konstant blieb der hohe Anteil 
an nebenbemfiichen Ausbildern (1999: 65%). Damit wird 
einerseits deutlich, wie sich die wirtschaftliche Stmktur hin zu 
kleinen und mittleren Unternehmen entwickelt hat und dass es 
gelingt, gerade diese Adressaten zu erreichen. 

Das Programm zur Personalqualifiziemng in den neuen Län- 
dern wird sich auch im Jahr 2000 daran orientieren, insbeson- 
dere dem Qualifiziemngsbedarf der kleinen und mittleren 
Unternehmen Rechnung zu tragen, die Entwicklung der Hand- 
lungskompetenz des Aus- und Weiterbildungspersonals zu för- 
dern, die Konzeption der Qualifiziemng den wirtschaftlichen 
Gegebenheiten und Erfordernissen insbesondere der Privat- 
betriebe anzupassen und die Maßnahmen regional und sektoral 
ausgewogen zu gestalten. 


9 Das Programm mit Übersichten und Kurzinformationen über alle Vor- 
haben ist im Bundesinstitut für Berufsbildung erhältlich. Konzepte 
sowie die bisherigen Ergebnisse wurden in der Reihe „Personalquali- 
fizierung in Ostdeutschland“ veröffentlicht. 
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3.8 Kosten und finanzielle Förderung 


3.8.1 Entwicklung der Ausbildungsvergütungen 

ln der dualen Berufsausbildung ist jeder Betrieb gesetzlich ver- 
pflichtet, seinen Auszubildenden eine angemessene Ausbil- 
dungsvergütung zu gewähren (§10 BBiG). In den meisten 
Wirtschaftszweigen wird die Höhe der Ausbildungs Vergütun- 
gen durch die Sozialpartner in Tarifverträgen vereinbart. Die 
für die einzelnen Ausbildungsjahre festgelegten monatlichen 
Vergütungssätze stellen fär die tarifgebundenen Betriebe^) ver- 
bindliche Mindestbeträge dar, d.h. geringere Vergütungen sind 
unzulässig, übertarifliche Zahlungen hingegen möglich. Die 
nicht tarifgebundenen Betriebe orientieren sich bei den Ausbil- 
dungsvergütungen meist an den Tarifvereinbarungen in ihrer 
Branche und Region. Sie können allerdings nach derzeitiger 
Rechtsprechung die tariflichen Sätze um bis zu 20% unter- 
schreiten. 

Bei der betrieblichen Berufsausbildung stellen die Ausbil- 
dungsvergütungen einen der größten Kostenfaktoren dar. Ihr 
durchschnittlicher Anteil an den gesamten betrieblichen Aus- 
bildungskosten (Bruttokosten) beträgt mehr als ein Drittel 
(36%). Auf die Personalkosten der Auszubildenden insgesamt, 
d.h. Ausbildungsvergütungen einschließlich der gesetzlichen, 
tariflichen und freiwilligen Sozialleistungen, entfällt im Durch- 
schnitt die Hälfte der Bruttoausbildungskosten.^) Das Bun- 
desinstitut fär Berufsbildung beobachtet und analysiert im 
Zusammenhang mit seinen bildungsökonomischen For- 
schungsarbeiten seit vielen Jahren die Entwicklung der tarif- 
lichen Ausbildungsvergütungen.^) Die Grundlage bilden dabei 
die vom Bundesministerium fär Arbeit und Sozialordnung 
jeweils aktuell zusammengestellten Angaben zu den Ver- 
gütungsvereinbarungen in den gemessen an den Beschäftigten- 
zahlen bedeutendsten Tarifbereichen. Zum Stichtag 1. Oktober 
werden anhand dieser Daten die durchschnittlichen Ausbil- 
dungsvergütungen fär derzeit 215 Ausbildungsberufe in den 
alten und 174 Ausbildungsberufe in den neuen Ländern er- 
mittelt. In den erfassten Berufen sind gegenwärtig 92% der 
Auszubildenden in den alten und 85 % in den neuen Ländern 
vertreten. 

In den alten Ländern lagen die tariflichen Ausbildungsver- 
gütungen 1999 im Durchschnitt über alle Berufe und Ausbil- 
dungsjahre bei 1.088 DM pro Monat.^) Der Vergütungsanstieg 
gegenüber dem Vorjahr betrug 2,0 % und fiel damit etwas stär- 
ker aus als 1998 (vgl. Schaubild 5). In den neuen Ländern 
beliefen sich die tariflichen Vergütungen 1999 im Gesamt- 
durchschnitt auf 944 DM pro Monat ^). Im Vergleich zum Vor- 
jahr bedeutete dies einen Rückgang um 0,7%. Die Ursache 
hierfär lag im Wesentlichen in der Kürzung der Ausbildungs- 
vergütungen im Bauhauptgewerbe der neuen Länder um 10% 


0 Betriebe sind tarifgebunden, wenn sie dem Arbeitgeberverband ange- 
hören, der den entspreehenden Tarifvertrag abgesehlossen hat. 

9 Vgl. von Bardeleben, R./Beicht, U.: „Betriebliehe Ausbildungskosten 
1997 . Schätzung auf der Basis der Erhebungsergebnisse 1991 “, in: 
Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Berufsbildung in Wissen- 
schaft und Praxis, Heft 1 , 1999 

9 Vgl. Beicht, U.: „Ausbildungsvergütungen in der betrieblichen Berufs- 
ausbildung. Entwicklung der tariflichen Vergütungen von 1976 bis 
1996 .“, Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Berichte zur beruf- 
lichen Bildung, Band 214 , 1997 

9 Bei allen genannten Durchschnittswerten wurden die teilweise tariflich 
vereinbarten altersabhängigen erhöhten Ausbildungsvergütungen be- 
rücksichtigt. 

9 Die tariflichen Ausbildungsvergütungen gelten nur fär die betriebliche 
Ausbildung, nicht für die außerbetriebliche Ausbildung. 


im zweiten und dritten Lehrjahr. 1998 hatte es in den neuen 
Ländern insgesamt noeh eine Vergütungserhöhung von dureh- 
sehnittlieh 1,6% gegeben. 1999 wurden damit in den neuen 
Ländern durehsehnittlieh 87 % der Vergütungshöhe in den alten 
Ländern erreieht, während es 1998 noeh 89% waren. 

Für das Bundesgebiet insgesamt erreehnet sieh auf der Basis 
der Werte in den alten und neuen Ländern fär 1999 eine dureh- 
sehnittliehe tarifliehe Ausbildungsvergütung von 1 .059 DM pro 
Monat. Dies entsprieht einer Erhöhung gegenüber dem Vorjahr 
(1.042 DM) um 1,6%. 

Von Beruf zu Beruf gab es wiederum sehr große Untersehiede 
in der Höhe der tarifliehen Ausbildungsvergütungen. An der 
Spitze befand sieh 1999 - wie seit vielen Jahren - der Beruf 
Gerüstbauer/Gerüstbauerin: In den alten Ländern wurde eine 
Vergütung von durehsehnittlieh 1.870 DM und in den neuen 
Ländern von 1.684 DM pro Monat gezahlt. Aueh in den Be- 
rufen des Bauhauptgewerbes (z.B. Maurer/Maurerin, Zimme- 
rer/Zimmerin, Straßenbauer/Straßenbauerin) waren schon 
immer relativ hohe Vergütungen tariflieh vereinbart: 1999 
lagen sie in den alten Ländern bei durehsehnittlieh 1.488 DM 
und in den neuen Ländern trotz der erfolgten Senkung noeh 
bei 1.241 DM. Sehr hohe Vergütungen gab es in den neuen 
Ländern vor allem im Beruf Versicherungskaufmann/Versiehe- 
rungskauffrau mit durehsehnittlieh 1 .408 DM und in den Be- 
rufen des Druekgewerbes (z.B. Drueker/Druekerin) mit 
1.401 DM; hier ist jeweils die gleiehe Vergütungshöhe wie in 
den alten Ländern erreieht. Beispiele fär eher niedrige Ausbil- 
dungsvergütungen waren 1999 in den alten Ländern die Berufe 
Damensehneider/Damensehneiderin (352 DM), Augenoptiker/ 
Augenoptikerin (633 DM) und Friseur/Friseurin (747 DM), in 
den neuen Ländern die Berufe Friseur/Friseurin (476 DM), 
Modenäher/Modenäherin (556 DM) und Florist/Floristin 
(575 DM). Insgesamt gesehen ist die Vergütungssituation aller- 
dings noch weit differenzierter, als es dureh die berufsspezifi- 
sehen Durehsehnittswerte deutlieh wird. Selbst im gleiehen 
Beruf variieren die tarifliehen Ausbildungsvergütungen je naeh 
Branche und Region zum Teil relativ stark. 

Zwischen den Ausbildungsbereiehen bestanden aueh 1999 
erhebliehe Abweiehungen im Vergütungsniveau. In den alten 
Ländern waren die Vergütungsdurehsehnitte im Öffentliehen 
Dienst (1.220 DM) sowie in Industrie und Handel (1.198 DM) 
vergleiehsweise hoeh, während sie in der Landwirtsehaft 
(986 DM), bei den Freien Berufen (973 DM) sowie im Hand- 
werk (965 DM) deutlieh niedriger lagen. Eine ähnliche Situa- 
tion ist in den neuen Ländern festzustellen. Dort wurden im 
Öffentliehen Dienst (1 .066 DM) sowie in Industrie und Handel 
(1.040 DM) ebenfalls wesentlieh höhere Durehsehnittswerte 
erreieht als bei den Freien Berufen (838 DM), im Handwerk 
(834 DM) und in der Landwirtsehaft (817 DM). 

Die Gesamtverteilung der Ausbildungsvergütungen stellte sieh 
1999 wie folgt dar: In den alten Ländern bewegten sieh die Ver- 
gütungen fär 80% der Auszubildenden zwisehen 900 DM und 
unter 1.300 DM; weniger als 900 DM erhielten 13 % und mehr 
als 1.300 DM 7% der Auszubildenden. In den neuen Ländern 
beliefen sieh die Vergütungen fär knapp die Hälfte (49%) der 
Auszubildenden auf 900 DM bis unter 1.300 DM und fär 44% 
auf 600 DM bis unter 900 DM; 4% der Auszubildenden kamen 
auf weniger als 600 DM und 3 % auf mehr als 1 .300 DM. 

Bezogen auf die einzelnen Ausbildungsjahre waren über alle 
Ausbildungsbereiehe 1999 in den alten Ländern im 1. Ausbil- 
dungsjahr 955 DM, im 2. Jahr 1.081 DM und im 3. Jahr 
1.225 DM als monatliehe Vergütungsdurehsehnitte zu ver- 
zeiehnen. In den neuen Ländern erhielten die Auszubilden- 
den im 1. Ausbildungsjahr durehsehnittlieh 814 DM, im 2. Jahr 
951 DM und im 3. Jahr 1.098 DM. 
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Sc/iaubi/c/ 5: Tarifliche Ausbildungsvergütungen 1995 bis 1999 
in den alten und neuen Ländern 

Durchschnittliche monatliche Beträge’"’ sowie Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in Prozent 


Alte Länder 


Neue Länder 



Quelle: Bundesistitut für Berufsbildung 

Berechnungsbasis: Tarifliche Ausbildungsvergütung unter Berücksichtigung der teilweise tariflich vereinbarten altersabhängig erhöhten 
Vergütung, Durchschnitt über alle Ausbildungsberufe und Ausbildungsjahre 


3.8.2 Überbetriebliche Berufsbildungsstätten - 
Ideenwettbewerb Kompetenzzentren 

Im September 1998 hatte das Bundesinstitut für Berufsbildung 
im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und For- 
sehung sowie des Bundesministeriums für Wirtsehaft und 
Teehnologie in Zusammenarbeit mit dem Zentralverband des 
Deutsehen Handwerks einen bundesweiten Ideenwettbewerb 
zum Thema „Entwieklung überbetrieblieher Berufsbildungs- 
stätten und Teehnologietransferzentren zu Kompetenzzentren“ 
ausgesehrieben.^) 

Der Ideenwettbewerb ist bei den Trägem überbetrieblieher 
Bemfsbildungsstätten und Teehnologietransferzentren auf 
große Resonanz gestoßen. Es wurden 77 Ideenskizzen einge- 
reieht, überwiegend aus dem Handwerk. Auf Vorsehlag der 
Jury sind am 1. Oktober 1999 die besten Wettbewerber für ihre 
eingereiehten Ideenskizzen ausgezeiehnet worden. Sehwer- 
punktmäßig befassen sieh die prämierten Ideenskizzen mit fol- 
genden Zielsetzungen: 

- Unter der Leitidee „Naehhaltiges Handwerk in Ostthüringen“ 
soll eine Durehdringung des ostthüringisehen Handwerks 
ermöglieht werden, vor allem dureh die Sehaffung eines vir- 
tuellen NetzesWerbundes unter Einbeziehung wissensehaft- 
lieher Einriehtungen, den Aufbau eines Trainingseenters für 
Untemehmensfühmng und die Einriehtung eines Coaehing- 
Sy Sterns für die Einfühmng neuer Teehnologien und Bil- 
dungsgänge (Handwerkskammer für Ostthüringen). 

- Stärkere Verknüpfung der administrativen Funktionen einer 
Kammer mit Beratung, Information und Qualifiziemng vor 
allem dureh den Aufbau einer multimedialen Kommunika- 


’) Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 3.5.2 


tionsstmktur insbesondere für Managementmethoden, solare 
und energiesparende Bau- und Versorgungsteehniken (Hand- 
werkskammer Münster). 

-Aufbau eines Kompetenzzentmms für Versorgungsteehnik 
mit dem Ziel, innovative Entwieklungen zentral in professio- 
nellen Bildungskonzepten einzusetzen; Belange des Energie- 
einsatzes, der Energieumwandlung und -Verteilung sind 
besondere Interessengebiete (Handwerkskammer Osnabrüek- 
Emsland). 

- Umgestaltung der Bildungsstätte in ein Kompetenzzentmm 
für naehhaltiges Bauen, Renovieren und Sanieren; hier 
reiehen die Maßnahmen von der Erriehtung von Demonstra- 
tions- und Trainingsobjekten (z.B. Einsatz unbedenklieher 
Baumaterialien, Maßnahmen zur C02-Reduktion, transparen- 
te Wärmedämmung, Einsatz naehwaehsender regionaler 
Rohstoffe), bis zur Anwendung moderner pädagogiseher 
Vermittlungskonzepte - z.B. Handlungsorientierung, Gestal- 
tungsorientierung, verstärkte Projektausbildung in Kooperati- 
on mit Berufssehulen, Einbeziehung des selbstgesteuerten 
Lernens (Handwerkskammer Trier). 

- Aufbau eines elektronisehen Kompetenznetzwerks 
„ELKONET“ zur Entwieklung einheitlieher Qualifizierungs- 
riehtlinien, der Umsetzung moderner Vermittlungsmethoden 
und des Teleleamings und der Entwieklung eines interaktiven 
Fernstudiums (Bundesfaehlehranstalt für Elektroteehnik e. V. 
Oldenburg, Bildungszentrum für Elektroteehnik Lauterbaeh, 
Elektro- Teehnologie-Zentrum Stuttgart). 

-Entwieklung von Kompetenzzentren für Laserteehnik, Ro- 
boterteehnik und Systemteehnologie, Multimedia für alter- 
native und regenerative Energieträger in der Hausteehnik; der 
inneren und äußeren Vernetzung bis hin zum Teleserviee 
kommen hierbei eine zentrale Bedeutung zu; aueh die Idee 
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einer „lernenden Firma“ ist in das Gesamtkonzept eingebunden 
(Handwerkskammer für Oberfranken). 

- Entwicklung eines gemeinsamen Kompetenzzentrums unter 
dem Thema „Bau und Bildung“ für mehrere Standorte und 
Fachgebiete; Schwerpunkte dabei bilden die Zentralisierung 
und Rationalisierung im Verbund mehrerer Standorte, der 
Aufbau eines ONLINE-Managements, die Entwicklung eines 
Bildungsganges „EUROPOLIER“ und die Gestaltung 
doppelqualifizierender Bildungsgänge (Berufsförderungs- 
werk Bau e. V. Sachsen). 

- Mit der Entwicklung eines Kompetenzzentrums für Gebäude- 
technik, Elektrotechnik und Betriebsmanagement stellt sich 
die Preisträgerin mit ihrem Beitrag konsequent dem Verände- 
rungsdruck, der auf den kleineren und mittleren Betrieben 
lastet. Geplant ist u.a. die Errichtung eines Meisterhauses 
sowie generell eine bessere Abstimmung zwischen Bildungs- 
einrichtung und Berufsschulen (Handwerkskammer Bre- 
men).^) 

Die prämierten Ideen sollen innerhalb von zwei Jahren im Rah- 
men der Bundesforderung mit einem erhöhten Fördersatz in die 
Praxis umgesetzt werden. Von den geförderten Modellvor- 
haben wird eine Signalwirkung auf andere Träger von überbe- 
trieblichen Berufsbildungsstätten und Technologietransferzen- 
tren erwartet. 


') Eine Dokumentation des Bundesinstituts für Berufsbildung mit einer 
umfassenden, detaillierten Darstellung der Projektideen zur Information 
der Öffentlichkeit ist in Vorbereitung. 


3.8.3 Bildungsausgaben der öffentlichen Hand 

Von 1994 bis 1997 stiegen die Bildungsausgaben der öffent- 
lichen Hand im Bundesgebiet von 182,2 Mrd. DM auf 
193,2 Mrd. DM. 1998 betrugen sie schätzungsweise 193,1 Mrd. 
DM (vgl. Übersicht 64). In den aufgeführten Bildungsaus- 
gaben sind enthalten die Ausgaben für den Elementarbereich 
(Kindergärten, außerschulische Jugenderziehung); die Schulen 
(Grund-, Haupt-, Sonder-, Realschulen, Gymnasien, Gesamt- 
schulen, berufliche Schulen und Fachschulen); die Hoch- 
schulen (Universitäten, Technische Hochschulen, Gesamthoch- 
schulen etc., einschließlich Hochschulkliniken, ohne DFG und 
Sonderforschungsbereiche); die Weiterbildung (z.B. Volks- 
hochschulen, Lehrerfortbildung); die Förderungsmaßnahmen 
(z.B. Ausbildungsförderung für Schüler und Studenten); die 
Ausgaben für Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit (För- 
derung der beruflichen Bildung einschließlich Trainingsmaß- 
nahmen, der beruflichen Rehabilitation und der Eingliederungs- 
leistungen für Aussiedler). 

Aufwendungen für die berufliche Ausbildung^) 

Die Übersicht 65 dokumentiert die unmittelbaren Aufwendun- 
gen der Betriebe und der öffentlichen Haushalte für die Berufs- 
ausbildung im dualen System in den Jahren 1997 bis 1999. 
Dafür wurden verschiedene Quellen zugrunde gelegt (Reprä- 


9 Vgl. auch Tabellen 1/14 und 3/2 im Anhang 


Übersicht 64: Bildungsausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden sowie Ausgaben für Maßnahmen der 
Bundesanstalt für Arbeit 1994 bis 1998 in Mrd. DM^) 


Aufgabenbereich 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

Elementarbereich 

16,2 

16,0 

16,4 

17,0 

16,8 

Schulen 

81,2 

85,6 

87,0 

87,3 

87,2 

Darunter: 






Berufliche Schulen 9 

10,4 

10,9 

11,0 

11,2 

11,3 

Hochschulen 

45,0 

47,3 

48,5 

49,2 

50,0 

Weiterbildung 

4,6 

4,7 

4,9 

5,0 

4,8 

F örderungsmaßnahmen 

7,3 

7,1 

6,9 

6,5 

6,6 

Darunter: 






Ausbildungsforderung 

3,1 

2,9 

2,7 

2,4 

2,3 

Gemeinsame Forschungsförderung durch 

Bund und Länder 

7,8 

7,9 

8,1 

8,4 

8,5 

Summe 

162,0 

168,6 

171,8 

173,4 

174,0 

Bundesanstalt für Arbeit 

20,2 

21,4 

22,7 

19,8 

19,1 

Insgesamt 

182,2 

190,0 

194,5 

193,2 

193,1 

In Prozent des Bruttoinlandsprodukts 

4,8 

4,8 

4,8 

4,7 

4,6 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 57, Seite 118 
9 Nettoausgaben bis 1997 (Ist), 1998 vorläufig 

9 Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 3, 4 und Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsforderung, Heft 67, Ausgaben der Gebiets- 
körperschaften für Bildung und Wissenschaft in den Jahren 1997 (Ist) und 1998 (Soll) 


Quelle: Bundesministerium für Bildung und Forschung, Grund- und Strukturdaten 1998/1999 
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Übersicht 65: Aufwendungen für die Berufsausbildung im dualen System nach Finanzierungsträgern 
1997 bis 1999 in Mrd. DM 


Finanzierungsträger 

1997 

1998 

1999 

Betriebe 




Bruttokosten 

39,6 

39,6^ 

39,60 

Davon: Nettokosten 

23,5 

23,5 0 

23,50 

Bund und Länder 
- Teilzeitbemfssehule ‘) 

5,4 

5,4 

5,4 

- Förderung überbetrieblieher BemfsbildungsstättenO 

0,12 

0,13 

0,15 

- Förderung von Lehrgängen der überbetriebliehen 

0,07 

0,07 

0,08 

berufliehen Bildung im Handwerk 9 
- Sonderprogramme des Bundes, der neuen Länder und 

0,23 

0,19 

0,21 

Berlin zur Sehaffung zusätzlieher Ausbildungsplätze in den neuen Ländern 
(einsehließlieh ESF-Mittel)0 




- Ausbildungsplatzprogramme der Länder 9 




- Alte Länder 

0,18 

0,18 

0,15 

- Neue Länder 

0,33 

0,33 

0,36 

Bundesanstalt für Arbeit 9 
- Berufsausbildungsbeihilfen 

1,1 

1,0 

1,3 

(betriebliehe Berufsausbildung, berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen) 

- Berufsausbildung benaehteiligter Jugendlieher 

1,5 

1,5 

1,50 

- Berufsfordernde Bildungsmaßnahmen fär Behinderte 

2,2 

2,3 

2,80 

(bemfliehe Ersteingliederung) 

- Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit 


_ 

0,50 

(einsehließlieh ESF-Mittel) 




*) Ist-Zahlen 

Soll-Zahlen 




h Geschätzte Soll-Zahlen nach Angaben der Länder; die Daten für 1997 beziehen sich auf die Programme der Länder für das Ausbildungsjahr 1997/1998, die Daten für 

1998 auf das Ausbildungsjahr 1998/1999 und die Daten für 1999 auf das Ausbildungsjahr 1999/2000. 




'*) Die Ergebnisse für das Jahr 1997 wurden auf die Jahre 1998 und 1999 übertragen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass hier Veränderungen u.a. auf Grund von neu abge- 

schlossenen Tarifverträgen möglich sind. 




Erläuterungsabschnitte der Benachteiligtenforderung ab 1999 auf getrennte Zweckbestimmungen (für Behinderte und Nichtbehinderte) verteilt 


'’) Nur duales System 





sentativerhebungen, Ist-Ausgaben und Soll-Ansätze in den 
Haushalten des Bundes und der Länder). Dies und die folgen- 
den Beschreibungen sind bei der Interpretation der Übersicht 
sowie Vergleichen mit Vorjahren zu berücksichtigen. Genauere 
Daten zu den staatlichen Förderprogrammen werden im Rah- 
men eines Forschungsprojektes des Bundesinstituts fär Berufs- 
bildung ermittelt, dessen Beginn im Herbst 2000 geplant ist. Zu 
einzelnen Aufwendungen: 

- Die Aufwendungen der privaten Betriebe aus den Bereichen 
Industrie und Handel, Handwerk, Landwirtschaft und Freie 
Berufe basieren auf einer Erhebung des Bundesinstituts fär 
Berufsbildung aus dem Jahr 1991. Diese Ergebnisse wurden 
fär das Jahr 1997 fortgeschrieben; danach betrugen die Netto- 
kosten der Betriebe fär die Ausbildung im dualen System 
23,5 Mrd. DM (Bruttokosten (Ausbildungsvergütungen ein- 
schließlich der gesetzlichen, tariflichen und freiwilligen So- 
zialleistungen für Auszubildende): 39,6 Mrd. DM). Die 
Angaben für 1997 wurden auf die Jahre 1998 und 1999 über- 
tragen. 

-Zu den beruflichen Schulen (Teilzeit- und Vollzeitberufs- 
schulen, Berufsaufbauschulen, Berufsfachschulen, Fachober- 
schulen, Berufsoberschulen, berufliche Gymnasien) liegen 
Daten des Statistischen Bundesamtes fär alle Gebietskörper- 
schaften fär das Jahr 1996 vor; diese wurden fär die Jahre 
1997 bis 1999 fortgeschrieben. Danach wurden 1996 für die 
beruflichen Schulen insgesamt 11 Mrd. DM aufgewendet, 
davon entfielen 5,4 Mrd. DM auf die Teilzeitberufsschule im 
dualen System und 2,9 Mrd. DM auf die Berufsfachschulen. 


4. Berufsausbildung und 
Arbeitsmarkt 

4.1 Ausbildungsbereitschaft von Betrieben 

4.1.1 Ausbildungsbeteiligung der Betriebe - 
Ergebnisse des lAB-Betriebspanels 

Mit der Arbeitgeberbeffagung 1998 ging das Betriebspanel des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (lAB) der Bun- 
desanstalt fär Arbeit nunmehr in seine sechste Erhebungswelle 
in den alten Ländern und in die dritte in den neuen Ländern. 
Dabei wurden von Anfang an stets auch Informationen zur 
Berufsausbildung aus Sicht der befragten Betriebe erhoben. Ein 
Grundbestand an Informationen wird jährlich abgefragt, einige 
Fragen hingegen variieren von Jahr zu Jahr. Die Befragung 
1998 beschäftigte sich mit der Ausbildungsberechtigung der 
Betriebe sowie ihrer Beteiligung an der beruflichen Ausbil- 
dung, d. h. der Frage, inwieweit die Betriebe auch tatsächlich 
Auszubildende beschäftigten. Außerdem wurden Informatio- 
nen über die abgeschlossenen, geplanten und beendeten Ausbil- 
dungsverhältnisse erhoben. Neu hinzugekommen gegenüber 
dem Vorjahr war in der Befragung 1998 die Frage, inwieweit 
diese Ausbildungsplätze dem Arbeitsamt gemeldet waren. Wei- 
terhin wurden die Arbeitgeber danach befragt, wie sie die künf- 
tige Entwicklung des Ausbildungsmarktes einschätzen. 

In die hier durchgefährte Querschnittsanalyse gingen als Stich- 
probe 4.289 Betriebe in den alten Ländern und 4.905 Betriebe 
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in den neuen Ländern ein, die hochgerechnet 1,64 Millionen 
Betriebe mit 28,6 Millionen Beschäftigten in den alten Ländern 
und 400.000 Betriebe mit 5,9 Millionen Beschäftigten in den 
neuen Ländern repräsentieren. 

Ausbildung und Beschäftigung 1998 

Nach Angaben der Betriebe waren am 30. Juni 1998 in 
Deutschland insgesamt 34,503 Millionen Personen beschäftigt, 
83 % waren davon in den alten und 17 % in den neuen Ländern 
tätig. Darunter befanden sich 1,658 Millionen Auszubildende, 
davon 78 % in den alten und 22 % in den neuen Ländern. Somit 
ergibt sich eine Ausbildungsquote, d.h. ein Anteil der Auszu- 
bildenden an allen Beschäftigten, von 4,8 % fär Deutschland, ln 
den alten Ländern betrug die Ausbildungsquote 4,5 % und lag 
somit leicht unter dem bundesweiten Durchschnitt, in den 
neuen Ländern hingegen waren 6,2 % aller Beschäftigten Aus- 
zubildende, also deutlich mehr als im Bundesdurchschnitt (vgl. 
Übersicht 66). Diese Werte stimmen mit denen des Vorjahres 
weitgehend überein. 

Hinsichtlich der Verteilung der Auszubildenden auf die Be- 
triebsgrößenklassen ergibt sich (vgl. Schaubild 6), dass 
Kleinstbetriebe (1 bis 9 Beschäftigte) etwa ein Fünftel der Aus- 
bildungsplätze zur Verfügung stellen. Auf Klein- (10 bis 49 
Beschäftigte) und Mittelbetriebe (50 bis 499 Beschäftigte) ent- 
fielen jeweils etwa 30% der Auszubildenden, in Großbetrieben 
(ab 500 Beschäftigte) waren gut 18% der Auszubildenden 
beschäftigt. 

Werden die größenklassenspezifischen Ausbildungsquoten zu 
Grunde gelegt (vgl. Übersicht 67), so zeigt sich, dass in den 
alten Ländern der Anteil der Auszubildenden an den Gesamtbe- 
schäftigten bei den Mittel- und Großbetrieben am geringsten 
war. So hatten die Großbetriebe hier eine Ausbildungsquote 
von 3,7%, die Mittelbetriebe von 3,9%. Die höchsten Ausbil- 
dungsquoten wiesen die Kleinst- und Kleinbetriebe mit 5,2% 
bzw. 5,5% auf In den neuen Ländern hatten die Kleinbetriebe 
mit 7,2% die höchste Ausbildungsquote. Es folgten die Mittel- 
betriebe mit einer Ausbildungsquote von 6,4% sowie die Groß- 
betriebe mit 5,6%. Die niedrigste Ausbildungsquote wiesen die 
Kleinstbetriebe mit einem Anteil der Auszubildenden an allen 
Beschäftigten von 5 % auf In den Klein-, Mittel- und Großbe- 
trieben lagen die Ausbildungsquoten in den neuen Ländern 
danach deutlich über, in den Kleinstbetrieben hingegen gering- 
fügig unter denen in den alten Ländern. 

Bei der Verteilung der Ausbildungsplätze auf die Branchen ist 
festzustellen, dass die meisten Ausbildungsplätze von der In- 
vestitionsgüterindustrie zur Verfügung gestellt wurden. Hier 


waren zur Jahresmitte 1998 knapp 15% aller Auszubildenden 
beschäftigt. Handel und Baugewerbe folgten mit 13 % bzw. gut 
12% der Ausbildungsplätze. Das Mittelfeld bildeten insbeson- 
dere Betriebe des Dienstleistungssektors. Nur ein geringer An- 
teil an Auszubildenden entfiel auf die Branchen Grundstoff ver- 
arbeitung, Kredit und Versicherung, Verkehr und Nachrichten, 
Land- und Forstwirtschaft sowie Bergbau, Energie und Wasser- 
versorgung. Diese Wirtschaftszweige beschäftigten gemeinsam 
nur 14% aller Auszubildenden. 

Betrachtet man die branchenspezifischen Ausbildungsquoten 
fär die alten und neuen Länder, so fallen die höheren Ausbil- 
dungsquoten in den neuen Ländern in fast allen Branchen auf 
Sieht man einmal vom Gesundheitswesen, den Organisationen 
ohne Erwerbszweck/Staat und der Land- und Forstwirtschaft 
ab, so beschäftigten die Betriebe in den neuen Ländern in den 
einzelnen Branchen bezogen auf die Gesamtbeschäftigtenzahl 
mehr Auszubildende als die Betriebe in den alten Ländern. Die 
höchste Ausbildungsquote wiesen die Bildungsstätten und Ver- 
lage in den neuen Ländern auf In dieser Branche machten die 
Auszubildenden in den neuen Ländern 1 1 % der Beschäftigten 
aus, in den alten Ländern 3,5%. Allerdings muss hier beachtet 
werden, dass zu diesem Wirtschaftszweig in den neuen Län- 
dern auch öffentlich geförderte Bildungsträger gehören, deren 
Aufgabe gerade die Ausbildung von Jugendlichen ist. Im Bau- 
gewerbe lag die branchenspezifische Ausbildungsquote bei 9 % 
(neue Länder) bzw. bei 8% (alte Länder). Eine überdurch- 
schnittliche Ausbildungsquote hatten in den neuen Ländern 
noch die Investitionsgüter- und die Verbrauchsgüterindustrie 
mit 7,7% bzw. 8,4% sowie der Handel mit 6,3%. Eine unter 
dem Durchschnitt liegende Ausbildungsquote wiesen hier die 
Land- und Forstwirtschaft, Bergbau, Energie, Wasserversor- 
gung, die Grundstoffverarbeitung sowie verschiedene Dienst- 
leistungsbereiche auf Am Ende rangierten die sonstigen 
Dienstleistungen sowie Organisationen ohne Erwerbszweck/ 
Staat. 

In den alten Ländern hatten neben dem Baugewerbe das Ge- 
sundheitswesen, die Land- und Forstwirtschaft sowie die In- 
vestitions- und Verbrauchsgüterindustrie einen überdurch- 
schnittlichen Anteil der Auszubildenden an den Beschäftigten. 
Den geringsten Anteil an Auszubildenden hatte hier die Bran- 
che Verkehr und Nachrichten (rund 2%). Die übrigen Wirt- 
schaftszweige bewegten sich zwischen 3% (Grundstoffver- 
arbeitung) und 4,5 % (Kredit, Versicherung). 


Übersicht 66: Anzahl der Beschäftigten und Auszubildenden 1998 in Millionen und Anteil in Prozent 


Merkmal 

Insgesamt 

Alte Länder 

Neue Länder 

Beschäftigte 

34,503 

28,604 

5,900 

Anteil an der Gesamtbesehäftigung 

100 

82,9 

17,1 

Auszubildende 

1,658 

1,290 

0,368 

Anteil an der Gesamtauszubildendenzahl 

100 

77,8 

22,2 

Anteil der Auszubildenden an den Besehäftigten 

4,8 

4,5 

6,2 

Anteil der weibliehen Besehäftigten an der Gesamtbesehäftigung 

43,2 

42,8 

45,4 

Anteil der weibliehen Auszubildenden an den Auszubildenden 

43,7 

44,4 

42,0 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 61, Seite 130 

Quelle: lAB-Betriebspanel 1998, 6. Befragung alte Länder und 3. Befragung neue Länder 
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Übersicht 67: Anteil der Auszubildenden an der Gesamtbeschäftigung nach Betriebsgrößenklassen und 
Branchen 1998 in Prozent 


Betriebsgrößenklasse/Branche 

Alte Länder 

Neue Länder 

1 bis 9 Beschäftigte 

5,2 

5,0 

10 bis 49 Beschäftigte 

5,5 

7,2 

50 bis 499 Beschäftigte 

3,9 

6,4 

500 und mehr Beschäftigte 

3,7 

5,6 

Land- und Forstwirtschaft 

7,1 

5,5 

Bergbau, Energie, Wasserversorgung 

4,1 

5,6 

Grundstoffverarbeitung 

3,0 

4,1 

Investitionsgüterindustrie 

5,2 

7,7 

V erbrauchsgüterindustrie 

5,5 

8,4 

Baugewerbe 

8,0 

9,1 

Handel 

4,0 

6,3 

Verkehr, Nachrichten 

2,1 

3,2 

Kredit, Versicherung 

4,5 

6,1 

Gaststätten, Beherbergung 

4,1 

5,8 

Bildungsstätten, Verlage 

3,5 

11,5 

Gesundheitswesen 

7,1 

5,5 

Sonstige Dienstleistungen 

3,3 

3,7 

Organisationen ohne Erwerbszweck/Staat 

3,9 

3,7 

Gesamt 

4,5 

6,2 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 62, Seite 131 



Quelle: lAB-Betriebspanel 1998, 6. Befragung alte Länder und 3. Befragung neue Länder 




Ausbildung von Frauen 

Zur Jahresmitte 1998 waren in Deutschland 44% aller Auszu- 
bildenden Frauen. Damit lag der Anteil der weiblichen Auszu- 
bildenden an allen Auszubildenden geringfügig über dem 
Anteil der weiblichen Beschäftigten an allen Beschäftigten 
(43%; vgl. Übersicht 68). Der Frauenanteil unter den Auszu- 


9 Vgl. auch Kapitel 2.2.1 und Kapitel 4.4 


bildenden war dabei in den alten Ländern höher als in den 
neuen (44% bzw. 42%). Der Anteil der weiblichen Beschäftig- 
ten an den Gesamtbeschäftigten war hingegen in den neuen 
Ländern mit 45 % höher als in den alten (43 %). 

Nach Betriebsgrößenklassen betrachtet, war der Anteil der 
weiblichen Auszubildenden in den Kleinstbetrieben mit 48 % in 
den alten Ländern überdurchschnittlich hoch, während er in den 
Mittel- und Großbetrieben nahe beim bzw. etwas unter dem 
Durchschnitt lag. Am wenigsten stark waren weibliche Auszu- 


Schaubild 6: yerteWung der Auszubildenden auf die Betriebsgrößenklassen 1998 

in Prozent 



Quelle: lAB-Betriebspanel 1998, 6. Befragung alte Länder und 3. Befragung neue Länder 
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Übersicht 68: Anteil der weiblichen Auszubildenden an allen Auszubildenden 1998 in Prozent 


Betriebsgrößenklasse/Branche 

Alte Länder 

Neue Länder 

1 bis 9 Beschäftigte 

48,0 

50,6 

10 bis 49 Beschäftigte 

42,2 

32,9 

50 bis 499 Beschäftigte 

44,5 

41,8 

500 und mehr Beschäftigte 

43,7 

54,2 

Land- und Forstwirtschaft 

33,9 

32,7 

Bergbau, Energie, Wasserversorgung 

15,7 

25,3 

Grundstoffverarbeitung 

17,9 

22,0 

Investitionsgüterindustrie 

15,4 

16,4 

V erbrauchsgüterindustrie 

37,7 

36,0 

Baugewerbe 

5,3 

3,6 

Handel 

50,5 

52,3 

Verkehr, Nachrichten 

40,9 

44,6 

Kredit, Versicherung 

51,9 

54,3 

Gaststätten, Beherbergung 

64,5 

74,7 

Bildungsstätten, Verlage 

64,7 

53,0 

Gesundheitswesen 

86,6 

87,7 

Sonstige Dienstleistungen 

72,7 

81,9 

Organisationen ohne Erwerbszweck/Staat 

60,2 

63,5 

Gesamt 

44,4 

42,0 

Quelle: lAB-Betriebspanel 1998, 6. Befragung alte Länder, 3. Befragung neue Länder 


bildende in den Kleinbetrieben vertreten. In dieser Größen- 
klasse machten Frauen nur 42% der Auszubildenden aus. In 
den neuen Ländern waren weibliche Auszubildende in den 
Groß- und Kleinstbetrieben mit 54% bzw. 50% deutlich über- 
repräsentiert, während ihre Ausbildungsbeteiligung in den 
Kleinbetrieben mit einem Anteil von knapp 33 % am geringsten 
war. 

Nur einen unterdurchschnittlichen Anteil an weiblichen Auszu- 
bildenden wiesen die Wirtschaftszweige des primären und 
sekundären Sektors auf, allen voran das Baugewerbe mit einem 
Frauenanteil von 5,3% in den alten und 3,6% in den neuen 
Ländern. Auch im Bereich Bergbau, Energie und Wasserver- 
sorgung, in der Grundstoffverarbeitung, der Investitions- und 
Verbrauchsgüterindustrie sowie in der Land- und Forstwirt- 
schaft sind unterdurchschnittlich wenige Frauen unter den Aus- 
zubildenden zu finden. Einen weit überdurchschnittlichen An- 
teil an weiblichen Auszubildenden verzeichnete dagegen der 
Dienstleistungssektor. Die Spitzenposition nahm hier das Ge- 
sundheitswesen mit rund 87 % ein, gefolgt von den sonstigen 
Dienstleistungen, den Gaststätten und Beherbergungsbetrieben, 
den Bildungsstätten und Verlagen sowie den Organisationen 
ohne Erwerbszweck/Staat. Einen Anteil von etwa 50% an 
weiblichen Auszubildenden verzeichneten der Handel sowie 
das Kredit- und Versicherungswesen. Dabei sind zwischen den 
alten und den neuen Ländern keine großen Abweichungen zu 
registrieren. Lediglich im Bereich Bergbau, Energie, Wasser- 
versorgung, im Gaststätten- und Beherbergungswesen sowie 
bei den sonstigen Dienstleistungen liegen die Frauenanteile in 
den neuen Ländern um jeweils etwa 10 Prozentpunkte über 
denen in den alten Ländern. Einen nennenswert höheren 
Frauenanteil in den alten Ländern weisen die Bildungsstätten 
und Verlage auf In dieser Branche machen die weiblichen Aus- 
zubildenden hier knapp 65% aller Auszubildenden aus, 
während sie in den neuen Ländern dagegen nur bei 53 % liegen. 


Ausbildungsberechtigte Betriebe 

Betriebe müssen bestimmte gesetzliche Voraussetzungen zur 
Berufsausbildung erfüllen, um Ausbildungsplätze anbieten zu 
können. Zu diesen Voraussetzungen gehört zum einen, dass der 
Betrieb über persönlich und fachlich geeignete Ausbilder ver- 
fügt, zum anderen muss die Ausbildungsstätte spezifische 
Eigenschaften aufweisen. Dabei ist es grundsätzlich möglich, 
dass ein Betrieb diese Voraussetzungen allein oder aber auch 
im Verbund mit anderen Betrieben bzw. überbetrieblichen Ein- 
richtungen erfüllt. Von den rund 1,64 Millionen Betrieben in 
den alten Ländern erfüllten 56% die gesetzlichen Vorausset- 
zungen zur Berufsausbildung allein und weitere 1,5 % im Ver- 
bund mit anderen Betrieben (vgl. Schaubild 7). Die restlichen 
42 % gaben an, über die notwendigen Voraussetzungen nicht zu 
verfügen. In den neuen Ländern erfüllten knapp 5 1 % der etwa 
400.000 Betriebe die Voraussetzungen zur Berufsausbildung 
nicht. 46% der Betriebe besaßen die gesetzlichen Vorausset- 
zungen allein und weitere 2,8% im Verbund mit anderen 
Betrieben. In den alten und neuen Ländern ist bis zur Jahresmit- 
te 1998 der Anteil der Betriebe, die über die Ausbildungsvor- 
aussetzungen allein oder im Verbund verfügen, gegenüber 
1997 um rund zwei Prozentpunkte gestiegen.^) 

Nach einzelnen Branchen ausgewertet, ergibt sich ein sehr 
differenziertes Bild.^) Der Anteil der Betriebe, die über die 
gesetzlichen Voraussetzungen allein oder im Verbund verfüg- 
ten, war 1998 in der Investitionsgüterindustrie mit knapp 78% 
am höchsten. Es folgen das Baugewerbe mit einem Anteil von 
knapp 75 %, das Gesundheitswesen, wo ebenfalls über 70% der 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 4.1.1 

9 Hierzu kann nur eine bundesweite Analyse vorgelegt werden, da die 
Stichprobe in einzelnen Zellen zu geringe Fallzahlen aufweist. 
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ScAiaubiVd 7; Ausbildungsberechtigte Betriebe 1998 in Prozent 



Gesetzliche 
Voraussetzungen 
nicht erfüllt 


Gesetzliche 

Voraussetzungen 

erfüllt 



Gesetzliche 
Voraussetzungen 
im Verbund erfüllt 


Quelle: lAB-Betriebspanel 1998, 6. Befragung alte Länder und 3. Befragung neue Länder 


in diesem Bereich tätigen Betriebe die erforderlichen Ausbil- 
dungsvoraussetzungen allein oder im Verbund erfüllten, die 
Verbrauchsgüterindustrie sowie die sonstigen Dienstleistungen. 
Nur einen relativ geringen Anteil an Betrieben, die über die 
Voraussetzungen zur Berufsausbildung verfügen, wiesen der 
Bereich Verkehr und Nachrichten (23%) sowie der Bereich 
Organisationen ohne Erwerbszweck/Staat (28%) auf Etwas 
günstiger stellte sich die Situation bei den Gaststätten und 
Beherbergungsbetrieben mit einem Anteil von knapp 40%, den 
Bildungsstätten und Verlagen mit knapp 44 % sowie im Bereich 
Kredit und Versicherung mit knapp 49% dar. In den restlichen 
Branchen waren es jeweils über die Hälfte der Betriebe, welche 
die gesetzlichen Ausbildungsvoraussetzungen allein oder im 
Verbund erfüllten. Differenziert man diese Betrachtung weiter 
danach, ob die Betriebe die Ausbildungsvoraussetzungen allein 
oder nur im Verbund erfüllen, so ist zunächst festzustellen, dass 
jeweils nur ein relativ geringer Anteil an Betrieben die Ausbil- 
dungsvoraussetzungen ausschließlich im Verbund erfüllt. Ein 
nennenswert hoher Anteil solcher Betriebe ist lediglich im 
Bereich Bergbau, Energie und Wasserversorgung mit 16% vor- 
handen. 

Mit zunehmender Betriebsgröße steigt der Anteil der Betriebe, 
in denen die gesetzlichen Voraussetzungen zur Berufsausbil- 
dung vorliegen, an. Sowohl in den alten als auch in den neuen 
Ländern traf das auf jeweils über 90% der Großbetriebe zu. Bei 
den Mittelbetrieben waren es in den alten Ländern 84%, die 
allein oder im Verbund mit anderen ausbildungsberechtigt sind. 
In den neuen Ländern waren es knapp 79%. Deutlich niedriger 
lag dieser Anteil bei den Kleinstbetrieben (alte Länder: knapp 
5 1 %, neue Länder: gut 42 %). 


Verbundausbildung 

Vor allem waren es die kleineren Betriebe, die Ausbildungs- 
plätze im Verbund mit anderen anboten. So entfielen sowohl in 
den alten wie auch in den neuen Ländern jeweils über 80% der 
Betriebe mit Verbundausbildung auf die Kleinst- und Klein- 
betriebe. Auf die Mittelbetriebe entfielen jeweils 14,5% der 
Betriebe mit Verbundausbildung, auf die Großbetriebe 1,5% 
bzw. 1,3%. 

Über die einzelnen Branchen hinweg betrachtet, waren von den 
Betrieben mit Verbundausbildung knapp 14% im Handel, 
knapp 13 % in der Investitionsgüterindustrie und knapp 1 1 % in 
sonstigen Dienstleistungen anzutreffen (vgl. Übersicht 69). Je 
6% bis 10% der Betriebe entfielen auf die Organisationen ohne 
Erwerbszweck/Staat, das Baugewerbe, das Gesundheitswesen, 
die Grundstoffverarbeitung, den Bereich Kredit und Ver- 
sicherung und die Bildungsstätten und Verlage. In den rest- 
lichen Branchen gab es dagegen nur wenig Betriebe mit Ver- 
bundausbildung. 


Ausbildungsbetriebe 

Von gut zwei Millionen Betrieben in Deutschland verfügten 
bundesweit insgesamt 56% allein oder im Verbund über die 
gesetzlichen Ausbildungsvoraussetzungen. Von diesen Betrie- 
ben beschäftigten jedoch nur 52% auch tatsächlich Auszubil- 
dende, während die restlichen 47% zwar über die Vorausset- 
zungen verfügten, jedoch keine Ausbildungsplätze anboten. 
Bezieht man die Ausbildungsbeteiligung der Betriebe auf die 
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Übersicht 69: Gesetzliche Ausbildungsvoraussetzungen nach Branchen 1998 in Prozent 0 


Branche 

Anteil der Betriebe, die die gesetzlichen 
Voraussetzungen zur Berufsausbildung 


Verteilung der Verbund- 
betriebe auf Branchen 

nicht erfüllen 

erfüllen 

im Verbund mit 
Anderen erfüllen 

Land- und Forstwirtschaft 

47,8 

51,7 

0,5 

0,9 

Bergbau, Energie, Wasserversorgung 

35,1 

48,9 

15,9 

2,2 

Grundstoffverarbeitung 

35,9 

58,8 

5,2 

7,9 

Investitionsgüterindustrie 

22,4 

74,7 

3,0 

12,6 

V erbrauchsgüterindustrie 

32,9 

66,0 

1,1 

3,8 

Baugewerbe 

25,2 

73,2 

1,6 

8,7 

Handel 

46,6 

52,2 

1,1 

13,6 

Verkehr, Nachrichten 

76,6 

22,0 

1,4 

4,0 

Kredit, Versicherung 

51,2 

42,9 

5,9 

7,4 

Gaststätten, Beherbergung 

60,2 

39,1 

0,7 

4,3 

Bildungsstätten, Verlage 

56,4 

40,3 

3,3 

6,7 

Gesundheitswesen 

28,9 

69,3 

1,8 

8,1 

Sonstige Dienstleistungen 

35,7 

62,9 

1,4 

10,7 

Organisationen ohne Erwerbszweck/Staat 

72,3 

25,1 

2,7 

9,1 

Gesamt 

43,7 

54,5 

1,8 

100,0 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 63, Seite 132 
') Abweichungen zu 100 durch Auf- und Abrunden möglich 

Quelle: lAB-Betriebspanel 1998, 6. Befragung alte Länder und 3. Befragung neue Länder 


Gesamtzahl der Betriebe und nicht nur auf diejenigen, die aus- 
bildungsberechtigt sind, so stellten zur Jahresmitte 1998 29% 
der deutschen Betriebe tatsächlich Ausbildungsplätze bereit, 
während weitere 26% zwar über die Voraussetzungen verfüg- 
ten, aber keine Auszubildenden beschäftigten. Somit war es ins- 
gesamt noch nicht einmal ein Drittel aller Betriebe, die sich an 
der beruflichen Bildung beteiligten. Dabei stellt sich die Situa- 
tion in den alten Ländern (30% der Betriebe) geringfügig 
besser dar als die in den neuen Ländern (28 % der Betriebe; vgl. 
Übersicht 70). Gegenüber dem Vorjahr hat sich die Situation in 
den alten Ländern geringfügig verschlechtert (so waren es zur 
Jahresmitte 1997 noch 33 % aller Betriebe, die sich an der Aus- 
bildung beteiligten), die Lage in den neuen Ländern ist in etwa 
gleich geblieben (1997 waren 29% aller Betriebe an der Ausbil- 
dung beteiligt). 

Über die Branchen hinweg betrachtet, zeigen sich höchst unter- 
schiedliche Ausbildungsbeteiligungen der Betriebe. In den 
alten Ländern ist der höchste Anteil an ausbildenden Betrie- 
ben^) im Baugewerbe zu finden. Hier beteiligte sich 1998 etwa 
die Hälfte der Betriebe an der beruflichen Ausbildung. Eine 
hohe Ausbildungsbeteiligung kann auch unter den Betrieben 
des Gesundheitswesens (47%) sowie der Verbrauchs- (46%) 
und Investitionsgüterindustrie (45 %) festgestellt werden. Eine 
ebenfalls überdurchschnittliche Ausbildungsbeteiligung mit 
mehr als 30% hatten die Betriebe der Grundstoffverarbeitung, 


‘) Die Betriebe, die nicht ausbilden, umfassen hierbei sowohl die Betrie- 
be, die erst gar nicht über die gesetzlichen Ausbildungsvoraussetzungen 
verfügen, als auch die Betriebe, die diese zwar erfüllen, aber trotzdem 
keine Ausbildungsplätze anbieten. 


des Bereichs Kredit und Versieherung sowie der Land- und 
Forstwirtsehaft. Die geringste Ausbildungsbeteiligung wiesen 
die Bereiehe Verkehr und Naehriehten (11 %) und die Organi- 
sationen ohne Erwerbszweek/Staat (15 %) auf 

Die höehste Ausbildungsbeteiligung in den neuen Ländern 
wurde für die Betriebe der Investitionsgüter- (54%) und der 
Verbrauehsgüterindustrie (49%), des Bereiehes Bergbau, Ener- 
gie, Wasserversorgung (45%) und des Baugewerbes (45%) 
festgestellt. Eine überdurchsehnittliche Ausbildungsbeteiligung 
wiesen aueh die Betriebe der Grundstoffverarbeitung und der 
Land- und Forstwirtsehaft auf, doeh blieben diese Branehen mit 
Anteilen von knapp 35 % bzw. 32% deutlich zurück. 

Im lAB-Betriebspanel wurde nieht nur danach gefragt, ob der 
Betrieb Auszubildende besehäftigt, sondern aueh, naeh wel- 
ehen Ausbildungsregelungen er ausbildet. Bei der Auswertung 
dieser Frage ist festzustellen, dass sowohl in den alten als auch 
in den neuen Ländern der Großteil der Betriebe nach den Rege- 
lungen des BBiG bzw. der HwO ausbildete. Signifikante Aus- 
nahme bildet hier das Gesundheitswesen. 


Ausbildungsbetriebe und Neuabschlüsse 

Nur ein Teil der Ausbildungsbetriebe sehließt Jahr für Jahr neue 
Verträge ab. Da zum Befragungszeitpunkt Sommer 1998 das 
Ausbildungsjahr 1998/1999 noeh nieht begonnen hatte, bezie- 
hen sieh die Fragen über die Neuabschlüsse auf das Ausbil- 
dungsjahr 1997/1998. 

In den alten Ländern hatten knapp 63 % der Betriebe neue Aus- 
bildungsverträge abgesehlossen (vgl. Übersicht 71). Gegen- 
über dem Vorjahr ist eine Steigerung um 15 Prozentpunkte der 
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Übersicht 71: Ausbildungsbetriebe 1998, die für 1997/1998 neue Ausbildungsverträge in den alten Ländern 
abgeschlossen haben 


Betriebsgrößenklasse/Branche 

Ausbildungsbetriebe 

1998 

Davon Anteil der Be- 
triebe, die für 1997/1998 
Ausbildungsverträge 
geschlossen haben 

Davon Anteil der 

Verträge, die mit 

Frauen abge- 
schlossen wurden 

Anzahl 

Prozent 

1 bis 9 Beschäftigte 

248.617 

51,4 

46,9 

10 bis 49 Beschäftigte 

188.380 

71,0 

46,4 

50 bis 499 Beschäftigte 

50.925 

85,0 

45,0 

500 und mehr Beschäftigte 

4.675 

97,3 

46,8 

Land- und Forstwirtschaft 

16.263 

60,9 

30,5 

Bergbau, Energie, Wasserversorgung 

956 

94,6 

25,5 

Grundstoffverarbeitung 

14.376 

50,0 

21,7 

Investitionsgüterindustrie 

54.425 

75,8 

18,6 

V erbrauchsgüterindustrie 

47.847 

72,5 

42,2 

Baugewerbe 

73.353 

62,2 

5,5 

Handel 

86.993 

60,0 

51,6 

Verkehr, Nachrichten 

8.542 

54,5 

36,5 

Kredit, Versicherung 

12.631 

44,5 

52,5 

Gaststätten, Beherbergung 

31.352 

67,3 

68,8 

Bildungsstätten, Verlage 

12.007 

83,5 

72,3 

Gesundheitswesen 

61.687 

47,6 

85,9 

Sonstige Dienstleistungen 

57.279 

60,7 

65,8 

Organisationen ohne Erwerbszweck/Staat 

14.886 

79,6 

69,2 

Gesamt 

492.597 

62,8 

46,2 

Quelle: lAB-Betriebspanel 1998, 6. Befragung alte Länder 


Betriebe festzustellen, die für das entsprechende Ausbildungs- 
jahr 1996/1997 neue Verträge geschlossen haben. Dabei ist 
festzustellen, dass der Anteil der Betriebe, die neue Ausbil- 
dungsverträge geschlossen haben, mit zunehmender Betriebs- 
größe wächst. So haben in den alten Ländern rund 97% der 
Großbetriebe fär das Ausbildungsjahr 1997/1998 neue Verträge 
abgeschlossen, 85% der Mittelbetriebe, 71 % der Kleinbetriebe 
und etwa 5 1 % der Kleinstbetriebe. Vergleicht man diese Werte 
mit denen des Vorjahres, so ist auffällig, dass sich über alle 
Größenklassen hinweg mehr Betriebe als im Vorjahr dazu ent- 
schlossen haben, erneut Auszubildende einzustellen. Die größ- 
ten Zuwächse haben jedoch bei den Kleinst- und Kleinbetrie- 
ben stattgefiinden. 

Der größte Anteil an Betrieben, die auch fär das Jahr 1997/1998 
neue Verträge abgeschlossen haben, findet sich mit knapp 95 % 
im Bereich Bergbau, Energie, Wasserversorgung. Es folgen die 
Bildungsstätten und Verlage mit etwa 84%, die Organisationen 
ohne Erwerbszweck/Staat mit rund 80% sowie die Investitions- 
güter- und die Verbrauchsgüterindustrie mit knapp 76% bzw. 
73%. Im Mittelfeld befinden sich die Gaststätten und das 
Beherbergungswesen (67%), das Baugewerbe (62%), die 
Land- und Forstwirtschaft und die sonstigen Dienstleistungen 
(jeweils rund 61 %) sowie der Handel mit 60%. 


In den neuen Ländern haben deutlich weniger Betriebe 1997/ 
1998 Ausbildungsverträge abgeschlossen (vgl. Übersicht 72). 
So waren es hier zur Jahresmitte 1998 nur noch 44% der Betrie- 
be, die fär das neue Jahr wieder Auszubildende beschäftigten 
(48% im Vorjahr). Betrachtet man die Situation nach Betriebs- 
größen differenziert, so ist festzustellen, dass der Anteil der 
Betriebe mit neuen Ausbildungsverträgen über alle Größen- 
klassen hinweg geringfägig gesunken ist. Wie bereits fär die 
alten Länder festgestellt wurde, nimmt auch in den neuen Län- 
dern der Anteil der Betriebe, die erneut Ausbildungsverträge 
geschlossen haben, mit steigender Betriebsgröße zu. Unter- 
schiede zu den alten Ländern sind vor allem bei den kleineren 
Betrieben festzustellen. So liegt der Anteil der Kleinstbetriebe 
mit neuen Ausbildungsverträgen in den neuen Ländern bei 
knapp 29 %, in den alten Ländern hingegen bei über 50 %. Auch 
bei den Kleinbetrieben liegt der Anteil mit knapp 55 % deutlich 
niedriger (gegenüber 7 1 %). 

Im Kredit- und Versicherungswesen haben knapp 89% der 
Ausbildungsbetriebe in den neuen Ländern auch fär das Jahr 
1997/1998 wieder Auszubildende eingestellt. Auffallend ist 
in diesem Bereich auch die Veränderung gegenüber dem Vor- 
jahr, denn zur Jahresmitte 1998 war der Anteil der Betriebe mit 
neuen Ausbildungsverträgen gegenüber 1997 um knapp 30 
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Prozentpunkte gestiegen. Einen überdurchschnittlichen Anteil 
an Betrieben, die erneut Auszubildende aufnahmen, verzeich- 
neten auch der Bereich Verkehr/Nachrichten mit knapp 62%, 
die Bildungsstätten und Verlage mit knapp 59%, die Organi- 
sationen ohne Erwerbszweck/Staat (56%), die Verbrauchs- 
güterindustrie (54%), der Bereich Bergbau, Energie, Wasser- 
versorgung (53 %), das Gaststätten- und Beherbergungswesen 
(rund 50%) sowie die Grundstoffverarbeitung (46%). 

Den Anteil der neuen Verträge mit weiblichen Auszubildenden 
nach Betriebsgrößenklassen und Branchen zeigen die Über- 
sichten 71 und 72. Danach wurden 46 % (alte Länder) und 43 % 
(neue Länder) der neuen Ausbildungs Verträge mit Frauen 
geschlossen. Somit hat sich der Anteil der neu eingestellten 
weiblichen Auszubildenden gegenüber dem Anteil der insge- 
samt beschäftigten weiblichen Auszubildenden leicht erhöht. 
Nach Betriebsgrößen differenziert, ist in den alten Ländern der 
Anteil der mit weiblichen Auszubildenden geschlossenen Ver- 
träge in den einzelnen Größenklassen jeweils etwa gleich groß, 
während in den neuen Ländern die Frauen in den Kleinst- und 
in den Großbetrieben besonders stark vertreten sind. Unter- 
durchschnittlich repräsentiert sind die Frauen hier in den Klein- 
betrieben. 

Bundesweit hat das Gesundheitswesen einen besonders hohen 
Anteil an neuen Ausbildungsverträgen mit Frauen abgeschlos- 
sen (91% neue Länder, 86% alte Länder). Stark überdurch- 
schnittlich vertreten unter den neu angestellten Auszubildenden 
sind Frauen ferner bei den sonstigen Dienstleistungen (92% 
bzw. 66%), den Organisationen ohne Erwerbszweck/Staat 
(61 % bzw. 69%) sowie dem Gaststätten- und Beherbergungs- 
wesen (73 % bzw. 69%). In den alten Ländern wurde ein hoher 
Anteil der Verträge mit Frauen noch von den Bildungsstätten 
und Verlagen (72%) geschlossen, während in den neuen Län- 
dern die Frauen im Bereich Verkehr/Nachrichten mit knapp 
60% der neu eingestellten Auszubildenden einen großen Teil 
ausmachten. Nur sehr wenige weibliche Auszubildende wurden 
erwartungsgemäß im Baugewerbe eingestellt (jeweils rund 
5%). 


Beteiligung des Arbeitsamtes 

Erstmals seit der Arbeitgeberbefragung im Jahre 1995 wurden 
in der sechsten Befragung alte Länder und erstmalig in der 
dritten Befragung neue Länder danach gefragt, wie viele der fär 
das kommende Ausbildungsjahr und wie viele der noch geplan- 
ten Ausbildungsstellen dem Arbeitsamt gemeldet waren. Die 
Anteile der dem Arbeitsamt gemeldeten Ausbildungsplätze 
stieg in den alten Ländern mit größer werdenden Betriebs- 
größenklassen von 36% (56% neue Länder) auf 73% (78% 
neue Länder) an (vgl. Übersicht 73). Den höchsten Wert haben 
Großbetriebe in den neuen Ländern mit einer Meldequote von 
82%, den niedrigsten Wert Kleinstbetriebe in den alten Län- 
dern erreicht. 

Bei einer Gesamtbetrachtung lässt sich feststellen, dass Betrie- 
be in den neuen Ländern (62%) eher ihre Ausbildungsplätze 
dem Arbeitsamt meldeten als Betriebe in den alten Ländern 
(46%). Weiterhin wird mit Bezug auf die Betriebsgrößen- 
klassen ersichtlich, dass Großbetriebe bundesweit wesentlich 
eher ihre Ausbildungsplätze dem Arbeitsamt meldeten als 
Kleinbetriebe. 

Branchenspezifisch gibt es jedoch einige Unterschiede, die vor 
allem dann auffallen, wenn man die Anteile der neu abge- 
schlossenen Verträge betrachtet. In den Branchen Land- und 


Forstwirtschaft sowie bei den Organisationen ohne Erwerb- 
scharakter war in den alten Ländern nur ungefähr jede fänfte 
Ausbildungsstelle, in den neuen Ländern waren dagegen fast 
neun von zehn bzw. drei von vier Ausbildungsstellen dem 
Arbeitsamt gemeldet. 


Künftige Ausbildungs- und Beschäftigungs- 
entwicklung nach Einschätzung der Betriebe 

Die Betriebe wurden auch danach gefragt, wie sie die Entwick- 
lung der beruflichen Ausbildung in den nächsten zwei Jahren 
einschätzen. Als ein wesentliches Ergebnis lässt sich festhalten, 
dass diese Entwicklung von Betrieben in den alten Ländern 
positiver eingeschätzt wird als von Betrieben in den neuen Län- 
dern (vgl. Übersicht 74). Bezogen auf die Betriebsgrößen- 
klassen sind es vor allem die mittelgroßen Betriebe in den neu- 
en Ländern, die in den kommenden zwei Jahren ihr Ausbil- 
dungsvolumen einschränken oder ganz einstellen möchten 
(18% insgesamt). Außerdem gibt es in den neuen Ländern in 
allen Betriebsgrößenklassen weniger Betriebe, die ihre Ausbil- 
dung ausweiten bzw. wieder aufnehmen wollen. Insgesamt 
betrachtet möchten 1 8 % aller Betriebe in den neuen Ländern 
und 8,7% aller Betriebe in den alten Ländern ihre berufliche 
Ausbildung in den nächsten zwei Jahren einschränken oder auf- 
geben. 

14% aller Betriebe in den neuen Ländern rechnen mit einer 
Ausweitung ihrer Ausbildungskapazitäten, was ca. 2 % weniger 
als im Vorjahr ist. In den alten Ländern planen dagegen 18% 
der Betriebe eine Ausweitung der Ausbildung, das ist 1,5% 
mehr als im Vorjahr. Allgemein war also die Einschätzung der 
zukünftigen Ausbildungssituation regional erheblich unter- 
schiedlich^). 


9 Ausnahme ist das produzierende Gewerbe, wo ganz allgemein Betriebe 
mit einem Rückgang ihrer Ausbildungszahlen rechnen. 
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Übersicht 72: Ausbildungsbetriebe 1998, die für 1997/1998 neue Ausbildungsverträge in den neuen Ländern 
abgeschlossen haben 


Betriebsgrößenklasse/Branche 

Ausbildungsbetriebe 

1998 

Davon Anteil der Be- 
triebe, die für 1997/1998 
Ausbildungsverträge 
geschlossen haben 

Davon Anteil der 

Verträge, die mit 

Frauen abge- 
schlossen wurden 

Anzahl 

Prozent 

1 bis 9 Beschäftigte 

54.303 

28,8 

52,3 

10 bis 49 Beschäftigte 

468.982 

54,6 

34,3 

50 bis 499 Beschäftigte 

12.187 

76,1 

43,9 

500 und mehr Beschäftigte 

766 

91,9 

55,1 

Land- und Forstwirtschaft 

4.285 

34,9 

28,4 

Bergbau, Energie, Wasserversorgung 

510 

53,3 

32,4 

Grundstoffverarbeitung 

3.911 

45,6 

18,6 

Investitionsgüterindustrie 

17.437 

36,3 

16,4 

V erbrauchsgüterindustrie 

10.657 

54,4 

36,6 

Baugewerbe 

23.257 

40,0 

5,4 

Handel 

19.164 

48,9 

56,9 

Verkehr, Nachrichten 

3.716 

61,6 

59,6 

Kredit, Versicherung 

1.150 

88,8 

55,3 

Gaststätten, Beherbergung 

8.252 

49,7 

72,5 

Bildungsstätten, Verlage 

1.750 

58,6 

52,2 

Gesundheitswesen 

7.629 

24,4 

91,0 

Sonstige Dienstleistungen 

9.823 

35,9 

92,3 

Organisationen ohne Erwerbszweck/Staat 

2.895 

55,5 

61,3 

Gesamt 

114.436 

43,5 

43,3 

Quelle: lAB-Betriebspanel 1998, 3. Befragung neue Länder 


Übersicht 73: Anteile der dem Arbeitsamt gemeldeten Ausbildungsplätze in Prozent 


Betriebsgrößenklasse/Branche 

Anteil der Betriebe, die für 

1998/1999 neue Ausbildungsverträge 

abgeschlossen und diese 

dem Arbeitsamt gemeldet haben 

Anteil der 1998/1999 neu 
abgeschlossenen Verträge, die 
dem Arbeitsamt gemeldet 
wurden 

Alte Länder 

Neue Länder 

Alte Länder 

Neue Länder 

1 bis 9 Beschäftigte 

35,7 

55,3 

34,2 

57,0 

10 bis 49 Beschäftigte 

48,1 

60,5 

51,3 

64,0 

50 bis 499 Beschäftigte 

65,2 

73,2 

61,1 

78,2 

500 und mehr Beschäftigte 

73,2 

82,2 

65,0 

77,7 

Land- und Forstwirtschaft 

26,9 

84,7 

23,7 

87,2 

Bergbau, Energie, Wasserversorgung 

68,3 

78,6 

69,8 

81,8 

Grundstoffverarbeitung 

51,7 

61,3 

73,1 

68,3 

Investitionsgüterindustrie 

60,8 

68,3 

68,6 

73,1 

V erbrauchsgüterindustrie 

46,1 

57,7 

56,1 

69,3 

Baugewerbe 

47,0 

53,8 

52,8 

56,8 

Handel 

50,0 

65,9 

51,8 

71,2 

Verkehr, Nachrichtenübermittlung 

44,7 

39,2 

58,1 

42,9 

Kreditinstitute und Versicherungen 

56,3 

62,1 

49,0 

70,9 

Sonstige Dienstleistungen 

38,0 

62,4 

42,3 

74,1 

Organisationen ohne Erwerbscharakter 

19,1 

59,7 

20,0 

76,1 

Gebietskörperschaften 

76,5 

71,6 

67,7 

80,5 

Gesamt 

46,4 

61,5 

53,0 

69,8 

Quelle: lAB-Betriebspanel 1998, 6. Befragung alte Länder, 3. Befragung neue Länder 




Übersicht 74: Einschätzung der Betriebe 1998 über die Entwicklung der beruflichen Ausbildung in den nächsten zwei Jahren in Prozent 
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4.1.2 Ausbildung und Beschäftigung - 
Ergebnisse der Beschäftigtenstatistik^) 

Auswertung für die alten Länder 

Zum Zeitpunkt 30. Juni 1998 hatte fast jeder vierte Betrieb von 
den insgesamt 1,65 Mio. Betrieben in den alten Ländern mit 
sozialversicherungspfhchtig Beschäftigten einen Auszubilden- 
den unter Vertrag (24,2%). Während 17,4% der Kleinbetriebe 
mit bis zu 9 Beschäftigten Auszubildende hatten, bildeten 
47,6% der kleinen Mittelbetriebe mit 10 bis 49 Beschäftigten 
Jugendliche aus. Große Mittelbetriebe mit 50 bis 499 sozialver- 
sicherungspflichtig Beschäftigten erreichen eine Ausbildungs- 
betriebsquote von 69,7%. Unter den Großbetrieben mit 500 
und mehr Beschäftigten waren 93,8% Ausbildungsbetriebe 
(vgl. Übersicht 75). Mit 231.000 Betrieben stellen die Klein- 
betriebe insgesamt knapp 60% aller Ausbildungsbetriebe. 

Das Kraftfahrzeug-, Datenverarbeitungs- und Elektrotechnik- 
gewerbe (42,1%), das Holz-, Papier- und Druckereigewerbe 
(38,8%) sowie das Leder-, Textil- und Nahrungsmittelgewerbe 
(38%) erreichten in den alten Ländern 1998 die höchsten Aus- 
bildungsbetriebsquoten. In den Bereichen Bau-, Zimmerei- und 
Ausbaugewerbe, Stahl-, Metall-, Maschinen- und Fahrzeugbau 
und im Bereich Feinmechanik, Optik, Uhren, Schmuck zählte 
mindestens jeder dritte Betrieb als Ausbildungsbetrieb. An- 
schluss an diese Gruppe fand 1998 der Bereich Gebietskörper- 
schaften und Sozialversicherung mit einer Ausbildungsbe- 
triebsquote von knapp 30%. Alle anderen Wirtschaftsbereiche 
liegen zum Teil erheblich unter dem Durchschnitt in den alten 
Ländern. Dazu zählen vor allem der Groß- und Einzelhandel, 
das Kredit- und Versicherungsgewerbe sowie das Verkehrs- 
und Nachrichtenwesen (vgl. Übersicht 76). 

Von den rund 22,1 Millionen sozialversicherungspflichtig Be- 
schäftigten in den alten Ländern gehörte etwa jeder achtzehnte 
zur Gruppe der 1,26 Millionen Auszubildenden (5,7% Gesamt- 
durchschnitt). In Kleinbetrieben ist mit 8% gut jeder zwölfte 
Arbeitnehmer ein Auszubildender. In den kleinen Mittelbetrie- 
ben sind 6,7% und in den großen Mittelbetrieben 4,7% der 
Beschäftigten als Auszubildende eingestellt. Großbetriebe mit 
500 und mehr Beschäftigten erreichen eine Ausbildungsquote 
von 4,3 % (vgl. Übersicht 77). 

Die Bereiche Land- und Forstwirtschaft sowie das Bau-, 
Zimmerei- und Ausbaugewerbe liegen mit etwa 10 % Auszubil- 
denden unter den Beschäftigten deutlich über dem Durch- 
schnitt. Mit knapp 7% Ausbildungsquote bietet das Dienst- 
leistungsgewerbe noch überdurchschnittliche Ausbildungs- 
möglichkeiten. Deutlich unter dem Durchschnitt mit Quoten 
zwischen 3% und 4,2% liegen die Ausbildungsverhältnisse in 
der Energie- und Wasserwirtschaft, im Bereich Chemie, Kunst- 
stoff, Steine, Erden, im Verkehrs- und Nachrichtenwesen sowie 
im Bereich Gebietskörperschaften und Sozialversicherung. Im 
Gesamtdurchschnitt von 5,7% bewegen sich die Quoten der 
übrigen Wirtschaftsbereiche (vgl. Übersicht 78). 


9 Erläuterungen zur Beschäftigtenstatistik vgl. Berufsbildungsbericht 
1997, Kapitel 4.4.1 


Entwicklung der betrieblichen 
Ausbildungsbeteiligung in den alten Ländern 

Der seit 1994 registrierte Zuwachs von Ausbildungsbetrieben 
hat sich 1998 weiter fortgesetzt. Mit 6.800 Betrieben ist die 
Zahl der Ausbildungsbetriebe nochmals um 1,7% auf über 
400.000 Ausbildungsbetriebe und damit wieder auf den Stand 
von 1992 gestiegen. Durch die Zunahme der Zahl aller Betriebe 
in den alten Ländern um 8.500 auf insgesamt 1,65 Mio. ist der 
prozentuale Anteil der Ausbildungsbetriebe an allen Betrieben 
mit 24,2% im Vorjahres vergleich allerdings kaum gestiegen. 

Auch die Anzahl der Auszubildenden hat im Vergleich zum 
Vorjahr um 19.800 Jugendliche bzw. 1,6% auf rund 1,26 
Millionen Auszubildende zugenommen. Gleichzeitig hat die 
Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten insge- 
samt um 22.000 Beschäftigte abgenommen. Damit stieg die 
durchschnittliche Ausbildungsquote um 0,1 Prozentpunkte auf 
5,7 Auszubildende pro 100 Beschäftigte geringfügig an. 

Veränderungen nach Betriebsgröße 
in den alten Ländern 

Eine steigende Tendenz ergibt sich auch bei der Betrachtung 
nach Betriebsgrößenklassen. Zwar nahm die Zahl der größeren 
Ausbildungsbetriebe (über 500 Beschäftigte) um 1,8% im Ver- 
gleich zum Vorjahr ab; im Gegensatz dazu legen Kleinbetriebe 
(1 bis 9 Beschäftigte) mit fast 5.000 Ausbildungsbetrieben bzw. 
2,2% Zuwachs und größere Mittelbetriebe (zwischen 50 und 
499 Beschäftigten) mit über 1 .200 Ausbildungsbetrieben bzw. 
2,9% Steigerung deutlich zu. Mittelbetriebe mit einer Beschäf- 
tigtenzahl zwischen 10 und 49 halten bei einem Zuwachs von 
über 700 Ausbildungsbetrieben bzw. 0,6% Steigerung etwa das 
Niveau von 1997. 

Was ftir die Entwicklung unter den Ausbildungsbetrieben gilt, 
zeigt sich auch an den steigenden Zahlen der Auszubildenden: 
Der stärkste Zuwachs mit über 15.000 Beschäftigten in Ausbil- 
dung bzw. 4,4% ist bei den größeren Mittelbetrieben zu ver- 
zeichnen. Bei den Kleinbetrieben wurden rund 4.500 mehr 
Auszubildende bzw. eine Steigerung von 1,4% registriert. Klei- 
ne Mittelbetriebe haben 0,4% bzw. rund 1.300 Auszubildende 
mehr unter ihren Beschäftigten. Der negative Trend in den Be- 
schäftigtenzahlen der Großbetriebe spiegelt sich mit einem 
Rückgang von rund 1.600 Jugendlichen bzw. 0,7% auch unter 
den Auszubildenden wider. 

Veränderungen nach Wirtschaftszweigen 
in den alten Ländern 

Die Zunahme der Ausbildungsbetriebe insgesamt wird mit Zu- 
wachsraten zwischen 5 % und 7 % am stärksten von den Berei- 
chen Gebietskörperschaften und Sozialversicherung, Energie- 
und Wasserwirtschaft, Bergbau sowie Chemie, Kunststoff, 
Steine, Erden getragen. Steigerungen zwischen 3% und 4% 
weisen Bereiche wie Land- und Forstwirtschaft, Tierhaltung 
und Fischerei, Stahl-, Metall-, Maschinen- und Fahrzeugbau, 
Leder-, Textil- und Nahrungsmittelgewerbe, Groß- und Einzel- 
handel sowie Verkehrs- und Nachrichtenwesen auf Die rest- 
lichen Wirtschaftszweige zeigen gegenüber 1997 kaum Verän- 
derungen in der Ausbildungsbetriebsquote. Aufgrund der Zu- 
nahme bei den Betrieben insgesamt fährt dies im Bereich der 
Dienstleistungen bzw. im Bau-, Zimmerei- und Ausbaugewer- 
be zu einem abnehmenden Anteil an Ausbildungsbetrieben. 

Eine günstige Entwicklung in den Beschäftigtenzahlen der ein- 
zelnen Wirtschaftszweige haben sich 1998 positiv auf die Aus- 
zubildendenzahlen ausgewirkt. Das betrifft vor allem das Ver- 
kehrs- und Nachrichtenwesen, Organisationen ohne Erwerbs- 
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Übersicht 76: Betriebe, Ausbildungsbetriebe und Ausbildungsbetriebsquoten nach Wirtschaftszweigen in den 
alten Ländern 1990, 1997 und 1998 


W irtschaftsz weig 

Merkmal 

Jahr 

Veränderung seit 1990 
(1990= 100) 

1990 

1997 

1998 

1997 

1998 

Land- und Forstwirtschaft, 

Betriebe gesamt 

67.166 

52.960 

52.969 

78,8 

78,9 

Tierhaltung und Fischerei 

Ausbildungsbetriebe 

16.752 

10.988 

11.459 

65,6 

68,4 


Ausbildungsbetriebsquote 

24,9 

20,7 

21,6 

- 

- 

Energiewirtschaft und Wasserversorgung, 

Betriebe gesamt 

4.137 

3.875 

3.822 

93,7 

92,4 

Bergbau 

Ausbildungsbetriebe 

1.046 

968 

1.025 

92,5 

98,0 


Ausbildungsbetriebsquote 

25,3 

25,0 

26,8 

- 

- 

Chemie, Kunststoff, Steine, Erden 

Betriebe gesamt 

24.241 

23.750 

23.607 

98,0 

97,4 


Ausbildungsbetriebe 

6.155 

5.447 

5.803 

88,5 

94,3 


Ausbildungsbetriebsquote 

25,4 

22,9 

24,6 

- 

- 

Stahl-, Metall-, Maschinen- 

Betriebe gesamt 

58.309 

64.406 

65.399 

110,5 

112,2 

und Fahrzeugbau 

Ausbildungsbetriebe 

24.751 

22.294 

23.232 

90,1 

93,9 


Ausbildungsbetriebsquote 

42,4 

34,6 

35,5 

- 

- 

Kraftfahrzeug-, Datenverarbeitungs- 

Betriebe gesamt 

50.531 

51.851 

52.294 

102,6 

103,5 

Elektronikgewerbe 

Ausbildungsbetriebe 

26.555 

21.636 

22.016 

81,5 

82,9 


Ausbildungsbetriebsquote 

52,6 

41,7 

42,1 

- 

- 

Feinmechanik, Optik, Uhren, Schmuck 

Betriebe gesamt 

24.674 

25.434 

25.279 

103,1 

102,5 


Ausbildungsbetriebe 

9.621 

8.913 

8.927 

92,6 

92,8 


Ausbildungsbetriebsquote 

39,0 

35,0 

35,3 

- 

- 

Holz, Papier, Druckerei 

Betriebe gesamt 

49.411 

48.951 

48.502 

99,1 

98,2 


Ausbildungsbetriebe 

20.035 

18.986 

18.814 

94,8 

93,9 


Ausbildungsbetriebsquote 

40,5 

38,8 

38,8 

- 

- 

Leder, Textil, Nahrungsmittel 

Betriebe gesamt 

70.941 

56.141 

53.796 

79,1 

75,8 


Ausbildungsbetriebe 

31.981 

19.765 

20.435 

61,8 

63,9 


Ausbildungsbetriebsquote 

45,1 

35,2 

38,0 

- 

- 

Bau, Zimmerei, Ausbau 

Betriebe gesamt 

132.234 

146.114 

146.930 

110,5 

111,1 


Ausbildungsbetriebe 

48.114 

54.180 

54.195 

112,6 

112,6 


Ausbildungsbetriebsquote 

36,4 

37,1 

36,9 

- 

- 

Groß- und Einzelhandel 

Betriebe gesamt 

337.676 

349.228 

345.478 

103,4 

102,3 


Ausbildungsbetriebe 

77.251 

60.115 

62.640 

77,8 

81,1 


Ausbildungsbetriebsquote 

22,9 

17,2 

18,1 

- 

- 

Verkehr, Nachrichtenübermittlung 

Betriebe gesamt 

69.412 

79.972 

80.241 

115,2 

115,6 


Ausbildungsbetriebe 

8.021 

7.995 

8.361 

99,7 

104,2 


Ausbildungsbetriebsquote 

11,6 

10,0 

10,4 

- 

- 

Kreditinstitute, V ersicherungsgewerbe 

Betriebe gesamt 

38.870 

39.058 

39.088 

100,5 

100,6 


Ausbildungsbetriebe 

8.629 

7.061 

7.272 

81,8 

84,3 


Ausbildungsbetriebsquote 

22,2 

18,1 

18,6 

- 

- 

Dienstleistungen 

Betriebe gesamt 

515.004 

600.584 

610.535 

116,6 

118,5 


Ausbildungsbetriebe 

142.223 

142.242 

142.726 

100,0 

100,4 


Ausbildungsbetriebsquote 

27,6 

23,7 

23,4 

- 

- 

Organisationen ohne Erwerbscharakter, 

Betriebe gesamt 

68.418 

74.610 

77.726 

109,1 

113,6 

private Haushalte 

Ausbildungsbetriebe 

5.941 

5.668 

5.733 

95,4 

96,5 


Ausbildungsbetriebsquote 

8,7 

7,6 

7,4 

- 

- 

Gebietskörperschaften, Sozialversicherung 

Betriebe gesamt 

26.544 

26.578 

26.361 

100,1 

99,3 


Ausbildungsbetriebe 

8.279 

7.450 

7.863 

90,0 

95,0 


Ausbildungsbetriebsquote 

31,2 

28,0 

29,8 

- 

- 

Ohne Angabe 

Betriebe gesamt 

103 

88 

53 

85,4 

51,5 


Ausbildungsbetriebe 

71 

15 

14 

21,1 

19,7 


Ausbildungsbetriebsquote 

68,9 

17,0 

26,4 

- 

- 

Insgesamt 

Betriebe 

1.537.671 

1.643.600 

1.652.080 

106,9 

107,4 


Ausbildungsbetriebe 

435.425 

393.723 

400.515 

90,4 

92,0 


Ausbildungsbetriebsquote 

28,3 

24,0 

24,2 

- 

- 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 70, Seite 139 ff. 


Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse jeweils zum 30. Juni; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Übersicht 77: Beschäftigte, Auszubildende und Ausbildungsquoten nach Betriebsgrößenklassen in den alten 
Ländern 1990, 1997 und 1998 


Betriebsgrößenklasse 

Merkmal 

Jahr 

Veränderung seit 

1990(1990= 100) 



1990 

1997 

1998 

1997 

1998 

1 bis 9 Beschäftigte 

Beschäftigte gesamt 

3.643.073 

3.898.240 

3.902.149 

107,0 

107,1 


Auszubildende 

398.648 

316.536 

321.030 

79,4 

80,5 


Ausbildungsquote 

10,9 

8,1 

8,2 

- 

- 

10 bis 49 Beschäftigte 

Beschäftigte gesamt 

4.703.761 

5.079.377 

5.050.931 

108,0 

107,4 


Auszubildende 

392.582 

334.902 

336.177 

85,3 

85,6 


Ausbildungsquote 

8,3 

6,6 

6,7 

- 

- 

50 bis 499 Beschäftigte 

Beschäftigte gesamt 

7.558.395 

7.819.528 

7.899.555 

103,5 

104,5 


Auszubildende 

448.587 

356.966 

372.601 

79,6 

83,1 


Ausbildungsquote 

5,9 

4,6 

4,7 

- 

- 

500 und mehr Beschäftigte 

Beschäftigte gesamt 

6.462.849 

5.298.935 

5.221.764 

82,0 

80,8 


Auszubildende 

334.461 

228.242 

226.661 

68,2 

67,8 


Ausbildungsquote 

5,2 

4,3 

4,3 

- 

- 

Insgesamt 

Beschäftigte 

22.368.078 

22.096.080 

22.074.399 

98,8 

98,7 


Auszubildende 

1.574.278 

1.236.646 

1.256.469 

78,6 

79,8 


Ausbildungsquote 

7,0 

5,6 

5,7 

- 

- 

Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 69, Seite 138 






Quelle: Besehäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse jeweils zum 30. Juni; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 



Charakter, das Kraftfahrzeug-, Datenverarbeitungs- und elektro- 
technische Gewerbe und zu einem bestimmten Grad auch das 
Dienstleistungsgewerbe. Umgekehrt bauen entsprechend dem 
negativen Beschäftigungstrend vor allem die Bereiche Chemie, 
Kunststoff, Steine und Erden, Holz-, Papier- und Druckereige- 
werbe sowie das Bau-, Zimmerei- und Ausbaugewerbe Ausbil- 
dungsmöglichkeiten für Jugendliche weiter ab. Eine Ausnahme 
bildet die Gruppe Energiewirtschaft, Wasserversorgung und 
Bergbau sowie der Bereich Leder-, Textil- und Nahrungsmittel- 
gewerbe, die trotz starker Einbrüche bei der Beschäftigung ihre 
Ausbildung verstärkten. 

Auswertung für die neuen Länder^) 

Zum 30. Juni 1998 lag die Ausbildungsbeteiligung der Betriebe 
in den neuen Ländern mit einer Quote von 21,7% etwas nied- 
riger als in den alten Ländern (24,2%). Damit bildete von den 
insgesamt 428.000 Betrieben etwa jeder fünfte Betrieb aus. 
Unter den Kleinbetrieben mit bis zu 9 Beschäftigten waren 
14,2% und bei den kleinen Mittelbetrieben mit 10 bis 49 
Beschäftigten 46,1 % der Betriebe Ausbildungsbetriebe. Größe- 
re Mittelbetriebe mit 50 bis 499 Beschäftigten lagen bei einer 
Ausbildungsbetriebsquote von 64,1% und Großbetriebe mit 
500 und mehr Beschäftigten mit 83,6% Ausbildungsbetrieben 
deutlich unter den Quoten in den alten Ländern (vgl. Übersicht 
i9y). 


*) In den für das Bundesinstitut für Berufsbildung aufbereiteten Daten zur 
Besehäftigtenstatistik werden außerbetriebliehe Ausbildungseinriehtun- 
gen und Auszubildende in außerbetrieblieher Ausbildung nieht geson- 
dert ausgewiesen. Aufgrund des erhebliehen Umfangs, den diese Form 
der Ausbildung in den neuen Ländern hat, führt dies hinsiehtlieh der 
betriebliehen Ausbildungsbeteiligung zu verzerrten Ergebnissen. Dies 
ist bei den folgenden Ausführungen zu beaehten. 

9 Angaben zur Ausbildungsbeteiligung der Betriebe und zu den Ausbil- 
dungsquoten in den neuen Ländern liegen im Untersehied zu den alten 
Ländern nicht für das Vergleichsjahr 1990 vor. Daher beschränkt sich 
die Darstellung der betrieblichen Ausbildungsbeteiligung 1 998 für die 
neuen Ländern auf einen Vergleich zum Vorjahr. 


Ähnlich wie in den alten Ländern erreiehten 1998 das Kraft- 
fahrzeug-, Datenverarbeitungs- und Elektrotechnikgewerbe so- 
wie das Leder-, Textil- und Nahrungsmittelgewerbe Aus- 
bildungsbetriebsquoten von rund 40%. Etwa jeder dritte 
Betrieb bildete in den Wirtsehaftsbereiehen Holz-, Papier- und 
Druekereigewerbe, Bau-, Zimmerei- und Ausbaugewerbe, 
Stahl-, Metall-, Maschinen- und Eahrzeugbau sowie im Wirt- 
sehaftsbereieh Feinmechanik, Optik, Uhren, Sehmuck Jugend- 
liche aus. Zum Teil deutlich unter dem Durehsehnitt in den neu- 
en Ländern lagen Bereiche wie Groß- und Einzelhandel, das 
Kredit- und Versicherungsgewerbe sowie das Verkehrs- und 
Naehrichtenwesen. Dazu zählten aueh der Bereieh Sozialversi- 
cherung und Gebietskörpersehaften mit einer Ausbildungsbe- 
triebsquote von 18,7% und das Dienstleistungsgewerbe mit 
17,5 % Anteil an Ausbildungsbetrieben (vgl. Übersicht 80). 
Von den insgesamt 5,1 Millionen sozialversieherungspflichtig 
Besehäftigten in den neuen Ländern gehörte etwa jeder fünf- 
zehnte zur Gruppe der insgesamt 344.000 Auszubildenden. 
Damit lagen die neuen Länder mit einer Ausbildungsquote von 
6,7 % um einen Prozentpunkt über dem Gesamtdurchsehnitt in 
den alten Ländern. In Kleinbetrieben und in großen Mittel- 
betrieben betrug die Ausbildungsquote jeweils 6,6%, in Groß- 
betrieben 6,4% und in kleinen Mittelbetrieben 7,1%. Damit 
zeigte sieh im Gegensatz zu den alten Ländern, wo mit zuneh- 
mender Betriebsgröße die Ausbildungsquote immer weiter 
abnimmt, dass in den neuen Ländern - unabhängig von der 
Betriebsgröße - der prozentuale Anteil Auszubildender unter 
den Besehäftigten relativ konstant blieb (vgl. Übersicht 81). 
Die Unterschiede in den Ausbildungsquoten naeh Wirtsehafts- 
zweigen fielen deutlieher aus als in den alten Ländern. Wirt- 
sehaftsbereiehe wie das Bau-, Zimmerei- und Ausbaugewerbe, 
das Kraftfahrzeug-, Datenverarbeitungs- und Elektroteehnikge- 
werbe, das Holz-, Papier-, Druekereigewerbe sowie das Leder-, 
Textil- und Nahrungsmittelgewerbe lagen mit Ausbildungs- 
quoten zwisehen 8,4 % und 9,6 % deutlieh über dem Gesamt- 
durehschnitt in den neuen Ländern. Zu dieser Gruppe gehörten 
auch das Dienstleistungsgewerbe (7,8 %) und die Organisa- 
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tionen ohne Erwerbscharakter (8%). Unterdurchschnittliche 
Ausbildungsquoten zwischen 2,7% und 4,6% erreichten Wirt- 
schaftsbereiche wie Gebietskörperschaften und Sozialver- 
sicherung, Verkehr und Nachrichtenübermittlung, Chemie, 
Kunststoff, Steine, Erden sowie Land- und Forstwirtschaft, 
Tierhaltung und Fischerei (vgl. Übersicht 82). 

Entwicklung der betrieblichen 
Ausbildungsbeteiligung in den neuen Ländern 

ln den neuen Ländern ist 1998 ähnlich wie in den alten Ländern 
die Zahl der Ausbildungsbetriebe weiter gestiegen, im Ver- 
gleich zum Vorjahr um 4. 100 bzw. 4,6%. Dennoch ist die Aus- 
bildungsbetriebsquote um 0,4 Prozentpunkte auf 21,7% zu- 
rückgegangen, da die Zahl der Betriebe insgesamt um knapp 
27.000 Betriebe zugenommen hat. 

Trotz des deutlichen Zuwachses bei den Betrieben hat die 
Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im Ver- 
gleich zum Vorjahr um 50.000 auf 5,1 Millionen weiter abge- 
nommen, die Anzahl der Auszubildenden stieg dagegen um 
12.200 bzw. 3,7%. In der Folge verbesserte sich die Ausbil- 
dungsquote um 0,3 Prozentpunkte auf 6,7%. 

Veränderungen nach Betriebsgrößen 
in den neuen Ländern 

Die Veränderung nach Betriebsgrößenklassen ist vergleichbar 
mit denen in den alten Ländern. Kleinbetriebe legten mit 2.800 
Ausbildungsbetrieben bzw. 6,1% und größere Mittelbetriebe 
mit 300 Ausbildungsbetrieben bzw. 3,3% prozentual am 
stärksten zu. Großbetriebe verzeichneten einen Rückgang von 
0,5 %. Im Unterschied zu den alten Ländern erhöhte sich die 
Zahl der Ausbildungsbetriebe bei den kleinen Mittelbetrieben 
um 2,9%. Wegen des erheblichen Rückgangs in den Betriebs- 
zahlen erhöhte sich die Ausbildungsbetriebsquote. Trotz Stei- 
gerung in der Zahl der Ausbildungsbetriebe nahm dagegen die 
Ausbildungsbetriebsquote bei den Kleinbetrieben wegen der 
Steigerung um insgesamt 29.000 Kleinbetriebe bzw. um 0,5 
Prozentpunkte ab. 

Unterschiedliche Trends in den alten und neuen Ländern zeig- 
ten sich in der Entwicklung der Beschäftigten- und Auszubil- 
dendenzahlen im Vorjahresvergleich. Anders als in den alten 
Ländern verzeichneten Großbetriebe in den neuen Ländern 
trotz starker Rückgänge in den Beschäftigtenzahlen mit 6.300 
Auszubildenden (+13,9%) den höchsten Zuwachs unter den 
Auszubildenden, mit der Folge, dass sich die Ausbildungsquote 
um einen Prozentpunkt (18% Steigerung) erhöhte. Große Mit- 
telbetriebe, die in den alten Ländern die höchsten Zuwachsraten 
aufwiesen, konnten in den neuen Ländern nur etwa den Vor- 
jahresstand halten. Kleinbetriebe erreichten mit 3.500 mehr 
Auszubildenden ebenso Verbesserungen, waren allerdings der 
einzige Bereich mit Beschäftigungszuwachs insgesamt, wes- 
halb die Ausbildungsquote konstant blieb. 

Veränderungen nach Wirtschaftszweigen 
in den neuen Ländern 

Zuwächse von Ausbildungsbetrieben zwischen 15% und 17%, 
wie sie zwischen 1997 und 1998 in den Bereichen Land- und 
Forstwirtschaft, Energie- und Wasserwirtschaft oder Chemie, 
Steine, Erden zu verzeichnen waren, zeichnen fär die neuen 
Länder insofern ein verzerrtes Bild, da beispielsweise der 
Bereich Dienstleistungen mit 1.500 zusätzlichen Ausbildungs- 
betrieben bzw. einer Steigerung um 5,9% im Vorjahresver- 
gleich über ein Drittel aller neuen Ausbildungsbetriebe in den 
neuen Ländern erbringt. Dies trifft auch fär den Groß- und Ein- 


zelhandel mit einem Zuwachs von 700 Ausbildungsbetrieben 
zu. Dennoch schafften beide Bereiche angesichts der Steigerun- 
gen in den Betriebszahlen insgesamt vergleichsweise nur gerin- 
ge prozentuale Zuwächse an Ausbildungsbetrieben, was sich 
im Rückgang der Ausbildungsbetriebsquoten niederschlug. 
Durch die Rückgänge in den Betriebszahlen führten relativ 
niedrige Steigerungen bei den Ausbildungsbetrieben zu einer 
Erhöhung in den Quoten, wie dies in den Bereichen Fein- 
mechanik, Optik, Uhren, Leder-, Textil- und Nahrungsmittelge- 
werbe sowie Gebietskörperschaften und Sozialversicherung der 
Fall ist. Bis auf die Bereiche Bau-, Zimmerei- und Ausbau- 
gewerbe sowie Kredit- und Versicherungswesen, die im 
Gegensatz zu den alten Ländern deutlich abnahmen, verlaufen 
die Trends in den Wirtschaftsbereichen ähnlich. 

Anders als in den alten Ländern, wo sich günstige Entwicklun- 
gen in den Beschäftigungsverhältnissen positiv auf die Auszu- 
bildendenzahlen ausgewirkt haben, ist die Entwicklung in den 
neuen Ländern - mit Ausnahme des Dienstleistungsgewerbes, 
des Kraftfahrzeug-, Datenverarbeitungs- und Elektrotechnik- 
gewerbes sowie bei den Organisationen ohne Erwerbscharakter 
- durch Rückgang oder Stagnation in der Beschäftigung 
geprägt. In der Folge sind allerdings nur die Auszubildenden- 
zahlen im Bau-, Ausbau- und Zimmereigewerbe von diesem 
negativen Trend erfasst worden. Alle anderen Wirtschaftsbe- 
reiche erbrachten trotz Beschäftigungsrückgängen bzw. -Stag- 
nation zum Teil überdurchschnittliche Steigerungen in den 
Ausbildungsbetriebsquoten. 


4.1.3 Betriebe mit Inhabern ausländischer Herkunft 

Eine wachsende Zahl von Unternehmern und Unternehmerin- 
nen ausländischer Herkunft ist auf dem deutschen Markt tätig, 
ihre Beteiligung an der Berufsausbildung bleibt jedoch nach 
wie vor deutlich hinter den deutschen Betrieben zurück. Als 
Hauptgrund der noch geringen Ausbildungsbeteiligung gilt der 
große Informationsmangel der ausländischen Unternehmer 
über das deutsche System der dualen Berufsausbildung.^) 

In vielen Regionen Deutschlands gibt es mittlerweile Initia- 
tiven, die sich fär die Ausbildungsteilnahme von ausländischen 
Unternehmern einsetzen. Diese Projekte sind in unterschied- 
licher Form organisiert und verfolgen verschiedene Ansätze, 
die Ausbildung in ausländischen Unternehmen zu unterstützen. 

Mitarbeiter der Projekte und Vertreter der beteiligten Kam- 
mern, Arbeitsämter und anderer Institutionen haben immer 
wieder deutlich gemacht, dass ein Erfahrungsaustausch 
zwischen den einzelnen Regionen kaum stattfindet und wün- 
schenswert wäre. Gemeint ist ein Austausch, der es ermöglicht, 
neuen Projekten den Einstieg in die Arbeit zu erleichtern und 
der aktiven Projekten Anregungen fär ihre weitere Arbeit gibt. 
Auch die überregionalen Institutionen, wie die Bundesministe- 
rien, die Beauftragte der Bundesregierung für die Belange der 
Ausländer und das Bundesinstitut fär Berufsbildung, die Dach- 
verbände der Kammern sowie die Bundesanstalt fär Arbeit sind 
an Informationen über die Erfahrungen der Projekte vor Ort 
interessiert. 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1998, Kapitel 4.2.4 und Bemfsbildungsbe- 
richt 1 999, Kapitel 4. 1 .4 
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Koordinierungsstelle Ausbildung in 
ausländischen Unternehmen 

Vor diesem Hintergrund wurde im Juli 1999 die Koordinie- 
rungsstelle Ausbildung in ausländischen Unternehmen (KAU- 
SA) mit dem Ziel eingerichtet, die bundesweite Vernetzung der 
Aktivitäten im Bereich Ausbildung in ausländischen Unterneh- 
men zu forcieren und durch eine zentrale Informations- und 
Koordinierungsarbeit die Zahl der Ausbildungsplätze in Unter- 
nehmen mit Inhabern ausländischer Herkunft zu erhöhen. Die 
Koordinierungsstelle wird vom Bundesministerium fär Bildung 
und Forschung und vom Bundesministerium fär Arbeit und 
Sozialordnung zu gleichen Teilen über drei Jahre mit insgesamt 
rund zwei Mio. DM gefördert. Bei der Umsetzung der Auf- 
gabenstellung wird KAUSA von der Bundesanstalt fär Arbeit, 
vom Bundesinstitut für Berufsbildung und der Beauftragten der 
Bundesregierung fär die Belange der Ausländer unterstützt. 

Träger des Projektes 

Träger der Koordinierungsstelle ist die Gesellschaft fär beruf- 
liche Förderung in der Wirtschaft (GBFW), ein Gemein- 
schaftsprojekt der Industrie- und Handelskammer zu Köln und 
der Handwerkskammer zu Köln, das im Bereich berufliche Bil- 
dung von Migranten und Migrantinnen in den vergangenen 
Jahren bereits vielseitige Erfahrungen gesammelt hat. Der Sitz 
des Projektes bei einer Kammer erleichtert eine direkte Anbin- 
dung an die Institutionen, die die betriebliche Seite der Berufs- 
ausbildung maßgeblich betreuen. Mit verschiedenen Projekten 
zur Beratung von ausländischen Jugendlichen, zur Weiterbil- 
dung von ausländischen Arbeitnehmern und Arbeitnehmerin- 
nen, zur Ausbildungsplatzakquise in ausländischen Unterneh- 
men und mit der Organisation von Verbundausbildung in aus- 
ländischen Betrieben ist hier bereits ein breites Spektrum be- 
arbeitet worden (BQN, Pro Qualifizierung). 

Auftaktveranstaltung 

Bei der gemeinsamen Auftaktveranstaltung der Industrie- und 
Handelskammer zu Köln, der Bundesministerien fär Bildung 
und Forschung sowie Arbeit und Sozialordnung sowie der Bun- 
desanstalt fär Arbeit am 27. September 1999 in Köln waren 
Vertreter aus dem ganzen Bundesgebiet anwesend. Acht 
deutsch-ausländische Untemehmervereine stellten tärkische, 
griechische, italienische, portugiesische und kroatische Unter- 
nehmen vor. Zusätzlich waren aus vielen Städten Vertreter der 
Industrie- und Handelskammern und von verschiedenen Pro- 
jekten anwesend, um ihre Arbeit zu präsentieren. Bei einer 
Podiumsrunde mit ausländischen Unternehmern und Vertretern 
des Deutschen Industrie- und Handelstages und des Bundes- 
instituts fär Berufsbildung wurden die Hauptanliegen der 
Unternehmer und die Rahmenbedingungen der Ausbildung 
diskutiert. 

Mit ihrer Beteiligung haben die genannten Institutionen den 
Bemühungen um Steigerung der Ausbildung in ausländischen 
Unternehmen einen starken Rückenwind verschafft. Dabei 
würdigten die Teilnehmer und Teilnehmerinnen das gewichtige 
Wirtschaftspotenzial der Unternehmer ausländischer Herkunft. 
Diese Unternehmen sind mittlerweile in über 90 Branchen ver- 
treten und zu soliden mittelständischen Unternehmen herange- 
wachsen. Für junge Menschen deutscher und ausländischer 
Herkunft bieten sie attraktive Ausbildungsstellen und leisten 
gleichzeitig fär die Integration der dauerhaft in Deutschland 
lebenden Jugendlichen einen wichtigen Beitrag. 

Informationsarbeit 

Ein zentraler Baustein der Information durch KAUSA wird das 
Internet sein. Unter www.kausa.de finden Interessenten 
Themen, aktuelle Termine und eine umfangreiche Datenbank, 


die kontinuierlich erweitert wird. Die Datenbank ermöglicht es, 
die Ansprechpartner zum Thema Ausbildung in ausländischen 
Unternehmen in einer bestimmten Region zu finden. Beispiels- 
weise sind die Kammern aufgefährt, die vor Ort zuständig sind. 
Die Datenbank gibt ebenso Aufschluss über die deutsch-auslän- 
dischen Untemehmervereine, die vor Ort ansässig sind und die 
sich in wachsendem Maß auch fär das Thema Ausbildung ein- 
setzen. Zusätzlich findet man die Konsulate und Botschaften, 
die ebenfalls fär die Ausbildung in Betrieben ihrer Landsleute 
werben. Vor allem aber sind die Projekte verzeichnet, deren 
direkte Aufgabe es ist, Unternehmer zu beraten, zu informieren, 
zu motivieren und die Kontakte zu den zuständigen Stellen her- 
zustellen. Ein Info-Dienst (eine Informationszeitung) erscheint 
viermal im Jahr und berichtet über aktuelle Themen, Projekte 
und Ausbildungsbetriebe. 

Fachtagungen 

Neben der Informationsarbeit organisiert KAUSA Fachtagun- 
gen, die die Vernetzung der Projekte und Initiativen unterstüt- 
zen. Bei diesen Tagungen wird es in Zusammenarbeit mit den 
Vertretern aus Kommunen, Landesregiemngen, Kammern, 
Arbeitsverwaltung und Projekten sowie mit Unternehmern aus- 
ländischer Herkunft dämm gehen, die Arbeit vor Ort weiterzu- 
entwickeln und neue Projekte anzuregen. 

Beratungsarbeit 

KAUSA ist zudem eine Servicestelle fär ausländische Unter- 
nehmen, um weitere Ausbildungsplätze durch gezielte Bera- 
tung zu mobilisieren. Nachgefragt werden die verschiedensten 
Bereiche, die die praktische Umsetzung der Arbeit vor Ort 
betreffen; so beispielsweise die Ansprache von Unternehmen 
mit Inhabern ausländischer Herkunft, denn es gibt keine Stelle, 
die umfassende Adressen zur Verfügung hat. Dazu gehören 
auch Fragen zur spezifischen Ansprache der Nationalitäten 
oder die Frage nach den Multiplikatoren, die fär die Motivation 
der Unternehmer hilfreich sein können. Konkret geht es auch 
um die Kontakte zu den zuständigen Stellen fär die Bemfsaus- 
bildung, um das Erlangen der Ausbildereignung und um spe- 
zielle Fragen zur Verbundausbildung. 

Materialien 

Ein weiteres Betätigungsfeld fär KAUSA ist die Herausgabe 
von Informationsmaterialien. Dabei sollen die Informationen 
fär ausländische Unternehmer, die es bereits gibt, in sinnvoller 
Weise ergänzt werden. Hintergmnd ist der Umstand, dass viele 
der Unternehmer nicht im deutschen Bildungssystem aufge- 
wachsen sind. Die Vorteile der dualen Bemfsausbildung im 
Betrieb und in der Bemfsschule sind zu wenig bekannt. Dar- 
über hinaus bietet das deutsche Bildungssystem viele Wege zur 
Qualifikation, die ein Ausbilder kennen sollte. Gezielte Infor- 
mationen auch in der jeweiligen Muttersprache sollen hier 
weiterhelfen. 


4.1.4 Großbetriebe - Kooperationspartner 
in der Berufsausbildung 

Die Anfordemngen an eine qualifizierte Bemfsausbildung 
unterliegen erheblichen Verändemngen. So wird beispielsweise 
IT-Kompetenz in fast allen Bemfen unabdingbar zur Bewälti- 
gung komplexer Arbeitsabläufe. Neue Ausbildungsbemfe ent- 
stehen und herkömmliche unterliegen erheblichen Verändemn- 
gen. Viele Ausbildungsbetriebe müssen feststellen, dass die 
nach der Ausbildungsordnung zu vermittelnden Kenntnisse und 
Fertigkeiten in ihrem Betrieb nicht mehr vollständig vermittelt 
werden konnten. Um auszubilden, mussten Partner gefunden 
werden, die die Defizite abdecken konnten. Auch zwischen 
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Übersicht 79: Betriebe, Ausbildungsbetriebe und Ausbildungsbetriebsquoten nach Betriebsgrößenklassen in 
den neuen Ländern 1997 und 1998 


Betriebsgrößenklasse 

Merkmal 

Jahr 

Veränderung 
gegenüber 1997 
(1997= 100) 

1997 

1998 

Anzahl 

Prozent 

1 bis 9 Beschäftigte 

Betriebe gesamt 

309.266 

337.964 

109,3 


Ausbildungsbetriebe 

45.324 

48.104 

106,1 


Ausbildungsbetriebsquote 

14,7 

14,2 

- 

10 bis 49 Beschäftigte 

Betriebe gesamt 

74.906 

73.443 

98,0 


Ausbildungsbetriebe 

32.919 

33.875 

102,9 


Ausbildungsbetriebsquote 

43,9 

46,1 

- 

50 bis 499 Beschäftigte 

Betriebe gesamt 

16.232 

15.800 

97,3 


Ausbildungsbetriebe 

9.815 

10.134 

103,3 


Ausbildungsbetriebsquote 

60,5 

64,1 

- 

500 und mehr Beschäftigte 

Betriebe gesamt 

769 

754 

98,0 


Ausbildungsbetriebe 

633 

630 

99,5 


Ausbildungsbetriebsquote 

82,3 

83,6 

- 

Insgesamt 

Betriebe 

401.173 

427.961 

106,7 


Ausbildungsbetriebe 

88.691 

92.743 

104,6 


Ausbildungsbetriebsquote 

22,1 

21,7 

- 

Quelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse jeweils zum 30. Juni; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Betrieben entstanden auf diese Weise vielfältige Kooperations- 
beziehungen auf dem Gebiet der Berufsausbildung. Über den 
aktuellen Umfang, die Gründe, die Erfahrungen und die 
zukünftigen Absichten der Betriebe geben die nachfolgend dar- 
gestellten Befragungsergebnisse Auskunft.^) 

Ergebnisse einer Befragung von 704 Großbetrieben 

Jeder dritte befragte Ausbildungsverantwortliche (35 %) gab an, 
dass betriebsfremde Auszubildende bei ihm lernten. Je größer 
der Betrieb war, desto häufiger arbeitete er in der Berufsausbil- 
dung mit anderen Betrieben zusammen, indem er seine eigenen 
Ausbildungskapazitäten auch fiir andere Betriebe öffnete. So 
lernten in zwei von drei Großbetrieben mit mehr als 2.000 
Beschäftigten auch Auszubildende anderer Betriebe (vgl. 
Schaubild 8). Die Ausbildungsleistungen dieser Großbetriebe 
wurden von den Nutzem überwiegend (in 57 % der Fälle) durch 
eine Erstattung der entstandenen Kosten vergütet. Der wechsel- 
seitige Austausch von Auszubildenden, ein Element von Ver- 
bundausbildung, kam als Gegenleistung vergleichsweise selten 
(21%) bei Großbetrieben vor. In nennenswertem Umfang 
(22 %) ergaben sich auch zwischenbetriebliche Absprachen, die 
weder auf der Kostenerstattung noch auf wechselseitigem Aus- 
tausch von Auszubildenden gründeten. 

Nutzer der Zusammenarbeit im Ausbildungssektor waren über- 
wiegend kleine oder mittelgroße Industriebetriebe, regionale 
Ausbildungseinrichtungen oder Betriebe aus Dienstleistungs- 
branchen. In den meisten Fällen (68%) handelte es sich auch 
um eine Kooperation mit mehreren Betrieben. 

0 Die vorgestellten Ergebnisse sind zwei schriftlichen Betriebsbefragun- 
gen des Bundesinstituts für Berufsbildung im Rahmen des Forschungs- 
projekts „Ausbildung im Auftrag - ein Modell zur Auslastung freier 
Ausbildungskapazitäten“ im ersten Halbjahr 1999 entnommen. Eine 
umfassende Befragung zu den Projektthemen bezog sich ausschließlich 
auf ausbildende Großbetriebe, es antworteten 704 Ausbildungsleiter 
(Rücklauf ca. 50%). Bei einer hierzu ergänzenden Befragung im Rah- 
men des Referenz-Betriebssystems (Betriebe aller Größenklassen) 
konnten die Antworten von 601 Ausbildungsverantwortlichen ausge- 
wertet werden. 


Die Spannweite der Ausbildungsleistungen für fremde Betriebe 
ist erheblieh. Drei von zehn Betrieben mit Fremdausbildung 
boten anderen Betrieben Ausbildungsleistungen, die bis zur 
Übernahme des gesamten betriebliehen Teils der Berufsausbil- 
dung reiehten. In gleiehem quantitativen Umfang wurden in der 
Befragung Betriebe angetroffen, deren Leistungen für andere 
die gesamte Werkstattausbildung umfassen. Bei den übrigen 
Betrieben (42%) nahmen betriebsfremde Auszubildende an 
Faehlehrgängen, Werksunterrieht oder Praktika teil. Die Über- 
nahme von Serviee- und Beratungsfunktionen für die Berufs- 
ausbildung anderer Betriebe (z. B. Beratung bei der Einstellung, 
Prüfungsvorbereitung) wurde von 39% der Ausbildungsleiter 
genannt (vgl. Schaubild 9). 

In den neuen Ländern war die ausbildungsbezogene Koopera- 
tion häufiger anzutreffen als in den alten. Fast die Hälfte (48 %) 
der dort befragten Ausbildungsverantwortliehen erklärten, dass 
bei ihnen aueh betriebsfremde Auszubildende lernten (alte Län- 
der: 32%). Allerdings bewegte sieh die Unterstützung der Ko- 
operation mit öffentliehen Mitteln in den neuen Ländern aueh 
auf einem deutlieh höheren Niveau. Mehr als ein Drittel der 
dortigen Betriebe konnte dabei auf Landesmittel zurüekgreifen, 
in den alten Ländern 5 %. Aueh Mittel der Arbeitsämter flössen 
in den neuen Ländern (16%) stärker als in den alten (12 %). Nur 
in Eigeninitiative finanzierten sieh 82 % der Kooperationspro- 
jekte in den alten Ländern und 47 % in den neuen Ländern. 

Die Großbetriebe beriehteten weit überwiegend über gute 
Erfahrungen mit der Zusammenarbeit. Selten entstanden 
Probleme mit den betriebsfremden Auszubildenden, kaum mit 
den Partnerbetrieben. Die weitaus meisten Betriebe wollen die 
Zusammenarbeit im bisherigen Umfang aueh in den näehsten 
Jahren fortsetzen (69 %) oder sogar noeh ausweiten (27 %). Nur 
eine Minderheit (4%) will sie einsehränken oder einstellen (vgl. 
Schaubild 10). 

Erstmalig im Jahr 1999 wollten 1 1 % der Betriebe ohne bisheri- 
ge Ausbildungskooperation mit anderen Betrieben eine solehe 
Ausbildungskooperation beginnen, das sind 7% aller befragten 
Betriebe. Der Anteil der Großbetriebe, die ihren Ausbildungs- 
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Übersicht 81: Beschäftigte, Auszubildende und Ausbildungsquoten nach Betriebsgrößenklassen in den neuen 
Ländern 1997 und 1998 


Betriebsgrößenklasse 

Merkmal 

Jahr 

Veränderung 
gegenüber 1997 
(1997 = 100) 

1997 

1998 

Anzahl 

Prozent 

1 bis 9 Beschäftigte 

Beschäftigte 

958.930 

1.017.759 

106,1 


Auszubildende 

63.235 

66.703 

105,5 


Ausbildungsquote 

6,6 

6,6 

- 

10 bis 49 Beschäftigte 

Beschäftigte 

1.510.536 

1.477.799 

97,8 


Auszubildende 

102.522 

105.284 

102,7 


Ausbildungsquote 

6,8 

7,1 

- 

50 bis 499 Beschäftigte 

Beschäftigte 

1.882.209 

1.837.200 

97,6 


Auszubildende 

121.200 

120.932 

99,8 


Ausbildungsquote 

6,4 

6,6 

- 

500 und mehr Beschäftigte 

Beschäftigte 

831.822 

800.647 

96,3 


Auszubildende 

45.030 

51.282 

113,9 


Ausbildungsquote 

5,4 

6,4 

- 

Insgesamt 

Beschäftigte 

5.183.497 

5.133.405 

99,0 


Auszubildende 

331.987 

344.201 

103,7 


Ausbildungsquote 

6,4 

6,7 

- 


Quelle: Beschäfligtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse jeweils zum 30. Juni; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 


bereich auch hir andere Betriebe und Ausbildungseinrichtun- 
gen der Region öffnen, dürfte sich damit weiter erhöhen. 
Nimmt man die Befragungsdaten als Grundlage, werden es im 
nächsten Ausbildungsjahr rund vier von zehn ausbildenden 
Großbetrieben sein. Warum bieten Betriebe ihre Ausbildungs- 
leistungen und -kapazitäten auch anderen Betrieben aus der 
Region an? Aus den Antworten der Ausbildungsleiter (vgl. 
Schaubild 11) geht hervor, dass ökonomische Kostendeckung 
und soziale Gründe (Verantwortung für Jugend und Wirtschaft 
der Region) am häufigsten und auf annähernd gleichem Niveau 
die Entscheidung zugunsten einer „Fremdausbildung“ be- 
stimmt hatten, ln nennenswertem Umfang wurde auch erwähnt, 
dass man von der Kooperation einen gegenseitigen Austausch 
von Erfahrungen erwartet, aus der auch die eigene Berufsaus- 
bildung Nutzen ziehen könnte. Insgesamt bleibt festzuhalten, 
dass bei diesen Betrieben, die weit überwiegend (zu 8 1 %) seit 
mehreren Jahren anderen Betrieben Ausbildungsleistungen zur 
Verfügung stellen, soziale Aspekte den gleichen Rang wie öko- 
nomische Aspekte einnahmen. Bei Betrieben, die erstmals 
erwogen, anderen Firmen Ausbildungsleistungen anzubieten, 
standen demgegenüber ökonomische bzw. betriebswirtschaft- 
liche Gründe deutlich im Vordergrund. Bei letzteren entfielen 
deutlich mehr als die Hälfte der Nennungen auf Kostendeckung 
(3 1 %), Kapazitätsauslastung (16 %) und Änderungen der Orga- 
nisation (10%). 

Die wichtigsten Ergebnisse der ergänzenden 
Referenz-Betriebssystem-Befragung (Betriebe 
aller Größenklassen) 

Der Erhalt und die Ausweitung von Ausbildungsmöglichkeiten 
stehen eindeutig an vorderster Stelle der Gründe für Betriebe, 
betriebsexteme Ausbildungsmöglichkeiten zu nutzen. Betriebe, 
die ausschließlich andere Kooperationsgründe nannten, waren 
vor allem in den neuen Ländern in der Minderheit. 

Bei den kleineren Betrieben ist die Absicherung eigener Ausbil- 
dung durch kompensatorische Bildungsmaßnahmen überwie- 
gend in überbetrieblichen Berufsausbildungsstätten das wich- 


tigste Motiv für eine Zusammenarbeit mit anderen Betrieben. 
Bei Großbetrieben mit mehr als 2.000 Beschäftigten überwo- 
gen Gründe für eine Zusammenarbeit mit anderen Betrieben, 
die auf eine quantitative, vor allem aber qualitative Ausweitung 
ihres Ausbildungsangebots gerichtet waren. So wurde der 
Grund „wir können damit in einem weiteren Beruf ausbilden“ 
von 28 % aller großen Ausbildungsbetriebe genannt. 

Nahezu alle Betriebe mit entsprechenden Erfahrungen (97 %) 
wollten die Zusammenarbeit beibehalten oder ausweiten. Vor 
allem große Industriebetriebe (jeder dritte Betrieb mit über 
2.000 Beschäftigten) zeigten Interesse an einer Ausweitung der 
überwiegend auf vertraglichen Vereinbarungen beruhenden 
betrieblichen Initiativen. Aber auch von Betrieben, die bisher 
keine Kooperation auf dem Gebiet der Berufsausbildung einge- 
gangen sind, wurden Kooperationsformen wie „Fremdausbil- 
dung“ oder Verbundausbildung vermehrt erwogen. So gaben 
weitere 3 % aller Betriebe (8 % der Betriebe ohne bisherige 
Zusammenarbeit) an, erstmalig eine Zusammenarbeit mit ande- 
ren Betrieben oder Ausbildungseinrichtungen beginnen zu wol- 
len. 


4.1.5 Ausbildungsfördernde Regelungen 
in Tarifverträgen 

Im Rahmen eines Projektes des Bundesministeriums für Bil- 
dung und Forschung, das vom Wirtschafts- und Sozialwissen- 
schaftlichen Institut in der Hans-Böckler- Stiftung durchgeführt 
wurde, sind ausbildungsfördemde Regelungen in Tarifver- 
trägen untersucht worden. Die nachfolgend dargestellten 
Ergebnisse geben in zusammengefasster Form einen Überblick 
über den Stand der tariflichen Regelungen Ende 1999.^) Die 


‘) Dabei wurden aueh solehe Tarifbereiehe noeh berüeksiehtigt, deren 
Regelungen bis in die zweite Jahreshälfte hineinreiehen, ohne dass 
Informationen über neuere Absehlüsse oder Vereinbarungen vorliegen. 
Redaktionssehluss dieser Auswertung war der 15. Dezember 1999. 
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Auswertung bezieht sich auf alle relevanten Tarifbereiche 
(Branchentarifverträge und wichtige Firmentarifverträge), in 
denen entsprechende Regelungen getroffen wurden. Auf diese 
Weise wurden insgesamt über 73 Wirtschaftszweige/Tarif- 
bereiche mit rund 10,1 Millionen Beschäftigten erfasst. 

Generell ist anzumerken, dass zahlreiche Regelungen keinen 
tarifrechtlichen Status im strengen Sinne des Wortes haben. Es 
handelt sich oft um Appelle, Absichtserklärungen, Aufforde- 
rungen und sonstige Vereinbarungen, die oft den Status einer 
(tarif-)politischen Selbstverpflichtung haben, aber keine indivi- 
duellen Tarifansprüche der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin- 
nen begründen. Diese wurden jedoch ebenfalls berücksichtigt, 
um einen vollständigen Eindruck zu erhalten. Zu berücksichti- 
gen ist weiterhin, dass viele tarifliche Regelungen nicht an die 
relativ kurze Laufzeit der Vergütungstarifverträge gebunden 
sind, sondern fär einen längeren Zeitraum gelten. Oft werden 
sie aber auch (mehrfach), teilweise leicht verändert verlängert. 
Hier sind deshalb nicht alle 1999 geltenden, aber bereits 1998 
oder früher vereinbarten Regelungen erwähnt.^) 

a) Erhalt und Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 

Aussagen bzw. Vereinbarungen zum Erhalt bzw. zum Ausbau 
der Ausbildungskapazität finden sich in 55 Wirtschaftszwei- 
gen/Tarifbereichen mit 9,6 Millionen Beschäftigten. Dabei 
fallen Form und Verbindlichkeitsgrad der Absprachen im 
Einzelfall sehr unterschiedlich aus. 

• Gemeinsame Erklärungen/ Appelle 

In einigen Fällen beschränkten sich die Tarifparteien auf den 
Appell bzw. Aufiuf an die Betriebe und Unternehmen zu ver- 
stärkten Ausbildungsaktivitäten. Zum Teil konnten die Tarif- 
parteien dabei auch auf den erfolgreichen Ausbau der Ausbil- 
dungskapazitäten in den vergangenen Jahren verweisen: 

-Die Deutsche Bahn AG sicherte zu, sich wie bisher ihrer 
besonderen Verpflichtung in der beruflichen Erstausbildung 
zu stellen und „über den eigenen Bedarf hinaus“ auszubilden. 

- Im Bauhauptgewerbe in den neuen Ländern riefen die Tarif- 
parteien die Betriebe dazu auf, „alle möglichen Anstrengun- 
gen“ zur Erhöhung der Ausbildungskapazität zu unterneh- 
men. Als Anreiz wurden die Ausbildungsvergütungen „neu 
geordnet“, d.h. teilweise gesenkt. 

- In der chemischen Industrie West wurden insbesondere die 
Betriebe, die bisher nicht ausbilden, aufgefordert, Ausbil- 
dungsplätze zur Verfügung zu stellen. 

-Die paritätischen Berufsbildungsräte der Chemie-, Papier- 
und Glasindustrie begrüßten in einer gemeinsamen Erklärung 
das Sofortprogramm der Bundesregierung zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit und richteten an die Firmen der betei- 
ligten Branchen den „eindringlichen Appell“, in ihren Ausbil- 
dungsanstrengungen nicht nachzulassen. 

- In der feinkeramischen Industrie West forderten die Tarifpar- 
teien alle Unternehmen auf, „soweit dies möglich ist“, Ausbil- 
dungsplätze zur Verfügung zu stellen. 

-In der Nährmittelindustrie Nordrhein- Westfalen wurde die 
Ausbildungsquote auf 6% festgeschrieben (1997 bis 2000). 


9 Vgl. dazu zuletzt: Bispinck, R./WSI-Tarifarchiv: „Förderung der Aus- 
bildung durch Tarifvertrag 1998“, Elemente qualitativer Tarifpolitik 
Nr. 36, Januar 1999 sowie Bispinck, R./WSI-Tarifarchiv: „Förderung 
der Ausbildung durch Tarifvertrag 1997“, Elemente qualitativer Tarif- 
politik Nr. 33, Februar 1998 


- Im saarländischen Einzelhandel bekräftigten die Tarifparteien 
ihre Erklärung aus dem Jahr 1995 mit der Aufforderung, wei- 
terhin in verstärktem Umfang Ausbildungsplätze zur Verfü- 
gung zu stellen. 

- Im Versicherungsgewerbe appellierten die Tarifparteien im 
Tarifabschluss 1999 an alle Unternehmen, „ihre Ausbildungs- 
aktivitäten gegenüber 1998 nochmals zu steigern und 1999 
nach Möglichkeit mindestens fünf Prozent mehr Auszubil- 
dende einzustellen als im Vorjahr“. 

• Beibehaltung des Ausbildungsniveaus 

In einigen Bereichen verständigten sich die Tarifparteien dar- 
auf, das bestehende Ausbildungsniveau zu halten. Dies gilt u. a. 
für die Bereiche: Bremerhavener Versorgungs- und Verkehrs- 
gesellschaft, Deutsche Postbank, Energiewirtschaflliche Unter- 
nehmen (AVE Hannover) Hessen, öffentlicher Dienst und 
Steinkohlenbergbau Ruhr. Dabei handelt es sich zum Teil um 
Absichts- oder Bereitschaftserklärungen (öffentlicher Dienst), 
zum Teil auch um verbindliche Zusagen (Steinkohlenbergbau). 
Bei der Bewertung ist zu berücksichtigen, dass in manchen 
Bereichen in den vorangegangenen Abschlüssen eine Steige- 
rung der Zahl der angebotenen Ausbildungsplätze realisiert 
werden konnte (z.B. öffentlicher Dienst). 

• Schaffung neuer Ausbildungsplätze 

Wie schon in den vergangenen Jahren wurden auch 1999 Ver- 
einbarungen über die Steigerung der Ausbildungskapazität 
getroffen, die sich wiederum nach dem Grad der Verbindlich- 
keit und dem Ausmaß der angestrebten Erhöhung differen- 
zieren lassen. In einigen Tarifbereichen wurde die Erhöhung 
bzw. die Zahl der Ausbildungsplätze insgesamt in konkreten 
Zahlen vereinbart. Dies betrifft vor allem Unternehmen mit 
F irmentarifVerträgen : 

- Oberland Glas AG: 90 Ausbildungsplätze (während der Lauf- 
zeit des Vertrages: 7/1998 - 6/2000), 

- Bundesanstalt für Post und Telekommunikation: 8 Auszubil- 
dende im Bereich Sozialversicherungsfachangestellte im Jahr 
1999, 

- Deutsche Gesellschaft für technische Zusammenarbeit: + 5 
Plätze (spätestens 1999), 

- Deutsche Post AG: Erhöhung der Ausbildungsplatzquote in 
1999 und 2000 um 13 % von 2.300 auf 2.600, 

-Deutsche Telekom AG: Erhöhung der Anzahl der Ausbil- 
dungsplätze für die Jahre 1999 bis 2001 von 2.000 auf 2.450, 

-Deutsches Reisebüro GmbH u. a.: Erhöhung der Anzahl der 
1999 neu einzustellenden Auszubildenden um 15% gegen- 
über 1998, 

- Genossenschaftsrechenzentrale Norddeutschland: 5 neue 
Auszubildende 1999 und 2000, 

- Groß- und Außenhandel Thüringen: bis zum Ausbildungs- 
jahr 1999/2000 Steigerung um 25% gegenüber 1996. 

• Verknüpfung mit Ausbildungs Vergütung 

In einer Reihe von Tarifbereichen gibt es eine Verknüpfung der 
Ausbildungsvergütung mit der Erhöhung der Zahl der Ausbil- 
dungsplätze. Zum Teil wurde auch auf die Anhebung der Aus- 
bildungsvergütungen verzichtet, ohne dass konkrete Zusagen 
gegeben wurden (z.B. Steine-Erden-Industrie Hessen). Keine 
Erhöhung der Ausbildungsvergütungen im Zusammenhang mit 
der Steigerung (bzw. Beibehaltung) des Ausbildungsplatzange- 
botes wurde u. a. in folgenden Bereichen vereinbart: Bremer- 
havener Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft, Elektrizitäts- 
werk Minden-Ravensberg GmbH, Deutsche Gesellschaft für 
technische Zusammenarbeit 1998/1999, Kautschuk-Industrie 


Übersicht 82: Beschäftigte, Auszubildende und Ausbildungsquoten nach Wirtschaftszweigen in den neuen Ländern 1997 und 1998 


Drucksache 14/3244 


-146- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 



Übersicht 82: Beschäftigte, Auszubildende und Ausbildungsquoten nach Wirtschaftszweigen in den neuen Ländern 1997 und 1998 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-147- 


Drucksache 14/3244 



Drucksache 14/3244 


-148- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


West 1998/1999, PreußenElektra-Gruppe bis 1999, Rhei- 
nischer Braunkohlenbergbau, Steine-Erden-Industrie Hessen, 
Steinkohlenbergbau Ruhr. 

Im Bauhauptgewerbe in den neuen Ländern wurden die Ausbil- 
dungsvergütungen für die am 3 1 . März 1999 bestehenden Aus- 
bildungsverhältnisse nicht erhöht, für die danach neu abge- 
schlossenen Ausbildungsverhältnisse wurden sie für das 2. bis 
4. Ausbildungsjahr um 10% gekürzt. 

ln einigen Bereichen bestehen konditionierte Regelungen: 
Wenn bestimmte Steigerungen der Ausbildungskapazität er- 
reicht werden, dann bleiben die Ausbildungsvergütungen 
unverändert bzw. können abgesenkt werden: 

- Deutsches Reisebüro GmbH u. a.: Kürzung der Ausbildungs- 
vergütung um 15% für die Dauer der Ausbildung ent- 
sprechend der Erhöhung der Ausbildungsplätze. 

- Einzelhandel Niedersachsen: Das Urlaubsgeld 1999 und 2000 
für neu eingestellte Auszubildende ab 1. August 1998 bis 
31. Dezember 1999 wurde auf 50% der jeweiligen Ausbil- 
dungsvergütung gesenkt. Dafür gab es eine Vereinbarung 
über die fünfprozentige Erhöhung der Ausbildungsplätze ab 
1998 gegenüber dem Durchschnitt der Jahre 1995 bis 1997; 
Berlin: Möglichkeit der Weitergabe der Ausbildungsver- 
gütungserhöhung erst zum 1 . Januar 2000 (statt zum 1 . Sep- 
tember 1999) bei Erhöhung der Ausbildungsplätze um min- 
destens 5% zum 1. September 1999. 

- Energie- und Versorgungswirtschaft (AVEU) Ost: Möglich- 
keit einer Betriebsvereinbarung zur Beibehaltung der bis zum 
28. Februar 1998 geltenden Ausbildungsvergütung bei Schaf- 
fung zusätzlicher Ausbildungsplätze (bis Ende 1999). 

-Feinwerktechnik Baden- Württemberg: Bei einer betrieb- 
lichen Ausbildungsquote ab 5 % können die Mehrarbeitszu- 
schläge entfallen, wenn der Freizeitausgleich für Mehrarbeit 
innerhalb der nächsten zwei Monate erfolgt. 


-Feuerfeste Industrie: Zur Förderung der Ausbildung können 
Arbeitgeber und Betriebsrat die Ausbildungsvergütung um 
10% reduzieren. Die Tarifvertragsparteien sind hinzuzu- 
ziehen (bis Ende Januar 2000); eine vergleichbare Regelung 
besteht in der Säureschutzindustrie West. 

- Groß- und Außenhandel Hessen: Unternehmen, die im Jahr 
1998/1999 die Ausbildungsplätze gegenüber dem 1. Septem- 
ber 1997 um 10% erhöhen, werden für 12 Monate von der 
Anhebung der Ausbildungsvergütung ausgenommen; Thürin- 
gen: bei Steigerung der Ausbildungsplätze proportionale Kür- 
zung der Ausbildungsvergütung (maximal um 25 %, bis Juli 
2000); Sachsen: Anhebung der Ausbildungsvergütung um 
sechs bis sieben DM bzw. 32 bis 35 DM, wenn im Vorjahr 
wegen Erreichung des Ausbildungsplatzniveaus nicht erhöht 
wurde. 

-Holzverarbeitende Industrie Baden- Württemberg: Kürzung 
der Ausbildungs Vergütung um jeweils 85 DM für Betriebe 
möglich, die zum 1. September 1999 bzw. in dieser Ausbil- 
dungsperiode 10% mehr Auszubildende gegenüber 1997 ein- 
stellen; vergleichbare Regelung in Westfalen-Lippe; Sachsen: 
verminderte Ausbildungs Vergütung für Neueinstellungen in 
den Jahren 1999 bis 2001 möglich, wenn der Anteil der Aus- 
zubildenden 5 % und mehr beträgt bzw. wenn die Betriebe auf 
der Basis von 1998 pro weiterem Lehrjahr die Zahl der 
gesamten Ausbildungsverhältnisse um jeweils 10% erhöhen. 

- Reisebürogewerbe: Zur Schaffung zusätzlicher Ausbildungs- 
plätze Möglichkeit der Reduzierung der Ausbildungsver- 
gütung um maximal 15 % für die Ausbildungsjahrgänge 1999 
und 2000 0. 


9 Für Betriebsstätten, die erstmals ausbilden bzw. ihre Ausbildungsquote 
gegenüber dem Durehsehnitt der letzten drei Jahre angehoben haben; 
entspreehende Regelungen bestehen bereits seit 1996. 


Schaubild 8: AnteW von Betrieben, die in ihrer Berufsausbildung auch 
betriebsfremde Auszubildende ausbilden in Prozent 

nach Anzahl von Beschäftigten 


Auch betriebsfremde Auszubildende 
Nur eigene Auszubildende 



Qtye//e.' Befragung von 704 Großbetrieben, Bundesinstitut für Berufsbildung, 1999 
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Schaubild 9: Leistungsumfang der Ausbildung für andere Betriebe 

in Prozent 

Betriebe mit betriebsfremden Auszubildenden (n = 243) 


CU 

CU 


CO 

’cu 


cc 

E 

x 


CU 

CO 

CO 

CU 


Gesamte Ausbildung 
Werkstattausbildung 
Lehrgänge, Unterricht, Praktika 
Beratung und Service 



Que/Ze; Befragung von 704 Großbetrieben, Bundesinstitut für Berufsbildung, 1999 


Schaubild 10: Perspektiven der Zusammenarbeit mit anderen Betrieben 

in Prozent 

Betriebe mit betriebsfremden Auszubildenden (n = 243) nach Anzahl von Beschäftigten 
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Que/Ze; Befragung von 704 Großbetrieben, Bundesinstitut für Berufsbildung, 1999 
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Schaubild 1 1: Gründe für die Ausbildung betriebsfremder Auzubildender 

in Prozent 

Betriebe mit betriebsfremden Auszubildenden (n = 183) 

Kostendeckung 
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Qtye//e; Befragung von 704 Großbetrieben, Bundesinstitut für Berufsbildung, 1999 
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• Kontrolle 

In einigen Tarifbereiehen haben die Tarifparteien Kontrollver- 

fahren vereinbart: 

- Einzelhandel Niedersaehsen: Überprüfung bei den Industrie- 
und Handelskammern und Handwerkskammern dureh die 
Tarifparteien; 

- Groß- und Außenhandel Thüringen: durehführende Stelle ist 
der Landesverband Groß- und Außenhandel, Vorlage erfor- 
derlieher Unterlagen, Zustimmung der Tarifvertragsparteien; 

-Holzverarbeitende Industrie Baden- Württemberg: Über- 
prüfung dureh die Tarifvertragsparteien; Saehsen: Verpflieh- 
tung der Betriebe, die Gesamtzahl der Ausbildungsverhältnis- 
se per September 1998 und zu Beginn des neuen Lehrjahres 
dem Arbeitgeberverband zu melden; 

- Metallindustrie Niedersaehsen: Überprüfung dureh die Tarif- 
vertragsparteien, Stiehtag: 1. November 1999; 

-Reisebürogewerbe: Ausnahmeregelungen nur bei entspre- 
ehendem Naehweis dureh die Industrie- und Handelskammer 
sowie eine entspreehende Information an die DRV-Ge- 
sehäftsstelle. 

• Gespräehs- und Verhandlungsverpfliehtungen 

In einigen Bereiehen haben sieh die Tarifparteien auf weitere 

Gespräche bzw. Verhandlungen festgelegt bzw. eine dauerhafte 

Kooperation vereinbart. Dazu gehören z.B.: 

-In der Textil- und Bekleidungsindustrie wurde bereits 1997 
die Einrichtung eines Berufsbildungsrates vereinbart, der re- 
gelmäßig alle Fragen der Berufsausbildung erörtert. In der 
Textilindustrie in den neuen Ländern wurde 1999 eine Betei- 
ligung der Tarifparteien am Berufsbildungsrat von Gesamt- 
metall und IG Metall vereinbart.^) 


‘) Der Organisationsbereich der früheren Gewerkschaft Textil-Beklei- 
dung gehört inzwischen zur IG Metall. 


- In der chemischen Industrie und in der papiererzeugenden 
Industrie sind Ausbildungsfragen ebenfalls Gegenstand von 
„Runden Tischen“, die zum Teil bereits 1994 eingerichtet 
wurden. 

- In der norddeutschen Metallindustrie (Hamburg, Schleswig- 
Holstein, Bremen, nordwestliches Niedersachsen, Mecklen- 
burg-Vorpommern) sind halbjährliche gemeinsame Ge- 
spräche ggf unter Hinzuziehung der Arbeitsverwaltung und 
der Industrie- und Handelskammern vereinbart. 

- Im Metallhandwerk Hamburg gibt es seit 1997 einen gemein- 
samen Arbeitskreis zur Lösung von Fragen der Ausbildungs- 
bereitschaft und -qualität. 

-Im Bauhauptgewerbe in den neuen Ländern wurde eine 
Arbeitsgruppe zur Analyse der Ausbildungssituation und zur 
Erarbeitung von Vorschlägen zur Erhöhung der Ausbildungs- 
bereitschaft gegründet. 

- In der Systemgastronomie in den alten Ländern gilt nach wie 
vor die Protokollnotiz aus 1996, wonach die Tarifparteien die 
Voraussetzungen für Berufsausbildungen in diesem Bereich 
schaffen wollen. 

b) Übernahme nach der Ausbildung^) 

In 62 Wirtschaftszweigen/Tarifbereichen mit knapp 10 Millio- 
nen Beschäftigten bestehen Regelungen zur Übernahme der 
Auszubildenden nach Abschluss ihrer Ausbildung. Sie unter- 
scheiden sich vor allem in der Frage, ob die Übernahme befri- 
stet oder unbefristet erfolgt. In den meisten der ausgewerteten 
tariflichen Vereinbarungen ist eine befristete Übernahme vor- 
gesehen. Eine Reihe von Tarifabschlüssen sieht allerdings auch 
eine Kombination mehrerer der genannten Varianten vor, ins- 
besondere der befristeten und unbefristeten Übernahme bzw. 
der voll- und teilzeitigen Übernahme. 


9 Vgl. auch Kapitel 4.2 
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Eine unbefristete Übernahme^) ist in folgenden Bereichen 
grundsätzlich vereinbart: Bremer Lagerhaus-Gesellschaft AG, 
Datenverarbeitungszentrum Suhl: „möglichst viele“, Deutsche 
Post AG: Fachkräfte für Brief- und Frachtverkehr und Postver- 
kehrskaufleute (Prüfungsjahrgang 1998); tarifliche Absiche- 
rung der Übernahme der Auszubildenden des Einstellungsjahr- 
gangs 1998 (dafür Kürzung der Ausbildungsvergütung um 
6%), Deutsche Postbank AG: für Auszubildende der Jahre 
1999 bis 2001, Deutsche Telekom AG in den alten und neuen 
Ländern: Übemahmeangebot für Prüfungsjahrgang 1999, 
Feinstblechpackungsindustrie Hamburg, Niedersachsen, Leder- 
waren- und Kofferindustrie alte Länder, Metallindustrie Berlin- 
Brandenburg, Niedersachsen, Sachsen- Anhalt^), PreussenElek- 
tra Gruppe: mindestens 400 Beschäftigte, vorzugsweise Ausge- 
bildete, Schuhindustrie alte Länder, Steinkohlenbergbau Ruhr, 
Volkswagen AG^). 

In folgenden Bereichen soll für 12 Monate übernommen wer- 
den (zum Teil als Empfehlung ausgesprochen): DE-Consult 
Deutsche Eisenbahn-Consulting GmbH, Berlin^), Eisen- und 
Stahlindustrie alte und neue Länder, Elektrizitätswerk Minden- 
Ravensberg GmbH, Energiewirtschaft Hessen (AVE Hanno- 
ver), Kautschukindustrie alte Länder, Metallindustrie Nieder- 
sachsen, Osnabrück-Emsland, Bayern, PreußenElektra-Grup- 
pe: 100 Anlernlinge für maximal 12 Monate, Steine-Erden- 
Industrie Hessen, Versicherungsgewerbe. 

Eine Übernahme für mindestens sechs Monate erfolgt u. a. in 
den Bereichen: Berufsgenossenschaften, Bundesanstalt für 
Arbeit, Bundesknappschaft, Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte, Deutsche Post AG: Kaufleute für Bürokommuni- 
kation, Elektromechaniker/Elektroinstallateure, Druckindustrie, 
Feinwerktechnik Baden- Württemberg, Metallindustrie alte und 
neue Länder (sofern keine längerfristige Übernahme), öffent- 
licher Dienst, Papierverarbeitende Industrie, Schmuckwarenin- 
dustrie Baden-Württemberg, Steinkohlenbergbau: nicht berg- 
männisch Ausgebildete, Süßwarenindustrie Hessen, Tarifge- 
meinschaft Gesetzliche Rentenversicherung. 

In einigen Bereichen wurde die Übernahme von der Betriebs- 
größe abhängig gemacht: Im Schlosser- und Schmiedehand- 
werk erfolgt in Rheinland-Rheinhessen die befristete Übernah- 
me (sechs Monate) in Betrieben ab sechs Beschäftigten, im 
Saarland in Betrieben ab 1 1 Beschäftigten. Im Kfz-Gewerbe 
Sachsen erfolgt ebenfalls eine sechsmonatige Übernahme, 
allerdings sind in Betrieben mit weniger als 20 Beschäftigten 
abweichende Vereinbarungen mit Zustimmung des Betriebsrats 
möglich. 

Eine Übemahmeregelung für mindestens drei Monate wurde 
für den rheinischen Braunkohlenbergbau vereinbart. Sie betrifft 
alle Auszubildenden, die bis zum 30. April 2001 ihre Ausbil- 
dung beenden. Alternativ ist die Zahlung einer einmaligen 
Starthilfe von 5.000 DM vorgesehen. 

Lediglich Vereinbarungen über Appelle, Empfehlungen, Auf- 
rufe oder Prüfungen der Übernahme o.ä. gab es in den Tarif- 
bereichen: Groß- und Außenhandel Thüringen, Glasindustrie 
neue Länder, Hohlglasveredelungs- und -verarbeitungsin- 


9 Gelegentlich werden fiir den Fall der Abweichung von der unbefristeten 
Übernahme auch Mindestfristen vereinbart. 

9 Die Tarifvertragsparteien gehen von einer unbefristeten Übernahme 
aus. 

9 Dabei kann aus betrieblichen Gründen auch die Übernahme des Ausge- 
bildeten in ein anderes Werk zumutbar sein. 

9 Nur für diejenigen „Auslemer“ in 1998, deren Durchschnittsprüfungs- 
note nicht schlechter als 2,5 ist. 


dustrie alte Länder, Hohlglaserzeugende Industrie Landes- 
gruppe Nord-West, Hohl- und KTistallglaserzeugung Bayern, 
Kfz-Gewerbe Baden- Württemberg: Überprüfung, Textil- und 
Bekleidungsindustrie . 

Eine weitere Variante stellt die Übernahme in ein Teilzeit- 
arbeitsverhältnis dar. Diese Übernahme ist oft als zweitbeste 
Lösung vorgesehen, wenn eine vollzeitige Besehäftigung nieht 
möglieh erseheint. Zum Teil wird aueh eine Verbindung mit der 
Nutzung von Altersteilzeitregelungen hergestellt. In mehreren 
Fällen ist die Mögliehkeit einer stufenweisen Aufstoekung auf 
Vollzeit vorgesehen. Im Einzelnen: 

- Deutsehe Telekom: Abschlussjahrgang 1999 je seehs Monate 
30 Stunden, 34 Stunden und dann 38,5 Stunden (Vollzeit), 

- Rheiniseher Braunkohlenbergbau, 

- Feinkeramisehe Industrie West, 

- Feinstbleehpaekungsindustrie Hamburg, Niedersaehen: unbe- 
fristete Übernahme mit der Mögliehkeit von Teilzeitarbeit 
(erst 25, dann 30 Stunden und anschließend Vollzeit), 

- Volkswagen AG: Stafettenmodell als Mögliehkeit mit stufen- 
weise zunehmender Teilzeit bis zur Vollzeit. 

Zu berüeksiehtigen ist, dass in den meisten Fällen die Über- 
nahme „grundsätzlieh“ vorgesehen ist bzw. als Sollvorschrift 
ausgestaltet ist. Die Betriebe können z.B. beim Vorliegen Ver- 
haltens- oder personenbedingter Gründe oder wegen akuter 
Besehäftigungsprobleme von der Übernahme Abstand neh- 
men. 9 

In einigen Tarifbereiehen haben die Arbeitgeberverbände eine 
konkrete Vermittlungsverpflichtung für den Fall übernommen, 
dass keine vollständige Übernahme der Auszubildenden ge- 
lingt: 

- Im Einzelhandel Saarland sind die Betriebe verpflichtet, die 
Bewerbungsunterlagen der nieht übernommenen Auszubil- 
denden dem Verband zur Verfügung zu stellen, der sieh um 
die Vermittlung in andere Unternehmen bemüht. 

-In der Eisen- und Stahlindustrie kann die Übemahmever- 
pfliehtung aueh dureh Vermittlung in einen anderen Betrieb 
oder ein anderes Unternehmen erfüllt werden. 

- Im Steinkohlenbergbau Ruhr sollen die Deutsche Steinkohle 
AG und die Ruhrkohle AG bei der Arbeitsplatzvermittlung 
für die nieht dauerhaft übernommenen Ausgebildeten Unter- 
stützung leisten. 

-In der Textilindustrie in den neuen Ländern soll ggf der 
Arbeitgeberverband im Rahmen der „Lehrlingsbörse“ eine 
Vermittlung in einen anderen Betrieb ermögliehen. 

c) Einstiegsvergütung nach der Ausbildung 

In der überwiegenden Mehrheit der ausgewerteten Tarifbe- 
reiehe gibt es - wie aueh in den Tarifverträgen generell - keine 
besonderen, d.h. abgesenkten Eingangsvergütungen für Berufs- 
anfänger und Berufsanfängerinnen nach abgeschlossener Aus- 
bildung. In einigen Bereiehen wurden allerdings die tarifliehen 
Grundlöhne bzw. -gehälter für einen festgelegten Zeitraum um 
einen bestimmten Prozentsatz herabgesetzt: 

- Bremer Lagerhaus-Gesellsehaft AG: Bei Übernahme in ein 
Arbeitsverhältnis niedrigerer Stundenlohn bzw. Einstufung 
der übernommenen Angestellten in die unterste Tarifgruppe. 


9 In manchen Fällen ist die Abweichung von der Übemahmeverpflich- 
tung an die Zustimmung des Betriebsrates gebunden. 
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-Chemische Industrie: Verlängerung der Regelung, wonach 
Berufsanfänger im 1 . Berufsjahr 95 % der üblichen tariflichen 
Sätze erhalten. Bei Übernahme in einen ausbildungsfremden 
Beruf der Entgeltgruppe 1 bis 4 werden allerdings 100% 
gezahlt. 

-Feuerfeste Industrie Niedersachsen, Nordrhein- Westfalen, 
Hessen, Rheinland-Pfalz: Im 1. Jahr nach der Übernahme 
erfolgt ein Abschlag von 10% auf das Tarifentgelt. 

-Glasindustrie (Fa. Schüller GmbH): Es erfolgt während 
der ganzjährigen Übernahme eine Vergütung auf 90% der 
üblichen Tarifgruppe. 

-Papiererzeugende Industrie alte Eänder: Verlängerung des 
Einstiegstarifs 95 % fär unbefristet eingestellte extern ausge- 
bildete Berufsanfänger und Berufsanfängerinnen im 1. Be- 
schäftigungsjahr. 

- Steine-Erden-Industrie Hessen und Thüringen: Die Tarif- 
grundvergütungen können bei der Übernahme von Ausgebil- 
deten bzw. bei der Neueinstellung von Langzeitarbeitslosen 
(mindestens ein halbes Jahr) im 1. Jahr um 10% und im 
2. Jahr um 5% abgesenkt werden; eine ähnliche Regelung 
besteht in Rheinland-Pfalz. 


4.2 Übergang von Ausbildnng 
in Beschäftignng 

Berufsausbildung und Jugendarbeitslosigkeit 

In Ländern, in denen die Wirtschaft zu großen Teilen in das 
Berufsausbildungssystem eingebunden ist, fällt die Jugend- 
arbeitslosigkeit in der Regel relativ niedrig aus. Nach den 
Berechnungen von EUROSTAT betrug 1998 die Quote der 
Arbeitslosen in der Europäischen Union bei den unter 25-Jäh- 
rigen 19,6%. Einstellige Quoten wurden nur in Deutschland 
(9,8%) sowie in den kleineren Ländern Luxemburg (6,4%), 
Dänemark (7,2%), Österreich (7,5 %), Niederlande (8,8 %) und 
Portugal (9,5%) gemessen, die zum Teil ebenfalls betriebliche 
Ausbildungssysteme haben. In Frankreich (26,2%), Italien 
(32,9%) und Spanien (35,7%) lagen sie dagegen deutlich über 
dem Durchschnitt (vgl. Schaubild 12). Deutschland ist das ein- 
zige Land, in dem die Jugendarbeitslosigkeit nicht höher als die 
Arbeitslosigkeit bei den Erwachsenen ist. 

Durch das Sofortprogramm der Bundesregierung zum Abbau 
der Jugendarbeitslosigkeit^) konnte 1999 der Anteil der be- 
schäftigungslosen Jugendlichen weiter reduziert werden. Ende 
Oktober 1999 lag die Quote nach den Berechnungen der Bun- 
desanstalt für Arbeit (die vom Berechnungsmodus von 
EUROSTAT ab weichen und dadurch zu etwas höheren Quoten 
führen) bundesweit bei 9,7% (alte Länder: 8,2%, neue Länder: 
15,1%). Im Oktober 1998 hatte sie noch 10,8% (9,5% bzw. 
15,5%) betragen. Weiterhin bestehen jedoch große regionale 
Unterschiede. Während sich die Quote im Oktober 1999 in 
Bayern nur auf 5,0% (Oktober 1998: 5,8%) bezifferte, waren 
im Land Berlin zum selben Zeitpunkt 18,5% (Oktober 1998: 
21,5 %) aller abhängigen zivilen Erwerbspersonen unter 25 Jah- 
ren arbeitslos. 


9 Vgl. Kapitel 1.1.3 


Sind junge Erwerbspersonen unter 25 Jahren von Arbeitslosig- 
keit betroffen, sind sie in der Regel deutlich kürzer arbeitslos als 
ältere Menschen. 1998 lag die durchschnittliche Dauer ihrer 
Arbeitslosigkeit mit rund fünf Monaten drei Monate unter dem 
Gesamtdurchschnittswert für alle Altersgruppen. 

Übernahmen in Beschäftigung nach 
Abschluss der Ausbildung 

Eine entscheidende Größe für die Begrenzung der Jugend- 
arbeitslosigkeit in Ländern mit dualer Berufsausbildung bilden 
Übemahmeangebote nach Beendigung der Ausbildung. 1999 
gab es in insgesamt 62 Tarifbereichen mit knapp 10 Millionen 
Beschäftigten vertragliche Vereinbarungen zur Übernahme. 
Die Spannweite der Regelungen reicht von einer unbefristeten 
Übernahme über befristete Beschäftigungsangebote (häufig 
zwischen 6 und 12 Monaten) bis hin zu der Übernahme in ein 
Teilzeitarbeitsverhältnis oder der Zahlung einer Starthilfe. 
Manchmal wird die Übernahme in Abhängigkeit von der 
Betriebsgröße, der wirtschaftlichen Lage oder auch der Prü- 
füngsergebnisse geregelt und in einigen Tarifbereichen sind die 
Einstiegsentgelte befristet reduziert. 9 

Im Ausbildungsjahr 1997/1998 kam es nach den Ergebnissen 
des Betriebspanels des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung in 196.746 Betrieben in den alten Ländern und 
45.159 Betrieben in den neuen Ländern zu erfolgreichen Aus- 
bildungsabschlüssen. Die Gesamtzahl aller Ausbildungsab- 
schlüsse in diesen 241.905 Betrieben summiert sich auf 
497.276. Das ist ein Minus gegenüber dem Vorjahr von 
52 . 9049 . Bei einem Blick auf die Übemahmequoten zeigt sich, 
dass wie bereits im Jahr davor die Übemahmequoten in 
Beschäftigung in den Betrieben der alten und neuen Ländern 
unterschiedlich sind (vgl. Übersicht 83). 

In den Betrieben der alten Länder wurden knapp 58 %, in denen 
der neuen 46 % aller Auszubildenden übernommen. Die Diffe- 
renz hat sich damit auf 12 Prozentpunkte erhöht (Vorjahr: mnd 
6 Prozentpunkte) 9 . Der größte Unterschied liegt (branchen- 
spezifisch) in dem Bereich Bildungsstätten und Verlage, wo die 
Übemahmequoten den niedrigsten Wert aller zwölf Branchen 
haben. Nur einer von etwa 13 Auszubildenden wird in den 
neuen Ländern in diesem Bereich übernommen, während in 
den alten Ländern immerhin noch fast jeder dritte Auszubilden- 
de mit einer Übernahme rechnen kann. Wie im Vorjahr stiegen 
die Übemahmechancen mit der Betriebsgröße in den alten Län- 
dern stetig an, während in den neuen Ländern auffällt, dass die 
Betriebsgmppe 50 bis 499 Beschäftigte mit einer Übemahme- 
quote von mnd 45% niedriger ist als in den benachbarten 
Betriebsklassen. Betrachtet man die Gesamtanzahl der erfolg- 
reichen Bildungsabschlüsse, so fällt auf, dass in den alten Län- 
dern gegenüber dem Vorjahr mnd 59.000 weniger erfolgreiche 
Abschlüsse zu verzeichnen sind (dies entspricht einem Minus 
von 13,1%), während in den neuen Ländern immerhin mnd 
7.000 erfolgreiche Ausbildungen mehr (dies entspricht einem 
Plus von 6%) zustande kamen. In den alten Ländern gab es 
demnach insgesamt weniger neue FacharbeiterZ-angestellte, die 
aber zu knapp 58 % (+3 %) mit einer Übernahme rechnen konn- 
ten, wohingegen in den neuen Ländern mehr neue Facharbei- 
ter/-angestellte nur zu 46% (-3%) übernommen wurden. 
Gegenüber dem Vorjahr vergrößerte sich die Spannweite 
zwischen diesen beiden Regionen um sechs Prozentpunkte. 


9 Vgl. Kapitel 4.1.5 
9 Vgl. Kapitel 4.1.1 

9 Branchenspezifische Ausnahmen sind lediglich das Gesundheitswesen, 
Organisationen ohne Erwerbszweck sowie das Staatswesen. 
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Schaubild 12: Jugendarbeitslosigkeit 1998 in der Europäischen Union in Prozent 

(< 25 Jahre) 



Quelle: Eurostat 


Branchenspezifisch ergibt sich ein ähnliches Bild. Im Vorjahr 
hatten sechs Branchen in den neuen Ländern (Grundstoffver- 
arbeitung, Baugewerbe, Verkehr und Nachrichten, Kredit und 
Versicherungen, das Gesundheitswesen und die sonstigen 
Dienstleistungen) höhere oder gleiche Übemahmequoten als 
die entsprechenden Branchen in den alten Ländern. Im Jahr 
1998 trifft dies nur fär die Organisationen ohne Erwerbs- 
zweck und das Staatswesen zu. Dazu muss allerdings gesagt 
werden, dass in vielen Bereichen auch Betriebe in den neuen 
Ländern ihre Übemahmequoten (branchenspezifisch) halten 


bzw. verbessern konnten^). Im großen Ganzen haben sich die 
branchenspezifischen Unterschiede (= Spannweite der Über- 
nahmequoten) zwischen den alten und neuen Ländern weitest- 
gehend verkleinert bzw. behielten sie mit geringen Abwei- 
chungen ihr Vorjahresniveau bei. 


9 Dies gilt für Bergbau und Energie, das Baugewerbe, Verkehr und Nach- 
richten, Kredit und Versicherungen, Gaststätten und Beherbergung 
sowie für Bildungsstätten und Verlage. 



Übersicht 83: Erfolgreiche Ausbildungsabschlüsse und Übernahmequoten 1998 
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Vergleicht man einzelne Branchen, so haben in den alten Län- 
dern alle Branchen mit Ausnahme von Bergbau, Energie und 
Wasserversorgung, der Land- und Forstwirtschaft und den 
sonstigen Dienstleistungen ihre Vorjahreswerte weitestgehend 
halten können. In den neuen Ländern waren die Übemahme- 
quoten in den Branchen Handel, Gesundheitswesen und bei den 
sonstigen Dienstleistungen rückläufig, wohingegen im Bereich 
Bergbau, Energie und Wasserversorgung eine überdurch- 
schnittliche Zuwachsrate (9,4%) festgestellt werden konnte. 

Trotz der inzwischen zahlreichen tarifvertraglichen Regelun- 
gen zur Übernahme bleibt die Frage, ob die Ausbildungs- 
absolventen übernommen werden oder nicht, auch von der 
aktuellen Geschäftslage der Betriebe abhängig. Nach den Er- 
gebnissen des lAB-Betriebspanels erhielten 1998 in den mei- 
sten Branchen Ausbildungsabsolventen aus Betrieben mit guter 
Geschäftslage eher ein Beschäftigungsangebot als ihre Kolle- 
gen aus Betrieben mit weniger guter Auftragslage. Besonders 
deutlich war der Unterschied im Baugewerbe der alten Länder, 
wo bei günstiger Ertragslage 84%, bei weniger guter Lage 
jedoch nur 65% übernommen wurden. Allerdings gab es auch 
Branchen (z.B. Bergbau/EnergieAVasserversorgung in den 
alten Ländern), in denen ein solcher Zusammenhang - mehr 
Übernahmen bei guter Ertragslage - nicht oder sogar das 
Gegenteil festgestellt werden konnte. Tarifvertragliche Verein- 
barungen zur Übernahme und staatliche Subventionen dürften 
hier zu einem überlagernden Effekt geführt haben ^). 

Zugang an Arbeitslosen nach 
abgeschlossener betrieblicher Ausbildung 

1998 wurden in Deutschland von den Arbeitsämtern 166.400 
Erwerbspersonen registriert, die sich nach erfolgreich abge- 
schlossener betrieblicher Ausbildung^) arbeitslos meldeten. 
Darunter befinden sich allerdings auch Personen aus Ausbil- 
dungsgängen außerhalb des Geltungsbereichs des BBiG und 
der HwO, so z.B. Lehramtsanwärter, Referendare, Volontäre 
und Praktikanten im Anerkennungsjahr. Ihr Anteil kann nur 
näherungsweise geschätzt werden, da die Zugangsstatistik in 
Arbeitslosigkeit nur relativ grob beruflich gegliedert ist. Frühe- 
re Schätzungen gingen von einem Anteil von rund 20% aus. 
Auf der Basis der von der Bundesanstalt für Arbeit durchge- 
führten Strukturanalyse 1997 kann jedoch geschlussfolgert 
werden, dass der Anteil in den neuen Ländern deutlich höher 
als in den alten Ländern liegt. Für die in Übersicht 84 aufge- 
führten Berechnungen wurde der Anteil der Arbeitslosenzugän- 
ge aus betrieblicher Ausbildung außerhalb BBiG/HwO auf ein 
Fünftel in den alten und ein Drittel in den neuen Ländern 
geschätzt. Demnach dürften 1998 in Deutschland rund 27% der 
erfolgreichen Prüfüngsabsolventen in BBiG/HwO-Berufen 
zunächst einmal arbeitslos geworden sein. In den neuen Län- 
dern lag die Quote mit rund 39% merklich höher als in den 
alten Ländern mit 23 %. Gegenüber 1995 ist eine Zunahme der 
Arbeitslosenzugänge unmittelbar aus betrieblicher Ausbildung 
sowohl in den neuen als auch in den alten Ländern zu verzeich- 
nen^). 


OVgl. Bellmann, L.: „Die erfolgreiehen Betriebe übernehmen mehr 
Azubis“; in: lAB Materialien Nr. 2, 1999 

0 Dies sehließt die außerbetriebliehe Ausbildung mit ein. 

0 Die Quoten für 1995 bis 1997 wurden rüekwirkend korrigiert. Sie fallen 
damit in den neuen Ländern und bundesweit niedriger aus als in frühe- 
ren Berufsbildungsberiehten gemeldet. 


Erhebung des Bundesinstituts für Berufsbildung 
bei Absolventen der Sommerprüfung 1999 

Um weitere Informationen zur Art der Übemahmeangebote 
und zum Verbleib naeh Ablauf der Ausbildung zu erhalten, sind 
Erhebungen bei Ausbildungsabsolventen erforderlieh. In den 
letzten beiden Monaten des Jahres 1999 wurden Absolventen 
der Sommerprüfung 1999 sehriftlieh-postaliseh zu ihrem bishe- 
rigen berufliehen Werdegang nach Beendigung der Lehre 
befragt. Die Befragungsteilnehmer stammen aus insgesamt 129 
Berufssehulen aus elf Ländern^). Bis zum 31. Dezember 1999 
war der Rüeklauf der Befragungsbögen noeh nieht abgesehlos- 
sen. Gleiehwohl konnten für die vier am stärksten besetzten 
dreijährigen Berufe im kaufmännischen Bereieh, für außerbe- 
triebliehe Ausbildungsgänge im selben Sektor sowie für stark 
besetzte Ausbildungsgänge bei den Freien Berufen erste, hin- 
reiehend aussagefähige Zwisehenergebnisse ermittelt werden^). 
Diese Teilstiehprobe umfasst insgesamt rund 900 Ausbildungs- 
absolventen. Berüeksiehtigt wurden nur solehe Absolventen, 
die ihre Prüfung erfolgreieh bestanden hatten. 

Wie Übersicht 85 zeigt, sind Übemahmeangebote der Betriebe 
an ihre ausgebildeten jungen Faehkräfte weiterhin die Regel. 
Fast immer geht es um eine Besehäftigung als Faehkraft; 
Besehäftigungsangebote für Anlemtätigkeiten spielen so gut 
wie keine Rolle. In vielen Fällen handelt es sieh allerdings um 
befristete Übernahmen. Die Industriekaufleute beriehten sogar 
häufiger von einer befristeten als von einer unbefristeten Über- 
nahme. Von den seehs hier untersehiedenen betrieblieh aus- 
gebildeten Bemfsgmppen erhalten Industriekaufleute am häu- 
figsten, Reehtsanwalts- und Notarfaehangestellte am seltensten 
ein Übemahmeangebot. Die Untersehiede zwisehen den be- 
trieblieh ausgebildeten Bemfsgmppen sind alles in allem sta- 
tistiseh signifikant. Gleiehwohl ist die Chanee, ein Übemahme- 
oder Vermittlungsangebot zu erhalten, in betriebliehen Ausbil- 
dungsgängen weiterhin mit Abstand größer als bei außer- 
betrieblieher Ausbildung^). Von den außerbetrieblieh in kauf- 
männisehen Bemfen ausgebildeten Absolventen beriehten nur 
28%, in der einen oder anderen Form ein Übemahmeangebot 
(ihres Praktikumsbetriebes) oder Vermittlungsangebot erhalten 
zu haben. 

Betrieblieh Ausgebildete können durch gute Leistungen die 
Bereitsehaft der Betriebe zur Übernahme steigern. So erhielten 
81% der jungen Faehkräfte mit sehr guter Ausbildungsab- 
sehlussnote ein Übemahmeangebot, aber nur 56% derjenigen 
mit nur ausreiehendem Prüfüngsprädikat. Dieser Startvorteil 
setzt sieh in den folgenden Monaten fort. So waren zum Befra- 
gungszeitpunkt nur 4% mit sehr guten Prüfüngsleistungen 
arbeitslos, aber 21 % der Absolventen, die das Prädikat „ausrei- 


') Baden- Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Hessen, Meeklen- 
burg- Vorpommern, Niedersaehsen, Nordrhein- Westfalen, Rheinland- 
Pfalz, Saehsen, Thüringen 

^) Endgültige Ergebnisse zu dieser Erhebung liegen im Sommer 2000 vor, 
wenn das Statistisehe Bundesamt auf einzelberuflieher Ebene Daten zu 
den Prüfungsabsolventen des Jahres 1 999 veröffentlieht und damit eine 
genaue Einsehätzung der Stiehprobenstruktur sowie eine Gewiehtung 
der Stiehprobenergebnisse erfolgen kann. Es ist vorgesehen, über die 
endgültigen Gesamtergebnisse dieser Befragung im Berufsbildungsbe- 
rieht2001 zu beriehten. 

^) Unter „außerbetrieblieher Ausbildung“ ist hier eine Ausbildung mit 
einem außer-/überbetriebliehen Vertragspartner gemeint. Natürlieh 
kann eine solehe Ausbildung teilweise, überwiegend oder sogar aus- 
sehließlieh in Betrieben (Praktikumsbetrieben) durehgefährt worden 
sein. 


Übersicht 84: Arbeitslosenzugänge nach erfolgreich beendeter dualer Ausbildung von 1995 bis 1998 
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Übersicht 85: Übernahmeangebote und Aktivitäten an der „zweiten Schwelle^^ von erfolgreichen Ausbildungsabsolventen der Sommerprüfung 1999 
in Prozent 
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Übersicht 85: Übernahmeangebote und Aktivitäten an der „zweiten Schwelle^^ von erfolgreichen Ausbildungsabsolventen der Sommerprüfung 1999 
in Prozent 
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chend“ erzielt hatten (vgl. Übersicht 86)^). Bei den außerbe- 
trieblich Ausgebildeten lässt sich ein signifikant positiver Ein- 
fluss der Prüfungsleistung auf ein Übernahme- und Beschäfti- 
gungsangebot nicht ausmachen. Hier ist die Wahrscheinlich- 
keit, auch mit guter Leistung zunächst einmal keine Beschäfti- 
gung zu haben, groß. Allerdings beginnt sich ein guter oder sehr 
guter Prüflingserfolg zumindest mittelfristig auszuzahlen. Im 
November 1999 waren unter den außerbetrieblich Ausgebilde- 
ten, die diese Noten erzielt hatten, doppelt so viele (45 %) als 
Fachkraft beschäftigt als bei den Absolventen mit schlechterer 
Prüfungsleistung (22%). 

Die meisten jungen Fachkräfte hatten das Ziel (je nach Berufs- 
gruppe zwischen 87% und 90%), unmittelbar nach der Be- 
endigung der Lehre eine Beschäftigung aufzunehmen ^). Wer 
dies wollte und von seiner Ausbildungsstätte ein Angebot zur 
unbefristeten Übernahme als Fachkraft vorliegen hatte, nahm 
dies in neun von zehn Fällen auch an. Befristete Übemahme- 
angebote wurden bei entsprechendem Wunsch, gleich nach der 
Lehre zu arbeiten, in 84% der Fälle akzeptiert. 

Übersicht 85 gibt auch wieder, was die ausgelemten Fachkräf- 
te unternahmen, um eine Beschäftigung zu finden. Naturgemäß 
waren die Aktivitäten der außerbetrieblich Ausgebildeten ins- 
gesamt vielfältiger und zahlreicher. Auffällig ist, dass unter den 
außerbetrieblich ausgebildeten Fachkräften, aber auch unter 
den meisten anderen Berufsgruppen, die Bereitschaft zu 
Bewerbungen für Tätigkeiten, die nichts oder kaum etwas mit 
dem erlernten Beruf zu tun haben, größer ist als sich auch 
außerhalb der Region zu bewerben. Insgesamt sind die Bindun- 
gen der jungen Fachkräfte, von denen zwei Drittel zwischen 19 
und 21 Jahre alt sind, an ihre Heimatregionen noch recht stark. 
Unter denjenigen, die zum Befragungszeitpunkt arbeitslos 
waren, waren nur 37% mit Sicherheit oder „wahrscheinlich“ 
bereit, ein Stellenangebot anzunehmen, das einen Ortswechsel 
erforderlich machen würde. Weitere 26% waren dazu nur unter 
der Bedingung bereit, dass die Entfernung zum Heimatort nicht 
allzu groß ist (in der Regel maximal 100 km). 

*) Allerdings ist dieser Zusammenhang zwischen Prüfungsleistung und 
Übemahmeangebot nicht völlig - wenn auch zum größeren Teil - unab- 
hängig von der Betriebsgröße. Besonders leistungsstarke Auszubilden- 
de sind signifikant häufiger in größeren Betrieben beschäftigt, die wie- 
derum häufiger Übemahmeangebote aussprechen. Ob die etwas besse- 
ren Prüfungsresultate von Auszubildenden aus größeren Betrieben Fol- 
ge einer systematischeren Ausbildung oder aber einer nicht zufälligen 
Vorauswahl an der ersten Schwelle sind (in dem Sinne, dass leistungs- 
stärkere Schulabgänger häufiger in größere Betriebe einmünden), kann 
anhand der vorliegenden Daten nicht entschieden werden. 

9 Dieser Anteil hat sich in den letzten Jahren nicht verändert; vgl. Ulrich, 
J.G.: „Verbleib ostdeutscher Ausbildungsabsolventen nach Ablauf der 
Lehre“; in: Informationen für die Beratungs- und Vermittlungsdienste 
der Bundesanstalt für Arbeit, Heft 39, 1996 


Übersicht 87 zeigt die Entwieklung des Verbleibs in den ersten 
drei Monaten nach Beendigung der Lehre. Demnach zeichnen 
sieh spätestens mit dem zweiten Monat nach Ausbildungsab- 
schluss erste bedeutende Veränderungen ab. Der Arbeitslosen- 
anteil verringert sieh, die Anteile der Absolventen, die sieh wie- 
der in Aus- oder in Weiterbildung befinden, steigen. In den 
meisten Berufsgruppen steigen aueh die Anteile derer, die als 
Faehkraft arbeiten, wenn nieht der Beginn der Wehr- und Zivil- 
dienstzeit (in Berufen mit größerem Männeranteil wie bei den 
Groß- und Außenhandelskaufleuten) oder die Aufnahme eines 
Studiums (in Berufen mit relativ vielen Studienbereehtigten 
wie den Industriekaufleuten) dem entgegenwirken. Ein Viertel- 
jahr nach Lehrabschluss haben sich die Arbeitslosenanteile in 
den betrieblich ausgebildeten Gruppen, die unmittelbar nach 
Prüfungsende zwisehen 11% (Industriekaufleute) und 30% 
(Reehtsanwalts- und Notarfaehangestellte) variierten, bereits 
auf Werte zwisehen 6% (Groß- und Außenhandelskaufleute) 
und 21 % (Reehtsanwalts- und Notarfaehangestellte) reduziert, 
bei den außerbetrieblieh Ausgebildeten von 7 1 % auf 45 %. 

Das duale Ausbildungssystem ist um eine mögliehst breite, 
betriebsübergreifende berufliche Ausbildung bemüht, die den 
jungen Faehkräften die Mögliehkeit gibt, sieh flexibel auf dem 
Arbeitsmarkt zu bewegen und in ein breites Spektrum von Be- 
sehäftigungsmögliehkeiten einzumünden. Der Verbleib der 
Ausbildungsabsolventen im November 1999 zeigt, dass bereits 
fünf Monate naeh Ende der Lehre relativ viele nieht im erlern- 
ten Beruf arbeiten oder aber in einem anderen Unternehmen. Je 
nach betrieblichem Ausbildungsgang schwanken die Anteile 
zwisehen 31% (Arzthelferinnen) und 65% (Reehtsanwalts- 
und Notarfaehangestellte). Zwisehen 45 % (Groß- und Außen- 
handelskaufleute) und 27 % (Arzthelferinnen) glauben, in zwei 
Jahren nieht mehr im erlernten Beruf zu arbeiten (vgl. Über- 
sicht 88). Der hohe Anteil unter den Groß- und Außenhandels- 
kaufleuten hängt damit zusammen, dass in diesem Beruf viele 
Abiturienten ausgebildet wurden, die ein Studium in Erwägung 
ziehen. Insgesamt denken, über alle hier untersehiedenen Be- 
rufe hinweg, 39% aller jungen Faehkräfte mit Studienberech- 
tigung daran, in zwei Jahren womöglich zu studieren^). 

Viele der ausgebildeten jungen Faehkräfte befinden sieh zum 
Befragungszeitpunkt noeh in einer berufliehen Übergangs- 
phase, die mit Unsieherheiten behaftet ist. Gleiehwohl meinen 


0 Vgl. hierzu auch Ulrich, J.G./Krekel, E.M./Herget, H.: „Ausbildung, 
Beruf, Studium. Zum Entscheidungsverhalten von dual ausgebildeten 
Fachkräften mit Studienberechtigung“; in: HIS Kurzinformation, 
A4/97, 1997 


Übersicht 86: Übernahmeangebote und weiterer Verbleib nach Beendigung der Lehre in Abhängigkeit von 
der Note in der Ausbildungsabschlussprüfung in Prozent 0 



Note in der Abschlussprüfung 




Sehr gut 

Gut 

Befriedigend 

Ausreichend 

Übemahmeangebot erhalten 

81 

79 

74 

56 

Unmittelbar nach Lehrende als Fachkraft tätig 

83 

76 

74 

58 

im November 1999 als Fachkraft tätig 

74 

79 

75 

61 

Unmittelbar nach Lehrende arbeitslos 

14 

19 

19 

36 

im November 1999 arbeitslos 

4 

5 

11 

21 

') Nur betrieblich Ausgebildete; Angaben in Prozent bezogen jeweils auf die Personen mit derselben Abschlussnote 

Quelle: Befragung des Bundesinstituts für Berufsbildung von Absolventen der Sommerprüfung 1999 (Befragungszeitpunkt November/Dezember 1999) 
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mehr als vier Fünftel der betrieblich Ausgebildeten, ihre beruf- 
lichen Vorstellungen zum Ende der Lehre hätten sich zumin- 
dest schon teilweise erfüllt. Eine Ausnahme bilden allein die 
Absolventen, die einen außerbetrieblichen Ausbildungsvertrag 
abgeschlossen hatten. Hier denkt offensichtlich wegen der 
überdurchschnittlich großen Arbeitslosigkeit in dieser Gruppe 
kaum mehr als die Hälfte so. ln dieser Gruppe würden sich auch 
die Wenigsten (28 %) nochmals für eine Lehre im selben Beruf 
und in derselben Ausbildungsstätte entscheiden. Diese Haltun- 
gen sind allerdings nicht unbedingt konstant. Sie hängen stark 
davon ab, ob die Fachkräfte in eine Beschäftigung übernom- 
men wurden oder nicht und auch von der momentanen beruf- 
lichen Situation. Von den jungen Fachkräften, die zum Befra- 
gungszeitpunkt im Ausbildungsuntemehmen und im Ausbil- 
dungsberuf arbeiten, würden 47% wieder denselben Beruf und 
dieselbe Ausbildungsstätte wählen. Eine solche Entscheidung 
würde aber nur von 32 % derer erneut getroffen, die im erlern- 
ten Beruf, aber woanders arbeiten. Bei denjenigen, die zur Zeit 
nicht im erlernten Beruf beschäftigt sind, fällt der Anteil mit 
24% am niedrigsten aus. 

Ein Teil der jungen Frauen (24%) denkt bereits daran, spä- 
testens in zwei Jahren eine Familie zu gründen, Abiturientinnen 
etwas seltener (18%) als Hauptschulabsolventinnen (28%). 
Unter den jungen Männern liegt der Anteil bei 12%. Der 
Gedanke an eine Familiengründung ist aber nicht verstärkt mit 
der Idee verbunden, aus dem Berufsleben auszusteigen. Von 
denjenigen, die eine Familie gründen wollen, glauben 66%, 
Ende 2001 im erlernten Beruf zu arbeiten. Bei denjenigen, die 
nicht bereits an eine eigene Familie denken, liegt der Anteil bei 
64%. 


4.3 Erwerb und Verwertung beruflicher 
Qualifikationen 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung und das Institut für Ar- 
beitsmarkt- und Berufsforschung führen regelmäßig große 
repräsentative Befragungen^) zur Qualifikation und zum beruf- 
lichen Werdegang der erwerbstätigen Bevölkerung und zu ihrer 
aktuellen Beschäftigungssituation seit 1979 durch. Die nun- 
mehr vierte BIBB/IAB-Erhebung erfolgte um die Jahreswende 
1998/1999. Dabei wurden detailliert die institutioneilen, organi- 
satorischen und technischen Rahmenbedingungen der Arbeits- 
plätze und die Qualifikations- und Belastungsanforderungen 
erfasst. 

Die Erhebung 1998/1999 hat einen besonderen Schwerpunkt 
gesetzt auf die Ermittlung des aktuell sich vollziehenden Verän- 
derungs- und Wandlungsprozesses der Arbeitswelt ^) hinsicht- 
lich der subjektiv empfundenen Veränderungen der Arbeits- 
bedingungen, der Einschätzung der persönlichen Arbeitssitua- 
tion im Vergleich zu vor zwei Jahren sowie des Weiterbil- 
dungsverhaltens aufgrund von sich ändernden Qualifikations- 
anforderungen an den Arbeitsplätzen. 


')Die Feldarbeit wurde erstmals unter Einsatz von Laptops (CAPI- 
Methode der computergestützten persönlichen Befragungen) durch 
geschulte Interviewer der Umfrageinstitute Infratest Burke Sozialfor- 
schung und Infas durchgeführt. Es wurden insgesamt 34.343 nach dem 
in der empirischen Sozialforschung gebräuchlichen Random-Route- 
Verfahren ausgewählte Personen in ihren Wohnungen befragt. Einbe- 
zogen waren auch in Deutschland lebende Ausländer, sofern sie über 
ausreichende Deutschkenntnisse verfügten. 

9 Vgl. Dostal, W./Jansen, R./Parmentier, K. (Hrsg.): „Wandel der 
Erwerbsarbeit: Arbeitssituation, Informatisierung, berufliche Mobilität 
und Weiterbildung“, BeitrAB, Nürnberg 2000 und Qualifikationsstmk- 
turbericht 2000 des Bundesinstituts für Berufsbildung 


Der Strukturelle Wandel der Arbeitswelt 

Seit längerem ist in Deutsehland ein Umwandlungsprozess von 
der Industrie- zur Dienstleistungsgesellsehaft im Gang. Dies ist 
ein Entwieklungsprozess, der in allen hochentwiekelten In- 
dustriestaaten wie in den USA, Frankreieh, Großbritannien, 
Sehweden oder den Niederlanden in ähnlieher Riehtung ver- 
läuft. Die Industrie verliert als Besehäftigungssektor immer 
stärker an Bedeutung zugunsten des Dienstleistungsbereichs 
(vgl. Schaubilder 13 und 14). 

In Industrie (21 %) und Handwerk (17%) sind zusammen nur 
noch etwas mehr als ein Drittel der Berufstätigen in Deutsch- 
land tätig. Seit der letzten BIBB/IAB-Erhebung 1991/1992, 
die hier als Vergleiehsmaßstab herangezogen wird, hat die 
Industrie sieben Prozentpunkte verloren. Das ist bei weitem 
nicht allein auf den Rüekgang der Industrie in den neuen Län- 
dern zurüekzuführen (-11 Prozentpunkte), wo derzeit nur noch 
1 5 % der Erwerbstätigen 9 in der Industrie arbeiten. Aueh in den 
alten Ländern ist ein deutlieher Rüekgang von 28 % auf 22 % zu 
verzeiehnen. 

Aueh der Besehäftigtenanteil des Handwerks ist in den alten 
Ländern um zwei Prozentpunkte zurüekgegangen, während in 
den neuen Ländern das Handwerk von 13 % auf nunmehr 21 % 
zugenommen hat. Dies ist zum Teil dem Baugewerbe zuzu- 
sehreiben, das dureh den notwendigen Sanierungsbedarf der 
Bausubstanz und dureh die Investitionsförderungen eine beson- 
dere Bedeutung hatte. 

Stark zurüekgegangen ist in den neuen Ländern der öffentliehe 
Sektor, dem sieh 1991/1992 noeh 34% der Berufstätigen zu- 
gehörig fühlten. Heute sind es mit 24% sogar etwas weniger als 
in den alten Ländern (25 %). Der private Dienstleistungsbereich 
hat in Deutschland von 13% auf 20% zugenommen, in den 
neuen Ländern sogar von 9% auf 21%. Das hängt zum Teil 
auch damit zusammen, dass teilweise dureh die Privatisierung 
von öffentliehen Dienstleistem wie der Post, der Bahn eine 
Versehiebung vom öffentliehen zum privaten Sektor stattgefun- 
den hat. 

Parallel dazu verläuft der Rüekgang der zahlenmäßigen Bedeu- 
tung der großen Betriebseinheiten zugunsten kleiner Betriebe. 
Natürlieh ist aueh diese Tendenz in den neuen Ländern, wo 
zum Vergleiehszeitpunkt 1991/1992 die Umstmkturiemng erst 
begonnen hatte, sehr viel stärker als in den alten. Aber aueh dort 
ist die Versehiebung deutlieh (vgl. Schaubilder 15 und 16). 
Einer der Hauptfaktoren des Wandels in der Arbeitwelt ist in 
den Einsatzmögliehkeiten der Informationsteehnologie zu 
sehen. Hierdureh wurde nicht nur ein ungeheurer Rationationa- 
lisiemngsschub ermöglieht. Die Globalisiemng der Finanz-, 
Produkt- und Produzentenmärkte wäre ohne sie kaum denkbar 
(vgl. Schaubild 17). Inzwischen arbeiten fast zwei von drei 
Beschäftigten mit solchen programmgesteuerten Maschinen 
oder Computern. Vor sieben Jahren war das erst ein Drittel. 
Und für immerhin 38% ist der Computer zum wichtigsten 
Arbeitsgerät überhaupt geworden. 


9 Dabei ist natürlich zu berücksichtigen, dass durch die hohe Arbeits- 
losigkeit in den neuen Ländern die Bezugsbasis (Berufstätige ohne 
Arbeitslose) jetzt deutlich geringer ist. 
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Veränderungsdynamik in den Betrieben 
in den zurückliegenden zwei Jahren 

Rund drei Viertel der Erwerbstätigen (77%) haben eine oder 
mehrere Änderungen im Betrieb erfahren. Davon hat sich bei 
der Mehrheit - das sind 41 % aller Erwerbspersonen auch eine 
Auswirkung auf die persönliche Arbeitssituation ergeben. Bei 
36% wurde die eine oder andere Veränderung im Betrieb zwar 
registriert, allerdings habe das keine direkten Auswirkungen 
gehabt. 

Die häufigsten Veränderungen betrafen neue Produktions- 
techniken, es wurden neue Maschinen, Werkstoffe oder auch 
neue Computerprogramme eingefährt. Bei 44% der Befragten, 
in den Großbetrieben mit mehr als 1.000 Beschäftigten sogar 
bei 69%, war das in ihrem Betrieb in dem zurückliegenden 
2- Jahreszeitraum der Fall, und bei der Hälfte davon war man 
auch in seiner eigenen Arbeit davon betroffen. Etwas geringer 
ist dagegen die Produktinnovation, dass vom „Betrieb neue 
oder deutlich verbesserte Produkte bzw. neue Dienstleistungen 
angeboten werden“. Dies ist bei jedem Dritten der Fall, in den 
Großbetrieben aber immerhin bei 51 %. Folgen für die eigene 
Arbeit hatte das bei 15% der Befragten, in Großbetrieben bei 
jedem Fünften (vgl. Schaubild 18). 

Die Beschäftigungsentwicklung zeigt ein zwiespältiges Bild. 
Einerseits gaben 35% an, in ihrem Betrieb seien in den letz- 
ten zwei Jahren zusätzliche Mitarbeiter eingestellt worden, auf 
der anderen Seite berichteten 29% von Personalreduzierung, 
Stellenabbau und Entlassungen. Bei 21% wurden vermehrt 


freie Mitarbeiter oder Aushilfen eingesetzt. Auswirkungen auf 
die eigene Arbeitssituation hat dabei vor allem der Personalab- 
bau (12%). 

Neben den technischen Innovationen im Produktionsprozess 
spielen organisatorische Veränderungen eine wichtige Rolle. 
Bei 29 % wurden in den letzten zwei Jahren Abteilungen oder 
Arbeitsbereiche umstrukturiert. Dies hat sich bei 13% auf die 
eigene Arbeit ausgewirkt. 

Aus der Sicht der Befragten hat sich die eigene Arbeitssituation 
in dem zurückliegenden 2-Jahreszeitraum eher negativ ent- 
wickelt: Mit 46% dominiert die Feststellung, Stress und Ar- 
beitsdruck habe zugenommen, bei nur ganz wenigen ist dies 
zurückgegangen. Dies mag damit Zusammenhängen, dass die 
fachlichen Anforderungen im gleichen Zeitraum ebenfalls bei 
vielen (42 %) gestiegen sind; bei nur 2 % waren diese Anforde- 
rungen gesunken. Auch bezüglich der körperlichen Belastung 
bei der Arbeit wird häufiger von einer Zunahme (24 %) als von 
einer Abnahme (6%) berichtet. Wo über eine Zunahme der kör- 
perlichen Belastung berichtet wird, geben 85% an. Stress und 
Arbeitsdruck hätten auch zugenommen, (vgl. Schaubild 19). 

Gleichzeitig ist ein enormer Anstieg der fachlichen Anforde- 
rungen zu registrieren. Die Notwendigkeit, die eigenen Kennt- 
nisse und Fertigkeiten den sich wandelnden Anforderungen 
anzupassen, bringt auch individuelle Entwicklungsmöglich- 
keiten und verhindert den Verlust der beruflichen Kompetenz. 
Gut jeder Vierte gibt an, dass der Anstieg der fachlichen Anfor- 
derungen nicht nur eine Zunahme von Stress und Arbeitsdruck 


Schaubild 13: Erwerbstätige in Wirtschaftszweigen 1998/1999 in Prozent 


Insgesamt 
Alte Länder 
Neue Länder 


Industrie 

Handwerk 

Handel 

Öffentlicher Dienst 
Andere Dienstleistungen 

Landwirtschaft 





2 

4 


Quelle: BIBB/IAB-Erhebung 1998/1999 
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bedeutet, sondern vielmehr häufig auch zu vielseitigerer und 
interessanter Arbeit fährt, nur 5 % sagen das Gegenteil. 

Berufliche Mobilität 

Einen erheblichen Einfluss auf die Häufigkeit eines Arbeitge- 
berwechsels bei den abhängig Erwerbstätigen hat die berufliche 
Stellung (vgl. Schaubild 20). Überdurchschnittlich oft wird 
von an- und ungelernten Arbeitern ein Betriebswechsel angege- 
ben. Rund 40% von ihnen haben bereits drei und mehr Arbeit- 
geberwechsel hinter sich. Bei den einfacheren aber auch bei den 
qualifizierteren Angestellten und Beamten findet ein solcher 
Wechsel deutlich seltener statt. Lediglich 22 % waren schon bei 
vier und mehr unterschiedlichen Arbeitgebern beschäftigt. 

Je höher der berufliche Status, um so häufiger fand der letzte 
Betriebswechsel auf Eigeninitiative der Arbeitnehmer statt. Am 
häufigsten haben die höheren und leitenden Angestellten (drei 
Viertel) ihren letzten Arbeitgeber auf eigenen Wunsch hin ver- 
lassen. Anders sieht es bei den an- und ungelernten Arbeitern 
aus. Bei lediglich 56% war der letzte Arbeitgeberwechsel 
selbstbestimmt. 15% dagegen wurde vom Betrieb gekündigt. 
Bei 17% war der Betriebswechsel auf Konkurs bzw. Betriebs- 
stillegung zurückzufähren und 9 % hatten einen Zeitvertrag, der 
nicht mehr verlängert wurde. Vor diesem Hintergrund konnten 
nur 44% mit der neuen Stelle ihre berufliche Position ver- 
bessern, fär ein Viertel hat sie sich jedoch verschlechtert.^) 


‘) So liegt bei rund der Hälfte der An- und Ungelernten eine berufliche 
Ausbildung (Lehre oder Fachschule bzw. Fachhochschule) vor. 


Am häufigsten haben die derzeit Selbstständigen im Handwerk 
(81 %) und in den Freien Berufen (79%) ihren vorhergehenden 
Arbeitsplatz aus freien Stücken aufgegeben, um eine eigene 
Existenz aufzubauen. Nahezu alle (85 %) von ihnen betonen, 
dass sich der Schritt in die Selbstständigkeit gelohnt hat (vgl. 
Schaubild 21). 

Dass der Übergang in eine Beschäftigung in den letzten Jahren 
schwieriger geworden ist und immer häufiger unsichere (be- 
fristete, Teilzeit-) Arbeitsverhältnisse am Beginn stehen, zeigt 
ein Vergleich zwischen den Generationen im Hinblick auf 
selbst- oder fremdbestimmten Betriebswechsel. Die jüngeren 
Erwerbstätigen (bis 29 Jahre) hatten seltener die Möglichkeit, 
den Betrieb auf eigenen Wunsch hin zu wechseln (60%), als die 
45-Jährigen und älteren Erwerbstätigen (69%). Es wurde ihnen 
beinahe doppelt so häufig gekündigt (16% gegenüber 9% bei 
den Älteren). Auffallend oft lag bei den Jüngeren ein befristeter 
Arbeitsvertrag vor (13 % gegenüber 4% bei den Älteren). 

BerufswechseV) 

Von den derzeit Erwerbstätigen in Deutschland hat ein Drittel 
(34%) nach eigenem Bekunden im Lauf des Berufslebens min- 
destens einmal den Beruf gewechselt, 9% darunter schon mehr- 


9 In den folgenden Ausführungen geht es ausschließlich um den „subjek- 
tiven“ Berufswechsel im Zusammenhang mit der Frage: „Hat sich seit 
Abschluss Ihrer Schul- bzw. Berufsausbildung Ihre berufliche Tätigkeit 
einmal oder mehrmals so geändert, dass man von einem Berufswechsel 
sprechen ka nn ?“ 


Schaubild 14: Entwicklung der Wirtschaftszweige in Prozent 

Vergleich 1998/1999 mit 1991/1992 


I Insgesamt 
I Alte Länder 
□ Neue Länder 


Industrie 

Handwerk 

Handel 

Öffentlicher Dienst 
Andere Dienstleistungen 

Landwirtschaft 



-7 

-6 

-11 


0 

-2 

8 


1 

1 

3 





0 

0 

-1 


Quelle: BIBB/IAB-Erhebung 1991/1992 und 1998/1999 
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mals. Diese Quoten entsprechen auch im Wesentlichen der letz- 
ten BIBB/IAB-Erhebung 1991/1992 mit einem Berufswechs- 
leranteil von 33%, darunter 10% Mehrfachwechsler. Damit 
haben sich in diesem Punkt in den letzten Jahren so gut wie kei- 
ne Veränderungen ergeben. Etwas anders sieht es bei einem 
Vergleich mit der Erhebung von 1979 aus. Danach lässt sich fär 
heute sogar ein leichter Rückgang bei den Berufswechseln fest- 
machen. Vor 20 Jahren gaben 37% der Erwerbstätigen an, den 
Beruf gewechselt zu haben, 12% davon mehrfach. Betrachtet 
man aus Vergleichsgründen nur die Erwerbstätigen in den alten 
Ländern, dann sind die Wechselquoten hier sogar noch stärker 
zurückgegangen. 

Der wirtschaftliche Umbruch mit den damit verbundenen 
Umstrukturierungen in den neuen Ländern findet seinen Nie- 
derschlag in einem deutlich höheren Anteil an Berufswechs- 
lem. So hat hier nahezu jeder zweite Erwerbstätige nach eige- 
ner Einschätzung den Beruf gewechselt. Dagegen lag die 
Berufswechslerquote in den alten Ländern bei knapp einem 
Drittel. Die Mehrzahl der Berufswechsel (knapp drei Viertel) 
fand bei den Erwerbstätigen in den neuen Ländern in den letz- 
ten 10 Jahren statt (vgl. Schaubild 22). 

Bei den abhängig Beschäftigten sind es die an- und ungelernten 
Arbeiter, die überproportional häufig einen Berufswechsel voll- 
zogen haben. Mit einer Wechslerquote von insgesamt 53%, 
davon 35% mit einem einmaligen und 18% mit einem mehr- 
fachen Wechsel, liegen sie deutlich vor allen anderen Status- 


gruppen. Diese Erwerbstätigen haben meist Arbeitsplätze, bei 
denen keine besonderen Spezialkenntnisse erforderlich sind. Ihr 
Berufsverständnis orientiert sich hauptsächlich an den am kon- 
kreten Arbeitsplatz anfallenden Tätigkeiten, so dass hier die 
Schwelle, was als Berufswechsel empfunden wird, sehr viel 
niedriger sein dürfte. Auch bei den einfachen Angestellten 
besteht häufiger die Möglichkeit bzw. auch Notwendigkeit, den 
Beruf zu wechseln und eine andere Tätigkeit aufzunehmen. 
Möglicherweise ist bei dieser Gruppe die berufliche Identität 
ebenfalls geringer ausgeprägt. 

Besonders kontinuierlich in Bezug auf den erlernten Beruf zeigt 
sich dagegen der Berufsverlauf bei Meistern und Polieren 
sowie bei Erwerbstätigen, die in einer Facharbeiterposition 
sind. Der geringe Berufswechselanteil dieser Fachkräfte dürfte 
vor allem dadurch bedingt sein, dass ohne eine gründliche 
Berufsausbildung oder entsprechende Qualifizierung der 
Wechsel in solchen Positionen nicht möglich ist. 

Ein Großteil der Berufswechsel findet unmittelbar im An- 
schluss an die Berufsausbildung oder in den ersten Berufsjahren 
statt. Knapp zwei Drittel der Erwerbstätigen, die nach eigenen 
Angaben den Beruf gewechselt haben, waren beim ersten 
Wechsel noch unter 30 Jahren, 1 1 % wechselten unter 20 Jahren 
bereits den Beruf, 30% im Alter zwischen 20 und 24 Jahren 
und 21 % waren beim ersten Berufswechsel zwischen 25 und 
29 Jahre alt. 


Schaubild 15: Betriebsgrößenstruktur in Prozent 

Erwerbstätige 1998/1999 insgesamt 


Insgesamt 
Alte Länder 
Neue Länder 


bis 4 Beschäftigte 
5 bis 9 Beschäftigte 
10 bis 49 Beschäftigte 
50 bis 99 Beschäftigte 
100 bis 499 Beschäftigte 
500 bis 999 Beschäftigte 
1000 und mehr Beschäftigte 






Quelle: BIBB/IAB-Erhebung 1998/1999 
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Der Berufswechsel bei den einzelnen Gruppen verläuft sehr 
unterschiedlich und mit unterschiedlichen Motiven. Bei 29% 
war der Wechsel mit einer beruflichen Ausbildung oder Um- 
schulung verbunden, bei knapp einem Drittel der Männer, aber 
bei nur einem Viertel der Frauen. Lediglich jeder zehnte an- 
und ungelernte Arbeiter hatte im Zusammenhang mit dem 
Berufswechsel eine systematische Qualifizierung und damit 
auch einen entsprechend kompetenten Einstieg in das neue 
Aufgabengebiet erhalten. Anders sieht dies bei den qualifizier- 
teren bzw. höheren und leitenden Angestellten und Beamten 
aus. Bei 44% bzw. 40% von ihnen war der Wechsel von einer 
entsprechenden Qualifizierungsmaßnahme begleitet. 

Familiäre Gründe für einen Berufswechsel sind für knapp ein 
Viertel der Frauen der häufigste Grund, eine andere Arbeit 
anzunehmen (6% bei den Männern). Dabei zeigt sich, je höher 
die berufliche Qualifikation und der Status ist, um so seltener 
beeinflusst die familiäre Situation die berufliche Entscheidun- 
gen der Frauen.^) Bei den erwerbstätigen Frauen in den neuen 
Ländern wirken sich familiäre Gründe seltener auf einen Be- 
rufswechsel aus (14% gegenüber 28% in den alten Ländern). 


*) Hinsichtlich der familiären Situation und der im Haushalt lebenden 
Kinder gibt es zwischen den Gruppen keine signifikanten Unterschiede. 


Frühere Arbeitslosigkeit und 
berufliche Mobilität 

Von den befragten Erwerbstätigen war ein knappes Drittel 
(31%) im Lauf des Berufslebens arbeitslos^), davon knapp 
zwei Drittel einmal, 20% zweimal und 15 % noch häufiger. 

Besonders häufig mit der Arbeitslosigkeit konfrontiert ist er- 
wartungsgemäß die Gruppe der an- und ungelernten Arbeiter. 
Beinahe jeder Zweite war schon arbeitslos, jeder Fünfte davon 
mindestens dreimal und häufiger. Jeder dritte Facharbeiter, aber 
auch 27% der höheren und leitenden Angestellten waren im 
Lauf ihres Berufslebens ebenfalls schon arbeitslos gemeldet. 
Allerdings war es fär die Mehrzahl (knapp drei Viertel) eine 
einmalige Erfahrung (vgl. Schaubild 23). 

Zusammenfassend belegen die Daten, dass sich berufliche 
Mobilität in den meisten Fällen lohnt. Je höher das Bildungs- 
und Qualifikationsniveau und damit meist auch der Berufs- 
status ist, um so erfolgreicher verlaufen die beruflichen Wech- 
selprozesse. Besonders positive Auswirkungen haben Arbeit- 
geber- und Berufswechsel, wenn sie selbstbestimmt und eigen- 
motiviert waren, die Berufswünsche realisiert werden konnten 


0 Die Frage hierzu lautete: „Waren Sie irgendwann einmal im Laufe ihres 
Berufslebens beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet?“ 


Schaubild 16: Veränderung der Betriebsgrößenstruktur in Prozent 

Vergleich 1998/1999 mit 1991/1992: Erwerbstätige insgesamt 


□ 


Insgesamt 
Alte Länder 
Neue Länder 


bis 4 Beschäftigte 
5 bis 9 Beschäftigte 
10 bis 49 Beschäftigte 
50 bis 99 Beschäftigte 
100 bis 499 Beschäftigte 
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Quelle: BIBB/IAB-Erhebung 1991/1992 und 1998/1999 
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und gleichzeitig noch mit einer systematischen Vorbereitung 
auf den neuen Beruf verbunden waren. Dagegen wird die durch 
äußere Umstände erzwungene Mobilität häufiger als Ver- 
schlechterung erfahren, oftmals einhergehend mit Phasen von 
Arbeitslosigkeit. Gleichzeitig belegen der Generationenver- 
gleich sowie die Entwicklungen in den letzten Jahren, dass sich 
auf dem Arbeitsmarkt Veränderungen zeigen, wonach betrieb- 
liche Fluktuationsprozesse zunehmend durch die Betriebe und 
deren ökonomische Situation bestimmt werden. Dadurch ver- 
ringert sich der Spielraum für die Beschäftigten, sich eigen- 
motiviert und nur dann eine neue Stelle oder ein neues Aufga- 
bengebiet zu suchen, wenn man sich dadurch eine Verbesse- 
rung der Arbeitsbedingungen oder einen Karrieresprung er- 
hofft. 

Weiterbildungsaktivitäten 

Die Beteiligung an Weiterbildung ist in den letzten zwanzig 
Jahren kontinuierlich gewachsen. 1998/1999 gaben 40% der 
Erwerbstätigen an, in den letzten fünf Jahren Lehrgänge, Kurse 


') Vgl. Kapitel 5.1 


oder Seminare besucht zu haben, die der Weiterbildung im 
Beruf oder der beruflichen Umschulung dienten. Dies sind 
doppelt so viele wie in der ersten BIBB/IAB-Erhebung 1979. 
Gegenüber 1991/1992 beträgt der Zuwachs fünf Prozentpunkte 
(vgl. Übersicht 89). Die Ergebnisse der BIBB/I AB -Erhebun- 
gen bestätigen damit den Trend, der auch im Rahmen des 
Berichtssystems Weiterbildung festgestellt werden konnte.^) 
Weiterbildung wird zunehmend zum integralen Bestandteil des 
Erwerbslebens. Die Unterschiede zwischen den neuen und 
alten Ländern in der Weiterbildungsbeteiligung, die noch 1991 
festgestellt werden konnten, sind nahezu vollständig ver- 
schwunden. 1991/1992 hatte die Weiterbildungsbeteiligung in 
den neuen Ländern mit 42 % noch deutlich über der Beteiligung 
in den alten Ländern (34%) gelegen. Erwerbstätige mit auslän- 
dischem Pass oder Deutsche, die im Ausland aufgewachsen 
sind, haben sich auch Ende der neunziger Jahre mit Abstand 
seltener an Weiterbildungsmaßnahmen beteiligt. Gegenüber 
1991/1992 deutet sich sogar noch ein Rückgang an. Für die ins- 
gesamt geringere Beteiligung ist die im Durchschnitt niedrigere 
berufliche Stellung maßgeblich, für den ausbleibenden Anstieg 


0 Vgl. Kapitel 5.1.4 


Schaubild 17: Einsatz von programmgesteuerten Arbeitsmitteln 
im Zeitvergleich in Prozent 
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Quelle: BIBB/IAB-Erhebung 1979, 1985/1986, 1991/1992 und 1998/1999 
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zumindest teilweise eine veränderte Zusammensetzung der 
Ausländer und der im Ausland aufgewachsenen Deutschen mit 
einem seit 1991/1992 deutlich gestiegenen Anteil von Immi- 
granten aus Osteuropa und der ehemaligen Sowjetunion (vgl. 

Übersicht 89). 

Wie bereits mehrfach dokumentiert wurde, korreliert die Wei- 
terbildungsbeteiligung mit dem schulischen und dem beruf- 
lichen Bildungsabschluss sowie vor allem auch mit der beruf- 
lichen Position.^) Dies zeigt sich auch wieder in der letzten 


‘) Vgl. auch Kapitel 5.1.4 


BIBB/I AB -Erhebung. Aus Übersicht 90 ist zu entnehmen, 
dass mit höherer beruflicher Stellung nicht nur häufiger an 
Lehrgängen, Kursen oder Seminaren teilgenommen wird, son- 
dern auch informelle Weiterbildungsaktivitäten zunehmen. So 
lesen beispielsweise mehr als die Hälfte der höheren oder lei- 
tenden Angestellten, der Selbstständigen und freien Mitarbeiter 
regelmäßig Fachzeitschriften, aber nur 4% der an- und unge- 
lernten Arbeiter. Diese nicht nur vom Betrieb, sondern auch 
vom Beschäftigten selbst ausgehende Weiterbildungsaktivität 
deutet daraufhin, dass letztlich nicht die berufliche Position als 
solche und die damit verbundenen „institutionalisierten“ inner- 
betrieblichen Vorteile die Intensität der Weiterbildungsaktivi- 


Übersicht 89: Entwicklung der Weiterbildungsaktivitäten von Erwerbstätigen von 1979 bis 1999 in Prozent 



BIBB/IAB-Erhebung im Jahr 

1979 

1985/1986 

1991/1992 

1998/1999 

Befragte insgesamt 

20 

23 

35 

40 

Darunter: 





Deutsche 

- 

- 

36 

41 

- Alte Länder (naeh Wohnort) 

20 

23 

34 

41 

- Neue Länder (naeh Wohnort) 

- 

- 

42 

42 

- Im Ausland aufgewaehsen 

- 

- 

30 

23 

Ausländer 

_ 

_ 

21 

20 

- In Deutsehland aufgewaehsen 

- 

- 

28 

24 

Quelle: BIBB/IAB-Erhebungen 


Schaubild 18: Betriebliche Änderungen in zwei Jahren und persönliche Betroffenheit 

in Prozent 


Änderung im Betrieb 
Persönlich ausgewirkt 


Neue Produktionstechnik 
Neue Produkte 
Zusätzliche Mitarbeiter 
Stellenabbau 
Mehr Aushilfskräfte 
Mehr Fremdaufträge 
Umstrukturierung 
Neues Management 
Eigentumsverhältnisse 



Quelle: BIBB/IAB-Erhebung 1998/1999 
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täten bestimmen. Vielmehr ist es vor allem das Ausmaß der mit 
dem Arbeitsplatz verbundenen Kenntnisanforderungen, das 
über eine Weiterbildungsbeteiligung in der einen oder anderen 
Form entscheidet. Besonders weiterbildungsaktiv ist offenbar 
derjenige, der in seinem Beruf auf ein großes Maß an Wissen 
und Kenntnissen angewiesen ist. Zugleich ist dies derjenige, der 
mit größerer Wahrscheinlichkeit eine höhere berufliche Posi- 
tion erreicht.^) 

Die Daten der BIBB/IAB-Erhebung bestätigen diesen Zu- 
sammenhang. Von den Erwerbstätigen, die bei ihrer Arbeit auf 
keine besonderen Kenntnisse - verstanden als Kenntnisse, die 
über bloße Grundkenntnisse hinausgehen - angewiesen sind, 
haben in den letzten zwei Jahren nur 7% an Lehrgängen, Kur- 


‘) Dabei deuten die jüngsten BIBB/IAB -Daten interessante Untersehiede 
zwisehen den einzelnen Wirtsehaftsbereiehen und Berufsgruppen an. 
Besondere Ke nn tnisse werden demnaeh bei Angestellten in der Privat- 
wirtsehaft mit signifikant größerer Wahrseheinliehkeit mit einem höhe- 
ren Einkommen belohnt als etwa bei Beamten im öffentliehen Dienst; 
vgl. Ulrieh, J. G. „Sind wir ausreiehend für unsere Arbeit gerüstet? 
Besondere Kenntnisanforderungen am Arbeitsplatz und Weiter- 
bildungsbedarf der Erwerbstätigen in Deutsehland“, in: Dostal, W./ 
Jansen, R./Parmentier, K. (Hrsg.): „Die Arbeitswelt in Deutsehland im 
Umbrueh“. Erste Ergebnisse aus der BIBB/IAB-Erhebung 1998/1999 
(BeitrAB), Bundesanstalt für Arbeit, 2000. 


sen oder Seminaren teilgenommen, nur 6% an Fachvorträgen, 
Vorführungen oder Präsentationen und nur 7% lesen regel- 
mäßig Fachliteratur. Unter denjenigen, die auf besonders vielen 
Gebieten (acht oder mehr) besondere Kenntnisse benötigen, 
lauten die korrespondierenden Anteile dagegen 53 %, 66% und 
71 %. Dabei ist ein fast linearer Zusammenhang zwischen der 
Zahl der für die berufliche Tätigkeit notwendigen Wissens- 
gebiete und der Intensität des Weiterbildungs Verhaltens erkenn- 
bar. 


Weiterbildungsbedarf 

Weiterbildungsbedarf entsteht vor allem dort, wo die Beschäf- 
tigten in besonderem Maße auf Kenntnisse angewiesen sind 
und diese Kenntnisse aufgrund einer rapiden Wissensentwick- 
lung schnell zu veralten drohen. In Übersicht 91 ist wiederge- 
geben, wie viele der rund 34,3 Millionen Erwerbstätigen in 
Deutschland auf welchen Feldern besondere Kenntnisse benöti- 
gen (Spalte 4) und wie viele der Erwerbstätigen eine Weiterbil- 
dung in dem jeweiligen Feld für erforderlich halten (Spalte 6). 
Aus den Spalten 3 und 5 geht hervor, wie viele dieser Erwerb- 
stätigen, die eine Weiterbildung als notwendig erachten, bereits 
jetzt auf besondere Kenntnisse im jeweiligen Feld angewiesen 
sind (Spalte 4) oder nicht (Spalte 2). Die Zuordnung der ver- 
schiedenen Kenntnisfelder zu sechs umfassenderen Wissensge- 


Schaubild 19: Änderungen der Arbeitsbedingungen in zwei Jahren in Prozent 
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Zugenommen 


Körperliche Belastung 
Unfallgefahr, gesundheitliche Gefährdung 
Stress und Arbeitsdruck 
Zahl der Überstunden 
Fachliche Anforderungen 
Vielseitigkeit, Interessantheit der Arbeit 
Möglichkeit, die Arbeit selbst einzuteilen 
Kontrolle durch Vorgesetzte 
Zusammenhalt unter Kollegen 
Risiko, arbeitslos zu werden 
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Quelle: BIBB/IAB-Erhebung 1998/1999 
Nur abhängig Beschäftigte 
Nur Arbeitnehmer (ohne Beamte) 
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bieten (Spalte 1) folgt den Ergebnissen einer faktorenana- 
lytischen Untersuchung. Die einem bestimmten Wissensgebiet 
zugeordneten Felder stehen deshalb untereinander in einer 
besonderen Beziehung: Wer besondere Kenntnisse in einem 
dieser Felder benötigt, ist mit erhöhter Wahrscheinlichkeit auch 
auf Kenntnisse angewiesen, die demselben Wissensgebiet 
zugeordnet sind. 

Unter allen 1 8 hier berücksichtigten einzelnen Kenntnisfeldem 
nehmen neben der Restkategorie der „anderen Fachkenntnisse“ 
vor allem die Gebiete Mathematik (einschließlich Rechnen, 
Statistik), Deutsch (einschließlich Rechtschreibung und schrift- 
licher Ausdruck) und die Anwendung von PC-Programmen 
eine herausragende Stellung ein. Jeweils rund 10 Millionen 
Beschäftigte in Deutschland geben an, hier auf besondere 
Kenntnisse angewiesen zu sein (Spalte 4). Der Weiterbildungs- 
bedarf ist aber insbesondere im Anwendungsbereich von 
PC-Standardprogrammen hoch: Rund 5,8 Millionen Erwerbs- 
tätige haben hier Fortbildungsbedarf (Spalte 6), darunter 3,7 
Millionen, die bereits heute besondere Kenntnisse auf diesem 
Gebiet nutzen müssen. 

Dies spricht fär die starke Dynamik in diesem Feld, in dem 
Innovationen ständig auf den Markt kommen und permanente 
Anpassungsleistungen der Beschäftigten erforderlich machen. 
Der relative Weiterbildungsbedarf fällt bei denjenigen beson- 
ders hoch aus, die als Spezialisten, Programmierer oder auch 
als Anwender besondere Computerkenntnisse benötigen. 
Zwischen 36% und 40% dieser Computer-Experten halten ent- 


sprechende Fortbildungsmaßnahmen für erforderlich. Aber 
auch Personen, denen medizinische Kenntnisse abverlangt wer- 
den, sehen besonders häufig (45 %) die Notwendigkeit zur Wei- 
terbildung. Auch dies ist ein Zeichen für die dynamische 
Wissensentwicklung auf diesen Gebieten. Allerdings fallen die 
absoluten Anteile der Personen mit Weiterbildungsbedarf 
(Spalte 6) relativ klein aus, da insbesondere in der Computer- 
technik die Anzahl der Spezialisten begrenzt ist. 

Der Wunsch nach Weiterbildung ist zudem bei denjenigen 
überdurchschnittlich ausgeprägt, die in besonderer Weise auf 
Fremdsprachenkenntnisse angewiesen sind. 36% sehen hier 
Handlungsbedarf, um im ausreichenden Maße sprachlich auf 
die zunehmende Intemationalisierung der Wirtschaft vorberei- 
tet zu sein. 

Eher selten wird Weiterbildungsbedarf von denjenigen ange- 
meldet, die überdurchschnittlich stark auf Kenntnisse angewie- 
sen sind, die bereits zum grundlegenden Fächerkanon der allge- 
meinbildenden Schulen gehören. Nur jeweils 8% halten eine 
Fortbildung in Deutsch, Rechtschreibung, schriftlicher Aus- 
druck oder Rechnen, Mathematik und Statistik für erforderlich. 
Offenbar veralten diese Grundlagenkenntnisse auch in Zeiten 
eines beschleunigten Wandels nicht so schnell wie etwa techno- 
logisches Wissen im Bereich der Datenverarbeitung. Bemer- 
kenswert ist jedoch, dass diese Fähig- und Fertigkeiten des klas- 
sischen Bildungskanons statistisch eng mit dem relativ neuen 
Erfordernis, über PC-Anwenderwissen zu verfügen, Zusam- 
menhängen. Zusammen mit besonderen rhetorischen Kenntnis- 


Schaubild 20: Anzahl der Arbeitgeber in Prozent 

Berufliche Stellung 


Nur bei einem Arbeitgeber 
Bei zwei Arbeitgebern 
Bei drei Arbeitgebern 
Bei vier und mehr Arbeitgebern 


Abhängig Beschäftigte 
An- und ungelernte Arbeiter 
Facharbeiter 
Meister/Poliere 
Einfache Angestellte/Beamte 
Qualifizierte Angestellte/Beamte 
Höhere/leitende Angestellte/Beamte 



Quelle: BIBB/IAB-Erhebung 1998/1999 (nur abhängig Beschäftigte) 
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sen im Bereich der Vortragstechnik, der freien Rede und der 
Verhandlungsfährung bilden sie offenbar den Kern des moder- 
nen Allgemeinwissens (Spalte 2). 

Naturgemäß sind es vor allem diejenigen, die auf besondere 
Kenntnisse während ihrer Arbeit angewiesen sind, welche dann 
auch entsprechende Weiterbildungswünsche äußern. Daneben 
finden sich aber auf allen Fachgebieten auch Erwerbstätige, die 
meinen, sich fortbilden zu müssen, obwohl sie zur Zeit auf die- 
sen Gebieten nicht in besonderer Weise gefordert sind (Spalte 
3). In der Regel ist ihre Zahl nicht größer als die Zahl der- 
jenigen, die als Spezialisten Weiterbildungsbedarf anmelden. 
Bei den Fremdsprachen, der Entwicklung von Computersoft- 
ware (einschließlich Systemanalyse), der Computertechnik und 
Mikroelektronik sowie den Rationalisierungstechniken, Ar- 
beitsstudien und dem Kostenwesen/Controlling übersteigt ihr 
Umfang aber sogar die Gruppe der Spezialisten mit Fortbil- 
dungsbedarf (Spalten 3 und 5). 

Beispielsweise halten 2,1 Millionen Beschäftigte in Deutsch- 
land eine Fortbildung in der Nutzung von PC-Standardpro- 
grammen fär erforderlich, obwohl ihnen diesbezüglich keine 
besonderen Kenntnisse am Arbeitsplatz abverlangt werden. Um 
den Sachverhalt näher zu beleuchten, wurden diese Personen 
mit Beschäftigten verglichen, die ebenfalls keine besonderen 
PC- Anwenderkenntnisse benötigen, aber im Gegensatz zur hier 
interessierenden Gruppe auch keinen Weiterbildungsbedarf 
sehen. Beschäftigte, die sich - ohne dies zur Zeit für ihren 
Arbeitsplatz explizit zu benötigen - fär eine Fortbildung in der 


PC-Anwendung interessieren, zeigen sich nach diesen Unter- 
suchungen auch häufiger generell weiterbildungsaktiv. Exem- 
plarisch werden in Übersicht 92 die Teilnahme an Fachvor- 
trägen und die Lektüre von Fachzeitschriften aufgefährt. Der 
Anteil unter den PC-Fortbildungsinteressierten ist mit 37% 
(Fachvorträge) und 43% (Fachlektüre) zwei- bis dreimal so 
hoch wie unter denjenigen Beschäftigten, die keine Weiterbil- 
dungsnotwendigkeit im PC- Anwenderbereich sehen. Wer in 
den letzten beiden Jahren auf seinem Arbeitsplatz eine Zunah- 
me der fachlichen Anforderungen, der Vielseitigkeit und Inter- 
essantheit der Tätigkeit erfahren hat, der ist offensichtlich auch 
signifikant häufiger an einer Schulung im PC-Bereich interes- 
siert. 

Vergleichbare Zusammenhänge finden sich beim Interesse an 
einer Fortbildung in den Fremdsprachen. Deshalb ist offen- 
sichtlich das Weiterbildungsinteresse der Beschäftigten stark 
von ihrer generellen Weiterbildungsaktivität abhängig. Wer im 
allgemeinen gegenüber Fortbildung aufgeschlossen ist, neigt 
auch dazu, Kenntnisfelder in seine Weiterbildungsüberlegun- 
gen einzuschließen, die bisher nicht notwendiger Teil seiner 
Arbeit sind. Durch eine vorausschauende Weiterbildungspla- 
nung ist es nach Meinung der Erwerbspersonen offensichtlich 
möglich, sich Felder zu eröffnen, die sich in Zukunft in die 
Arbeit integrieren lassen. Zum anderen ist das allgemeine Wei- 
terbildungsinteresse offenbar durch eine gezielte Steigerung des 
Anregungs- und Anforderungsgehaltes der Arbeit stimulierbar. 


Schaubild 21: Gründe für den letzten Arbeitgeberwechsel in Prozent 

Berufliche Stellung 


Auf eigenen Wunsch 
Auf Wunsch des Betriebes 
Hatte befristeten Zeitvertrag 
Konkurs/Betriebsstilllegung 


Abhängig Beschäftigte 
An- und ungelernte Arbeiter 
Facharbeiter 
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Einfache Angestellte/Beamte 
Qualifizierte Angestellte/Beamte 
Höhere/leitende Angestellte/Beamte 
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4.4 Programm Frau und Beruf 

Die Bundesregierung hat im Juni 1999 das Programm „Frau 
und Berufe beschlossen^). Es zeigt, dass Gleichstellungs- 
politik als Querschnittsaufgabe betrachtet wird, die sowohl die 
grundsätzliche Einbeziehung geschlechtsspezifischer Belange 
in alle Politikfelder (gender-mainstreaming) als auch die geziel- 
te Förderung von Frauen umfasst. Im Bereich der beruflichen 


‘) Das Programm ist ausführlich in der 1 999 vom Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend herausgegebenen Brosehüre 
„Programm Frau und Beruf - Aufbrueh in der Gleiehstellungspolitik“ 
dokumentiert. 

9 Weitere frauenspezifisehe Ziele und Maßnahmen sind u.a. im Aktions- 
programm der Bundesregierung „Innovation und Arbeitsplätze in der 
Informationsgesellsehaft des 21. Jahrhunderts“ vorgesehen. Aueh be- 
schäftigt sich die Arbeitsgruppe „Frauen in der Informationsgesell- 
sehaft“ des Forums Informationsgesellsehaft der Bundesregierung mit 
Fragen der berufliehen Bildung von Frauen. Die im Rahmen des Aus- 
bildungskonsenses vom Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbe- 
werbsfähigkeit besehlossene „Offensive zum Abbau des IT-Faehkräfte- 
mangels“ sieht u. a. vor, dass die Arbeitsverwaltung darauf hinwirken 
soll, bei der Aus- und Weiterbildung für die IT-Branehe Frauen beson- 
ders zu berüeksiehtigen. Ferner werden von der Bundesanstalt für 
Arbeit in vielen Arbeitsamtsbezirken „Computerwerkstätten für Mäd- 
ehen“ zur Förderung der Medienkompetenz und Erhöhung ihres Anteils 
in den IT-Berufen durehgeführt. 


Bildung 9 und Beschäftigung richten sich die Maßnahmen die- 
ses Programms darauf, die Jugendarbeitslosigkeit abzubauen, 
das Berufswahlspektrum von Frauen zu erweitern, die Bereit- 
schaft der Betriebe, Frauen mehr als bisher auch in bislang eher 
frauenuntypischen Berufen auszubilden und zu beschäftigen, 
zu erhöhen und die Beteiligung von Mädchen und Frauen am 
Internet zu steigern, um ihnen mehr berufliche Chancen als bis- 
her zu eröffnen. 

So ist bei allen Maßnahmen des Sofortprogramms zum Abbau 
der Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, Qualifizierung und 
Beschäftigung Jugendlicher^ der Bundesregierung vorge- 
sehen, junge Frauen entsprechend ihrem Anteil an den unver- 
mittelten Bewerbern für Ausbildungsplätze bzw. an der Ju- 
gendarbeitslosigkeit zu berücksichtigen. Bis Ende Dezember 
1999 sind insgesamt 219.055 Jugendliche in Ausbildungs-, 
Qualifizierungs- und Beschäftigungsmaßnahmen des Sofort- 
programms eingetreten. Die Bilanz weist für alle Maßnahmen 
einen Frauenanteil von 40,6% aus. 


9 Zur beruflichen Qualifizierung von Frauen vgl. u. a. auch die Kapitel 
2.2.1, 4.1.1 sowie Teil I, Kapitel 6 

9 Vgl. Kapitel 1.1.3 


Schaubild 22: Subjektiver Berufswechsel in Prozent 

Berufliche Stellung 
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Facharbeiter 
Meister/Poliere 
Einfache Angestellte/Beamte 
Qualifizierte Angestellte/Beamte 
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Quelle: BIBB/IAB-Erhebung 1998/1999 
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Um die Ziele des Programms „Frau und Berufe zu erreichen, 
werden darüber hinaus u. a. folgende Projekte gefordert: 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung fordert 
zusammen mit der Bundesanstalt für Arbeit, dem Gesamt- 
verband der metallindustriellen Arbeitgeberverbände, dem 
Hessischen Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landes- 
entwicklung und dem Hessischen Sozialministerium seit Juli 
1999 das Projekt „Computerplanspiel zur Berufsorientierung 
und Berufswahlentscheidung von Mädchen“, das von der 
Forschungsstelle des Bildungswerks der Hessischen Wirtschaft 
e.V durchgeführt wird. Ziel des Projektes ist es, mit neuen 
Methoden Mädchen, die sich bislang vorrangig für einen tradi- 
tionellen Beruf entscheiden, für moderne technische Berufe zu 
interessieren und damit ihr Berufsspektrum zu erweitern. So 
bieten speziell die neuen IT-Berufe und Medienberufe günstige 
Beschäftigungsperspektiven. Auch kommen sie den beruf- 
lichen Möglichkeiten von Frauen entgegen; einerseits wegen 
der hohen Flexibilisierungsmöglichkeiten von Arbeitszeit und 
Arbeitsort, andererseits nehmen kommunikative und soziale 
Kompetenzen einen hohen Stellenwert ein. 

Im Rahmen eines multimedialen Planspiels werden Mädchen 
angeregt, sich mit ihren Berufs- und Lebensvorstellungen aus- 
einander zu setzen. Das interaktive Planspiel ermöglicht die 
Simulation und Gegenüberstellung unterschiedlicher Berufs- 
und Lebensentwürfe, verschiedene Alternativen können durch- 
gespielt und deren Vor- und Nachteile abgewogen werden. Es 
wird als CD-ROM- Version realisiert und soll sowohl in der 


Zusammenarbeit der Bundesanstalt für Arbeit mit den Schulen, 
in Berufsinformationszentren der Arbeits Verwaltung und in 
Einrichtungen der beruflichen Bildung als auch für den privaten 
Gebrauch einsetzbar sein. Auf verschiedenen Ebenen und mit 
verschiedenen Medien können Informationen vielschichtig 
zusammengestellt und vom Nutzer abgerufen werden. Vorran- 
gig richtet sich das Planspiel jedoch an Mädchen in der Berufs- 
orientierungsphase. Ein gezielter Einsatzbereich soll deshalb 
die Nutzung im Rahmen des Unterrichtes zur beruflichen 
Orientierung an Schulen sein. Dabei ist vorgesehen, das Com- 
puterprogramm so aufzubereiten, dass sich einzelne Module für 
die Unterrichtsgestaltung eignen. Das Programm kann auch zur 
gezielten Vorbereitung eines Berufspraktikums eingesetzt wer- 
den. Die Verbreitung der CD-ROM erfolgt über die Arbeitsver- 
waltung, im Rahmen des berufskundlichen Unterrichts, über 
Aktivitäten des Arbeitgeberverbands Gesamtmetall, der In- 
dustrie- und Handelskammern und anderer Wirtschafts verbän- 
de. 

Frauen sind im Handwerk unterrepräsentiert: 1998 betrug der 
Anteil weiblicher Auszubildender im Handwerk 20,6%. Der 
Anteil der Frauen, die als tätige Inhaber und Mitinhaber 
Handwerksbetriebe führen, lag 1995 bei 12,7%. Das Bundes- 
ministerium für Bildung und Forschung plant daher im Jahr 
2000, die Projekte „Praktikumsdatenbank“ und „Fortbildung zu 
Meisterinnen 2000“ des Westdeutschen Handwerkskammerta- 
ges zu fordern. Im ersten Projekt soll eine Datenbank, die Prak- 
tikumsplätze für Schülerinnen vor allem in gewerblich-tech- 


Schaubild 23: Frühere Arbeitslosigkeit und deren Häufigkeit in Prozent 


Abhängig Beschäftigte 
An- und ungelernte Arbeiter 
Facharbeiter 
Meister/Poliere 
Einfache Angestellte/Beamte 
Qualifizierte Angestellte/Beamte 
Höhere/leitende Angestellte/Beamte 


H Arbeitslosigkeit 
I davon 1-mal 
□ davon 2-mal 
H davon häufiger 




18 


Quelle: BIBB/IAB-Erhebung 1998/1999 
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Übersicht 92: Erwerbstätige mit und Erwerbstätige ohne Weiterbildungsbedarf bei der Anwendung von 
Computerprogrammen in Prozent 



Anwendung von Computer-/PC-Standard- 


Programmen 



Gruppe 1 

Gruppe 2 


Besondere Kenntnisse 

Besondere Kenntnisse 


sind nieht erforderlieh 

sind nieht erforderlieh. 


und es wird aueh kein 

aber es wird Weiter- 


W eiterbildungsbedarf 

bildungsbedarf 


angemeldet 

angemeldet 

Weiterbildungsaktivitäten 

- Teilnahme an Faehvorträgen, Vorführungen, Präsentationen 

12 

37 

- Regelmäßiges Studium von Faehzeitsehriften, Faehliteratur 

16 

43 

Entwicklung der Arbeitsanforderungen 

- Arbeit wurde in den letzten beiden Jahren vielseitiger und interessanter 

29 

48 

- Die faehliehen Anforderungen der Arbeit haben in den letzten beiden 

34 

53 

Jahren zugenommen 

Basis der gewiehteten Anteilsbereehnung: 

n= 15.701 

n = 927 

Berechnung auf der Basis gewichteter Daten; in die Analyse wurden nur Beschäftigte einbezogen, die angaben, bisher nicht des öfteren mit Computern und 

Datenverarbeitungsgeräten zu arbeiten. 



Quelle: BIBB/IAB-Erhebung 1998/1999 




nischen Berufen auflistet, aufgebaut werden, um interessierte 
junge Frauen bei Bedarf an entsprechende Betriebe zu vermit- 
teln. Wie Untersuchungen zeigen, eröffnen Praktika gute Chan- 
cen, einen qualifizierten Ausbildungsplatz im Handwerksbe- 
trieb zu erhalten. Ziel des zweiten Projektes ist es, einen solchen 
durch das Internet gestützten Meistervorbereitungskurs zu ent- 
wickeln und in Handwerkskammern zu erproben. Mit einem 
Fortbildungsangebot soll die Vereinbarkeit von betrieblicher 
Tätigkeit mit familiären Aufgaben erreicht werden. 

Nur knapp 30% der Intemetnutzer sind Frauen. Die im Rahmen 
der Initiative „Frauen geben Technik neue Impulse“ laufende 
Aktion „Frauen ans Netz“^), eine Gemeinschaftsaktion der 
Deutschen Telekom AG, der Zeitschrift „Brigitte“, des Bundes- 
ministeriums fär Bildung und Forschung und der Bundesanstalt 
für Arbeit hat das Ziel, verstärkt Frauen die Chance zu geben, 
das Internet kennenzulemen, darin zu arbeiten und Interesse an 
den Informations- und Kommunikationstechnologien zu be- 
kommen. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
fördert des Weiteren zusammen mit dem Verein „Schulen ans 
Netz e.V“ das Projekt „Lehrerinnen ans Netz“. Es ist festge- 
stellt worden, dass bisher nicht genügend Schülerinnen und 
Lehrerinnen ans Netz herangeführt worden sind. Das Projekt 
will u.a. im Rahmen der Fort- und Weiterbildung von Leh- 
rerinnen und bei den Schülerinnen eine Intemet-Nutzungskom- 
petenz vermitteln und ein Schülerinnen-Netzwerk aufbauen.^) 


*) Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 4.4.1 

0 Unabhängig von dem Programm sind Projekte auf europäischer Ebene 
im Kapitel 6.3.4 dargestellt. 


Zu den wichtigsten Maßnahmen des Programms „Frau und 
Berufe zählen darüber hinaus: 

Gesetzliche Regelungen zur Gleichstellung von Männern 
und Frauen 

Das Frauenfordergesetz für die Bundesverwaltung wird durch 
ein Gleichstellungsgesetz fär die Bundesverwaltung geändert. 
Des Weiteren werden das Bundesgremienbesetzungsgesetz und 
das Beschäftigungsschutzgesetz überprüft und ggf geändert. 
Gleichstellungspolitik als fortschrittliche Gesellschaftspolitik 
hat auch in der Privatwirtschaft Geltung. Deshalb sind die 
Tarifvertragspartner, die die Arbeits- und Wirtschaftsbedingun- 
gen wahren und fördern, aufgrund von Artikel 3 Absatz 2 
Grundgesetz gehalten, die Gleichstellung von Frauen und Män- 
nern durchzusetzen, und zur Beseitigung bestehender Nachteile 
verpflichtet. Die Bundesregierung wird im Dialog mit den 
TarifVertragspartnem Regelungen erarbeiten, die geeignet sind, 
die tatsächliche Gleichberechtigung herzustellen und zugleich 
der Unterschiedlichkeit der Unternehmen Rechnung zu tragen. 

Bericht der Bundesregierung zur Herstellung der Lohn- 
gleichheit 

Da die Bundesregierung keine unmittelbare Regelungsmög- 
lichkeit in Lohnfragen hat - dies ist Sache der Tarifpartner -, 
wird sie u. a. einen Bericht zur Lohngleichheit und zur ökono- 
mischen Situation von Frauen vorlegen. 

Chancengleichheit von Frauen und Männern in Forschung 
und Lehre 

Das Leitprinzip Chancengleichheit wird auch durchgängig in 
alle Maßnahmen und Programme in Wissenschaft und For- 
schung einbezogen. Die Umsetzung soll im Rahmen von Fort- 
schrittsberichten transparent gemacht werden. Die Förderung 
der Chancengleichheit soll als Kriterium bei der Auftrags- und 
Finanzzuweisung im Hochschulbereich zügig umgesetzt wer- 
den. Durch das Projekt „Anstoß zum Aufstieg“ des Bundes- 
ministeriums für Bildung und Forschung soll der Frauenanteil 
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in wissenschaftlichen Führungspositionen erhöht werden, in- 
dem Wissenschaftlerinnen durch Weiterbildung, Coaching und 
Mentoring in ihrer Karriere unterstützt werden. Außerdem wer- 
den u.a. 100 unbefristete Einstellungsmöglichkeiten in For- 
schungseinrichtungen überwiegend für Frauen bereitgestellt. 

Chancen für Existenzgründerinnen 

Die Bundesregierung will die Existenzgründung von Frauen 
fördern und beteiligt sich deshalb an Programmen, die die 
Benachteiligung für Existenzgründerinnen bei der Start- und 
Fremdkapitalbeschaffung abbaut. Die Gemeinschaftsinitiative 
CHANGE/CHANCE (Deutsche Ausgleichsbank, Deutscher 
Industrie- und Handelstag, Zentralverband des Deutschen 
Handwerks, Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen 
und Jugend) zum Beispiel fördert Frauen im Bereich der Unter- 
nehmensnachfolge . 

Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit 

Um die Vereinbarkeit von Familien- und Erwerbsarbeit zu 
erleichtern, soll der Erziehungsurlaub durch gesetzliche Än- 
derungen flexibilisiert werden. Darüber hinaus sieht das Pro- 
gramm Maßnahmen vor, die flexiblere Arbeitszeitregelungen 
und bessere Bedingungen für Teilzeitarbeit ermöglichen. 


5. Berufliche Weiterbildung 

5.1 Quantitative Entwicklung 


5.1.1 SGB III - geförderte Weiterbildung 

Am 1. Januar 1998 ist das SGB III an die Stelle des AEG getre- 
ten. Mit der Einführung des SGB III ist das frühere Recht aus 
dem AFG im Wesentlichen übernommen und auch weiterent- 
wickelt worden^). Damit verbunden war eine terminologische 
Änderung; an die Stelle der Begriffe „Fortbildung“ und „Um- 
schulung“ ist der Oberbegriff „Berufliche Weiterbildung“ 
getreten. Die Einführung des SGB III sowie eine Änderung der 
statistischen Erhebungsverfahren der Bundesanstalt für Arbeit 
haben zur Folge, dass die Daten ab 1998 nur sehr bedingt mit 
denen der Vorjahre vergleichbar sind. Die quantitativen An- 
gaben in der Übersicht 93 beziehen sich deshalb nur auf die 
Jahre 1998 und 1999 und werden nicht mit Daten aus den Jah- 
ren davor verglichen. 

Von Januar bis Dezember 1999 traten 490.796 Teilnehmer und 
Teilnehmerinnen in eine berufliche Weiterbildung nach dem 
SGB III ein, davon kommen 307.479 bzw. 62,6% aus den alten 
und 183.317 bzw. 37,4% aus den neuen Ländern. Der Anteil 
der Frauen betrug insgesamt 48,5 % (alte Länder: 46,3 % bzw. 
142.322, neue Länder: 52,1% bzw. 95.483). Bezogen auf die 
Gesamtzahl der Teilnehmer und Teilnehmerinnen waren 
93,4% vorher arbeitslos (Männer: 93,5%, Frauen: 93,2%). 

Von den insgesamt 490.796 eingetretenen Personen begann der 
größte Teil (397.250 bzw. 80,9%) Weiterbildungsmaßnahmen 
zur Feststellung, Erhaltung, Erweiterung und Anpassung beruf- 
licher Kenntnisse bzw. Förderung des beruflichen Aufstiegs. 

93.546 (19,1%) Teilnehmer und Teilnehmerinnen begannen 
eine berufliche Weiterbildung, die einen Abschluss in einem 
anerkannten AusbildungsberuP) zum Ziel hat. Diese Maß- 
nahmeart dient in der Regel dem Übergang in eine andere 
berufliche Tätigkeit. Hier wurden nach Angaben der Bundes- 
anstalt für Arbeit folgende Berufe (in der dargestellten Reihen- 
folge nach Häufigkeit) ausgewählt: Altenpfleger/ Altenpflege- 
rin, Bürofachkraft, Datenverarbeitungskaufmann/Datenverar- 
beitungskauffrau, Tischler/Tischlerin, Berufskraftfahrer/Be- 
rufskraftfahrerin, Krankengymnast/Krankengymnastin, Infor- 
matiker/Informatikerin, Maler und Lackierer/Malerin und 
Lackiererin, Beschäftigungstherapeut/Beschäftigungstherapeu- 
tin, Koch/Köchin, Informationselektroniker/Informationselek- 
tronikerin. 

Im Rahmen des Sofortprogramms zum Abbau der Jugend- 
arbeitslosigkeit - Ausbildung, Qualifzierung und Beschäftigung 
Jugendlicher werden ergänzende Maßnamen zur beruflichen 
Nach- und Zusatzqualifizierung von jugendlichen Arbeitslosen 
durchgeführt ^). 


‘) Zu wichtigen inhaltlichen Änderungen im SGB III vgl. Berufsbildungs- 
bericht 1999, Kapitel 5.1.1 

0 Der Abschluss in einem anerkannten Ausbildungsberuf kann nach dem 
BBiG bzw. der HwO nachträglich über eine Umschulung (§ 47 BBiG 
bzw. § 42 HwO) oder eine Extemenprüfung (§40 Abs. 2 BBiG bzw. 
§37 Abs. 2 HwO) erworben werden. Ferner sind in Kapitel 5.6.1 die 
Ergebnisse einer Modellvorhabenreihe zur bemfsbegleitenden Nach- 
qualifiziemng junger Erwachsener ohne Bemfsausbildung dargestellt. 

0 Vgl. Kapitel 1.1.3 
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Übersicht 93: Eintritte und Jahresdurchschnitts- 
bestand an Teilnehmern und Teilnehmerinnen in 
Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung 
1998 und 1999 


Eintritte/Bestand 

Jahr 


1998 

1999 

Eintritte 



Alte Länder 

372.011 

307.479 

Neue Länder 

235.959 

183.317 

Insgesamt 

607.970 

490.796 

Davon: 



Männer 

310.356 

252.991 

Frauen 

297.614 

237.805 

Bestand 



Alte Länder 

193.679 

214.772 

Neue Länder 

151.034 

143.356 

Insgesamt 

344.713 

358.128 

Davon: 



Männer 

163.173 

170.746 

Frauen 

181.540 

187.382 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Arbeitsmarkt in Zahlen, Förderung der beruf- 
lichen Bildung 1998 und 1999 


5.1.2 Weiterbildungsprüfungsstatistik 

Weiterbildungsprüfungen im Bereich von 
Industrie und HandeV) 

Auch 1998 ist im Vergleich zum Vorjahr die Anzahl der Teil- 
nehmer und Teilnehmerinnen an Weiterbildungsprüfungen 
bei den Industrie- und Handelskammern insgesamt weiter von 
63.419 auf 60.789 zurückgegangen. Der Rückgang in der Ge- 
samtzahl (-2.630) widerspiegelt sich sowohl im kaufinänni- 
schen als auch im industriell-technischen Bereich (vgl. Über- 
sicht 94). Besonders betroffen sind die Prüfüngsbereiche Fach- 
kräfte für Schreibtechnik im kaufmännischen Bereich (-1.702 
Teilnehmer und Teilnehmerinnen) und die Industriemeister - 
Fachrichtung Metall im industriell-technischen Bereich (-995 
Teilnehmer und Teilnehmerinnen). Die nachlassende Akzep- 
tanz der Schreibtechnischen Prüfungen (Schreibmaschine und 
Stenografie) ist durch den Einsatz neuer Datenverarbeitungs- 
systeme im Büro bedingt. Neue Weiterbildungen, wie Geprüf- 
ter Sekretariatskaufinann/Geprüfte Sekretariatskauffrau sind 
dementsprechend stärker gefragt. Der Rückgang bei den In- 
dustriemeistem - Fachrichtung Metall ist der Übergangsphase 
von der alten zur neu geordneten Prüfung geschuldet.^) 


*) Deutscher Industrie- und Handelstag (Hrsg.): „Berufsbildung, Weiter- 
bildung, Bildungspolitik 1998/99“, 1999 

9 Die Neuordnung zum Industriemeister - Fachrichtung Metall ist im 
Dezember 1997 in Kraft getreten; vgl. hierzu Berufsbildungsbericht 
1998, Kapitel 5.4.1. 


Meisterprüfungen und 
Fortbildungsprüfungen im Handwerk^) 

Auch die Teilnehmerzahlen an den Meisterprüfungen im Hand- 
werk sind 1998 gegenüber 1997 weiter von 47.490 auf 45.041 
zurückgegangen (vgl. Übersicht 95). Mit Ausnahme der Bau- 
und Ausbauhandwerke war die Entwicklung in den einzelnen 
Handwerksgruppen rückläufig. Bezogen auf die Anzahl der 
Prüfungsteilnehmer und -teilnehmerinnen ergibt sich für 1998 
folgende Verteilung: Elektro- und Metallhandwerke (22.493), 
Bau- und Ausbauhandwerke (9.340), Gesundheits- und Körper- 
pflege sowie chemische und Reinigungshandwerke (5.737), 
Holzhandwerke (3.756), Nahrungsmittelhandwerke (2.258), 
Bekleidungs-, Textil- und Lederhandwerke (756), Glas-, Pa- 
pier-, keramische und sonstige Handwerke (701). 

Neben den Meisterprüfungen sind im Handwerk andere Fort- 
bildungsprüfungen von Bedeutung. Die Anzahl der Prüfüngs- 
teilnehmer und -teilnehmerinnen an den beruflichen Fortbil- 
dungsprüfungen im Handwerk ist 1998 gegenüber dem Vorjahr 
von 34.336 (davon 31.541 mit Erfolg) auf 33.025 (davon 
30.174 mit Erfolg) gesunken. Die am häufigsten abgelegte 
Fortbildungsprüfung war weiterhin die Ausbilder-Eignungs- 
prüfung mit 10.168 Teilnehmern und Teilnehmerinnen. Im 
kaufmännischen Bereich sind insbesondere die Fortbildungs- 
prüfüngen Betriebswirt des Handwerks mit 3.446 Teilnehmern 
und Teilnehmerinnen, die Fachkaufleute für Handwerkswirt- 
schaft (3.275) und der PC- Anwender, Computerschein A 
(3.161) zu nennen. Im gewerblich- technischen Bereich domi- 
nierten die CAD-Fachkraft mit 676, die SPS-Fachkraft mit 618, 
die CNC-Fachkraft mit 471 und der Polier mit 381 Prüfungs- 
teilnehmem und -teilnehmerinnen. 


5.1.3 Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz 

Mit dem am 1. Januar 1996 in Kraft getretenen Aufstiegsfort- 
bildungsförderungsgesetz (AFBG) haben Fachkräfte mit abge- 
schlossener Erstausbildung, die sich zu Handwerks- oder In- 
dustriemeistem, Technikern, Fachkaufleuten, Betriebswirten 
oder auf einen anderen Fortbildungsabschluss vorbereiten, 
einen Rechtsanspruch auf staatliche Förderung ihrer Fortbil- 
dungsmaßnahme. Gefördert werden Fortbildungsmaßnahmen 
im Bereich der gewerblichen Wirtschaft, der Freien Berufe 
sowie der Haus- und Landwirtschaft, die auf eine herausge- 
hobene Berufstätigkeit oberhalb der Facharbeiter-ZGesellen- 
Ebene, z.B. als selbstständiger Handwerksmeister oder mittlere 
Führungskraft, vorbereiten und mindestens 400 Unterrichts- 
stunden umfassen. Auch zahlreiche Fortbildungen für Berufe 
im Gesundheitswesen wie im sozialpflegerischen und -pädago- 
gischen Bereich sind forderungsfähig. Mit dem Darlehenserlass 
für Existenzgründer enthält das AFBG auch Komponenten, die 
die Förderung von Selbstständigkeit und die Schaffung von 
Arbeits- und Ausbildungsplätzen bezwecken. 

1998 erhielten 52.976 Personen Leistungen nach dem AFBG. 
Dies sind 7,4% mehr als im Vorjahr (49.346)^). 32.150 Gefor- 
derte nahmen an einer Vollzeitmaßnahme teil, 20.826 an einer 
Teilzeitmaßnahme. Bei den Vollzeitmaßnahmen wurde 1998 
im Durchschnitt ein monatlicher Unterhaltsbeitrag in Höhe von 
1.025 DM gezahlt (285 DM Zuschuss und 740 DM Darlehen), 
der Kinderbetreuungszuschuss für Alleinerziehende wurde in 
Höhe von durchschnittlich 1 86 DM in Anspruch genommen. 


9 Prüfungsstatistik des Deutschen Handwerkskammertages, 1999 
9 Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Kapitel 5.1.3 
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Übersicht 94: Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Weiterbildungsprüfungen der Industrie- und 
Handelskammern 1997 und 1998 


Kaufmännischer Bereich 

1997 

1998 

1998 

Mit Erfolg 

Industriell-teehniseher 

Bereich 

1997 

1998 

1998 

Mit Erfolg 

Betriebswirte 

3.346 

3.355 

2.610 

Industriemeister 

11.515 

10.339 

8.675 

Fachkaufleute 

11.730 

12.941 

8.050 

Darunter: 








Chemie 

746 

1.053 

911 

Faehwirte 

15.562 

15.496 

11.695 

Elektroteehnik 

1.764 

1.898 

1.640 





Metall 

5.057 

4.062 

3.337 

Faehkräfte für Datenverarbeitung 

2.612 

2.075 

1.743 

Fachmeister 

2.207 

2.325 

1.815 

Fremdsprachliehe Faehkräfte 

4.799 

4.895 

3.280 

Darunter: 








Küchenmeister 

1.072 

1.030 

712 

Fachkräfte für Schreibtechnik 

5.466 

3.764 

2.903 

Sonstige industriell-technische 








F Ortbildungsprüfungen 

3.662 

3.477 

2.800 

Sonstige kaufmännische 








F Ortbildungsprüfungen 

2.520 

2.122 

1.720 





Insgesamt 

46.035 

44.648 

32.001 

Insgesamt 

17.384 

16.141 

13.290 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 84, Seite 161 







Quelle: Deutscher Industrie- und Handelstag: „Berufsbildung, Weiterbildung, Bildungspolitik 1998/99“, 1999 





Den größten Anteil an den Geforderten hatten mit 40% die 
zwischen 25 bis unter 30 Jahre alten Teilnehmer, gefolgt von 
den 30- bis unter 35-jährigen (25,8%) und den 20- bis unter 
25-jährigen (16,6%) Teilnehmern. Der Anteil von Frauen an 
der Gesamtzahl der Geförderten ist von rund 15% im ersten 
Jahr (1996), rund 17% in 1997 auf nunmehr 18,7% angestie- 
gen. Auch 1998 strebte die Mehrzahl der Geforderten (fast 
65 %) einen Fortbildungsabschluss im Handwerksbereich an, in 
dem erfahrungsgemäß die Quote derer, die sich später selbst- 
ständig machen möchten, besonders hoch ist. Fortbildungs- 
abschlüsse im Bereich Industrie und Handel nahmen den zwei- 
ten Rang ein. 

Das Gesamtvolumen der für 1998 bewilligten Förderung betrug 
rund 342 Mio. DM. Davon entfielen rund 48 Mio. DM auf 
Zuschusszahlungen (Anteil: Bund 78%, Länder 22%), ca. 
294 Mio. DM wurden als Darlehen von der Deutschen Aus- 
gleichsbank an die Geforderten ausgereicht. 

Am 11. Juni 1999 hat die Bundesregierung dem Deutschen 
Bundestag und dem Bundesrat einen Bericht über die Umset- 
zung und Inanspruchnahme des AFBG^) vorgelegt. Dieser ent- 


‘) „Bericht über die Umsetzung und Inanspruehnahme des Aufstiegsfort- 
bildungsförderungsgesetzes (AFBG)“, Deutseher Bundestag, Druek- 
saehe 14/1137 vom 11. Juni 1999 


hält Hinweise auf technische und strukturelle Mängel des 
Gesetzes. So wurden selbst im dritten Jahr (1998) nur knapp 
zwei Drittel der seinerzeit geschätzten 90.000 Personen in för- 
derfähigen Fortbildungen tatsächlich gefördert. Im Handwerks- 
bereich wurden nur rund ein Drittel aller Teilnehmer an Mei- 
stervorbereitungslehrgängen, im Bereich von Industrie und 
Handel nur rund ein Viertel aller Teilnehmer an forderfähigen 
Lehrgängen erreicht. Die Mittelstandskomponente des Geset- 
zes, der Darlehensteilerlass, konnte nur wenige Impulse geben, 
der Anteil der geförderten Frauen und Ausländer ist nach wie 
vor zu gering. Die Anforderungen an förderfähige Fortbildun- 
gen haben sich vor allem im Bereich der Gesundheits- und Pfle- 
geberufe als zu streng erwiesen. Als Konsequenz aus dem 
Erfahrungsbericht plant die Bundesregierung eine Novellierung 
des AFBG. Das reformierte AFBG soll Mitte 2001 in Kraft 
treten. 

5.1.4 Berichtssystem Weiterbildung ^ 

Seit 1979 fährt Infratest Burke Sozialforschung im Auftrag des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung in dreijäh- 


OZur Weiterbildungsbeteiligung und zum Weiterbildungsbedarf von 
Erwerbstätigen vgl. auch Kapitel 4.3; zur zweiten europäisehen Er- 
hebung zur betriebliehen Weiterbildung vgl Kapitel 6.3.4 


Übersicht 95: Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Meisterprüfungen im Handwerk 1997 und 1998 


Merkmal 

1997 

1998 

Darunter 

Frauen 

Mit Erfolg 
Insgesamt 

Erfolgs- 

quote 

Darunter 

Frauen 

Erfolgs- 

quote 

Insgesamt 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Alte Länder 

40.088 

37.860 

4.487 

12 

30.756 

81 

3.903 

87 

Neue Länder 

7.402 

7.181 

672 

9 

6.086 

85 

583 

87 

Insgesamt 

47.490 

45.041 

5.159 

11 

36.842 

82 

4.486 

87 


Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Übersicht 85, Seite 161 


Quelle: Prüfungsstatistik des Deutschen Handwerkskammertages, 1999 
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rigem Abstand eine Repräsentativbefragung von in Privathaus- 
halten lebenden Personen zwischen 19 und 64 Jahren zu ihrem 
Weiterbildungs verhalten durch. Das Berichtssystem Weiterbil- 
dung stellt die einzig verfügbare Gesamtdarstellung zur Weiter- 
bildung in Deutschland dar. Im folgenden werden Ergebnisse 
des Berichtssystems Weiterbildung VII, in dessen Rahmen ins- 
gesamt 7.071 Interviews, davon 5.055 in den alten und 2.016 in 
den neuen Ländern, realisiert wurden, dargestellt. Die Be- 
fragung erfolgte in 1998, die Ergebnisse beziehen sich auf das 
Jahr 1997 ^). Erstmals wurden hier auch in Deutschland lebende 
Ausländer mit einbezogen. 

Teilnahme an formalisierter Weiterbildung 

Vom Beginn der Untersuchung an lässt sich eine stetig steigen- 
de Beteiligung an formalisierter Weiterbildung insgesamt, d.h. 
an Lehrgängen, Kursen oder Seminaren, feststellen. 48% der 
Befragten haben 1997 Angebote zur Weiterbildung genutzt, 
1994 waren es 42% und bei der ersten Befragung 1979 23 %?) 

Zum Bereich der allgemeinen Weiterbildung gehören Kurse, 
Lehrgänge oder Vorträge u.a. in den Gebieten Gesundheit, 
Fremdsprachen, Versicherungs- und Steuerfragen, Kinderer- 
ziehung, Staatsbürgerkunde. Hier stieg die Teilnahmequote auf 
31 % in 1997 gegenüber 26% 1994 und 16% 1979. Besonders 
gefragt sind Sprachen (8 %) sowie Fragen der Gesundheit und 
der gesundheitsgerechten Lebensführung (5%). Im Vergleich 
zwischen den alten und neuen Ländern lässt sich noch immer 
eine stärkere Beteiligung in den alten Ländern feststellen, die 
Unterschiede werden jedoch geringer (1997: 31 % in den alten 
Ländern gegenüber 28% in den neuen Ländern, 1994: 26% 
gegenüber 17%). 

Bei der beruflichen Weiterbildung wird unterschieden 
zwischen Lehrgängen oder Kursen zur Umschulung, Aufstiegs- 
fortbildung, Einarbeitung in eine neue Arbeit, Anpassung an 
neue Aufgaben im Beruf oder sonstige Lehrgänge/Kurse im 
Beruf Insgesamt hat sich die Anzahl der Teilnehmer und Teil- 
nehmerinnen an beruflicher Weiterbildung von 10% in 1979 
über 24% in 1994 auf 30% im Jahr 1997 erhöht. Die Teilnah- 
mequoten sind bei allen Maßnahmearten gestiegen, der 
Schwerpunkt liegt jedoch auf der Anpassungsweiterbildung mit 
+12%. Die Weiterbildungsbeteiligung ist in den neuen Ländern 
nach wie vor stärker als in den alten Ländern. Hier nehmen die 
Unterschiede sogar noch zu (1997: 30% in den alten Ländern 
gegenüber 37% in den neuen Ländern, 1994: 24% gegenüber 
27%). 

Die Themen der beruflichen Weiterbildung verteilen sich 1997 
bundesweit mit jeweils einem guten Viertel auf die drei Berei- 
che „kaufmännische Weiterbildung“, „Querschnittsbereiche“ 
und „gewerbliche-technische Weiterbildung“. EDV-Kurse (ins- 
gesamt 22% aller Teilnahmefälle und 15% des Volumens) 
wurden je nach Inhalt einem der drei Bereiche zugeordnet. 
Dabei zeigt sich, dass EDV-Kurse im kaufinännischen Bereich 
nach wie vor mit über 50% aller Fälle der wichtigste Bereich 
ist, auch wenn der Anteil gegenüber 1994 etwas abnahm. 

Der Trend zu mehr Weiterbildung wird auch bei der Betrach- 
tung des Weiterbildungs Volumens sichtbar. Hier zeigt sich bei 


9 Vgl. Kuwan, H.: „Berichtssystem Weiterbildung VII - Erste Ergebnisse 
der Repräsentativbefragung zur Weiterbildungssituation in den alten 
und neuen Bundesländern“, Bundesministerium für Bildung und For- 
schung (Hrsg.), 1999; die Veröffentlichung des integrierten Gesamt- 
berichtes zum Berichtssystem Weiterbildung VII ist Anfang 2000 vor- 
gesehen. 

9 Im Zeitvergleich ist hier sowie im folgenden Text zu beachten, dass 
sich die Ergebnisse ab 1991 auf die alten und neuen Eänder beziehen. 


der beruflichen Weiterbildung ein deutlieher Zuwaehs im 
Gesamtvolumen. Gegenüber 1,57 Mrd. Stunden in 1994 wur- 
den 1997 1,95 Mrd. Stunden für Kurse und Lehrgänge aufge- 
wendet. Umgereehnet auf Teilnehmertage (ä 8 Stunden) ent- 
sprieht dies einem Zuwaehs um 48 Mio. Tage auf 244 Mio. 
Tage. Von diesem Anstieg sind 6 Mio. Tage auf die erstmalige 
Einbeziehung von in Deutsehland lebenden Ausländem zu- 
rüekzuführen. Bezogen auf den einzelnen Teilnehmer ist der 
durehsehnittliehe Zeitaufwand von 141 Stunden in 1994 auf 
129 Stunden in 1997 zurückgegangen, ebenso sank die Anzahl 
der Mehrfachteilnehmer. Dies entsprieht der steigenden Reieh- 
weite und Ausdehnung von Weiterbildung auf bisher bildungs- 
feme Personengmppen. 

Die Zunahme von Weiterbildungsteilnahme und Weiterbil- 
dungsvolumen geht einher mit einer positiven Bewertung von 
Weiterbildung. Bundesweit glauben 92% der befragten Per- 
sonen, dass jeder bereit sein sollte, sich weiterzubilden (1994: 
94%, 1991: 90%). Die Anzahl derer, die glauben, auch ohne 
Weiterbildung gute Chaneen im Bemf zu haben, geht zurüek 
(1997: 34%, 1994: 36%, 1991: 43%). 

Soziodemographische Faktoren 

Die Teilnahme an Weiterbildung korreliert mit steigender 
Sehulbildung. Während von den Personen mit niedrigem 
Sehulabsehluss 1997 bundesweit 34% insgesamt an Weiterbil- 
dung teilgenommen haben, so sind es bei denen mit Abitur 
65 %. Die Personen mit mittlerem Absehluss liegen dazwisehen 
(54%). Die besehriebenen Untersehiede bilden sieh in der all- 
gemeinen und der bemfliehen Weiterbildung in ähnlieher Wei- 
se ab. Ebenfalls erhöht sich mit der bemfliehen Qualifikation 
die Teilnahmequote an Weiterbildung. So bilden sieh insge- 
samt betraehtet 69% der Hoehsehulabsolventen aber nur 24% 
der Befragten ohne Bemfsausbildung fort, bezogen auf die 
bemfliche Weiterbildung sind die Unterschiede noch größer 
(48 % gegenüber 9 %). Auch zwischen erwerbstätigen und nieht 
erwerbstätigen Befragten lässt sieh ein deutliehes Gefälle bei 
der Teilnahme an Weiterbildung insgesamt feststellen (57% 
gegenüber 34%). Der Sehwerpunkt der Weiterbildungsbetei- 
ligung von Nichterwerbstätigen liegt mit 27 % im Bereich der 
allgemeinen Weiterbildung, im Bereieh der bemfliehen Weiter- 
bildung liegt ihre Teilnahmequote bei 12%. 

Frauen nehmen insgesamt etwas seltener als Männer an Weiter- 
bildung teil (47% gegenüber 49%), wobei sie sieh öfter als 
Männer an allgemeiner (34% gegenüber 28 %), jedoeh seltener 
an bemflicher Weiterbildung (26% gegenüber 35 %) beteiligen. 
Hier spiegelt sieh insbesondere die geringere Erwerbsbetei- 
ligung von Frauen wider. Vergleieht man bundesweit nur voll- 
zeitbesehäftigte Frauen und Männer, so ist insgesamt die Betei- 
ligung der Frauen an Weiterbildung höher als die der Männer 
(45 % gegenüber 43 %). Die untersehiedliehe gesehleehtsspe- 
zifisehe Weiterbildungsbeteiligung im Bereieh der bemfliehen 
Weiterbildung besteht aussehließlieh in den alten Ländern. Dort 
liegt die Teilnahmequote der Männer mit 34% um 11 Prozent- 
punkte höher als die der Frauen; in den neuen Ländern weisen 
dagegen Männer und Frauen mit 37% bzw. 36% in etwa die 
gleiche Teilnahmequote auf Bei einer Interpretation sind aueh 
hier Faktoren wie Erwerbstätigkeit, Bemfsbildung und bemf- 
liehe Stellung zu berüeksiehtigen. 

Bei den 1998 erstmals mit einbezogenen Ausländem^) zeigt 
sich eine deutlieh geringere Beteiligung an Weiterbildung ins- 
gesamt (28% gegenüber 49% der Deutsehen). Sowohl in der 


9 Die Gesamtzahl der befragten Ausländer in der Stichprobe liegt bei 404 
Personen. 
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allgemeinen (20% gegenüber 32%) als auch in der beruflichen 
Weiterbildung (15% gegenüber 31%) lassen sich deutliche 
Unterschiede erkennen. Hier ist zu berücksichtigen, dass in die 
Untersuchung nur Ausländer mit ausreichenden Deutschkennt- 
nissen fär ein Interview einbezogen wurden. Es steht zu erwar- 
ten, dass bei einer Einbeziehung aller in Deutschland lebenden 
Ausländer die Abweichungen noch größer wären. 

Teilnahme an informeller 
beruflicher Weiterbildung^) 

Auf dem Gebiet der informellen beruflichen Weiterbildung 
steigt die Weiterbildungsbeteiligung im Vergleich zur forma- 
lisierten Weiterbildung noch deutlicher an. So gaben 72% 
der Befragten an, an einer Form berufsbezogenen Lernens, 
wie Fachmessen, Seminaren, Schulungen am Arbeitsplatz, 
Qualitätszirkeln, teilgenommen zu haben. 1994 waren es noch 
52%. Auch hier zeigen sich ähnliche gruppenspezifische 
Unterschiede wie bei der formellen Weiterbildung. Insgesamt 
ist darauf hinzuweisen, dass die empirische Abbildung dieses 
schwer fassbaren Bereiches informeller beruflicher Weiterbil- 
dung nach wie vor methodische Probleme verursacht, da die 
Übergänge von Arbeiten und Lernen oft fließend sind. 


5.1.5 Fernunterricht 

Anbieter und Angebote 

Im Vergleich zu 1998 hat die Anzahl der angebotenen Fem- 
lehrgänge weiter zugenommen, während die Anzahl der Anbie- 
ter konstant blieb: 1998 wurden von 195 Femlehrinstituten 
1.415 Femlehrgänge angeboten^), im Jahr 1999 (Stichtag: 3. 
August 1999) waren es 195 Institute mit insgesamt 1.497 zuge- 
lassenen Femlehrgängen. Insgesamt werden jetzt 82 Femlehr- 
gänge mehr angeboten, eine Zunahme von 5,8%, die unter der 
Vorjahressteigemng (1998: +10,3%) liegt. Die Konzentration 
weniger Institute auf die Mehrzahl der angebotenen Lehrgänge 
hält weiter an. Ein Institut bietet 270 Femlehrgänge, drei Insti- 
tute (1,5 % aller Anbieter) bieten jeweils 150 bis 200 Lehrgänge 
an, während 108 Femlehrinstitute (55,5% aller Anbieter) ledig- 
lich jeweils einen einzigen Femlehrgang im Angebot haben. 

Von den 1999 insgesamt angebotenen 1.497 Femlehrgängen 
entfallen 1.097 (73,3%) auf den bemfsbildenden und 400 
(26,7 %) auf den allgemeinbildenden Bereich (vgl. Übersicht 
96). Im bemfsbildenden Bereich sind 89 neue Lehrgänge hin- 
zugekommen, das entspricht einer Steigemngsrate von 8,8%, 
beim allgemeinbildenden Bereich ist ein Rückgang von 7 Lehr- 
gängen (-1,7%) festzustellen. Die Relation dieser beiden 
Bereiche hat sich um 2,0 Prozentpunkte zugunsten des bemfs- 
bildenden Bereichs verschoben. 

Betrachtet man nur den bemfsbildenden Bereich, so sind 
gegenüber dem Vorjahr die größten absoluten Steigemngen bei 
den Femlehrangeboten in den Fächern Betriebswirtschaft mit 
3 1 neuen Angeboten (+ 8,5 %), der Informatik und Mathematik 
mit 20 neuen Angeboten (+18,3 %), den Kultur-ZSozialwissen- 
schaften und der Ausbildereignung mit 11 neuen Angeboten 
(+13,7%) und dem Baubereich mit 10 neuen Angeboten 
(+ 1 6,6 %) auszumachen. 


9 Zur Definition informeller bemfiicher Weiterbildung vgl. Kuwan, H., a. 
a. O.; ferner ist zu berücksichtigen, dass sich die Fragen zu diesem 
Komplex nur an zur Zeit oder frühere Erwerbstätige richten. 

9 Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Kapitel 5.1.4 


Übersicht 96: Bereichsgliederung der Fernlehr- 
gänge 1999 


Lehrgangsbereich 

Anzahl 

Prozent 

Allgemeinbildender Bereich 

400 

26,7 

Bemfsbildender Bereich 

1.097 

73,3 

Davon: 

Kaufmännisch- verwaltende 
Lehrgänge 

428 

39,0 

Gewerblich-technische 

Lehrgänge 

220 

20,1 

EDV, Mathematik und Statistik 

129 

11,8 

Kultur-ZSozialwissenschaften, 

Ausbildereignung 

91 

8,3 

Sprachen und Literatur 

111 

10,1 

Gesundheit, Ernährung 
und Sport 

100 

9,1 

Luftverkehr 

15 

1,4 

Andere berufsfeldübergreifende 
Lehrgänge 

3 

0,2 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 



Begleitender Unterricht 

660 Femlehrgänge (44,1%) werden mit begleitendem Unter- 
rieht angeboten. Hiervon haben bemfsbildende Femlehrgänge 
(589 bzw. 89,2%) den weitaus größten Anteil. 837 Lehrgänge 
(55,9%) werden ohne begleitenden Unterrieht angeboten. Im 
Vergleieh zum Vorjahr beträgt damit die Steigemngsrate der 
Femlehrgänge mit begleitendem Unterrieht 0,7%. 

Lehrgangsdauer 

Von den 1.497 Femlehrgängen haben 498 (33,3%) eine Lehr- 
gangsdauer von 3 bis 6 Monaten, 417 (27,9%) dauern 7 bis 12 
Monate und 363 (24,2%) Lehrgänge reiehen von 13 bis 24 
Monate. Nur 77 Lehrgänge (5,1 %) dauern länger als 36 Mona- 
te. Hierbei handelt es sieh vorwiegend um Teehniker-Lehrgän- 
ge, die mit einer staatliehen Prüfung absehließen. 

Art der angestrebten Abschlussprüfung 

Von allen angebotenen Lehrgängen können 762 (50,9%) mit 
einer Prüfung abgesehlossen werden. Gegenüber dem Vorjahr 
ist das eine Zunahme von 61 Lehrgängen (+8,7%). Dabei über- 
wiegen solehe Lehrgänge (443), die mit einer institutsintemen 
Prüfung enden. Auf eine staatliehe Prüfung bzw. öffentlieh- 
reehtliehe Prüfung bereiten 281 Lehrgänge vor. Die übrigen 
Lehrgänge (38) können mit einer anderen Prüfung (Prüfüngsin- 
stitution z.B. Verbände, kirehliehe Behörden ete.) absolviert 
werden. Für 735 Lehrgänge (49,1 %) gibt es keinen Prüfungs- 
absehluss. 

Eingesetzte Medien 

Im Femunterrieht überwiegt naeh wie vor das sehriftliehe Lehr- 
material (Lehrbriefe, Faehbüeher, Arbeits- und Anleitungshef- 
te, Begleitlektüren, Tabellenbüeher u.a.). Bei insgesamt 982 
Lehrgängen (65,6%) wird aussehließlieh sehriftliehes Material 
verwendet. Zusätzlieh zum Textmedium wird in 479 Lehrgän- 
gen (32,0%) ein weiteres Medium eingesetzt. Dabei handelt es 
sieh um auditive Medien (Audiokassetten, Tonkassetten), 
audiovisuelle Medien (Videokassette, Film), Computerdis- 
ketten bzw. CD-ROM’ s, Experimentiermaterialien (Elektronik- 
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Baukästen, Messgeräte u. ä.) und Arbeitsgeräte (Arbeitsmittel 
und -material, Bausätze, Zeichenmaterialien u.a.). Bei 2,4% 
aller Lehrgänge (36) werden mehr als zwei Medien kombiniert. 

Teilnehmer und Teilnehmerinnen 

1998 wurden 194 Femlehrinstitute im Rahmen der freiwilligen 
Femunterrichtsstatistik zur Anzahl ihrer Teilnehmer befragt. 
Die Rücklaufquote betrug 66% (128 Institute) und ist damit um 
0,5% geringer als im Vorjahr. Insgesamt hatten diese Unter- 
nehmen 105.775 Teilnehmer und Teilnehmerinnen. Für die 
übrigen 66 Institute hat wie seit einigen Jahren die Arbeitsgrup- 
pe Fernunterricht eine Schätzung vorgenommen und kommt, 
zusammen mit den Befragungsergebnissen der antwortenden 
Institute, hochgerechnet auf eine Teilnehmerzahl von 1 13.860. 
Durch die Befragung wurden somit 92,6% aller Teilnehmer 
erfasst. 

Bezogen auf die Institutsbefragung ist die Anzahl der Teilneh- 
mer und Teilnehmerinnen - wie im Vorjahr - um etwa 10% 
gesunken. Die Teilnehmerzahlen sind seit 1993 rückläufig. Seit 
dem Höchststand von 1992 (171 .000) sind es nun innerhalb von 
6 Jahren knapp 40% weniger Teilnehmer. Ihre Verteilung auf 
Geschlecht und Alter, bezogen auf die Themenbereiche und auf 
die Grundgesamtheit im Fernunterricht fär das Jahr 1998, zeigt 
die Übersicht 97. 

Von den insgesamt neun Themenbereichen haben nur zwei, 
Sozialwissenschaften (+7,2%) und schulische Lehrgänge 
(+10,2%), einen Zuwachs. Bei den anderen sieben Themen- 
bereichen liegt der Rückgang bei 20%: Betriebswirte, Tech- 
niker, Übersetzer (-20,3 %), Pädagogik, Psychologie (-20,2%) 
und um 10%: Wirtschaft und kaufinännische Praxis (-12,3 %), 
Geisteswissenschaften (-10,9%), Mathematik, Naturwissen- 
schaften und Technik (-9,6%), Freizeit, Gesundheit, Haus- 
haltsführung (-9,3%), Sprachen (-8,2%). Mit Ausnahme des 
Themenbereichs Pädagogik, Psychologie, der 1997 einen An- 
stieg zu verzeichnen hatte, ist die Teilnehmerzahl in diesen 
Themenbereichen auch im Jahr 1997 rückläufig gewesen. 
Innerhalb einzelner Themenbereiche gibt es jedoch auch Zu- 
wächse, wie bei den Lehrgängen zu „Hobby, Freizeit, Fitness“ 
sowie „PC und Informatik“. 

Nach Aussagen der Femlehrinstitute sind Neuanmeldungen für 
längerlaufende Lehrgänge (mehr als ein Jahr) tendenziell rück- 
läufig zugunsten von Lehrgängen mit kürzerer Laufzeit. Hier- 
von ausgenommen ist der Anteil von Teilnehmern und Teilneh- 
merinnen, die sich im Fernunterricht über einen längeren Zeit- 
raum von meist mehr als drei Jahren auf eine öffentlich-recht- 
liche oder staatliche Prüfung vorbereiten. Ihr Anteil ist auf 
37,7% gestiegen; er betmg seit Jahren mnd ein Drittel. Diese 
Teilnehmergmppe hat die Relevanz qualifizierter Abschlüsse 
gerade in Zeiten knapper Arbeitsplätze erkannt und hält an die- 
sem Ziel fest. 

Der Anteil von Frauen und Männern ist wie in den letzten Jah- 
ren in etwa gleich geblieben.^) Diese Kontinuität gilt nicht nur 
für die Gesamtheit der Teilnehmenden, sondern auch für 
die Geschlechtsverteilung in den meisten Themenbereichen. 
Überdies ist in sechs der neun Themenbereiche der Anteil der 
Frauen höher als der der Männer. Wenn dennoch mehr Männer 
am Fernunterricht teilnehmen, dann ist das bedingt durch die 
drei Themenbereiche Mathematik, Naturwissenschaften und 
Technik (Frauen 12,0%), Betriebswirte, Techniker, Übersetzer 
(Frauen 15,6%) sowie Wirtschaft und kaufmännische Praxis 
(Frauen 41,2 %) mit den höchsten absoluten Zahlen. 


’) Werden die Daten der Gruppe „Geschlecht unbekannt“ in der Relation 
denen zugeordnet, von denen das Geschlecht bekannt ist, haben Frauen 
einen Anteil von 45 % und Männer von 55 %. 


Die Altersstmktur aller Teilnehmenden ist weitgehend die 
gleiche wie 1997. Die mittleren Jahrgänge sind relativ stark 
besetzt. Es ist davon auszugehen, dass es sieh hier eher um 
familiengebundene Personen handelt, die die Vorteile des häus- 
liehen Lernens im Femunterrieht nutzen und für die es keine 
alternative Angebotsform gibt. 

Bei den Neuanmeldungen für Femlehrgänge zeigt sich wieder 
ein Aufwärtstrend. Es scheint sieh ein stabiler, aber kleinerer 
Kreis von Interessierten und Teilnehmenden herauszukristalli- 
sieren, für den dieses Weiterbildungsangebot besonders geeig- 
net ist. 


5.2 Strukturen und Rahmenbedingungen 
der beruflichen Weiterbildnng 

5.2.1 Stand der Neuordnungsverfahren 

Geprüfter Bankfachwirt/Geprüfte Bankfachwirtin 

Die Verordnung zum anerkannten Abschluss Geprüfter Bank- 
fachwirt/Geprüfte Bankfachwirtin ^) wurde erlassen. Sie tritt am 
1. Januar 2001 in Kraft. Insbesondere den Absolventen des 
Ausbildungsberufs Bankkaufmann/Bankkauffrau wird hier 
eine Weiterbildung angeboten, die es ihnen ermöglicht, quali- 
fizierte Fachaufgaben sowie Organisations- und Führungsauf- 
gaben wahrzunehmen.^) 

Geprüfter F remdsprachenkorrespondent/ 

Geprüfte F remdsprachenkorrespondentin 

Diese Fortbildungsprüfüngsverordnung^) bietet für Absolven- 
ten kaufmännischer Ausbildungsberufe mit fremdspraehlichen 
Kenntnissen eine in der Wirtsehaft anerkannte praxisorientierte 
Weiterbildungsperspektive. Mit rund 4.000 Prüfüngsteilneh- 
mem jährlich ist dies eine begehrte Weiterbildungsprüfüng. Die 
Neuregelung löst die entspreehenden - teils untersehiedliehen - 
Fortbildungsregelungen der einzelnen Industrie- und Handels- 
kammern ab. Sie tritt am 1 . Mai 2000 in Kraft. 

Geprüfter Schädlingsbekämpfer/ 

Geprüfte Schädlingsbekämpferin 

Neuregelungen im Tierschutzbereich bestimmen, dass für das 
Töten von Tieren eine besondere Sachkunde durch eine Prü- 
fung nachzuweisen ist^). Um eine Anerkennung des Absehlus- 
ses Geprüfter Schädlingsbekämpfer/Geprüfte Schädlings- 
bekämpferin für die zukünftigen Prüfüngsabsolventen als sach- 
kundig im Sinne der Verwaltungsvorschrift zu erreichen und 
ihnen damit eine weitere Prüfung zu ersparen, wurde die Ver- 
ordnung vom 18. Februar 1997^) dureh die Änderungsverord- 
nung vom 25. Februar 2000*^) geringfügig erweitert. Die Prü- 
füngsanforderungen und der Rahmenlehrplan wurde um die 
entsprechenden Inhalte ergänzt. 


9 Verordnung vom 1. März 2000 
9 Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Kapitel 5.4.1 
9 Verordnung vom 23. Dezember 1999, BGBl. 2000, Seite 10 

9 Vgl. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Tier- 
schutzgesetzes vom 9. Februar 2000, Beilage zum Bundesanzeiger 
Nr. 36 a vom 22. Februar 2000 

9 BGBl. I, Seite 775 
9 BGBl. I, Seite 144 


Übersicht 97: Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Fernlehrgängen nach Themenbereichen, Geschlecht und Alter 1998 
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Geprüfter Taucher/Geprüfte Taucherin 

Die Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss 
Geprüfter Taucher/Geprüfte Taucherin^) löst die Fortbildungs- 
verordnung vom 8. Oktober 1980^) ab. Die neue Verordnung 
berücksichtigt veränderte Quabfikationsanforderungen. In 
ihr ist auch der Fortbildungslehrgang geregelt. Mit diesen 
Änderungen soll erreicht werden, dass die Prüfüngsteilnehmer 
und -teilnehmerinnen die insbesondere bei international agie- 
renden Bauuntemehmen tätig sind, mit dieser Qualifikation 
auch internationale Anerkennung finden. 

Sicherheitsrelevante Berufe 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat sich mit der Fortbil- 
dung von Detektiven und Beschäftigten in sicherheitsrelevan- 
ten Berufen befasst und einen Vorschlag für eine Fortbildungs- 
ordnung vorgelegt. Um eine Rahmenentscheidung des Bun- 
des zur Ordnung von Aus- und Fortbildung für Sicherheits- 
dienstleistungen zu ermöglichen, ist bei den Verbänden, Orga- 
nisationen und ausgewählten Betrieben der Branche eine Befra- 
gung zum Qualifizierungs- und Regelungsbedarf durchgeführt 
worden.^) Im begleitenden Fachbeirat wurde ein Katalog der 
Qualifikationsanforderungen entwickelt. Er differenziert das 
Tätigkeitsfeld der sicherheitsrelevanten Berufe nach vier Hand- 
lungsfeldem: Objektschutz, Veranstaltungsdienste, Verkehrs- 
dienste sowie Individual- und Werteschutz. Die Basisqualifi- 
kationen für diese Handlungsfelder umfassen: Grundlagen der 
Sicherheit, Rechtsgrundlagen, kaufmännische Grundlagen, 
Organisation, Kommunikation, Arbeits-, Gesundheits- und 
Umweltschutz und technische Grundlagen. 

Inzwischen werden auf der Grundlage dieses Beratungsergeb- 
nisses Entscheidungsvorschläge zur Vorbereitung der Eckdaten 
für eine Ausbildungsordnung und eine bundeseinheitlich ge- 
regelte Weiterbildung erarbeitet. Es soll ein Gesamtkonzept für 
den Sicherheitsbereich geschaffen werden, d.h. eine Verknüp- 
fung der Inhalte von Aus- und Weiterbildung soll möglich sein. 

Weiterbildung im Bereich der Informations- und Tele- 
kommunikationstechnik 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung untersucht derzeit 
gemeinsam mit Sachverständigen, ob nach der Schaffung von 
Ausbildungsberufen nun auch die Fortbildung, die insbesonde- 
re auch für Seiteneinsteiger offen sein soll, geregelt werden 
kann. Fragestellungen sind dabei u.a., auf welche Qualifikati- 
ons- und Tätigkeitsfelder sich derartige Regelungen erstrecken 
können und ob der Nachweis der Qualifikation durch Prüfun- 
gen nach Maßgabe des BBiG erfolgen kann. Mit ersten Ergeb- 
nissen ist im Herbst 2000 zu rechnen. 

Zur Ordnung der beruflichen Weiterbildung 

Die Sozialpartner haben 1996 eine Vereinbarung zur beruf- 
lichen Fortbildung gemäß §46 BBiG und § 42 HwO getrof- 
fen.^) Die u. a. im Rahmen der Vereinbarung tätige Arbeitsgrup- 
pe „Fachwirte-ZFachkaufleute-Konzept“^), in der parallel zu 
den einzelnen Ordnungs verfahren grundsätzliche Fragen der 


*) Verordnung vom 25. Februar 2000, BGBl. I, Seite 165 

9 BGBl. I, Seite 1936 

9 Vgl. Berufsbildungsbericht 1995, Kapitel 5.2. 1.3 und Burgwald, M.: 
„Detektive und Sicherheitsdienstleistungsberufe“, in: Bundesinstitut für 
Berufsbildung (Hrsg.), Wissenschaftliche Diskussionspapiere, Heft 21, 
1996 

9 Vgl. Borutta, A./Burgwald, M./Jander, F.: „Die Zukunft der sicherheits- 
relevanten Berufe“, in: Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Wis- 
senschaftliche Diskussionspapiere, Heft 40, 1999 

9 Vgl. Berufsbildungsbericht 1997, Kapitel 5.2.3 

9 Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Kapitel 5.4.1 


Ordnung in der Weiterbildung erörtert wurden, hat ihre Arbeit 
abgesehlossen und die Ergebnisse den Spitzenorganisationen 
der Sozialpartner zur Besehlussfassung vorgelegt. Für die künf- 
tige Ordnung der berufliehen Weiterbildung auf der Grundlage 
von BBiG und HwO sehlägt sie ein System von Absehlüssen 
vor, das in Zukunft sehrittweise dureh Fortbildungsordnungen 
des Bundes ausgefällt werden soll. Danaeh gibt es neben den 
Meister-, Faehwirte-ZFaehkaufleuteregelungen, die dem Naeh- 
wuehs mittlerer Führungskräfte in den Unternehmen dienen, 
sowohl Absehlüsse, die eine Zwisehenstufe dazu naeh der Aus- 
bildung darstellen und Funktionen betreffen, die allein mit einer 
abgesehlossenen Berufsausbildung nieht erreieht werden 
können, als aueh Absehlüsse für Tätigkeitsfelder, die bisher oft 
Hoehsehulabsolventen Vorbehalten sind. Sollte dieses Konzept 
von den Spitzenorganisationen einvemehmlieh besehlossen 
werden, wäre dies ein wiehtiger Sehritt zu einer wirkungs- 
volleren Darstellung der Fortbildungsberufe im nationalen und 
internationalen Bereieh. Im Zuge dieser Arbeiten hat die 
Arbeitsgruppe ferner einen Leitfaden für die einheitliehe Ver- 
wendung zentraler Begriffe in Fortbildungsordnungen erarbei- 
tet, der bei deren Vorbereitung allen Beteiligten empfohlen 
werden soll. 

Die im Rahmen der Vereinbarung der Sozialpartner festgelegte 
Liste von Fortbildungsregelungen der zuständigen Stellen, die 
für eine Überführung in Fortbildungsordnungen des Bundes 
vorgesehen sind, ist von den Sozialpartnern in 1999 um die 
Absehlüsse Teehniseher Betriebswirt/Teehnisehe Betriebswir- 
tin, Betriebswirt/Betriebswirtin des Handwerks, Faehwirt/Faeh- 
wirtin für Handwerkswirtsehaft und Diätkoeh/Diätköehin 
erweitert worden. 

5.2.2 Bildungscontrolling in der 
betrieblichen Weiterbildung 

Weiterbildung wird von den Unternehmen immer deutlieher als 
ein Steuerungs- bzw. Navigationsinstrument für die Bereit- 
stellung aktueller und künftig notwendiger Qualifikationen 
erkannt. Bildungseontrolling, als ein Konzept zur Planung und 
Steuerung der betriebliehen Weiterbildung, wird dabei seit Mit- 
te der 90er Jahre als ein geeignetes Verfahren angesehen, die 
für die Weiterbildung aufzuwendenden finanziellen Mittel so 
effizient und effektiv wie möglieh einzusetzen. Aus der Sieht 
der Betriebe wird der Stellenwert des Bildungseontrollings in 
den näehsten Jahren für über 80% der Großbetriebe mit mehr 
als 500 Besehäftigten und für 70% der Betriebe mit bis zu 500 
Besehäftigten deutlieh zunehmen. 9 

Wie Schaubild 24 verdeutlicht, wollen die Unternehmen mit 
dem Bildungscontrolling vor allem den Nutzen betrieblicher 
Weiterbildung erfassen und bewerten, ihre Weiterbildungs- 
arbeit stärker in die Untemehmensprozesse integrieren sowie 
Weiterbildung transparenter werden lassen. Eine geringere 
Bedeutung haben nach Einschätzung der Betriebe momentan 
noch die Steuerung der Weiterbildung über Kennzahlen und 


9 Dies ist das Ergebnis des Forschungsprojektes „Möglichkeiten von Bil- 
dungscontrolling als Planungs- und Steuerungsinstrument der betrieb- 
lichen Weiterbildung“, das gemeinsam vom Bundesinstitut für Berufs- 
bildung mit dem Institut für Entwicklungsplanung und Strukturfor- 
schung an der Universität Hannover durchgeführt wurde. Rund 600 
Betrieben wurden Fragen zum Bildungscontrolling gestellt, die in 
einem Zusammenhang mit aktuellen Entwicklungen in der betrieb- 
lichen Weiterbildung stehen. Ausgewählt wurden Betriebe mit 100 bis 
500 Beschäftigten sowie Betriebe mit mehr als 500 Beschäftigten. Erste 
Ergebnisse wurden im Berufsbildungsbericht 1999, Kapitel 5.2.1 darge- 
stellt, zu weiteren Ergebnissen vgl.: Krekel, E.M./Seusing, B.: „Bil- 
dungscontrolling - ein Konzept zur Optimierung der betrieblichen Wei- 
terbildung“, 1999. 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-187- 


Drucksache 14/3244 


Schaubild 24: Einschätzung der Bedeutung unterschiedlicher Ziele 
eines Bildungcontrollings in Prozent 
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Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Institut für Entwicklungsplanung und Strukturforschung 


Vergleiche (Benchmarking) mit anderen Unternehmen bei der 
Einführung von Bildungscontrolling. Erste Hinweise aus den 
Betrieben signalisieren jedoch eine steigende Bedeutung. 

Ungeachtet der anwachsenden Bedeutung von Controlling- 
prozessen in der betrieblichen Weiterbildung, haben viele 
Betriebe noch erhebliche Schwierigkeiten bei der Einführung 
solcher Prozesse. Bildungscontrolling wird von den Bildungs- 
verantwortlichen in Betrieben jedoch keineswegs für überflüs- 
sig gehalten. Auch gehen sie nicht davon aus, dass es auf eine 
geringe Akzeptanz bei den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 
stößt. Allerdings sehen sie Schwierigkeiten in der Bereit- 
stellung der personellen und sachlichen Ressourcen sowie in 
fehlenden Grundlagen und Instrumenten. 

Nicht zuletzt aufgrund dieser Schwierigkeiten bei der Ein- 
führung von umfangreichen Systemen eines Bildungscontrol- 
lings sind in der betrieblichen Praxis nur Elemente eines Con- 
trollingprozesses erkennbar. Betriebe haben für sich die Not- 
wendigkeit erkannt, ein Bildungscontrolling einzuführen, mit 
dem sie ihre Bildungsprozesse entlang der Untemehmens- 
prozesse planen und steuern und den Nutzen von Weiterbil- 
dung, insbesondere für die Entwicklung und den Fortbestand 
des Betriebes, heraussteilen können. Dennoch fehlt ihnen in der 
betrieblichen Praxis vielfach noch der methodische Zugang. 
Zur Überwindung dieser Probleme werden vom Bundesinstitut 


für Berufsbildung und dem Institut für Entwicklungsplanung 
und Strukturforschung Hilfestellungen zur methodischen Ori- 
entierung und instrumenteilen Vorgehensweise bei der Ein- 
führung von Controllingprozessen in der Weiterbildung für 
Betriebe angeboten^). 


') Entsprechende Handreichungen sind in Vorbereitung. 
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5.3 Kompetenzentwicklung 


5.3.1 Programm Kompetenzentwicklung für den 
wirtschaftlichen Wandel - Strukturveränderungen 
betrieblicher Weiterbildung 

Dieses Forschungs- und Entwicklungsprogramm wurde mit 
seinen Zielen, seiner Struktur aus Grundlagenforschung, Quali- 
fizierungsprogramm, Betriebsprojekten mit wissenschaftlicher 
Begleitung und mit seiner Organisation über das Process- 
Center bereits in den Berufsbildungsberichten der vergangenen 
Jahre und in anderen Publikationen vorgestellt. Nach dem 
Programmstart im Jahr 1996 ist nunmehr die Phase des Ergeb- 
nisnachweises und des Ergebnistransfers erreicht. Offizieller 
Startschuss dafür war der dritte Evaluationsworkshop im Sep- 
tember 1999 in Berlin. Dort wurden die Verläufe in den Be- 
triebsprojekten mit wissenschaftlicher Begleitung, Erfahrungen 
aus den Praxisprojekten sowie konkrete Instrumente für die 
Umsetzung von Personal- und Organisationsentwicklungsmaß- 
nahmen vorgestellt und diskutiert. 

Für den gegenwärtigen Programmfortschritt ist bezeichnend, 
dass eine Vielzahl von Praxisvorhaben den Projektcharakter 
abgelegt haben und in einen nachhaltigen Prozess der Kompe- 
tenzentwicklung übergegangen sind. So sind zahlreiche Instru- 
mente und Strukturen implementiert worden, die auf Dauer 
angelegt sind. Die Konzipierung und Umsetzung der ursprüng- 
lichen Projekte hat sich in diesen Unternehmen als erfolgreich 
erwiesen. Die Besonderheiten des Projektstatus - temporär 
begrenzt, unter außergewöhnlichen Bedingungen durchgeftihrt 
und mit außergewöhnlichen Ressourcen ausgestattet zu sein - 
werden mehr und mehr durch eine Routine kontinuierlicher 
Entwicklungsschritte ersetzt. Die im Rahmen von Projekten 
initialisierten Vorhaben und die mit ihnen verknüpften Philoso- 
phien und Ideen überdauern in diesen Fällen die Projektlaufzeit 
deutlich. Berufliche Kompetenzentwicklung konnte hier als 
nachhaltiger Prozess etabliert werden. 

Nachdem bereits 1999 zahlreiche Ergebnisse, Instrumente und 
Erfahrungen aus den Praxisprojekten sowie aus der wissen- 
schaftlichen Begleitarbeit und dem Programm-Management in 
Publikationen und Tagungen einem breit gefächerten Fach- 
publikum präsentiert wurden, wird das letzte Programmjahr als 
„Transferjahr“ gestaltet. Dabei wird einerseits auf die etablier- 
ten Transferformen und -medien zurück gegriffen^). Dazu 
gehört auch eine spezielle Reihe „Handlungsanleitung für die 
Praxis“, die 1999 ins Leben gerufen wurde und Fachleute in der 
Praxis besonders anspricht ^). Andererseits konzentrieren sich 
die Transferaktivitäten für Interessenten, die nicht in das Pro- 
gramm einbezogen waren - neben den formalen Projektberich- 
ten - auf vier Schwerpunkte: 

- Einzelpublikationen von Betriebsprojekten in diversen Fach- 
zeitschriften durch Projektverantwortliche und ihre wissen- 
schaftlichen Begleiter; 

- Workshops in Betrieben mit Präsentation und Diskussion der 
Ergebnisse zur Kompetenzentwicklung für einen offenen 
T eilnehmerkreis ; 


’) Vgl. Bemfsbildungsbericht 1997, Kapitel 5.2.1, Bemfsbildungsbericht 
1998, Kapitel 5.3.1 und Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 5.3.2 

9 Siehe dazu u. a. QUEM-Bulletins, report-Hefte, Beiträge in der „Per- 
sonalfühmng“ (10/1998) 

9 Im Jahr 1999 sind erschienen: Gewinnen durch kundenorientierte 
Zusammenarbeit (Nr. 1), Coaching von Fühmngskräften (Nr. 2), Ideen- 
Management (Nr. 3), Organisations- und Kompetenzentwicklung im 
Non-Profit-Bereich (Nr. 4). 


- offene Workshops der wissenschaftlichen Begleiteinrichtun- 
gen in Zusammenarbeit mit Programmteilnehmem aus der 
Praxis zu ausgewählten, übergreifenden Themen der Kompe- 
tenzentwicklung; 

- Ergebniszusammenfassungen in gemeinsamen Publikationen 
der wissenschaftlichen Begleiter zu solchen Themen wie: 
„Interne Berater und Promotoren“, „Selbstorganisierte Verän- 
derungsprozesse“, „Kompetenzentwicklung für die Gestal- 
tung von Team- und Gruppenarbeit“, „Die neue Führung“ 
u.a.m. 

• Qualifizierungsprojekt für Betriebs- und Personalräte 

Dieses Projekt ist von Anfang an auf den frühen Austausch von 
Erfahrungen und Ergebnissen angelegt. Hier geht es um drei 
Handlungsfelder: 

a) Entwicklung, Durchführung und Bewertung unterschied- 
licher Formen der Kompetenzentwicklung für Betriebs- und 
Personalräte 

Die Erfahrungen mit den Formen „Seminarreihe Kompetenz- 
entwicklung“, „Jour-Fixe Kompetenzentwicklung“, „In- 
house-Seminar Organisations- und Personalentwicklung“ 
sowie „Qualifizierung im Arbeitskreis“ wurden auf Work- 
shops und in zahlreichen Publikationen vorgestellt und dis- 
kutiert. Zusammenfassend wurde dazu festgestellt, dass jede 
der vier Formen ihre Vorteile hat und alle vier Pilotreihen für 
die Handlungsfähigkeit der Teilnehmer von Nutzen waren. 
Gemeinsame Voraussetzung dafür ist, betriebsnahe Bil- 
dungsarbeit zu leisten. 9 

b) Vermittlung von Wissen und Strategien zur Mitgestaltung 
(„Co-Management“) von betrieblichen Veränderungspro- 
zessen 

Dazu gehören die verschiedenen Seminar- und Workshop- 
Reihen sowie Publikationen, wie ein „Glossar über zentrale 
Begriffe in Konzepten der Personal- und Organisationsent- 
wicklung“, Arbeitshilfen für Betriebsräte zum Entwickeln 
von Betriebs Vereinbarungen sowie andere Lern- und Arbeits- 
materialien für die betrieblichen Interessenvertretungen. 

c) Erfahrungsaustausch zwischen Betriebs- und Personalräten 
zu aktuellen Themen ihrer betrieblichen Praxis 

Auch hier geht es vor allem um ein neues Rollenverständnis 
der Arbeitnehmervertretungen, um den Bedeutungswandel 
der betrieblichen Weiterbildung, um wirksame Lemformen, 
die Überwindung von Lemhindemissen, um die Arbeit der 
Arbeitnehmervertreter selbst und insbesondere um die Effi- 
zienz ihrer Organisationsformen. 

• Grundlagenprojekte 

In den drei Grundlagenprojekten „Individuelle Kompetenzent- 
wicklung durch Lernen im Prozess der Arbeit“, „Untemeh- 
mensfiexibilität und Kompetenzentwicklung“ sowie „Wechsel- 
wirkungen zwischen Kompetenzentwicklung und individueller 
Entwicklung, Unternehmens- und Regionalentwicklung“ wur- 
den 1999 vor allem die Ergebnisse aus den empirischen und 
theoretischen Recherchen dokumentiert und in Form von 
Tagungsbeiträgen und Publikationen der Fachöffentlichkeit 
vorgestellt. 

Darüber hinaus entstehen auf der Grundlage dieser Erkennt- 
nisse sowie nach verschiedenen Evaluationsverfahren Regeln 
und Instrumente, die der betrieblichen Praxis bei der Umset- 


9 Vgl. „KomMit“, Projektinformationsbriefe 4, 5, 6 und 7 
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zung ihrer Untemehmensziele mit Blick auf berufliche Kompe- 
tenzentwicklung helfen sollen. Dieser Prozess erweist sich zum 
Teil als recht schwierig, da allgemeingültige Instrumente, ins- 
besondere wenn sie Wertungen respektive Bewertungen enthal- 
ten, die für die Untemehmenspraxis erforderliche Konkretheit 
vermissen lassen. 

Hilfreich erweisen sich die aus der Grundlagenforschung ge- 
nerierten Instrumente, die der Strukturierung oder Frühwarnung 
dienen. Im Projekt „Untemehmensflexibilität und Kompetenz- 
entwicklung“ wurde beispielsweise ein Kompetenz-Raster als 
Strukturierungshilfe entwickelt, die sowohl für Potenzialana- 
lysen und berufliche Kompetenzanforderungen als auch für die 
Qualitätssicherung im Projektmanagment dienen kann. Weitere 
Produkte für die Praxis und Forschung der beruflichen Kompe- 
tenzentwicklung sind z.B. ein Messinstrument zur Erfassung 
der Untemehmensflexibilität, ein Fragebogen zur Arbeit im 
Team und Erklämngshilfen für Kompetenz als Handlungs- 
fähigkeit. 

In Vorbereitung befinden sich ein Fragebogen zur Erhebung 
des Innovationsklimas, ein Messinstmment für die Verän- 
demngsbereitschaft von Mitarbeitern bzw. Gmppen, eine Ar- 
beits-System-Kompetenz-Darstellung und eine Messhilfe für 
Untemehmenskompetenz. 

Besonders hervorzuheben ist, dass die Vertreter der Gmnd- 
lagenforschungsprojekte ihre Erkenntnisse und Erfahmngen 
aus den Erhebungen, theoretischen Studien und Praxisfällen in 
die Lehre und in die Wissenschaftslandschaft einbringen. Da- 
mit modernisieren sie die Inhalte der universitären Erst- oder 
Zweitausbildung ebenso wie die zum Teil tradierten Überzeu- 
gungen und Denkweisen in der Weiterbildungsforschung. 


5.3.2 Projekte zum Lernen im sozialen Umfeld 

In den Projekten steht die Darstellung und Gestaltung von 
Tätigkeiten außerhalb regulärer Erwerbsarbeit als Felder für 
Kompetenzerhalt und -entwicklung, auch für bemfiiche Tätig- 
keiten, im Mittelpunkt. Diese Tätigkeiten im sozialen Umfeld - 
im gemeinnützigen Sektor, in der Selbsthilfe und im Bereich 
der Eigenarbeit - sind für den Erhalt und die Entwicklung des 
regionalen Lebens- und Arbeitsraumes notwendig und er- 
gänzen sich mit den Tätigkeiten im wirtschaftlichen und ad- 
ministrativen Sektor. Durch den Aufbau lemförderlicher Stmk- 
turen für diese Tätigkeitsfelder soll den Menschen die Ausprä- 
gung unterschiedlicher Kompetenzaspekte ermöglicht werden. 
Ziel ist dabei die Erhöhung der „Employability“ durch das Auf- 
zeigen von Handlungsmöglichkeiten und das Ermöglichen und 
Unterstützen des Agierens der Individuen in unterschiedlichen 
Tätigkeitsfeldern, das Bewußtmachen der in diesen Tätigkeits- 
feldern liegenden Potenziale für Kompetenzerhalt und -ent- 
wicklung sowie durch das Schaffen von geeigneten organisa- 
tionalen und regionalen Strukturen zur Unterstützung ent- 
sprechender Lernprozesse. 

Weiterbildungseinrichtungen, die mit einem solchen Verständ- 
nis arbeiten, kommt die Aufgabe zu, das Lernen in und für 
unterschiedliche(n) Tätigkeitsfelder(n) zu unterstützen, neuarti- 
ge Tätigkeitsfelder als Lemfelder zu konzipieren und initiieren, 
geeignete Supportstrukturen für selbstorganisiertes Lernen^) zu 
entwickeln und bedarfsgerecht, d.h. auf die Tätigkeit abge- 
stimmte organisierte Lemformen und Leminhalte anzubieten. 
Weiterbildungseinrichtungen wandeln sich damit zu Akteuren 
regionaler Entwicklung. Dabei sollte ein besonderer Schwer- 


*) Vgl. auch Kapitel 5.4 


punkt auf der Gestaltung von Projekten der Arbeitsförderung 
unter Lemgesichtspunkten liegen. Die Projektmitarbeiter 
(Initiatoren und Initiatorinnen) arbeiten in diesem Sinne als 
„Weiterbildner“, die sowohl den Wandel der Institutionen 
befördern als auch tätigkeitsorientierte und entwicklungsbe- 
zogene Prozesse des Lernens initiieren und in laufende Lern- 
prozesse steuernd eingreifen. 

Die Initiatoren und Initiatorinnen arbeiten in den Projektstand- 
orten Leipzig, Lauchhammer und Berlin in Zweier-Teams, in 
Prenzlau, Neubrandenburg und Schwerin arbeitet jeweils ein 
Initiator bzw. eine Initiatorin. Diese Standorte sind regional 
unterschiedlich: zwei großstädtische Regionen, zwei periphere 
ländliche Regionen mit Mittelzentren, eine altindustriell und 
eine landwirtschaftlich geprägt, sowie zwei mittelgroße Städte 
mit ländlichem Umland. 

Die Initiatorentätigkeit - Recherche und Analyse, Moderation 
von Netzwerken, Konzeption, Initiierung und Durchführung 
von Projekten - wird von den Initiatoren und Initiatorinnen 
dokumentiert. Weiterhin werden von ihnen spezielle Frage- 
stellungen mit Methoden der qualitativen Sozialforschung - 
Interviews, Gespräche, teilnehmende Beobachtung etc. - unter- 
sucht. Die aus der Praxisforschung gewonnenen Erkenntnisse 
werden aufbereitet, so dass sie direkt wieder zur Qualifizierung 
der Praxis genutzt werden können. Weiterhin werden daraus 
Vorschläge zur Gestaltung der Rahmenbedingungen abgeleitet 
sowie Fragestellungen zur weiteren wissenschaftlichen Bear- 
beitung entwickelt. 

Das Programm untersucht, initiiert und gestaltet verschiedene 
Projekte: a) auf der individuellen Ebene unter dem Leitbild 
„Tätigsein und Lernen“, b) auf der organisationalen Ebene 
unter dem Leitbild „Lernende Organisation“ und c) auf der 
regionalen Ebene unter dem Leitbild „Lernende Region“. Auf 
diesen Ebenen wurde auf der Grundlage der Ende 1998 aufge- 
stellten Thesen damit begonnen, das gewonnene empirische 
Material auszuwerten: 

a) Individuelle Ebene 

Motivation für Engagement und Tätigsein 
im sozialen Umfeld 

Was motiviert Menschen, freiwillig tätig zu werden? Was sind 
fördernde, was hemmende Bedingungen für Engagement? Ein 
besonderer Schwerpunkt ist die Frage, was Arbeitslose mo- 
tiviert, sich ehrenamtlich zu engagieren. Befragungen in den 
Projektregionen unter Arbeitslosen ergaben, dass weit über 
50 % durchaus bereit wären, sich ehrenamtlich zu betätigen und 
zwar gerade unter dem Aspekt, vorhandene Kompetenzen zu 
erhalten und zu entwickeln. Hinderungsgründe sind in erster 
Linie die Unkenntnis der Möglichkeiten, aber auch fehlende 
Möglichkeiten. Aussagen für die Bereitschaft für freiwillige 
und gemeinnützige Tätigkeiten lassen sich aus der Biografie der 
Befragten entnehmen. Wichtig sind die Ausbildung von Eigen- 
schaften wie Selbstverantwortung, soziale Verantwortung und 
Entscheidungsfähigkeit. Großen Einfluss hat auch das Agieren 
in unterschiedlichen, parallelen Tätigkeitsfeldern: Menschen, 
die nicht nur aus der Erwerbsarbeit ihre Anerkennung erhalten, 
sondern auch durch Familienarbeit und ehrenamtliche Arbeit, 
sind in Zeiten prekärer Lebenssituationen, wie dem Verlust der 
Erwerbsarbeit, höher motiviert sich freiwillig zu engagieren. 
Für Motivation spielt die Ausbildung von Perspektive und das 
Kennen von Möglichkeiten, selbstgesteckte Ziele zu erreichen, 
eine entscheidende Rolle. Aus den Erkenntnissen zur Motiva- 
tion ergeben sich neue Konzepte für Lemprojekte (Potenzial- 
statt Defizitansatz) und es können Forderungen für die Gestal- 
tung der Rahmenbedingungen - vor allem stärkere Anerken- 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 5.3.3 
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nung ehrenamtlicher Tätigkeiten und der dabei erworbenen 
Kompetenzen und damit Verbesserung der Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt - abgeleitet werden. 

Lerninhalte im sozialen Umfeld 

Die Erhebungen erlauben Aussagen zu den Leminhalten, zu 
den Kompetenzen, die in freiwilligen Tätigkeiten erhalten und 
entwickelt werden. Zunächst sind es personale Kompetenzen 
wie Durchsetzungsvermögen, Frustrationstoleranz und Selbst- 
bewusstsein, die Einschätzungsfähigkeit fär das eigene 
Können, die Erhöhung der Lembereitschaft sowie die Verant- 
wortungsfähigkeit fär sich und andere. Im Vordergrund steht 
auch die Ausprägung sozialer Kompetenzen wie Kommunika- 
tionsfähigkeit, Toleranz, die Fähigkeit, andere zu motivieren 
und zu aktivieren, die Kooperationsfähigkeit. Fachliche und 
methodische Kompetenzen werden ebenfalls, abhängig von 
den Tätigkeitsfeldern, entwickelt. Aus den Erkenntnissen zu 
Leminhalten und den entsprechenden Tätigkeitsfeldern ergeben 
sich Hinweise zu Methoden der Erfassung, Darstellung und 
Bewertung von Kompetenzen. 

Lernformen im sozialen Umfeld 

Eng verknüpft mit den Leminhalten werden die Lemformen 
beschrieben. Dabei geht es um die Darstellung der Wechselwir- 
kung von informellem und formalem Lernen sowie um die 
Übergänge zwischen selbst- und fremdorganisiertem, selbst- 
und fremdbestimmtem, selbst- und fremdgesteuertem Lernen. 
Als handlungsorientiertes Lernen ist „Lernen im sozialen 
Umfeld“ auf das Lösen von Problemen und auf das Erbringen 
von anerkannten Leistungen gerichtet. Es ist ein Lernen, das in 
sozialen Gmppen mit gemeinsamen Interessen bzw. Zielset- 
zungen meist selbstorganisiert und oft beiläufig erfolgt: Im 
Vordergmnd steht die Ausprägung sozialer und personaler 
Kompetenzen. Erfordert das Lösen der anstehenden Probleme 
bzw. das Erreichen der angestrebten Ziele zusätzliche fachliche 
oder methodische Kenntnisse, werden diese meist über Erfah- 
rungsaustausch oder das Hinzuziehen von Experten erworben. 
Vielfach entstehen in den freiwilligen Vereinigungen organi- 
sierte Lemformen bzw. werden organisierte Lehrgänge in 
Anspmch genommen. Die Qualität dieser organisierten Lem- 
formen wird jedoch meist an der direkten Umsetzbarkeit des 
Erlernten gemessen. Aus den Erkenntnissen zu den genutzten 
Lemformen ergeben sich Konzepte für die organisationale 
Ebene, fär die Organisation der Unterstützung des Lernens. 

b) Organisationale Ebene 

In allen Projektregionen wurden freiwillige Organisationen und 
Einrichtungen der Weiterbildung und Arbeitsfördemng erfasst 
und zum Teil eingehend befragt. Besonders in den ländlichen 
Regionen Uckermark (Prenzlau) und Oberspreewald-Lausitz 
(Lauchhammer) richtet sich die Befragung von jeweils ca. 200 
Vereinen auf die Schwerpunkte, welche Potenziale sie zur 
Unterstützung von Lernprozessen besitzen und welche Bedeu- 
tung sie fär die Gestaltung einer „lemfÖrderlichen“ regionalen 
Infrastmktur haben. Die Typisiemng der untersuchten Organi- 
sationen erfolgt u. a. unter dem Aspekt, inwieweit sie ihre Kli- 
entel und ihre Mitglieder unter Potenzialaspekten betrachten 
und nicht als Menschen mit Defiziten. Unter dem Aspekt der 
Lemförderlichkeit lassen sich drei Organisationstypen be- 
schreiben: 

- freiwillige Organisationen, Selbsthilfegmppen, die von vorn- 
herein auf die Nutzung und Entwicklung der Potenziale ihrer 
Mitglieder ausgerichtet sind; 

- Dienstleister, die für Externe freiwillige Leistungen anbieten 
und nicht von vornherein auf die Potenziale ihrer Mitarbeiter 
bzw. Klientel setzen: z.B. Frauenzentren, Beratungseinrich- 


tungen (Arbeitslosenzentmm, Gesundheit, Bildung etc.), 
V olkshochschulen; 

- Organisationen, die von vornherein einen Defizitansatz ha- 
ben: z.B. Arbeitsfördergesellschaften und vor allem tradierte 
bemfliche Bildungseinrichtungen. 

c) Regionale Ebene 

Im Mittelpunkt stehen Untersuchungen zu lemfÖrderlichen 
regionalen Stmkturen und der Aufbau von Netzwerken und 
Foren der regionalen Entwicklung. Entscheidend sind dabei die 
Betrachtung und die Moderation des Spannungsfeldes von 
Kooperation und Konkurrenz. Es wurden Ansätze eines regio- 
nalen Managements entwickelt, das die Formuliemng von Leit- 
bildern und -zielen moderiert, Partizipation organisiert und 
einem bottom-up-Prinzip verpflichtet ist. Dazu wird in allen 
Regionen über den Aufbau von Entwicklungsagenturen ge- 
arbeitet. Begründungen dafär sind u. a.: 

- Zusammenarbeit zwischen Organisationen erfordern die For- 
muliemng gemeinsamer Zielsetzungen (regionale Ziele) und 
die gegenseitige Anerkennung von Stärken und das Offen- 
legen von Schwächen. 

-Jede Kooperation, jede Zusammenarbeit, das Aufrechterhal- 
ten von Netzwerken erfordern ein Management der Bezie- 
hungen zwischen den Netzwerkmitgliedem mit dem Ziel der 
Effektiviemng regionaler Entwicklung. 

-Die derzeitigen Rahmenbedingungen bringen vor allem 
Stmkturen und Organisationsformen hervor, die ressort- bzw. 
fachbezogen arbeiten. Regionale Entwicklung erfordert je- 
doch ein integratives, raumbezogenes Management - Agen- 
turen fär regionale Entwicklung. 


5.4 Lebensbegleitendes Lernen 

Lebensbegleitendes Lernen ist in Bezug auf bemfliches und 
gesellschaftliches Wissen, Orientiemngsvermögen, selbststän- 
diges Handeln und Eigenverantwortung Schlüssel zur Gestal- 
tung der Lebenschancen jedes Menschen geworden. Das Bil- 
dungssystem ist durch die Wandlungsprozesse in Gesellschaft 
und Wirtschaft nicht nur zur Anpassung gezwungen, es kann 
zugleich zu ihrer Gestaltung beitragen. Dafär muss Bildung als 
ständige persönliche und gesellschaftliche Aufgabe angesehen 
und das Bildungssystem so weiterentwickelt werden, dass alle 
Menschen die Bereitschaft zu lebensbegleitendem Lernen ent- 
wickeln, die dafür erforderlichen Kompetenzen erwerben und 
institutionalisierte, aber auch neue, informelle Lernmöglichkei- 
ten im täglichen Lebens- und Arbeitszusammenhang in An- 
spmch nehmen und nutzen können. 

Um dies zu verwirklichen, verfolgt das Bundesministerium fär 
Bildung und Forschung zwei sich ergänzende Ziele. Zum einen 
soll der Stellenwert der Weiterbildung im Bildungssystem 
gestärkt und zum anderen sollen alle Bildungsbereiche und Bil- 
dungswege einbezogen und besser aufeinander abgestimmt 
werden. Bei einem solchen Ansatz können aufgmnd der Kom- 
petenzverteilung Verändemngen aber nur dann gelingen, wenn 
alle Beteiligten - Bund, Länder, Sozialpartner, Verbände und 
Träger - eng Zusammenarbeiten und kooperieren. Ein Aktions- 
programm „Lebensbegleitendes Lernen fär alle“ des Bundes- 
ministeriums für Bildung und Forschung ist in Vorbereitung. 

BLK-Modellversuchsprogramm 
yyLebenslanges Lernen 

Mit dem von der Bund-Länder-Kommission fär Bildungs- 
planung und ForschungsfÖrdemng verabschiedeten Modellvor- 
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habenprogramm „Lebenslanges Lernen“ wird eine Kooperation 
zwischen Bund und Ländern über alle Bildungsbereiche hin- 
weg angestoßen. Ziel ist es, neue Formen der bildungsbereichs- 
übergreifenden Kooperation in und zwischen allen Ländern zur 
Förderung lebensbegleitenden Lernens zu initiieren. Dabei sol- 
len vor allem die Eigenverantwortung und Selbststeuerung der 
Lernenden gestärkt und die Zusammenarbeit von Bildungsan- 
bietem und -nachfragem verbessert werden. Der Programm- 
start ist für April 2000 vorgesehen, die Laufzeit beträgt fünf 
Jahre. Seitens des Bundes werden 2,5 Mio. DM pro Jahr fär bis 
zu 20 Projekte, Programmbetreuung und wissenschaftliche 
Begleitung bereitgestellt. Die Länder tragen die Hälfte der 
Gesamtkosten. 

Konzertierte Aktion Weiterbildung 

Die Konzertierte Aktion Weiterbildung (KAW) besteht seit 
1987 und ist eine (international einmalige) autonome Plattform 
fär Kommunikation und Kooperation aller fär Weiterbildung in 
Deutschland Verantwortlichen (u.a. Bund, Länder, Kommu- 
nen, Sozialpartner, öffentliche, kirchliche und private Träger 
der Weiterbildung, Weiterbildungs verbände, Hochschulen). Sie 
hat im November 1999 über eine Reform ihrer Arbeitsstruktur 
beraten. Ausgangspunkt fär diese Diskussion war der Wunsch 
aller Mitglieder ihre Arbeiten wieder stärker zu beleben sowie 
durch eine flexible Aufgaben- und Organisationsstruktur effi- 
zient zu gestalten und auf die känftig steigenden Erwartungen 
an die Weiterbildung auszurichten. Das Plenum der KAW ver- 
ständigte sich auf folgende Aufgaben: 

- Ansprechpartner, Impulsgeber und Berater fär die Weiterbil- 
dungspolitik, 

- Informations-, Meinungs- und Erfahrungsaustausch unter den 
Mitgliedern der KAW, 

- Umschlagplatz fär Weiterbildungsinnovationen, 

-Erarbeitung von handlungsorientierten bildungspolitischen 
Empfehlungen, 

-Förderung der Bedeutung und des Selbstverständnisses der 
Weiterbildung, 

- Bearbeitung gemeinsam interessierender konkreter Themen, 

-europaweite und internationale Erfahrungsaustausche und 
Kooperationen zu den wichtigsten weiterbildungsrelevanten 
Themen. 

Künftig wird das Plenum der KAW durch einen „Ständigen 
Ausschuss“ unterstützt. Zu seinen Aufgaben gehören insbeson- 
dere die Aufbereitung der zu bearbeitenden Themen sowie die 
Vor- und Nachbereitung von Fachtagungen der KAW. Die 
Aufgaben der Geschäftsstelle sollen wie bisher vom Bundesmi- 
nisterium fär Bildung und Forschung wahrgenommen werden. 
Die KAW verständigte sich auch darauf, dass sie künftig von 
einem dreiköpfigen Vorstand geleitet wird, in dem die Bereiche 
der allgemeinen und beruflichen Weiterbildung sowie der 
Wissenschaft vertreten sind. 

Lernfest 1999 

Vom 16. bis 22. Mai 1999 fand das zweite bundesweite Lem- 
fest, die Woche der Weiterbildung, als gemeinsame Initiative 
des Bundes und der Länder statt. Mit rund 150 lokalen und 
regionalen Lemfesten allein in diesem Zeitraum und zahl- 
reichen weiteren Veranstaltungen in den darauf folgenden 
Monaten wurde die Zahl der Lemfeste im Jahr 1998^) weit 


‘) Zum „Lemfest ‘98“ vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 5.4.5 


Übertroffen. Veranstaltet wurden sie auch 1999 von Volkshoch- 
schulen, Kammern, kirchlichen Erwachsenenbildungseinrich- 
tungen, Bildungsverbänden, Bildungswerken, städtischen Kul- 
tureinrichtungen und anderen Organisationen und Einrichtun- 
gen der Weiterbildung. Zunehmend beteiligten sich Unterneh- 
men aus der Region. Mit intensiver Unterstützung von Presse 
sowie Prominenten aus den Medien und der Politik wurde ein 
großes Publikum erreicht. Ministerpräsidenten der Länder 
sowie Minister und Ministerinnen übernahmen Schirmherr- 
schaften fär regionale Lemfeste.^) 

Die Themen und Angebote der Weiterbildungseinrichtungen 
orientierten sich an künftigen Anforderungen und Lembedürf- 
nissen. Der Umgang mit neuen Informations- und Kommunika- 
tionstechnologien, das gemeinsame Lernen von Alt und Jung, 
Sprachenlemen und interkulturelle Bildung, Zukunftsfragen 
sowie Europa standen im Mittelpunkt der Lemfeste. Organi- 
siert wurden u. a. Internet-Nächte, Schnupperkurse, Mitmach- 
werkstätten, Exkursionen, Lesungen, Ausstellungen und Dis- 
kussionsmnden. Die regionalen und kommunalen Lemfeste in 
1999 zeigten, dass durch interessante und attraktive Präsenta- 
tionen der Weiterbildungseinrichtungen Aufmerksamkeit und 
Interesse fär Weiterbildung und Lernen bei einer breiten 
Öffentlichkeit geweckt und Hemmnisse abgebaut werden 
können. Sie sind damit wesentliche Werbemaßnahmen fär das 
lebensbegleitende Lernen aller und fär die Schaffung einer 
neuen Lembewegung, d.h. einer lernenden Gesellschaft. 


5.5 Beispiele für weitere aktuelle 
Entwicklungen 

5.5.1 Weiterbildungskonzept für die 
zwischenbetriebliche Zusammenarbeit 

Seit Anfang der 90er Jahre veränderten sich im Zuge der Ratio- 
nalisiemngsbestrebungen in der Automobilindustrie die Bezie- 
hungen zwischen den Abnehmer- und Zulieferbetrieben und es 
kam zu neuen Formen der Zusammenarbeit, die immer mehr an 
Bedeutung gewinnen werden. Für die in den neuen Koopera- 
tionsfeldem Beschäftigten ergeben sich dadurch neue Quali- 
fikationsanfordemngen, was zu unmittelbarem Handlungsbe- 
darf im Bereich der betrieblichen Weiterbildung fährt und lang- 
fristig auch Auswirkungen auf die bemfliche Ausbildung haben 
kann. 

In einem Forschungsprojekt des Bundesinstituts fär Bemfsbil- 
dung^) wurden der derzeit stattfindende Wandel in den Abneh- 
mer-/Zulieferbeziehungen beispielhaft durch empirische Unter- 
suchungen in Betrieben der Automobilindustrie erfasst und die 
betriebsübergreifende Projektgmppe (SE-Gmppe^)) als zu- 
kunftsweisende Form der zwischenbetrieblichen Zusammen- 


‘)Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat 1999 eine 
Dokumentation unter dem Titel „Lemfest ’99 - Ereignis mit Wirkun- 
gen“ herausgegeben. Diese kann kostenlos im Adolf Grimme Institut, 
Eduard- Weilsch- Weg 25, 49448 Marl angefordert werden. 

9 „Zwischenbetriebliche Vernetzung in den Abnehmer-ZZulieferbe- 
ziehungen. Konsequenzen für eine arbeitsprozessorientierte Weiter- 
bildung unter Berücksichtigung multimedialer Lemsysteme“; erste 
Ergebnisse dieses Projektes sind im Bemfsbildungsbericht 1999, Ka- 
pitel 5.2.2 dargestellt. 

9 „simultaneous engineering“-Gmppen: Hier findet in erster Linie Pro- 
duktentwicklung statt. 
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arbeit identifiziert. Sie setzt sich aus Vertretern des Abnehmers 
und des Lieferanten zusammen sowie aus verschiedenen 
betrieblichen Bereichen, wie Einkauf, Vertrieb und Qualitäts- 
management. 

Für diese betriebsübergreifenden Projektgruppen wurde zu- 
nächst ein Weiterbildungskonzept formuliert, an das sich fol- 
gende Anforderungen ergeben: 

- Qualifizierung in Organisationen, besonders in organisations- 
übergreifenden Projektgruppen kann sich nicht mehr auf die 
Vermittlung individueller beruflicher Handlungsfähigkeit 
beschränken, es muss gleichzeitig sowohl die Handlungs- 
fähigkeit der Gruppe (soziale Handlungsfähigkeit) als auch 
die Handlungsfähigkeit der Organisation (organisationale 
Handlungsfähigkeit) weiterentwickelt werden. 

-Bei der Qualifizierung von Mitgliedern abteilungs- und 
betriebsübergreifender Projektgruppen reicht es nicht aus, die 
einzelnen Aufgabenfelder zu betrachten, sondern es muss der 
gesamte Wertschöpfungsprozess in den Blick genommen 
werden. 

- Auch muss die zentrale Bedeutung personaler und sozialer 
Kompetenzen fär die Arbeit in betriebsübergreifenden Pro- 
jektgruppen berücksichtigt werden. Da die Beziehung 
zwischen Kunde und Lieferant bisher durch ein „Machtge- 
fälle“ gekennzeichnet ist, erfordert die gemeinsame Entwick- 
lungsarbeit von Kunde und Lieferant eine hohe Kooperations- 
kompetenz, die über die innerbetrieblich erforderlichen sozia- 
len Qualifikationen, wie Teamfähigkeit und Kommunika- 
tionsfähigkeit, hinausgeht. Da sie eine gleichberechtigte Zu- 
sammenarbeit bisher ungleicher Partner beinhaltet, macht sie 
eine mentale Umorientierung notwendig, die nur über eine 
ständige Selbstrefiexion erreicht werden kann. 

- Das Konzept muss sich an Problem-ZSpannungsfeldem der 
Projektgruppenarbeit orientieren und dem Lernenden eine 
weitgehende Selbstorganisation seines Lernprozesses ermög- 
lichen. Da die Problemfelder in der Zusammenarbeit deutlich 
werden, wenn auch die Ursachen zum Teil in mentalen Ein- 
stellungen liegen, sollten die Einzelübungen durch Gruppen- 
übungen ergänzt werden. 

Um diesen neuen Anforderungen Rechnung zu tragen, wurden 
im Rahmen des Forschungsprojektes drei Weiterbildungs- 
module mit den Schwerpunkten Wertschöpfung, Organisation 
und Person entwickelt. Ziel war es, praxisnahe, aber zugleich 
den betrieblichen Einzelfall überwindende Weiterbildungsbau- 
steine zu entwickeln, die fachliche Kompetenzerweiterung mit 
sozialem, organisationalem und personalem Lernen verbinden. 
Zu den Modulen im Einzelnen: 

Wertschöpfung: In diesem ersten Modul geht es um eine ganz- 
heitliche, organisationsübergreifende Betrachtung des Wert- 
schöpfüngsprozesses, die Einordnung der eigenen Arbeit in den 
Gesamtprozess der Wertschöpfung, aber auch um ein Neuden- 
ken der Wertschöpfung vom Kunden aus. Mit dem Ansatz der 
Kundenorientierung wird hier Emst gemacht, indem der eigene 
Beitrag zur Wertschöpfung aus Kundensicht neu reflektiert 
wird. 

Organisation: Die meisten Betriebe und Organisationen befin- 
den sich zur Zeit in umfassenden Verändemngsprozessen: 
Abbau hierarchischer Stmkturen, Dezentralisiemng von Ent- 
scheidungsprozessen, Neuschneidung der Arbeit in Richtung 
ganzheitlicher Arbeitsprozesse. Die betriebsübergreifende 
SE-Gmppe stellt in diesem Zusammenhang ein fortgeschritte- 
nes Beispiel moderner Arbeitsgestaltung dar. Die Mitglieder 
der SE-Gmppen werden in doppelter Weise mit dem Thema 
„Untemehmensorganisation und -kultur“ konfrontiert. Zum 
einen arbeiten sie parallel zu ihrer Projektgmppenarbeit in tra- 


ditionellen hierarchischen Untemehmensstmkturen, der Linien- 
organisation, zum anderen werden sie in den SE-Gmppen mit 
anderen Untemehmensstmkturen und -kulturen konfrontiert. 
Die Auseinandersetzung mit der eigenen Untemehmenskultur 
und die Entwicklung der Fähigkeit zur Selbststeuemng in sich 
verändernden „lernenden“ Unternehmen ist Thema des zweiten 
Moduls. 

Person: Zielsetzung des dritten Moduls ist die Verbessemng der 
personalen und sozialen Kompetenzen des SE-Gmppen-Mit- 
glieds. Die weitgehende Selbstorganisation der Arbeit im Rah- 
men eines kooperativen Zusammenhangs mit anderen Be- 
reichen, Abteilungen und Betrieben setzt ein hohes Maß an 
Kommunikations-, Kooperations-, Innovations- und Konflikt- 
fähigkeit voraus. Gmndlage dafiir ist eine ständige Selbst- 
evaluation, die durch Selbstrefiexionsprozesse gefördert wer- 
den kann. Die Lemaufgaben des Moduls beziehen sich sowohl 
auf die Reflexion des eigenen Kommunikations- und Konflikt- 
Verhaltens als auch auf die Entwicklung einer Vision fär die 
SE-Gmppe im Sinne einer zwischenbetrieblichen bzw. Inter- 
organisationskultur. 


5.5.2 Qualifizierung im Office-Management von 
kleinen und mittleren Unternehmen 

Der Office-Bereich ist von der technischen und organisato- 
rischen Entwicklung durch einen hohen Grad an Innovation, 
kurzfristige technische Innovationszyklen (z.B. Datenkommu- 
nikation, Vernetzung auf allen Ebenen) betroffen. Diese neuen 
Stmkturen stellen neue Anfordemngen an die Sekretärin ^) und 
an die übrigen Beschäftigten. Insbesondere die Sekretärinnen in 
Klein- und Mitteluntemehmen haben bei Restmkturiemngs- 
maßnahmen, die häufig schneller realisiert werden als in 
Großunternehmen, Unterstützungs- und Qualifiziemngsbedarf 

Vor diesem Hintergmnd wird bis Mitte 2002 ein Konzept zur 
Qualifiziemng dieser Zielgmppe in einem Modellvorhaben ^) 
entwickelt, erprobt und evaluiert. Das innovative Qualifizie- 
mngskonzept orientiert sich an der Lösung von betrieblichen 
Problemstellungen und baut auf den spezifischen Erfahmngen 
der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in einer weitgehen- 
den Einheit von Arbeits-, Lern- und Gestaltungsprozess auf 
Gleichzeitig ermöglicht es den Teilnehmern und Teilnehmerin- 
nen eine individuelle Kompetenzentwicklung sowie den Betrie- 
ben eine intensivere Nutzung und Anwendung der neuen tech- 
nologischen Entwicklungen. Entscheidungsträger und Sekretä- 
rinnen werden in diesen Prozess einbezogen. Eingang in das 
Qualifiziemngskonzept finden auch die bereits vom Bundesin- 
stitut fär Bemfsbildung entwickelten neuen Qualifiziemngsmo- 
dule fär Seiteneinsteiger im Sekretariatsbereich ^). 


OVgl. Borutta, A.: „Bemfsperspektiven für Frauen im Sekretariatsbe- 
reich - neue Weiterbildungsmöglichkeiten“, in: Bundesinstitut für 
Berufsbildung (Hrsg.), Frauen in der beruflichen Bildung. Ergebnisse, 
Veröffentlichungen und Materialien aus dem Bundesinstitut für Berufs- 
bildung, 1999 

0 Das Modellvorhaben „Gestaltung von Arbeits- und Lemumgebungen in 
KMU zur selbstgesteuerten Qualifizierung im Office-Management“ 
wird durchgeführt vom Bildungszentrum Lernen + Technik gGmbH 
Dresden, dem Bildungszentrum Turmgasse (Winkler-Ausbildungs- 
GmbH), dem Bildungszentrum Pulsnitz und dem Gemeinnützigen 
Schulverein Best-Sabel e.V. 

0 Behrendt, E./Borutta, A./Burgwald, M.: „Qualifikationsmodule zum 
Seiteneinstieg im Sekretariatsbereich“, 1999; vgl. auch Berufsbildungs- 
bericht 1998, Kapitel 5.4.1 
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Aufgabe des Bildungsdienstleisters ist es, lemförderliche 
Arbeits- und Lemumgebungen unter Einsatz moderner Infor- 
mations- und Kommunikationstechnologien zu gestalten. Es 
soll ein breites Spektrum an selbstgesteuerten Weiterbildungs- 
möglichkeiten geschaffen werden, die wesentlich zur Steige- 
rung der beruflichen Entwicklungschancen von Frauen beitra- 
gen können. Ein zentraler Faktor bei der Gestaltung selbstge- 
steuerter Lernprozesse wird die Entwicklung von Medienkom- 
petenz der Sekretärinnen sein. 


5.5.3 Qualifizierung von Unternehmer- 
und Meisterfrauen im Handwerk 

Im Rahmen eines Modellvorhabens wurde ein zielgruppen- 
spezifisches Konzept zur Qualifizierung von Unternehmer- und 
Meisterfrauen im Handwerk entwickelt^). Für den Qualifi- 
kationsbedarf im Ausbildungsbereich wurde der Beruf „Büro- 
kaufinann/Bürokauffrau“ auf die Bedürfiiisse der Handwerker- 
frauen angepasst (Zulassung zur Extemenprüfiing) und fär den 
Weiterbildungsbereich wurde der Fortbildungsberuf „Fach- 
wirt/Fachwirtin fär kaufmännische Betriebsfährung im Hand- 
werk“^) entwickelt. Eine bundeseinheitliche Fortbildungs- 
prüfungsordnung wird angestrebt. 

Beide Qualifizierungsmaßnahmen umfassen je ca. 450 Unter- 
richtsstunden und sind schrittweise aufgebaut. Die Qualifizie- 
rungsbausteine können in beliebiger Reihenfolge absolviert 
werden, damit Frauen, die aus familiären Gründen ihre Aus- 
bzw. Weiterbildung unterbrechen müssen, wieder einsteigen 
können. Für jeden mit Erfolg absolvierten Qualifizierungsbau- 
stein erhielten die Frauen des Kurses „Bürokauffrau“ ein Zer- 
tifikat, die Fachwirtinnen absolvierten einen Teil ihrer Ab- 
schlussprüfung. Vor jedem neuen Aus- und Weiterbildungskurs 
fand ein Orientierungsseminar mit den zukünftigen Teilnehme- 
rinnen statt. Die Frauen wurden auch dahingehend beraten, 
welche Vorkenntnisse auf einzelne Qualifizierungsbausteine 
anrechenbar sind. 

Wesentliche Ziele der Aus- und Weiterbildung waren, Theorie 
und Praxis zielgruppenorientiert zu verzahnen und die beson- 
dere Rolle der Unternehmer- und Meisterfrau als Arbeitgeberin 
und Führungskraft bei allen Inhalten zu berücksichtigen. Um 
dies zu erreichen, wurden die Lemorte Seminar, eigener Ar- 
beitsplatz, Lemgruppe integriert. Weiterhin wurden im Modell- 
vorhaben umfangreiche Unterrichts- und Selbstlemmaterialien, 
z.B. Leittexte, Arbeitsblätter, Checklisten entwickelt, deren 
Veröffentlichung vorgesehen ist. 


*) Das Modellvorhaben wurde durehgeführt vom Landesverband der Mei- 
sterfrauen im Handwerk e.V. Münehen und dem Landesverband der 
Untemehmerfrauen im Handwerk e.V. Koblenz in Zusammenarbeit mit 
den Handwerkskammern Münehen und Oberbayem sowie Rheinhes- 
sen; vgl. aueh Berufsbildungsberieht 1998, Kapitel 5.4.1. 

0 Eine entspreehende Empfehlung für eine Fortbildungsprüfungsregelung 
mit den Prüfungsteilen Betrieb swirtsehaft, Reeht, Personalwesen, 
Berufs- und Arbeitspädagogik, die, soweit es saehgereeht ist, hand- 
lungsorientiert durehzuführen ist, wobei die einzelnen Prüfungsteile als 
eigenständige Prüfungen in beliebiger Reihenfolge durehführbar sind, 
wurde im September 1999 vom Deutsehen Handwerkskammertag an 
die Handwerkskammern gegeben. 


5.5.4 Weiterbildung von Arzt-, Zahnarzt- 
und Tierarzthelferinnen 

Der Berufsgruppe der Arzt-, Zahnarzt- und Tierarzthelfer und 
-helferinnen kommt fär die Berufsbildung und Besehäftigung 
junger Frauen eine besondere Bedeutung zu. Naeh Angaben 
ihres Berufsverbandes sind bundesweit knapp 500.000 Frauen 
als Helferinnen in ärztliehen Praxen besehäftigt. Diese Berufs- 
gruppe stellt naeh den Besehäftigten in der Krankenpflege die 
zweitgrößte Berufsgruppe im Bereieh des Gesundheitswesens 
dar. 

Die Berufe Arzt-, Zahnarzt- und Tierarzthelferin gehören zu 
denen, die häufig von jungen Mädehen und Frauen gewählt 
werden^). Trotz ihrer großen Relevanz fär die Berufswahl 
weiblieher Jugendlieher ist die Fluktuation außerordentlieh 
hoeh. Etwa die Hälfte der besehäftigten Frauen steigt naeh vier- 
jähriger Berufstätigkeit wieder aus. Ursaehen dafär werden 
sowohl in unattraktiven Arbeitsbedingungen, der Familienpla- 
nung als aueh in den sehr begrenzten professionellen Entwiek- 
lungsperspektiven fär die Frauen gesehen^). Eine Untersuehung 
des Bundesinstituts fär Berufsbildung zur Arbeitsmarktrele- 
vanz und Angebotsvielfalt von beruflieher Weiterbildung fär 
die drei Berufe zeigt folgende Ergebnisse^). 

Auf Länderebene gibt es insbesondere fär die Arzt- und Zahn- 
arzthelfer/Arzt- und Zahnarzthelferinnen vielfältige Weiterbil- 
dungsregelungen gemäß §46 Abs. 1 BBiG sowie zahlreiehe 
themen-, träger- oder einriehtungsspezifisehe Weiterbildungs- 
angebote. Die gegenwärtig bestehenden Weiterbildungsmög- 
liehkeiten bieten den Frauen, die in ärztliehen Helferinnenberu- 
fen tätig sind, jedoeh keine befriedigenden Berufsperspektiven 
und Karriereehaneen. Aufstiegsmögliehkeiten, die vom Niveau 
her auf der mittleren Ebene der berufliehen Weiterbildung 
(Meister, Teehniker, Faehwirt) liegen, gibt es fär die drei Beru- 
fe nieht. Insbesondere die Tierarzthelferin, zu großen Teilen 
aber aueh die Arzthelferin sind Frauenberufe ohne finanzielle 
und soziale Entwieklungsmögliehkeiten. Eine systematisehe 
Verknüpfung der Aus- und Weiterbildung bis in den tertiären 
Bereieh ist in keinem der drei Berufe erkennbar. Darüber hin- 
aus ist die Weiterbildungssituation der Helfer-ZHelferinnen- 
berufe aber sehr differenziert: 

Die fär Zahnarzthelfer/Zahnarzthelferinnen vorliegenden Rege- 
lungen naeh §46 Abs. 1 BBiG spiegeln größtenteils den aktu- 
ellen Stand der Veränderungen und Entwieklungen im Gesund- 
heitswesen - insbesondere den Paradigmenweehsel in der 
Zahnmedizin, weg von der Zahnsanierung hin zur präventiven 
Versorgung - wider. Allerdings verfägen die untersehiedliehen 
auf Länderebene geregelten Weiterbildungen insgesamt nur 


‘) Vgl. auch Kapitel 2.2.1 

0 Vgl. Hecker, U.: „Arzthelferinnen - Fünf Jahre nach der Ausbildung“, 
Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Berichte zur beruflichen Bil- 
dung, Heft 134, 1991 

0 Im Rahmen dieses Projektes wurde eine bundesweite Bestandsaufnah- 
me und Analyse von beruflichen Weiterbildungsangeboten für diese 
drei Berufe durehgeführt. Eine empirische Basis bildete die Durch- 
führung von zehn Fallstudien zu Tätigkeitsbereichen, Arbeitsabläufen, 
Aufgabeninhalten und Einsatzfeldem der Arzt-, Zahnarzt- und Tierarzt- 
helfer und -helferinnen. Darüber hinaus wurden Expertengespräche mit 
Vertretern der Berufsspitzenverbände und der Kammern auf Bundese- 
bene zu vorhandenen Weiterbildungserfordemissen und Perspektiven 
bestimmter Weiterbildungsangebote durehgeführt; außerdem fanden in 
verschiedenen Ländern Befragungen ausgewählter Bildungs- und 
Beschäftigungseinrichtungen (Praxen) zu diesen beiden Aspekten 
sowie von Weiterbildungsteilnehmem und Berufsangehörigen zur 
Berufssituation, zur Einschätzung der Ausbildungseffizienz, zum Wei- 
terbildungsbedarf und -verhalten statt. 
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über einen niedrigen Grad an Einheitlichkeit und Koordination, 
ohne dass die Abweichungen einen Zusammenhang zu diver- 
gierenden regionalen Bedarfen erkennen lassen. Nicht genü- 
gend Berücksichtigung in bestehenden Aufstiegsfortbildungen 
finden Qualifikationen der Dentalhygiene und des mittleren 
Managements (in neuen, größeren Organisationsformen). 

Auffallendes Kennzeichen der bestehenden geregelten Weiter- 
bildungen für Arzthelfer/ Arzthelferinnen in der Humanmedizin 
ist, dass nur bedingt auf aktuelle Weiterbildungsbedürfnisse 
sowie auf die aus den veränderten strukturellen Rahmenbedin- 
gungen resultierenden Weiterbildungserfordemisse eingegan- 
gen wird. Die vorhandenen Weiterbildungsregelungen nach 
§46 Abs. 1 BBiG zum Arztfachhelfer/zur Arztfachhelferin 
erscheinen in ihrer Relevanz weitgehend überholt und stellen 
häufig nur eine Wiederholung und Vertiefung der Erstausbil- 
dung dar. Die beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten, die 
darüber eröffnet werden, sind in der Regel auf das bisherige 
Tätigkeitsspektrum beschränkt. Insbesondere die zunehmende 
Verlagerung ärztlicher Eingriffe und Behandlungen vom 
stationären in den ambulanten Sektor, die verstärkte Herausbil- 
dung von Praxisverbünden und Gemeinschaftspraxen, die Stär- 
kung der Prävention, der häuslichen Versorgung usw. erhöhen 
eine ärztliche Assistenzfähigkeit in der Primärversorgung. Die- 
se Aufgabenverlagerungen werden erhebliche Veränderungen 
der Qualifikationsanforderungen an Arzthelfer und Arzthel- 
ferinnen nach sich ziehen. 

Bis 1997 gab es für Tierarzthelfer/Tierarzthelferinnen in kei- 
nem Land geregelte Weiterbildungsmöglichkeiten gemäß §46 
Abs. 1 BBiG. Zur Zeit existieren zwei Kammerregelungen über 
die Fortbildungsprüfüng zum Tierarztfachhelfer/zur Tierarzt- 
fachhelferin. Bislang wurde im gesamten Bundesgebiet ein 
Lehrgang zur Aufstiegsfortbildung Tierarztfachhelfer/Tierarzt- 
fachhelferin durchgeführt. Obwohl bei allen Befragten Einhel- 
ligkeit darüber herrschte, dass auch hier geregelter Weiterbil- 
dungsbedarfbesteht, der neue Entwicklungstrends im veterinär- 
medizinischen Bereich aufgreift, fand die geregelte Weiterbil- 
dungsmaßnahme kaum Resonanz. Als Gründe dafür wurden im 
Rahmen der Interviews u.a. die hohen Lehrgangskosten, die 
von den Teilnehmern selbst getragen werden müssen, sowie die 
nicht geklärte tarifrechtliche Eingruppierung nach erfolg- 
reichem Abschluss der Weiterbildung genannt. 

Insgesamt weisen die Untersuchungsergebnisse aus, dass ar- 
beitsmarktrelevante Qualifikationsbedarfe für die drei ärzt- 
lichen Helfer-ZHelferinnenbemfe in spezifischen medizinisch- 
fachlichen Bereichen und in der traditionellen Verwaltung lie- 
gen. Darüber hinaus zeichnet sich kurz- und mittelfristig eine 
wachsende Nachfrage nach Qualifikationen im mittleren 
Management für größere Organisationseinheiten (betriebswirt- 
schaftliche Qualifikationen, Führungs- und Managementauf- 
gaben) innerhalb ärztlicher Praxisstrukturen ab. Nach Aussagen 
der Interviewpartner könnten sich durch diese neuen Bildungs- 
gänge im mittleren Management völlig veränderte Karrierewe- 
ge für die Frauen, die in den drei Helferinnenberufen tätig sind, 
ergeben. Damit wäre beispielsweise der Zugang zu Studien- 
richtungen wie Betriebswirtschaft, Gesundheits- und Sozialma- 
nagement und Pädagogik geebnet. Zugleich erhöhen sich für 
Absolventen einer Aufstiegsqualifizierung auf der Ebene des 
mittleren Führungsmanagements die Beschäftigungs- und Kar- 
rierechancen in anderen Einrichtungen des Gesundheits- und 
Sozialwesens (z. B. im stationären Bereich, bei Krankenkassen) 
wesentlich. 

Ferner machen die Untersuchungsergebnisse sichtbar, dass 
seitens der Arzt-, Zahnarzt- und Tierarzthelfer/ Arzt-, Zahnarzt- 
und Tierarzthelferinnen ein erhöhter Weiterbildungsbedarf 
bezüglich der Ausbildung von Auszubildenden vorhanden ist. 
Nach §92 BBiG sind Ärzte befähigt, aufgrund ihrer fachlichen 


Eignung ihre Helfer und Helferinnen auszubilden. Das bringt in 
der praktischen Umsetzung oft Probleme mit sich, da die Ärzte, 
Zahnärzte bzw. Tierärzte in einem ihrer eigenen Ausbildung 
fremden Beruf ausbilden. Um eine systematische Ausbildung, 
die sich am vorgegebenen Ausbildungsrahmenplan orientiert, 
zu ermöglichen, delegiert der Arzt, Zahnarzt oder Tierarzt in 
der Regel die Ausbildung von Helfern und Helferinnen an das 
Praxispersonal, das oft nur ungenügend für diese Aufgabe 
qualifiziert ist. 

Wie die Befragung von Weiterbildungsteilnehmerinnen und 
Berufsangehörigen zum Weiterbildungs verhalten zeigt, er- 
schweren Probleme, besonders im Zusammenhang mit der 
Familienplanung sowie der Finanzierbarkeit, der Dauer und der 
Durchführung der Maßnahmen (in der Regel berufsbegleitend), 
den Frauen in den drei Helferinnenberufen die Teilnahme an 
Aufstiegsfortbildungen. Deshalb erscheint es sinnvoll, die ge- 
regelte Weiterbildung in diesen drei Berufen gemäß BBiG - 
aufbauend auf der Ausbildung - in Form eines Stufensystems, 
das bis in den tertiären Bereich reicht, anzubieten. 

Darüber hinaus sprechen die Organisationsstrukturen im am- 
bulanten Bereich der Gesundheitsversorgung für eine Stufung 
in der beruflichen Weiterbildung. Auch wenn der Anteil an 
Gruppenpraxen (liegt z.B. gegenwärtig bei Arztpraxen um 
15 %) eine steigende Tendenz aufweist, ist doch ein großer Teil 
der Helferinnen nach wie vor in „Kleinbetrieben“ - den Einzel- 
praxen - tätig. Insofern ist der Bedarf im Bereich des mittleren 
Managements für ärztliche Helferinnenberufe qualitativ be- 
trachtet noch gering einzuschätzen. Es ist aber überaus wichtig, 
auch den in kleinen Organisationsformen beschäftigten Frauen 
in medizinisch-fachlichen Bereichen sowie im Bereich der 
traditionellen Verwaltung einen beruflichen Aufstieg zu ermög- 
lichen. 


5.5.5 Qualifikationsentwicklung in Call Centern 

Der boomende Call Center-Markt hat eine große Bedeutung als 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsbereich. Für die neu 
geschaffenen Arbeitsplätze werden qualifizierte Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen benötigt, für die vielfältige Qualifizie- 
rungskonzepte entwickelt wurden. Das Bundesinstitut für 
Berufsbildung hat im Rahmen einer Kurzstudie untersucht, 
welche Qualifikationsanforderungen in Call Centern bestehen, 
welche Qualifizierungsmaßnahmen bisher angeboten werden 
und welche Qualifizierungsstrategie in diesem wachsenden 
Bereich angestrebt wird^). 

Call Center sind entweder Abteilungen in großen Unternehmen 
oder eigenständige Firmen, die mit Hilfe moderner Informa- 
tions- und Telekommunikationstechnik einen serviceorientier- 
ten telefonischen Dialog des Unternehmens mit Kunden, Inter- 
essenten und Lieferanten aufgebaut haben. Eingehende und 
ausgehende telefonische Gespräche (Inbound und Outbound) 
sind für die Aktivitäten in den Bereichen Verkauf, Marketing, 
Kundenservice, Beratung oder technische Unterstützung von 
Bedeutung. Dieser telefonische Dialog ist aber mehr als ein 
reiner Telefondienst, da zusätzliche computergestützte Systeme 
- wie ein automatisches AnrufVerteilsystem - sowie eine zen- 
trale Datenbank eingesetzt werden. Call Center gibt es in nahe- 
zu allen Wirtschaftszweigen und Branchen, insbesondere in 
solchen, die einen intensiven Kundenkontakt pflegen, z.B. zu 


9 Im Rahmen der Studie wurden Befragungen bei 60 Call Center-Betrei- 
bern, 30 Experten und allen Industrie- und Handelskammern durehge- 
führt. 
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27% in den Bereichen Finanz- und Beratungsdienstleistungen, 
zu 26% in reinen Call Center-Dienstleistem, gefolgt vom Han- 
delt? %) und von der Industrie (14 %) ^). 

Bundesweit gibt es nach Schätzungen des Direkt-Marketing- 
Verbandes insgesamt 1.500 Call Center mit 150.000 Agenten 
und Agentinnen, 50 % von ihnen existieren seit weniger als drei 
Jahren. Es wird prognostiziert, dass bis zum Jahr 2001 mnd 
4.000 Call Center mit mnd 240.000 Mitarbeitern und Mitarbei- 
terinnen existieren werden. 

Qualifikationsanforderungen 

Das Spektmm der Qualifikationsanfordemngen in diesem 
Bereich ist breit gefächert und lässt sich nicht einheitlich 
bestimmen. Es gibt Call Center mit einem hohen und solche mit 
einem niedrigen Anfordemngsniveau, in Abhängigkeit von der 
Art der Aufgaben und der Branche. Ferner verändern und 
erweitern sich die Aufgaben ständig. 

Auskunft, Information und Beschwerdemanagement werden in 
allen Call Centern am wichtigsten eingeschätzt, gefolgt von 
Serviceleistungen/fachlicher Beratung und Verkauf Andere 
Aufgaben wie Kundenbefragungen, Kundenrückgewinnung, 
Marketingaufgaben, Koordinationsaufgaben und Reserviemn- 
gen sind nicht in allen Call Centern vorhanden und werden in 
ihrer Relevanz unterschiedlich eingeschätzt. Verändemngen 
der Qualifikationsanfordemngen an die Mitarbeiter und Mit- 
arbeiterinnen hängen damit zusammen, dass zukünftig auch 
andere Kommunikationswege erschlossen werden, wie Video, 
Internet, E-Mail. Gleichzeitig werden sich zukünftig auch die 
Aufgaben verändern. Einfache Aufgaben werden standardisiert, 
wegfallen oder durch Sprachcomputer ersetzt. Dagegen werden 
komplexere, höherwertige Aufgabenbündel die Kemaufgaben 
des Personals in Call Centern bilden. 

Erforderliche Qualifikationen 

Als fachliche Qualifikationen müssen die Mitarbeiter und Mit- 
arbeiterinnen in erster Linie über kommunikative Kompetenz 
verfügen, die überwiegend durch Verkaufs- und Telefon- 
training erworben wird. Danach folgen in ihrer Bedeutung das 
Anwenden moderner Techniken, Produkt- und Dienstleistungs- 
kenntnisse sowie die Themen Einfühmng in den Call Center- 
Markt und in das Call Center-Unternehmen. Als weniger rele- 
vant werden von den Befragtengmppen Rechtskenntnisse 
sowie Kenntnisse im Rechnungswesen angesehen. 

Fachübergreifende Qualifikationen oder Schlüsselqualifika- 
tionen spielen eine wichtige Rolle bei der Arbeit, insbesondere 
das Umgehen mit Stress und Konfliktsituationen, das Eingehen 
auf andere Menschen, die Fähigkeit zur Kooperation, das Den- 
ken in Zusammenhängen, die Fähigkeit zum ständigen Weiter- 
lemen, Verantwortungs- und Entscheidungsfähigkeit, das 
rasche Einarbeiten in ständig neue Aufgaben sowie eine opti- 
male Arbeitsplanung und Selbstorganisation. 

Bisherige Qualifizierungsangebote 

Die Qualifiziemng für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Call 
Centern erfolgt vorwiegend in einem Zertifikatslehrgang, einer 
speziellen Trainingsmaßnahme nach §§48 bis 52 SGB III, die 
vom Arbeitsamt vermittelt und finanziert wird. Dieser Zerti- 
fikatslehrgang zum Call Center- Agenten/zur Call Center- Agen- 
tin wird z. B. bei etwa der Hälfte der Industrie- und Handels- 
kammern in fünf Bausteinen mit einer Dauer von insgesamt 


9 Quelle: Höek, M. 1: Benehmark-Studie: „Deutsehe Call Center im inter- 
nationalen Vergleieh“, in: Deutseher Direkt-Marketing Verband e. V., 
1999 


1 80 bis 240 Stunden angeboten. Die Inhalte der einzelnen Bau- 
steine sind^): moderne Informationsverarbeitung (60 h, fakul- 
tativ), Call Center: Gmndlagen und Einblicke in eine neue 
Dienstleistung (30 h), service- und kundenorientierte Kom- 
munikation im Call Center (70 h), kaufmännische Gmndlagen 
(40 h), zielgmppenorientiertes Training on the Job (40 h). 

Aber auch freie Träger, z. B. in Bremen und Mecklenburg- Vor- 
pommern, bieten Qualifiziemngsmaßnahmen für Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen in Call Centern mit einem anderen Kon- 
zept an. Die Qualifiziemngsinhalte der Lehrgänge der unter- 
schiedlichen Träger haben jedoch eine unterschiedliche Stun- 
denanzahl (150 h bis 640 h) und differierende Inhalte, die kein 
eindeutiges Qualifikationsprofil erkennen lassen. Ferner gibt es 
Unternehmen, die ausschließlich eine betriebsinteme Qualifi- 
ziemng anbieten. 

Einschätzung der Qualifizierungswege 

Die Vorstellungen über die geeignete Qualifiziemng für die 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Call Centern differieren bei 
den Beffagungsgmppen: Während sich die befragten Exper- 
ten^) hauptsächlich hir den Erwerb von Zusatzqualifikationen 
aussprechen, plädieren die befragten Betreiber von Call Cen- 
tern mehrheitlich für eine Qualifiziemng im Unternehmen, die 
Vertreter von Industrie- und Handelskammern für eine ab- 
schlussbezogene Weiterbildungsmaßnahme. 

Die größte Übereinstimmung bei den Befragungspersonen lässt 
sich bei der Befürwortung einer abschlussbezogenen Weiterbil- 
dung erkennen, aber auch die Entwicklung von Zusatzqualifi- 
kationen sowie eine Integration von entsprechenden Inhalten in 
bestehende Ausbildungsbemfe findet Zustimmung. Für einen 
eigenständigen Ausbildungsbemf sprechen sich zwar 50% der 
befragten Betreiber von Call Centern aus, aber nur 26% der 
Experten und 1 8 % der Industrie- und Handelskammern. 

Insgesamt erscheint ausgehend von den Ergebnissen der Befra- 
gung eine kurz- und mittelfristige Qualifiziemngsstrategie für 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Call Centern sinnvoll. 
Kurzfristig könnte zunächst auf Kammerebene eine anerkannte 
Fortbildung zum Call Center- Agenten/zur Call Center- Agentin 
(nach §46 Abs. 1 BBiG) geschaffen werden^), um sie ggf nach 
einer Bewähmngszeit zu einem späteren Zeitpunkt in eine bun- 
desweit gültige Fortbildungsregelung (nach §46 Abs. 2 BBiG) 
zu überführen. 

Bisher bieten Ausbildungsbemfe für Kaufieute gute qualifi- 
katorische Voraussetzungen für eine Tätigkeit in Call Centern, 
insbesondere wenn Verkaufs-, Marketing- und Vertriebsauf- 
gaben ausgeübt werden. Das zeigt sich an der bisherigen Praxis 
in Call Centern, bevorzugt Bewerber und Bewerberinnen mit 
einer solchen Bemfsausbildung einzustellen. Mittelfristig könn- 
te eine Zusatzqualifikation „Call Center-Einsatz“ für kauf- 
männische Auszubildende entwickelt werden, die während 
oder nach der Ausbildung absolviert und zertifiziert wird. Bei 
der Neuordnung von kaufinännischen Ausbildungsbemfen 
könnte darüber hinaus an eine Erweitemng um Ausbildungsin- 
halte für den „Call Center-Einsatz“ gedacht werden. Ein eigen- 
ständiger Ausbildungsbemf für den Call Center-Bereich könnte 
nur verfolgt werden, wenn sich eine breitere Zustimmung dafür 
findet. 


0 Vgl. Internet-Auftritt der Call Center-Akademie Nordrhein- Westfalen: 
www.eea.nrw.de 

0 Als Experten gelten hier ausgewiesene Faehleute, für die das Thema 
zentral ist, wie Vertreter aus Faehverbänden und Arbeitsämtern, Mit- 
arbeiter und Mitarbeiterinnen in Landesministerien, Untemehmensbe- 
rater u. a. 

0 Dazu gibt es bereits einzelne Initiativen in Nordrhein-Westfalen und 
Meeklenburg- Vorpommern . 
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5.5.6 Aspekte der Qualitätssicherung 

Projekte im Rahmen 
vonLEONARDO da VINCI ) 

Qualitätssicherung in der beruflichen Bildung war das Thema 
von Projekten unter deutscher Leitung, die im Rahmen des 
europäischen Aktionsprogramms LEONARDO da VINCI in 
einem Netzwerk zusammengeschlossen waren, das von der 
LEONARDO-Koordinierungsstelle des Bundesinstituts für 
Berufsbildung initiiert worden ist^). Die Projektträger bearbei- 
teten verschiedene Aspekte der Qualitätssicherung in der be- 
ruflichen Weiterbildung und entwickelten Verfahren für 
Qualitätsmanagementsysteme sowie Instrumente für die am 
Weiterbildungsprozess Beteiligten. Zu folgenden thematischen 
Schwerpunkten liegen Ergebnisse vor^): 

-Für Bildungsträger und kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) wurde ein Qualitätsmanagementsystem für die beruf- 
liche Weiterbildung entwickelt; die Instrumente hegen in 
Form einer CD-ROM und eines Handbuches vor. 

- Um die Kooperationsbeziehungen zwischen KMU und Bil- 
dungsträgem bei der Planung und Durchfühmng von Weiter- 
bildungsmaßnahmen zu erleichtern, wurde ein Leitfaden für 
ihre Zusammenarbeit erarbeitet. 

- Für die Organisations- und Personalentwicklung als Folge der 
Einfühmng von Qualitätsmanagementsystemen in KMU 
wurden Planungsinstmmente - auch für die Qualifiziemng 
von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen entwickelt. 

- Eine interaktive Form der Bedarfsanalyse (Potenzialanalyse) 
soll die betriebliche Weiterbildung effektiver gestalten und 
als Instmment der Personalentwicklung genutzt werden. 

-Für Frauen in der bemflichen Weiterbildung wurde eine 
Checkliste entwickelt, die Qualitätskriterien für die Beurtei- 
lung von Weiterbildungsmaßnahmen und Weiterbildungsein- 
richtungen enthält. 

- Eine bemfsbildende Schule entwickelte, erprobte und führte 
ein Qualitätsmanagementsystem nach DIN EN ISO 9001 ein. 
Das Qualitätsmanagement-Handbuch liegt vor. 

Um die Nachhaltigkeit des Transfers dieser Projektergebnisse 
zu überprüfen, planen die Europäische Kommission, das Bun- 
desministerium für Bildung und Forschung und das Bundesin- 
stitut für Bemfsbildung ein Evaluationsprojekt. 

Projekt zur allgemeinen Weiterbildung 

Von 1997 bis 1999 führte das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung gemeinsam mit acht Ländern das Projekt 
„Qualitätssichemng in der Weiterbildung“ durch. In zehn unter- 
schiedlich stmkturierten Weiterbildungseinrichtungen wur- 
den während der Projektlaufzeit verschiedene Qualitätsvor- 
haben entwickelt und die dabei gemachten Erfahrungen aus- 


*) Zum europäischen Aktionsprogramm LEONARDO da VINCI I vgl. 
Kapitel 6.2.3 

9 Vgl. Berufsbildungsbericht 1998, Kapitel 5.4.2 

0 Auskünfte erteilt die Koordinierungsstelle des Bundesinstituts für 
Berufsbildung, Arbeitsbereich 1.3. 

0 Volkshochschule Brunsbüttel e. V., Arbeit und Leben Thüringen e. V., 
Bildungswerk des Landessportbundes Rheinland-Pfalz, Kreisvolks- 
hochschule Mecklenburg- Strelitz, Ländliche Erwachsenenbildung in 
Sachsen- Anhalt e.V., Evangelische Erwachsenenbildung Niedersach- 
sen, Landesarbeitsgemeinschaft für Politische Bildung - Arbeit und 
Leben Rheinland-Pfalz e.V., Bildungszentrum Volkshochschule Nürn- 
berg, Katholische Erwachsenenbildung Niedersachsen e.V., Volks- 
hochschule Hamburg 


gewertet. Darüber hinaus konnte der Qualitätsdiskurs in der 
Weiterbildung positiv weiterentwickelt und z.B. dureh den 
fachlichen Austauseh und den Vergleieh der Erfahrungen 
zwischen Projekten der allgemeinen und berufliehen Weiterbil- 
dung intensiviert werden. 

Die unterschiedlichen Ausgangsbedingungen der Einrichtun- 
gen aber aueh die Orientierung an einer dynamisehen Konzep- 
tion von Weiterbildungsqualität legten es nahe, nieht einen fest- 
gelegten Qualitätsmanagementansatz einzuführen, sondern sieh 
an einer induktiv vorgehenden dialogisehen Qualitätsentwick- 
lung zu orientieren. 

Die Schwerpunkte der Entwicklungsprojekte lagen u. a. bei der 
Förderung von Veranstaltungs- bzw. Angebotsqualität z.B. 
durch verbesserte Kooperation von haupt- und nebenberuf- 
liehen pädagogisehen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, der 
Entwieklung von Qualität dureh die Qualifizierung des neben- 
beruflichen Personals sowie bei der Organisations- bzw. Ein- 
riehtungsqualität, die die Hinwendung zu verbessertem Serviee 
und verstärkter Kundenorientierung widerspiegelt. 

Die Ergebnisse lassen sich in mehrfacher Hinsieht mit Erfah- 
rungen vergleichen, die im Bereich der berufliehen Weiterbil- 
dung gemaeht wurden: Es hat sieh gezeigt, dass Organisations- 
und Personalentwieklungsprozesse untrennbar mit den Be- 
mühungen um eine verbesserte Weiterbildungsqualität verbun- 
den sind, dass Transparenz und möglichst umfassende Parti- 
zipation der Besehäftigten (vom Hausmeister bis zum Direktor) 
wiehtige Erfolgsfaktoren darstellen, dass die Einbeziehung von 
teilnehmenden „Kunden“ und Lehrenden notwendig ist und 
auch dazu führt, dass sich die Einriehtungen ständig aufs Neue 
vergewissern müssen, wie deren Erwartungen und Qualitäts- 
ansprüche aussehen. 

Hinsiehtlieh der einriehtungsintemen Bedingungen für die Ein- 
führung eines Qualitätsmanagements lassen sieh keine Unter- 
sehiede zwischen allgemeiner und beruflieher Weiterbildung 
feststellen. Für Einrichtungen der allgemeinen Weiterbildung 
gilt, dass externer Support - ob als Beratung und Begleitung, ob 
als Fortbildung und überregionale Vernetzung - als hilfreieh 
empfunden wird und die typisehen Perspektivenbesehränkun- 
gen der Einrichtung erweitern kann, dass Kundenorientierung 
zwar für den gesamten Bereich der Organisations- und Einrich- 
tungsqualität von Bedeutung ist, aber nieht allein maßgeblieh 
sein kann, wenn es um Lehr- und Lernprozesse geht. 

In zwei Veröffentliehungen sind nützliche Hinweise enthalten: 
Eine erste Publikation^) fasst den Stand der fachspezifischen 
Qualitätsdiskussion und der gesetzliehen Rahmenbedingungen 
und ordnungspolititschen Überlegungen zusammen, präsentiert 
Erfahrungen mit unterschiedlichen Qualitätsmanagementan- 
sätzen und zeigt zukünftige Perspektiven, z.B. in der beruf- 
liehen Weiterbildung, für die Kompetenzentwieklung des Wei- 
terbildungspersonals, für den notwendigen Support auf und 
weist auf absehbare Trends der Qualitätsdiskussion hin. In einer 
zweiten Veröffentlichung^) werden die Qualitätsvorhaben der 
Kooperationspartner und ausgewählte, hilfreiche Instrumente 
und Erfahrungen z.B. mit der Qualitätszirkelarbeit dokumen- 
tiert. In der Auswertung der gesamten Vorhaben konnten eine 


9 Küchler, F./Meisel, K.; „Qualitätssichemng in der Weiterbildung - Auf 
dem Weg zu Qualitätsmaßstäben“, Deutsches Institut für Erwachsenen- 
bildung, 1999 

9 Küchler, F./Meisel, K.: „Qualitätssichemng in der Weiterbildung II - 
Auf dem Weg zu besserer Praxis“, Deutsches Institut für Erwachsenen- 
bildung, 1999 
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Reihe fördernder und hindernder Faktoren für die Einführung 
von Qualitätsmanagement identifiziert werden, die anderen 
Einrichtungen eine Orientierung für eigene Aktivitäten zur 
Qualitätsentwicklung bieten können.^) 


5.6 Ausgewählte Zielgruppen 


5.6.1 Nachqualifizierung junger Erwachsener 
ohne Berufsausbildung 

Seit 1995 wird vom Bundesinstitut für Berufsbildung im 
Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 
die Modellvorhabenreihe „Berufsbegleitende Nachqualifizie- 
rung“ durchgeführt. Ziel ist es, junge Erwachsene mit einem 
kombinierten Ansatz von Arbeit und Qualifizierung zur Exter- 
nenprüfung oder Umschulungsprüfung^) nach dem BBiG bzw. 
der HwO und damit zu einem anerkannten Berufsabschluss zu 
führen. Die Qualifizierung erfolgt im Rahmen eines regulären 
Beschäftigungsverhältnisses. Kern ist eine zielgruppengerechte 
Verbindung von Arbeiten und Lernen im jeweiligen Tätigkeits- 
feld. Die Qualifizierung ist so aufgebaut, dass es möglich ist, 
schrittweise, begleitend zur Beschäftigung den Berufsabschluss 
nachzuholen. 

Der schrittweise Aufbau der Qualifizierung ermöglicht es den 
Teilnehmern und Teilnehmerinnen unterschiedlicher und über- 
wiegend kurzfristiger Fördermaßnahmen, in verschiedenen 
Beschäftigungsverhältnissen und Qualifizierungsmaßnahmen 
berufliche Kompetenzen zu entwickeln und nachzuweisen. Ein 
Vorteil dieser Konzeption ist, dass trotz Unterbrechungen, wie 
sie z.B. aufgrund von Schwangerschaft, Betriebswechsel oder 
der Beendigung der Maßnahme Vorkommen, der berufliche 
Bildungsweg zielgerichtet bis zu einem Berufsabschluss fortge- 
setzt werden kann. 

Die Bedeutung dieser Modellreihe wird auch durch eine reprä- 
sentative Untersuchung unterstrichen, die das Bundesinstitut 
für Berufsbildung in Zusammenarbeit mit dem EMNID-Institut 
im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung durchgeführt hat. Hiernach waren im Jahr 1998 11,6% 
der befragten Personen im Alter von 20 bis 29 Jahren ohne 
Berufsabschluss. Die Ergebnisse dieser Untersuchung zeigen 
ferner, dass 830.000 Befragte an einer Ausbildung interessiert 
waren und sie verweisen auf die Wichtigkeit innovativer For- 
men des Nachholens von Berufsabschlüssen.^) 

Um den in der Modellvorhabenreihe entwickelten Ansatz bun- 
desweit zu implementieren, sind im Jahr 1999 insbesondere 
auch vor dem Hintergrund des Beschlusses der Arbeitsgruppe 
„Aus- und Weiterbildung“ im Bündnis für Arbeit, Ausbildung 
und Wettbewerbsfähigkeit zur Weiterentwicklung der Konzep- 
te zur Förderung benachteiligter Jugendlicher und junger 
Erwachsener^) folgende weitere Aktivitäten eingeleitet worden: 


0 Ferner wurden die Ergebnisse des Projektes auf einem Workshop im 
November 1999 im Deutschen Institut für Erwachsenenbildung vorge- 
stellt. 

9 Vgl. Berufsbildungsbericht 1997, Kapitel 3.4.4, Berufsbildungsbericht 
1998, Kapitel 5.5.2 und Berufsbildungsbericht 1999, Kapitel 5.5.1 

9 Zur Statistik der SGB Ill-geförderten Weiterbildung vgl. Kapitel 5. El, 
zur Weiterbildung von Eangzeitarbeitslosen vgl. ferner Kapitel 5.6.3 

9 „Jugendliche ohne Berufsausbildung. Eine BIBB/EMNID-Unter- 
suchung“, Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hrsg.), 
1999; zu den Ergebnissen dieser Untersuchung vgl. auch Kapitel 2.1.2 
und Berufsbildungsbericht 1999, Kapitel 2.2.3 

9 Vgl. Teil I, Kapitel 5 


Vom Bundesministerium für Bildung und Forsehung ist 
gemeinsam mit dem Bundesinstitut für Berufsbildung und der 
Bundesanstalt für Arbeit das Handbueh „Neue Wege zum 
Berufsabsehluss“ 9 herausgegeben worden. Dieses Handbueh 
soll die Planung, Entwieklung, Bewilligung und Durehführung 
von Naehqualifizierungsmaßnahmen unterstützen, die berufs- 
begleitend zu einem Absehluss in einem anerkannten Ausbil- 
dungsberuf führen. Angesproehen sind Mitarbeiter und Mit- 
arbeiterinnen von Bildungs- und Besehäftigungsträgem sowie 
von Beratungsorganisationen und Akteure in Ministerien, Ar- 
beitsverwaltungen und zuständigen Stellen, in deren Verant- 
wortungsbereieh solehe Maßnahmen fallen. 

Weiterhin ist vom Bundesministerium für Bildung und For- 
sehung das Projekt „Innovative Maßnahmen zur berufsbeglei- 
tenden Naehqualifizierung an- und ungelernter junger Erwach- 
sener“ in Auftrag gegeben worden. Es wird durehgeführt vom 
Institut für berufiiehe Bildung, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
GmbH in enger Kooperation mit dem Bundesinstitut für Be- 
rufsbildung. Das Projekt hat die Aufgabe, den in der Modell- 
reihe „Berufsbegleitende Naehqualifizierung“ entwiekelten 
Ansatz zu verstetigen. Erreieht werden soll dies dureh eine Ver- 
netzung der Initiativen, Träger und Maßnahmen. Dazu soll ein 
System von Informations-, Serviee-, Beratungs- und Fortbil- 
dungsangeboten gesehaffen werden, mit dem die an der Umset- 
zung beteiligten Akteure zu einer quantitativen und qualitativen 
Ausbreitung und Weiterentwieklung der berufsbegleitenden 
Naehqualifizierung beitragen. 

Der in der Modellreihe erprobte Naehqualifizierungsansatz ist 
aueh in die Ausgestaltung der Artikel 7 und 9 des Sofortpro- 
gramms zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit - Ausbildung, 
Qualifizierung und Besehäftigung Jugendlieher eingegangen. 
Das Bundesinstitut evaluiert seit März 1999 die Umsetzung und 
Wirkung u. a. dieser Artikel. Ersten Ergebnissen zufolge scheint 
der Bedarf an Naehqualifizierung hoeh zu sein, aueh wenn 
sehrittweise und zertifizierte Naehqualifizierungsmaßnahmen, 
die auf einen anerkannten Berufsabsehluss zielen, im Vergleieh 
zu anderen Maßnahmen noeh wenig genutzt werden.9 

Darüber hinaus sieht der Beschluss der Arbeitsgruppe „Aus- 
und Weiterbildung“ vor, dass die Bundesregierung und die 
Bundesanstalt für Arbeit unter Beteiligung der Sozialpartner 
prüfen werden, wie die Kombination von Teilzeitbesehäftigung 
und Teilzeitqualifizierung benaehteiligter junger Erwaehsener 
besser gefördert werden kann. 


9 „Neue Wege zum Berufsabsehluss“, Bundesministerium für Bildung 
und Forschung/Bundesinstitut für Berufsbildung/Bundesanstalt für 
Arbeit/Institut für berufliche Bildung, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
GmbH (Hrsg.), 1999 

9 Vgl. Friedrich, M./Troltsch, K./Westhoff, G.: „Das Sofortprogramm zur 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit zeigt Wirkung - Erste Ergeb- 
nisse aus der Begleitforschung des BIBB“, in: Berufsbildung in Wis- 
senschaft und Praxis, Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.), Heft 6, 
1999; vgl. auch Kapitel 1.1.3 
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5.6.2 Berufliche Wiedereingliederung von 
Behinderten^) 

Entwicklung bei Teilnehmern und Teilnehmerinnen an be- 
rufsfördernden Bildungsmaßnahmen 

Bundesweit befanden sich Ende Dezember 1999 40.486 Behin- 
derte in einer berufsfördemden Bildungsmaßnahme der beruf- 
lichen Wiedereingliederung. Im Vergleich zum Vorjahr bedeu- 
tet dies einen Rückgang um 945 bzw. 2,3 % (vgl. Übersicht 
98). Bezogen auf die Art der Bildungsmaßnahme waren 30.640 
in einer Weiterbildungsmaßnahme (alte Länder: 24.707, neue 
Länder: 5.933), 2.297 in einer Vorbereitungsmaßnahme für 
Weiterbildung (alte Länder: 1.684, neue Länder: 613), 3.029 in 
einer Trainingsmaßnahme (alte Länder: 2.006, neue Länder: 
1.023), 3.629 in einer Maßnahme im Eingangsverfahren/ 
Arbeitstrainingsbereich von Werkstätten fär Behinderte (alte 
Länder: 3.346, neue Länder: 283) und 891 in sonstigen Maß- 
nahmen (alte Länder: 644, neue Länder: 247). 

Von den Rehabilitanden und Rehabilitandinnen, die 1999 eine 
Weiterbildungsmaßnahme beendeten, haben 7 1 % das Maßnah- 
meziel erreicht. Von ihnen legten 40% eine Prüfung in einem 
staatlich anerkannten Ausbildungsberuf ab, 9% eine sonstige 
staatliche Prüfung, 17% eine sonstige Prüfung. Für 34% der 
Weiterbildungsteilnehmer und -teilnehmerinnen war keine 
Prüfung vorgesehen. Bei den Rehabilitanden und Rehabilitan- 
dinnen, die die Maßnahmen vorzeitig beendet haben, ist der 
Anteil derjenigen, die wegen Arbeitsaufnahme die Weiterbil- 
dungsmaßnahme nicht bis zum regulären Ende besucht haben, 
im Vergleich zum Vorjahr erneut um zwei Prozentpunkte auf 
17% angestiegen. 

Die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Berufsforderungswerke hat 
1998 eine empirische Untersuchung zur langfristigen Wieder- 
eingliederung durchgeführt. Befragt wurden über 16.000 Ab- 
solventen und Absolventinnen, die in den Jahren 1990, 1992 
und 1994 eine Rehabilitationsmaßnahme mit Erfolgt beendet 
hatten. Die Rücklaufquote betrug trotz des langen Zeitraums 
fast 60%. 91,3% der Absolventen und Absolventinnen waren 
in der Zeit nach Rehabilitationsende erwerbstätig, zum Zeit- 
punkt der Befragung waren es 77,2%. Damit sind fast vier 
Lünftel der ehemaligen Rehabilitanden und Rehabilitandinnen 
dauerhaft wiedereingegliedert. Von den 22,8%, die zum Zeit- 
punkt der Befragung nicht erwerbstätig waren, befanden sich 
nur 12,0% in Arbeitslosigkeit. Die übrigen 10,8% standen dem 
Arbeitsmarkt nicht oder nur bedingt aufgrund familiärer Auf- 
gaben, Lortbildung u.ä. zur Verfügung. Die berufliche Reha- 
bilitation wurde überwiegend positiv eingeschätzt. 72,3 % der 
zum Befragungszeitpunkt Erwerbstätigen und 45,1 % der nicht 
Erwerbstätigen äußerten, die berufliche Rehabilitation sei für 
sie „eher richtig“ gewesen. Dagegen meinten, „sie war eher 
falsch für mich“, nur 5,6% der Erwerbstätigen und 15,2% der 
nicht Erwerbstätigen, während die Übrigen mit „teils/teils“ ant- 
worteten. 

Entwicklung des Reservierungssystems REHADAT 

In einer gemeinsamen Initiative der Arbeitsgemeinschaft Deut- 
scher Berufsforderungswerke und der Rehabilitationsträger 
wurde im Rahmen einer Modellforderung des Bundesministe- 
riums für Arbeit und Sozialordnung das Informationssystem 
REHADAT entwickelt, um aktuelle Informationen über die 
Belegung von Maßnahmen in Berufsforderungswerken zur 
Verfügung zu stellen. Dieses Meldesystem wurde zu einem 


‘) Zur beruflichen Ausbildung von Behinderten vgl. Kapitel 3.5.3; hier ist 
auch ein Erklärung des Ausschusses für Fragen Behinderter zur Integra- 
tion von Menschen mit Behinderungen dokumentiert, die Aspekte der 
beruflichen Erst- und Wiedereingliederung umfasst. 


Reservierungssystem ausgebaut und damit den Rehabili- 
tationsträgem die Mögliehkeit gegeben, für Rehabilitanden und 
Rehabilitandinnen Maßnahmen in Bemfsfördemngswerken 
direkt am PC zu reservieren bzw. zu buehen. Die Einfühmng 
dieses Systems (Rehadat BuRe) ist für das Jahr 2000 vorge- 
sehen. Eine Übernahme aueh für die Anmeldungen/Reser- 
viemngen in Bemfsbildungswerken ist vorgesehen. 


5.6.3 Weiterbildung Langzeitarbeitsloser 

Als Langzeitarbeitslose gelten naeh dem SGB III Personen, die 
bei der Arbeitsverwaltung länger als ein Jahr arbeitslos gemel- 
det sind. Eine Mögliehkeit, der Langzeitarbeitslosigkeit ent- 
gegenzuwirken, bieten öffentlieh finanzierte bemfliehe Weiter- 
bildungs- und Besehäftigungsmaßnahmen, um Arbeitsmarkt- 
ehaneen dureh Qualifikationsanpassung und/oder Qualifika- 
tionserweitemng zu erhöhen. Eorsehungsarbeiten des Bun- 
desinstituts für Bemfsbildung haben gezeigt, dass es hier eine 
große Vielfalt untersehiedlieher Maßnahmekonzepte gibt^). 
Deutlieh geworden ist aber aueh, dass innovative Eormen wie 
sehrittweise Qualifiziemngsangebote oder Eormen offenen 
oder multimedialen Lernens kaum angetroffen wurden^). Von 
Seiten des Bundesministeriums für Bildung und Eorsehung 
und vom Bundesinstitut für Bemfsbildung sind versehiedene 
Aktivitäten eingeleitet worden, um innovative methodiseh- 
didaktisehe Elemente von Weiterbildungsmaßnahmen für 
Langzeitarbeitslose zu fordern: 

So werden in der seit 1995 laufenden Modellvorhabenreihe 
„Bemfsbegleitende Naehqualifiziemng“ u.a. für langzeit- 
arbeitslose junge Erwaehsene sehrittweise Qualifiziemngs- 
angebote erprobt, die zu einer Extemenprüfung oder zu einer 
Umsehulungsprüfung führen. Vorliegende Ergebnisse zeigen 
bereits ihre Wirkung: Einzelne Bausteine, aber aueh ent- 
sprechend stmkturierte Bemfsbilder wurden von versehiedenen 
Trägem in ihr Regelangebot zur absehlussbezogenen Naeh- 
qualifiziemng übernommen.^) 

Des Weiteren hat im Jahr 1999 das Modellvorhaben „Offenes 
Lernen - Effizienzsteigemng dureh den Einsatz von Multimedia 
und Telelemen“ begonnen. Es wird aus Mitteln des Bundes- 
ministeriums fär Bildung und Forschung sowie der Freien und 
Hansestadt Hamburg gefördert und vom Bundesinstitut für 
Bemfsbildung faehlieh betreut. Ziel ist es, in Bemfsvorberei- 
tungsmaßnahmen und Umschulungen (Elektroteehnik, Haus- 
und Gebäudeteehnik) selbstgesteuertes, offenes Lernen mit 
Langzeitarbeitslosen zu erproben. Selbstlemmaterial und Mul- 
timedia unterstützen dabei neue Formen des Lernens. Hard- 
und Software sind in ein pädagogisehes Konzept zu integrieren, 
dessen Ausgangsbasis die Nutzung von Selbstlemmaterial im 
Rahmen offener Lernprozesse ist. Erste Erfahmngen zeigen, 
dass selbstgesteuertes Lernen unter Einbeziehung von Multi- 
media an die Teilnehmer und Teilnehmerinnen sowie an die 
pädagogisehen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen hohe Anfor- 
demngen stellt, weil das Lernen nieht den gewohnten Lemfor- 
men entsprieht. Es zeigt sieh aber aueh, dass die Bereitsehaft 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 5.5.2 

9 Vgl. Klähn, M.: „Weiterbildung von Eangzeitarbeitslosen“, Bundesin- 
stitut für Berufsbildung (Hrsg.), 1 998 

9 Vgl. Kapitel 5.6.1 und Berufsbildungsbericht 1999, Kapitel 5.5.1 sowie 
Davids, S. (Hrsg.): „Modul für Modul zum Berufsabschluss. Berufsbe- 
gleitende Nachqualifizierung zwischen Flexibilisierung und Qualitäts- 
sicherung“, Bundesinstitut für Berufsbildung, Berichte zur beruflichen 
Bildung, Band 2 16, 1998 
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beider Gruppen sehr hoch ist, sich auf diese neue Lemform ein- 
zulassen. 

Ferner fordert das Bundesministerium für Bildung und For- 
schung seit September 1999 das Modellprojekt „Multimediale 
Leittextqualifizierung für benachteiligte junge Erwachsene des 
Arbeitsmarktes“. Das auf drei Jahre angelegte Projekt hat zum 
Ziel, bereits vorliegende Leittexte und Qualifizierungsmateria- 
lien für die Berufe Gärtner/Gärtnerin, Fachrichtung Garten- und 
Landschaftsbau und Maler und Lackierer/Malerin und Lackie- 
rerin multimedial aufzubereiten und mit Langzeitarbeitslosen 
zu erproben. 

5.6.4 Programm Begabtenförderung 
berufliche Bildung 

Das Programm „Begabtenförderung berufliche Bildung“ des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung unterstützt seit 
1991 die Weiterbildung begabter junger Berufstätiger, die eine 
anerkannte Berufsausbildung nach dem BBiG oder der HwO 
absolviert haben. Seit dem 1. Juli 1999 ist das Förderprogramm 
auf begabte Absolventen und Absolventinnen der bundesge- 
setzlich geregelten Fachberufe im Gesundheitswesen^) er- 
weitert. Damit wurde auch ein frauenpolitischer Akzent gesetzt, 
da in diesen Berufen weibliche Beschäftigte deutlich überwie- 
gen.') 

Die Stipendiaten und Stipendiatinnen des Programms, die bei 
Aufiiahme in die Förderung jünger als 25 Jahre sein müssen, 
erhalten über drei Jahre hinweg für anspruchsvolle berufs- 
begleitende Weiterbildungen bis zu 3.000 DM jährlich. Das 
Förderprogramm wird begleitet vom Beirat Begabtenförderung 
berufliche Bildung beim Bundesministerium für Bildung und 
Forschung, in dem die Sozialpartner, die Länder und Vertreter 
der Wissenschaft mitwirken. 

• Stipendiatenzahlen, Schulabschlüsse und Fördersummen 

Die Begabtenförderung berufliche Bildung erreichte Ende 1999 
rund 13.300 Stipendiaten und Stipendiatinnen und unterstützt 
wirksam diejenigen, die sich im Wettbewerb der Bildungswege 
für eine „Karriere mit Lehre“ entscheiden. Die Geförderten- 
Quote liegt bei 0,91 % eines Absolventenjahrganges der dualen 
Berufsausbildung. Sie entspricht damit etwa der Geförderten- 
Quote der Begabtenförderung im Hochschulbereich (Studien- 
förderung) - ein wichtiger Schritt zur Gleichwertigkeit von all- 
gemeiner und beruflicher Bildung. 


OZum multimedialen Lernen vgl. insbesondere Kapitel 3.4.1 und zum 
selbstgesteuerten Lernen vgl. auch Kapitel 5.4 

‘) Medizinisch-technischer Assistent-Funktionsdiagnostik/Medizinisch- 
technische Assistentin-Funktionsdiagnostik, Medizinisch-technischer 
Laboratoriumsassistent/Medizinisch-technische Laboratoriumsassis- 
tentin, Medizinisch-technischer Radiologieassistent/Medizinisch-tech- 
nische Radiologieassistentin, Pharmazeutisch-technischer Assistent/ 
Pharmazeutisch-technische Assistentin, Veterinärmedizinisch-tech- 
nischer Assistent/ Veterinärmedizinisch-technische Assistentin, Ergo- 
therapeut/Ergotherapeutin, Diätassistent/Diätassistentin, Entbindungs- 
pfleger/Hebamme, Kinderkrankenpfleger/Kinderkrankenschwester, 
Krankenpflegehelfer/Krankenpflegehelferin, Krankenpfleger/Kranken- 
schwester, Eogopäde/Eogopädin, Masseur und medizinischer Bademei- 
ster/Masseurin und medizinische Bademeisterin, Orthoptist/ Orthopti- 
stin, Physiotherapeut/Physiotherapeutin, Rettungsassistent/ Rettungsas- 
sistentin 

9 Zuständig für die Durchführung des Förderprogramms und Ansprech- 
partner sind: 

- im Bereich der dualen Ausbildungsberufe die Kammer oder zustän- 
dige Stelle, bei der das jeweilige Ausbildungsverhältnis eingetragen 
war, 

- im Bereich der Fachberufe im Gesundheitswesen die „Stiftung Begab- 
tenförderung berufliche Bildung (SBB)“, Adenauerallee 148, 53113 
Bonn. 


1999 erfolgten rund 4.500 Neuaufnahmen. 58,4% wurden von 
einer Industrie- und Handelskammer und 31,9% von einer 
Handwerkskammer aufgenommen, 4,3% kamen aus Freien 
Berufen, 2,0% aus dem Öffentliehen Dienst und 2,5% aus der 
Landwirtsehaft. Gemessen an den erfolgreiehen Prüfungsteil- 
nehmem 1998 sind Industrie- und Handelskammern leieht 
überrepräsentiert (Absolventenanteil: 54%), die Freien Berufe 
leieht unterrepräsentiert (Absolventenanteil: 7%). 

Der größte Teil der 1999 bewilligten Mittel floss in die Be- 
reiehe Industrie und Handel (rund 13,9 Mio. DM bzw. 55,0%, 
insgesamt rund 7.900 Stipendiaten) sowie Handwerk (rund 
9 Mio. DM bzw. 35,7%, insgesamt rund 4.000 Stipendiaten; 
vgl. Tabelle 5/1 im Anhang). Die neuen Länder haben ihre 
Beteiligung gesteigert: 1999 standen für die Förderung von 
1.500 Stipendiaten 3,1 Mio. DM zur Verfügung. Die Förder- 
quote liegt mit 0,6% zwar noeh unter dem Bundesdurehsehnitt 
von 0,91 %, zeigt aber steigende Tendenz. 

Von den Stipendiaten des Aufiiahmejahrgangs 1998 hatten 9% 
einen Hauptsehulabsehluss, 47 % einen mittleren Bildungsab- 
sehluss und 44% eine Hoehsehulzugangsbereehtigung. Von 
den Auszubildenden mit neu abgesehlossenem Ausbildungs- 
vertrag des Jahres 1997 hatten hingegen 35% einen Haupt- 
sehulabsehluss, 43% einen mittleren Bildungsabsehluss und 
16% die (Faeh-) Hoehsehulreife. Die Begleitforsehung zum 
Programm erklärt diese Ungleiehgewiehte teils damit, dass 
offenbar sehon die Entseheidung für diese oder jene weiter- 
führende Sehule naeh der Grundsehulzeit Ausdruek einer unter- 
sehiedliehen Lemmotivation ist. Teils vermitteln die drei 
Sehulstufen ihren Absolventen in untersehiedlieher Weise das 
Rüstzeug für eine besonders erfolgreiehe berufliehe Aus- und 
Weiterbildung. 

1998 kamen die 4.567 neu aufgenommenen Stipendiaten aus 
214 Ausbildungsberufen. 96% der erfolgreiehen Teilnehmer an 
Absehlussprüfungen in der berufliehen Ausbildung haben einen 
dieser 214 Berufe erlernt. Das Programm zeiehnet sieh damit 
dureh eine hohe berufsstrukturelle Ausgewogenheit aus. Der 
Anteil der Frauen bei den Neuaufnahmen lag bei 44%. Ge- 
messen an dem Frauenanteil von 43% bei den erfolgreiehen 
Prüfungsteilnehmem des Jahres 1997 sind sie damit leieht über- 
repräsentiert. Ende 1998 hatten von allen im Programm befind- 
liehen Stipendiaten und Stipendiatinnen 278 eine ausländisehe 
Staatsangehörigkeit. Ihr Anteil an den Neuaufnahmen des Jah- 
res 1998 betrug 1,9%. 

Seit 1996 wird das Förderprogramm von der Bundesregierung 
mit jährlieh 26 Mio. DM finanziert. Für 2000 sind 26,5 Mio. 
DM vorgesehen. Damit wird es möglieh sein, die Anzahl der 
Stipendiaten und Stipendiatinnen auf dem erreiehten Niveau zu 
stabilisieren und um die begabten Absolventen und Absolven- 
tinnen der bundesgesetzlieh geregelten Faehberufe im Gesund- 
heitswesen zu erhöhen. 

• Geförderte Weiterbildungsmaßnahmen 

1998 wurden Maßnahmen zum Thema „Handwerk und Teeh- 
nik“ mit einem Anteil von 25% am häufigsten gefördert. Es 
folgten Kurse zur Verbesserung kaufmänniseher Kenntnisse, 
Fremdspraehenkurse, Computer/EDV und Planung/Organi- 
sation (vgl. Schaubild 25). Die Aufstiegsfortbildung erfreut 
sieh zunehmender Beliebtheit. Sie hatte 1998 einen Anteil von 
3 1 % an allen Maßnahmeanträgen gegenüber 30% in 1997 und 
27% in 1996. Bei den Fremdspraehenkursen betrafen fast drei 
von vier Engliseh, 11% Spaniseh, 9% Französiseh und 4% 
Italieniseh. Die Spraehkurse fanden zu 35% im europäisehen 
Ausland, zu 32% im außereuropäisehen Ausland und zu 34% 
im Inland statt. Die durehsehnittliehe Fördersumme beträgt 
2.396 DM pro Maßnahme. 
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Übersicht 98: Bestand an Behinderten in berufsfördernden Bildungsmaßnahmen der beruflichen Wiederein- 
gliederung nach Maßnahmeart 1995 bis 1999 


Merkmal 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 


Anzahl 

Fortbildung^) 

9.112 

9.363 

8.080 

- 

- 

Umschulung^) 

28.741 

27.373 

25.226 

- 

- 

Weiterbildung^) 

- 

- 

- 

31.941 

30.640 

Vorbereitungsmaßnahme für Weiterbildung') 

2.770 

2.612 

2.348 

2.277 

2.297 

Trainingsmaßnahme^) 

- 

- 

- 

2.810 

3.029 

Maßnahme im Eingangsverfahren/Arbeitstrainings- 
bereich von Werkstätten für Behinderte 

3.028 

3.369 

3.319 

3.462 

3.629 

Berufsfindung 

340 

456 

396 

279 

296 

Arbeitserprobung 

323 

427 

406 

368 

321 

Lehrgang zur Verbesserung beruflicher Bildungs- und 
Eingliederungschancen 

558 

544 

473 

250 

210 

Blindentechnische und vergleichbare spezielle 
Grundausbildung 

41 

48 

36 

32 

38 

F emunterrichtsmaßnahme 

34 

25 

31 

12 

26 

Insgesamt 

44.947 

44.217 

40.315 

41.431 

40.486 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Übersicht 87, Seite 184 

') Ab 1998 Weiterbildung, bis 1997 Fortbildung und Umschulung 
')Ab 1998 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 


Schaubild 25: Beantragte Weiterbildungsthemen 1998 in Prozent 


Handwerk und Technik 
Kaufmännische Kenntnisse 
Fremdsprachen 
EDV 

Planung, Organisation, Leitung 
Kommunikative Fähigkeiten 
Gesundheitswesen 
Persönlichkeitsbildung 
Gartenbau, Landwirtschaft 
Gestaltung, Design 
Recht, Steuerwesen 
Allgemeinbildung 


Quelle: Forschungsstelle für informationstechnische Bildung 

Differenz zu 100 %: Spezielle Maßnahmen zur Begabtenförderung, Maßnahmen im Bereich Körperpflege, politische Weiterbildung, Maßnahmen im 
Bereich Gastronomie, Hauswirtschaft oder nicht codierbare Themen 




Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-201- 


Drucksache 14/3244 


• Begabtenförderung im Bereich der Freien Berufe 

Seit Beginn der Begabtenförderung berufliche Bildung besteht 
ein Ungleichgewicht zwischen dem Anteil von Stipendiaten 
und Stipendiatinnen aus dem Zuständigkeitsbereich der Freien 
Berufe und dem Anteil dieses Bereiches an den erfolgreichen 
Absolventen einer dualen Berufsausbildung. 1998 wurden im 
freiberuflichen Bereich, bezogen auf die Absolventen des Vor- 
jahres, 0,5% aller erfolgreichen Prüfungsteilnehmer und Prü- 
fungsteilnehmerinnen in das Förderprogramm aufgenommen. 
Bei den zwei anderen großen Ausbildungsbereichen waren es 
hingegen 1,1% (Industrie und Handel) und 0,9% (Handwerk). 
Diese Beobachtung war Anlass für eine detaillierte Untersu- 
chung. 

Ein erstes Ergebnis ist, dass die einzelnen Branchen der Freien 
Berufe unterschiedliche Förderquoten zu verzeichnen haben. 
Steuerberaterkammem und Zahnärztekammem lagen 1998 mit 
einer Förderquote von 0,7% bzw. 0,57% über dem Durch- 
schnitt des gesamten Zuständigkeitsbereichs. Auch Ärzte- 
kammern - der Einzelbereich mit den meisten Auszubildenden 
bei den Freien Berufen - förderten 0,57% ihrer erfolgreichen 
Prüfungsteilnehmer. Bei Rechtsanwalts- und Apotheker- 
kammem schließlich betrugen die Förderquoten lediglich 
0,22% bzw. 0,04%. Mit einer unterdurchschnittlichen Förder- 
quote geht eine unterdurchschnittliche Beteiligung zuständiger 
Stellen der Freien Berufe (61 von 134 Kammern) an der Begab- 
tenförderung berufliche Bildung einher. 

Ein weiteres Ergebnis ist, dass der einzelne Stipendiat im 
gesamten dreijährigen Förderzeitraum nur rund 4.000 DM an 
Fördermitteln abruft. Dies ist nicht einmal die Hälfte des 
Höchstbetrages und wesentlich weniger, als Geförderte aller 
anderen Zuständigkeitsbereiche durchschnittlich in Anspruch 
nehmen. 

Betrachtet man die Maßnahmen, die Geförderte der Freien 
Berufe wählen, so fällt auf, dass sie sich viel häufiger als 
Stipendiaten und Stipendiatinnen anderer Dienstleistungsberufe 
für Maßnahmen entscheiden, die entweder der Vorbereitung 
auf eine Prüfung der beruflichen Aufstiegsfortbildung bzw. 
einer geregelten Fortbildung dienen oder in anderer Weise für 
die aktuelle Berufsausübung von Wert sind. Wesentlich sel- 
tener als andere nutzen sie das Programm zur Weiterentwick- 
lung von fachübergreifenden oder persönlichen Kompetenzen. 
Insbesondere Intensivsprachkurse spielen bei ihnen kaum eine 
Rolle. 

Der Anteil von Stipendiaten und Stipendiatinnen aus den Freien 
Berufen in der Begabtenförderung berufliche Bildung lässt sich 
erhöhen, wenn weitere Kammern für eine Beteiligung ge- 
wonnen werden können. Betroffen sind ausschließlich „kleine“ 
Kammern, die bei voraussichtlich ein bis zwei Stipendiaten auf 
den unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand hinweisen. 
Zuständigkeitsübertragungen helfen hier weiter und werden 
vereinzelt bereits genutzt. 


6. Internationale Zusammenarbeit 
in der Berufsbildung 

6.1 Stellenwert von Enropakompetenz und 
Internationalität in der beruflichen Bildung 

Das Zusammenwachsen Europas, die internationale Verflech- 
tung der Wirtschaft und der schnelle technologische und wirt- 
schaftliche Wandel führen auf den nationalen und internatio- 
nalen Arbeitsmärkten zu neuen Qualifikationsanforderungen. 
Längst sind nicht mehr nur Großkonzeme international tätig, 
sondern immer mehr auch kleine und mittlere Unternehmen. 
Gerade diese benötigen verstärkt Mitarbeiter und Mitarbei- 
terinnen, die neben ihrer beruflichen Fachkompetenz die Fähig- 
keit besitzen, über Sprach- und Kulturgrenzen hinweg mit 
anderen Menschen zusammenzuarbeiten. Das gilt vor allem für 
die Grenzregionen, die - gerade für Deutschland mit seinen 
neun Nachbarstaaten und seiner Brückenstellung zwischen 
West- und Osteuropa - von besonderer Bedeutung sind, aber 
auch darüber hinaus. 

Internationale Kompetenzen sind zugleich ein wichtiges Kri- 
terium für die Qualität und den Status beruflicher Bildung. 
Mehr Intemationalität in der beruflichen Aus- und Weiterbil- 
dung trägt zur erhöhten Attraktivität der Berufsbildung insge- 
samt bei. Durch grenzübergreifende Qualifizierungsmaßnah- 
men werden neben neuen Fachkenntnissen und Sprachkompe- 
tenzen und dem Kennenlemen neuer Märkte und unterschied- 
licher Systeme und Kulturen in besonderem Maße auch zu- 
kunftsrelevante Schlüsselqualifikationen wie Flexibilität, Krea- 
tivität, Sensibilität und Teamfähigkeit vermittelt. 

Jugendliche wie erwachsene Erwerbstätige werden die Euro- 
päische Union (EU) zunehmend als einheitlichen Arbeitsmarkt 
und dementsprechend auch immer stärker als gemeinsamen 
Bildungsraum verstehen. Sie erwarten, dass sie eine Erstaus- 
bildung oder Weiterbildung, die sie im eigenen Land erworben 
haben, in anderen EU-Staaten nutzen oder ergänzen können. 
Immer mehr Erwerbstätige werden über Grenzen hinweg 
kommunizieren und kooperieren - in Handel, in Industrie und 
im Handwerk. 

Dem trägt die Bildungspolitik Rechnung 

-durch eine stärkere internationale Öffnung der nationalen 
Berufsbildungsgänge, 

-durch die verstärkte Einbeziehung beruflicher Austausch- 
phasen in den Mitgliedstaaten der EU, 

- durch mehr Transparenz der Ausbildungen als Voraussetzung 
für mehr Mobilität und 

-durch eine noch stärkere Intemationalisierung von Berufs- 
information und Berufsberatung. 

Europa wird durch die Währungsunion einen heute kaum vor- 
stellbaren Integrationsschub erleben. Auch im Bildungsbereich 
müssen in verstärktem Umfang praktische, für die europäischen 
Bürger konkret erlebbare Verbesserungen der Bildungszu- 
sammenarbeit in einem europäischen Bildungsraum erreicht 
werden. 

Das Ziel in Europa ist dabei schon im Hinblick auf den EU- 
Vertrag, der die Kompetenzen, aber auch die Grenzen der 
europäischen Bildungszusammenarbeit definiert, nicht die Ver- 
einheitlichung oder Nivellierung der beruflichen Bildung. Der 
Wettbewerb der Bildungssysteme, die grenzübergreifende 
Zusammenarbeit und Vernetzung, die gemeinsame Orientie- 
rung an „best practice“ und das Bemühen um beste Bedingun- 
gen für die jungen Menschen in allen Ländern wird Anlass dazu 
geben. Altgewohntes in Frage zu stellen, die eigenen Bildungs- 
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Systeme auf ihre Stärken und Schwächen abzuklopfen, neue 
Wege zu gehen und einen gemeinsamen Stand europäischer 
Ausbildungsprinzipien und -kriterien auf- und auszubauen. 


6.2 Berufsbildungsaktivitäten der 
Europäischen Union 

6.2.1 Ergebnisse der deutschen EU-Präsidentschaft 
im Bildungsbereich 

Deutschland übernahm in der ersten Hälfte des Jahres 1999 
tumusgemäß die EU-Präsidentschaft. Im Bildungsbereich stand 
die verstärkte Verbindung von Bildung und Beschäftigung und 
die internationale Öffiiung der Bildungssysteme im Vorder- 
grund. Der in der deutschen Präsidentschaft auf dem Kölner 
Gipfel verabschiedete Europäische Beschäftigungspakt, das 
Inkrafttreten des Amsterdamer Vertrags, der in seiner Präambel 
den Umbruch zur Wissensgesellschaft als Herausforderung der 
europäischen Politik beschreibt, der Start der Währungsunion 
und die Verwirklichung der AGENDA 2000 spielten auch in 
Bildung und Forschung eine wichtige Rolle. 

Im Bildungsbereich konnte während der deutschen Präsident- 
schaft das neue EU-Berufsbildungsprogramm LEONARDO da 
VINCI II und das Hochschulprogramm TEMPUS III verab- 
schiedet sowie das Bildungsprogramm SOKRATES II bis zum 
Vermittlungsverfahren mit dem Europäischen Parlament ge- 
führt werden. Zugleich war die Vorbereitung der Programm- 
umsetzung für einen pünktlichen Start der neuen Bildungs- 
programme zum 1 . Januar 2000 ein vorrangiges Ziel. Daneben 
ist es - gemeinsam mit der Kommission - in der öster- 
reichischen und deutschen Präsidentschaft gelungen, den 
EUROPASS als neues Bescheinigungssystem für berufliche 
Auslandsqualifikationen zu schaffen und seine Umsetzung zum 
1 . Januar 2000 zu forcieren. 

LEONARDO da VINCI ) 

Das neue EU-Berufsbildungsprogramm LEONARDO II wurde 
mit einem Budget von 1,15 Mrd. EURO für sieben Jahre verab- 
schiedet und soll ab 2000 umgesetzt werden. 

LEONARDO II wurde auf die Leitthemen 

- Verbindung von Bildung und Beschäftigung, 

- Innovationen in Aus- und Weiterbildung, 

- Förderung des Untemehmergeistes sowie 

- Entwicklung und Nutzung neuer Informationstechnologien 

konzentriert und zukunftsorientiert ausgerichtet. Als Ziele 
stehen dabei die Einbeziehung der europäischen Dimension in 
Aus- und Weiterbildung sowie die Stärkung der Wettbewerbs- 
fähigkeit und Förderung des Untemehmergeistes im Vorder- 
gmnd. Bewährte Maßnahmearten des Vorläuferprogramms wie 
Mobilität, Pilotprojekte und Erhebungen wurden weiterent- 
wickelt und durch neue Maßnahmen wie Bildungsnetzwerke 
ergänzt. Gemeinsame Leitprojekte sollen zu einer größeren 
Nachhaltigkeit grenzübergreifender Kooperation führen. Ange- 
strebte größere Nutzerfreundlichkeit und Kundenorientiemng 
sowie Vereinfachung der Verfahren und bürokratischen Abläu- 
fe sollen insbesondere durch eine stärkere Verantwortung der 
Mitgliedstaaten und Dezentralisiemng erreicht werden. Die 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 6.1.2 


neue Aufgabe des Vertragsmanagements obliegt zukünftig der 
beim Bundesinstitut für Bemfsbildung angesiedelten nationalen 
Agentur „Bildung für Europa“. 

Bildung und Beschäftigung 

Bildung und Beschäftigung war das Leitthema der deutschen 
EU-Präsidentschaft. Die Arbeitslosigkeit unter jungen Men- 
schen ist in fast allen Mitgliedstaaten höher als die allgemeine 
Arbeitslosigkeit (Ausnahme u.a. Deutschland). Der Aus- und 
Weiterbildung gerade junger Menschen und der Eröffnung 
neuer Perspektiven im Wirtschaftsraum Europa für diese Ziel- 
gmppe kommt deshalb besondere Bedeutung zu. Gemeinsam 
haben die Bundesministerien für Bildung und Forschung, für 
Arbeit und Sozialordnung und für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend während der Präsidentschaft ein Memorandum 
„Jugend und Europa - Unsere Zukunft“ vorgelegt, das von den 
Regiemngschefs Anfang Juni 1999 auf dem Europäischen 
Gipfel in Köln als ein Bestandteil des Europäischen Beschäf- 
tigungspaktes Zustimmung fand. Ziel des Memorandums ist es, 
die europäische Integration, die Bekämpfung der Jugend- 
arbeitslosigkeit und die Verstärkung der internationalen Zu- 
sammenarbeit im Jugendaustausch und in der Bildung weiter 
voranzubringen. Die Mitgliedstaaten sind darin aufgefordert, 
Initiativen für grenzüberschreitende Ausbildungsverbünde und 
andere Formen von Ausbildungskooperationen sowie die ent- 
sprechende Zertifizierung von Bildungs- und Berufsqualifi- 
kationen zu ergreifen. Ausbildungsintegrierte Praktika in einem 
anderen Mitgliedstaat sowie ausbildungsbegleitender berufs- 
bezogener Fachunterricht in der Sprache des Partnerstaates sol- 
len vermehrt von Betrieben und Bildungseinrichtungen durch- 
geführt werden. Insbesondere kleine und mittlere Unterneh- 
men, Handwerksbetriebe sowie Handelsunternehmen sollen 
motiviert werden, verstärkt Ausbildungs- und Praktikumsplätze 
anzubieten. 

Als Beitrag der Bildung zur Beschäftigung hat die deutsche 
Präsidentschaft im Rahmen der Diskussionen im Bildungs- 
ministerrat und dessen Zielsetzung des Austausches von „best 
practice“ einen Beispielkatalog von politischen Initiativen der 
EU-Mitgliedstaaten im Bildungsbereich erstellt, der zu den 
Themen Schulversagen, praxisorientierte Ausbildung, Benach- 
teiligtenforderung, Förderung des Untemehmergeistes und 
übergreifende Maßnahmen konkrete Beispiele erfolgreicher 
Politikansätze beinhaltet. 

Bildungsperspektive in Europa 

Ein weiteres Schwerpunktthema der deutschen Präsidentschaft 
war die Suche nach geeigneten Wegen für eine wirkungsvolle 
Vorausschau im Bereich des Bildungswesens. Der Bedarf nach 
Informationsgmndlagen für strategische Entscheidungen ist an 
der Schwelle zum 21 . Jahrhundert besonders hoch. Die Voraus- 
schau im Sinne der methodischen Entwicklung weit voraus- 
greifender, oft auf 20 bis 30 Jahre angelegter Projektionen 
modellhafter Szenarien ist eine vergleichsweise junge Dis- 
ziplin. Versuche in der Vergangenheit, im Wege einer um- 
fassenden Bildungsplanung den Weg in die Zukunft auf dem 
Reißbrett vorzuzeichnen, gelten als gescheitert. Stattdessen 
sollen Formen eines offenen ziel- und modellbezogenen Dia- 
logs über die Fortentwicklung des Bildungswesens weiterent- 
wickelt werden. 

Während der deutschen EU-Präsidentschaft erarbeitete Unter- 
suchungen bildeten die Gmndlage für eine intensive Debatte 
der Bildungsminister. Sie machte deutlich, dass trotz sehr unter- 
schiedlicher Formen der Bildungsvorausschau alle Mitglied- 
staaten bestimmten Leitthemen folgen und sie zu Kristalli- 
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sationspunkten für die weitere Entwicklung des Bildungs- 
wesens machen. Die wichtigsten Leitthemen sind: 

- Entwicklung der Bildungspartizipation vor dem Hintergrund 
der demographischen Bevölkerungsentwicklung und der Ent- 
wicklung der Erwerbstätigenquote, 

-Verhältnis der Bildungsbereiche zueinander (Trend zur Ter- 
tiarisierung, zum Ausbau der Weiterbildung und zum 
Anwachsen des Bereichs der praktischen Ausbildung), 

- Entwicklung eines umfassenden Konzepts des lebensbeglei- 
tenden Lernens, 

-Veränderung der Lemformen und -inhalte durch umfassen- 
den Einsatz der neuen Informationstechnologien, 

-Analyse des Bedarfs an Kompetenzen in Wirtschaft und 
Gesellschaft und des Verhältnisses von Bildung und Beschäf- 
tigung, 

- Ermittlung des Bedarfs an Lehrern und an Infrastruktur im 
Bildungswesen. 


Konferenzen der EU-Präsidentschaft 

Im Rahmen des Bildungsministerrats und verschiedener Prä- 
sidentschaftsveranstaltungen konnte während der deutschen 
EU-Präsidentschaft die europäische Debatte zu wichtigen 
Zukunftsthemen, wie unternehmerische Selbständigkeit, Ver- 
änderung der Bildungssysteme durch neue Informationstechno- 
logien, Verwirklichung des Konzepts des lebensbegleitenden 
Lernens, Vorausschau auf die Bildungsmöglichkeiten in der 
EU sowie internationale Öffnung der Bildungssysteme vertieft 
werden. Allein für den Bildungsbereich wurden acht offizielle 
Präsidentschaftskonferenzen durchgeführt. Hiervon sind exem- 
plarisch drei Veranstaltungen zu nennen: 

Die gemeinsam mit der EU-Kommission getragene Konferenz 
„Multimedia in der beruflichen Aus- und Weiterbildung“ im 
Juni 1999 in München bot den Rahmen für einen breiten Erfah- 
rungsaustausch über den IT-Einsatz in der beruflichen Bil- 
dung.^) Dabei wurde deutlich, dass der Einsatz neuer Medien in 
der beruflichen Bildung schnell voranschreitet. Gleichzeitig 
wurden Problempunkte sichtbar, die überall einen effektiven 
Einsatz von Multimedia im Bildungsbereich erschweren. Wich- 
tigste Voraussetzung für einen sinnvollen Einsatz von neuen 
Medien sind Kompetenzen sowohl der Lernenden als auch der 
Lehrenden. Als bedeutsam stellte sich auch das Zusammenspiel 
verschiedener Medien und von neueren und älteren Technolo- 
gien heraus. Dieses Zusammenwirken ist Erfolgsfaktor für ver- 
schiedene multimediale Bildungsangebote, die neben Texten 
und Simulationen auch filmische Elemente umfassen. Damit 
lassen sich erprobte Angebote in neue multimediale Formen 
integrieren. Besonders für den Betrieb wurde das Ziel formu- 
liert, Lern- und Arbeitsmedien tendenziell zu einer Einheit zu 
verschmelzen. 

Im Mai 1999 fand in Mainz die gemeinsam von Bund, den Län- 
dern und der EU-Kommission veranstaltete Konferenz „Zu- 
kunftsfähigkeit durch Weiterbildung in Europa“ statt. Die Kon- 
ferenz hatte zum Ziel, Positionen zur Entwicklung des lebens- 
begleitenden Lernens aufzuzeigen und zu erarbeiten. Die 
Ergebnisse der Tagung sind in einer von den Teilnehmern ver- 
abschiedeten „Mainzer Erklärung“ zusammengefasst. Die Teil- 
nehmer stellen darin fest, dass zur Bewältigung der Zukunfts- 
aufgaben in allen Ländern lebenslanges Lernen als Verzahnung 
von Erstausbildung und Weiterbildung ermöglicht und Weiter- 
bildung weiter verstärkt werden muss. Um Weiterbildung als 
eine Voraussetzung von Chancengerechtigkeit zu verstehen. 


*) Vgl. zu diesem Themenkomplex auch Kapitel 3.4.1 


müssen die allgemeine, politische und berufliche Weiterbildung 
forciert werden. Darüber hinaus sind zur Sicherung der 
Zukunftsfähigkeit neue Lemarrangements und pädagogische 
Konzepte zu entwickeln, die alle Menschen am und außerhalb 
des Arbeitsplatzes sowie im sozialen, politischen und kultu- 
rellen Umfeld und damit auch ältere, lemungewohnte und bil- 
dungsbenachteiligte Zielgruppen in eine umfassende Lembe- 
wegung einbeziehen. Die Teilnehmer stimmten darin überein, 
dass der Qualitätsentwicklung in der Weiterbildung künftig 
eine größere Bedeutung zukommt. Sie waren sich zudem darin 
einig, dass Weiterbildung eine strategische Investition für die 
Zukunft ist und daher gemeinsam von allen an der Weiterbil- 
dung Beteiligten finanziert werden muss. 

Die Europäische Konferenz „Qualifizierung für Europa“ im 
Juni 1999 in Potsdam stellte die Ergebnisse und Perspektiven 
der grenzübergreifenden Berufsbildungskooperation in den 
Vordergrund. Ziel der Konferenz war die Diskussion von 
Lösungsansätzen zu Problemen bei Mobilitätshemmnissen, bei 
der Qualitätssicherung und beim Innovationstransfer von 
europäischen Projektergebnissen in die nationalen Systeme. 
Neben der Bilanz der bisherigen Berufsbildungszusammen- 
arbeit und einem Ausblick auf das neue LEONARDO Il-Pro- 
gramm standen künftige Herausforderungen der Zusammen- 
arbeit im Mittelpunkt der Debatte. Es wurde deutlich, dass trotz 
einiger erzielter Verbesserungen noch verschiedene administra- 
tive und rechtliche Mobilitätshemmnisse in der Bildungszu- 
sammenarbeit bestehen, die von arbeits- und sozialrechtlichen 
Fragen über die Anerkennung und Bescheinigung von Ab- 
schlüssen und Teilqualifikationen bis hin zum Aufenthaltsrecht 
für an EU-Bildungsprogrammen teilnahmeberechtigte Dritt- 
staatler reichten. Hierzu wurden beispielhafte Lösungsansätze 
vorgestellt. Daneben wurde deutlich, dass die europäischen 
Projektergebnisse die nationalen Systeme auf verschiedenen 
Ebenen ergänzen und bereichern, dass es aber noch an einem 
systematischen Innovationstransfer fehlt. Die Teilnehmer 
waren sich darin einig, dass zur notwendigen weiteren Ver- 
tiefung der Berufsbildungszusammenarbeit der Amsterdamer 
Vertrag noch deutlich stärker ausgeschöpft werden kann und 
muss. 

Die Verbindung von Bildung und Wirtschaft sowie die Besei- 
tigung der Kriegsfolgen im Kosovo im Bildungsbereich waren 
wichtige Themen einer Ministerkonferenz in Budapest. Bil- 
dungsminister aus 32 Staaten Europas und die Europäische 
Kommission haben auf Initiative der deutschen Präsidentschaft 
eine gemeinsame Erklärung zur Soforthilfe, zum Wiederaufbau 
und zur grenzübergreifenden Bildungszusammenarbeit im 
Kosovo verfasst. Zugleich wurde von den Bildungsministem 
gefordert, im Rahmen des Stabilitätspakts für Südosteuropa 
eine geeignete Plattform für die Hilfe und Zusammenarbeit im 
Bildungsbereich vorzusehen. Außerdem verfassten die Bil- 
dungsminister bei dieser Konferenz eine Erklämng zur stär- 
keren Kooperation zwischen Bildung und Wirtschaft. 

Im Rahmen der deutschen Präsidentschaft hat das Bundes- 
ministerium für Bildung und Forschung verschiedene Publi- 
kationen zum Thema Bildung und Europa herausgegeben. 
Neben einer Neuauflage der multimedialen CD-ROM „Chance 
Europa“, die auch bereits die Darstellung der künftigen Bil- 
dungsprogramme enthält, werden die Multimedia-Konferenz 
als CD-ROM, die Weiterbildungskonferenz als Broschüre 
sowie jeweils eine Broschüre zum EUROPASS, zu beispielhaf- 
ten Projektergebnissen der Programme LEONARDO und 
SOKRATES und zur Bilanz der deutschen Präsidentschaft im 
Bildungsbereich mit allen wichtigen Entscheidungen und 
Dokumenten herausgegeben und sind beim Bundesministerium 
für Bildung und Forschung kostenlos erhältlich bzw. auf der 
Homepage abrufbar. 
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6.2.2 Weitere EU-Initiativen 

SOKRATES II 

Das Vermittlungsverfahren zu SOKRATES 11 zwischen Rat, 
Europäischem Parlament und der Kommission wurde im 
November 1999 unter finnischer EU-Präsidentschaft erfolg- 
reich abgeschlossen. Im Vordergrund der Vermittlung standen 
inhaltliche und finanzielle Änderungsanträge des Europäischen 
Parlaments gegenüber dem gemeinsamen Standpunkt des 
Rates. Die Budgetausstattung des SOKRATES Il-Programms 
war der schwierigste Verhandlungspunkt, da die Positionen von 
Rat (1,65 Mrd. EURO) und Europäischem Parlament (2,4 Mrd. 
EURO) weit auseinander lagen. Schließlich konnte ein Kom- 
promiss bei 1,85 Mrd. EURO erzielt werden. Dies bedeutet 
gegenüber dem auslaufenden Programm einen durchschnitt- 
lichen jährlichen Zuwachs um 80 Mio. EURO. Das Jahr 2000 
wird noch ein Übergangsjahr zwischen beiden Programmen 
sein, ln dieser Zeit werden noch nicht alle Neuerungen im Pro- 
gramm eingeführt. Ab dem Jahr 2001 werden dann alle 
Beschlussteile umgesetzt. 

Das SOKRATES 11-Programm ist für eine Laufzeit von sieben 
Jahren (2000 bis 2006) vorgesehen und setzt verschiedene 
erfolgreiche Aktionen des Vorläuferprogramms fort (Erasmus, 
Lingua) und ergänzt diese durch neue Aktionen zur Erwachse- 
nenbildung und zu Multimedia (Grundtvig, Minerva). Das Pro- 
gramm SOKRATES II wird gemeinsam mit dem Programm 
LEONARDO da VINCI II das Konzept des lebenslangen 
Lernens stärker in den Mittelpunkt stellen und erheblich zum 
Ausbau der europäischen Bildungskooperation beitragen. 

Das SOKRATES-Programm wurde am 26. November 1999 
vom EU-Bildungsministerrat verabschiedet. Folgende Aktio- 
nen werden in SOKRATES II gefördert: 

- Aktion 1 : Comenius (Schulbildung), 

- Aktion 2: Erasmus (Hochschulbildung), 

-Aktion 3: Grundtvig (Erwachsenenbildung), 

- Aktion 4: Lingua (Fremdsprachenerwerb), 

- Aktion 5: Minerva (Multimedia im Bildungsbereich), 

- Aktion 6: Gemeinsame Aktionen, 

- Aktion 7: Beobachtung und Innovation und 

- Aktion 8: Flankierende Maßnahmen. 

Der SOKRATES-Beschluss sieht vor, dass sich die Mindest- 
größe der auszugebenden Mittel für Erasmus auf 51% des 
Budgets, für Comenius (einschließlich des Austausches zum 
Fremdsprachenerwerb für Schüler, Auszubildende, Lehrer und 
Ausbilder) auf 27% und für Grundtvig auf 7% beläuft. In 
Deutschland werden die einzelnen Aktionen durch die natio- 
nalen Koordinierungsstellen Deutscher Akademischer Aus- 
tauschdienst (Erasmus), Pädagogischer Austauschdienst und 
Carl-Duisberg-Gesellschaft (Comenius) sowie eine euro- 
päische Agentur beim Bundesinstitut für Berufsbildung 
(Lingua, Minerva, Grundtvig) betreut. 

EUROPASS 

Der EUROPASS zur Bescheinigung von Auslandsqualifika- 
tionen in der beruflichen Bildung, der ab dem Jahr 2000 
Anwendung findet, ist neben den neuen EU-Bildungsprogram- 
men LEONARDO da VINCI II und SOKRATES II und den 
nationalen Austauschprogrammen des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung von hoher Bedeutung für die Verbesse- 
rung der grenzübergreifenden Bildungszusammenarbeit und 
die Steigerung der Mobilität innerhalb der EU. 


Die - auch auf deutsche Forderungen zurückgehende - Ratsent- 
scheidung zur Bescheinigung von strukturierten Auslands- 
qualifikationen in einem EU-einheitlichen EUROPASS regelt 
die Rahmenbedingungen für die Bescheinigung von „euro- 
päischen Berufsbildungsabschnitten“. Diese Abschnitte werden 
auf der Grundlage von Vereinbarungen der Ausbildungspartner 
aus dem Herkunfts- und Gastland durchgeführt und von einem 
Ausbilder begleitet. Die Ausbildungspartner legen dabei In- 
halte, Ziele, Dauer und Modalitäten der Auslandsqualifizierung 
fest. Die Nutzung des EUROPASS ist freiwillig. Dennoch hat 
der EUROPASS bereits jetzt eine große Nachfrage zu verzeich- 
nen. 

Der EUROPASS gilt für alle Formen der Berufsausbildung, die 
einen betrieblichen Ausbildungsteil enthalten, einschließlich 
solcher im Hochschulbereich. Er sieht die mindestens zwei- 
sprachige Bescheinigung der Auslandsqualifikation in der 
Sprache des Herkunfts- und Gastlandes vor. Im EUROPASS 
werden die Dauer und die während der Auslandsqualifizierung 
vermittelten Fachinhalte und wo möglich die Ausbildungser- 
gebnisse bescheinigt. Zudem werden die Teilnehmer, deren 
Ausbilder die Gesamtdauer der Ausbildung und die beteiligten 
Ausbildungseinrichtungen benannt. Die Bescheinigung wird 
unmittelbar durch die für die Berufsausbildung der Teilnehmer 
verantwortlichen Partner ausgestellt. 

Der EUROPASS, der auch über EU-Programme hinaus An- 
wendung finden kann, wird in allen EU- Amtssprachen bereit- 
gestellt. Die Austauschmaßnahmen selbst sind aus den EU-Bil- 
dungsprogrammen LEONARDO da VINCI und SOKRATES, 
bilateralen Bildungsprogrammen oder aus sonstigen Quellen zu 
finanzieren. Die Ausgabe der EUROPAS S-Formulare in 
Deutschland erfolgt ab Anfang 2000 durch verschiedene Aus- 
tauschorganisationen, Einrichtungen des Bundes und der Län- 
der sowie der Sozialpartner. 

Zur Information der breiten Fachöffentlichkeit hat das Bundes- 
ministerium für Bildung und Forschung in Zusammenarbeit 
mit der Europäischen Kommission, den Ländern und Sozial- 
partnern im Dezember 1999 in Hannover eine nationale Start- 
konferenz zum EUROPASS und zu LEONARDO da VINCI II 
veranstaltet. 


Verstärkung der bildungspolitischen 
Zusammenarbeit im Bildungsministerrat 

Auf Vorschlag der finnischen Präsidentschaft verabschiedete 
der Bildungsministerrat am 26. November 1999 eine Ratsent- 
schließung zur Verstärkung der bildungspolitischen Zu- 
sammenarbeit. Zukünftig soll eine stärkere Kontinuität 
zwischen den Präsidentschaften im Bildungsbereich bestehen 
und eine dynamische Strategie für die weitere Diskussion 
europäischer Bildungspolitik entwickelt werden. Dabei sollen 
auch verschiedene zwischenstaatliche Initiativen Berücksich- 
tigung finden. Im Rahmen einer „Rolling Agenda“ werden 
künftig gemeinsame Schwerpunktthemen über mehrere Prä- 
sidentschaften hinweg aufgenommen und vom Rat erörtert. 
Kern ist eine stärkere Strukturierung der Kooperation zu 
prioritären Bildungsthemen, der kontinuierliche Austausch von 
„best practice“ und von relevanten politischen Initiativen sowie 
die stärkere Verbindung dieser Aktivitäten mit Gemeinschafts- 
maßnahmen. Die Bildungsminister haben für die erste Phase 
der „Rolling Agenda“ drei Schwerpunktthemen festgelegt: Bil- 
dung und Beschäftigung, Qualität in der Bildung sowie 
Mobilität und Anerkennung von Qualifikationen und Studien- 
aufenthalten. Mit dem ersten Thema wird zugleich das Leit- 
thema der deutschen Präsidentschaft aufgegriffen. 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-205- 


Drucksache 14/3244 


E U-Sprachensiegel/ 
Europäisches Jahr der Sprachen 2001 

Die Initiative der Europäischen Kommission zum EU- 
Sprachensiegel dient dazu, die Bedeutung des Fremdsprachen- 
lemens in allen Bildungsbereichen zu unterstreichen und inno- 
vative Fremdsprachenprojekte der Mitgliedstaaten in EU- Wett- 
bewerben zu unterstützen und auszuzeichnen. Die Ausschrei- 
bung erfolgt auf der Grundlage europäischer Kriterien, die 
national ergänzt werden können. Die Auswahl von Projekten 
soll jeweils durch eine nationale Jury mit Beteiligung auslän- 
discher Experten erfolgen. An dieser seit 1997/1998 laufenden 
Initiative nehmen zwischenzeitlich alle EU- Staaten teil. 
Deutschland hatte gegen die Initiative in ihrer ursprünglich 
geplanten Form („europäisches Gütezeichen für Schulen“) 
Bedenken. Aufgrund der Neuorientierung der Initiative und 
deren weitgehender Dezentralisierung auf die Mitgliedstaaten 
haben sich Bund und Länder zwischenzeitlich auf eine gemein- 
same Beteiligung am Sprachensiegel verständigt. 

Das Europäische Jahr der Sprachen 2001 wird in Zusammen- 
arbeit von Europarat und Europäischer Kommission gemein- 
sam mit den Mitgliedstaaten vorbereitet und durchgeführt. Ziel 
des Jahres ist es, das Fremdsprachenlemen in Europa und die 
Vermittlung interkultureller Kompetenzen zu verbessern. Eine 
Serie gemeinschaftsweiter, nationaler, regionaler und lokaler 
Veranstaltungen und Projekte werden gefördert. 

Der Europarat hat bereits mit der Vorbereitung der Umsetzung 
begonnen. Die EU-Kommission hat unter finnischer Präsident- 
schaft Ende Oktober 1999 den Vorschlag für einen Ratsbe- 
schluss zur Beteiligung am Europäischen Jahr der Sprachen 
vorgelegt. Der Ratsbeschluss wird im EU-Bildungsausschuss 
verhandelt und soll im ersten Halbjahr 2000 unter portugie- 
sischer Präsidentschaft verabschiedet werden. Deutschland 
unterstützt diese Initiative grundsätzlich, allerdings sind noch 
verschiedene offene Fragen zu klären (enge Zusammenarbeit 
zwischen Europarat und Kommission, Bündelung der verschie- 
denen europäischen und multilateralen Aktivitäten im Fremd- 
sprachenjahr, Sprachenvielfalt, organisatorische Vorbereitung 
und Umsetzung, Budget). Der Kommissionsentwurf för den 
Ratsbeschluss sieht einen Finanzrahmen von acht Mio. EURO 
vor (zusätzlich vier Mio. EURO Vorbereitungskosten aus dem 
Haushalt 2000). 

Europäische Strukturfonds 

Für den Zeitraum von 2000 bis 2006 gelten für die Euro- 
päischen Strukturfonds neue Verordnungen. Die bisherigen 
Regelungen, die von 1994 an galten, sind Ende 1999 ausgelau- 
fen. Die fönf Verordnungen för die Strukturfonds für den Zeit- 
raum ab 2000 setzen sich aus einer „horizontal“ ausgerichteten 
allgemeinen Verordnung sowie den „vertikal“ ausgerichteten 
Verordnungen för jeden Fonds (ESF, EFRE, EAGFL- Ausrich- 
tung, FIAF) zusammen. Zentrale Aufgabe der Strukturförde- 
rung bleibt die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalts, insbesondere die Schaffung von Einkommen 
und Beschäftigung in den Regionen mit Entwicklungsrück- 
stand. Für die Strukturfonds stehen in der Förderperiode 2000 
bis 2006 insgesamt 195 Mrd. EURO zur Verfügung. Auf 
Deutschland entfallen davon ca. 30 Mrd. EURO, wovon ca. 20 
Mrd. EURO för die neuen Länder und 10 Mrd. EURO för die 
alten Länder vorgesehen sind. 

Anstelle der bisherigen sieben Ziele sind künftig nur noch drei 
Ziele vorgesehen. Ziel 1 dient der Förderung der Entwicklung 
und strukturellen Anpassung der Regionen mit Entwicklungs- 
rückstand und gleicht damit dem bisherigen Ziel 1. Als Förder- 
kriterium gilt die Grenze von 75 % des pro Kopf Bruttoinlands- 


produktes gegenüber dem Gemeinschaftsdurchschnitt. Ziel 2 
dient der Erleichterung der wirtschaftlichen und sozialen 
Umstellung der Gebiete mit Strukturproblemen und deckt 
damit die alten Ziele 2 (Umstellung der Industriegebiete mit 
rückläufiger industrieller Entwicklung), 5 b (Entwicklung der 
ländlichen Gebiete) sowie den FIAF (Strukturmaßnahmen im 
Bereich der Fischerei) ab. Ziel 2 findet in Regionen außerhalb 
der Ziel 1 -Gebiete Anwendung, die mit besonderen Struktur- 
problemen konfrontiert sind. Dabei kann es sich sowohl um 
Industrieregionen als auch um ländliche Gebiete sowie um 
städtische Problemzonen handeln. In den Fördergebieten von 
Ziel I und 2 leben insgesamt 41 % der EU-Bevölkerung. In 
Deutschland sind die fönf neuen Länder Ziel 1 -Gebiete. In den 
alten Ländern werden etwa 10 Millionen Einwohner von den 
Ziel 2-Gebieten erfasst. Ziel 3 hat die Förderung der Anpassung 
und Modernisierung der Bildungs-, Ausbildungs- und Beschäf- 
tigungspolitiken und -Systeme zum Ziel. Damit wird das bishe- 
rige Ziel 3 (Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit, beruf- 
liche Eingliederung) und das Ziel 4 (Anpassung an den in- 
dustriellen Wandel) vereint. Das neue Ziel 3 kommt als hori- 
zontales Ziel flächendeckend außerhalb der Ziel 1 -Gebiete zur 
Anwendung. 

In den Ziel 1 -Gebieten findet eine Förderung nach den Kriterien 
des Zieles 3 gemäß den Regeln und Fördersätzen för Ziel 1- 
Gebiete statt. Maßgeblich für die Ziel 3 -Förderung ist neben 
den allgemeinen Bestimmungen über die Strukturfonds die 
Verordnung zum Europäischen Sozialfonds (ESF). Die neue 
ESF- Verordnung sieht in der gesamten EU gleiche Fördermög- 
lichkeiten bei unterschiedlichen Interventionssätzen vor. Die 
ESF-Förderung konzentriert sich zukünftig auf fünf Politik- 
bereiche (Artikel 2): 

1 . Entwicklung und Förderung aktiver Arbeitsmarktpolitiken 
zur Bekämpfung und Verhinderung von Arbeitslosigkeit; 

2. Förderung der Chancengleichheit; 

3. Förderung und Verbesserung der beruflichen und der allge- 
meinen Bildung; 

4. Förderung eines anpassungsfähigen Arbeitskräftepotenzials, 
Entwicklung des Untemehmergeistes, Erleichterung der 
Schaffung von Arbeitsplätzen, Qualifizierung des Arbeits- 
kräftepotenzials in Forschung, Wissenschaft und Techno- 
logie; 

5. Förderung spezifischer Maßnahmen zur Verbesserung des 
Zugangs der Frauen zum Arbeitsmarkt. 

Der ESF unterstützt daneben die europäische Beschäftigungs- 
strategie, die beschäftigungspolitischen Leitlinien sowie die 
nationalen Aktionspläne för Beschäftigung. Zuschüsse können 
gewährt werden för Einzelpersonen, Strukturen und Systeme, 
flankierende Maßnahmen (z.B. Finanzierung von Betreuungs- 
systemen, sozialpädagogische Begleitmaßnahmen, Informa- 
tionsmaßnahmen) sowie för technische Hilfe, innovative Maß- 
nahmen und Pilotprojekte. 

Daneben wird aus dem ESF die Gemeinschaftsinitiative 
EQUAL finanziert, deren Ziel im Rahmen einer grenzüber- 
schreitenden Zusammenarbeit die Bekämpfung von Diskrimi- 
nierungen und Ungleichheiten jeglicher Art beim Zugang zum 
Arbeitsmarkt ist. Hierfür ist för Deutschland ein Förder- 
volumen von 484 Mio. EURO vorgesehen. Die bisherigen 
Gemeinschaftsinitiativen ADAPT und BESCHÄFTIGUNG 
sind 1999 ausgelaufen. 

Die neue Verordnung zum ESF von 2000 bis 2006 eröffnet 
erweiterte Nutzungsmöglichkeiten im Bildungsbereich. Im 
Rahmen des ESF werden för Bundesprogramme in den geo- 
grafisch besonderes wichtigen Förderzielgebieten 1 und 3 ins- 
gesamt rund vier Mrd. EURO zur Verfügung stehen. Das Bun- 
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desministerium für Bildung und Forschung ist an der Ab- 
stimmung der Strukturfondsprogramme in Deutschland be- 
teiligt und nutzt sie zur Ergänzung seiner berufsbildungspoli- 
tischen Maßnahmen. 


6.2.3 Umsetzung von LEONARDO da VINCI I 
und SOKRATES I in Deutschland 

Das Aktionsprogramm zur Durchfährung einer gemeinschaft- 
lichen Berufsbildungspolitik LEONARDO da VINCI I (1995 
bis 1999) hatte das Ziel, die Qualität der Berufsbildung in den 
europäischen Teilnehmerstaaten zu fördern und dadurch zur 
Leistungsfähigkeit der Berufsbildungssysteme in den Mitglied- 
staaten beizutragen. Für die gesamte Laufzeit des Programms 
betrug das Budget unter Berücksichtigung von Aufstockungen 
620 Mio. EURO. 

Im Rahmen des Programms fanden jährlich in allen Teilneh- 
merstaaten Ausschreibungen zu Austauschmaßnahmen, Pilot- 
projekten und Erhebungen/Studien zu den Kembereichen der 
beruflichen Ausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der 
Zusammenarbeit von Hochschule/Untemehmen statt. Auf- 
grund des bevorstehenden Programmendes erfolgte die letzt- 
malige Ausschreibung 1999 in eingeschränktem Ausmaß. Mit 
rund 75 Mio. EURO fiel das Budget für diese Programmphase 
deutlich niedriger aus. Schwerpunktmäßig zielte der Aufruf zur 
Antragstellung darauf, mittels erweiterter Partnerschaften und 
neuer Transferstrategien die Verbreitung und die Nachhaltig- 
keit erfolgreicher Projektarbeiten zu verstetigen. 

Das Bundesministerium fär Bildung und Forschung hat für die 
Ausschreibung in Deutschland in Zusammenarbeit mit anderen 
Bundesministerien, Wirtschafts- und Kultusministerien der 
Länder, Vertretern der Spitzenverbände der Arbeitgeber und 
der Gewerkschaften sowie mit den LEONARDO-Durchfäh- 
rungsstellen ein umfassendes nationales Auswahlverfahren auf 
der Basis von Vorbewertungen der LEONARDO-Koordinie- 
rungsstellen durchgefährt. 

Die Anzahl der bewilligten Projekte unter deutscher Leitung, 
die innovative Problemlösungen und fachbezogene Auslands- 
aufenthalte von Auszubildenden, Berufsschülern, jungen 
Arbeitnehmern und Ausbildern zum Ziel hatten, belief sich 
1999 auf insgesamt 81 mit einer Gesamtfördersumme von 
nahezu 14 Mio. EURO. Die hinsichtlich der Finanzausstattung 
und der verkürzten Laufzeit beschränkte Ausschreibung 1999 
führte im Programmbereich der Pilot- und Multiplikatorprojek- 
te zu einer thematischen Vielfalt, die auch bisher weniger 
beachtete Problemfelder aufgriff. Dem Multi-Media-Einsatz in 
der Berufsbildung und dem berufsbezogenen Sprachenerwerb 
kam 1999 erneut eine wichtige Bedeutung zu (58 bewilligte 
Projekte). 

Im Rahmen des Programms standen der Carl-Duisberg-Gesell- 
schaft fär fachbezogene Auslandsaufenthalte von Auszubilden- 
den, Berufsschülern, jungen Arbeitnehmern und Ausbildern 
1999 rund 8,4 Mio. DM (4,3 Mio. EURO) zur Verfügung. Ins- 
gesamt gab es einen Aufwuchs der Mittel fär diesen Programm- 
teil gegenüber dem Vorjahr von 30%. Dadurch wurden etwa 
360 betriebliche und außerbetriebliche Berufsbildungsmaßnah- 
men fär etwa 4.100 Teilnehmer mit einer Dauer von zwei 
Wochen bis zu einem Jahr in einem der 28 Partnerländer des 
Programms möglich. Auch 1999 ist es wieder gelungen, eine 
größere Anzahl von Auszubildenden (mehr als 300 Teilneh- 
mer) fär einen Qualifizierungsaufenthalt von mehr als drei 


‘) Vgl. auch Kapitel 5.5.6 und Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 6.1.2 


Monaten in ausländische Bildungseinrichtungen bzw. Unter- 
nehmen zu entsenden. Zum ersten Mal konnten Bildungsein- 
richtungen und Unternehmen die Förderung eines vorbereiten- 
den Besuches für Mobilitätsprojekte beantragen. Fast 20% der 
Anträge wurden von betrieblichen Trägem der Bemfsbildung 
eingereicht. Insgesamt erfreut sich LEONARDO da VINCI im 
Bereich der Mobilitätsfördemng in Deutschland eines hohen 
Interesses und einer hohen Akzeptanz. 

Die erste Phase des EU-Bildungsprogramms LEONARDO da 
VINCI war in der Gesamtbilanz aus deutscher Sicht ein Erfolg. 
Mit vergleichsweise wenig Geld - wenn man den Vergleich zu 
anderen Gemeinschaftspolitiken wie etwa den ESF zieht - wur- 
de viel bewegt. Von 1995 bis 1999 haben z.B. mnd 40.000 
Auszubildende, Arbeitnehmer, Ausbilder und Studenten im 
Rahmen von LEONARDO-Projekten die Möglichkeit erhalten, 
durch einen Aufenthalt in einem anderen europäischen Land 
ihre bemfliche und persönliche Kompetenz zu stärken. Deut- 
sche Betriebe, Bemfsschulen, Bildungsorganisationen und Ver- 
bände haben seit Beginn von LEONARDO da VINCI I in mehr 
als tausend mehrjährigen grenzübergreifenden Pilotprojekten 
mitgewirkt. Eine systematische Aufarbeitung der vielen inno- 
vativen Projektergebnisse gibt es bislang erst in Ansätzen. Sie 
wird kontinuierlich fortgefährt werden. Daneben werden Maß- 
nahmen zur Verbreitung und Verwertung der Ergebnisse ver- 
stärkt. 

In der zweiten Phase von LEONARDO da VINCI wird es u. a. 
auch darauf ankommen, die deutsche Beteiligung auf eine brei- 
tere Basis zu stellen. Die bisherige Teilnahme am Programm 
war insgesamt gut, allerdings hat sich aber auch in den vergan- 
genen Jahren ein relativ fester Stamm von Bewerbern (ca. 
80%) etabliert. Deshalb sollen die regionalen Netzwerke, die in 
der ersten Phase entstanden sind, mit ihrer hohen fachlichen 
Expertise zu regionalen Muliplikatoren ausgebaut werden. Ein 
weiteres Ziel wird darin bestehen, Kompetenz fär die Betei- 
ligung von kleinen und mittleren Unternehmen aufzubauen. 
Nicht umsonst hat die Kommission einen Betrag von 500 
EURO als Anreiz fär die Erstantragstellung von kleinen und 
mittleren Unternehmen vorgesehen. 

Die organisatorischen Voraussetzungen fär den Start von 
LEONARDO da VINCI II sind geschaffen. Zusammen mit den 
Sozialpartnern und den Ländern werden in der ersten Jahres- 
hälfte 2000 darüber hinaus die Weichen fär eine strategischere 
Nutzung des Aktionsprogramms gestellt werden. 

Das Aktionsprogramm SOKRATES I förderte von 1995 bis 
1999 die europäische Dimension und die transnationale Zu- 
sammenarbeit im Bereich der allgemeinen Bildung (Schulen, 
Hochschulen und andere Bereiche). Für diesen Zeitraum stan- 
den 920 Mio. EURO zur Verfügung. Das in Deutschland 
gemeinsam von Bund und Ländern durchgefährte Programm 
wird als SOKRATES II ab 2000 fortgesetzt^). 

SOKRATES war auch 1999 durch eine stetig zunehmende 
Teilnahme von Studenten und Hochschullehrern, Schulen und 
Ausbildungseinrichtungen sowie Projektträgem und Netz- 
werken gekennzeichnet. Im Jahr 1999 stand ein Gesamtbudget 
von 217 Mio. EURO zur Verfügung, davon 120 Mio. EURO 
fär den Hochschulbereich. Nach wie vor steigt die Anzahl der 
teilnehmenden deutschen Hochschulen auf zuletzt 236, denen 
mittlerweile mnd 5,9 Mio. EURO fär die Organisation von Stu- 
dentenmobilität, den Dozentenaustausch, Curriculaentwicklung 
und die Entwicklung von Leistungspunktsystemen (ECTS) zur 
Verfügung stehen. Rund 14 Mio. EURO standen fär die Förde- 
mng der Studentenmobilität zur Verfügung. Voraussichtlich 
werden 15.500 Studenten im Studienjahr 1999/2000 einen Auf- 


9 Vgl. Kapitel 6.2.2 
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enthalt an einer ausländischen Hochschule in ihr Studium inte- 
grieren. Wichtigstes Zielland für die deutschen Studenten ist 
Großbritannien. Deutschland gehört nach wie vor zu den drei 
wichtigsten Zielländem für ausländische Studenten in Europa. 

Auch die Förderung im Schulbereich ist weiter angewachsen. 
Vor allem die Zahl der am Programmteil Comenius beteiligten 
deutschen Schulen hat sich erheblich erhöht. Waren es 1998 
noch 831, so beteiligten sich 1999 bereits über 1.200 Schulen 
am Programm. Von den 36,7 Mio. EURO, die für Comenius 
europaweit zur Verfügung standen, haben deutsche Schulen 
den Betrag von 6,4 Mio. EURO für europäische Kooperationen 
nutzen können. 

Auch die Förderung des Fremdsprachenlemens im Programm- 
teil Lingua, die vornehmlich Teilnehmern aus dem Bereich der 
Berufsbildung zugute kommt, konnte weiter ausgebaut werden. 
Sie kam im Jahr 1999 rund 1 .830 Auszubildenden, die die Carl- 
Duisberg-Gesellschaft betreute, und rund 1 .480 Berufsschülern 
und Berufsschülerinnen aus schulischen Berufsbildungsmaß- 
nahmen der Länder, die über den Pädagogischen Austausch- 
dienst bei der Kultusministerkonferenz gefördert wurden, zu- 
gute. 1 .700 Lehrer und Ausbilder beteiligten sich am Austausch 
zum Fremdsprachenerwerb. 

6.2.4 Kooperation mit europäischen 
Berufsbildungseinrichtungen 

CEDEFOP 

Schwerpunkte der Arbeit des Europäischen Zentrums zur För- 
derung der Berufsbildung (CEDEFOP) waren die Unterstüt- 
zung der Europäischen Kommission und der Mitgliedstaaten 
bei der europäischen Berufsbildungszusammenarbeit und die 
Erarbeitung sowie Veröffentlichung von Fachpublikationen zu 
ausgewählten Berufsbildungsfragen. Für 1999 sind der erstmals 
erschienene Europäische Berufsbildungsforschungsbericht, die 
Arbeiten an einem Europäischen Berufsbildungsbericht und die 
in Zusammenarbeit mit der EU-Kommission und den Mitglied- 
staaten organisierten Foren zur Verbesserung der bildungs- 
politischen Zusammenarbeit in Europa (z.B. zur Transparenz 
von Qualifikationen) hervorzuheben. Außerdem wurden das 
CEDEFOP-Studienbesuchsprogramm für Berufsbildungs- 
experten (stärker themenfokussierte, kürzere Studiengruppen) 
reformiert und breite Diskussionsforen mit der Fachöffentlich- 
keit (elektronisches „Training Village“ im Internet) geschaffen. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung war an der Erstellung des 
europäischen Berufsbildungsforschungsberichts beteiligt. Es 
nimmt zudem am Circle of European Trends in Occupations 
and Qualifications (CIRETOQ) teil, der aus Forschungseinrich- 
tungen aus den meisten Mitgliedstaaten besteht. Die Forschung 
auf dem Gebiet europäischer Trends bei Berufen, Qualifikatio- 
nen und Kompetenzen soll u. a. die Umsetzung der AGENDA 
2000, der gemeinsamen beschäftigungspolitischen Leitlinien 
und des Programms LEONARDO II unterstützen. 

Europäische Stiftung für Berufsbildung 

Die Europäische Stiftung für Berufsbildung (European Trai- 
ning Foundation - ETF) in Turin fördert die Zusammenarbeit 
zwischen der EU und den Ländern Mittel- und Osteuropas, der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten einschließlich der Mongo- 
lei und seit Juli 1998 auch der Länder im Mittelmeerraum, um 
die Restrukturierung und inhaltliche Modernisierung der beruf- 
lichen Bildung in diesen Ländern zu unterstützen. Die Arbeit 
der ETF erstreckt sich auch auf die Ausbildung von Führungs- 
kräften. 


Im Bereich der Programmaktivitäten lag im Jahr 1999 der 
Schwerpunkt im Bereich der beruflichen Aus- und Weiterbil- 
dung bei der Verwaltung, technischen Absicherung und Beglei- 
tung von EU-Projekten der PHARE- und TACIS-Programme. 
Die ETF unterstützt im Bereich der europäischen Berufsbil- 
dungspolitik in Zusammenarbeit mit anderen Institutionen den 
Beitrittsprozess der assoziierten Staaten zur EU. Der Ausbau 
eines Informationsnetzwerkes im Berufsbildungssektor (Netz 
nationaler Beobachtungsstellen) und dessen Nutzung zur Er- 
stellung analytischer Länderberichte und Faktenblätter über 
Partnerländer sowie in deren Beratung ist dazu ein wichtiger 
Beitrag. Die Stiftung leistet damit einen Beitrag zur beitrittsvor- 
bereitenden Strategie für die assoziierten Länder und trägt in 
erheblichem Maß zur Schaffung und Konsolidierung der Stabi- 
lität und zur Einführung der Marktwirtschaft in Mittel- und Ost- 
europa bei. 

Im Mittelpunkt der Zusammenarbeit mit der ETF, stand weiter- 
hin das Thema „Standards in der beruflichen Bildung“ in der 
EU und in Mittel- und Osteuropa. Präzisierungen - sowohl 
inhaltlich als auch sprachlich - sowie konkrete Beispiele sind 
notwendig, um das wechselseitige Verständnis der nationalen 
systemspezifischen Standards zu verbessern und zu sichern. 
Erst wenn hinreichende Klarheit besteht, ist ein sachgerechter 
Vergleich der Konzepte für Anforderungsprofile, Curricula 
oder Modularisierung möglich sowie eine angemessene Ent- 
scheidung in den Staaten Mittel- und Osteuropas, an welchen 
Modellen sie sich künftig orientieren sollten und wie diese 
unter den landesspezifischen Bedingungen konkret umgesetzt 
werden können. Der Transformationsprozess der mittel- und 
osteuropäischen Staaten verläuft mit unterschiedlicher Ge- 
schwindigkeit und in verschiedenen Richtungen. So ist auch 
weiterhin eine differenzierte und zugleich realistische Beratung 
unbedingt erforderlich. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat in diesem Sinne im 
Auftrag der ETF einen zweiten Bericht zur Standardentwick- 
lung erstellt^), in dem die zwischenzeitlich gemachten Erfah- 
rungen in der Zusammenarbeit mit Mittel- und Osteuropa auf- 
gearbeitet werden, notwendige international vergleichende Be- 
griffsklärungen durchgeführt (z.B. Beruf, Curriculum, Kompe- 
tenz, Modul) und Empfehlungen für die Weiterarbeit formuliert 
werden. Darüber hinaus enthält er ausführliche Beispiele über 
die Standardkonzepte (Definition, Entwicklung, Evaluation) in 
vier EU-Mitgliedstaaten (Deutschland, England, Frankreich 
und Niederlande). 


’)Laur-Emst, U./Kunzmann, M./Hoehne, B.: „Standards in der beruf- 
lichen Bildung - Präzisierungen, Erfahrungen“, Beispiele, Band 2, ETF 
(Hrsg.), 1999 
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6.3 Bilaterale und multilaterale 
Zusammenarbeit 

6.3.1 Initiativen für mehr Internationalität in der 
beruflichen Bildung 

Steigerung der Mobilität und des Austausches 
in der beruflichen Bildung 

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, deutlich mehr 
jungen Menschen schon im Rahmen ihrer beruflichen Erstaus- 
bildung oder direkt im Anschluss daran die Möglichkeit zu 
geben, im Rahmen von Austauschprogrammen internationale 
Erfahrungen zu erwerben. In einem ersten Schritt hat das Bun- 
desministerium für Bildung und Forschung die Mittel für 
bilaterale Austauschmaßnahmen im Jahr 1999 um 20% auf 
13 Mio. DM erhöht. Im Jahr 2000 ist eine weitere Aufstockung 
um eine Mio. DM auf dann 14 Mio. DM vorgesehen, weil die 
Nachfrage nach internationalen Austauschmaßnahmen in der 
beruflichen Bildung weiter steigt. Die Anfragestatistik der 
Informations- und Beratungsstelle für Aus- und Weiterbildung 
bei der Carl-Duisberg-Gesellschaft verzeichnete 1999 über 
50.000 Anfragen nach Qualifizierungsmaßnahmen im Ausland 
(1990: 28.000 Anfragen). Dies ist eine erhebliche Steigerung, 
die eine Herausforderung für alle Akteure in der beruflichen 
Bildung, für Auszubildende und Ausbilder, für Betriebe und 
Bildungseinrichtungen, für Sozialpartner und Staat bedeutet. 

In einem Konzept für „Mehr internationale Mobilität in der 
beruflichen Bildung“ hat das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung folgende Schwerpunkte festgelegt: 

- Verdoppelung der Anzahl der jungen Menschen mit Aus- 
ländserfahrung während oder direkt im Anschluss an die Aus- 
bildung in den nächsten Jahren, 

-stärkere Verantwortung der Sozialpartner bei der Mobili- 
tätsförderung (aktive Beteiligung von Unternehmen und 
Kammern, insbesondere kleine und mittlere Unternehmen), 

-strategische Ausrichtung künftiger Mobilitätsmaßnahmen 
(Orientierung an berufsbildungspolitischen und wirtschaft- 
lichen Interessen bzw. Themen), 

- Priorität auf neuen Formen der Auslandsqualifizierung (z.B. 
Ausbildungspartnerschaften und Netzwerke), 

-Verbesserung der Rahmenbedingungen (u.a. Abbau von 
Mobilitätshemmnissen), 

- verbesserte Evaluation zur Sicherung von Qualität und Effi- 
zienz. 

Standortmarketing Berufliche Weiterbildung 

Weiterbildung wird mehr und mehr zu einem internationalen 
Dienstleistungsprodukt - nicht nur, weil sich die Kompetenz- 
und Qualifikationsanforderungen an jeden Einzelnen durch den 
Intemationalisierungsprozess verändern. Auch Angebot und 
Nachfrage im Weiterbildungsbereich werden internationaler, 
zumal der Bedarf an höher qualifizierten Arbeitskräften in den 
Industrie- und Schwellenländem weiter steigen wird. 

Deutschland verfügt über hervorragende Einrichtungen der all- 
gemeinen, vor allem aber auch der beruflichen Weiterbildung. 
Im internationalen Vergleich liegen wir bei betrieblichen In- 
vestitionen in die berufliche Aus- und Weiterbildung im Spit- 
zenfeld. Um Deutschland als Anbieter oder Standort für 
die kommerzielle Weiterbildung ausländischer Interessenten 
international wettbewerbsfähig zu machen, hat das Bundes- 
ministerium für Bildung und Forschung daher 1999 eine Initia- 


tive zur Schaffung von Voraussetzungen gestartet, damit ein 
sich selbsttragendes kommerzielles Weiterbildungsangebot für 
das Ausland entsteht. 

Als erster Arbeitsschritt fand im Februar 1999 ein Workshop 
mit rund 50 inländischen Experten aus Wirtschaft, Gewerk- 
schaften, Verbänden, Wissenschaft und von Weiterbildungsträ- 
gem statt. In Umsetzung der Ergebnisse dieser Veranstaltung 
hat das Bundesministerium für Bildung und Forschung eine 
Studie zum europäischen und internationalen Markt der (bemf- 
lichen) Weiterbildung in Auftrag gegeben, die insbesondere 
folgenden Fragestellungen nachgeht: 

- Mit welchen Methoden/Strategien arbeiten auf diesem Gebiet 
ausgewiesene erfolgreiche Länder wie Großbritannien, USA, 
Kanada, Australien? 

-Welche europäischen/außereuropäischen Märkte (Länder/ 
Regionen/Zielgmppen) könnten in welchen Bereichen für 
deutsche Weiterbildungsanbieter als potenzielle Kunden von 
Interesse sein? 

-Wie können vorhandene Ressourcen und Weiterbildungs- 
angebote in Deutschland im Ausland besser vermarktet wer- 
den? 

Im Kontext dieser Studie fand im Dezember 1999 eine inter- 
nationale Expertentagung „Wachstumsmarkt Weiterbildung“ 
statt, um den Erfahmngsaustausch in- und ausländischer Fach- 
leute zu intensivieren. Die Studie wird im Frühjahr 2000 vor- 
liegen und auch Vorschläge für Handlungsempfehlungen unter- 
breiten, die Gmndlage für eine erfolgreiche Positioniemng 
deutscher Angebote auf dem europäischen und internationalen 
Markt der bemfiichen Weiterbildung sein können. 


6.3.2 Ergebnisse des 74. Deutsch-Französischen 
Gipfels 

Die 74. Deutsch-Französischen Gipfelkonsultationen am 
30. November 1999 in Paris hatten als ein Schwerpunktthema 
„Bildung, Bemfsbildung und Beschäftigung“. Beide Regiemn- 
gen haben übereinstimmend betont, dass Bildung, Bemfsbil- 
dung und Beschäftigung im zusammenwachsenden Europa ent- 
scheidend sind für die Innovationsfähigkeit der Wirtschaft und 
für die Zukunftschancen der Menschen. 

Anlässlich des Gipfels wurden vier Gemeinsame Erklämngen 
unterzeichnet, um die erfolgreiche Zusammenarbeit in der 
bemfiichen Bildung in folgenden Bereichen zu intensivieren: 

- Initiativen zur Ausbildung, Qualifiziemng und Beschäftigung 
von Jugendlichen, 

- neue Qualifikationsprofile in innovativen Bereichen, 

- lebenslanges Femen - bilaterale und internationale Aspekte, 

- Fördemng von Mobilität in der bemfiichen Bildung. 

Als Schwerpunkt der Zusammenarbeit in der bemfiichen Bil- 
dung wurde die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und die 
bemfliche Integration junger Menschen vereinbart, um aus den 
jeweiligen Modellen und Erfahmngen gemeinsam Nutzen zu 
ziehen. Beide Seiten betrachten es als eine wichtige Aufgabe, 
Kooperationsnetze zwischen den für Ausbildung und Beschäf- 
tigung verantwortlichen Partnern aufzubauen, weiterzuent- 
wickeln und grenzübergreifend zu verknüpfen. Praxiserfahmng 
soll ausgetauscht und gebündelt werden mit dem Ziel, innova- 
tive Ansätze im Kampf gegen Jugendarbeitslosigkeit gemein- 
sam zu identifizieren und rasch umzusetzen. 

Der dynamische Wandel in innovativen Bereichen stellt in bei- 
den Ländern neue Anfordemngen an die bemfliche Bildung, 
bietet aber zugleich gute Chancen für Beschäftigung. Vor allem 
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der Informations- und Dienstleistungssektor verspricht wirt- 
schaftliches Wachstum und neue Ausbildungs- und Arbeitsplät- 
ze. Um dieses Potenzial zu erschließen, haben beide Seiten eine 
verstärkte Zusammenarbeit bei der Früherkennung von Quali- 
fikationsbedarfen und bei Qualifikationsprofilen in zukunfts- 
orientierten Beschäftigungsfeldem vereinbart. 

Deutschland und Frankreich haben sich darüber hinaus auf eine 
engere Kooperation im Bereich lebenslanges Lernen im 
europäischen Kontext verständigt. Das betrifft die Erarbeitung 
und Umsetzung von innovativen und zugleich international 
wettbewerbsfähigen Konzepten fär lebenslanges Lernen, auch 
mit dem Ziel, grenzüberschreitende Netzwerke und gemein- 
same Lemzentren in grenznahen Regionen zu fördern. Verein- 
bart wurde ein enger Erfahrungsaustausch bei der Entwicklung 
von Qualitätskriterien fär Weiterbildungsangebote, von Syste- 
men des Qualitätsmanagements und der Qualitätssicherung. 

Besondere Bedeutung messen Deutschland und Frankreich der 
Vorbereitung vor allem junger Menschen auf eine wachsende 
grenzüberschreitende Mobilität in Europa zu. Als erfreulich 
wurde bewertet, dass inzwischen jährlich mehr als 20.000 
Jugendliche und Erwachsene aus Deutschland und Frankreich 
über entsprechende Programme einen ausbildungs- oder berufs- 
bezogenen Aufenthalt im Partnerland absolviert haben. Beide 
Seiten haben vereinbart, den Austausch in der beruflichen Bil- 
dung weiter auszubauen, um die Beschäftigungschancen insbe- 
sondere der jungen Generation im Partnerland wie in ganz 
Europa zu verbessern. 

6.3.3 Bilanz der Austauschprogramme und 
Mobilitätsmaßnahmen 

Angebote und Beratung 

Über Möglichkeiten der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
im Ausland berät die im Auftrag und mit Mitteln des Bundes- 
ministeriums für Bildung und Forschung eingerichtete Infor- 
mations- und Beratungsstelle zur beruflichen Aus- und Weiter- 
bildung (IBS) fär Deutsche im Ausland bei der Carl-Duisberg- 
Gesellschaft. Die bereits in 14. Auflage veröffentlichte IBS- 
Broschüre „Weiterbildung ohne Grenzen 2000 - Angebote zur 
beruflichen Qualifizierung im Ausland“ gibt einen kompakten 
Überblick über das aktuelle Angebot deutscher und internatio- 
naler Austauschorganisationen. 

Die Erfassung und Dokumentation von Informationen über 
Austauschorganisationen und deren Programme sowie die Aus- 
wertung der Fortbildungswünsche seitens der Interessenten und 
der Wirtschaft ermöglichen neben der qualifizierten Beratung 
unterschiedlicher Zielgruppen auch eine Bedarfsanalyse, die 
zur Anpassung bestehender Angebote sowie zur Entwicklung 
neuer Maßnahmen genutzt werden kann. 

Frankreich 

Das deutsch-französische Austauschprogramm in der beruf- 
lichen Aus- und Weiterbildung beruht auf einem Abkommen 
der Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Frankreich aus dem Jahr 1980 über die Durchführung 
eines Austausches von Jugendlichen und Erwachsenen in der 
beruflichen Aus- oder Fortbildung. Die Programme werden 


‘) Seit dem Frühjahr 1999 ist die IBS mit eigener Homepage im Internet 
vertreten (http://www.ibs-cdg.de), die auch „links“ zu anderen Organi- 
sationen enthält. 


vom Deutsch-Französischen Sekretariat fär den Austausch in 
der beruflichen Bildung (DFS) durchgeführt. Jährlich nehmen 
insgesamt rund 3.500 Deutsche und Franzosen an den Aus- 
tauschmaßnahmen teil. Dabei steigt die Anzahl junger Men- 
schen, die im Rahmen ihrer Erstausbildung einen Aufenthalt im 
Partnerland absolvieren, in den letzten Jahren kontinuierlich an. 
Seit 1980 konnten rund 45.000 Teilnehmer gefördert werden. 

Niederlande und Großbritannien 

Seit 1994 werden im Rahmen der bilateralen Zusammenarbeit 
Austauschprojekte fär Auszubildende und Ausbilder mit den 
Niederlanden und Großbritannien durchgefährt. Ziel der Aus- 
tauschprogramme ist es, Ausbildungspartnerschaften zu be- 
gründen und Netzwerke von Unternehmen und ausbildenden 
Institutionen für eine längerfristige grenzüberschreitende Zu- 
sammenarbeit in der beruflichen Bildung zu schaffen. 

Der Austausch mit den Niederlanden beruht auf einer Verein- 
barung zwischen dem Bundesministerium fär Bildung und For- 
schung und dem niederländischen Bildungsministerium. Der 
Austausch mit Großbritannien hat einen zusätzlichen Anstoß 
erhalten durch das neue Programm „Training Bridge“. Bereits 
im Startjahr 1999 haben 140 deutsche Jugendliche an diesem 
Programm teilgenommen. 

Vor dem Hintergrund einer wachsenden Nachfrage junger 
Berufstätiger nach internationalen Qualifikationen wurde 1997 
das Praktikantenprogramm mit anderen EU- Staaten aufgelegt. 
Das Programm beinhaltet einen Sprachkurs, an den sich ein 
dreimonatiges berufsbezogenes Praktikum anschließt. Teilneh- 
men können junge Berufstätige mit abgeschlossener nicht-aka- 
demischer Berufsausbildung zwischen 18 und 30 Jahren. Die 
Suche nach einem Praktikumsplatz bei einem Unternehmen im 
Ausland sowie die Erarbeitung der spezifischen fachlichen Zie- 
le liegt in der Verantwortung des Teilnehmers. 1999 nahmen 
bereits 90 Personen an diesem Programm teil. 

USA 

Seit 1998 fördert das BMBF ein Austauschprogramm fär Aus- 
zubildende und Ausbilder mit den USA. Die Entwicklung der 
Teilnehmerzahlen macht das steigende Interesse an dieser Maß- 
nahme deutlich: Während 1998 2 Projekte mit insgesamt 17 
Teilnehmern gefordert wurden, sind es in 1999 bereits 7 Projek- 
te mit 40 Teilnehmern. Projektträger sind dabei erfreulicher- 
weise nicht nur Großfirmen, sondern vor allem KMU, 
Kammern und Verbände. Dabei hat sich gezeigt, dass die 
meisten der Projektträger aufgrund ihrer positiven Erfahrungen 
mit europäischen Lehrlingsaustauschprojekten nun auch einen 
Überseeaustausch etablieren wollen. 

Perspektiven der Austauschkooperation mit den 
Ländern Mittel- und Osteuropas 

Die bilaterale Zusammenarbeit mit den Ländern Mittel- und 
Osteuropas (MOEL) verfolgt in erster Linie das Ziel, diese 
Staaten bei der Reform ihrer Berufsbildungssysteme zu unter- 
stützen. Wichtiges Förderinstrument der Zusammenarbeit ist 
nach wie vor das TRANSFORM-Programm der Bundesregie- 
rung zur Beratung der osteuropäischen Reformstaaten beim 
Aufbau von Demokratie und sozialer Marktwirtschaft. 

Für insgesamt rund 5,9 Mio. DM im Jahr 1999 haben das Bun- 
desinstitut für Berufsbildung, die Carl-Duisberg-Gesellschaft 
(CDG) sowie die Stiftung für wirtschaftliche Entwicklung und 
berufliche Qualifizierung (SEQUA) in Zusammenarbeit mit 
weiteren Einrichtungen Projekte zur Strukturreform der beruf- 
lichen Bildung durchgefährt. Teilnehmerstaaten sind: Lettland, 
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Litauen, Polen, Slowakische Republik, Tschechische Republik 
und Ungarn, ln diesen Staaten wurde die Förderung vornehm- 
lich komplexer Pilotprojekte, Austausch- und Weiterbildungs- 
maßnahmen sowie Qualifizierungen im Rahmen von Kammer- 
partnerschaften fortgesetzt. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung unterstützt neben der 
fachlichen Beratung zur Systementwicklung und Berufs- 
bildungsforschung in erster Linie den Auf- und Ausbau von 
Modellzentren für die Aus- und Weiterbildung in kauf- 
männischen und gewerblich-technischen Berufen im Industrie- 
bereich sowie für die Ausbildung in rund 50 Handwerksberu- 
fen. Hier werden exemplarisch vorhandene Berufe modernisiert 
oder neue entwickelt, die es in den Partnerstaaten in der Ver- 
gangenheit nicht gab, jetzt aber im Zuge der weiteren wirt- 
schaftlichen Entwicklung dringend benötigt werden. In die 
neuen Berufsbilder und Leminhalte fließen Innovationen ein, 
die den Erfordernissen einer funktionierenden sozialen Markt- 
wirtschaft Rechnung tragen. 

Die CDG führt Weiterbildungsmaßnahmen für Multiplikatoren 
(Ausbilder, Berufsschullehrer) sowie Praktikantenprogamme 
für Wirtschaftsfachkräfte durch, die maßgeblich am Aufbau 
mittelständischer Strukturen, an wirtschaftlichen Innovationen 
und regionalen Infrastrukturprojekten mitwirken. Dabei ist 
einerseits eine Vernetzung mit anderen Projekten in der beruf- 
lichen Bildung wie den Modell- und Ausbildungszentren ge- 
geben, andererseits wird der Fachkräftebedarf in solchen Unter- 
nehmen berücksichtigt, die mit zunehmendem Erfolg auf dem 
heimischen Markt agieren. 

Junge Fachkräfte werden im Rahmen der Programme für ihren 
Weg in die wirtschaftliche Selbständigkeit vorbereitet, so dass 
sie in ihren Ländern als Existenzgründer qualifiziert und moti- 
viert agieren können. Zugleich werden mit der Entwicklung des 
Handwerks und der privaten Dienstleistungswirtschaft Kompe- 
tenzen für die Kooperation zwischen Betrieben und Ausbil- 
dungseinrichtungen in der beruflichen Ausbildung entwickelt 
und in die Praxis umgesetzt. 

Ein Schwerpunkt der CDG-Maßnahmen ist die Weiterbildung 
von Lehr- und Ausbildungspersonal für Innovationen in kauf- 
männischen, dienstleistenden und handwerklich orientierten 
Berufen. Durch flankierende Programme für Führungskräfte in 
staatlichen Zentral- und Regionalverwaltungen für Berufsbil- 
dung soll die Entwicklung dezentraler Führungsstrukturen 
unterstützt werden. 

Die SEQUA konzentriert sich auf berufliche Weiterbildungs- 
und Qualifizierungsprojekte, die als „Kammerprojekte“ in lang- 
fristige Partnerschaften zwischen Selbstverwaltungseinrichtun- 
gen der Wirtschaft in Deutschland und den Partnerländern inte- 
griert sind. Sie ergänzen häufig Partnerschaftsprojekte des Bun- 
desministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung. 

Auch 1999 wurde angesichts der weiter zurückgehenden För- 
dermöglichkeiten des TRANSFORM-Programms der Schwer- 
punkt zunehmend auf die Ergebnissicherung und die Multi- 
plikation von Ergebnissen gelegt. Als „Hilfe zur Selbsthilfe“ 
wird auf die Interessen und den Bedarf der Partnerländer maß- 
geblich eingegangen. Nationale wie internationale Koopera- 
tionsnetze tragen dabei zunehmend zum wechselseitigen Ler- 
nen und zur Verbreitung von Erfahrungen und Ergebnissen bei. 
Es hat sich bewährt, die Projekte weiterhin so durchzuführen, 
dass sie mit dem schrittweisen Abbau der deutschen Beratungs- 
hilfe von den Partnern zunehmend selbstständig weitergeführt 
werden können. Damit werden zugleich Akzeptanz und Iden- 
tifikation der Partner mit den Arbeitsergebnissen gefordert. 

Im Rahmen der bereits 1999 angelaufenen deutschen Sofort- 
maßnahmen innerhalb des Stabilitätspakts für Südosteuropa, 


insbesondere für den Kosovo, wurden kurzfristig rund 2,8 Mio. 
DM für vom Bundesinstitut für Berufsbildung betreute Hilfs- 
maßnahmen aufgewendet. Im Mittelpunkt stehen dabei Aus- 
stattungshilfen für Berufsschulen und Fortbildungskurse für 
Lehrpersonal, konzentriert auf vordringliche Berufsbereiche für 
den Wiederaufbau des Landes wie Bauberufe, Sanitär- und 
Heizungsbau sowie Kfz-Berufe. 

Internationaler Fachkräfteaustausch 
in der beruflichen Bildung (IFKA) 

Die 1998 im Rahmen eines Workshops erarbeiteten neuen 
fachlichen und strukturellen Schwerpunkte dieses Austausch- 
programms wurden 1999 in Form von Pilotmaßnahmen um- 
gesetzt. Zu diesen Pilotmaßnahmen gehörten grenznahe Aus- 
tauschmaßnahmen mit Dänemark, den Niederlanden und der 
Schweiz, die unter speziellen Themenstellungen angeboten 
wurden. Dabei wurden Themen identifiziert und behandelt, die 
Anregungen für die Weiterentwicklung der deutschen Berufs- 
bildung geben können, z.B. Finanzierung beruflicher Bildung, 
regionale Bildungszentren, Ausbildungsverbünde, Lemort- 
kooperationen, Verbindung von Aus- und Weiterbildung. 

In die Teilnehmerwerbung und -benennung waren interessierte 
Kammern aus dem Grenzbereich einbezogen, die insbesondere 
Berufsbildungsfachkräfte aus kleinen und mittleren Unterneh- 
men in dieses Programm einbezogen haben. 

Auf spezifische Themen in innovativen Bereichen ausgerichtet 
waren auch die Fortbildungsaufenthalte in Australien, Finnland 
und den USA. Die Themen wurden in Abstimmung mit den 
ausländischen Partnern festgelegt und befassten sich insbeson- 
dere mit den Entwicklungen in den modernen Informations- 
technologien. 

Eine Besonderheit im Rahmen der themenspezifischen Fortbil- 
dungsmaßnahmen bildete eine zusätzliche Maßnahme für deut- 
sche Berufsbildungsfachkräfte, die einen Austausch von Aus- 
zubildenden mit den USA anstrebt. Diese Maßnahme diente 
dazu, neben der Vermittlung von Informationen über die ameri- 
kanische Berufsbildung Kontakte zu Berufsbildungseinrichtun- 
gen und Unternehmen herzustellen, die Interesse an einem bi- 
lateralen Austausch in der Erstausbildung haben. 

Der erste Aufenthalt einer vietnamesischen Berufsbildungs- 
delegation in Deutschland diente dazu, die Zusammenarbeit mit 
der asiatisch-pazifischen Region auszubauen. 

Deutsch-israelisches Programm 
zur Zusammenarbeit in der beruflichen Bildung 

Die im Jahr 1998 beschlossene inhaltliche Neuausrichtung des 
Programms wurde in 1999 mit dem Start von drei langfristig 
angelegten Kooperationsprojekten begonnen. In den Bereichen 
„Kfz-Technik“ (Karosseriereparatur und -Wartung), „Metall- 
technik mit dem Schwerpunkt hochentwickelte Technologien“ 
(Mechatronik) sowie „High Tech“ (Mediadidaktik) wurde die 
Zusammenarbeit bei der Entwicklung neuer Lehr- und Lem- 
materialien, der Neustrukturierung von Bildungseinrichtungen 
und der Qualifizierung von Berufsbildungspersonal auf eine 
neue Grundlage gestellt. Die Einbindung der Wirtschaft beider 
Länder als Partner bei der Umsetzung der Kooperationsprojekte 
gewährleistet eine Berücksichtigung praxisorientierter Anfor- 
derungen in den Projekten. 

Praktikantenprogramme Lateinamerika 

Vor dem Hintergrund der Lateinamerika-Initiative der Bundes- 
regierung startete im Jahr 1999 das Programm „Praktika für 
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Fach- und Nachwuchshihrungskräfte in Lateinamerika“. Junge 
Berufstätige und Hochschulabsolventen aus den Bereichen 
Technik und Wirtschaft sollen die Möglichkeit erhalten, sich in 
sechs- bis neunmonatigen Praktika mit der Arbeitswelt und den 
sozio-kulturellen Aspekten Lateinamerikas vertraut zu machen, 
um sich so für die Weiterentwicklung der wirtschaftlichen und 
interkulturellen Beziehungen zwischen Deutschland und 
Lateinamerika zu qualifizieren. Regionaler Schwerpunkt des 
Programms ist bislang Brasilien, als weitere lateinamerika- 
nische Staaten kommen die übrigen Mitglieder und assoziierten 
Staaten des Mercosur - Argentinien, Uruguay, Paraguay und 
Chile - sowie Mexiko als Mitglied der NAFTA in Frage. 

Sonderprogramme Asien/Pazifik 

Das 1996 gestartete Sonderprogramm „Japan- Jahr fär Hand- 
werker, Kaufleute und Techniker“ bietet Fachleuten berufs- 
bezogene Praktika in japanischen Unternehmen an, auch mit 
dem Ziel, deutsch-japanische Kooperationen aufzubauen. Das 
1997 neu aufgelegte „Stipendienprogramm zur Förderung der 
beruflichen Weiterbildung in Südostasien in Zukunftstechno- 
logien“ richtet sich an Personen mit abgeschlossener Berufs- 
ausbildung und einer Höherqualifizierung wie Meister und 
Techniker aus den Bereichen Umwelttechnik, Energietechnik, 
Verkehrstechnik, Informations- und Kommunikationstechnik, 
Bio- und Lebensmitteltechnik sowie Werkstoffe und Verarbei- 
tungstechnik. 

6.3.4 Schwerpunkte der Zusammenarbeit 
in der Berufsbildungsforschung 

Netzwerk Neue Berufsbilder für 
Frauen^) in Europa 

Im Zentrum eines von 1996 bis 1999 durchgeführten internatio- 
nalen Projektes - gemeinsam mit Frankreich und Österreich - 
stand die Vernetzung von Berufsbildungsinstitutionen, die 
innovative Aus- und Weiterbildung für Frauen in neuen Berufs- 
bereichen und Schlüsselqualifikationen für neu entstehende 
Berufsfelder anbieten bzw. konzipieren. Das Netzwerk gewähr- 
leistet Synergien zwischen den Akteuren und Unterstützung auf 
gesellschaftspolitischer sowie fachlicher Ebene und ist damit 
ein wichtiger Beitrag zur Verbesserung der Chancengleichheit 
von Frauen im Beruf Die Koordinierungsstelle im Bundesinsti- 
tut für Berufsbildung dient als Ressourcen-Center. Im Internet^) 
werden aktuelle Informationen sowie Ergebnisse verbreitet. 
Eine Datenbank informiert über ffauenspezifische Qualifizie- 
rungsangebote in den drei beteiligten Ländern. 

Neue Berufschancen für Immigrantinnen ^ 

In Zusammenarbeit mit Fachkräften von nationalen und inter- 
nationalen Projekten, Bildungs- und Beratungseinrichtungen, 
die mit der Zielgruppe Immigrantinnen arbeiten, wurden neue 
Ansätze der beruflichen Qualifizierung und Beratung ent- 
wickelt, die die interkulturelle Kompetenz und Mehrsprachig- 
keit als berufliche Qualifikation im Rahmen der Beratungen 
berücksichtigen und in beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen 


9 Zum Thema berufliche Bildung von Frauen vgl. insbesondere Kapitel 
4.4 

9 http :/www.bibb . de/ intemat/ frauen 

9 Projekt im Rahmen der EU-Gemeinschaftsinitiative BESCHÄFTI- 
GUNG/INTEGRA; Laufzeit 1/1999 bis 12/2000 


fordern. Durch Bedarfsanalysen und die Entwicklung von 
Kooperationsstrategien auf lokaler Ebene wurden neue Zugän- 
ge zum Arbeitsmarkt erschlossen. 

Zweite europäische betriebliche 

Weiterbildungserhebung 

1994 fand die erste europäische Erhebung zur betrieblichen 
Weiterbildung (CVTS-I) in den damals 12 EU-Mitgliedstaaten 
statt. Die EU-Kommission hat 1997 der Durchführung einer 
neuen Weiterbildungserhebung (CVTS II) zugestimmt. Zur 
Vorbereitung wurde von der Kommission im Anschluss an die 
Ausschreibung einer „Methodengruppe CVTS-II“ der Auftrag 
erteilt, die Erfahrungen und Ergebnisse von CVTS-I zu eva- 
luieren sowie die CVTS-II Erhebung vorzubereiten. Ende 1998 
hat diese Methodengruppe unter Beteiligung des Bundesinsti- 
tuts für Berufsbildung ihre Arbeit aufgenommen und im Herbst 
1999 die Erhebungsunterlagen für die Feldphase Anfang 2000 
fertiggestellt. Erste Ergebnisse sollen Ende 2000 vorliegen. In 
Deutschland wird CVTS-II wieder vom Statistischen Bundes- 
amt in Zusammenarbeit mit dem Bundesinstitut für Berufsbil- 
dung durchgeführt. An der CVTS-II Erhebung nehmen 26 Staa- 
ten teil (die EU-Mitgliedstaaten sowie auch viele osteuropäi- 
sche Staaten). CVTS-II hat zum Ziel, die berufliche Weiterbil- 
dung in Unternehmen zu erfassen. Mit der Erhebung kann die 
europäische Berufsbildungsstatistik erheblich verbessert wer- 
den, wobei die spezifischen deutschen Gegebenheiten beson- 
ders berücksichtigt werden. 

Zusatzqualifikationen 

In dem Beschluss der AG „Aus- und Weiterbildung“ im Rah- 
men des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbs- 
fähigkeit zur „Strukturellen Weiterentwicklung der dualen 
Berufsausbildung“ werden Zusatzqualifikationen als ein Instru- 
mentarium vorgeschlagen, um den sich dynamisch ändernden 
Qualifikationsanforderungen in Wirtschaft und Gesellschaft 
kurzfristig und flexibel entsprechen zu können sowie zugleich 
für Leistungsstärkere überschaubare Optionen für berufliche 
Karrierewege zu schaffen. In einem international vergleichen- 
den Projekt wird derzeit untersucht, wie im Kontext verschie- 
dener Berufsbildungssysteme Fragen der Flexibilität und Dif- 
ferenzierung bearbeitet werden. Mit Unterstützung des 
CEDEFOP wurde das Projekt an das Netzwerk des CIRETOQ 
(Circle on European Trends in Occupations and Qualifications) 
angeschlossen ^). Es wird im Jahre 2000 abgeschlossen. 

Dort, wo Flexibilität und Individualisierung systemisch stark 
ausgeprägt sind, wie in Großbritannien, zielt Politik in jüngerer 
Zeit darauf, die erste berufliche Qualifikation breiter anzulegen, 
d.h. spezielle nationale Qualifikationen (NVQs) mit allgemei- 
nen Zusätzen oder allgemeine Qualifikationen (GNVQs) mit 
(Einheiten aus) Nationalen Qualifikationen zu ergänzen. In 
Frankreich, dessen System stark von staatlich- schulischen 
Diplomen regiert wird, wurden in neuerer Zeit berufliche 
Qualifikationen konzipiert, die diese „komplementieren“. Zu 
unterscheiden sind drei Arten von „Zusatzqualifikationen“: 
FCIL = Les formations complementaires d’ initiative locale 


9 Vgl. ausführlich dazu Kapitel 3.3 

9 Kooperationspartner sind das französische Centre d’Etudes et de 
Recherches sur les Qualifications (CEREQ), das Danish Vocational 
Teacher Training Institute (DEL), die englische Qualifications and 
Curriculum Authority (QCA), das österreichische Industriewissen- 
schaftliche Institut (IWI), das griechische Institute for Technological 
Education (ITE). 
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(komplementäre Berufsbildung auf der Basis lokaler Initiativen 
unter Aufsicht des Erziehungsministeriums); CQP = Certificats 
de qualification professionelle (berufliche Qualifikationen, ent- 
wickelt und zertifiziert durch Branchenorganisationen - noch in 
den Anfängen); die „titres homologuees“, d.h. die staatliche 
Anerkennung/Anrechnung beruflicher Qualifikationen, die 
außerhalb des Systems der staatlichen Diplome erworben wur- 
den. In Dänemark gibt es eine grundlegende Reform der beruf- 
lichen Bildung; Kennzeichen sind: ein Rahmenwerk fiir alle 
Qualifikationen, Modularisierung und lokale/regionale Autono- 
mie der Berufsbildungseinrichtungen. Individualisierung und 
Flexibilisierung werden zu durchgängigen Struktur- und Orga- 
nisationsprinzipien. 

Der Vergleich zeigt: Mit dem Konzept „Zusatzqualifikationen“ 
gewinnt das deutsche System Anschluss an internationale 
Strukturmodelle, ohne die stabilisierende Funktion des Berufs- 
prinzips preiszugeben. 

Struktur von Ausbildungsniveaus 

Ein international lesbares und anerkanntes Schema von Ausbil- 
dungsniveaus ist für die vergleichende Statistik wie fiir einen 
Eeistungsvergleich der Systeme (Benchmarking) wertvoll. 
Durch das CEDEFOP wird deshalb ein Vorhaben gefördert, in 
dem die Berufsbildungsabschlüsse von Deutschland, Frank- 
reich, Großbritannien, den Niederlanden und Spanien ver- 
glichen und transparent gemacht werden, insbesondere unter 
der Fragestellung: Welches sind die nationalen Prinzipien der 
vertikalen Differenzierung von Ausbildungsabschlüssen? 
Welche Anforderungen sind an ein europäisches Klassifika- 
tionsschema beruflicher Qualifikationen zu stellen? Inwieweit 
können diese Anforderungen durch das europäische Fünf- 
Stufen-Schema oder das neue ISCED- Schema^) erfüllt werden? 

Berufliche Qualiflzierung und lernende Region 

„Femende Region“ als strukturpolitische Strategie erhält 
eine zunehmende Bedeutung bei der Schaffung beruflicher 
Qualifizierungsmöglichkeiten. Dies war Anlass, eine systema- 
tische Bestandsaufnahme von Regionalisierungsstrategien in 
Deutschland und in den Niederlanden vorzunehmen und ihre 
jeweiligen Stärken und Schwächen systematisch zu ver- 
gleichen. Die Ergebnisse^) wurden im Rahmen des 7. deutsch- 
niederländischen Seminars im Oktober 1999 vorgestellt. 

Zusammenarbeit mit USA 

Die Zusammenarbeit mit den USA in der beruflichen Bildung 
ist in 1999 durch weitere Initiativen von deutscher und amerika- 
nischer Seite gefestigt worden. Dabei standen folgende Themen 
im Vordergrund: 

- aktuelle Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt, insbesondere 
der Mangel an IT-Fachleuten und Ansätze für seine Überwin- 
dung, 

-die zunehmende Eigenverantwortung für individuelle Be- 
schäftigungsfähigkeit, die neue Beratungsformen notwendig 
macht (z.B. in den USA Einrichtung von „one stop-centers“, 
in denen alle erforderlichen Informationen erreichbar sind, 
sowie eine früh beginnende Karriereplanung und Bildungsbe- 
ratung), 


') International Standard Classification on Education; von der UNESCO 
und der OECD entwickelt. 

9 Hövels, B./Kutscha, G.: „Berufliche Qualifizierung und lernende Regi- 
on. Ein deutsch-niederländischer Vergleich“, Veröffentlichung in Vor- 
bereitung 


-die wechselseitige Anerkennung/ Anrechenbarkeit von im 
anderen Land erworbenen Qualifikationen (z.B. der Ab- 
schluss einer Ausbildung zur Hotelfachkraft in Deutschland 
als Einstieg für ein verkürztes Studium mit Bachelor- 
Abschluss an einer amerikanischen Universität), 

- Fragen der Flexibilisierung von Berufsbildung vor dem Hin- 
tergrund der auch in Deutschland geführten Diskussion. 

Der Austausch über Fragen beruflicher Bildung mit den USA 
wirkt sich zweifelsohne positiv aus. So lassen sich immer wie- 
der innovative Beispiele in den USA entdecken, die auf Erfah- 
rungen und Funktionsprinzipien der deutschen dualen Berufs- 
bildung beruhen. Sie bleiben aber bisher lokale oder regionale 
Einzelfälle - nicht zuletzt aufgrund der hochgradigen Dezentra- 
lisierung im US-amerikanischen Bildungssystem sowie der 
ausgeprägten Wettbewerbshaltung auch im Bildungsbereich. 
Jeder sucht nach eigenen maßgeschneiderten Lösungen. 

Dementsprechend besteht eine ausgeprägte Zurückhaltung 
gegenüber jeder verpflichtenden nationalen Standardisierung. 
Die freiwillige Übernahme von Standards dagegen, an deren 
Entwicklung Wirtschaft und Gewerkschaften mitgearbeitet 
haben („National Skills Standards Board“), wird in mehreren 
Branchen erfolgreich praktiziert. Um auf diesem Gebiet weiter- 
zukommen, besteht ein hohes Interesse von amerikanischer 
Seite an einem kontinuierlichen Dialog über Qualifikations- 
standards mit Deutschland und anderen EU-Mitgliedstaaten. So 
hat ein weiterer deutsch- amerikanischer Workshop in 1999 zu 
diesem Thema stattgefünden, den das Bundesinstitut für 
Berufsbildung gemeinsam mit US-EURONET (Washington) 
organisierte. Konkretes Ziel war der Vergleich von Qualifizie- 
rungsstandards („skills Standards“) in ausgewählten Berufen/ 
Tätigkeitsfeldern in zwei dynamischen Wirtschaftssektoren: 
der Informations- und Kommunikationstechnologie sowie der 
chemischen Industrie mit Schwerpunkt „Umweltschutz“. Das 
Ergebnis fiel eindeutig aus: Im Prinzip sind die fachlich-techni- 
schen Anforderungen auf diesen Gebieten in den USA und 
Deutschland gleich. Auch hinsichtlich der notwendigen Ver- 
mittlung von „soft skills“ (Schlüsselqualifikationen) besteht 
weitgehende Übereinstimmung. Der wesentliche Unterschied 
liegt in der Bündelung dieser Qualifikationen zu komplexen 
Berufen in Deutschland und zu arbeitsplatzorientierten Tätig- 
keiten in den USA. Das ganzheitlich-integrative Berufskonzept 
und der berufsformig organisierte Arbeitsmarkt bestimmen in 
Deutschland Auswahl und Zusammenfassung der einschlä- 
gigen Qualifikationen. Die USA verfolgen einen demgegen- 
über fachsystematischen und modularen Ansatz. 

Zusammenarbeit mit Lateinamerika 

Die Zusammenarbeit zwischen Deutschland und den Staaten 
Lateinamerikas im Bereich der Berufsbildung - insbesondere 
im Kontext der Entwicklungszusammenarbeit 9 - hat Tradition. 
Es besteht jedoch offensichtlich in Lateinamerika ein Informa- 
tionsdefizit hinsichtlich der neuen ordnungspolitischen, curri- 
cularen und lempsychologischen Ansätze in der deutschen 
Berufsbildung genauso wie umgekehrt das Wissen um die 
Reformen in Lateinamerika bei uns zu verbessern ist. Dem 
wissenschaftlichen Dialog soll deshalb als Ergänzung zur prak- 
tischen Hilfe künftig mehr Raum gegeben werden. 


9 Vgl. auch Kapitel 6.3.6 
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Dies war Anlass hir das Bundesinstitut hir Berufsbildung, 
gemeinsam mit dem CINTERFOR - einem supranationalen 
lateinamerikanischen Netzwerk zur Berufsbildung - einen 
Workshop von Fachleuten zu organisieren, auf dem vier aktu- 
elle Themen vor dem Hintergrund der Reformbestrebungen in 
Deutschland und der EU einerseits sowie in den Staaten Ea- 
teinamerikas andererseits diskutiert wurden: Qualitätssicherung 
und Qualitätsmanagement, Kosten und Finanzierung beruf- 
licher Bildung, Dezentralisierung und Regionalisierung sowie 
moderne Ansätze der Qualifikations- und Eemprozess- 
forschung. Die Beiträge auf dem Workshop werden in einer 
zweisprachigen Dokumentation vom Bundesinstitut fär Berufs- 
bildung gemeinsam mit dem CINTERFOR veröffentlicht. Auf 
lateinamerikanischer Seite wurden sie von Fachleuten aus 
Argentinien, Brasilien, Chile, der Dominikanischen Republik, 
Kolumbien, Nicaragua und Uruguay zu den genannten Themen 
und generellen Fragen der Reformpolitik und Umsetzungs- 
strategien gehalten und reflektierten damit ein breites Spektrum 
an Erfahrungen und Perspektiven. Der wissenschaftliche Aus- 
tausch soll fortgesetzt werden. 

6.3.5 Schwerpunkte der Zusammenarbeit 
mit internationalen Organisationen 

OECD 

Die OECD behandelte in ihren Aktivitäten zum lebenslangen 
Eemen und zum Übergang von der Erstausbildung ins Arbeits- 
leben auch Aspekte der Berufsbildung. Eine hochrangige Kon- 
ferenz der OECD mit dem Thema „Vorbereitung der Jugend 
auf das 21 . Jahrhundert“ im Februar 1999 befasste sich u. a. mit 
Strategien zur Verbesserung des Arbeitsmarktes fär Jugend- 
liche. An erster Stelle stand hierbei die Entwicklung der 
Beschäftigungsfähigkeit der Jugendlichen durch Berufsbil- 
dung. Im Zusammenhang mit dem dualen System wurden 
sowohl die Diskrepanz zwischen Angebot und Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen als auch die Probleme der Jugendlichen 
erörtert, die keinen Ausbildungsplatz finden oder den 
Abschluss nicht erreichen. Außerdem wurden politische Maß- 
nahmen zur Erreichung folgender Ziele behandelt: Stärkung der 
Berufsbildung im Bildungssystem, Vermittlung praktischer 
Arbeitserfahrung im Bildungssystem, Sicherung der Relevanz 
von Bildung und Berufsbildung fär den Arbeitsmarkt, Defizite 
ausgleichende Bildung und Ausbildung fär Arbeitslose und 
benachteiligte Jugendliche^). 

UNESCO 

Im Mittelpunkt der UNESCO-Aktivitäten standen der zweite 
Internationale Kongress zur beruflichen Bildung in Seoul sowie 
die Verabschiedung des Eangzeitprogramms zur beruflichen 
Bildung der UNESCO, verbunden mit dem Ausbau des 
UNE VOC-Netzwerks . 

Der internationale Berufsbildungskongress in Seoul stand unter 
dem Motto der Stärkung des Status und der Ressourcen fär die 
berufliche Bildung im Programm der UNESCO. Themen- 
schwerpunkte waren die Herausforderungen der sich verän- 
dernden Arbeitsnachfrage, die Verbesserungen der Systeme 
lebenslangen Eemens, Innovationen im Bildungsprozess, der 
gleichberechtigte Zugang zur beruflichen Bildung, die verän- 
derte Rolle der Regierungen und die Verbesserung der inter- 
nationalen Zusammenarbeit durch die Etablierung eines 
UNESCO-Eangzeitprogramms zur beruflichen Bildung. 


9 Vgl. Conference Proceedings „Preparing Youth for the 2 Ist Century“, 
OECD, 1999 


1999 wurden wesentliche Fortschritte bei der Errichtung des 
internationalen Langzeitprogramms zur Entwicklung der 
Berufsbildung mit seinem weltweiten Netzwerk UNEVOC 
erzielt. Das Netzwerk, dem sich auch andere internationale 
Institutionen anschließen sollen, dient der Erarbeitung und Ver- 
breitung von Informationen zur Entwicklung der Berufsbildung 
und der gezielten Politikberatung fär Einzelstaaten und Regio- 
nen in der ganzen Welt. Ein vom Bundeskabinett verabschiede- 
tes Angebot zur Ansiedlung der Zentraleinheit dieses Netz- 
werks in Bonn wurde im Mai 1999 der UNESCO übermittelt. 
Das Langzeitprogramm wurde beim zweiten Berufsbildungs- 
kongress in Seoul intensiv diskutiert. Bei der 30. Generalkon- 
ferenz der UNESCO im November 1999 wurde eine Resolution 
zur Errichtung des Langzeitprogramms zur beruflichen Bildung 
verabschiedet, so dass die UNEVOC-Zentraleinheit ab dem 
Jahr 2000 ihre Arbeit in Bonn aufnehmen kann. 

Zusammenarbeit unter den Teilnehmerstaaten 
des Wirtschaftsgipfels (G8) 

Bei dem 1. Treffen der Arbeitsminister aus den G8-Staaten in 
Washington D. C. im Februar 1999 haben diese die soziale 
Dimension der Globalisierung besonders hervorgehoben. Dazu 
gehören auch wirksame Berufsbildungs- und Erziehungs- 
systeme. Um aus der zunehmenden Wirtschaftsdynamik den 
größtmöglichen Nutzen zu ziehen, müsse eine Kultur des 
lebensbegleitenden Lernens entwickelt werden. 

Unter deutschem Vorsitz befasste sich der Wirtschaftsgipfel am 
19. und 20. Juni 1999 in Köln erstmals mit Bildungsfragen, wie 
aus Kapitel IV. „Investitionen in die Menschen“ des Kommuni- 
ques zu ersehen ist und verabschiedete die „Charta von Köln“. 
Dabei wurde die entscheidende Bedeutung u. a. der beruflichen 
Bildung fär die Gestaltung des wirtschaftlichen und tech- 
nischen Forstschritts auf dem Weg in die Wissensgesellschaft 
hervorgehoben. 

Die Charta von Köln fordert Zugang zu Bildung und Ausbil- 
dung für alle, lebensbegleitendes Lernen und Unterstützung der 
Entwicklungsländer beim Aufbau umfassender, moderner und 
leistungsfähiger Bildungssysteme. Berufliche Bildung soll sol- 
che Fertigkeiten vermitteln, die auf die Erfordernisse des 
Arbeitsmarktes und den jeweils neuesten Stand der Technolo- 
gien abgestimmt sind, sowie Wege zu höherer Qualifikation 
eröffnen. Ein nachhaltiges Engagement fär Investitionen in 
lebensbegleitendes Lernen wird von den Regierungen, von der 
Privatwirtschaft und auch von den einzelnen Menschen, die fär 
die Entwicklung ihrer eigenen Fähigkeiten und ihrer beruf- 
lichen Karriere Sorge tragen, erwartet. 


6.3.6 Entwicklungszusammenarbeit 
in der beruflichen Bildung^) 

Stand und Perspektiven 
in der Entwicklungszusammenarbeit 

Die Förderung von Berufsausbildung und Berufsbildungs- 
wesen ist seit mehr als 30 Jahren ein Markenzeichen deutscher 
Entwicklungszusammenarbeit. Wie kaum auf einem anderen 
Gebiet unserer Arbeit in Entwicklungs- und Transformations- 
ländem decken sich dabei Bedarf und Nachfrage unserer Part- 
ner mit unseren wohlverstandenen Eigeninteressen: Auf der 
einen Seite sind wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt in die- 


9 Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Kapitel 6.3 


Drucksache 14/3244 


-214- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


sen Ländern untrennbar verbunden mit einer leistungsfähigen 
und zukunftsorientierten Berufsausbildung. Diese Länder 
stehen vor der schwierigen Aufgabe, fär eine rasch wachsende 
Zahl junger Menschen die Vermittlung von Fähigkeiten sicher- 
zustellen, die fär eine aktive Beteiligung am wirtschaftlichen 
und sozialen Leben unverzichtbar sind. Auf der anderen Seite 
können fär ein exportorientiertes Industrieland wie Deutsch- 
land Absatzmärkte fär die Wirtschaft in weiten Teilen der Welt 
nur entstehen, gesichert und ausgebaut werden, wenn über- 
tragene Technologien durch eine moderne Berufsbildung effi- 
zient und nutzbringend fär die Menschen gehandhabt werden. 

Programme zur Entwicklung angepasster Berufsausbildungs- 
systeme stehen im Mittelpunkt der Entwicklungszusammen- 
arbeit im Bildungsbereich, der seinerseits neben Armuts- 
bekämpfung sowie Umwelt- und Ressourcenschutz den 
Schwerpunkt der deutschen Entwicklungszusammenarbeit dar- 
stellt. So wurden 1998 aus dem Etat des Bundesministeriums 
fär wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung fär Maß- 
nahmen der Berufsbildung im Rahmen der bilateralen Zu- 
sammenarbeit mehr als 262 Mio. DM zur Verfägung gestellt. 
Davon wurden Maßnahmen in den Entwicklungs- und Trans- 
formationsländem Asiens, Afrikas, Lateinamerikas, Osteuropas 
sowie in den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion 
gefördert. Hinzu kommen die Beiträge zu multilateralen Orga- 
nisationen, die sich ihrerseits im Berufsbildungssektor von Ent- 
wicklungsländern engagieren. 

Im Auftrag des Bundesministeriums fär wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung werden die einzelnen Projekte 
der Berufsbildungszusammenarbeit von der Deutschen Gesell- 
schaft fär Technische Zusammenarbeit (GTZ), der Kredit- 
anstalt fär Wiederaufbau (KfW), der Deutschen Stiftung fär 
internationale Entwicklung (DSE) mit ihrer Zentralstelle für 
gewerbliche Berufsbildung (ZGB), der Carl-Duisberg-Gesell- 
schaft (CDG) sowie dem Deutschen Entwicklungsdienst 
(DED) durchgefährt. Das Bundesministerium fär wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung fördert außerdem 
Berufsbildungsmaßnahmen über die Kirchen, politischen Stif- 
tungen und andere Nichtregierungsorganisationen. 

Entwicklungszusammenarbeit mit Afrika 

In vielen Ländern Afrikas fehlt häufig die industrielle Basis, um 
qualifizierten KTäften angemessene Arbeitsmöglichkeiten zu 
bieten. Zur wirtschaftlichen Entwicklung tragen oftmals eher 
Handel und Kleingewerbe bei. Dort sind andere Qualifikatio- 
nen gefragt als in Industrieunternehmen, insbesondere betriebs- 
wirtschaftliches und technisches Grundwissen. Doch es fehlt an 
Ausbildungsmöglichkeiten, die einerseits den Anforderungen 
von Klein- und Mittelbetrieben und andererseits der stetig 
wachsenden Anzahl von Arbeitssuchenden entsprechen. Be- 
stehende Ausbildungssysteme sind fär Arme und Benachteilig- 
te oder fär Frauen kaum zugänglich, da sie sich eine lange 
Berufsausbildung nicht leisten können oder die Zugangsbedin- 
gungen - beispielsweise einen Schulabschluss - nicht erbrin- 
gen. Kooperative Ausbildungsansätze, die sich auf die Zu- 
sammenarbeit von staatlichen und privaten Trägem stätzen, 
sind nur wenig entwickelt. 

In der Entwicklungszusammenarbeit mit Südafrika beispiels- 
weise ist Bemfsbildung ein Schwerpunkt. Eine wesentliche 
Voraussetzung fär den Erfolg der Fördemng ist die Beratung 
von Entscheidungsträgem bei der Reform des Systems und 
Qualifiziemng der Akteure, die bei der Umsetzung der Reform 
eine entscheidende Rolle spielen. Hier unterstützt die GTZ 
durch Beratung, Systementwicklung und Prozessbegleitung. 
Chancengleichheit bedeutet auch, dass die schwarze Bevölke- 
mng nun selbst Fühmngsaufgaben übernimmt. Gemeinsam mit 


dem Black Management Fomm, einem Bemfsverband 
schwarzer und farbiger Manager, kümmert sich die CDG um 
diesen Bereich und bietet eine fänfzehnmonatige Ausbildung 
zum Thema „Internationales Management“ an. Auch der DED 
wird Entwicklungshelfer nach Südafrika entsenden, die beim 
Aufbau des Bemfsbildungssystems mitwirken. 

Entwicklungszusammenarbeit mit Asien 

Welche Bedeutung Bildung fär den wirtschaftlichen und so- 
zialen Fortschritt hat, belegen in eindmcks voller Weise die 
asiatischen Schwellenländer. Sie haben in der Vergangenheit in 
Gmndbildung investiert und damit die Basis fär einen rasanten 
wirtschaftlichen Aufschwung geschaffen. Bemfliche Bildung 
wurde jedoch vernachlässigt. Die Folge: Die Bildungssysteme 
hielten nicht mit den Anfordemngen der Wirtschaft Schritt. In 
Ländern wie Thailand, Indonesien, Malaysia oder der Volks- 
republik China mangelt es daher, trotz eines generellen Über- 
angebotes an Arbeitskräften, an qualifizierten Fachleuten. 

So ist die bemfliche Bildung auch ein Schwerpunkt in der tech- 
nischen Zusammenarbeit mit der Volksrepublik China. Erfolg- 
reich waren dort bisher Modelle zur praxisorientierten Ausbil- 
dung von Facharbeitern und Lehrlingen, die an chinesische 
Stmkturen angepasst wurden und in Elementen weitergefährt 
werden. Seit einigen Jahren stößt das angelsächsische Zertifi- 
kat-System auf besonderes Interesse der chinesischen Bil- 
dungspolitik. Gute Erfolge wurden bei der Systemberatung auf 
mehreren Ebenen erzielt. Die Verknüpfung praktischer Erfah- 
mngen bei der Ausbildung mit einer Politikberatung zur 
Reform des Bemfsbildungswesens hat sich bewährt. Gleich- 
zeitig wurde durch die Unterstützung beim Aufbau von Regio- 
nalinstituten der Bemfsbildung sowie der Qualifikation von 
Ausbildern und Bemfspädagogen versucht, dezentrale Stmktu- 
ren fär die Verbreitung erprobter Ansätze zu fördern. Der bil- 
dungspolitische Dialog zwischen beiden Regiemngen ist insti- 
tutionalisiert und wird von den Partnerinstitutionen beräcksich- 
tigt. Das Bemfsbildungsgesetz von 1996 wurde unter Mitwir- 
kung von deutschen Beratern erstellt. Diese Ergebnisse sind die 
Gmndlage fär die Fortfähmng der Bemfsbildungsreform. 
Zukänftig wird eine flexible, am Arbeitsmarkt orientierte Aus- 
bildung von Bemfspädagogen und Lehrpersonal erforderlich, 
um die Qualität des Bemfsbildungswesens nachhaltig zu för- 
dern. Kembereiche bisher durchgefährter Vorhaben sind: 

- Beratung von Ministerien und Wirtschaftsorganisationen bei 
der Reform der Bemfsbildung, 

- Reform der Lehr- und Lernprozesse, 

- Lehrerausbildung fär den Bemfsbildungsbereich sowie 

- die Beratung in der Forschungsfördemng auf nationaler und 
regionaler Ebene. 

In Thailand ist die nach der Wirtschafts- und Finanzkrise jetzt 
wieder expandierende Wirtschaft stark exportorientiert. Um 
wettbewerbsfähig zu bleiben, setzen die Unternehmen verstärkt 
auf neue Technologien, besonders bei der Fertigung von hoch- 
entwickelten Investitions- und Konsumgütem. Dies stellt hohe 
Anfordemngen an das technische Personal der mittleren Ebene 

- vom Facharbeiter bis zum Ingenieur. Gleichzeitig mangelt es 
an Spezialisten fär den Hightechbereich. Bislang existieren 
jedoch kaum Fortbildungsmöglichkeiten. Mit deutscher Unter- 
stützung wurde ein überbetriebliches Aus- und Fortbildungs- 
zentmm für technische Fachkräfte der mittleren Ebene ein- 
gerichtet. Ein Schwerpunkt wird auch auf praxisorientiertem 
Training in institutseigenen Labors und Werkstätten sowie in 
einer „Lemfabrik“ nach dem Vorbild des German- Singapore- 
Institute liegen, das ebenfalls über die Entwicklungszusammen- 
arbeit gefördert wurde. Für die Ausbildungsberatung am Thai- 
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German-Institute wurden aus dem Haushalt des Bundes- 
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung für die ersten Phasen 10 Mio. DM bereitgestellt, ferner 
etwa die gleiche Summe für die Ausstattung der Werkstätten 
und Labors. Bei Planung und Durchfährung sind deutsche 
Experten beratend tätig, deutsche Unternehmen sind mit erheb- 
lichen finanziellen Mitteln beteiligt. Somit stellt das Vorhaben 
ein gelungenes Beispiel fär eine öffentlich-private Partnerschaft 
dar. 

Entwicklungszusammenarbeit 
mit Lateinamerika 

Lateinamerika befindet sich in einer Phase der wirtschafts- und 
entwicklungspolitischen Neuorientierung. Nach dem Scheitern 
der Industrialisierungsstrategie der 60er und 70er Jahre, die sich 
auf den Schutz der Binnenmärkte konzentrierten, zeichnet sich 
in den meisten lateinamerikanischen Ländern ein weltmarkt- 
orientierter Reformkurs ab. Voraussetzung fär deren internatio- 
nale Wettbewerbsfähigkeit ist ein modernes, praxisbezogenes 
Berufsbildungswesen. Bei dessen Entwicklung werden vom 
Bundesministerium fär wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung vor allem die Staaten unterstützt, bei deren Bil- 
dungsreform der beruflichen Bildung ein hoher Stellenwert bei- 
gemessen wird, wie z.B. Chile. 

Chile hat immer noch mit den Folgen der unter der Militärdikta- 
tur durchgefährten Privatisierung der Berufsbildung zu kämp- 
fen und leidet unter schlechter Ausbildung, unzureichend 
geschulten Ausbildern, veralteten Lehrplänen, hoher Arbeits- 
losigkeit (besonders unter Jugendlichen). Auf der anderen Seite 
besteht ein erheblicher Mangel an Fachkräften, die fär die wei- 
tere Entwicklung der Wirtschaft benötigt werden. Die chile- 
nische Regierung will deshalb ihre Berufsbildung mit Hilfe 
deutscher Partner modernisieren. Deutsche Experten unterstüt- 
zen die zuständigen Bildungs- und Arbeitsministerien dabei, 
die rechtlichen und institutioneilen Voraussetzungen fär eine 
praxisorientierte Berufsbildung zu schaffen. Neben den berufs- 
orientierten Programmen leistet die Beratung einen wichtigen 
Beitrag zur Vernetzung der Bemühungen des Staates und der 
Privatwirtschaft sowie der Dezentralisierung auf regionaler 
Ebene. Während seitens der GTZ die Bildungsreform unter- 
stützt wurde, bauten die Kurse zum Umweltmanagement, die 
die CDG fär Teilnehmer aus Verwaltung und Wirtschaft durch- 
fährte, direkt einen Engpass an Fach- und Führungskräften ab. 

Entwicklungszusammenarbeit 
mit MOES/NUS 

Sowohl in den mittel- und osteuropäischen Ländern als auch in 
den Neuen unabhängigen Staaten der früheren Sowjetunion 
schließen die Reformbestrebungen die berufliche Bildung ein. 
Dabei mangelt es immer noch an eigenen Kenntnissen und 
Erfahrungen bei der Entwicklung einer modernen, an den 
Erfordernissen der Wirtschaft und des Arbeitsmarkts orientier- 
ten Berufsbildung und an der dazu erforderlichen Zusammenar- 
beit der Sozialpartner. Reformen in der Berufsbildung kommen 
nur schleppend voran. Es wird weiter nach Berufsbildern aus- 
gebildet, die den modernen Anforderungen nicht mehr ge- 
nügen. Als Folge wächst die Jugendarbeitslosigkeit nach Ab- 
schluss der Ausbildung weiter. 


') Vgl. auch Kapitel 6.3.3 


Aufgrund einer zögerlichen Reformpolitik, u. a. bei der Priva- 
tisierung, Dezentralisierung und dem Bankensystem, ver- 
schlechterte sich die gute wirtschaftliche Stellung Bulgariens 
im Vergleich zu anderen mittel- und osteuropäischen Ländern 
in den vergangenen zwei Jahren dramatisch. Insbesondere die 
Ende 1996 und Anfang 1997 aufgetretenen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten fährten zu einer schweren Krise, die das Ein- 
kommen vieler Bulgaren unter die Armutsgrenze sinken ließ. 
Die Privatisierung von Staatsuntemehmen und die Schließung 
von nicht konkurrenzfähigen Betrieben hat die Freisetzung 
einer hohen Anzahl von Beschäftigten zur Folge. Vor diesem 
Hintergrund konzentrieren sich die vom Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung geförderten 
Programme auf folgende Schwerpunkte: 

- Entwicklung und Durchfährung von modernen praxisnahen 
handwerklichen und kaufmännischen Aus- und Fortbil- 
dungen sowie Umschulungen auf EU-Niveau, die sich am 
Bedarf des Arbeitsmarktes orientieren, 

-Förderung der aktiven Sozialpartnerschaft in der Berufsbil- 
dung, 

-Förderung kleiner und mittlerer Produktions- und Dienst- 
leistungsbetriebe, 

- modellhafte Durchfährung von Reformvorhaben und System- 
beratung im Bereich der beruflichen Bildung im Auftrag von 
Ministerien. 

An drei Standorten in Bulgarien wurden Berufsbildungszentren 
renoviert und mit moderner Technologie ausgestattet sowie 
Führungskräfte, Lehrkräfte und Ausbilder geschult. Darüber 
hinaus werden angepasste Ausbildungs- und Qualifizierungs- 
programme entwickelt und eingefährt. Bisher konnten über 
4.500 Teilnehmer durch Lang- und Kurzzeitmaßnahmen aus- 
bzw. weitergebildet werden. Ein wichtiger Anspruch der Zen- 
tren ist die enge Zusammenarbeit mit Betrieben und Verbän- 
den, um ein bedarfsgerechtes Angebot zu unterbreiten. Aber 
auch individuelle Bildungsaufträge werden bereits fär Unter- 
nehmen durchgeführt und erlauben ein exaktes Eingehen auf 
die speziellen Wünsche des Kunden. So bildet das Zentrum in 
Stara Zagora beispielsweise sämtliche Servicetechniker eines 
deutschen Unternehmens für Länder des Balkans aus. Ähnliche 
Kooperationen werden mit Firmen des Kfz-, Heizungsbau/ 
Installations-, Landmaschinen-, CAD/CNC- und Bausektors 
gepflegt. 

Darüber hinaus wurden an den drei geförderten Berufsbil- 
dungseinrichtungen eigenständige Betriebsberatungszentren 
eingerichtet. Dort werden Fortbildungen, Beratungen und 
Dienstleistungen fär kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 
angeboten. Die Beratungszentren sind wiederum in das natio- 
nale Netzwerk der Bulgarian Association of Regional Develop- 
ment Agencies and Business Centres integriert. Das Koordi- 
nierungsbüro in Sofia sowie die Zentren selbst können von bul- 
garischen und internationalen Unternehmen angesprochen wer- 
den und bieten regionale und sektorale Fachkompetenz an, die 
fär eine erfolgreiche Untemehmensgründung und -ausweitung 
eine wichtige Voraussetzung sind und zur Beschäftigungsför- 
derung beitragen. 

In Rumänien wurden seit 1991 im Rahmen des Rückkehrförde- 
rungs- und Reintegrationsprogramms drei Aus- und Weiterbil- 
dungszentren aufgebaut und als Stiftungen betrieben. Nach 
Abschluss der Aufbauphase und der Schaffung der infrastruk- 
turellen und organisatorischen Voraussetzungen fär die erfolg- 
reiche Durchführung von Bildungsmaßnahmen sowie der 
Betriebsberatung besteht die Notwendigkeit, die Zentren zu 
konsolidieren und ihre Stellung innerhalb des rumänischen 
Berufsbildungssystems zu definieren und sie langfristig zu ver- 
ankern. Dies geschieht im Wesentlichen durch die Entwicklung 
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angepasster und nachfrageorientierter Dienstleistungen der 
Berufsqualifizierung und der Beratung, der Suche nach wei- 
teren Einkommensquellen und über Maßnahmen zur Kosten- 
senkung. Der Beratungsansatz sieht deshalb eine verstärkte 
Teilnehmerorientierung der Stiftungen vor; Kursangebote und 
Praktika können so durch die Zielgruppen in ganz individueller 
Weise genutzt werden. Durch Bildungs- und KMU-Beratung 
sowie durch modulare Gestaltung der gesamten Leistungspalet- 
te können die Stiftungen den Anforderungen gerecht werden. 
Auch hier ist das Ziel, die berufliche Aus- und Weiterbildung 
an die hohen Qualitätsanforderungen des EU-Marktes anzu- 
passen. 

Einen Beitrag zur Überwindung des dort negativen Images der 
Berufsbildung konnten vom Bundesministerium für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung geforderte Projekte in 
Kasachstan leisten. Bereits 1995 begann ein Projekt der GTZ, 
das auf zentraler Ebene das Bildungsministerium bei der Refor- 
mierung des Berufsbildungssystems unterstützt. Parallel dazu 
wurden auf regionaler Ebene für Kasachstan neue Formen einer 
kooperativen Berufsausbildung entwickelt und erprobt. An drei 
Modellberufsschulen in Almaty, Pawlodar und Koktschetau 
wurde in Pilotprojekten die Ausbildung in den Berufen Bank- 
kaufmann/Bankkauffrau, Bürokaufinann/Bürokauffrau, Hotel- 
und Restaurantfachmann/Hotel- und Restaurantfachfrau, Fach- 
gehilfe/Fachgehilfin im Gastgewerbe, Mechaniker für Land- 
maschinen in Zusammenarbeit mit Unternehmen aus der Wirt- 
schaft eingeführt. Zwei weitere Berufe, Farmer, Fachrichtung 
Ackerbau und Farmwirtschafter, Fachrichtung Viehwirtschaft 
wurden entwickelt, befinden sich aber noch in der Erprobung. 
Praktische Erfahrungen und Schlussfolgerungen aus den Pilot- 
projekten auf der regionalen Ebene machten Handlungsbedarf 
auf zentraler Ebene sichtbar und flössen in die Beratungstätig- 
keit auf zentraler Ebene ein. 

Die Pilotprojekte demonstrieren nachhaltig, was eine an den 
Erfordernissen der Unternehmen orientierte Berufsausbildung 
auch unter den komplizierten kasachischen Rahmenbedin- 
gungen zu leisten vermag. Über 100 beteiligte Unternehmen, 
Banken, Hotels und Restaurants haben den Nachweis erbracht, 
dass sie interessiert und in der Lage sind, sich an einer an ihrem 
Bedarf orientierten Berufsausbildung zu beteiligen. Auf dieser 
Grundlage entstanden erste Ansätze einer Zusammenarbeit des 
Bildungsministeriums mit den sich entwickelnden Wirtschafts- 
verbänden und zum Teil auch mit den Gewerkschaften. 

Bereits im Januar 1999 wurde seitens des kasachischen 
Ministeriums für Bildung, Kultur und Gesundheitswesen 
beschlossen, auf der Grundlage der sehr positiven Ergebnisse 
und Erfahrungen aus den Pilotprojekten, die Ausbildung in den 
neuen Berufen zu verbreitern und dazu weitere 16 Berufs- 
schulen aus verschiedenen Regionen Kasachstans einzube- 
ziehen. Mit der im Juli 1999 durchgeführten Konferenz zur 
Auswertung von Ergebnissen und Erfahrungen aus der Durch- 
führung des kasachisch-deutschen Projekts konnte dies erfolg- 
reich abgeschlossen werden. 


7. Anhang 

7.1 Daten der Berufsbildungsstatistik 

Die Daten über die berufliche Bildung werden fünf verschie- 
denen Bereichen entnommen, die jeweils eigene Definitionen 
verwenden. 

Statistik der zuständigen Stellen 

Die zuständigen Stellen melden jährlich zum 30. September die 
Anzahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge nach 
ausgewählten Berufen und Berufsgruppen für jeden Arbeits- 
amtsbezirk an das Bundesministerium für Bildung und For- 
schung, das mit der Durchführung der Erhebung das Bundesin- 
stitut für Berufsbildung beauftragt hat. Zusammen mit den 
regionalen Daten der Bundesanstalt für Arbeit über die bei den 
Arbeitsämtern registrierten noch unbesetzten Plätze und noch 
nicht vermittelten Bewerber zum 30. September werden diese 
Angaben zur Erstellung der aktuellen Ausbildungsplatzbilanz 
verwendet. 

Die zuständigen Stellen führen außerdem das Verzeichnis der 
Berufsausbildungsverhältnisse in den anerkannten Ausbil- 
dungsberufen (§31 BBiG; §28 HwO). Auf dieser Grundlage 
werden von den Statistischen Landesämtem die Berufs- 
bildungsstatistiken des jeweiligen Bereichs zum Stichtag 
3 1 . Dezember zusammengestellt und an das Statistische Bun- 
desamt weitergeleitet. Das Statistische Bundesamt gibt jährlich 
die Veröffentlichung „Berufliche Bildung“ heraus, die neben 
den Angaben über Auszubildende Daten über Ausbilder, 
Prüfungen, Weiterbildung und Ausbildungsberater enthält^). 

Die Statistiken der zuständigen Stellen - zusammengefasst in 
der Veröffentlichung des Statistischen Bundesamtes - bilden 
die Grundlage der Berufsbildungsstatistik, da die Daten un- 
mittelbar im Rahmen der Tätigkeit der zuständigen Stellen 
(Eintragung der Verträge in das Verzeichnis der Berufsaus- 
bildungsverhältnisse, Durchführung von Prüfungen, Bestellung 
von Ausbildungsberatem usw.) anfallen und daher eine genaue 
Abgrenzung der verschiedenen Tatbestände gemäß den Defi- 
nitionen des BBiG gewährleistet ist. 

Berufsschulstatistik der Länder 

Die Länder führen jährlich zum Schuljahresbeginn eine Er- 
hebung an den Berufsschulen durch, bei der auch die Auszubil- 
denden erfasst werden. Abweichungen zur Statistik der zustän- 
digen Stellen ergeben sich durch unterschiedliche Stichtage. 
Ferner wird auch ein geringer Teil der Auszubildenden an den 
Berufsschulen gar nicht erfasst, da - je nach landesüblicher 
Regelung - nach Erreichen einer bestimmten Altersgrenze 
keine Berufsschulpflicht mehr besteht. 

Die Angaben über die Auszubildenden sind vor allem wichtig, 
wenn Vergleiche mit der Anzahl berufsschulpflichtiger Jung- 
arbeiterZ-angestellten und arbeitsloser Jugendlicher gezogen 
werden sollen, da diese in der Berufsschulstatistik ebenfalls 
erfasst werden^). 


9 Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 
3, Berufliche Bildung (jährlich) 

9 Vgl. ebenda, Reihe 2, Berufliches Schulwesen (jährlich) 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-217- 


Drucksache 14/3244 


Berufsberatungsstatistik der 
Bundesanstalt für Arbeit 

Die Bundesanstalt für Arbeit weist die bei den Arbeitsämtern 
ratsuchenden Jugendlichen nach ihrem Berufswunsch, nach 
dem Ergebnis der Beratung und anderen Merkmalen fär das 
jeweils abgelaufene Beratungsjahr (1. Oktober bis 30. Septem- 
ber) aus. Ferner wird zum Stichtag 30. September die Anzahl 
der noch nicht vermittelten Bewerber und unbesetzt gebliebe- 
nen Berufsausbildungsstellen ermittelt. Diese Angaben gehen 
nach der Definition des BerBiFG in die Ausbildungsplatzbilanz 
des Berufsbildungsberichts ein^). 


Beschäftigungsstatistik 
der Bundesanstalt für Arbeit 

ln der Beschäftigtenstatistik werden die sozialversicherungs- 
pflichtig Beschäftigten in Ausbildung seit 1976 ausgewiesen. 
Dazu gehören Auszubildende, Anlernlinge, Praktikanten, Vo- 
lontäre und Umschüler. Die Auswertungen werden zum 
30. Juni erstellt, da zu diesem Zeitpunkt die Eintragung der Jah- 
resmeldungen abgeschlossen ist. Wichtige Merkmale fär die 
Auszubildenden sind die Staatsangehörigkeit und die Vertei- 
lung auf die Wirtschaftszweige sowie auf die Beschäftigten- 
berufe^). 


7.2 Vorbereitung des Berufsbildungs- 
berichtes 2000 durch das 
Bundesinstitut für Berufsbildung u. a. 

Das Bundesinstitut fär Berufsbildung bereitet im Rahmen 
seiner gesetzlichen Aufgaben und nach Weisung des Bundes- 
ministeriums fär Bildung und Forschung die statistischen Daten 
zum Teil I auf und erstellt Entwürfe fär den größten Teil der 
Beiträge zu Teil II des Berufsbildungsberichts (Informationen 
und Daten zur beruflichen Bildung). Für den Berufsbildungsbe- 
richt 2000 haben folgende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Bundesinstituts fär Berufsbildung Beiträge geleistet: 


Adler, Tibor 
Albert, Klaus 
Alex, Dr. Faszlo 
Alt, Christel 
Althoff, Heinrich 
Autsch, Dr. Bernhard 
Balli, Dr. Christel 
von Bardeleben, Richard 
Beicht, Ursula 
Berger, Klaus 
Bloetz, Dr. Ulrich 
Bott, Dr. Peter 
Borutta, Anka 
Brandes, Harald 
Degen, Ulrich 
Ebbinghaus, Margit 
Feher, Kalman 
Feiler, Dr. Gisela 
Gänger, Rolf 
Gerwin, Werner 
Granato, Dr. Mona 
Gutschow, Katrin 
Härtel, Michael 
Hanf, Dr. Georg 
Hecker, Oskar 
Hecker, Ursula 
Hensge, Dr. Kathrin 
Herget, Hermann 
Heß, Erik 
Hoene, Dr. Bernd 
Jansen, Rolf 
Kenne, Saskia 


Kielwein, Kurt 
Klähn, Margitta 
Korioth, Tamara 
Krekel, Dr. Elisabeth 
Krüger, Heinrich 
Laur-Emst, Dr. Ute 
Liebenberg, Gisela 
Maier, Erwin 
Melms, Brigitte 
Mettin, Gisela 
Mucke, Kerstin 
Müller-Tamke, Wolfgang 
Paulini- Schlottau, Hannelore 
Ramlow, Dr. Elke 
Reuling, Dr. Joachim 
Risse, Dr. Ursula 
Ross, Dr. Emst 
Schemme, Dr. Dorothea 
Schiemann, Manfred 
Schlottau, Walter 
Schmidt, Dr. Jens 
Schöngen, Klaus 
Schulte, Barbara 
Stiller, Ingrid 
Stübig, Jacob 
Tillmann, Heinrich 
Thaens, Wolfgang 
Troltsch, Klaus 
Ulrich, Dr. Joachim 
Werner, Dr. Rudolf 
Wolf, Brigitte 

Zimmermann, Dr. Hildegard 


Außerdem haben die Bundesanstalt fär Arbeit und das Institut 
fär Arbeitsmarkt- und Bemfsforschung an der Erstellung des 
B emfsbildungsberichtes mitgewirkt. 

Die Verantwortung fär die im Bemfsbildungsbericht veröffent- 
lichten Fassungen der Beiträge liegt beim Bundesministerium 
für Bildung und Forschung. 


0 Vgl. Bundesanstalt für Arbeit, Amtliehe Naehriehten der Bundesanstalt 
für Arbeit, Sonderheft Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik (j ähr- 
lieh) 

0 Vgl. Bundesanstalt für Arbeit, Amtliehe Naehriehten der Bundesanstalt 
für Arbeit (j ährlieh) 


Drucksache 14/3244 


-218- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


7.3 Ausbildungsleistungen des 
öffentlichen Dienstes in einzelnen Ländern 
und im Bereich der Kommunen 

Im Folgenden werden basierend auf von einzelnen Ländern 
übermittelten Texten sowie eines Beitrages der Bundesvereini- 
gung der kommunalen Spitzenverbände die Ausbildungs- 
leistungen des öffentlichen Dienstes in diesen Ländern sowie 
im Bereich der Kommunen dargestellt. Die Verantwortung für 
den Inhalt liegt bei den jeweiligen Ländern bzw. bei der Bun- 
desvereinigung der kommunalen Spitzenverbände. 


Brandenburg 

Die Ausbildungsleistung des öffentlichen Dienstes umfasst die 
Ausbildungsverträge nach BBiG im Ausbildungsbereich 
„Öffentlicher Dienst“, die Ausbildung in Betrieben und Ein- 
richtungen des öffentlichen Dienstes in Kammerberufen so- 
wie Ausbildungsverhältnisse, die auf Ausbildungsregelungen 
außerhalb des BBiG bzw. der HwO (z.B. Laufbahnausbil- 
dungsgänge der Beamten, gesundheits- und sozialpflegerische 
Ausbildungsgänge) basieren. 

Eine differenzierte und vollständige Erfassung der Ausbil- 
dungsleistungen des öffentlichen Dienstes steht im Land Bran- 
denburg noch aus. Erste Schritte wurden durch die Landesre- 
gierung mit dem Auftrag an das Landesamt für Datenverarbei- 
tung und Statistik eingeleitet, in der Statistik über „Auszubil- 
dende im Land Brandenburg“ seit 1995 eine gesonderte Erfas- 
sung der Ausbildungsverträge nach BBiG im Ausbildungsbe- 
reich „Öffentlicher Dienst“ und in Kammerberufen in Betrie- 
ben und Einrichtungen des öffentlichen Dienstes mit Stand 
jeweils 31. Dezember des Jahres vorzunehmen. 

Daneben erfasst das Landesamt für Datenverarbeitung und 
Statistik zu dem das „Personal im Öffentlichen Dienst im Land 
Brandenburg“, darunter auch Personen in Ausbildung getrennt 
nach Beschäftigungsbereichen (unmittelbarer^) und mittel- 
barer^) öffentlicher Dienst) und nach Dienstverhältnis (Landes- 
dienst, Gemeinden und Gemeindeverbände, Kommunale 
Zweckverbände) sowie das Personal der rechtlich selbstständi- 
gen öffentlichen Unternehmen und Krankenhäuser^) nach Auf- 
gabenbereichen mit Stand jeweils 30. Juni des Jahres. 

Die Auswertung dieser Statistiken sowie eine gesonderte Be- 
fragung zeigen folgendes Bild über die Ausbildungsleistung 
des öffentlichen Dienstes im Land Brandenburg: 


*) Unmittelbarer öffentlicher Dienst: Behörden, Gerichte, rechtlich un- 
selbstständige Einrichtungen und Unternehmen des Landes, der Ge- 
meinden und Gemeindeverbände sowie Kommunale Zweckverbände 

9 Mittelbarer öffentlicher Dienst: Sozialversicherungsträger unter Auf- 
sicht des Landes, Träger der Zusatzversorgung des Landes und der 
Gemeinden/Gemeindeverwaltungen sowie rechtlich selbstständige An- 
stalten, Körperschaften und Stiftungen des Öffentlichen Rechts mit 
Dienstherrenfähigkeit 

9 Rechtlich selbstständige öffentliche Unternehmen und Krankenhäuser: 
Einrichtungen des Privaten Rechts, an denen der Bund, das Land, 
Gemeinden und Gemeindeverbände oder Zweckverbände unmittelbar 
oder mittelbar mit mehr als 50 von Hundert des Kemkapitals oder des 
Stimmrechts beteiligt sind. 


a) Auszubildende im Land Brandenburg in Berufen nach 
BBiG/HwO im öffentiichen Diensf) 

• Auszubildende in Berufen naeh BBiG, für die der öffentliehe 
Dienst die Zuständigkeit hat 

Mit Stand 31. Dezember 1998 waren in Berufen naeh dem 
BBiG, für die der öffentliehe Dienst die Zuständigkeit hat, ins- 
gesamt 1.674 Auszubildende (Vorjahr: 1.674), davon 614 (Vor- 
jahr: 536) im 1. Ausbildungsjahr. Die Gesamtzahl der Ausbil- 
dungsverhältnisse ist somit gleiehgeblieben, während sieh die 
Anzahl der Auszubildenden im 1. Ausbildungsjahr um 78 
erhöht hat. In Betrieben und Einriehtungen des öffentliehen 
Dienstes wurden in Kammerberufen (ohne Berufe, für die der 
öffentliehe Dienst die Zuständigkeit hat) insgesamt 1.107 
Jugendliehe (Vorjahr: 1.071), das heißt 36 Jugendliehe mehr 
ausgebildet. Für das 1. Ausbildungsjahr liegen in diesem Be- 
reieh keine Zahlen vor. 

• Auszubildende in Kammerberufen (Zuständigkeitsbereieh der 
Industrie- und Handelskammern, der Handwerkskammern 
u.a.) 

Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen, 
das Ministerium der Finanzen und das Ministerium des Innern 
setzen sieh bereits seit 1996/1997 verstärkt für die Ausbildung 
in Kammerberufen auf Landesebene ein. Dies führte bislang zu 
folgenden Maßnahmen: 

-1996/1997: Einriehtung von 81 zusätzliehen Ausbildungsplät- 
zen in Kammerberufen im Rahmen des von der Landesregie- 
rung am 5. November 1996 besehlossenen „Sofortprogramms 
zur Sehließung der Ausbildungsplatzlüeke 1996“; Finanzie- 
rung dureh das Ministerium der Finanzen (28 Ausbildungs- 
plätze); 

- 1997: Sehaffüng weiterer 50 Ausbildungsplätze in Kammer- 
berufen gemäß Kabinettbesehluss vom 29. Juli 1997; Finan- 
zierung dureh alle Ressorts mit Ausnahme des Ministeriums 
des Innern und des Ministeriums der Finanzen; 

- 1998: Bereitstellung von 70 zusätzliehen Ausbildungsplätzen 
auf Landesebene gemäß Kabinettbesehluss vom 1. September 
1998; Finanzierung von 42 Stellen dureh das Ministerium des 
Innern (19) und das Ministerium der Finanzen (23); die 
Kosten für die verbleibenden 28 Stellen werden anteilig von 
den übrigen Ressorts getragen; zusätzlieh zum Kabinett- 
besehluss hat das Ministerium der Finanzen die Finanzierung 
von zwei weiteren Ausbildungsplätzen übernommen; 

- 1999: Bereitstellung von erneut 70 zusätzliehen Ausbildungs- 
plätzen auf Landesebene gemäß Kabinettbesehluss vom 
22. Juni 1999. 

Die Zahl der Ausbildungsverträge in Kammerberufen (im Aus- 
bildungsbereieh Industrie- und Handel u. a.) in Betrieben und 
Einriehtungen des öffentliehen Dienstes stieg aufgrund dieser 
Bemühungen des Landes leieht an (vgl. Übersicht 99). Aueh 
ist insgesamt ein Anstieg des Anteils der Auszubildenden im 
öffentliehen Dienst von 4,8 % (1997) auf 5,1 % (1998) bei Land 
und Kommunen zu verzeiehnen. 


9 Die in diesem Abschnitt dargestellten statistischen Angaben gehen über 
die eigenen Ausbildungsleistungen des Landes Brandenburg hinaus. 
Das heißt, hier sind auch Auszubildende von Bundeseinrichtungen im 
Land Brandenburg erfasst. Insofern sind die Angaben nicht mit denen 
der in diesem Kapitel dargestellten Angaben anderer Länder vergleich- 
bar. 
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b) Personal des öffentlichen Dienstes in Ausbildung (ein- 
schließlich Laufbahnausbildungen) 

• Unmittelbarer und mittelbarer öffentlicher Dienst 

Mit Stand 30. Juni 1999 waren nach vorläufigen Angaben des 
Landesamtes fär Datenverarbeitung und Statistik insgesamt 
4.747 (Vorjahr: 5. 157) Personen im öffentlichen Dienst in Aus- 
bildung, davon 4.564 im unmittelbaren öffentlichen Dienst. 
Von diesen waren 2.706 (Vorjahr: 2.997) im Landesdienst; 
1.819 in Gemeinden und Gemeindeverbänden (Vorjahr: 1.949) 
und 39 in kommunalen Zweckverbänden (Vorjahr: 35). Im 
mittelbaren öffentlichen Dienst waren 183 (Vorjahr: 176) Per- 
sonen in Ausbildung. 1999 ist gegenüber dem Vorjahr ein 
Rückgang von 410 Personen in Ausbildung zu verzeichnen. 
Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, dass die Ausbildung für 
den gehobenen Dienst der Landes- und Kommunalverwaltung 
nicht mehr im Anwärterverhältnis an einer internen Fachhoch- 
schule stattfindet. 1996 wurden an einer externen Fachhoch- 
schule die Studiengänge „Verwaltung und Recht“ und „Wirt- 
schaft und Recht“ fär externe Studenten eingerichtet. Mit Stand 
30. Juni 1999 befanden sich 306 Studenten im Studium (Vor- 
jahr: 212). Diese Studenten wurden durch die genannte Statistik 
nicht erfasst. 

• Rechtlich selbstständige öffentliche Unternehmen und Kran- 
kenhäuser 

Nach vorläufigen Angaben des Landesamtes für Datenver- 
arbeitung und Statistik waren am 30. Juni 1999 1.162 Personen 
in diesen Unternehmen und Krankenhäusern in Ausbildung 
(Vorjahr: 1.069). 

• Ausbildungsquote und Gesamtausbildungsleistung des öffent- 
lichen Dienstes 

Da die Beschäftigtenzahlen fär 1999 noch nicht vorliegen, lässt 
sich die Ausbildungsquote nur für 1998 ermitteln. Insgesamt 
waren 1998 138.429 Vollbeschäftigte im öffentlichen Dienst. 
Von den Beschäftigten waren insgesamt 6.226 (5.157 + 1.069) 
Auszubildende, das entspricht einer Ausbildungsquote von ins- 
gesamt 4,5 % (Vorjahr: 4,3 %). 

c) Zusammenfassung 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Ausbildungsleistungen 
des öffentlichen Dienstes im Land Brandenburg unter Berück- 
sichtigung der gegebenen Rahmenbedingungen in den letzten 
Jahren gehalten oder ausgebaut werden konnten. Das Land 
Brandenburg wird an dieser Zielrichtung festhalten und gleich- 
zeitig durch eine differenzierte Datenerhebung eine stärke- 
re Transparenz der Ausbildungsleistungen des öffentlichen 
Dienstes anstreben. 

Bremen 

Die Ausbildungsplatzsituation im Land Bremen ist, ähnlich wie 
die Situation auf dem Arbeitsmarkt, seit Jahren angespannt. 
Trotz der Haushaltslage trägt der Senat der Freien Hansestadt 
Bremen zur Verbesserung des Ausbildungsplatzangebotes 
durch Schaffung von zusätzlichen Ausbildungsplätzen bei. 
Neben der Laufbahnausbildung und der Ausbildung in den 
Ausbildungsberufen des öffentlichen Dienstes hat der Senat 
regelmäßig auch Ausbildungsplätze in sonstigen Ausbildungs- 
berufen nach dem BBiG angeboten, um die Vermittlungs- 
chancen junger Menschen auf dem Arbeitsmarkt zu erhöhen. 
Bei der Schaffung von Ausbildungsplätzen wurden Koopera- 
tions- und Verbundausbildungsmodelle umgesetzt. Daneben 
wurden erhebliche finanzielle Mittel aufgewendet, um das Aus- 
bildungsangebot z. B. an Berufsfachschulen zu erhöhen. Diese 


Übersicht 99: Eingetragene Ausbildungs Verhält- 
nisse in Brandenburg, 1. Ausbildungsjahr zum 
31. Dezember 1997 und 1998 


Merkmal 

1997 

1998 

Ver- 
änderung 
1998 zu 

1997 

Bemfe, für die der öffentliche 




Dienst die Zuständigkeit hat 

536 

614 

+ 78 

Kammerberufe in den Betrieben 
und Einrichtungen des 
öffentlichen Dienstes 

352 

304 

-48 

Insgesamt 

888 

918 

+ 30 

Gesamtzahl der Auszubildenden 

im ersten Ausbildungsjahr 

18.957 

18.091 

-866 

Anteil der Auszubildenden des 
öffentlichen Dienstes an der 

Gesamtzahl der Auszubildenden 
im ersten Ausbildungsjahr 
in Prozent 

4,8 

5,1 

+ 0,3 


Bemühungen sind vor dem Hintergrund zu sehen, dass Auf- 
gaben in der bremischen Verwaltung abgebaut, Teilbereiche 
ausgegliedert wurden und die Anzahl der Mitarbeiter und Mit- 
arbeiterinnen stark rückläufig war. 

Dieser gesellschaftspolitischen Aufgabe hat sich nicht nur die 
gesamte bremische Verwaltung angenommen, sondern auch 
die landesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts und Unternehmen, an denen die 
Freie Hansestadt Bremen beteiligt ist. Das Ausbildungsplatz- 
angebot soll nach dem Willen des Senats der Freien Hansestadt 
Bremen auch zukünftig aufrechterhalten und nach Möglichkeit 
quantitativ ausgeweitet werden. 

Insgesamt stellen sich die Einstellungszahlen von Auszubilden- 
den beim Land Bremen und den Stadtgemeinden Bremen und 
Bremerhaven wie folgt dar ^): 1995: 821, 1996: 781, 1997: 892, 
1998: 951, 1999: 889. Differenziert nach einzelnen Bereichen 
der Berufsausbildung ergibt sich folgendes Bild: 

a) Einstellungen in die Laufbahnausbildungen des mittleren 
und gehobenen Dienstes: 1995: 137, 1996: 92, 1997: 85, 
1998: 115, 1999: 126. Die Einstellungszahlen in diesen Aus- 
bildungsgängen hängen von der jeweiligen Personalbedarfs- 
situation ab, die im Land Bremen jährlich neu ermittelt wird. 
Es wird ausgebildet in den Laufbahnen des allgemeinen Ver- 
waltungsdienstes, des Polizeivollzugsdienstes, des Justiz- 
dienstes, des Justizvollzugsdienstes und des Steuerverwal- 
tungsdienstes. 

b) Einstellungen von Auszubildenden in den Berufen des 
öffentlichen Dienstes 



1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

Bremen 

8 

32 

39 

5 

29 

Bremerhaven 

15 

15 

20 

20 

16 


Die Einstellungen, insbesondere in den Ausbildungsberufen 
„Fachangestellter/Fachangestellte fär Bürokommunikation“ 
und „VerwaltungsfachangestellterW erwaltungsfachangestell- 


') Ohne Berufsausbildung in den Bemfsfachschulen; vgl. dazu Punkt h) 
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te“, richten sich nach der jeweiligen Personalbedarfssituation. 
Außerdem werden in diesem Bereich die Ausbildungsberufe 
„Fachangestellter/Fachangestellte für Medien- und Informa- 
tionsdienste“, „Ver- und Entsorger/Ver- und Entsorgerin“ so- 
wie „VermessungstechnikerWermessungstechnikerin“ ausge- 
bildet. Durch Privatisierungen öffentlicher Dienstleistungen 
wird es für die öffentliche Hand zunehmend schwieriger, das 
Ausbildungsplatzangebot im bisherigen Umfang aufrechtzu- 
erhalten. 


c) Einstellungen in den sogenannten Kammerberufen nach dem 


BBiG 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

Bremen 

102 

103 

131 

129 

89 

Bremerhaven 

28 

30 

27 

23 

30 


Seit Jahren bietet der Senat Ausbildungsplätze in Ausbildungs- 
berufen nach dem BBiG (sogenannten Kammerberufen) unab- 
hängig von der konkreten Personalbedarfssituation an. Sofern 
die Möglichkeiten es erlauben, wird auch in neu geordneten 
bzw. neu geschaffenen Ausbildungsberufen ausgebildet. Dabei 
werden auch kooperative Berufsausbildungen im Verbund mit 
privaten Trägem initiiert. Es werden auch regelmäßig Ausbil- 
dungsmaßnahmen für benachteiligte Jugendliche angeboten.^) 

d) Einstellungen in den Ausbildungsbemfen nach dem BBiG 
bei den landesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts: 1995: 67, 1996: 64, 
1997: 53, 1998: 79, 1999: 73. 

e) Einstellungen in den Ausbildungsbemfen nach dem BBiG 
bei Unternehmen, an denen die Freie Hansestadt Bremen 
beteiligt ist: 1995: 105, 1996: 107, 1997: 125, 1998: 121, 
1999: 143. Diese Einstellungen von Auszubildenden sind 
nicht unmittelbar auf die Beschlüsse des Senats zurückzu- 
führen. Er appelliert jedoch jährlich an alle Träger der 
Bemfsausbildung in Bremen, einen Beitrag zur Verbesse- 
mng der Ausbildungsplatzsituation zu leisten. Die hier zu 
verzeichnende Steigemng der Einstellungszahlen ist u.a. 
auch darauf zurückzuführen, dass sich in diesem Bereich 
immer mehr ehemalige Behörden des öffentlichen Dienstes 
wiederfinden, die in privatrechtliche Untemehmensformen 
übergeleitet wurden. 

f) Einstellungen in Ausbildungsgängen in den Gesundheits- 
fachbemfen: 1995: 216, 1996: 195, 1997: 269, 1998: 213, 
1999: 240. Neben Ausbildungsgängen an Schulen und Lehr- 
anstalten (Krankenpflegeschule) sind hier auch die Ausbil- 
dungsgänge erfasst, die an Bemfsfachschulen mit Bemfsab- 
schluss stattfinden. Die aufgeführten Einstellungszahlen sind 
in den Angaben zu Punkt h) nicht enthalten. 

g) Pflichtpraktika in den Bemfen des Sozialdienstes: Es handelt 
sich um Pflichtpraktika, die nach dem Ende der schulischen 
bzw. der Hochschulausbildung absolviert werden, damit die 
Absolventen und Absolventinnen der Studien- und Ausbil- 
dungsgänge Sozialarbeiter/Sozialarbeiterin, Sozialpädagoge/ 
Sozialpädagogin sowie Erzieher/ Erzieherin die staatliche 
Anerkennung erlangen und der Zugang zum Bemf ermög- 
licht wird. In den Jahren 1995 bis 1999 waren dies jeweils 
143 Personen. 


‘) Weiterhin beteiligt sich die Freie Hansestadt Bremen am Sofortpro- 
gramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit durch die Bereitstellung 
von Praktikantenplätzen zur Ausbildungsqualifizierung noch nicht aus- 
bildungsgeeigneter Jugendlicher (AQJ). 


h) Bemfsausbildung in den Bemfsfaehsehulen: 1995: 381, 
1996: 559, 1997: 555, 1998: 666. Bei den Ausbildungsgän- 
gen an den Bemfsfaehsehulen mit bemfsqualifizierendem 
Absehluss handelt es sieh um duale Bildungsgänge, die voll- 
zeitsehuliseh durehgeführt werden (in den Räumen und 
Werkstätten der bemfliehen Sehulen). Es werden insbeson- 
dere Assistenten-Bemfe ausgebildet. Die Daten für das Jahr 
1999 stehen noeh nieht zur Verfügung. 

Mecklenburg- Vorpommern 

Für Meeklenburg- Vorpommern ist der Stand der Ausbildungs- 
leistung zum 30. November 1999 in der Übersicht 100 doku- 
mentiert. Dabei wurde die Ausbildungsleistung der Landesver- 
waltung vollständig erfasst, für den Bereieh der Kommunalver- 
waltung konnten neun Landkreise von insgesamt 12 Landkrei- 
sen einbezogen werden, Angaben über die Ausbildungsleis- 
tungen der Städte und Gemeinden liegen nieht vor. 

Freistaat Sachsen 

Im Folgenden werden die Anzahl der Ausbildungsverhältnis- 
se in der Beamtenausbildung, in Bemfen des Öffentliehen 
Dienstes naeh BBiG (Vermessungsteehniker/Vermessungs- 
teehnikerin, Ver- und Entsorger/Ver- und Entsorgerin, Verwal- 
tungs- und Sozialversiehemngsfachangestellte, Faehangestellte 
für Bürokommunikation, für Medien- und Informationsdienste, 
für Bäderbetriebe, Straßenwärter/Straßenwärterin, Wasserbau- 
er/Wasserbauerin), in den sogenannten Kammerbemfen (zu- 
ständige Stelle sind z.B. die Industrie- und Handelskammern, 
Handwerkskammern), an Bemfsfaehsehulen und am Beispiel 
eines Ausbildungsverbundes für einen neuen Bemf dargestellt. 

1 . Überbliek über die Beamtenausbildung und die duale Bemfs- 
ausbildung im Land im kommunalen Bereieh (vgl. Über- 
sicht 101) 

2. Überblick über die Anzahl der Schüler und Schülerinnen an 
Bemfsfachschulen im Schuljahr 1998/1999 und 1999/2000 
(vgl. Übersicht 102). 

Die Bemfsfachschulen (BFS) für landesrechtlich geregelte 
Bemfe und Bemfsfachschulen für bundesrechtlich geregelte 
Bemfe führen zu Bemfsausbildungsabschlüssen außerhalb von 
BBiG und HwO. Bemfsfachschulen für anerkannte Ausbil- 
dungsbemfe führen zu Bemfsausbildungsabschlüssen gemäß 
BBiG/HwO. 

Gemessen an der Gesamtschülerzahl an bemfsbildenden Schu- 
len besuchten im Schuljahr 1998/1999 von 168.202 Schülern 
und Schülerinnen insgesamt 14,6% und im Schuljahr 
1999/2000 von 168.444 Schülern und Schülerinnen insgesamt 
15,0% eine dieser Bemfsfachschulen. Der Umfang der für 
Bemfsfachschulen in freier Trägerschaft gewährten staatlichen 
Finanzhilfe belief sich im Schuljahr 1998/1999 auf insgesamt 
48,2 Mio. DM (im Durchschnitt 7.222 DM pro Schüler). An- 
gaben für 1999/2000 liegen noch nicht vor. 

3. Ausbildungs verbünd für die Ausbildung in neuen Bemfen 
Die Ausbildungsinitiativen des Freistaates Sachsen zielen nicht 
nur auf Quantitäten, sondern orientieren sich auch am gesell- 
schaftlichen Bedarf Nachstehend wird dies am Beispiel der 
Ausbildung Fachinformatiker/Fachinformatikerin, Fachrich- 
tung Systemintegration und Anwenderentwicklung dargestellt. 

a) Entwicklung der Ausbildungsverhältnisse (vgl. Übersicht 

103) 

b) Einordnung des beim Sächsischen Staatsministerium des 
Innern begründeten Ausbildungsverbundes (vgl. Übersicht 

104) . 
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Übersicht 100: Erhebung über Ausbildungsverträge/ Ausbildungsverhältnisse, die 1998 und 1999 durch den 
öffentlichen Dienst in Mecklenburg- Vorpommern (Landes- und Kommunalverwaltungen) neu abgeschlossen 
wurden bzw. durch den öffentlichen Dienst im Wesentlichen getragen werden 


Berufsbezeichnung 

Anzahl der neu abgeschlosssenen 

Ausbildungsverträge/ 

Ausbildungsverhältnisse 


1998 

1999 

Beamtenausbildung 



Bauoberinspektoranwärter/Bauoberinspektoranwärterin 

4 

4 

Baureferendar/Baureferendarin 

- 

1 

Fischereisekretäranwärter/Fischereisekretäranwärterin 

- 

2 

F orstinspektoranwärter/F orstinspektoranwärterin 

8 

3 

Landwirtschaftsinspektoranwärter/Landwirtschaftsinspektoranwärterin 

- 

2 

F orstreferendar/F orstre ferendarin 

5 

5 

Landwirtschaftsreferendar/Landwirtschaftsreferendarin 

- 

1 

Arbeitsschutzinspektoranwärter/Arbeitsschutzinspektoranwärterin 

4 

4 

Umweltreferendar/Umweltreferendarin 

2 

2 

F inanzanwärter/F inanzanwärterin 

54 

49 

Steueranwärter/Steueranwärterin 

- 

25 

Regierungsinspektoranwärter/Regierungsinspektoranwärterin 

30 

15 

Regierungssekretäranwärter/Regierungssekretäranwärterin 

9 

10 

Kreisinspektoranwärter/Kreisinspektoranwärterin 

12*) 

22*) 

Kreissekretäranwärter/Kreissekretäranwärterin 

7*) 

9*) 

Polizeimeisteranwärter/Polizeimeisteranwärterin 

60 

40 

Polizeikommissaranwärter/Polizeikommissaranwärterin 

- 

20 

V ermessungsreferendar/V ermessungsreferendarin 

- 

4 

Zusammen 

195 

218 

Übrige Ausbildung (Gesundheitswesen, Schulberufe, Berufe nach BBiG/HwO) 

Altenpfleger/Altenpflegerin 

189 

228 

Biologisch-technischer Assistent/Biologisch-technische Assistentin 

20 

20 

Chemielaborant/Chemielaborantin 

20 

20 

Diätassistent/Diätassistentin 

68 

74 

Entbindungspfleger/Hebamme 

15 

16 

Ergotherapeut/Ergotherapeutin 

45 

82 

F achinformatiker/F achinformatikerin 

85 

116 

Fachkraft im Gastgewerbe 

25 

11 

Familienpfleger/Familienpflegerin 

41 

76 

Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin 

535 

436 

Informatikkaufmann/Informatikkauffrau 

37 

44 

IT - Sy stemelektroniker/IT - Systemelektronikerin 

50 

44 

Kaufmann/Kauffrau für Bürokommunikation 

88 

120 

Kinderpfleger/Kinderpflegerin 

309 

288 

Kinderkrankenpfleger/Kinderkrankenschwester 

159 

119 


davon 45*) 

davon 32*) 

Krankenpfleger/Krankenschwester 

517 

476 


davon 9*) 

davon 8*) 

Krankenpflegehelfer/Krankenpflegehelferin 

153 

215 


davon 30*) 

davon 38*) 

Konstruktionsmechaniker/Konstruktionsmechanikerin 

21 

- 

Logopäde/Logopädin 

- 

0 

Maler und Lackierer/Malerin und Lackiererin 

20 

26 

Masseur und medizinischer Bademeister/Masseurin und medizinische Bademeisterin 

100 

124 

Mediengestalter Bild und Ton/Mediengestalterin Bild und Ton 

- 

28 

Medizinisch-technischer Assistent/Medizinisch-technische Assistentin, Funktionsdiagnostik 

- 

18 

Medizinisch-technischer Laboratoriumsassistent/Medizinisch-technische Laboratoriumsassistentin 

69 

68 

Medizinisch-technischer Radiologieassistent/Medizinisch-technische Radiologieassistentin 

62 

36 

Medizinischer Dokumentationsassistent/Medizinische Dokumentationsassistentin 

17 

- 

Medizinischer Dokumentar/Medizinische Dokumentarin 

17 

24 

Orthoptist/ Orthoptistin 

10 

- 

Pharmazeutisch-technischer Assistent/Pharmazeutisch-technische Assistentin 

50 

90 

Physiotherapeut/Physiotherapeutin 

216 

193 

Staatlich geprüfter Assistent/Staatlich geprüfte Assistentin für Elektronik 

15 

26 

Staatlich geprüfter Assistent/Staatlich geprüfte Assistentin für Informatik 

77 

108 
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Übersicht 100: Erhebung über Ausbildungsverträge/ Ausbildungsverhältnisse, die 1998 und 1999 durch den 
öffentlichen Dienst in Mecklenburg- Vorpommern (Landes- und Kommunalverwaltungen) neu abgeschlossen 
wurden bzw. durch den öffentlichen Dienst im Wesentlichen getragen werden 


Berufsbezeichnung 

Anzahl der neu abgesehlosssenen 

Ausbildungsverträge/ 

Ausbildungsverhältnisse 


1998 

1999 

Staatlich geprüfter gestaltungsteehniseher Assistent/Staatliehe geprüfte gestaltungsteehnisehe 



Assistentin 

19 

- 

Staatlieh geprüfter Ingenieurassistent/ Staatlieh geprüfte Ingenieurassistentin 

19 

- 

Staatlieh geprüfter Kosmetiker/Staatlieh geprüfte Kosmetikerin 

65 

66 

Staatlieh geprüfter Teehniseher Zeiehner/Staatlieh geprüfte Teehnisehe Zeiehnerin 

121 

85 

Staatlieh geprüfter umweltsehutzteehniseher Assistent/Staatlieh geprüfte umweltsehutzteehnisehe 
Assistentin 

109 

69 

Staatlieh geprüfter Wirtsehaftsassistent/Staatlieh geprüfte Wirtsehaftsassistentin 

96 

43 

Tisehler/Tisehlerin 

96 

43 

V erkäufer/V erkäuferin 

13 

- 

Zusammen 

3.568 

3.432 

Sonstige Ausbildungsleistungen 

Berufsvorbereitungsjahr für Ausländer und Ausländerinnen 

120 

91 

Sozial-pädagogisehes Vorpraktikum 

310 

326 

Zusammen 

430 

417 

Insgesamt 

4.193 

4.067 

*) Ausbildungsleistung der Kommunalverwaltung 

Quelle: Innenministerium Mecklenburg- Vorpommern 




Übersicht 101: Überblick über die Beamtenausbildung und die duale Berufsausbildung im Land und im 
kommunalen Bereich in Sachsen 


Bereieh 

Ausbildungsart 

1998/1999 

1999/2000 

Land 

Beamten- 

Allgemeine Verwaltung 

40 

40 


ausbildung 

Steuer- und Staatsfinanzverwaltung 

24 

20 


(mittlerer 

Justizsekretär 

19 

30 


Dienst) 

Justizvollzugsdienst 

38 

33 



Sozialverwaltung 

15 

0 



Geriehtsvollzieher 

8 

8 



Polizeidienst 

220 

270 



V ermessungsdienst/Kartographie 

8 

10 


Beamten- 

Allgemeine Verwaltung 

131 

132 


ausbildung 

Steuer- und Staatsfinanzverwaltung 

104 

85 


(gehobener 

Justizdienst 

20 

0 


Dienst) 

Sozialverwaltung 

12 

15 



Sozialversieherung 

36 

36 



Polizeidienst 

40 

40 



V ermessungsdienst/Kartografie 

7 

12 


Berufsaus- 

Berufen des öffentliehen Dienstes 




bildung in 

naeh BBiG 

314 

321 



Kammerberufen 

260 

224 

Kommunaler 

Berufsaus- 

Berufen des öffentliehen Dienstes 



Bereieh^) 

bildung in 

naeh BBiG 

503 

386 



Kammerberufen 


285 

Insgesamt 



1.799^) 

1.947 


') Die Ausbildung von Beamten des mittleren und gehobenen Dienstes für den kommunalen Bereich erfolgt gegenwärtig ausschließlich durch das Land. 
Erstmalige Erfassung im Ausbildungsjahr 1999/2000 
Ohne Kammerberufe aus dem kommunalen Bereich 
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Übersicht 102: Überblick über die Anzahl der Schüler und Schülerinnen an Berufsfachschulen im Schuljahr 
1998/1999 und 1999/2000 in Sachsen 



Öffentliche Schulen 
Insgesamt/davon in Klassenstufe 1 

Schulen in freier Trägerschaft 
Insgesamt/davon in Klassenstufe 1 

Ausbildungsjahr 

1998/1999 

1999/2000 

1998/1999 

1999/2000 

BFS fär landesrechtlich geregelte Berufe 

5.496/2.862 

4.828/2.483 

2.595/1.577 

3.796/2.297 

Davon: 

BFS für Technik 

953/527 

981/553 

755/447 

1.176/759 

BFS für Wirtschaft 

3.412/1.771 

2.871/1.410 

997/585 

1.375/805 

Sonstige Bemfe 

1.131/564 

976/520 

843/545 

1.245/733 

BFS fär bundesrechtlich geregelte Bemfe 

(Gesundheitsbemfe) 

Davon: 

4.654/1.589 

3.042/1.018 

8.938/3.682 

10.588/4.197 

KHG-Bemfe') 

4.218/1.427 

2.556/814 

5.567/2.026 

6.931/2.507 

Sonstige Bemfe 0 

436/162 

486/204 

3.371/1.656 

3.657/1.690 

BFS fär anerkannte Ausbildungsbemfe 

2.402/988 

2.466/921 

409/140 

619/156 

Insgesamt 

12.552/5.439 

10.336/4.422 

11.942/5.399 

15.003/6.650 

Davon öffentlich finanziert 

8.334/4.012 9 

7.780/3.608 0 

6.674 h/- 9 

8.760 h/-h 

') Im Krankenhausfinanziemngsgesetz (KHG) genannte Gesundheitsfachberufe ohne Logopäde/Logopädin und Ergotherapeut/Ergotherapeutin 
Einschließlieh Logopäde/Logopädin und Ergotherapeut/Ergotherapeutin 

Ausschließlich aus öffentlichen Mitteln des Freistaates Sachsen finanziert 
h Gewährung staatlicher Finanzhilfe 

Angaben liegen noch nicht vor. 



Ausbildungsleistungen der Kommunen 

• Entwicklung des Ausbildungsstands bei den Kommunen 

Mit ca. 1,58 Millionen Beschäftigten sind die Städte, Kreise 
und Gemeinden nach den Ländern der zweitgrößte öffentliche 
Arbeitgeber. Damit tragen die Kommunen auch eine große 
Verantwortung fär die Situation auf dem Ausbildungsmarkt. 
Städte, Kreise und Gemeinden sind sich dieser Verantwortung 
bewusst. 

Nach einem leichten Rückgang der Ausbildungszahlen zu 
Beginn der 90er Jahre, steigen sie seit Mitte der 90er Jahre wie- 
der an. Eine Umfrage bei den 261 unmittelbaren Mitglied- 
städten des Deutschen Städtetages zeigte im Dezember 1998, 


dass die Gesamtzahl der Auszubildenden zwischen 1996 und 
1998 um 18,3% gestiegen ist. Diese Zahl unterstreicht das 
Bemühen im kommunalen Bereich, aktiv zur Verbesserung der 
Ausbildungssituation beizutragen. 

Weder der Aufgabenbestand noch die finanziellen Rahmenbe- 
dingungen der Kommunen lassen es zu, Ausbildungsplätze 
allein zur eigenen Nachwuchsdeckung bereitzustellen. Aus 
arbeitsmarktpolitischen Gründen bilden die Kommunen des- 
halb seit jeher über Bedarf aus. Trotz der schwierigen Entwick- 
lung der kommunalen Haushalte halten die Kommunen daran 
unverändert fest. Nach der Umfrage des Deutschen Städtetages 
lag der Anteil der über Bedarf Ausgebildeten zwischen 1996 
und 1998 kontinuierlich bei ca. 20%. 


Übersicht 103: Entwicklung der Ausbildungsverhältnisse in Sachsen 



1997/2000 

1998/2001 

1999/2002 

Staatskanzlei 

1 

- 

1 

Staatsministerium des Innern 

Ministerium 

- 

1 

1 

Statistisches Landesamt Kamenz 

3 

- 

- 

Bereitschaftspolizei Leipzig 

- 

1 

1 

Polizeipräsidium Dresden 

- 

1 

3 

Polizeipräsidium Leipzig 

- 

- 

1 

Fachhochschule der Sächsischen Verwaltung Meißen 

- 

1 

- 

Regiemngspräsidium Dresden 

- 

- 

2 

Staatsministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend und Familie 

- 

1 

2 

Staatsministerium für Umwelt und Landesentwicklung 

Landesamt fär Umwelt und Geologie 

2 

3 

1 

Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst 

Sächsische Universitäten 

Sächsische Landesbibliothek Dresden 

- 

2 

5 

Insgesamt 

6 

10 

17 
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Übersicht 104: Einordnung des beim Sächsischen Staatsministerium des Innern begründeten Ausbildungs- 
verbundes 


Inhalt der Berufsausbildung Fachinformatiker/Fachinformatikerin 


Berufsschule 

Ausbildungseinrichtung 


Fachtheoretischer Unterricht 

Praxis 



In der Ausbildungs- 

Im Ausbildungsverbund 


einrichtung 

fär ausgewählte Teile der Praxis, z.B.: 

- Seminare, Workshops (Verwaltungsorganisation, 
spezielle Rechnemetze, spezielle 

Programmiersprachen) 

- Exkursionen 

- Projekte (Netzinstallation bei Umzügen, 
Internetpräsentation) 


• Ausbildung und Privatisierung 

Immer wieder wird in der politischen Diskussion um das Für 
und Wider der Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen 
gerungen. Für die Kommunen ist dies nicht bloß eine dogma- 
tische Frage. In dem seit nunmehr 10 Jahren währenden Prozess 
der kontinuierlichen Verwaltungsmodemisierung hat die auf- 
gabenkritische Bestandsaufnahme vielfach nicht unerhebliche 
Privatisierungspotenziale offenbart. Diese organisatorischen 
Veränderungen haben zur Folge, dass die Beschäftigten der 
privatisierten Einrichtungen nicht mehr zum Personalbestand 
ihres bisherigen Dienstherren zählen. 

Auch auf den Bestand an Ausbildungsplätzen bleibt Privatisie- 
rung nicht ohne Folgen. Mit der Ausgliederung von Einrich- 
tungen entfallen statistisch auch die bisher in diesen Einrichtun- 
gen angebotenen Ausbildungsplätze bei der Erfassung der 
Kemverwaltung. Oftmals werden mit beträchtlicher Anstren- 
gung zur Kompensation in der Kemverwaltung zusätzliche 
Ausbildungsplätze geschaffen. Gleichzeitig bieten aber auch 
die privatisierten Bereiche Ausbildungsplätze an. Teilweise 
fährt somit Privatisiemng sogar zu einem Mehr an Ausbil- 
dungsplätzen. 

Zahlreiche Kommunen sichern zudem den Bestand an Ausbil- 
dungsplätzen in privatisierten Einrichtungen durch entspre- 
chende Vereinbamngen in den Gesellschafts Verträgen ab. Auch 
im Rahmen von Beteiligungssteuemng wird versucht, auf das 
Ausbildungsverhalten der ehemaligen kommunalen Einrich- 
tungen Einfluss zu nehmen. 

• Vielfalt des Ausbildungsangebots 
a) Verwaltungsspezifische Bemfe 

Beim Ausbildungsplatzangebot orientieren sich die kommu- 
nalen Arbeitgeber zunächst naturgemäß am eigenen Bedarf Zu 
den verwaltungsspezifischen Bemfen gehören die Beamten- 
laufbahnen des mittleren und gehobenen Dienstes, des feuer- 
wehrtechnischen Dienstes, Fachangestellte fär Bürokommu- 
nikation, Verwaltungsfachangestellte und Verwaltungsbe- 
triebswirte. Nach wie vor liegt bei der Ausbildung in diesen 
klassischen Verwaltungsbemfen ein deutlicher Ausbildungs- 
schwerpunkt. 

Der Anteil der Ausbildungsverhältnisse in den klassischen Ver- 
waltungsbemfen ist jedoch zwischen 1996 und 1998 ständig 
zurückgegangen. Nach der Umfrage des Deutschen Städtetages 
betmg der Anteil der Ausbildungsverhältnisse in den Verwal- 
tungsbemfen 1996 noch 67,2%. Dieser Anteil sank bis 1998 
um 7 % auf 60,2 %. Die Umfrage ergab weiterhin, dass lediglich 
17,2% der Städte ausschließlich in den klassischen Verwal- 
tungsbemfen ausbildeten. Aufgmnd der besonderen Bedarfs- 
situation handelt es sich dabei vornehmlich um Kommunen in 
den neuen Ländern. 


b) Marktgängige Bemfe 

Korrespondierend zum Rückgang der Ausbildungsplätze in den 
klassischen Verwaltungsbemfen ist der Anteil der Ausbildung 
in sogenannten marktgängigen^) Bemfen beständig angestie- 
gen. Der Anteil der Ausbildungsverhältnisse in marktgängigen 
Bemfen stieg von 32,8% in 1996 auf 39,8% in 1998. Diese 
Verschiebung der Ausbildungsangebote ist nicht nur mit dem 
veränderten Leistungsangebot und damit veränderten Qualifi- 
kationsanfordemngen der Kommunen zu begründen. Gerade 
das nicht unbeträchtliche Ausmaß an Ausbildungsangeboten 
über Bedarf macht es vielmehr erforderlich, Ausbildungen in 
Bemfen anzubieten, die nach Abschluss der Ausbildung gute 
Vermittlungschancen auf dem Arbeitsmarkt eröffnen. 

Das Spektmm der Ausbildung in sogenannten marktgängigen 
Bemfen reicht dabei von Ausbildungsangeboten fär kauf- 
männische Bemfe über Ausbildungsplätze in technischen und 
handwerklichen Bemfen bis zu Ausbildungsangeboten in 
modernen Medienbemfen. Auch bei der Auswahl der Ausbil- 
dungsbemfe bemühen sich die Kommunen allerdings, soziale 
Komponenten zu berücksichtigen. So bilden z.B. die Ausbil- 
dung zum Gärtner oder Schwimmmeistergehilfen einen 
Schwerpunkt bei der Ausbildung in nicht verwaltungsspezi- 
fischen Bemfen. Durch diese Ausbildungsplatzangebote sollen 
gerade auch Jugendlichen, die aufgmnd ihres Schulabschlusses 
nur geringe Vermittlungschancen auf dem Ausbildungsmarkt 
haben, Ausbildungsangebote gemacht werden können. 

• Ausbildungsqualität 

Großen Wert legen die Kommunen auch auf die Ausbildungs- 
qualität. Das kommunale Selbstverständnis als modernes 
Dienstleistungsuntemehmen erfordert es, qualitativ hochwer- 
tige Ausbildung zu leisten. Neben der Vermittlung fachlicher 
Kompetenzen, die durch das jeweilige Bemfsbild vorgegeben 
werden, liegt der Ausbildungsschwerpunkt zunehmend in der 
Vermittlung von Handlungs- und Sozialkompetenzen. Diese 
inhaltliche Ausbildungsqualität findet ihren Niederschlag in 
der Vermittlungsfähigkeit von Ausbildungsabsolventen der 
Kommunalverwaltungen. Nach den Erfahmngen der Kommu- 
nen finden Jugendliche, die bei den Städten, Kreisen und 
Gemeinden eine Ausbildung abgeschlossen haben und nicht 
übernommen werden können, zumeist ohne größere Probleme 
einen Arbeitsplatz in der privaten Wirtschaft. Zum Teil gilt dies 
sogar fär Ausbildungsabsolventen in sogenannten klassischen 
Verwaltungsbemfen. Verwaltungsfachangestellte werden bei- 
spielsweise häufig von großen Krankenkassen und Versiche- 
mngen eingestellt. 


9 Ausbildungsbemfe nach BBiG/HwO, die nicht im Ausbildungsbereich 
Öffentlicher Dienst erfasst werden. 
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Zur Verbesserung der Ausbildungsqualität und der Vermitt- 
lungschancen auf dem Arbeitsmarkt bilden die Kommunen 
zunehmen im Verbund mit anderen öffentlichen Einrichtungen 
aus. Auch Ausbildungsangebote mit sogenannter Doppelquali- 
fikation nehmen zu. Sowohl die Ausbildung im Verbund als 
auch die Ausbildung in Doppelqualifikation erweitern das 
Lern- und Erfahrungsspektrum der Auszubildenden, wovon 
nach Abschluss der Ausbildung sowohl öffentliche wie auch 
private Arbeitgeber profitieren. 

• Weitere Ausbildungsleistungen 

Neben dem Angebot an eigenen Ausbildungsplätzen erbringen 
die Kommunen aber noch vielfältige weitere Ausbildungs- 
leistungen, die in der öffentlichen Diskussion und auch den 
amtlichen Statistiken zumeist außer Betracht bleiben. So durch- 
läuft Jahr für Jahr eine Vielzahl von Referendaren oder Prak- 
tikanten in unterschiedlichen Ausbildungen Ausbildungszeiten 
in Kommunalverwaltungen. Auch gehört zu vielen Ausbil- 
dungsberufen das Absolvieren eines Anerkennungsjahres, z.B. 
bei Erzieherinnen. Durch die Bereitstellung solcher Ausbil- 
dungsmöglichkeiten werden in den Kommunen und ihren Ein- 
richtungen erhebliche personelle und finanzielle Ressourcen 
gebunden. 


Viele Städte, Kreise und Gemeinden bieten neben Ausbildung 
auch Projekte zur Berufsqualifizierung an. Dabei wird Jugend- 
lichen ermöglicht, überhaupt erst einen ausbildungsqualifizie- 
renden Schulabschluss zu erlangen. Auch mit diesen Projekten 
tragen die Kommunen zu einer Verbesserung der Ausbildungs- 
situation bei. 

Daneben unterstützen die Kommunen finanzielle und personell 
Ausbildungsprojekte anderer Träger. Ohne selbst als Ausbil- 
dungsbetrieb aufzutreten, ermöglichen die Kommunen vielen 
Jugendlichen auf diese Art und Weise die Erlangung eines 
qualifizierten Berufsabschlusses. 

• Fazit 

Städte, Kreise und Gemeinden sind sieh ihrer besonderen Verant- 
wortung für den Ausbildungsmarkt bewusst. Da sieh negative 
soziale Folgen von Jugendarbeitslosigkeit nirgendwo unmit- 
telbarer niedersehlagen als in den Kommunen, haben sie ein großes 
Eigeninteresse an der Bereitstellung einer ausreichenden Anzahl 
von Ausbildungsplätzen. Durch eigene Ausbildungsleistungen 
aber auch durch die Unterstützung von Ausbildungsbemühun- 
gen anderer Träger oder im Rahmen der Wirtschaftsforderung 
leisten die Städte, Kreise und Gemeinden einen beträchtlichen 
Beitrag zu der gesamtgesellschaftlichen Aufgabe Ausbildung. 
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Tabelle 1/1: Ausbildungsstellenangebot, Ausbildungsstellennachfrage und Angebots-Nachfrage-Relation nach 
Ländern 1998 und 1999 


Ausbildungsstellenangebot 

Ausbildungsstellennaehfrage 

Angebots-Naehfrage-Relation 

1998 

1999 

Verände- 
rung ge- 
genüber 
1998 

1998 

1999 

Verände- 
rung ge- 
genüber 
1998 

1998 

1999 

Verände- 
rung ge- 
genüber 
1998 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 


Baden-Württemberg 

77.554 

80.720 

4,1 

76.009 

77.948 

2,6 

102,0 

103,6 

1,5 

Bayern 

103.008 

102.527 

-0,5 

100.666 

99.534 

-1,1 

102,3 

103,0 

0,7 

Berlin^) 

22.789 

23.886 

4,8 

24.619 

25.688 

4,3 

92,6 

93,0 

0,4 

Davon: 

Berlin (West) 

14.700 

15.094 

2,7 

15.664 

16.078 

2,6 

93,8 

93,9 

0,0 

Berlin (Ost) 

8.089 

8.792 

8,7 

8.955 

9.610 

7,3 

90,3 

91,5 

1,3 

Brandenburg 

21.430 

21.445 

0,1 

26.968 

23.757 

-11,9 

79,5 

90,3 

13,6 

Bremen^) 

6.691 

7.075 

5,7 

7.124 

7.487 

5,1 

93,9 

94,5 

0,6 

Hamburg 

12.251 

12.808 

4,5 

12.883 

13.158 

2,1 

95,1 

97,3 

2,4 

Hessen 

43.465 

44.617 

2,7 

43.820 

44.737 

2,1 

99,2 

99,7 

0,5 

Meeklenburg- V orpommem 

19.399 

19.271 

-0,7 

20.453 

20.254 

-1,0 

94,8 

95,1 

0,3 

Niedersaehsen^) 

59.241 

60.706 

2,5 

60.138 

60.501 

0,6 

98,5 

100,3 

1,9 

Nordrhein- Westfalen 

128.236 

133.515 

4,1 

129.174 

134.962 

4,5 

99,3 

98,9 

-0,3 

Rfieinland-Pfalz 

31.347 

32.259 

2,9 

31.461 

32.050 

1,9 

99,6 

100,7 

1,0 

Saarland 

8.907 

9.429 

5,9 

9.101 

9.489 

4,3 

97,9 

99,4 

1,5 

Saehsen 

36.051 

38.295 

6,2 

38.903 

41.637 

7,0 

92,7 

92,0 

-0,8 

Saehsen-Anhalt 

23.262 

23.462 

0,9 

23.775 

23.937 

0,7 

97,8 

98,0 

0,2 

Sehleswig-Holstein 

20.807 

21.214 

2,0 

20.653 

20.864 

1,0 

100,7 

101,7 

0,9 

Thüringen 

21.495 

23.225 

8,0 

22.457 

24.377 

8,5 

95,7 

95,3 

-0,5 

Alte Länder '*) 

506.207 

519.964 

2,7 

506.693 

516.808 

2,0 

99,9 

100,6 

0,7 

Neue Länder^) 

129.726 

134.490 

3,7 

141.511 

143.572 

1,5 

91,7 

93,7 

2,2 

Bundesgebiet 

635.933 

654.454 

2,9 

648.204 

660.380 

1,9 

98,1 

99,1 

1,0 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Tabelle 1/1, Seite 210 


Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die unterschiedlichen Zeiträume der Umsetzung der staatlichen Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksichtigen. 

') Wegen der Neugliederung der Berliner Arbeitsämter vom 30. Juni 1997 ist die Vergleichsmöglichkeit der Ergebnisse für Berlin (West) und Berlin (Ost) mit den Ergebnis- 
sen früherer Jahre eingeschränkt. 

^) Einschließlich der niedersächsischen Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 
^) Ohne die Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 
'*) Einschließlich Berlin (West) 

^) Einschließlich Berlin (Ost) 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik zum 30. September 1998 und 1999; Bundesinstitut für Berufsbildung, 
Erhebung zum 30. September 1998 und 1999 
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Tabelle 1/3: Angebots-Nachfrage-Relation nach Arbeitsamtsbezirken und Ländern 1998 und 1999 


Arbeitsamtsbezirk 

Angebot an 

Ausbildungsplätzen 

Nachfrage nach 

Ausbildungsplätzen 

Angebots-Nachfrage-Relation 

1999 

Veränderung 
gegenüber 1998 

1999 

Veränderung 
gegenüber 1998 

1998 

1999 

Veränderung 
gegenüber 1998 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Prozent 

Bad Oldesloe 

2.359 

0,6 

2.322 

-2,5 

98,5 

101,6 

3,2 

Elmshorn 

3.351 

2,3 

3.321 

3,7 

102,2 

100,9 

-1,3 

Flensburg 

3.918 

v,i 

3.818 

4,6 

100,3 

102,6 

2,3 

Heide 

1.250 

-0,1 

1.217 

-0,8 

102,0 

102,7 

0,7 

Kiel 

3.523 

0,9 

3.402 

-0,2 

102,4 

103,6 

1,2 

Lübeck 

3.766 

0,6 

3.725 

0,6 

101,0 

101,1 

0,1 

Neumünster 

3.047 

0,2 

3.059 

-0,6 

98,9 

99,6 

0,8 

Schleswig-Holstein 

21.214 

2,0 

20.864 

1,0 

100,7 

101,7 

0,9 

Hamburg 

12.808 

4,5 

13.158 

2,1 

95,1 

97,3 

2,4 

Braunschweig 

4.205 

3,0 

4.220 

2,9 

99,5 

99,6 

0,2 

Celle 

3.153 

3,8 

3.107 

2,1 

99,8 

101,5 

1,6 

Emden 

2.578 

1,0 

2.574 

-0,8 

98,3 

100,2 

1,9 

Goslar 

1.279 

2,6 

1.323 

3,6 

97,6 

96,7 

-0,9 

Göttingen 

3.529 

4,6 

3.627 

0,9 

93,8 

97,3 

3,7 

Hameln 

3.010 

4,4 

3.004 

5,4 

101,1 

100,2 

-0,9 

Hannover 

7.664 

1,2 

7.757 

-2,0 

95,7 

98,8 

3,2 

Helmstedt 

3.120 

4,9 

3.220 

-1,9 

90,6 

96,9 

7,0 

Hildesheim 

2.920 

15,9 

2.850 

12,4 

99,4 

102,5 

3,1 

Leer 

2.210 

^,0 

2.172 

-5,0 

100,7 

101,7 

1,1 

Lüneburg 

2.363 

0,3 

2.324 

-2,3 

99,0 

101,7 

2,7 

Nienburg 

1.982 

4,0 

1.880 

2,7 

104,2 

105,4 

1,2 

Nordhorn 

3.133 

3,0 

2.961 

3,7 

106,6 

105,8 

-0,7 

Oldenburg 

4.312 

-1,4 

4.358 

-1,9 

98,5 

98,9 

0,5 

Osnabrück 

4.473 

-0,2 

4.457 

-0,3 

100,3 

100,4 

0,0 

Stade 

2.812 

^,0 

2.784 

-7,6 

97,2 

101,0 

3,9 

Uelzen 

1.692 

1,3 

1.715 

-2,9 

94,6 

98,7 

4,3 

Vechta 

2.414 

2,2 

2.402 

3,9 

102,1 

100,5 

-1,6 

Verden 

2.561 

8,0 

2.475 

5,5 

101,2 

103,5 

2,3 

Wilhelmshaven 

1.296 

7,5 

1.291 

3,8 

96,9 

100,4 

3,6 

Niedersachsen 

60.706 

2,5 

60.501 

0,6 

98,5 

100,3 

1,9 

Bremen 

5.378 

5,0 

5.655 

3,3 

93,6 

95,1 

1,6 

Bremerhaven 

1.697 

8,2 

1.832 

11,0 

95,0 

92,6 

-2,5 

Bremen 

7.075 

5,7 

7.487 

5,1 

93,9 

94,5 

0,6 

Aachen 

5.915 

1,4 

5.978 

2,6 

100,2 

98,9 

-1,2 

Ahlen 

1.985 

-1,9 

1.979 

-0,9 

101,4 

100,3 

-1,1 

Bergisch-Gladbach 

4.854 

2,4 

4.887 

1,4 

98,4 

99,3 

1,0 

Bielefeld 

5.743 

3,9 

5.853 

3,0 

97,2 

98,1 

0,9 

Bochum 

4.132 

9,1 

4.332 

8,3 

94,7 

95,4 

0,7 

Bonn 

5.977 

4,8 

5.847 

4,8 

102,2 

102,2 

0,0 

Brühl 

3.845 

4,7 

3.905 

7,6 

101,2 

98,5 

-2,7 

Coesfeld 

4.751 

-2,6 

4.653 

-1,7 

103,0 

102,1 

-0,9 

Detmold 

2.571 

-2,2 

2.499 

-1,1 

104,1 

102,9 

-1,1 

Dortmund 

5.348 

4,6 

5.544 

0,2 

92,4 

96,5 

4,4 

Düren 

1.779 

3,4 

1.773 

3,9 

100,9 

100,3 

-0,5 

Düsseldorf 

7.791 

3,4 

7.790 

4,2 

100,7 

100,0 

-0,7 

Duisburg 

3.336 

1,3 

3.400 

0,2 

97,1 

98,1 

1,0 

Essen 

4.674 

9,4 

4.880 

13,2 

99,1 

95,8 

-3,4 

Gelsenkirchen 

3.262 

5,8 

3.830 

8,8 

87,6 

85,2 

-2,7 

Hagen 

3.827 

2,3 

3.808 

7,8 

105,9 

100,5 

-5,1 

Hamm 

2.872 

4,1 

2.962 

1,9 

94,9 

97,0 

2,2 

Herford 

4.902 

8,6 

4.720 

7,9 

103,2 

103,9 

0,7 

Iserlohn 

3.174 

5,8 

3.167 

6,4 

100,8 

100,2 

-0,5 

Köln 

8.952 

5,5 

8.872 

5,2 

100,6 

100,9 

0,3 

Krefeld 

3.727 

3,9 

3.718 

3,7 

100,0 

100,2 

0,2 

Meschede-Brilon 

2.500 

-0,2 

2.431 

2,4 

105,5 

102,8 

-2,5 

Mönchengladbach 

4.910 

6,3 

4.751 

5,0 

102,1 

103,3 

1,2 

Münster 

2.780 

2,3 

2.661 

3,0 

105,2 

104,5 

-0,7 

Oberhausen 

2.512 

2,4 

2.524 

1,8 

98,9 

99,5 

0,6 

Paderborn 

3.873 

-2,4 

3.910 

-1,7 

99,7 

99,1 

-0,7 

Recklinghausen 

3.953 

7,9 

4.129 

10,4 

97,9 

95,7 

-2,2 

Rheine 

3.210 

-0,1 

3.179 

0,9 

102,0 

101,0 

-1,0 

Siegen 

3.805 

11,7 

3.869 

9,0 

95,9 

98,3 

2,5 

Soest 

2.268 

5,2 

2.349 

6,1 

97,4 

96,6 

-0,8 

Solingen 

2.031 

3,2 

2.091 

5,0 

98,8 

97,1 

-1,7 

Wesel 

4.894 

8,0 

5.282 

8,6 

93,1 

92,7 

-0,5 

Wuppertal 

3.362 

7,2 

3.389 

6,5 

98,6 

99,2 

0,6 

Nordrhein-W estfalen 

133.515 

4,1 

134.962 

4,5 

99,3 

98,9 

-0,3 

Bad Hersfeld 

1.602 

6,7 

1.717 

6,1 

92,8 

93,3 

0,6 

Darmstadt 

6.529 

4,4 

6.432 

0,6 

97,9 

101,5 

3,7 

Frankfurt 

11.039 

3,4 

10.819 

7,0 

105,6 

102,0 

-3,4 

Fulda 

2.057 

1,7 

2.052 

2,0 

100,5 

100,2 

-0,3 

Giessen 

3.960 

1,4 

3.935 

-1,1 

98,2 

100,6 

2,5 

Hanau 

2.440 

0,3 

2.516 

-0,7 

96,0 

97,0 

1,0 

Kassel 

4.618 

3,0 

4.823 

2,1 

94,9 

95,7 

0,9 

Korbach 

1.565 

3,9 

1.537 

3,2 

101,1 

101,8 

0,7 

Limburg 

1.186 

-1,0 

1.198 

-0,3 

99,7 

99,0 

-0,7 

Marburg 

1.675 

6,8 

1.707 

4,1 

95,7 

98,1 

2,6 

Offenbach 

1.956 

-0,7 

1.949 

-2,1 

98,9 

100,4 

1,4 

Wetzlar 

2.540 

0,2 

2.605 

0,6 

98,0 

97,5 

-0,5 

Wiesbaden 

3.450 

1,2 

3.447 

-2,6 

96,4 

100,1 

3,9 

Hessen 

44.617 

2,7 

44.737 

2,1 

99,2 

99,7 

0,5 
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Tabelle 1/3: Angebots-Nachfrage-Relation nach Arbeitsamtsbezirken und Ländern 1998 und 1999 


Arbeitsamtsbezirk 

Angebot an 

Ausbildungsplätzen 

Nachfrage nach 

Ausbildungsplätzen 

Angebots-Nachfrage-Relation 

1999 

Veränderung 
gegenüber 1998 

1999 

Veränderung 
gegenüber 1998 

1998 

1999 

Veränderung 
gegenüber 1998 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Prozent 

Bad Kreuznach 

2.545 

-1,2 

2.539 

-AJ 

96,7 

100,2 

3,7 

Kaiserslautern 

2.536 

2,0 

2.539 

-1,0 

97,0 

99,9 

3,0 

Koblenz 

3.000 

6,4 

2.941 

5,5 

101,1 

102,0 

0,9 

Ludwigshafen 

4.170 

-0,7 

4.214 

0,1 

99,8 

99,0 

-0,8 

Mainz 

4.459 

4,1 

4.428 

2,5 

99,1 

100,7 

1,6 

Mayen 

2.179 

2,7 

2.099 

2,3 

103,4 

103,8 

0,4 

Montabaur 

2.580 

-0,5 

2.601 

2,0 

101,6 

99,2 

-2,4 

Landau 

2.673 

8,1 

2.593 

5,5 

100,6 

103,1 

2,5 

Neuwied 

2.644 

4,6 

2.616 

2,7 

99,3 

101,1 

1,8 

Pirmasens 

1.370 

6,9 

1.386 

5,8 

97,9 

98,8 

1,0 

Trier 

4.103 

2,8 

4.094 

2,4 

99,8 

100,2 

0,4 

Rheinland-Pfalz 

32.259 

2,9 

32.050 

1,9 

99,6 

100,7 

1,0 

Aalen 

3.677 

8,2 

3.547 

5,4 

101,0 

103,7 

2,6 

Balingen 

2.342 

8,8 

2.279 

6,0 

100,1 

102,8 

2,6 

Freiburg 

4.491 

5,9 

4.304 

2,2 

100,7 

104,3 

3,6 

Göppingen 

5.113 

0,4 

4.913 

-2,5 

101,1 

104,1 

2,9 

Heidelberg 

3.223 

5,0 

3.216 

4,7 

100,0 

100,2 

0,3 

Heilbronn 

3.971 

7,3 

3.850 

4,3 

100,3 

103,1 

2,8 

Karlsruhe 

4.916 

2,1 

4.885 

2,1 

100,6 

100,6 

0,0 

Konstanz 

2.356 

4,2 

2.251 

5,3 

105,8 

104,7 

-1,0 

Lörrach 

2.765 

5,8 

2.759 

4,4 

98,9 

100,2 

1,3 

Ludwigsburg 

3.006 

-A,5 

2.880 

-7,3 

101,2 

104,4 

3,1 

Mannheim 

4.373 

6,4 

4.197 

6,1 

103,9 

104,2 

0,3 

Nagold 

2.180 

4,4 

2.049 

2,5 

104,5 

106,4 

1,9 

Offenburg 

3.369 

5,4 

3.268 

3,4 

101,2 

103,1 

1,9 

Pforzheim 

2.217 

2,4 

2.162 

-1,1 

99,0 

102,5 

3,5 

Rastatt 

1.896 

2,2 

1.898 

10,5 

108,0 

99,9 

-7,5 

Ravensburg 

4.309 

3,9 

4.047 

-0,5 

101,9 

106,5 

4,4 

Reutlingen 

3.738 

13,1 

3.513 

11,7 

105,0 

106,4 

1,3 

Rottweil 

2.128 

5,5 

2.040 

4,0 

102,9 

104,3 

1,4 

Waiblingen 

2.498 

-1,8 

2.395 

-3,7 

102,3 

104,3 

2,0 

Schwäbisch Hall 

2.767 

3,7 

2.716 

4,6 

102,8 

101,9 

-0,9 

Stuttgart 

8.629 

1,3 

8.299 

0,0 

102,7 

104,0 

1,3 

T auberbischofsheim 

2.232 

2,9 

2.175 

1,4 

101,1 

102,6 

1,5 

Ulm 

2.725 

3,8 

2.650 

3,8 

102,8 

102,8 

0,0 

V illingen- S chwenningen 

1.799 

9,1 

1.655 

7,8 

107,4 

108,7 

1,2 

Baden- W ürttemberg 

80.720 

4,1 

77.948 

2,6 

102,0 

103,6 

1,5 

Ansbach 

2.598 

-2,4 

2.502 

-A,9 

101,1 

103,8 

2,7 

Aschaffenburg 

3.280 

-3,4 

3.239 

-6,3 

98,3 

101,3 

3,1 

Bamberg 

2.429 

1,0 

2.506 

4,4 

100,1 

96,9 

-3,2 

Bayreuth 

2.279 

0,6 

2.279 

-0,9 

98,5 

100,0 

1,5 

Coburg 

2.397 

-A,l 

2.486 

-5,1 

96,0 

96,4 

0,5 

Hof 

2.087 

-0,6 

2.058 

0,7 

102,8 

101,4 

-1,3 

Nürnberg 

10.735 

0,9 

10.841 

0,0 

98,1 

99,0 

0,9 

Regensburg 

4.908 

4,1 

4.447 

0,5 

106,6 

110,4 

3,6 

Schwandorf 

3.707 

-1,6 

3.508 


103,0 

105,7 

2,6 

Schweinfurt 

4.105 

4,2 

4.123 

3,3 

98,7 

99,6 

0,9 

Weiden 

1.744 

-2,3 

1.747 

-2,3 

99,8 

99,8 

0,1 

Weißenburg 

1.439 

-0,6 

1.337 

-0,5 

107,7 

107,6 

0,0 

Würzburg 

4.382 

0,7 

4.283 

-0,9 

100,7 

102,3 

1,6 

Augsburg 

4.646 

^,3 

4.674 

-7,6 

96,0 

99,4 

3,5 

Deggendorf 

3.097 

-3,6 

2.896 

-2,5 

108,2 

106,9 

-1,2 

Donauwörth 

1.941 

0,4 

1.902 

2,8 

104,5 

102,1 

-2,3 

Freising 

1.692 

1,8 

1.643 

1,5 

102,7 

103,0 

0,3 

Ingolstadt 

3.884 

5,6 

3.591 

0,6 

103,1 

108,2 

4,9 

Kempten 

3.966 

0,3 

3.867 

0,1 

102,4 

102,6 

0,1 

Landshut 

2.682 

-A,9 

2.609 

0,3 

108,5 

102,8 

-5,2 

Memmingen 

3.895 

^,3 

3.700 

-2,2 

107,6 

105,3 

-2,2 

München 

16.518 

1,5 

15.664 

1,1 

105,0 

105,5 

0,5 

Passau 

3.007 

^,0 

2.953 

^,1 

101,7 

101,8 

0,2 

Pfarrkirchen 

2.683 

-8,2 

2.603 

-5,1 

106,5 

103,1 

-3,2 

Rosenheim 

3.684 

0,3 

3.581 

0,4 

102,9 

102,9 

-0,1 

Traunstein 

2.219 

^,0 

2.142 

-5,8 

101,6 

103,6 

1,9 

Weilheim 

2.523 

-0,2 

2.353 

-0,8 

106,6 

107,2 

0,6 

Bayern 

102.527 

-0,5 

99.534 

-1,1 

102,3 

103,0 

0,7 

Neunkirchen 

2.361 

3,0 

2.368 

1,2 

97,9 

99,7 

1,8 

Saarbrücken 

4.320 

3,5 

4.321 

2,2 

98,7 

100,0 

1,3 

Saarlouis 

2.748 

12,6 

2.800 

10,6 

96,4 

98,1 

1,8 

Saarland 

9.429 

5,9 

9.489 

4,3 

97,9 

99,4 

1,5 

Berlin (West) 





93,8 

93,9 

0,0 

Alte Länder 

519.964 

2,7 

516.808 

2,0 

99,9 

100,6 

0,7 

Cottbus 

5.499 

-2,8 

5.993 

-17,7 

77,7 

91,8 

18,1 

Eberswalde 

2.370 

-1,4 

2.756 

-15,2 

73,9 

86,0 

16,3 

Frankfurt/Oder 

3.908 

-6,0 

4.274 

-19,6 

78,3 

91,4 

16,8 

Neuruppin 

3.486 

5,7 

4.112 

-4,3 

76,7 

84,8 

10,5 

Potsdam 

6.182 

4,5 

6.622 

-3,0 

86,7 

93,4 

7,7 

Brandenburg 

21.445 

0,1 

23.757 

-11,9 

79,5 

90,3 

13,6 
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Tabelle 1/3: Angebots-Nachfrage-Relation nach Arbeitsamtsbezirken und Ländern 1998 und 1999 


Arbeitsamtsbezirk 

Angebot an 

Ausbildungsplätzen 

Nachfrage nach 

Ausbildungsplätzen 

Angebots-Nachfrage-Relation 


1999 

Veränderung 

1999 

Veränderung 

1998 

1999 

Veränderung 



gegenüber 1998 


gegenüber 1998 



gegenüber 1998 


Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Prozent 

N eubrandenburg 

4.762 

-A,l 

5.094 


93,3 

93,5 

0,2 

Rostock 

5.355 

1,5 

5.532 

0,3 

95,7 

96,8 

1,1 

Schwerin 

5.156 

1,9 

5.435 

2,6 

95,6 

94,9 

-0,7 

Stralsund 

3.998 

-1,6 

4.193 

-2,2 

94,8 

95,3 

0,6 

Mecklenburg-V orpommern 

19.271 

-0,7 

20.254 

-1,0 

94,8 

95,1 

0,3 

Annaberg 

2.325 

-3,5 

2.560 

-7,5 

87,0 

90,8 

4,4 

Bautzen 

4.590 

5,4 

5.696 

13,1 

86,4 

80,6 

-6,7 

Chemnitz 

5.933 

10,8 

6.240 

10,8 

95,1 

95,1 

0,0 

Dresden 

6.435 

1,5 

6.768 

0,4 

94,0 

95,1 

1,1 

Leipzig 

7.655 

14,0 

8.222 

15,9 

94,7 

93,1 

-1,7 

Oschatz 

1.891 

19,0 

2.006 

9,4 

86,6 

94,3 

8,8 

Pirna 

1.845 

-2,8 

2.032 

5,4 

98,5 

90,8 

-7,8 

Plauen 

2.174 

7,2 

2.238 

5,6 

95,7 

97,1 

1,5 

Riesa 

1.858 

8,4 

2.121 

3,5 

83,7 

87,6 

4,7 

Zwickau 

3.589 

-1,7 

3.754 

1,3 

98,5 

95,6 

-3,0 

Sachsen 

38.295 

6,2 

41.637 

7,0 

92,7 

92,0 

-0,8 

Dessau 

2.500 

5,0 

2.636 

3,7 

93,7 

94,8 

1,2 

Halberstadt 

2.035 

6,7 

2.068 

6,4 

98,1 

98,4 

0,3 

Halle 

4.885 

-3,3 

4.949 

-2,6 

99,5 

98,7 

-0,8 

Magdeburg 

5.808 

0,9 

5.933 

1,6 

98,6 

97,9 

-0,7 

Merseburg 

2.873 

1,5 

2.931 

0,0 

96,5 

98,0 

1,6 

Sangerhausen 

2.043 

5,7 

2.058 

3,9 

97,6 

99,3 

1,7 

Stendal 

2.173 

-2,5 

2.209 

-3,2 

97,6 

98,4 

0,8 

Wittenberg 

1.145 

-2,4 

1.153 

-2,0 

99,7 

99,3 

-0,4 

Sachsen-Anhalt 

23.462 

0,9 

23.937 

0,7 

97,8 

98,0 

0,2 

Altenburg 

780 

15,2 

862 

16,6 

91,6 

90,5 

-1,2 

Erfurt 

5.758 

9,5 

6.026 

10,7 

96,6 

95,6 

-1,1 

Gera 

3.181 

12,0 

3.365 

11,8 

94,3 

94,5 

0,2 

Gotha 

3.016 

-1,3 

3.226 

0,0 

94,7 

93,5 

-1,3 

Jena 

3.083 

10,7 

3.210 

10,7 

96,1 

96,0 

0,0 

Nordhausen 

2.816 

6,2 

2.982 

5,5 

93,8 

94,4 

0,6 

Suhl 

4.591 

8,7 

4.706 

9,2 

98,0 

97,6 

-0,5 

Thüringen 

23.225 

8,0 

24.377 

8,5 

95,7 

95,3 

-0,5 

Berlin (Ost) 





90,3 

91,5 

1,3 

Nachrichtlich: 








Berlin (insgesamt) 

23.886 

4,8 

25.688 

4,3 

92,6 

93,0 

0,4 

Neue Länder 

134.490 

3,7 

143.572 

1,5 

91,7 

93,7 

2,2 

Bundesgebiet 

654.454 

2,9 

660.380 

1,9 

98,1 

99,1 

1,0 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Tabelle 1/3, Seite 216 ff. 


Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die untersehiedliehen Zeiträume der Umsetzung staatlieher Sonderprogramme in den neuen Ländern zu beachten. 

') Ohne die Gebiete, die zu bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 
Einschließlich der niedersächsischen Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirk gehören 

Wegen der Neugliederung der Berliner Arbeitsämter vom 30. Juni 1997 ist die Vergleichbarkeit gegenüber den Vorjahren eingeschränkt. 

In den Ergebnissen der alten bzw. neuen Länder sind die Angaben für Berlin (West) bzw. Berlin (Ost) enthalten. 


Quelle: Bundesanstalt fär Arbeit, Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik zum 30. September 1998 und 1999; Bundesinstitut für Berufsbildung, 
Erhebung zum 30. September 1998 und 1999 
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Tabelle 1/4: Angebot und Nachfrage nach Arbeitsamtsbezirken und Ländern 1998 und 1999 


Arbeitsamtsbezirk 

Neu abgeschlossene 
Ausbildungsverträge 

Noch nicht vermittelte 

Bewerber und 

Bewerberinnen 

Unbesetzte Berufs- 
ausbildungs stellen 

Nachfrage 

Angebot 

1998 

1999 

1998 

1999 

1998 

1999 

1998 

1 1999 

1998 

1999 

Bad Oldesloe 

2.276 

2.285 

106 

37 

70 

74 

2.382 

2.322 

2.346 

2.359 

Elmshorn 

3.116 

3.156 

88 

165 

160 

195 

3.204 

3.321 

3.276 

3.351 

Flensburg 

3.536 

3.763 

113 

55 

123 

155 

3.649 

3.818 

3.659 

3.918 

Heide 

1.200 

1.199 

27 

18 

51 

51 

1.227 

1.217 

1.251 

1.250 

Kiel 

3.375 

3.355 

35 

47 

116 

168 

3.410 

3.402 

3.491 

3.523 

Lübeck 

3.610 

3.625 

94 

100 

132 

141 

3.704 

3.725 

3.742 

3.766 

Neumünster 

2.990 

2.987 

87 

72 

52 

60 

3.077 

3.059 

3.042 

3.047 

Schleswig-Holstein 

20.103 

20.370 

550 

494 

704 

844 

20.653 

20.864 

20.807 

21.214 

Hamburg 

12.080 

12.548 

803 

610 

171 

260 

12.883 

13.158 

12.251 

12.808 

Braunschweig 

4.063 

4.183 

40 

37 

18 

22 

4.103 

4.220 

4.081 

4.205 

Celle 

2.905 

3.005 

139 

102 

134 

148 

3.044 

3.107 

3.039 

3.153 

Emden 

2.398 

2.454 

198 

120 

154 

124 

2.596 

2.574 

2.552 

2.578 

Goslar 

1.200 

1.252 

77 

71 

46 

27 

1.277 

1.323 

1.246 

1.279 

Göttingen 

3.306 

3.397 

289 

230 

67 

132 

3.595 

3.627 

3.373 

3.529 

Hameln 

2.758 

2.920 

92 

84 

124 

90 

2.850 

3.004 

2.882 

3.010 

Hannover 

7.369 

7.367 

546 

390 

207 

297 

7.915 

7.757 

7.576 

7.664 

Helmstedt 

2.923 

3.057 

360 

163 

51 

63 

3.283 

3.220 

2.974 

3.120 

Hildesheim 

2.432 

2.775 

103 

75 

88 

145 

2.535 

2.850 

2.520 

2.920 

Leer 

2.221 

2.123 

65 

49 

80 

87 

2.286 

2.172 

2.301 

2.210 

Lüneburg 

2.216 

2.255 

163 

69 

140 

108 

2.379 

2.324 

2.356 

2.363 

Nienburg 

1.814 

1.872 

16 

8 

92 

110 

1.830 

1.880 

1.906 

1.982 

Nordhorn 

2.836 

2.942 

18 

19 

205 

191 

2.854 

2.961 

3.041 

3.133 

Oldenburg 

4.199 

4.160 

242 

198 

174 

152 

4.441 

4.358 

4.373 

4.312 

Osnabrück 

4.306 

4.320 

164 

137 

178 

153 

4.470 

4.457 

4.484 

4.473 

Stade 

2.741 

2.723 

272 

61 

187 

89 

3.013 

2.784 

2.928 

2.812 

Uelzen 

1.619 

1.647 

147 

68 

51 

45 

1.766 

1.715 

1.670 

1.692 

Vechta 

2.264 

2.373 

48 

29 

97 

41 

2.312 

2.402 

2.361 

2.414 

Verden 

2.281 

2.398 

64 

77 

91 

163 

2.345 

2.475 

2.372 

2.561 

Wilhelmshaven 

1.174 

1.252 

70 

39 

32 

44 

1.244 

1.291 

1.206 

1.296 

Niedersachsen 

57.025 

58.475 

3.113 

2.026 

2.216 

2.231 

60.138 

60.501 

59.241 

60.706 

Bremen 

5.014 

5.242 

460 

413 

109 

136 

5.474 

5.655 

5.123 

5.378 

Bremerhaven 

1.534 

1.676 

116 

156 

34 

21 

1.650 

1.832 

1.568 

1.697 

Bremen^) 

6.548 

6.918 

576 

569 

143 

157 

7.124 

7.487 

6.691 

7.075 

Aachen 

5.580 

5.732 

247 

246 

256 

183 

5.827 

5.978 

5.836 

5.915 

Ahlen 

1.991 

1.965 

5 

14 

33 

20 

1.996 

1.979 

2.024 

1.985 

Bergisch-Gladbach 

4.457 

4.622 

364 

265 

285 

232 

4.821 

4.887 

4.742 

4.854 

Bielefeld 

5.308 

5.542 

377 

311 

220 

201 

5.685 

5.853 

5.528 

5.743 

Bochum 

3.608 

3.953 

392 

379 

180 

179 

4.000 

4.332 

3.788 

4.132 

Bonn 

5.326 

5.560 

252 

287 

375 

417 

5.578 

5.847 

5.701 

5.977 

Brühl 

3.471 

3.693 

157 

212 

202 

152 

3.628 

3.905 

3.673 

3.845 

Coesfeld 

4.659 

4.620 

73 

33 

217 

131 

4.732 

4.653 

4.876 

4.751 

Detmold 

2.512 

2.475 

14 

24 

117 

96 

2.526 

2.499 

2.629 

2.571 

Dortmund 

5.006 

5.230 

527 

314 

107 

118 

5.533 

5.544 

5.113 

5.348 

Düren 

1.619 

1.686 

87 

87 

102 

93 

1.706 

1.773 

1.721 

1.779 

Düsseldorf 

7.186 

7.498 

292 

292 

348 

293 

7.478 

7.790 

7.534 

7.791 

Duisburg 

3.236 

3.323 

156 

77 

58 

13 

3.392 

3.400 

3.294 

3.336 

Essen 

4.111 

4.567 

200 

313 

163 

107 

4.311 

4.880 

4.274 

4.674 

Gelsenkirchen 

2.939 

3.143 

582 

687 

144 

119 

3.521 

3.830 

3.083 

3.262 

Hagen 

3.427 

3.645 

104 

163 

314 

182 

3.531 

3.808 

3.741 

3.827 

Hamm 

2.696 

2.812 

211 

150 

62 

60 

2.907 

2.962 

2.758 

2.872 

Herford 

4.249 

4.641 

126 

79 

265 

261 

4.375 

4.720 

4.514 

4.902 

Iserlohn 

2.879 

3.064 

97 

103 

120 

110 

2.976 

3.167 

2.999 

3.174 

Köln 

8.110 

8.585 

322 

287 

374 

367 

8.432 

8.872 

8.484 

8.952 

Krefeld 

3.386 

3.520 

201 

198 

202 

207 

3.587 

3.718 

3.588 

3.727 

Meschede-Brilon 

2.351 

2.428 

23 

3 

154 

72 

2.374 

2.431 

2.505 

2.500 

Mönchengladbach 

4.323 

4.494 

200 

257 

297 

416 

4.523 

4.751 

4.620 

4.910 

Münster 

2.523 

2.611 

61 

50 

195 

169 

2.584 

2.661 

2.718 

2.780 

Oberhausen 

2.392 

2.443 

87 

81 

60 

69 

2.479 

2.524 

2.452 

2.512 

Paderborn 

3.819 

3.728 

159 

182 

149 

145 

3.978 

3.910 

3.968 

3.873 

Recklinghausen 

3.502 

3.821 

239 

308 

161 

132 

3.741 

4.129 

3.663 

3.953 

Rheine 

3.075 

3.122 

76 

57 

138 

88 

3.151 

3.179 

3.213 

3.210 

Siegen 

3.346 

3.658 

205 

211 

61 

147 

3.551 

3.869 

3.407 

3.805 

Soest 

2.095 

2.214 

118 

135 

60 

54 

2.213 

2.349 

2.155 

2.268 

Solingen 

1.893 

1.937 

99 

154 

75 

94 

1.992 

2.091 

1.968 

2.031 

Wesel 

4.505 

4.863 

360 

419 

26 

31 

4.865 

5.282 

4.531 

4.894 

Wuppertal 

3.010 

3.242 

171 

147 

126 

120 

3.181 

3.389 

3.136 

3.362 

Nordrhein- W estfalen 

122.590 

128.437 

6.584 

6.525 

5.646 

5.078 

129.174 

134.962 

128.236 

133.515 

Bad Hersfeld 

1.476 

1.550 

142 

167 

25 

52 

1.618 

1.717 

1.501 

1.602 

Darmstadt 

5.923 

6.119 

469 

313 

332 

410 

6.392 

6.432 

6.255 

6.529 

Frankfurt 

9.774 

10.469 

340 

350 

906 

570 

10.114 

10.819 

10.680 

11.039 

Fulda 

1.949 

1.981 

63 

71 

74 

76 

2.012 

2.052 

2.023 

2.057 

Giessen 

3.746 

3.751 

231 

184 

158 

209 

3.977 

3.935 

3.904 

3.960 

Hanau 

2.333 

2.347 

200 

169 

99 

93 

2.533 

2.516 

2.432 

2.440 

Kassel 

4.400 

4.516 

325 

307 

83 

102 

4.725 

4.823 

4.483 

4.618 

Korbach 

1.453 

1.519 

37 

18 

53 

46 

1.490 

1.537 

1.506 

1.565 

Limburg 

1.147 

1.157 

55 

41 

51 

29 

1.202 

1.198 

1.198 

1.186 

Marburg 

1.529 

1.632 

111 

75 

40 

43 

1.640 

1.707 

1.569 

1.675 

Offenbach 

1.864 

1.855 

126 

94 

105 

101 

1.990 

1.949 

1.969 

1.956 

Wetzlar 

2.438 

2.474 

151 

131 

98 

66 

2.589 

2.605 

2.536 

2.540 

Wiesbaden 

3.182 

3.237 

356 

210 

227 

213 

3.538 

3.447 

3.409 

3.450 

Hessen 

41.214 

42.607 

2.606 

2.130 

2.251 

2.010 

43.820 

44.737 

43.465 

44.617 
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Arbeitsamtsbezirk 

Neu abgeschlossene 
Ausbildungsverträge 

Noch nicht vermittelte 

Bewerber und 

Bewerberinnen 

Unbesetzte Bemfs- 
ausbildungs stellen 

Nachfrage 

Angebot 

1998 

1999 

1998 

1999 

1998 

1999 

1998 

1999 

1998 

1999 

Bad Kreuznach 

2.466 

2.413 

197 

126 

109 

132 

2.663 

2.539 

2.575 

2.545 

Kaiserslautem 

2.388 

2.423 

177 

116 

99 

113 

2.565 

2.539 

2.487 

2.536 

Koblenz 

2.695 

2.896 

93 

45 

124 

104 

2.788 

2.941 

2.819 

3.000 

Ludwigshafen 

4.002 

4.087 

206 

127 

196 

83 

4.208 

4.214 

4.198 

4.170 

Mainz 

4.107 

4.232 

215 

196 

176 

227 

4.322 

4.428 

4.283 

4.459 

Mayen 

1.973 

2.004 

78 

95 

148 

175 

2.051 

2.099 

2.121 

2.179 

Montabaur 

2.397 

2.429 

154 

172 

196 

151 

2.551 

2.601 

2.593 

2.580 

Landau 

2.379 

2.538 

79 

55 

93 

135 

2.458 

2.593 

2.472 

2.673 

Neuwied 

2.371 

2.518 

175 

98 

156 

126 

2.546 

2.616 

2.527 

2.644 

Pirmasens 

1.198 

1.251 

112 

135 

84 

119 

1.310 

1.386 

1.282 

1.370 

Trier 

3.832 

3.902 

167 

192 

158 

201 

3.999 

4.094 

3.990 

4.103 

Rheinland-Pfalz 

29.808 

30.693 

1.653 

1.357 

1.539 

1.566 

31.461 

32.050 

31.347 

32.259 

Aalen 

3.252 

3.465 

113 

82 

147 

212 

3.365 

3.547 

3.399 

3.677 

Balingen 

2.062 

2.261 

88 

18 

91 

81 

2.150 

2.279 

2.153 

2.342 

Freiburg 

4.068 

4.200 

143 

104 

174 

291 

4.211 

4.304 

4.242 

4.491 

Göppingen 

4.812 

4.760 

228 

153 

283 

353 

5.040 

4.913 

5.095 

5.113 

Heidelberg 

2.972 

3.123 

99 

93 

98 

100 

3.071 

3.216 

3.070 

3.223 

Heilbronn 

3.588 

3.808 

103 

42 

114 

163 

3.691 

3.850 

3.702 

3.971 

Karlsmhe 

4.610 

4.771 

174 

114 

203 

145 

4.784 

4.885 

4.813 

4.916 

Konstanz 

2.103 

2.250 

35 

1 

158 

106 

2.138 

2.251 

2.261 

2.356 

Lörrach 

2.522 

2.683 

121 

76 

92 

82 

2.643 

2.759 

2.614 

2.765 

Ludwigsburg 

2.950 

2.765 

158 

115 

196 

241 

3.108 

2.880 

3.146 

3.006 

Mannheim 

3.829 

3.997 

127 

200 

280 

376 

3.956 

4.197 

4.109 

4.373 

Nagold 

1.966 

2.003 

33 

46 

122 

177 

1.999 

2.049 

2.088 

2.180 

Offenburg 

3.060 

3.215 

100 

53 

137 

154 

3.160 

3.268 

3.197 

3.369 

Pforzheim 

2.112 

2.133 

73 

29 

52 

84 

2.185 

2.162 

2.164 

2.217 

Rastatt 

1.700 

1.871 

18 

27 

155 

25 

1.718 

1.898 

1.855 

1.896 

Ravensburg 

3.979 

3.965 

90 

82 

169 

344 

4.069 

4.047 

4.148 

4.309 

Reutlingen 

3.065 

3.437 

81 

76 

239 

301 

3.146 

3.513 

3.304 

3.738 

Rottweil 

1.924 

2.002 

37 

38 

94 

126 

1.961 

2.040 

2.018 

2.128 

Waiblingen 

2.410 

2.356 

76 

39 

133 

142 

2.486 

2.395 

2.543 

2.498 

Schwäbisch Hall 

2.592 

2.716 

4 

0 

76 

51 

2.596 

2.716 

2.668 

2.767 

Stuttgart 

8.226 

8.236 

73 

63 

296 

393 

8.299 

8.299 

8.522 

8.629 

T auberbischofsheim 

2.044 

2.114 

102 

61 

126 

118 

2.146 

2.175 

2.170 

2.232 

Ulm 

2.460 

2.574 

92 

76 

164 

151 

2.552 

2.650 

2.624 

2.725 

V illingen- S chwenningen 

1.512 

1.626 

23 

29 

137 

173 

1.535 

1.655 

1.649 

1.799 

Baden-Württemberg 

73.818 

76.331 

2.191 

1.617 

3.736 

4.389 

76.009 

77.948 

77.554 

80.720 

Ansbach 

2.517 

2.446 

114 

56 

144 

152 

2.631 

2.502 

2.661 

2.598 

Aschaffenburg 

3.271 

3.129 

186 

110 

126 

151 

3.457 

3.239 

3.397 

3.280 

Bamberg 

2.264 

2.314 

137 

192 

140 

115 

2.401 

2.506 

2.404 

2.429 

Bayreuth 

2.186 

2.161 

113 

118 

79 

118 

2.299 

2.279 

2.265 

2.279 

Coburg 

2.454 

2.332 

166 

154 

60 

65 

2.620 

2.486 

2.514 

2.397 

Hof 

1.987 

1.987 

56 

71 

113 

100 

2.043 

2.058 

2.100 

2.087 

Nürnberg 

10.433 

10.435 

404 

406 

201 

300 

10.837 

10.841 

10.634 

10.735 

Regensburg 

4.301 

4.336 

122 

111 

412 

572 

4.423 

4.447 

4.713 

4.908 

Schwandorf 

3.557 

3.455 

104 

53 

212 

252 

3.661 

3.508 

3.769 

3.707 

Schweinfurt 

3.768 

3.956 

224 

167 

172 

149 

3.992 

4.123 

3.940 

4.105 

Weiden 

1.735 

1.710 

54 

37 

50 

34 

1.789 

1.747 

1.785 

1.744 

Weißenburg 

1.310 

1.314 

34 

23 

137 

125 

1.344 

1.337 

1.447 

1.439 

Würzburg 

4.215 

4.218 

108 

65 

138 

164 

4.323 

4.283 

4.353 

4.382 

Augsburg 

4.670 

4.540 

388 

134 

187 

106 

5.058 

4.674 

4.857 

4.646 

Deggendorf 

2.881 

2.843 

89 

53 

333 

254 

2.970 

2.896 

3.214 

3.097 

Donauwörth 

1.789 

1.854 

62 

48 

145 

87 

1.851 

1.902 

1.934 

1.941 

Freising 

1.585 

1.626 

33 

17 

77 

66 

1.618 

1.643 

1.662 

1.692 

Ingolstadt 

3.495 

3.512 

73 

79 

184 

372 

3.568 

3.591 

3.679 

3.884 

Kempten 

3.677 

3.724 

185 

143 

278 

242 

3.862 

3.867 

3.955 

3.966 

Landshut 

2.572 

2.590 

29 

19 

249 

92 

2.601 

2.609 

2.821 

2.682 

Memmingen 

3.650 

3.575 

132 

125 

419 

320 

3.782 

3.700 

4.069 

3.895 

München 

15.081 

15.402 

417 

262 

1.187 

1.116 

15.498 

15.664 

16.268 

16.518 

Passau 

2.943 

2.850 

137 

103 

188 

157 

3.080 

2.953 

3.131 

3.007 

Pfarrkirchen 

2.708 

2.572 

36 

31 

215 

111 

2.744 

2.603 

2.923 

2.683 

Rosenheim 

3.508 

3.548 

60 

33 

165 

136 

3.568 

3.581 

3.673 

3.684 

Traunstein 

2.194 

2.097 

81 

45 

118 

122 

2.275 

2.142 

2.312 

2.219 

Weilheim 

2.309 

2.274 

62 

79 

219 

249 

2.371 

2.353 

2.528 

2.523 

Bayern 

97.060 

96.800 

3.606 

2.734 

5.948 

5.727 

100.666 

99.534 

103.008 

102.527 

Neunkirchen 

2.211 

2.259 

129 

109 

81 

102 

2.340 

2.368 

2.292 

2.361 

Saarbrücken 

3.980 

4.125 

249 

196 

194 

195 

4.229 

4.321 

4.174 

4.320 

Saarlouis 

2.295 

2.650 

237 

150 

146 

98 

2.532 

2.800 

2.441 

2.748 

Saarland 

8.486 

9.034 

615 

455 

421 

395 

9.101 

9.489 

8.907 

9.429 

Berlin (West)') 

14.602 

15.003 

1.062 

1.075 

105 

91 

15.664 

16.078 

14.700 

15.094 

Alte Länder 

483.334 

497.216 

23.359 

19.592 

22.873 

22.748 

506.693 

516.808 

506.207 

519.964 

Cottbus 

5.649 

5.465 

1.634 

528 

8 

34 

7.283 

5.993 

5.657 

5.499 

Eberswalde 

2.401 

2.357 

850 

399 

3 

13 

3.251 

2.756 

2.404 

2.370 

Frankfurt/Oder 

4.145 

3.894 

1.168 

380 

13 

14 

5.313 

4.274 

4.158 

3.908 

Neumppin 

3.297 

3.473 

1.000 

639 


13 

4.297 

4.112 

3.297 

3.486 

Potsdam 

5.908 

6.179 

916 

443 

6 

3 

6.824 

6.622 

5.914 

6.182 

Brandenburg 

21.400 

21.368 

5.568 

2.389 

30 

77 

26.968 

23.757 

21.430 

21.445 
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Tabelle 1/4: Angebot und Nachfrage nach Arbeitsamtsbezirken und Ländern 1998 und 1999 


Arbeitsamtsbezirk 

Neu abgeschlossene 
Ausbildungsverträge 

Noch nicht vermittelte 

Bewerber und 

Bewerberinnen 

Unbesetzte Berufs- 
ausbildungs stellen 

Nachfrage 


Angebot 



1998 

1999 

1998 

1999 

1998 

1999 

1998 

1999 

1998 

1999 

Neubrandenburg 

4.977 

4.737 

380 

357 

20 

25 

5.357 

5.094 

4.997 

4.762 

Rostock 

5.245 

5.330 

269 

202 

32 

25 

5.514 

5.532 

5.277 

5.355 

Schwerin 

5.020 

5.106 

275 

329 

41 

50 

5.295 

5.435 

5.061 

5.156 

Stralsund 

4.052 

3.972 

235 

221 

12 

26 

4.287 

4.193 

4.064 

3.998 

Mecklenburg - Vorpommern 

19.294 

19.145 

1.159 

1.109 

105 

126 

20.453 

20.254 

19.399 

19.271 

Annaberg 

2.405 

2.318 

363 

242 

4 

7 

2.768 

2.560 

2.409 

2.325 

Bautzen 

4.350 

4.584 

688 

1.112 

3 

6 

5.038 

5.696 

4.353 

4.590 

Chemnitz 

5.327 

5.913 

303 

327 

28 

20 

5.630 

6.240 

5.355 

5.933 

Dresden 

6.313 

6.434 

427 

334 

24 

1 

6.740 

6.768 

6.337 

6.435 

Leipzig 

6.685 

7.574 

406 

648 

31 

81 

7.091 

8.222 

6.716 

7.655 

Oschatz 

1.583 

1.890 

251 

116 

6 

1 

1.834 

2.006 

1.589 

1.891 

Pirna 

1.894 

1.841 

33 

191 

4 

4 

1.927 

2.032 

1.898 

1.845 

Plauen 

2.006 

2.157 

113 

81 

22 

17 

2.119 

2.238 

2.028 

2.174 

Riesa 

1.706 

1.848 

343 

273 

8 

10 

2.049 

2.121 

1.714 

1.858 

Zwickau 

3.650 

3.585 

57 

169 

2 

4 

3.707 

3.754 

3.652 

3.589 

Sachsen 

35.919 

38.144 

2.984 

3.493 

132 

151 

38.903 

41.637 

36.051 

38.295 

Dessau 

2.367 

2.484 

174 

152 

14 

16 

2.541 

2.636 

2.381 

2.500 

Halberstadt 

1.895 

2.018 

49 

50 

12 

17 

1.944 

2.068 

1.907 

2.035 

Halle 

5.038 

4.868 

42 

81 

16 

17 

5.080 

4.949 

5.054 

4.885 

Magdeburg 

5.723 

5.773 

114 

160 

32 

35 

5.837 

5.933 

5.755 

5.808 

Merseburg 

2.814 

2.858 

118 

73 

16 

15 

2.932 

2.931 

2.830 

2.873 

Sangerhausen 

1.924 

2.035 

57 

23 

9 

8 

1.981 

2.058 

1.933 

2.043 

Stendal 

2.225 

2.164 

58 

45 

4 

9 

2.283 

2.209 

2.229 

2.173 

Wittenberg 

1.158 

1.132 

19 

21 

15 

13 

1.177 

1.153 

1.173 

1.145 

Sachsen-Anhalt 

23.144 

23.332 

631 

605 

118 

130 

23.775 

23.937 

23.262 

23.462 

Altenburg 

673 

778 

66 

84 

4 

2 

739 

862 

677 

780 

Erfurt 

5.245 

5.740 

198 

286 

13 

18 

5.443 

6.026 

5.258 

5.758 

Gera 

2.837 

3.170 

174 

195 

3 

11 

3.011 

3.365 

2.840 

3.181 

Gotha 

3.050 

3.009 

177 

217 

7 

7 

3.227 

3.226 

3.057 

3.016 

Jena 

2.775 

3.055 

125 

155 

11 

28 

2.900 

3.210 

2.786 

3.083 

Nordhausen 

2.619 

2.778 

207 

204 

33 

38 

2.826 

2.982 

2.652 

2.816 

Suhl 

4.203 

4.561 

108 

145 

22 

30 

4.311 

4.706 

4.225 

4.591 

Thüringen 

21.402 

23.091 

1.055 

1.286 

93 

134 

22.457 

24.377 

21.495 

23.225 

Berlin (Ost)^) 

8.036 

8.719 

919 

891 

53 

73 

8.955 

9.610 

8.089 

8.792 

Nachrichtlich: 

Berlin (insgesamt) 

22.638 

23.722 

1.981 

1.966 

151 

164 

24.619 

25.688 

22.789 

23.886 

Neue Länder 

129.195 

133.799 

12.316 

9.773 

531 

691 

141.511 

143.572 

129.726 

134.490 

Bundesgebiet 

612.529 

631.015 

35.675 

29.365 

23.404 

23.439 

648.204 

660.380 

635.933 

654.454 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Tabelle 1/4, Seite 219 ff. 


Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die untersehiedlichen Zeiträume der Umsetzung staatlieher Sonderprogramme in den neuen Ländern zu beachten. 

') Ohne die Gebiete, die zu bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 
Einschließlich der niedersächsischen Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirk gehören 

Wegen der Neugliederung der Berliner Arbeitsämter vom 30. Juni 1997 ist die Vergleichbarkeit gegenüber den Vorjahren eingeschränkt. 

In den Ergebnissen der alten bzw. neuen Länder sind die Angaben für Berlin (West) bzw. Berlin (Ost) enthalten. 


Quelle: Bundesanstalt fär Arbeit, Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik zum 30. September 1998 und 1999; Bundesinstitut für Berufsbildung, 
Erhebung zum 30. September 1998 und 1999 
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Tabelle 1/5: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge nach Ländern und Ausbildungsbereichen 1999 


Land 

Neu abgesehlossene Ausbildungsverträge 











Ins- 

Davon im Ausbildungsbereieh: 












gesamt 

Industrie und 
Handel 

Handwerk 

Öffentlieher 

Dienst 

Landwirt- 

sehaft 


Freie Berufe 

Hauswirt- 

sehaft 


Seesehifffahrt 


Anzahl 

Anzahl 

Pro- 

zent 

Anzahl 

Pro- 

zent 

Anzahl 

Pro- 

zent 

Anzahl 

Pro- 

zent 

Anzahl 

Pro- 

zent 

Anzahl 

Pro- 

zent 

Anzahl 

Pro- 

zent 

Baden- 

Württemberg 

76.331 

41.556 

54,4 

24.126 

31,6 

2.148 

2,8 

1.425 

1,9 

6.539 

8,6 

537 

0,7 

0 

0,0 

Bayern 

96.800 

47.389 

49,0 

36.699 

37,9 

1.512 

1,6 

2.135 

2,2 

8.553 

8,8 

512 

0,5 

0 

0,0 

Berlin 

23.722 

12.358 

52,1 

7.916 

33,4 

679 

2,9 

481 

2,0 

2.147 

9,1 

141 

0,6 

0 

0,0 

Davon: 

Berlin (West) 

15.003 

7.690 

51,3 

4.800 

32,0 

457 

3,0 

338 

2,3 

1.605 

10,7 

113 

0,8 

0 

0,0 

Berlin (Ost) 

8.719 

4.668 

53,5 

3.116 

35,7 

222 

2,5 

143 

1,6 

542 

6,2 

28 

0,3 

0 

0,0 

Brandenburg 

21.368 

11.699 

54,8 

7.152 

33,5 

584 

2,7 

842 

3,9 

906 

4,2 

185 

0,9 

0 

0,0 

Bremen ^) 

6.012 

3.534 

58,8 

1.649 

27,4 

130 

2,2 

50 

0,8 

579 

9,6 

64 

1,1 

6 

0,1 

Hamburg 

12.548 

7.948 

63,3 

3.033 

24,2 

198 

1,6 

196 

1,6 

1.097 

8,7 

40 

0,3 

36 

0,3 

Hessen 

42.607 

23.419 

55,0 

13.140 

30,8 

1.525 

3,6 

682 

1,6 

3.535 

8,3 

306 

0,7 

0 

0,0 

Meeklenburg- 

Vorpommern 

19.145 

11.201 

58,5 

5.827 

30,4 

287 

1,5 

733 

3,8 

814 

4,3 

266 

1,4 

17 

0,1 

Niedersaehsen*) 

59.381 

28.463 

47,9 

21.211 

35,7 

1.679 

2,8 

1.880 

3,2 

5.532 

9,3 

546 

0,9 

70 

0,1 

Nordrhein- 

Westfalen 

128.437 

68.485 

53,3 

40.754 

31,7 

2.839 

2,2 

2.748 

2,1 

12.689 

9,9 

922 

0,7 

0 

0,0 

Rheinland- 

Pfalz 

30.693 

15.486 

50,5 

11.052 

36,0 

730 

2,4 

616 

2,0 

2.655 

8,7 

154 

0,5 

0 

0,0 

Saarland 

9.034 

4.775 

52,9 

2.998 

33,2 

120 

1,3 

306 

3,4 

734 

8,1 

101 

1,1 

0 

0,0 

Saehsen 

38.144 

22.402 

58,7 

11.739 

30,8 

890 

2,3 

1.426 

3,7 

1.340 

3,5 

347 

0,9 

0 

0,0 

Saehsen-Anhalt 

23.332 

12.639 

54,2 

7.900 

33,9 

523 

2,2 

785 

3,4 

1.101 

4,7 

384 

1,6 

0 

0,0 

Sehleswig- 

Holstein 

20.370 

9.490 

46,6 

7.375 

36,2 

605 

3,0 

681 

3,3 

1.967 

9,7 

222 0 

1,1 

30 

0,1 

Thüringen 

23.091 

12.707 

55,0 

7.979 

34,6 

491 

2,1 

668 

2,9 

855 

3,7 

391 

1,7 

0 

0,0 

Alte Länder^) 

497.216 

258.235 

51,9 

166.837 

33,6 

11.943 

2,4 

11.057 

2,2 

45.485 

9,1 

3.517 

0,7 

142 

0,0 

Neue Länder^) 

133.799 

75.316 

56,3 

43.713 

32,7 

2.997 

2,2 

4.597 

3,4 

5.558 

4,2 

1.601 

1,2 

17 

0,0 

Bundesgebiet 

631.015 

333.551 

52,9 

210.550 

33,4 

14.940 

2,4 

15.654 

2,5 

51.043 

8,1 

5.118 

0,8 

159 

0,0 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Tabelle 1/5, Seite 222 


Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die untersehiedliehen Zeiträume der Umsetzung staatlicher Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksichtigen. 

') Die Angaben für Bremen und Niedersachsen sind mit denen in Tabelle 1/1 nicht voll vergleichbar; vgl. Fußnoten 2 und 3 zu Tabelle 1/1 . 

Einschließlich Berlin (West) 

Einschließlich Berlin (Ost) 

'^) In Schleswig-Holstein wurde 1999 ein Teil der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge in der Hauswirtschaft im Ausbildungsbereich Industrie und Handel erfasst. 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 1999 
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Tabelle 1/6: Veränderung der Anzahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge nach Ländern und Aus- 
bildungsbereichen 1999 gegenüber 1998 


Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 



Davon im Ausbildungsbereich: 

Insgesamt 


Industrie und 

Handel 

Handwerk 

Öffentlicher 

Dienst 

Landwirtschaft 

Freie Bemfe 

Hauswirtschaft 

Seeschifffahrt 

Anzahl 

Pro- 

Anzahl 

Pro- 

Anzahl 

Pro- 

Anzahl 

Pro- 

Anzahl 

Pro- 

Anzahl 

Pro- 

Anzahl 

Pro- 

Anzahl 

Pro- 


zent 


zent 


zent 


zent 


zent 


zent 


zent 


zent 


Baden- Württemberg 

2.513 

3,4 

2.241 

5,7 

146 

0,6 

20 

0,9 

-35 

-2,4 

205 

3,2 

-64 

-10,6 

0 

0,0 

Bayern 

-260 

-0,3 

1.634 

3,6 

-1.242 

-3,3 

-13 

-0,9 

-128 

-5,7 

^87 

-5,4 

-24 

^,5 

0 

0,0 

Berlin 

1.084 

4,8 

533 

4,5 

748 

10,4 

-65 

-8,7 

-39 

-7,5 

-75 

-3,4 

-18 

-11,3 

0 

0,0 

Davon: 

Berlin (West) 

401 

2,7 

487 

6,8 

52 

1,1 

-56 

-10,9 

-39 

-10,3 

-59 

-3,5 

16 

16,5 

0 

0,0 

Berlin (Ost) 

683 

8,5 

46 

1,0 

696 

28,8 

-9 

-3,9 

0 

0,0 

-16 

-2,9 

-34 

-54,8 

0 

0,0 

Brandenburg 

-32 

-0,1 

352 

3,1 

-317 

-A,2 

-8 

-1,4 

63 

8,1 

-64 

-6,6 

-58 

-23,9 

0 

0,0 

Bremen') 

381 

6,8 

214 

6,4 

96 

6,2 

26 

25,0 

12 

31,6 

31 

5,7 

4 

6,7 

-2 

-25,0 

Hamburg 

468 

3,9 

505 

6,8 

-71 

-2,3 

3 

1,5 

0 

0,0 

7 

0,6 

7 

21,2 

17 

89,5 

Hessen 

1.393 

3,4 

1.869 

8,7 

-311 

-2,3 

-80 

-5,0 

-199 

-22,6 

54 

1,6 

60 

24,4 

0 

0,0 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

-149 

-0,8 

789 

7,6 

-830 

-12,5 

-57 

-16,6 

40 

5,8 

-28 

-3,3 

-66 

-19,9 

3 

21,4 

Niedersachsen') 

1.439 

2,5 

2.148 

8,2 

-333 

-1,5 

-136 

-7,5 

-44 

-2,3 

-79 

-1,4 

-97 

-15,1 - 

-20 

-22,2 

Nordrhein-Westfalen 

5.847 

4,8 

4.424 

6,9 

1.040 

2,6 

174 

6,5 

55 

2,0 

92 

0,7 

62 

7,2 

0 

0,0 

Rheinland-Pfalz 

885 

3,0 

1.388 

9,8 

-334 

-2,9 

21 

3,0 

-37 

-5,7 

-19 

-0,7 

-134 

^6,5 

0 

0,0 

Saarland 

548 

6,5 

428 

9,8 

45 

1,5 

5 

4,3 

77 

33,6 

2 

0,3 

-9 

-8,2 

0 

0,0 

Sachsen 

2.225 

6,2 

2.860 

14,6 

-510 

-A,2 

-10 

-1,1 

131 

10,1 

-239 

-15,1 

-7 

-2,0 

0 

0,0 

Sachsen-Anhalt 

188 

0,8 

490 

4,0 

-171 

-2,1 

-165 

-24,0 

92 

13,3 

^5 

-3,9 

-13 

-3,3 

0 

0,0 

Schleswig-Holstein 

267 

1,3 

826 

9,5 

-245 

-3,2 

-17 

-2,7 

-32 

-A,5 

-154 

-7,3 

-116 ö 

-34,3 ö 

5 

20,0 

Thüringen 

1.689 

7,9 

1.187 

10,3 

457 

6,1 

44 

9,8 

-64 

-8,7 

-20 

-2,3 

85 

27,8 

0 

0,0 

Alte Länder ^) 

13.882 

2,9 

16.164 

6,7 

-1.157 

-0,7 

-53 

-0,4 

-370 

-3,2 

-407 

-0,9 

-295 

-7,7 

0 

0,0 

Neue Länder ^) 

4.604 

3,6 

5.724 

8,2 

-675 

-1,5 

-205 

-6,4 

262 

6,0 

^12 

-6,9 

-93 

-5,5 

3 

21,4 

Bundesgebiet 

18.486 

3,0 

21.888 

7,0 

-1.832 

-0,9 

-258 

-1,7 

-108 

-0,7 

-819 

-1,6 

-388 

-7,0 

3 

1,9 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Tabelle 1/6, Seite 223 


Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die unterschiedlichen Zeiträume der Umsetzung staatlicher Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksichtigen. 

') Die Angaben für Bremen und Niedersachsen sind mit denen in der Tabelle 1/1 nicht voll vergleichbar; vgl. Fußnoten 2 und 3 zu Tabelle 1/1 . 

Einschließlich Berlin (West) 

Einschließlich Berlin (Ost) 

“’) In Schleswig-Holstein wurde 1999 ein Teil der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge in der Hauswirtschaft im Ausbildungsbereich Industrie und Handel erfasst. 


Quelle: Bundesinstitut für Bemfsbildung, Erhebung zum 30. September 1998 und 1999 
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Tabelle 1/7: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel sowie 
Handwerk in den alten und neuen Ländern nach Kammerbezirken 1998 und 1999 


Kammerbezirk 

1998 

Veränderung 
zum Vorjahr 

1999 

Veränderung 
zum Vorjahr 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Industrie und Handel 





Schleswig-Holstein 

8.664 

5,7 

9.490 

9,5 

Flensburg 

1.955 

3,2 

2.230 

14,1 

Kiel 

3.528 

9,3 

3.786 

7,3 

Lübeck 

3.181 

3,6 

3.474 

9,2 

Hamburg 

7.443 

5,2 

7.948 

6,8 

Niedersachsen 

26.315 

8,6 

28.463 

8,2 

Braunschweig 

3.103 

5,6 

3.365 

8,4 

Emden 

1.896 

8,8 

2.017 

6,4 

Hannover 

9.460 

10,2 

10.161 

7,4 

Lüneburg 

3.598 

11,5 

4.034 

12,1 

Oldenburg 

3.138 

5,5 

3.437 

9,5 

Osnabrück 

3.363 

8,0 

3.560 

5,9 

Stade 

1.757 

6,0 

1.889 

7,5 

Bremen 

3.320 

1,7 

3.534 

6,4 

Bremen 

2.780 

3,5 

2.898 

4,2 

Bremerhaven 

540 

-6,4 

636 

17,8 

Nordrhein-Westfalen 

64.061 

8,2 

68.485 

6,9 

Aachen 

3.871 

5,1 

4.116 

6,3 

Arnsberg 

2.186 

7,6 

2.331 

6,6 

Bielefeld 

6.450 

8,9 

6.871 

6,5 

Bochum 

2.281 

11,2 

2.439 

6,9 

Bonn 

2.635 

8,3 

2.810 

6,6 

Detmold 

1.182 

14,5 

1.266 

7,1 

Dortmund 

3.982 

5,8 

4.181 

5,0 

Düsseldorf 

4.915 

11,2 

5.234 

6,5 

Duisburg 

3.909 

3,5 

4.225 

8,1 

Essen 

3.524 

8,5 

3.882 

10,2 

Hagen 

3.076 

8,5 

3.286 

6,8 

Köln 

8.493 

7,3 

9.146 

7,7 

Krefeld 

4.312 

7,8 

4.632 

7,4 

Münster 

8.828 

9,4 

9.332 

5,7 

Siegen 

2.050 

13,1 

2.222 

8,4 

Wuppertal 

2.367 

6,6 

2.512 

6,1 

Hessen 

21.550 

8,6 

23.419 

8,7 

Darmstadt 

2.922 

7,4 

3.307 

13,2 

Dillenburg 

716 

20,1 

717 

0,1 

Frankfurt/Main 

5.492 

8,9 

6.149 

12,0 

Friedberg 





Fulda 

1024 

8,9 

1.073 

4,8 

Gießen-Friedberg 

1.751 

74,1 

1.923 

9,8 

Hanau 

1.140 

10,1 

1.184 

3,9 

Kassel 

4.429 

4,6 

4.705 

6,2 

Limburg 

489 

10,4 

497 

1,6 

Offenbach 

1.458 

17,2 

1.522 

4,4 

Wetzlar 

548 

8,1 

590 

7,7 

Wiesbaden 

1.581 

6,5 

1.752 

10,8 

Rheinland-Pfalz 

14.098 

7,3 

15.486 

9,8 

Koblenz 

5.672 

4,7 

6.087 

7,3 

Ludwigshafen 

4.813 

9,3 

5.432 

12,9 

Mainz 

2.043 

8,9 

2.161 

5,8 

Trier 

1.570 

8,7 

1.806 

15,0 
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Tabelle 1/7: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel sowie 
Handwerk in den alten und neuen Ländern nach Kammerbezirken 1998 und 1999 


Kammerbezirk 

1998 

Veränderung 
zum Vorjahr 

1999 

Veränderung 
zum Vorjahr 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Baden-Württemberg 

39.315 

9,3 

41.556 

5,7 

Freiburg 

3.819 

10,4 

4.035 

5,7 

Heidenheim 

1.583 

8,4 

1.805 

14,0 

Heilbronn 

3.745 

10,3 

3.989 

6,5 

Karlsruhe 

3.413 

7,6 

3.632 

6,4 

Konstanz 

2.058 

7,5 

2.161 

5,0 

Mannheim 

4.421 

12,2 

4.666 

5,5 

Pforzheim 

2.155 

12,2 

2.193 

1,8 

Weingarten 

1.906 

8,2 

1.949 

2,3 

Reutlingen 

2.140 

8,7 

2.448 

14,4 

Villingen-Schwenningen 

1.887 

9,2 

2.018 

6,9 

Stuttgart 

10.152 

9,5 

10.556 

4,0 

Ulm 

2.036 

2,4 

2.104 

3,3 

Bayern 

45.755 

8,5 

47.389 

3,6 

Aschaffenburg 

1.493 

9,1 

1.484 

-0,6 

Augsburg 

6.275 

7,3 

6.494 

3,5 

Bayreuth 

3.663 

11,5 

3.737 

2,0 

Coburg 

680 

6,4 

655 

-3,7 

Lindau 

356 

9,5 

323 

-9,3 

München 

14.548 

9,3 

15.294 

5,1 

Nürnberg 

7.152 

4,9 

7.527 

5,2 

Passau 

3.956 

11,2 

3.987 

0,8 

Regensburg 

4.052 

10,3 

4.098 

1,1 

Würzburg 

3.580 

7,1 

3.790 

5,9 

Saarland 

4.347 

20,5 

4.775 

9,8 

Berlin (West) 

7.203 

13,7 

7.690 

6,8 

Alte Länder 

242.071 

8,5 

258.235 

6,7 

Berlin (Ost) 

4.622 

64,7 

4.668 

1,0 

Brandenburg 

11.347 

23,4 

11.699 

3,1 

Cottbus 

3.883 

25,2 

3.775 

-2,8 

Frankfurt/Oder 

3.073 

24,1 

3.279 

6,7 

Potsdam 

4.391 

21,4 

4.645 

5,8 

Mecklenburg-Vorpommern 

10.412 

2,2 

11.201 

7,6 

Neubrandenburg 

3.463 

2,2 

3.548 

2,5 

Rostock 

4.199 

-0,1 

4.669 

11,2 

Schwerin 

2.750 

5,9 

2.984 

8,5 

Sachsen 

19.542 

5,7 

22.402 

14,6 

Chemnitz-Plauen-Zwickau 

7.542 

4,5 

8.245 

9,3 

Dresden 

7.921 

13,8 

8.685 

9,6 

Leipzig 

4.079 

-5,3 

5.472 

34,2 

Sachsen-Anhalt 

12.149 

-1,2 

12.639 

4,0 

Halle-Dessau 

7.083 

1,0 

7.335 

3,6 

Magdeburg 

5.066 

-4,1 

5.304 

4,7 

Thüringen 

11.520 

12,8 

12.707 

10,3 

Chemnitz-Plauen-Zwickau 

1 




Erfurt 

6.148 

20,3 

6.575 

6,9 

Ostthüringen zu Gera 

3.245 

3,6 

3.700 

14,0 

Südthüringen Suhl 

2.126 

7,8 

2.432 

14,4 

Neue Länder 

69.592 

10,1 

75.316 

8,2 
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Tabelle 1/7: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel sowie 
Handwerk in den alten und neuen Ländern nach Kammerbezirken 1998 und 1999 


Kammerbezirk 

1998 

Veränderung 
zum Vorjahr 

1999 

Veränderung 
zum Vorjahr 

Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Handwerk 





Schleswig-Holstein 

7.620 

1,0 

7.375 

-3,2 

Flensburg 

2.598 

-0,4 

2.509 

-3,4 

Lübeck 

5.022 

IJ 

4.866 

-3,1 

Hamburg 

3.104 

-3,1 

3.033 

-2,3 

Niedersachsen 

21.544 

0,7 

21.211 

-1,5 

Aurich 

1.241 

8,3 

1.220 

-1,7 

Braunschweig 

2.338 

-1,4 

2.418 

3,4 

Hannover 

4.335 

0,6 

4.367 

0,7 

Hildesheim 

2.020 

1,2 

2.063 

2,1 

Lüneburg- Stade 

5.181 

3,5 

4.998 

-3,5 

Oldenburg 

3.190 

-0,8 

3.002 

-5,9 

Osnabrück 

3.239 

-3,3 

3.143 

-3,0 

Bremen 

1.553 

0,3 

1.649 

6,2 

Nordrhein- Westfalen 

39.714 

1,9 

40.754 

2,6 

Aachen 

3.258 

0,6 

3.274 

0,5 

Arnsberg 

2.542 

-1,7 

2.754 

8,3 

Dortmund 

5.317 

1,7 

5.632 

5,9 

Düsseldorf 

9.844 

-0,8 

10.194 

3,6 

Köln 

6.031 

3,7 

6.183 

2,5 

Bielefeld 

5.958 

4,0 

5.967 

0,2 

Münster 

6.764 

4,9 

6.750 

-0,2 

Hessen 

13.451 

2,3 

13.140 

-2,3 

Rliein-Main 

4.939 

4,1 

4.736 

- 4,1 

Kassel 

3.789 

1,6 

3.921 

3,5 

Wiesbaden 

4.723 

1,1 

4.483 

-5,1 

Rheinland-Pfalz 

11.386 

5,6 

11.052 

-2,9 

Kaiserslautern 

3.703 

8,6 

3.544 

^,3 

Koblenz 

4.550 

2,6 

4.555 

0,1 

Mainz 

1.391 

2,4 

1.375 

-1,2 

Trier 

1.742 

10,2 

1.578 

-9,4 

Baden-Württemberg 

23.980 

1,4 

24.126 

0,6 

Freiburg 

2.705 

-0,1 

2.790 

3,1 

Heilbronn 

2.597 

3,1 

2.760 

6,3 

Karlsruhe 

3.045 

4,6 

3.085 

1,3 

Konstanz 

2.023 

1,3 

2.229 

10,2 

Mannheim 

2.303 

-0,1 

2.364 

2,6 

Reutlingen 

2.094 

-2,7 

2.253 

7,6 

Stuttgart 

5.618 

0,2 

5.087 

-9,5 

Ulm 

3.595 

4,3 

3.558 

-1,0 

Bayern 

37.941 

3,2 

36.699 

-3,3 

Augsburg 

5.118 

4,3 

5.085 

-0,6 

Bayreuth 

2.865 

-0,1 

2.875 

0,3 

Coburg 

531 

22,6 

450 

-15,3 

München 

10.938 

1,4 

10.531 

-3,7 

Nürnberg 

5.208 

0,8 

4.854 

-6,8 

Passau-Regensburg 

8.560 

5,4 

8.326 

-2,7 

Würzburg 

4.721 

4,9 

4.578 

-3,0 
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Tabelle 1/7: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in den Ausbildungsbereichen Industrie und Handel sowie 
Handwerk in den alten und neuen Ländern nach Kammerbezirken 1998 und 1999 


Kammerbezirk 

1998 

Veränderung 
zum Vorjahr 

1999 

Veränderung 
zum Vorjahr 


Anzahl 

Prozent 

Anzahl 

Prozent 

Saarland 

2.953 

7,7 

2.998 

1,5 

Berlin (West) 

4.748 

6,2 

4.800 

1,1 

Alte Länder 

167.994 

2,3 

166.837 

-0,7 

Berlin (Ost) 

2.420 

5,4 

3.116 

28,8 

Brandenburg 

7.469 

-6,2 

7.152 

-4,2 

Cottbus 

1.835 

-19,6 

1.755 

- 4,4 

Frankfiirt/Oder 

2.566 

0,8 

2.163 

-15,7 

Potsdam 

3.068 

-2,3 

3.234 

5,4 

Mecklenburg-Vorpommern 

6.657 

-0,5 

5.827 

-12,5 

Ostmecklenburg-Vorpommem 

4.631 

3,7 

3.964 

-14,4 

Schwerin 

2.026 

-8,9 

1.863 

-8,0 

Sachsen 

12.249 

-12,3 

11.739 

-4,2 

Chemnitz-Plauen-Zwickau 

4.514 

-11,1 

4.370 

-3,2 

Dresden 

4.616 

-17,6 

4.387 

-5,0 

Leipzig 

3.119 

-5,3 

2.982 

- 4,4 

Sachsen-Anhalt 

8.071 

-5,2 

7.900 

-2,1 

Halle-Dessau 

4.013 

-5 

3.825 

- 4,1 

Magdeburg 

4.058 

-5,4 

4.075 

0,4 

Thüringen 

7.522 

-4,9 

7.979 

6,1 

Erfurt 

3.664 

4,2 

3.814 

4,1 

Ostthüringen zu Gera 

2.301 

-14 

2.558 

11,2 

Südthüringen zu Suhl 

1.557 

-9 

1.607 

3,2 

Neue Länder 

44.388 

-6,2 

43.713 

-1,5 

Vgl. Berufsbildungsbericht 1999, Tabelle 1/7, Seite 224 ff. 




Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die unterschiedlichen Zeiträume der staatlichen Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksich- 

tigen. 

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung jeweils zum 30. September 




Tabelle 1/8: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge nach Ausbildungsberufen und ausgewählten Berufsgruppen in den alten Ländern 1985, 1998 und 1999 


Drucksache 14/3244 


-246- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 




Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-247- 


Drucksache 14/3244 


Tabelle 1/8: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge nach Ausbildungsberufen und ausgewählten Berufsgrup- 
pen in den neuen Ländern 1998 und 1999 


Berufs- 

kenn- 

Berufsgruppe 

1998 

1999 

Veränderung 

1999 zu 1998 

Ziffer 


Anzahl 


Prozent 

2810 

Kraftfahrzeugmechaniker/Kraftfahrzeugmechanikerin 

4.239 

4.397 

3,7 

6600 

V erkäufer/ V erkäuferin 

4.383 

5.442 

24,2 

31.. 

Energieelektroniker/Energieelektronikerin Anlagentechnik, 

Energieelektoniker/Energieelektronikerin Betriebstechnik, 

Elektroinstallateur/Elektroinstallateurin 

4.022 

3.708 

-7,8 

7851 

Industriekaufmann/Industriekaufmannfrau 

1.762 

1.654 

-6,1 

9010 

Friseur/Friseurin 

2.837 

2.969 

4,7 

6711 

Kaufmann/Kaufffau im Groß- und Außenhandel 

2.273 

2.164 

^,8 

7803 

Bürokaufmann/Bürokauffrau IH/Hw 

5.850 

6.735 

15,1 

2730 

Industriemechaniker/Industriemechanikerin Maschinen- und Systemtechnik 

375 

354 

-5,6 

6910 

Bankkaufmann/Bankkauffrau und Sparkassenkaufmann/Sparkassenkauffrau 

2.022 

1.946 

-3,8 

6720 

Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel 

7.115 

7.323 

2,9 

5101 

Maler und Lackierer/Malerin und Lackiererin 

4.937 

5.144 

4,2 

2671 

Gas- und Wasserinstallateur/Gas- und Wasserinstallateurin 

1.916 

1.736 

-9,4 

2921 

Werkzeugmechaniker/Werkzeugmechanikerin Stanz- und Umformtechnik 

260 

307 

18,1 

5010 

T ischler/T ischlerin 

2.998 

3.059 

2,0 

6410 

Technischer Zeichner/Technische Zeichnerin 

253 

268 

5,9 

6611 

Fachverkäufer/Fachverkäuferin im Nahrungsmittelhandwerk 

2.152 

2.147 

-0,2 

4010 

Fleischer/Fleischerin 

699 

662 

-5,3 

3910 

Bäcker/Bäckerin 

1.547 

1.525 

-1,4 

2740 

Industriemechaniker/Industriemechanikerin Betriebstechnik 

1.234 

1.094 

-11,3 

7803 

Kaufmann/Kauffrau für Bürokommunikation 

2.765 

3.276 

18,5 

2540 

Metallbauer/Metallbauerin 

2.034 

2.046 

0,6 

4110 

Koch/Köchin 

4.633 

5.477 

18,2 

2680 

Zentralheizungs- und Lüftungsbauer/Zentralheizungs- und Lüftungsbauerin 

1.425 

1.240 

-13,0 

3151 

Radio- und Femsehtechniker/Radio- und Fern sehtechnikerin 
Informationselektroniker/Informationselektronikerin 

108 

104 

-3,7 

6420 

Bauzeichner/Bauzeichnerin 

687 

594 

-13,5 

2760 

Industriemechaniker/Industriemechanikerin Produktionstechnik 

220 

193 

-12,3 

2821 

Landmaschinenmechaniker/Landmaschinenmechanikerin 

306 

325 

6,2 

* 1 

Rest: Gewerbliche Berufe im Handwerk 

5.779 

6.276 

8,6 

* 1 

Sonstige Auszubildende im Handwerk 

1.272 

1.237 

-2,8 

* 1 

Rest: Gewerbliche/industrielle Berufe in Industrie und Handel 

10.250 

11.522 

12,4 

* 1 

Rest: Kaufmännische/sonstige Berufe in Industrie und Handel 

7.983 

9.308 

16,6 

786. 

Rechtsanwalts- und Notarfachangestellter/Rechtsanwalts- und Notarfachangestellte 

1.604 

1.454 

-9,4 

7541 

Steuerfachangestellter/Steuerfachangestellte 

1.297 

1.274 

-1,8 

8561 

Arzthelfer/Arzthelferin 

1.310 

1.248 

-A,l 

8562 

Zahnarzthelfer/Zahnarzthelferin 

1.368 

1.170 

-14,5 

9212 

Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin im städtischen Bereich 

912 

650 

-28,7 

6851 

Pharmazeutisch-kaufmännischer Angestellter/Pharmazeutisch-kaufmännischer Angestellte 

272 

278 

2,2 

* 2 

Landwirtschaftliche Berufe (ohne Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin) 

3.803 

3.868 

1,7 

9212 

Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin im ländlichen Bereich 

4 

3 

-25,0 

31.. 

Kommunikationselektroniker/Kommunikationselektronikerin 

332 

352 

6,0 

* 3 

Technikerberufe im öffentlichen Dienst 

478 

487 

1,9 

* 4 

Verkehrsberufe im öffentlichen Dienst^) 

246 

163 

-33,7 

* 5 

Verwaltungs-ZBürobemfe im öffentlichen Dienst 

2.283 

2.212 

-3,1 

* 6 

Sonstige Berufe im öffentlichen Dienst 

209 

152 

-27,3 

* 7 

Textilherstellende und -verarbeitende Berufe IH/Hw 

773 

694 

-10,2 

8563 

T ierarzthelfer/T ierarzthelferin 

119 

134 

12,6 

* 8 

Stufenausbildung in der BauwirtschaftZ-gewerbe 

13.818 

11.327 

-18,0 

* 9 

Berufe im Hotel- und Gaststättengewerbe 

7.397 

8.557 

15,7 


Behindertenausbildungsberufe nach §48 BBIG und §42b HwO 

4.634 

5.544 

19,6 

Neue Länder insgesamt 

129.195 

133.799 

3,6 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Tabelle 1/8, Seite 230 


Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die unterschiedliehen Zeiträume der Umsetzung der staatlichen Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksichtigen. 

Es werden nur die aktuellen Berufsbezeichnungen ausgewiesen. 

') Einschließlich Schiffsmechaniker/Schiffsmechanikerin 

Die zusammengefaßten Kategorien bestehen u. a. aus folgenden Ausbildungsberufen (Berufsklassen StaBA): 

* 1 : In diesen Gruppen werden alle restlichen gewerblich/industriellen, kaufmännischen oder sonstigen Ausbildungsberufe eingetragen, sofern sie nicht bereits ausgewiesen 
sind. 

*2:0110,0120, 0510 

*3: 6240 

*4:7160 

*5: 7870 

*6: 9350, 4653 

*7:4920,3513,3511 

*8:4410, 4823,4822 

*9:9140,9120 


Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 1998 und 1999 


Tabelle 1/9: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in den erstmals 1997 erfassten neuen und neu geordneten Ausbildungsberufen nach Ländern 1999 
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Tabelle 1/10: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in erstmals 1998 erfassten neuen Ausbildungsberufen nach Ländern 1999 
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Tabelle 1/11: Verkürzte Ausbildungsverträge nach Ländern und Ausbildungsbereichen 1999 
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Tabelle 1/12: Unbesetzte Berufsausbildungsstellen und noch nicht vermittelte Bewerber und Bewerberinnen 
nach ausgewählten Berufsbereichen in den alten Ländern 1997 bis 1999 


Berufsbereich 

Unbesetzte Berufsausbildungs- 
stellen 

Noeh nieht vermittelte Bewerber 

und Bewerberinnen 

Unbesetzte Berufsausbildungs- 
stellen je noeh nieht 
vermitteltem Bewerber/ 

noeh nieht vermittelter 
Bewerberin 


1997 

|1998 

1 1999 

1997 

|1998 

1 1999 

1997 1 

1998 

|1999 

Metallbemfe 

3.709 

3.060 

2.783 

4.042 

2.692 

2.217 

0,9 

1,1 

1,3 

Elektriker 

968 

952 

1.021 

1.062 

856 

761 

0,9 

1,1 

1,3 

Textil-, Bekleidungs- und 
Lederberufe 

408 

357 

275 

283 

224 

156 

1,4 

1,6 

1,8 

Ernährungsberufe 

3.028 

2.581 

2.849 

1.368 

943 

757 

2,2 

2,7 

3,8 

Bau- und Baunebenberufe, 
einsehließlieh Tisehler 

2.890 

3.038 

3.210 

3.781 

2.318 

1.871 

0,8 

1,3 

1,7 

Übrige Fertigungsberufe 

1.008 

742 

665 

801 

688 

688 

1,3 

1,1 

1,0 

Teehnisehe Berufe 

404 

337 

274 

757 

495 

385 

0,5 

0,7 

0,7 

Waren- und Dienstleistungs- 
kaufleute 

5.447 

4.626 

4.498 

7.411 

5.638 

4.832 

0,7 

0,8 

0,9 

Verkehrsberufe 

310 

266 

255 

281 

234 

176 

1,1 

1,1 

1,4 

Organisations-, Verwaltungs- und 
Büroberufe 

2.702 

2.709 

2.267 

5.297 

3.899 

3.376 

0,5 

0,7 

0,7 

Körperpflege-, Gästebetreuer-, 
Hauswirtsehafts- und 
Reinigungsberufe 

2.298 

2.395 

2.641 

2.587 

1.918 

1.621 

0.9 

1,3 

1,6 

Sieherheits-, künstlerisehe, 
Gesundheits-, Sozial- und 
Erziehungsberufe 

1.157 

1.185 

1.329 

3.602 

2.795 

2.201 

0,3 

0,4 

0,6 

Sonstige Berufe (Pflanzenbauer, 
Tierzüehter, Fisehereiberufe, 
Bergleute, Mineralgewinner) 

888 

625 

681 

918 

659 

551 

1,0 

1,0 

1,2 

Insgesamt 

25.217 

22.873 

22.748 

32.190 

23.359 

19.592 

0,8 

1,0 

1,2 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Tabelle 1/12, Seite 234 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik jeweils zum 30. September 
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Tabelle 1/12: Unbesetzte Berufsausbildungsstellen und noch nicht vermittelte Bewerber und Bewerberinnen 
nach ausgewählten Berufsbereichen in den neuen Ländern 1997 bis 1999 


Berufsbereich 

Unbesetzte Berufsausbildungs- 
stellen 

Noeh nieht vermittelte Bewerber 

und Bewerberinnen 


1997 

1998 

1999 

1997 

1998 

1999 

Metallbemfe 

67 

58 

67 

1.575 

1.411 

1.000 

Elektriker 

48 

40 

51 

399 

392 

282 

Textil-, Bekleidungs- und Lederberufe 

10 

10 

18 

83 

44 

48 

Ernährungsberufe 

60 

64 

84 

1.027 

867 

761 

Bau- und Baunebenberufe, einsehließlieh Tisehler 

41 

41 

53 

3.344 

2.325 

1.636 

Übrige Fertigungsberufe 

43 

14 

14 

231 

224 

281 

Teehnisehe Berufe 

13 

8 

11 

217 

170 

128 

Waren- und Dienstleistungskaufleute 

118 

93 

126 

2.741 

2.317 

2.117 

Verkehrsberufe 

26 

11 

11 

99 

102 

77 

Organisations-, Verwaltungs- und Büroberufe 

88 

60 

82 

1.990 

1.590 

1.313 

Körperpflege-, Gästebetreuer-, Hauswirtsehafts- und 
Reinigungsberufe 

90 

78 

107 

1.842 

1.472 

1.141 

Sieherheits-, künstlerisehe, Gesundheits-, Sozial- und 
Erziehungsberufe 

14 

27 

24 

969 

797 

602 

Sonstige Berufe (Pflanzenbauer, Tierzüehter, Fisehereiberufe, 
Bergleute, Mineralgewinner) 

29 

27 

43 

714 

605 

387 

Insgesamt 

647 

531 

691 

15.231 

12.316 

9.773 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Tabelle 1/12, Seite 235 
Hinweis: 

Bei der Interpretation der Tabelle sind die untersehiedliehen Zeiträume der Umsetzung der staatliehen Sonderprogramme in den neuen Ländern zu berücksietitigen. 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik jeweils zum 30. September 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-253- 


Drucksache 14/3244 


Tabelle 1/13: Unbesetzte Berufsausbildungsstellen und noch nicht vermittelte Bewerber 
1997 bis 1999‘) 


Land 


Unbesetzte Bemfsausbildungs- 
stellen 


Noeh nieht vermittelte Bewerber 
und Bewerberinnen 


Unbesetzte Berufsausbildungs- 
stellen je noeh nieht vermitteltem 
Bewerber/noeh nieht vermittelter 
Bewerberin 


1997 

1998 

1999 

1997 

1998 

1999 

1997 

1998 

1999 

Baden- Württemberg 

3.885 

3.736 

4.389 

3.023 

2.191 

1.617 

1,3 

1,7 

2,7 

Bayern 

6.211 

5.948 

5.727 

4.630 

3.606 

2.734 

1,3 

1,7 

2,1 

Berlin 

163 

151 

164 

2.951 

1.981 

1.966 

0,1 

0,1 

0,1 

Brandenburg 

61 

30 

77 

4.261 

5.568 

2.389 

0,0 

0,0 

0,0 

Bremen^) 

197 

143 

157 

757 

576 

569 

0,3 

0,2 

0,3 

Hamburg 

183 

171 

260 

966 

803 

610 

0,2 

0,2 

0,4 

Hessen 

2.007 

2.251 

2.010 

2.507 

2.606 

2.130 

0,8 

0,9 

0,9 

Meeklenburg- V orpommern 

66 

105 

126 

1.709 

1.159 

1.109 

0,0 

0,1 

0,1 

Niedersaehsen^) 

2.268 

2.216 

2.231 

5.082 

3.113 

2.026 

0,4 

0,7 

1,1 

Nordrhein- Westfalen 

7.320 

5.646 

5.078 

10.405 

6.584 

6.525 

0,7 

0,9 

0,8 

Rheinland-Pfalz 

1.620 

1.539 

1.566 

2.045 

1.653 

1.357 

0,8 

0,9 

1,2 

Saarland 

611 

421 

395 

543 

615 

455 

1,1 

0,7 

0,9 

Saehsen 

175 

132 

151 

5.087 

2.984 

3.493 

0,0 

0,0 

0,0 

Saehsen-Anhalt 

130 

118 

130 

1.224 

631 

605 

0,1 

0,2 

0,2 

Sehleswig-Holstein 

810 

704 

844 

835 

550 

494 

1,0 

1,3 

1,7 

Thüringen 

157 

93 

134 

1.396 

1.055 

1.286 

0,1 

0,1 

0,1 

Alte Länder 

25.217 

22.873 

22.748 

32.190 

23.359 

19.592 

0,8 

1,0 

1,2 

Neue Länder 

647 

531 

691 

15.231 

12.316 

9.773 

0,0 

0,0 

0,1 

Bundesgebiet 

25.864 

23.404 

23.439 

47.421 

35.675 

29.365 

0,5 

0,7 

0,8 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Tabelle 1/13, Seite 236 

*) Neue Länder ohne unbesetzte Plätze aus Bund-Länder-Programmen 
Einschließlich der niedersächsischen Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 
h Ohne die Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 


Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik jeweils zum 30. September 
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Tabelle 1/15: Schulentlassene aus den allgemeinbildenden Schulen^) sowie aus Berufsfachschulen, Fachober- 
schulen, Fachgymnasien und Kollegschulen 1998 bis 2000 


Land 

Abgangs- 

jahr 

Schulentlassene 

insgesamt 

Davon 

Ohne 

Hauptschul- 

abschluss 

Mit 

Hauptschul- 

abschluss 

Mit Realschul- 
oder gleich- 
wertigem 
Abschluss 

Mit Fach- 
hochschul- 
reife 

Mit allge- 
meiner und 
fachgebun- 
dener Hoch- 
schulreife 

Übrige 

Schulent- 

lassene 

Baden- Württemberg 

1998 

181.113 

8.808 

38.148 

52.010 

5.954 

31.627 

44.566 


1999 

185.829 

8.806 

38.135 

53.119 

5.808 

34.593 

45.368 


2000 

187.741 

8.806 

38.140 

53.276 

5.808 

35.585 

46.126 

Bayern 

1998 

149.703 

12.418 

51.140 

46.047 

8.477 

23.453 

8.1680 


1999 

149.962 

12.542 

50.371 

45.823 

8.248 

24.811 

8.167 


2000 

151.021 

12.914 

50.579 

45.340 

8.035 

25.986 

8.167 

Berlin 

1998 

42.084 

4.980 

6.971 

14.157 

1.727 

11.072 

3.177 


1999 

42.832 

4.980 

6.971 

13.978 

1.957 

11.550 

3.396 


2000 

43.298 

4.980 

7.062 

14.159 

1.957 

11.525 

3.615 

Brandenburg 

1998 

40.576 

3.237 

6.955 

16.289 

1.265 

11.224 

1.606 


1999 

42.727 

3.237 

7.054 

16.505 

1.264 

12.028 

2.639 


2000 

43.376 

3.237 

6.953 

16.438 

1.264 

12.386 

3.098 

Bremen 

1998 

8.115 

718 

1.598 

2.314 

546 

1.961 

978 


1999 

8.235 

718 

1.561 

2.324 

546 

2.049 

1.037 


2000 

8.414 

730 

1.567 

2.257 

537 

2.139 

1.184 

Hamburg 

1998 

21.625 

1.725 

3.655 

5.797 

1.770 

5.173 

3.505 


1999 

21.563 

1.725 

3.655 

5.721 

1.770 

5.106 

3.586 


2000 

21.631 

1.725 

3.556 

5.640 

1.786 

5.261 

3.663 

Hessen 

1998 

79.306 

5.422 

15.129 

29.132 

4.899 

17.901 

6.823 


1999 

79.105 

5.333 

14.768 

29.019 

4.467 

18.564 

6.954 


2000 

80.600 

5.507 

15.221 

28.930 

4.545 

19.314 

7.083 

Mecklenburg- V orpommem 

1998 

32.221 

2.756 

5.681 

13.133 

1.005 

7.167 

2.479 


1999 

31.629 

2.654 

5.380 

12.848 

1.022 

7.187 

2.538 


2000 

31.562 

2.552 

5.282 

12.742 

1.019 

7.478 

2.489 

Niedersachsen 

1998 

116.921 

8.121 

19.451 

40.773 

5.799 

20.645 

22.132 


1999 

119.219 

8.023 

18.965 

41.717 

6.454 

21.596 

22.464 


2000 

119.650 

8.220 

18.759 

41.439 

6.483 

22.175 

22.574 

Nordrhein- Westfalen 

1998 

257.337 

11.482 

43.462 

85.047 

24.659 

50.554 

42.133 


1999 

264.083 

11.354 

43.889 

87.372 

25.202 

53.329 

42.937 


2000 

267.319 

11.332 

43.608 

87.576 

25.729 

55.300 

43.774 

Rheinland-Pfalz 

1998 

52.161 

4.129 

13.994 

19.794 

2.206 

9.903 

2.135 


1999 

53.163 

4.246 

13.700 

20.421 

2.206 

10.488 

2.102 


2000 

53.973 

4.246 

13.029 

21.258 

2.300 

10.973 

2.167 

Saarland 

1998 

14.257 

1.182 

3.277 

4.636 

1.734 

2.353 

1.075 


1999 

14.193 

1.168 

3.182 

4.546 

1.772 

2.451 

1.074 


2000 

14.400 

1.168 

3.182 

4.546 

1.783 

2.647 

1.074 

Sachsen 

1998 

70.611 

6.093 

7.435 

29.934 

2.272 

17.226 

7.651 


1999 

70.599 

6.189 

7.814 

29.385 

2.337 

17.223 

7.651 


2000 

71.638 

6.385 

8.284 

29.886 

2.267 

17.074 

7.742 

Sachsen-Anhalt 

1998 

44.688 

4.279 

5.456 

20.046 

1.154 

9.959 

3.794 


1999 

44.081 

4.076 

5.453 

19.541 

1.180 

10.038 

3.793 


2000 

44.084 

4.076 

5.565 

19.413 

1.180 

10.216 

3.634 

Schleswig-Holstein 

1998 

34.121 

3.030 

9.692 

10.996 

1.731 

6.733 

1.939 


1999 

34.676 

3.029 

9.594 

11.248 

1.751 

7.072 

1.982 


2000 

35.181 

3.150 

9.594 

11.248 

1.818 

7.389 

1.982 

Thüringen 

1998 

43.162 

4.588 

6.496 

15.142 

1.182 

10.488 

5.266 


1999 

42.647 

4.487 

6.684 

14.712 

1.191 

10.538 

5.035 


2000 

42.960 

4.588 

6.496 

15.208 

1.201 

10.354 

5.113 

Bundesgebiet 

1998 

1.188.001 

82.968 

238.540 

405.247 

66.380 

237.439 

157.427 


1999 

1.204.543 

82.567 

237.176 

408.279 

67.175 

248.623 

160.723 


2000 

1.216.848 

83.616 

236.877 

409.356 

67.712 

255.802 

163.485 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Tabelle 1/15, Seite 256 

') Hauptsehulen, Schularten mit mehreren Bildungsgängen, Realschulen, Gymnasien, Integrierte Gesamtschulen, Freie Waldorfschulen, Sonderschulen 
Bis 1998 Ist-Zahlen 

Durch Doppelqualifikation Mehrfachzählung möglich 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 2, Berufliches Schulwesen 1998/1999; Vorabmeldung; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 



Tabelle 2/1: Ausländische Schüler und Schülerinnen an beruflichen Schulen 1998 


Drucksache 14/3244 


-280- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 




Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-281- 


Drucksache 14/3244 


Tabelle 212 : Schüler und Schülerinnen im Berufsgrundbildungsjahr und Berufsvorbereitungsjahr 1997 und 1998 


Land 

Jahr 

Sehüler und Sehülerinnen 

Bemfsgmndbildungsjahr sehuliseh 

B emfs vorbereitungsj ahr 

Anzahl 

Verändemng 
gegenüber dem 
Vorjahr 

Prozent 

Anzahl 

Verändemng 
gegenüber dem 
Vorjahr 

Prozent 

Baden-Württemberg 

1997 

295 

18,5 

11.736 

4,5 


1998 

275 

-6,8 

11.613 

-1,0 

Bayern 

1997 

5.842 

- 4,1 

5.787 

20,4 


1998 

5.459 

-6,3 

5.615 

-3,0 

Berlin 2) 

1997 

124 

-26,6 

5.211 

-17,0 


1998 

118 

^,8 

6.006 

15,3 

Brandenburg 

1997 

0 

- 

- 

- 


1998 

0 

- 

- 

- 

Bremen^ 

1997 

60 

-15,5 

871 

0,6 


1998 

46 

-23,3 

914 

4,9 

Hamburg 

1997 

0 

- 

3.776 

8,0 


1998 

0 

- 

3.308 

-12,4 

Hessen 

1997 

3.953 

15,4 

4.028 

0,2 


1998 

3.909 

-1,1 

3.604 

-10,5 

Meeklenburg- V orpommem 

1997 

0 

- 

4.300 

-9,7 


1998 

0 

- 

4.708 

9,5 

Niedersaehsenh 

1997 

14.258 

-4,7 

5.362 

1,4 


1998 

13.435 

-5,8 

5.225 

-2,6 

Nordrhein-Westfalen 

1997 

7.718 

19,3 

3.674 

21,4 


1998 

8.735 

13,2 

4.159 

13,2 

Rfieinland-Pfalz 

1997 

3.453 

11,6 

4.308 

-6,0 


1998 

3.506 

1,5 

4.081 

-5,3 

Saarland 

1997 

1.464 

3,5 

352 

- 4,6 


1998 

1.466 

0,1 

314 

-10,8 

Saehsen 

1997 

1.098 

-0,9 

8.511 

4,9 


1998 

1.815 

65,3 

8.502 

0,1 

Saehsen-Anhalt 

1997 

909 

-51,6 

3.578 

4,9 


1998 

971 

6,8 

3.586 

0,2 

Sehleswig-Holstein 

1997 

589 

5,6 

907 

13,8 


1998 

654 

11,0 

885 

-2,4 

Thüringen 

1997 

466 

9,6 

3.963 

- 4,9 


1998 

467 

0,2 

4.286 

8,2 

Bundesgebiet 

1997 

40.229 

0,7 

66.364 

1,8 


1998 

40.856 

1,6 

66.806 

0,7 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Tabelle 2/2, Seite 258 

') Einschließlich Bemfsgmndbildungsjahr an Bemfssonderschulen und Bemfsfachschulen 
Einschließlich Berufsvorbereitungsjahr an Bemfssonderschulen 

Einschließlich der niedersächsischen Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 
'*) Ohne die Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 2, Bemfliche Schulen 1997/1998 und 1998/1999; 
Berechnungen des Bundesinstituts für Bemfsbildung 
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Tabelle 2/3: Schüler und Schülerinnen in Berufsfachschulen^) nach Ländern 1996 bis 1998 


Land 

Merkmal 

Sehüler und Sehülerinnen in Berufsfaehsehulen 

Insgesamt 

Weiblieh 

1996 

1997 

1998 

1996 

1997 

1998 

Anzahl 

Prozent 

Baden- Württemberg 

Insgesamt 

85.379 

89.596 

91.473 

56,1 

55,9 

56,3 


1. Sehuljahr 

60.021 

62.647 

63.461 

50,8 

50,7 

51,4 

Bayern 

Insgesamt 

20.261 

21.650 

22.116 

83,9 

83,4 

82,8 


1. Sehuljahr 

11.058 

11.519 

11.313 

84,1 

84,0 

83,0 

Berlin 

Insgesamt 

8.050 

9.084 

10.064 

63,3 

59,8 

57,0 


1. Sehuljahr 

5.714 

6.873 

7.804 

62,9 

59,3 

57,4 

Brandenburg 

Insgesamt 

2.963 

5.311 

8.202 

79,9 

68,9 

63,8 


1. Sehuljahr 

1.851 

4.032 

5.201 

80,5 

64,6 

60,2 

Bremen^) 

Insgesamt 

4.100 

4.239 

4.635 

53,6 

53,0 

52,8 


1. Sehuljahr 

2.321 

2.521 

2.752 

55,4 

53,4 

54,0 

Hamburg 

Insgesamt 

8.745 

9.101 

9.809 

58,5 

60,2 

59,8 


1. Sehuljahr 

5.123 

5.295 

5.952 

57,7 

61,0 

58,2 

Hessen 

Insgesamt 

19.089 

20.136 

20.029 

63,6 

63,2 

62,7 


1. Sehuljahr 

12.259 

12.580 

12.804 

62,5 

61,9 

61,5 

Meeklenburg- 

Insgesamt 

6.579 

7.913 

8.605 

89,6 

86,6 

83,9 

Vorpommern 

1. Sehuljahr 

2.623 

3.558 

3.588 

86,6 

82,9 

80,5 

Niedersaehsenh 

Insgesamt 

37.945 

40.454 

41.570 

74,6 

73,3 

73,5 


1. Sehuljahr 

27.655 

28.461 

29.425 

72,9 

70,9 

71,1 

Nordrhein- Westfalen 

Insgesamt 

68.717 

72.300 

73.240 

57,2 

56,7 

56,5 


1. Sehuljahr 

41.617 

43.908 

43.795 

58,9 

58,3 

58,1 

Rheinland-Pfalz 

Insgesamt 

16.715 

17.284 

17.204 

58,0 

57,7 

58,7 


1. Sehuljahr 

9.681 

9.689 

9.889 

56,5 

57,3 

58,9 

Saarland 

Insgesamt 

5.023 

5.029 

4.929 

59,7 

59,5 

58,8 


1. Sehuljahr 

3.016 

3.050 

2.944 

59,6 

58,2 

58,6 

Saehsen 

Insgesamt 

10.304 

23.447 

25.781 

85,7 

86,2 

85,1 


1. Sehuljahr 

5.677 

10.754 

11.621 

82,5 

83,0 

81,7 

Saehsen-Anhalt 

Insgesamt 

10.440 

13.044 

15.962 

83,1 

75,4 

72,2 


1. Sehuljahr 

7.170 

9.476 

9.497 

81,9 

72,0 

71,9 

Sehleswig-Holstein 

Insgesamt 

10.344 

10.724 

10.674 

61,9 

62,1 

62,5 


1. Sehuljahr 

5.779 

5.968 

5.846 

62,5 

62,3 

60,9 

Thüringen 

Insgesamt 

15.366 

17.336 

18.938 

79,9 

79,7 

78,8 


1. Sehuljahr 

7.087 

8.548 

8.934 

75,9 

77,5 

74,8 

Bundesgebiet 

Insgesamt 

330.020 

366.648 

383.231 

64,9 

65,1 

64,9 


1. Schuljahr 

208.652 

228.879 

234.826 

62,6 

62,3 

62,1 


Vgl. Bemfsbildungsbericht 1999, Tabelle 2/3, Seite 259 

‘) Ohne Bemfsgmndbildungsjahr, einschließlich Bemfsfachschulzweige an Freien Waldorfschulen 
Einschließlich der niedersächsischen Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 
Ohne die Gebiete, die zu den bremischen Arbeitsamtsbezirken gehören 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 2, Berufliche Schulen 1996/1997, 1997/1998 und 1998/1999; Sonderauswertungen des 
Statistischen Bundesamtes; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung 
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Tabelle 3/1: Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit 
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Tabelle 3/2: Mittel des Bundes nach Ressorts (Haushaltsansätze), der Bundesanstalt für Arbeit und der Länder für die berufliche Bildung 
1997 bis 1999 in Mio. DM 
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Tabelle 5/1: Begabtenförderung berufliche Bildung - Beteiligung der zuständigen Stellen, Stipendiaten und Stipendiatinnen, Förder summen nach Ausbil- 
dungsbereichen sowie alten und neuen Ländern^) 
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8. Stichwortverzeichnis 


Abiturienten 


- allgemein 

- Übergang in duales System 

26, 46, 55, 76 ff 

77 

ADAPT 

16, 205 

AGENDA 2000 

202, 207 

Angebots-Nachfrage-Relation 

- allgemein 

- nach Ländern, Arbeitsamtsbezirken, Ausbildungs- 
und Berufsbereichen 

1,39 ff, 228 

39 ff, 228, 229 ff, 235 ff 

Arbeitsförderungsgesetz 
(siehe auch Sozialgesetzbuch III) 

9, 179 

Arbeitslosigkeit 

152, 168 ff, 179, 189, 205 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz 

9, 180 f 

Ausbilder-Eignungsprüfung 

115 ff, 140, 180, 183 

Ausbildungsakquisiteure 

6 

Ausbildungsberater (Programm) 

6,38 

Ausbildungsberechtigung 

122 

Ausbildungsbereiche 

- neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 

- strukturelle Entwicklung 
(siehe auch einzelne Bereiche) 

4, 24 ff 

69 ff 

Ausbildungsbereitschaft der Betriebe 

6, 34, 36, 122 ff 

Ausbildungsberufe 

- am häufigsten gewählte 

- geschlechtsspezifisch 

- neue und neu geordnete 

- strukturelle Entwicklung 

57, 62 f , 73, 82 ff 

70 ff 

8, 25, 58 ff, 69, 90 ff, 249, 250 
69 ff 

Ausbildungsbeteiligung der Betriebe 

122 ff, 133 ff, 137 

Ausbildungsbetriebe 

122 ff, 133 ff, 140 

Ausbildungsbetriebsquote 

133 ff 

Ausbildungsbündnis 
- regionale Bündnisse 

(siehe auch Bündnis für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit) 

35 ff 

Ausbildungsdauer 

73 ff 

Ausbildungskonsens 

1,3,9, 10, 35 ff, 176 

Ausbildungskooperation 

5, 34, 140 ff, 202 

Ausbildungsmittel (neue) 

(siehe Lemmaterialien für die Aus- und 
Weiterbildung) 


Ausbildungsordnungen 

- neue und neu geordnete 

- im Erarbeitungs- und Abstimmungsverfahren 

8, 90 ff 

92 

Ausbildungspersonal 

- Programm zur Qualifizierung von Personal 
der beruflichen Bildung in den neuen Ländern 

- quantitative Entwicklung 

- Seminarkonzept zum Lernen im Arbeitsprozess 

118 

115 ff 

116 ff 

Ausbildungsplatzangebot 

1,21 ff, 228, 238 ff 
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Ausbildungsplatzbewerber und -bewerberinnen 

- unvermittelte insgesamt 

- unvermittelte nach Berufsbereichen, Ländern, 
Geschlecht, Staatsangehörigkeit 

Ausbildungsplätze 

- betriebliche 

- unbesetzte insgesamt 

- unbesetzte nach Berufsbereichen, Ländern 

- außerbetriebliche 

- staatlich geförderte 

Ausbildungsplatzentwickler 
(siehe Lehrstellenentwickler) 

Ausbildungsplatznachfrage 

- insgesamt und nach Ländern 

- Vorausschätzung für 2000 

Ausbildungsplatzprogramm Ost 1999 

Ausbildungsquote 

Ausbildungsverbund 
(siehe Verbundausbildung) 

Ausbildungsvergütung 
(siehe Kosten der Ausbildung) 


1,26, 39 ff, 254 
27, 39 ff., 252 f , 254 


1,21 ff, 145 ff 
1,26, 39 ff 
27, 252 f , 254 

3,21,30, 39, 106, 108 ff , 116 
5 ff, 22, 28, 33, 106 ff , 108 ff 


1,21 ff, 228, 238 ff 
16, 46, 52 

3,5,21,27,31,33,49, 122 
89, 122 ff, 145 


Ausbildungsverträge 

- neu abgeschlossene insgesamt 

- neu abgeschlossene nach Behindertenregelungen 

- neu abgeschlossene nach Ländern 

- neu abgeschlossene nach Ausbildungs- und 
Berufsbereichen 

- neu abgeschlossene in neuen Berufen 

- neu abgeschlossene mit verkürzter Ausbildungszeit 

- vorzeitig gelöste 

- verkürzte 


1,4,21 ff 
22, 26 

21,241,242 

4, 24, 241,242, 243 ff , 247 

25, 249, 250 
26 

66 

26, 251 


Ausländische Betriebe 

(siehe Betriebe mit ausländischen Inhabern) 

Ausländische Jugendliche 

- Auszubildende 
-Förderung 

- ohne Schul- bzw. Berufsabschluss 

- Schüler an beruflichen Schulen 

- unvermittelte Ausbildungsplatzbewerber 

- Weiterbildung 

Auszubildende 

- Alters Struktur 

- insgesamt 

- nach Ausbildungsbereichen 

- nach Betriebsgrößenklassen und Wirtschafts- 
branchen 

- schulische Vorbildung 

- weibliche 


60 ff, 140 
13,28, 34, 106 
60 ff 
60 ff, 281 
27 

169 ff, 182 


55 ff 
69 ff 
69 

122 ff, 133 ff 
55 ff 

55 ff, 70 ff, 124 ff 


Begabtenförderung 

Behinderte 

- Auszubildende 

- Förderung beruflicher Ersteingliederung 

- Förderung beruflicher Wiedereingliederung 

- neu abgeschlossene Ausbildungsverträge 

- psychisch Behinderte 


199 ff, 291 


28, 58, 73 

3,6, 22, 34, 107, 108 ff , 121,296 
110, 198 
26 

llOf 
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Benaehteiligte 

- allgemeine Förderung, Projekte 

- Ausbildung in außerbetrieb liehen Einriehtungen 

- ausbildungsbegleitende Hilfen 

- Übergangshilfen 

- Weiterentwieklung der Förderkonzepte 

3, 6, 9, 22, 28, 34, 36, 106 ff, 121 f , 

197, 199, 286 

106 

106, 110 

106 

12 

Beriehtssy Stern Weiterbildung 

169 f, 181 ff 

Berufsbegleitende Naehqualifizierung 

197, 198 

Berufsberatungsstatistik 

Berufsbildungsforsehung 
(siehe Forsehung) 

3, 26, 228, 229 ff, 235 ff, 238 ff, 

252 f 

Berufsfaehsehulen/Berufsfaehsehüler 
und -sehülerinnen 

- allgemein 

- Verbleib 

26, 36, 46, 52,55,64, 77, 80,81, 

84 ff, 104, 121 ff, 280, 281,283 

84 ff 

Berufsgrundbildungsj ahr 

26, 46, 54,55,64, 80, 281,282 

Berufskonzept/Berufsprinzip 

Berufsorientierung 
(siehe Berufswahl) 

11,95, 96 

Berufssehule/Berufhehe Sehulen 

8, 13,34, 90, 97, 100,102, 103 f, 

121 f, 155,206,216,281 

Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen (SGB III) 

12, 106, 108, 121 f, 198,286 

Berufsvorbereitungsj ahr 

46, 54, 64, 80,281,282 

Berufswahl 

12, 13,46, 50, 104 f, 176 ff 

Berufsweehsel 

166 ff 

BESCHÄFTIGUNG 

16, 205 

Besehäftigtenstatistik 

133 ff 

Besehäftigungsentwieklung 

162 

Besehäftigungspolitiseher Aktionsplan/ 
Besehäftigungspolitisehe Leitlinien 

15, 104, 205,207 

Betriebe mit ausländisehen Inhabern 
(siehe aueh Koordinierungsstelle Ausbildung 
in ausländisehen Unternehmen) 

6, 9,31,36,39, 64, 137 ff 

Betriebsbesuehsaktion der Bundesanstalt für Arbeit 

6 

Bildungsausgaben 

(siehe aueh staatliehe Programme) 

121 f,287 

Bildungseontrolling 

186 f 

Bildungssoftware 
(siehe aueh Multimedia) 

8, 99 

Bildungsteehnologien 
(siehe aueh Multimedia) 

99 ff 

Bildungsverhalten 

16, 46 

Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forsehungsförderung 

8, 9, 100, 103, 190 


Bündnis für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit 
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- Arbeitsgruppe Aus- und Weiterbildung 

- übergreifend 

1,3, 8, 9 ff, 14, 15, 33,35,38,93, 
96, 106, 107, 115, 197,211 

1,9 ff, 16, 33 ff, 101, 176 

C arl-Duisberg-Gesellschaft 

CEDEFOP 

206, 208,209,214 

207,211 

Chancengleichheit 

14, 15, 16,36, 176, 205 

Differenzierung dualer Berufsausbildung 
Doppelqualifizierung 

11,95,211 

78 

Duale Studiengänge 

Entwicklungszusammenarbeit 
(siehe internationale Zusammenarbeit) 

78 ff 

Europass 

Europäischer Sozialfonds 
(siehe auch Europäische EFnion) 

16, 202, 204 

16, 205 

European Recovery-Programm (ERP) 

6,38 

European Training Foundation 

207 

Europäische EFnion 

- AGENDA 2000 

- Anerkennung von Abschlüssen/Qualifikationen 

- berufsbildungspolitische Konzepte und Initiativen 

- Berufschancen für Immigrantinnen 

- Berufsbildungsforschung 

- beschäftigungspolitische Eeitlinien 

- betriebliche Weiterbildungserhebung 

- Bildung und Beschäftigung 

- Ergebnisse der deutschen Präsidentschaft, 
Konferenzen 

202, 207 

203, 204 

15, 201,204 

211 

207,211 

15,205,207 

211 

15,202 

15,202, 203 

- Europass 

- Europäisches Beobachtungsinstrumentarium 

- Kooperation mit europäischen Berufsbildungs- 
einrichtungen 

16, 202, 204 

99 

207 

- Memorandum Jugend und Europa - 
EFnsere Zukunft 

16, 202 

- Netzwerk neue Berufsbilder für Frauen in Europa 

- Programme, Gemeinschaftsinitiativen, Struktur- 
fonds, Projekte 

211 

16, 99, 196, 202, 204, 205, 206, 207 

- Sprachensiegel/Europäisches Jahr der 

Sprachen 2001 

205 

- Verstärkung der bildungspolitischen 
Zusammenarbeit 

204 

Existenzgründer/Existenzgründerinnen 
(siehe auch unternehmerische Selbstständigkeit) 

5,6, 9, 14,31,34,39, 179, 180,210 

F achhochschulen 

36, 78 ff, 101,281 

Fernunterricht 

109, 120, 183,200 

Flexibilisierung dualer Berufsausbildung 

Fortbildung 
(siehe Weiterbildung) 

10, 95 

F Ortbildungsverordnungen 

184 

Forschung 

104, 188, 207,210,211 ff 


Drucksache 14/3244 


-302- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Frau und Beruf (Programm) 

13 f, 176 ff. 

Frauen 

13, 1, insb. 3, 6, 16, insb. 176 ff, 26, 
28, 34, 46, 47 ff, 57, 60, 66, 67 f , 

70 ff, 77, 80, 81 f , 84 ff, 89, 106, 

108, 115, 124 f, 168, 179, 180, 

182, 184, 192, 193,205,211 

Frauen ans Netz (Aktion) 

14, 178 

Frauen geben Technik neue Impulse (Initiative) 

178 

Freie Berufe 

4, 5, 24, 40, 55 ff, 60 ff, 66, 69, 76, 
94, 119, 121 ff, 180, 199 

Fremdsprachen 

94, 97, 100, 174, 182, 184, 199, 204, 
206 

Gender-mainstreaming 

Gesundheits- und Sozialwesen 

15, 176 

13, 77, 82, 89, 95, 180, 182, 184, 193, 
199, 284 f 

Gleichstellungspolitik 

14, 15, 176 

Handwerk 

Hauswirtschaft 

4, 5, 24, 40, 55 ff, 60 ff, 66, 69, 76, 
90, 94, 95 ff, 115, 119, 120, 121 f, 
180, 193, 199 

4, 5, 25, 40, 55 ff 60 ff, 

66, 73,76, 77, 90, 115, 180 

Hochschulen 

9,36, 77, 101,202, 204, 206 

Hochschul-Informations- System (HIS) 

77 

lAB-Betriebspanel 

122 ff, 152 

Industrie und Handel 

4, 5, 8, 24, 40, 55 ff, 60 ff, 66, 69, 

76, 90, 94, 95 ff, 115, 119, 121 f, 

180, 199 

Informations- und Kommunikationstechnologien 

9, 14, 16, 25f,94, 99 ff , 118, 193, 
194, 202 

Inno-Regio (Wettbewerb) 

9 

Innovation und Arbeitsplätze für das 

21. Jahrhundert (Aktionsprogramm) 

8, 14, 176 

Innovative Arbeitsgestaltung (Programm) 

9 

Internationale Austauschmaßnahmen/Programme 

15, 201, 204, 206, 207, 208, 209 ff 

Internationale Zusammenarbeit 

- Bedeutung 

- berufliche Weiterbildung (Standortmarketing) 

- Konzept „Mehr internationale Mobilität in der 

14 ff, 201, 213 

208 

beruflichen Bildung“ 

- Region Asien/Pazifik (siehe auch einzelne Länder) 

- Region Afrika (siehe auch einzelne Länder) 

- Region Lateinamerika (siehe auch einzelne Länder) 

- Region Mittel- und Osteuropa 
(siehe auch einzelne Länder) 

208 

210.214 

214 

210.211.212.214 

207, 209,214 

- Argentinien 

- Australien 

- Brasilien 

- Bulgarien 

211,213 

208,210 

213 

215 
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- China 

- Chile 

- Dänemark 

- Dominikanische Republik 

- Finnland 

- Frankreich 

- Großbritannien 

- Indonesien 

- Israel 

- Japan 

- Kanada 

- Kasachstan 

- Kolumbien 

- Malaysia 

- Mongolei 

- Neue Unabhängige Staaten der 
früheren Sowjetunion 

214 

211,213,215 

211 

213 

210 

207, 208, 209,211 

207, 208, 209,211 

214 

210 

211 

208 

216 

213 

214 

207 

207,214 

- Nicaragua 

- Niederlande 

- Paraguay 

- Rumänien 

- Spanien 

- Südafrika 

- Thailand 

- Uruguay 
-USA 

- Vietnam 

213 

207, 209,213 

211 

215 

212 

214 

214 

211,213 

208,210,212 

210 

IT-Berufe 

14, 25,31,35,39, 44, 

58 ff, 72, 76, 103, 111 f,118, 177 

J ob-Rotation 

13 

Jugendarbeitslosigkeit 

7, 14, 15,28, 152, 176, 208,215 

Jugendliche ohne abgeschlossene Berufsausbildung 

64 f, 197 

Kampagne „Ausbilden: Wir machen mit!“ 

(siehe Lehrstellenkampagne 1999) 

Kompetenzentwicklung 

- allgemein 

- Forschungs- und Entwicklungsprogramm 

9, 13,96, 188, 189, 190, 192 

188 

Konzertierte Aktion Weiterbildung 

191 

Koordinierungsstelle Ausbildung in 

ausländischen Unternehmen 

(siehe auch Betriebe mit ausländischen Inhabern) 

6, 7, 39, 140 

Kosten der Ausbildung 

- Ausbildungsvergütung 

- allgemein 

119, 120, 121 f, 145 ff 

121 f, 141 ff 

Kultusministerkonferenz 

52, 79,91, 102 

Landwirtschaft 

Langzeitarbeitslose 

4, 5, 25, 40, 55, 60 ff, 66, 69, 73, 76, 
90, 94, 115, 119, 121 f, 180, 199 

152, 198 

Lebensbegleitendes Lernen 

8, 9, 12, 15, 16, 100, 190, 203, 204, 
208 

Lehrstellenentwickler (Programm) 

Lehrstellenkampagne 1999 

6,38 

6, 38 f 
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Lehrstellenwerber (Programm) 

6,38 

Leitprojekte 

8, 100, 102 

LEONARDO da VINCI I 

196, 206 

LEONARDO da VINCI II 

16, 202, 204, 207 

Eem- und Arbeitsaufgaben 

103, 104 

Eemen im Arbeitsprozess 

9, 103, 116 ff, 183, 188, 190 

Eemen im sozialen Umfeld 

9, 189, 203 

Eemfest 1999 

191 

Eemende Gesellschaft 

191,212 

Eemende Region 

105, 189,212 

Eemendes Unternehmen/ Lernende Organisation 

189, 192 

Lemformen 

- arbeitsplatzorientiert 

- multimedial 

- selbstgesteuert, selbstorganisiert 

99 

99, 105, 198 

9, 13, 100, 105, 188, 189, 191, 192, 
193, 198 

Leminsel 

117 

Lemmaterialien für die Aus- und Weiterbildung 

25, 102, 103, 104, 192, 193, 198 

Lemortkooperation 

Lernsoftware 

(siehe Bildungssoftware) 

38, 103 f, 210 

IVLeisterprüfungen 

Memorandum „Jugend- und Europa - 
Unsere Zukunft“ 

115 ff, 178, 180 

16, 202 

Migranten/Migrantinnen 

1, 13 

Mobilität 

- allgemein 

- Ausbildungspendler aus den neuen Ländern 

13, 15, 34, 47, 166, 203, 206, 208, 
209 

17, 52, 54 

Modellvorhaben 

8, 14, 96, 100, 102, 103 ff, 1 16 ff., 
190, 192, 193, 197 

Modernisierung dualer Berufsausbildung 

1, 10 

Multimedia 

94, 99, 120, 198, 203,204, 206 

Nachhaltige Entwicklung 

Nachqualifizierung Erwachsener ohne 
Berufsabschluss 

102 f, 120 f 

12, 197, 198 

N achvermittlungsaktion 

3,35 

Neue Medien in der Bildung (Programm) 

101 f 

Nutzen der Berufsausbildung 

144 

Oecd 

213 

Offensive zum Abbau des IT-Fachkräftemangels 

10, 101, 176 

Öffentlicher Dienst 

4, 5, 13, 25, 40, 55 ff, 60 ff, 66, 69, 
73,76, 89 ff, 90, 94, 115, 119, 199 
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P ersonal- und Organisationsentwicklung 

PHARE 

163 ff, 188 

207 

Produktion für das 21. Jahrhundert (Programm) 

9 

Prüfungen im dualen System 

- computergestützte 

- Erfolgsquote, Wiederholer 

- Extemenprüfung 

- handlungsorientierte Prüfüngsformen 

- Prüfüngsteilnehmer und -teilnehmerinnen 

113 f 

67 

22, 68 f, 193, 197, 198 

8, 111 ff 

67 ff 

Qualifikationsentwicklung 

- allgemein 

- Call Center 

- Früherkennung 

- Indikator Stellenanzeigen 

162 

95, 194 

8, 93 ff 

94 ff 

Qualitätssichemng/ Qualitätsmanagement 

Rehabilitanden/ Rehabilitandinnen 
siehe Behinderte 

13, 112f, 192, 196, 209 

S chulabgänger/ S chüler 

- allgemein 

- Verbleib 

16, 46, 52 ff, 55 ff, 60, 80 ff, 280, 
281, 282, 283, 284 f 

47 ff 

Schule-Wirtschaft/ Arbeitsleben (Programm) 

9, 104 f 

Schulen ans Netz (Initiative) 

178 

Seeschifffahrt 

4, 5, 25, 60 ff, 73, 76 

Sofortprogramm zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit 

1,3,7, 10, 15, 16,21,28, 39, 54, 
107, 122, 152, 176, 179, 197 

SOKRATES I 

206 

SOKRATES II 

16, 202, 204 

Sozialgesetzbuch III 

- bemfliche Weiterbildung 

- bemfsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 

- Freie Fördemng 

- Fördemng Behinderter 

- Fördemng Benachteiligter 

179 

12, 106, 108, 122,286 

22 

26, 106 ff, 108 ff, 122, 198 

3,22, 106 ff, 122 

Staatliche Fördemng/Programme 

- Aufstiegsfortbildungsfördemngsgesetz 

- Ausbildungsberater 

- Ausbildungsplatzprogramm Ost 1999 
-Ausbildungsplatzprogramme 1994 bis 1998 

(Gemeinschaftsinitiativen Ost 1994 und 1995, 
Aktionsprogramme Fehrstellen Ost 1996 und 1997, 
Fehrstellenintiative Ost 1998) 

9, 180 f 

6,38 

3,5,21,27,31,33,49, 122 

33, 122 

- Ausbildungsplatzprogramme der Fänder 

- Begabtenfördemng 

- European-Recovery-Programm (ERP) 

- Fördemng des Personals in den neuen Fändem 

- Frau und Bemf 

- Fehrstellenentwickler 

- Fehrstellenwerber 

- Neue Medien in der Bildung 

- Schule- Wirtschaft/ Arbeitsleben 

- Sofortprogramm zum Abbau der 
Jugendarbeitslosigkeit 

3,5,21,22, 27,33 f, 122, 255 ff 
199 ff, 291 

6,38 

118 

13 f, 176 ff 

6,38 

6,38 

101 f 

9, 104 f 

1,3,7, 10, 15, 16, 

21,28, 39, 54, 107, 122, 152, 176, 
179, 197 
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- Weiterentwicklung der Ausbildungsplatz- 
programme in den neuen Ländern 
(siehe auch Sozialgesetzbuch III) 

II 

Strukturelle Weiterentwicklung dualer 
Berufsausbildung 

1,8, II ff, 96 

Stufenausbildung 

73 ff 

Tacis 

207 

Tag des Ausbildungsplatzes 

6 

Tarifverträge 

TEMPUS II 

II9, 120, 144 ff, 152, 178 

202 

TRANSFORM 

209 

Überbetriebliche Berufsbildungsstätten 

9, 35, 102, 120 f , 122, 144 

Übergang in die Erwerbstätigkeit 

- aus außerbetrieblicher Ausbildung 

- aus dualem System 

- aus vollqualifizierenden Berufsfachschulen 

- Übemahmeangebote nach Ausbildungsabschluss 

- Übemahmequoten nach Branchen und 

B etrieb sgröß enklas sen 

155 

77 ff, 150 f, 152 ff, 155 

84 ff 

150 ff, 152 

152 ff 

Übergang Schule - Berufsausbildung 

Umschulung 
(siehe Weiterbildung) 

37, 47 ff, 104 

Umweltbildung/Umweltschutz 

UNESCO 

UNEVOC 

102 f, 214 

102,213 

213 

Unternehmerische Selbstständigkeit 

siehe auch Existenzgründer/Existenzgründerinnen 

9, 166, 202, 205 

V erbundausbildung 

5, 6, 31, 34, 39, 125 f, 140, I4I, 202, 
210 

Verknüpfung von Aus- und Weiterbildung 

34, 95, 186, 193,203,210 

Verwertung beruflicher Qualifikationen 

84 ff, 162 ff 

Wandel der Arbeitswelt 

162 

Weiterbildung 

- allgemeine Weiterbildung 

- Arzt-, Zahnarzt- und Tierarzthelferinnen 

- Ausländer und Ausländerinnen 

- Bildungscontrolbng 

- Betriebs- und Personalräte 

- Gesundheits- und Sozialwesen 

- informelle berufliche Weiterbildung 
(vgl. auch Lernen im Arbeitsprozess) 

182, 196 

193 

I8I f 

186 

188 

180 

183 

- im Beruf 

- Langzeitarbeitslose 

- Officemanagement von KMU 

- Ordnungsfragen 

- Standortmarketing berufliche Weiterbildung 

- Sozialgesetzbuch III 

169 ff 

198 

192 

13, 186 

208 

179 
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- Weiterentwicklung beruflicher Weiterbildung 

- zwischenbetriebliche Zusammenarbeit 

- siehe auch Kompetenzentwicklung 

12 

191 

W eiterbildungsbedarf 

171 ff, 209 

Weiterbildungsordnungen 
(siehe Fortbildungsverordnungen) 


Weiterbildungspersonal 

118, 196 

Weiterbildungsstatistik 

-Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz 

- Berichtssystem Weiterbildung 

- Europäische Weiterbildungserhebung 

- Femunterrichtsstatistik 

- Programm Begabtenförderung berufliche Bildung 

- Sozialgesetzbuch III 

- Weiterbildungsprüfungs Statistik 

9, 180 f 

169 f, 181 ff 

211 

183 f 

199 ff, 291 

179 

180 

Z/usatzqualifikationen 

8,34, 95 ff, 211 f 
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Literaturdokumentation Berufliche Bildung 


Berufsbildungsbericht 2000 

Der Berufsbildungsbericht 2000 ist als CD-ROM erhältlich, die außerdem die Berufsbildungsbe- 
richte 1997-1999, eine Demoversion der Literaturdatenbank Berufliche Bildung, die statistischen 
Datenblätter sowie die Ausbildungsfibel „Tipps und Hilfen für Betriebe (ibv 10/00)“ beinhaltet. 
Teil 1 des Berufsbildungsberichtes 2000 (Politischer Teil) ist außerdem in englischer und franzö- 
sischer Sprachversion abrufbar. Die CD-ROM wird einmal jährlich unentgeltlich durch das Bun- 
desministerium fiir Bildung und Forschung herausgegeben. Mit Hilfe eines Suchbegriffs kann 
nach Sachverhalten in den Berufsbildungsberichten 1997 bis 2000 recherchiert werden. 

Die gleichen Recherchemöglichkeiten bietet das Internet unter http://www.bnibf.de . 

Außerdem wird der Berufsbildungsbericht 2000 als Druckversion veröffentlicht und kann unent- 
geltlich angefordert werden. 

Nachfragen sind an das Bundesministerium fiir Bildung und Forschung, Referat 221, Heinemann- 
straße 2, 53 175 Bonn, zu richten. 


Literaturdatenbank Berufliche Bildung 

Das Bundesinstitut fiir Berufsbildung, Herrmann-Ehlers- Straße 10, 53113 Bonn ist Herausgeber 
der Literaturdatenbank Berufliche Bildung im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft Berufsbildungs- 
forschungsnetz in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Institut fiir Erwachsenenbildung, Frank- 
furt am Main, dem Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt fiir Arbeit, 
Nürnberg, dem Landesinstitut für Schule und Weiterbildung, Soest und dem Staatsinstitut fiir 
Schulpädagogik und Bildungsforschung, München. Sie dokumentiert überwiegend deutsch- 
sprachiger Fachliteratur zu allen Aspekten der beruflichen Bildung sowie zu Fragen der Quali- 
fikationsentwicklung und -Verwertung. Alle Leistungen sind kostenpflichtig. 


Veröffentlichungsformen: 

Die CD-ROM Literaturdatenbank Berufliche Bildung beinhaltet eine Grunddatenbank mit 
35.000 Literaturnachweisen, die in 5 Updates pro Jahr aktualisiert wird. Außerdem bietet die 
CD-ROM einen direkten Zugriff auf die Volltexte der Berufsbildungsberichte 1997-2000, eine 
Übersicht über die neugeordneten oder in Neuordnung befindlichen Ausbildungsberufe. 1999 
wurde zudem die Literaturdatenbank des Centre europeen pour le developpent de la formation 
professionelle (CEDEFOP) aufgenommen. 

Die Literaturinformationen zur Beruflichen Bildung (gedruckter Informationsdienst) werden in 
5 Ausgaben jährlich parallel zum CD-ROM Update herausgegeben. 

Recherchen zur Literaturdatenbank Berufliche Bildung können über das Bundesinstitut für 
Berufsbildung, Abt. 1.2 - BuD, 53113 Bonn, Herrmann-Ehlers- Straße 10, 53113 Bonn durchge- 
fiihrt werden. 

Unter der Intemetadresse - http ://www.bibb.de - ist eine Demoversion der Literaturdatenbank 
Berufliche Bildung, die Volltexte der Berufsbildungsberichte 1997-2000 sowie eine Übersicht zu 
den Ausbildungsberufen abrufbar. 





Druck: MuK. Medien-und Kommunikations GmbH, Berlin 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon: 02 28 / 3 82 08 40, Telefax: 02 28 / 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 


